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Ein Zentralamt zur Förderung 
des deutschen Außenhandels. 
Von Prof. Dr. Max Apt, 


Erstes bis drittes Tausend. 


— 70 Seiten. ‚Preis 1,— Maik \ 


ein und schlägt die Teilung des Reichsamts des Innern in ein 
‚Reichswirtschaftsamt und in ein Reichsarbeitsamt vor; 
er fordert ferner die Reform des Konsulats- und Handels- - 
sachverständigenwesens und empfiehlt die Errichtung 
deutscher Auslands-Handelskammern. | u 


wir hervor; 


Sächsische Staatszeitung: Der Verfasser ist weiteren Kreisen als 
. Herausgeber der Deutschen Wirtschafts-Zeltung bekannt geworden. 
Sein Wört hat in den am Außenhandel beteiligten Kreisen Gewicht, 
ERE RISEERTUR Aus dem Kriege erwächst der Zwang, alles zu tun, 
um den deutschen Außenhandel gegen den erbitterten, skrupellosen 
Wettbewerb der Feinde, dessen Wucht wir erst nach dem Eintritt des - 
politischen Friedens fühlen werden, zu schützen und zu stützen, Mit 
kleinen Mitteln ist da nichts geholfen, Kraft und Geld muß an eine 
starke Wirtschaftswaffe gesetzt werden, an eine Waffe, die aber nicht 5 
abwehren, ssucca auch amgriffsweise stoßen kann. Das Pro- 
Arm Apis für eine Ausgestaltung und Ergänzung der zur Förderung 


Sache erfordert. 


Kaufleute die Einsicht und den Mut bekundeten, durch Schaffung 


geltung in. der Volkswirtschaft tatkräftig anzumelden. 


Kreisen, für die sie bestimmt sind, ernsthaft durchgedacht werden 
sollten. An Bedenken im einzelnen wird es nicht fehlen. Aber das 
schadet nichts, denn Vorschläge sind dazu da, -um Gegenvorschläge 

hervorzurufen. Die Hauptsache ist, daß man den Problemen selbst 


Oberverwaltungsgerichtsrat Dr. Schiffer, Mitglied des Reichstags, 
„Außenhandelsamt“: ee 
2...» „Die Darlegungen und Vorschläge des rührigen Syndikus 
der Aeltesten der Kaufmannschait von Berlin verdienen ernste 
Beachtung“ ..„.... i 


1916, Wochenschrift für Welt- und Kulturpolitik: 5 
„2... Jeder Leser der Broschüre wird zugeben, daß dieselbe 
einen sehr wertvollen Beitrag zur Frage der Förderung des deutschen 
Außenhandels- darstellt, und jeder ‘wird mit dem Verfasser .der 
Ansicht sein, daß eine besondere Organisalion des Außenhandels 
nach dem Kriege notwendig ist, damit planmäßig alles geschieht 
was unsern Export, auf den wir im Interesse unserer Zahlungs- und 
delsbilanz angewiesen sind, fördern kann“ ..... 20... 


0 


‚Rußenhandelsamt. 


Syndikns der Aeltesten der Kaufmannschaft von Berlin. ie 


- .. Der Verfasser tritt für. die Schaffung einer Zentral- 
organisation zur Förderung desdeutschen Außenhandels 


Aus den überaus zahlreichen Presseäußerungen heben 


es Außenhandels wirkenden Kräfte hat den großen Zug, den die # 
Kölnische Zeitung: Nichts würde glänzender die ungebrochene Kraft | 


der deutschen Volkswirtschaft bezeugen, nichts besser ihre günstige # 
‚Fortentwicklung verbürgen, als wenn mitten im Kriege deutsche‘ _ 


einer Zentralstelle für den Außenhandel unseren Anspruch auf Weiter- # 


Frankfurter Zeitung: Das sind interessante Vorschläge, die von den 


die Aufmerksamkeit zuwendet, die sie verdienen. u 


schreibt im Verwaltungs-Arehiv 1916 Bd. XXV über die Broschüre 


Otto Jöhlinger schreibt in der „Deutschen Politik“ vom 1. Dezember % 
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Aufsätze. 


Kriegsgesellschaft und Reichsstelle. 


Ein Beitrag zum Verständnis des 
Kriegswirtschaftssystems. 


Von Professor Dr. Julius Hirsch, Köln, 
zurzeit Berlin. 


In der Verurteilung der Kriegsgesellschaften 


ist sich nahezu alle Welt einig. Selbst solche . 


Beurteiler, welche sonst anscheinend einen gewissen 
Wert darauf legen, möglichst nicht mit der 
allgemeinen ‘Meinung übereinzustimmen, wie 
z. B. Maximilian Harden, erklären doch, dass 
diese Organisationen höchstens als Befehls- 
maschinen hätten existieren dürfen und nun 
alsbald verschwinden müssten. Beim Zusammen- 
bruch unserer bisherigen Staatsform ist sich aber 
wiederum alle Welt darüber einig gewesen, dass 
in dem bisherigen Wirtschaftssystem zunächst 
jedenfalls eine Aenderung unter keinen Umständen 
eintreten dürfe, weil sonst der allgemeine Zu- 
sammenbruch gewiss sei. Instinktiv brach sich 
- dabei die allgemeine Erkenntnis Bahn, dass das 
vielgescholtene Kriegswirtschaftssystem noch jetzt, 
nachdem sein ursprüngliches Ziel, nämlich die 
Aufrechterhaltung der Volkswirtschaft bis zum 
Siege, durch das Verlieren des Krieges im vollen 
Sinne nicht erreicht werden konnte, eine vorerst 
' noch unentbehrliche Funktion im Leben des 
deutschen Volkes ausübt. Man braucht nur auf 
Oesterreich zu blicken, wo dieses Kriegswirtschafts- 


system sich nicht hat durchsetzen können, um 


. sofort die traurige Hilflosigkeit vor sich zu sehen, 


in welche ein Volk in ‚Notzeiten ohne solche 


organisierte Volkswirtschaft rettungslos verfällt. 


Fl 


führten, Durchsuchung der Kriegsgesellsc 


Woher also trotzdem und im gleichen Atem- 
zuge dieses vernichtende Urteil über einen Teil 
dieses Kriegswirtschaftssystems, der mit dessen gan- 
zem Werden und Wesen unlöslich verbunden ist? 

Vorweg eine Behauptung, die vorerst nur 
mit einem Autoritätsbeweise gestützt werden kann: 
Das Verdammungsurteil gegen die deut- 
schenKriegsgesellschaften istimgrossen 
ganzen durchaus unbegründet. Es ent- 
springt der Unkenntnis über Wesen und Aufgaben 
dieser Organisationen und tut ihren Leitern durch- 
weg bitterlich Unrecht. 

Man wird sich entsinnen, dass Anfang 1917 
der damalige Leiter des Kriegsernährungsamtes, 
v. Batocki, eine scharfe Nachprüfung der gesamten 
Kriegsgesellschaften der Ernährungswirtschaft, in- 


. soweit sie diesem Amte unterstellt waren, zusagte. 


Die Prüfung ist von durchaus unabhängigen, 
erprobten Treuhändern durchgeführt worden, die 
— das darf man heute wohl bekennen — infolge 
der allgemeinen Missstimmung mit begreiflichem 
Misstrauen an die Aufgabe herantraten. Ihr 
Wirken hat Umgestaltungen in den Gesellschaften 
zur Folge gehabt, Veränderungen von Zufalls- 


‚organisationen, wie sie in der drängenden Hast 


von Kriegsaufgaben oft ohne ausreichenden Zu- 
sammenhang nebeneinander entstehen mussten. 


Einige kleinere Kriegsorganisationen sind dabei 


verschwunden, indem sie mit grösseren ver- 
schmolzen wurden. Im ganzen lautete aber dag 
Urteil des ersten Leiters der deutschen Ernähr, 
wirtschaft bei seinem Abgange etwa da 
deutsche Volk kann auf die Ergebniss 
drücklich und in voller Unabhängigkeit 


nee 


stolz sein. Wohl kaum eine ae Seo de 
Welt hätte einen Kaufmannsstand hervorgebracht, 


zu disponieren hatte, und bei 


scharfer Prüfung keine wirklich ernste Verfehlung 
zu rügen, wohl aber in vielen Fällen erstaunliches 
Organisationstalent und nahezu überall rest- und 
rastlose Pflichterfüllung und Hingabe an schwie- 


rigste Aufgaben anzuerkennen und gelegentlich 
geradezu zu bewundern war. Den Beweis im 
einzelnen wird die Bekanntgabe der Revisions- 
und Rechenschaftsberichte erbringen, sobald die 


Zeit für volle Offenlegung gekommen sein wird; 


sie stellen insgesamt freilich stattliche Bände dar. 


Die Organisation der Kriegswirtschaft musste 
vor dem Feinde geheimgehalten werden. Das 


ist so gut gelungen, dass auch das eigene Volk 
wenig davon erkannt, und dass gelegentlich ein 


Reichsgerichtsrat nicht einmal den Unterschied 


zwischen Behörde und Gesellschaft in seinen 
der Kriegswirtschaft feindlichen Darlegungen 
festgehalten hat.!) Es ist an der Zeit, einige 
allgemeine Grundzüge der Organisation darzu- 


legen, wobei die Ernährungswirtschaft in erster 


‚Linie berücksichtigt wird. 

Eine Kriegsgesellschaft ist. in der Regel 
ein Zwangszusammenschluss von Her- 
stellern oder Händlern einer Ware. Dieses 
Zwangskartel, das bald unter dem Namen 
„Kriegsgesellschaft“, bald als „Kriegsausschuss“, 
bald als „Geschäftsabteilung einer Reichsstelle 
auftritt, ist grundsätzlich gemeinnützig, d. h. es 


tals von Reich, Bundesstaaten ‚oder anderen 
öffentlichen Körperschaften gestellt; 


Auflösung der Gesellschaft dem Fiskus. 
Wo starke Friedenskartelle bestanden, sind 


diese vielfach mit der Wahrnehmung. der Aufgaben 
Insoweit 
diesen Bewirtschaftungsaufgaben übertragen wur 
den, mussten«sie sich bezüglich der Gewinne aus 
diesen Geschäften und der gesamten Beaufsichti- 


der Kriegsgesellschaft betraut worden. 


gung den gleichen Bedingungen unterwerfen, 


” 


stellen“, el 1918, S, 62. 
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der wie die Leiter unserer grossen Kriegsgesell- 
schaften der Volksernährung dauernd über Hun- 
derte von Millionen und selbst über Milliarden ı 
dem doch in | 
Rathenau, in 
| plastisch geschildert, v2 Nachdem der zuerst neu- 


| nebenher erwähnt. Es 2 


der „Kriegsbeschlagnahm et) gefunden war) 
bedurfte es zur Verwaltung, Lenkung und Ueber- “ 
 wachung der beschlagnahmten Rohstoffe einer - 


vertrauten Bilde der Aktiengesellschaft, unter deut- a 
licher Anlehnung an den Gedanken der soge- = 
nannten „gemischt- wirtschaftlichen Unter _ 
 nehmung“ (G. W. U.) 
‚Kriegsausbruch in | immer weiteren Krelsen erörtert 
wurde. : e 


versucht worden. ng i 
| dass das öffentliche Interesse. durch. ‚entsprechende 
= Beteiligung des Staates oder der ‚Gemeinde an 
Kapital der betreffenden Gesellschaft. und durch 


darf seinen Gesellschaftern ausser einer mässigen 
Verzinsung ihres Kapitals keinen Gewinn abwerfen. 


Bei den meisten wird ein grosser Teil des Kapi- | der Rohstoffe zufielen, ergab ‚sich aber sofort die 


| neue Schwierigkeit, dass die gerechte Zuteilung 
' zwischen den einzelnen verarbeitenden Betrieben 
und eine einigermassen gerechte Preisfestsetzung 
| neuer Probleme aufwarf, und so musste ein neues 
Organ, das man innerhalb der Gesellschaften 


ein etwa 
erzielter Ueberschuss verfällt stets spätestens bei 


ı hatte, die Preisabschätzung und die Warenver- 
teilung übernehmen. - 


wie die eigentlichen Kriegsgesellschaften. Der k 
infacheren Linienführung dieser als en 


vergl. Neikamp, Die Aischalnz unseres a z 
riegswirtschaftsrecht — eine nationale Gefahr!, | 
S. 58/59, dazu auch ar für Preis. ; Mittel der Organisation d d 


EI. sorgung, as 1916, 


Orientierung gedachten Darstellung halber 


Wie die ersten eolclier Zwangskartelle = 


gekommen sind, hat ihr Schöpfer, Walter 


seinem bekannten Vortrage 


artige, uns allen heute so vertraute Rechtsbegriff 


Organisation, die diese grössten Warengeschäfte 
der Weltgeschichte wirkli 

führen konnte. Diese ‚Organisationen formte 
Rathenau zuerst sämtlich nach dem ihm besonders 


‚der unmittelbar ‚vor. 


Bereits vor dem. allge hat man ee Be 
seit dem Jahre 1905 die Frage eingehend ventiliert, 

in welcher Weise der Staat auf die Geschäfts- 

führung und ‚Preisbildung der grossen. Unter- n 
nehmungen mit ‚Monopolcharakter. Einfluss ge- 
winnen könne, und bei einer Reihe von Gemeinde- 
betrieben war die Lösung der Frage praktisch 


entsprechende Vertretung im ‚Aufsichtsrate Er: 
reichend. gewahrt werden könne. Bei diesen 
Kriegsgesellschaften, denen plötzlich grosse Massen 


bürgerlichen Rechtes - bisher noch. nicht gekannt 


= ‚Und weiter ergab ‚sich 
alsbald, dass die behördliche Aufsicht: gerade | hier 
doch besonders a war. ), 


9 Deutschlands Reaie 
8) Hierüber Lehmann, D 


Las 


- juristisch erfolgt. 


dahin geführt ee 


auch äusserlich 


Auf die Daue : erwies es “sich nämlich. als 


unmöglich, ‚dass eine. Kriegsgesellschaft auf der | 


einen Seite als Käufer und Verkäufer für 
Rohmaterialien und Fertigfabrikate und somit als 
Vertragsgegner . der Fabrikanten und Händler 
auftrat, auf der anderen. aber diesen Fabrikanten 
und Händlern behördliche Vorschriften gab, 
durch die dem einzelnen. in Gewinn und Verlust, 


Erweiterung oder Einengung der Bewegungs- 
in. Handelsfreiheit oder Abgabezwang 


freiheit, 


einschneidende Vorschriften auferlegt wurden. 


Zur Trennung der kaufmännischen von den Ver-- 


waltungsaufgaben zwang. auch ganz allgemein 


der Gesichtspunkt, dass man zwar die Fabrikanten 
und Händler eines  kriegswichtigen Geschäfts- 
zweiges unbedingt zur ‚Verwaltung ihrer Ware 


heranziehen musste, da sie die weitaus besten, 
in der Regel sogar die einzigen Sachverstän- 
digen waren. Mit der Natur des ‚Sachverständigen 


- verbindet sich aber bei ihnen unlöslich die Natur 
- des Interessenten, und bei den Entscheidungen 
iiber Preis- und Verteilungsfragen ist es nur allzu 
menschlich, dass der Interessent im Menschen 
über den Sachverständigen siegt.*) 


Deshalb 
musste hier eine neutrale und möglichst unbe- 
einflussbar urteilende Instanz. geschaffen werden. 


Die letzte Entscheidung über Preis- und Verteilungs- 


fragen musste unabhängigen Beamten vorbehalten 
bleiben. Die Leiter der Kriegsgesellschaften 
mussten zwar bestätigt werden von den Behörden, 
diese hatten auch auf ihre Wahl einen Einfluss, 
aber im. ge amien Geschäftsverkehr Halle doch 


= 


4) Der Zwangszusammenschluss ist richt ic formal- 
Wohl nur bei wenigen der neuen Ge- 
sellschaften ist die Gesamtheit der Industrie beteiligt; durch- 
weg waren es anfangs einzelne Firmen, die sich zu dieser 
wenig rentabeln Kapitalanlage bereit fanden. Diesen Ge- 


sellschaften wurde aber die Bewirtschaftung des beschlag- 


nahmten Rohmaterials zugewiesen. und mit fortschreftender 


; - Kriegswirtschaft. gab es in immer melır Industrieen nur mehr. 
beschlagnahmtes® Material. 


‘Damit wurde die anfängliche 
begreifliche besondere ‚Berticksichtigung. ‚der. Gesellschafter- 
Unternehmer. unmöglich; ‚es musste die ganze ‚Industrie 
gleichmässig beteiligt werden. _ 3 


De ey 1 
eigentlichen kaufmännischen. Arbeit der 


Gesellschaften von den Ve: rwalt ltungsaufga ben 
durchgeführt werden musste. 


& ‘Neben die Gcsellschafts- | 
_  organe traten Ausschüsse oder Beirä'e, welche bei den 
Vorschlägen über ‚Preis- und Verteilungsfragen mitwirkten, 
und die Eigenschaft als Gesellschafter einer Kriegsgesellschaft 
35 wurde | um so mehr belanglos, als ‚sich die Initiative und 
Kontrollarbeit mehr und mehr aus der Selbstverwaltung ‚der 
Gese ellschaften zu den Bauen Behörden hin: Aerschob: = 


Reichskommissar 


So erlebt mann das seltsame Schauspiel, 


 kommissare. 


a en Leiter der Kriegsgesellschaft ständig mit den 
' Gesellschafter-Fabrikanten als seinen hauptsäch- 
lichen Auftraggebern, Lieferanten oder Abnehmern 

zu tun, 
folglich in hohem Grade angewiesen und konnte 


war auf deren Rat und Wohlwollen 


gegen die Interessen und Wünsche seiner haupt- 
sächlichen Auftraggeber die Geschäfte auf die 
Dauer ohne anderweitige Stütze kaum führen. 

So ergab sich überall die dringende Not- 


| wendigkeit, einen besonderen Beamten mit der 
 Ueberwachung der Geschäftsführung und der 


Durchführung der behördlichen Aufgaben zu 
betrauen. Dieser Beamte, welcher für jede Kriegs- 
gesellschaft notwendig wurde, war der spätere 
Reichskommissarm, -Nicht selten hatte ein 
solcher Reichskommissar viele für gleichartige 
Zwecke arbeitende Gesellschaften zu überwachen, 


so beispielsweise der Reichskommissar für Fisch- 


versorgung einige 40, der Reichskommissar für 
Stickstoffwirtschaft mehrere, ähnlich der Reichs- 


 kommissar für bürgerliche Bekleidung usw. 


Bei dem enormen Umfang, welchen die 
Kriegsgesellschaften auf allen Gebieten des 
täglichen Bedarfs und des Kriegsbedarfs erlangten, 
wurde das Personal eines solchen Reichskommissars 


für die damit stets zusammenhängenden behörd- 


lichen Massnahmen immer zahlreicher. Der 
entwickelte sich mit seinen 
Referenten, Hilfsreferenten und einem zahlreichen 
Hilfspersonal sehr früh zu einer besonderen 
Behörde, zu der Reichsstelle. Diese Reichs- 


stelle, welcher die Verwaltungsaufgaben zugefallen 


sind, trägt häufig den gleichen Namen wie die 
Kriegsgesellschaft; sie arbeitet meistens in engster 
räumlicher Verbindung und stets in engster sach- 
licher Verknüpfung mit der Kriegsgesellschaft. 
dass in 
engstem Zusammenwirken ein Geschöpf des 
bürgerlichen . Geschäftsverkehrs, nämlich eine 
G. m. b. H., sich verbindet mit einem Geschöpf 
des Beamtenkörpers, einer Behörde. Diese 
enge Verbindnng zwischen einem kühleren 
Beamtenkörper und dem warmblütigen kauf- 
männischen Gebilde der G. m. b. H. hat sich 


nach jeder Richtung hin als überaus fruchtbar 


erwiesen. So ‚arbeiten zusammen die Reichs- 


5) So erscheinen auch nach aussen hin die Reichs- 
Der Titel kam im Frieden schon vor. Im 
Kriege trug der Ueberwachungsbeamte zuerst keinen be- 
sonderen Titel. : Sehr früh trat an seine Stelle die Reichs- 
stelle, Als dann wegen der Unbeliebiheit der Reichsstellen 
die Neugründung von Stellen möglichst vermieden werden 


sollte, neue Bewirtschaftungsaufgaben aber unabweislich 


herandrängten, griff man zu dem Auswege, die Reichsstelle 
nunmehr mit dem Titel ihres Leiters zu nennen, 


7 m mern per nn mn nn nn nn pn um 


getreidestelle (Verwaltungsabteilung) als eine Be- 
hörde und die Reichsgetreidestelle (Geschäfts- 
abteilung G. m. b. H.) als eine Gesellschaft, in 


gleicher Weise Reichsstelle für Gemüse und Obst | 


_ (Verwaltungsabteilung) als eine Behörde und 
Reichsstelle für Gemüse und Obst (Geschäfts- 
abteilung G. m. b. H.) als eine‘ Gesellschaft; 
Reichsstelle für Speisefette (Verwaltungsabteilung) 
als eine Behörde und Reichsstelle für Speisefette 
(Geschäftsabteilung G. m. b. H.) als eine Ge- 
sellschaft. 

Nicht selten schichten sich auch zwei Ge- 
sellschaftssysteme übereinander. 
halb der Getreidswirtschaft hat sich bespielsweise 
schon früh der Zusamnieihtihluss der Graupen- 
mühlen, die Graupenzentrale gebildet, welche die 
ersten Bewirtschaftungsmassnahmen durchführte, 
desgleichen die Grieszentrale; vom Frieden her 
bestand der Verband der Teigwarenfabrikanten, 
der für die ganze Industrie Kriegsaufgaben 
übernahm, und mehrere ähnliche Verbände 
konnten einen ziemlich straffen Zusammenschluss 
ihrer Industrien nachweisen. Als die ständig 
grössere Knappheit der Rohstoffe die straffere 
Zusammenfassung aller Getreide verarbeitenden 
Industrien notwendig machte, musste zwar die 
oberste Zuteilung und Verteilung dieser ganzen 
Rohstoffe auf die verschiedenen, auf sie ge- 
meinsam angewiesenen Industrien einheitlich in 


der Reichsgetreidestelle (Geschäftsabteilung) zu- 


sammengefasst werden, zumal die Mühlen eine 
solche einheitliche Zusammenfassung noch nicht 
aufzuweisen hatten. Es bestand aber kein Be- 
denken dagegen, die Weiterverteilung innerhalb 
der einzelnen Industrie wie bisher bei Graupen- 
zentrale, Grieszentrale, beim Teigwarenverband 
‚usw. zu belassen. Die Geschäftsabteilung der 
Reichsstelle ist also hier gleichsam der höhere 
Zusammenschluss, der nachgeordnete Zwangs- 
vereinigungen zusammenfasst. Aehnlich sind z. B. 
der Geschäftsabteilung der Reichsstelle für Ge- 
müse und Obst in manchen Beziehungen (tat- 
sächlich, nicht rechtlich oder formell) nachgeordnet 
die Kriegsgesellschaft für Obstkonserven und 
Marmeladen G. m. b. H. (Koma genannt, selbst 
wieder eine der grössten Gesellschaften der Volks- 
ernährung), die Gemüsekonserven-Kriegsgesell- 
schaft m. b. H. in Braunschweig, die Kriegs- 


gesellschaft für Dörrgemüse m. b. H. und in ge- 
wissen Beziehungen die Kriegsrübensaft-Gesell- 
schaft m. b.H. Zwei andere bisher selbständige 
und Obst- 


Kriegsgesellschaften der Gemüse- 
wirtschaft (Sauerkraut und Weinobst) wurden 
mit der Geschäftsabteilung der Reichsstelle 
verschmolzen. a . 
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.G. m. b. H. gewählt haben. 


Inner- 


_ Reichsbehörden in hohem Grade. abhängig. 


mern 


Man sieht weiter, dass diese Kriegsgesell- 
schaften die Form der Aktiengesellschatt, 
in der Rathenau sie geschaffen hatte, aufgegeben 
und dafür die leichter zu handhabende Form der 
Der Hauptgrund 
ist offensichtlich: Die Äktiengesellschaft ist zur 
Offenlegung ihrer Verhältnisse, wenn auch in be- 


scheidenem Massstabe, durch den Veröffentlichungs- e 


zwang der Bilanzen genötigt, während bei der 
G. m. b. H. das Geheimnis tiber Namen und Art 


der Gesellschafter und besonders über Umfang | 


und Art der geschäftlichen Betätigung weit sicherer 
gewahrt werden kann. Diese Geheimhaltung ist 
aber bei kriegswirtschaftlich wichtigen Trans- 


aktionen dem Feinde gegenüber erste Pflicht, 


und so ist seit April 1915 die Cründung von 
Aktiengesellschaften für Zwecke ‚der Kriegswirt- 
schaft nahezu ganz unterblieben. 


Teil der von ihnen „bewirtschafteten“ Waren, 
vielfach sind sie lediglich zuweisende, disponierende 


Stelle. Aber auch, wo grundsätzlich nur disponiert 
wurde, war doch die Uebernahme von Waren- 


reserven, die für Notfälle gestapelt wurden, oder 


von aus dem Auslande zugewiesenen Waren ot- 
' wendig, und so kamen bald Kapitalmassen in 
‚ursprünglichen 
Grundkapitalien überhaupt nicht mehr in Betracht 
Es gibt eine Kriegsgesellschaft mit 
28000 M. Stammkapital, die über 500 Millionen 
Und die Aktiengesellschaften mt 
Millionenkapitalien hatten auch oft vielhunder- 
fache und nicht selten tausendfache Umsätze 
Daraus ergab sich die Not- 


Frage, denen gegenüber die 


kamen. 
Mark umsetzt. 


ihres Aktienkapitals. 


wendigkeit, dass für diese grossen Risiken ein 


anderer Garant eintrat, als es sonst bei Gesell- 


schaften bürgerlichen Rechts üblich ist, nämlich 


das Reich. Es ergab sich die weitere Not- 


wendigkeit, dass innerhalb der Gesellschaften für > 9. 
Risikenausgleich Kapitalansammlungen stattfanden, 
die das finanzielle Gleichgewicht beim Umschlag 


solcher Riesensummen einigermassen ermöglichten. 


Diese Reservefonds sind dann aber wieder bei re - 
einer Ausgleichsstelle des Reichsschatzamtes ge- et 
sammelt und so schon vor ihrer endgültigen > 
"lieferung an das Reich der öffentlichen Wirtschaft 

Die „Gewinne“ 

. der Kriegsgesellschaften bestehen nur 


zugänglich gemacht worden. 


in der Phantasie; in der Hauptsache decken 


die Gesellschaften ihre Risiken durch die Reichs- ur 
. garantie und sind folglich auch durch diese Bee 


sonderheit von den‘ ’Entschlüssen der. ‚obersten 


Dies um so 
mehr, als die Frage der Kapitalhöhe beialln . 
Gesellschaften mehr und mehr in den Hintergrund 
trat. Zwar übernehmen sie durchweg nur einen 


Tu 


Eben I 


verstehen, wenn man vorher ‚sich ‘klar macht, 
welches das ‚Arbeitsgebiet der Reichsstelle 
ist. Nur aus den. Verwaltungsanordnungen der 


Reichsstelle entspringen die Durchführungsauf- 


gaben der Kriegsgesellschaft. Die Hauptaufgaben 
sind aber zunächst drei: Anordnung der Beschlag- 
nahme, Aufstellung des 


zu kontrollieren hat. 


Auch die Reichsstelle steht nicht ganz selb- 
ständig da. In den Grundzügen ihrer Anordnungen 
‚unterliegt sie der Kontrolle der 
zZ entralbehörden; in der Kriegswirtschaft also 


obersten 


bisher derjenigen des Reichswirtschaftsamts, Reichs- 


‚ernährungsamts und Kriegsministeriums. Dies gilt 


insbesondere, wie a noch zu zeigen, von 
der Blase er folgt) 


Zur Frage er Auskunftspflicht der 


Banken und Sparkassen in 
. Steuersachen. 


Von Reglerungerat Dr. jur. et rer. pol. Walter Moll, Düsseldorf, - 


Unter obiger Ueberschrift hat Buck im 
letzten Bande des „Finanzarchivs‘' einen Aufsatz 


veröffentlicht, dessen einzelne Darlegungen bei 
ihrer Bedeutung für das wirtschaftliche Leben 


in Deutschland nicht unwidersprochen bleiben 
dürfen. 


Ausdrucksweise eine weite Verbreitung seiner 


Vorschläge und Meinungen. Deshalb wird auch 
seine Behauptung „Die ‚Auskunftspflicht der 
Banken, Bankiers und Sparkassen sowie des 
 Reichs- und Staatsschuldbuchs wird ganz all- 
gemein. ‚gefordert . 
häufig angeführt rd 


.““ (Fin.-Arch. 35, 262) 
Schliesslich scheint 
die ‚Entscheidung der jetzigen Reichsleitung 


durch einige Bestimmungen des Steuerflucht- 
1 gesetzes vom ‚21. November bereits in gewissem 
Umfange im Sinne seiner Anregung gefallen zu 


sein. Immerhin handelt es sich bei den bis- 


her erlassenen Vorschriften zunächst nur um 
Sioherheitsmassnahmen, und es wird erst Auf- 
gabe der künftig zur Gesetzgebung berufenen 
Er ' Körperschaften sein, eine ua urgehng 


e Sr zu zum 2: 


kann man auch die Auf- 
gaben der Kriegsgesellschaften heute nur. 


den Interessenten überlassen bleiben. 
Verteilungsschlüssels, 
Regelung. der‘ Preisbildung. Die Durchführung 
. dieser drei Hauptaufgaben. nach den getroffenen 
‚Anordnungen liegt bei der Kriegsgesellschaft, & 
‚während die Reichsstelle wiederum die Kriegs- 
gesellschaft i in allen diesen Tatigkeitskreisen scharf 


a... 0. 241). 


| Schon die Person des als Steuer- 
schriftsteller bekannten Verfassers zwingt hier- 
zu. Ausserdem erleichtert seine verständliche 
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Buok verkennt nicht, „dass sich gegen 


| eine solche Auskunftspflioht der Banken und 
. Sparkassen gegenüber der Steuerbehörde ge- 


wisse ausserhalb des Steuerrechts und der 
Steuertechnik liegende Bedenken geltend machen 
lassen. Diese sollen hier nur kurz berührt 
werden und muss deren ausführliche Erörterung 
Hier soll 
die Frage der Durchführbarkeit einer solchen 
Auskunftspflicht nur vom Standpunkte der 
Steuertechnik ‘aus beleuchtet werden“ 
Es ist wohl kaum zweckmässig, 
eine derart einghneidende Massnahme lediglich 
vom einseitigen) Wachstandpunkte aus zu be- 
urteilen. Trotzdem sollen sich die folgenden 
Darlegungen tunlichst auf die Gesichtspunkte 
beschränken, die Buck selbst behandelt hat. 


R, 
Buck erörtert zunächst den Umfang der 


| Kapitalhinterziehung. Er gibt zu, dass die 


Anzahl der Strafverfahren verhältnismässig 
gering ist. Aus dieser Tatsache zieht er jedoch 
keine Schlüsse zugunsten eines staatsbürgerlichen 


“| Pflichtgefühls bei der Allgemeinheit, vielmehr 
‚erblickt er die innere Ursache für die Seltenheit 


von Straffällen in der mangelnden Neigung der 
Gerichte, gerade die ihnen ganz fern liegenden 
und verwickelten Steuerstrafsachen zu verfolgen. 
Auch das nicht allzu häufige Vorkommen von 
Nachveranlagungen veranlasst ihn nicht dazu, 
eine gewisse Steuerwilligkeit anzuerkennen, 
sondern er findet auch hier Gründe, die ihn 
in seiner Meinung bestärken. 


Um die Höhe der der Besteuerung ent- 
zogenen und hinterzogenen Summen 
nachzuweisen, hebt Buck die Tatsache hervor, 
dass die Sparkassen während des Krieges einen 
sehr starken Zufluss an Einlagen zu verzeichnen 
hatten. ,‚‚Nun ist richtig, dass diese Einlagen 
meist unter 6000 M. betragen!) und daher in 
Preussen der Vermögenssteuer nicht unterliegen. 
Anderseits unterliegen dech die Zinsen der 
Einkommensteuer, sobald Steuerpflichtiger mit 
Einschluss dieser Zinsen ein Einkommen von 
mehr als 900 M. hat.‘‘ Zugleich gibt er der 
Ueberzeugung Ausdruck, ‚‚dass von den bhier- 
nach steuerpflichtigen Zinsen sich mehr als 
70—80 v. H., vielleicht sogar 90 v. H. aller 
Zinsen der Besteuerung ganz entziehen‘ 
(a. a. O., 245). Es mag sein, dass sogar ein 
recht erheblicher Teil der Zinserträge aus den 


1) Zumal wenn verschiedene BEnterlegungnntellon be- 
nutzt werden. 
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SE zz ernennen 


Spareinlagen der kleinen Leute nicht bei der- 


Einkommensteuer erfasst wird. Jedoch kann 
diese Tatsache für sich allein wirtschaftlich 


nicht für die Durchführung einer Auskunfte- 


pflicht der Sparkassen den Ausschlag geben. 
Im Gegensatze zu zahlreichen anderen Berufen 
kann bei Arbeitern und festbesoldeten An- 
gestellten das Einkommen aus gewinnbringender 
Beschäftigung auf Heller und Pfennig ermittellt 
werden. Ferner sind die ärmeren Bevölkerungs- 
schichten erst allmählich daran gewöhnt worden, 
ihre Ersparnisse werbend im wirtschaftlichen 
Leben mitarbeiten zu lassen. Vor allem aber 
gibt es noch andere, weniger bedenkliche Wege, 
das Einkommen aus Kapitalvermögen der Be- 
steuerung zu unterwerfen. Sie müssen erst 
beschritten werden, bevor die gewünschte Aus- 
kunftspflicht angeordnet wird. 

Zur Bekräftigung seiner Behauptung über 
den Umfang der Hinterziehungen gibt Buck 
einige Zahlenübersichten. Zunächst hat er 
einer anderen Abhandlung eine Tafel über die 
Ergebnisse der bayrischen Kapitalrentensteuer 
entnommen (a. a.O., 246). Sie soll den Beweis 
dafür liefern, dass die staatlichen Einnahmen 
immer in den Jahren besonders stark gestiegen 
sind, in denen bei wahrheitsgetreuer Steuer- 
erklärung Straffreiheit zugesichert war. Sicher- 
lich wird ja auch, wie allgemein anerkannt, 
viel entzogen. Leider haben derartige Zu- 
sammenstellungen niemals unanfechtbare Unter- 
lagen. So auch hier, Das stärkste Anwachsen 
der Erträge ist z. B. festgestellt für das Jahr 
des Inkrafttretens des Wehrbeitragsgesetzes, 
1912. Damals war auch eine vollständige 
Umgestaltung der bayrischen direkten Steuern 
vorgenommen worden. Namentlich war gerade 
das bayrische Einkommensteuergesetz vom 
15. April 1911 in Kraft getreten. 
die Vermutung nahe, dass die engen Zusammen- 
hänge zwischen Kapitalrenten- und Einkommen- 
steuer zu der Erhöhung der staatlichen Ein- 
nahmen mit beigetragen haben. In dieser An- 
nahme wird man bestärkt durch die Tatsache, 
dass Art. 27 des Einkommensteuergesetzes für 
Bayern erstmalig eine Verpflichtung zur Abgahe 
einer Steuererklärung für sämtliche Pflichtige 
mit einem steuerbaren Einkommen von mehr 
ala 2000 M. eingeführt hat. Ganz abgesehen 
hiervon lässt die mitgeteilte Uebersicht nicht 


erkennen, wie der Bestand der Sparkassen in 


dem entscheidenden Jahre durch neue Ein- 
zahlungen gestiegen ist, ob und in welchem 


Somit liegt 
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‚Umfange 


Vote 


infolge | 
Kapitalrentensteuer für Dividenden und ähnliche 
AUnSchÜENABEN höhere Erträge gebracht hat 
u. dgl. m. Ferner bleibt ununtersucht, wieviel 
durch die Bewilligung von Straflosigkeit und 
wieviel wegen des damaligen Erstarkens vater- 


ländischen Gefühles bei den Erklärungen mehr 


angegeben ist. Ebensowenig überzeugend wirken 


von Neugründungen die 


die aus der Schweiz entnommenen Angaben. 


Sie betreffen Vermögensfeststellungen, 
deren Bewertungsgrundsätze erkenntlich 
machen und ohne das Kapitalvermögen von 
dem sonstigen getrennt aufzuführen. 
Endlich gibt Buck drei Beispiele aus 
anderen Schriftstellern. Im ersten Falle hat 


Er 


# 


a 


ui un 
N 


ein Bauer ganz offenherzig erklärt, er habe 2 


die Sparkasse seines Nachbarkreises als unbe- 
dingt sicher vor den Nachforschungen der 
Steuerbehörde gehalten. 
kennzeichnet die Gesinnung der Landbewohner, 


Sein Eingeständnis “ 


die unzweifelhaft bei Durchführung der Aus | 


kunftspflicht ihr Geld nicht mehr zur Sparkasse 
Im zweiten Falle 


und Bank bringen werden. 


ist anlässlich gerichtlieher Untersuchungen in 


Geldschränken, auf dem Boden oder sonst im 
Haushalte Geld aufgefunden worden. Dieser 


Tatbestand berührt den Gegenstand der Ab- 


handlung überhaupt ‚nicht. 


erscheint das letzte der drei Beispiele. Die 


Steuerbehörde von X. hatte vor einiger Zeit 
in den Tageszeitungen eine Warnung erlassen. 
In ihr. war darauf hingewiesen worden, dass 


zwar in Preussen keine allgemeine Auskunfts- 
pflicht der Banken und Sparkassen bestehe, 
dass aber anderseits im Rechtsmittel- 
Strafverfahren eine Zeugnispflicht des Vorstandes 
dieser Anstalten gegeben sei. 


Am wertvollsten Se 


Der Erfolg der 
Aufklärung war ein Sturm auf die Sparkassen. 


und 


„An der Verschleppung des Geldes waren alle 


Kreise der Bevölkerung beteiligt... ...; 
kleinen Sparer überwogen weitaus‘ (a. 2.0. ‚252). 


Mit dieser Feststellung gibt gerade das zuletzt 
mitgeteilte Geschehnis besonderen Anlass zum 
des 


Nachdenken über die EIS RENE 
Buok’schen Vorschlagen. 


2. 


Im weiteren Verlauf seiner Darlesun 2 
schildert Buck die augenblickliche Rechtslage. 


Dabei kommt er zu dem Ergebnis, 


Strafverfahren eingeleitet ist, die Zeugnispflicht 


EN 


für die Vorstände der Banken und Sparkassen 


"nicht besteht oder ihr Bestehen zum mindesten Ä 


„dass, en 
solange gegen Steuerpflichtige kein gerichtliches di 


die 


‚verwaltungsgerichts. 
Entscheidungen liegt der Steuerbehörde der 
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Tamsra.oE ER 
zweifelhaft ist?) . “ Anders im Strafver- 
fahren: um 54 wa. unterliegt daher keinem 
Zweifel, dass im Strafverfahren eine Zeugnis- 
pflicht der Banken und Sparkassen besteht‘ 
(a. a. O., 262). Sodann beruft er sich auf 
einige Schriftsteller, die eine Auskunftspflicht 
für Banken und Sparkassen gleich ihm befür- 
worten; zugleich erörtert er einige Bedenken 
gegen seinen Vorschlag, namentlich die von 
ihm gering eingeschätzte Gefahr einer Ab- 


_  wanderung des ern Vermögens ins 


Ausland. 

Die Auskunftspflicht für Banken und 
Sparkassen will er nicht dahin aufgefasst 
wissen, dass die genannten Anstalten in jedem 
Jahre über das Konto und Depot jedes Kunden 
und dessen Höhe Auskunft geben sollen, viel- 
mehr erscheint es ihm ausreichend, wenn sie 
nur von Zeit zu Zeit ‚im Anschluss an die 
Ergänzungssteuerveranlagung und Besitzsteuer- 
veranlagung über das Vorhandensein und Nicht- 
vorhandensein eines Guthabens oder Depots... 
Mitteilungen zu machen hätten“ (a.a.0.,270). 
Zur Begründung seiner Anregung bezieht er 
sich noch auf die Rechtsprechung des Ober- 
Nach den ergangenen 


Beweis dafür ob, ‚nicht nur, dass Steuer- 
pflichtiger überhaupt Vermögen hat, sondern 
sie hat ihm jedes Wertpapier und jede Mark 
einzeln nachzuweisen, nachzuweisen auch, dass 
er jedes dieser Vermögensteilchen nicht nur 
hatte, sondern auch jetzt noch hat‘ (a. a. O., 
2721). Auch diese Begründung erscheint nicht 
durchschlagend. Wenn die Rechtsprechung des 
Oberverwaltungsgerichts, wie es leider tatsäch- 
lich in mancher Beziehung der Fall ist, den 
Steuerbehörden es unmöglich macht, eine ge- 


- rechte und den wirtschaftlichen Verhältnissen 


angepasste Veranlagung vorzunehmen, so muss 
eben das Gesetz eine Fassung erhalten, die 
dies verhindert. 

Gegen den von Buck befürworteten Vor- 


schlag lassen sich schon bei offenen Depots 
erhebliche Bedenken geltend machen. 


Ganz 
abgesehen davon, dass er eine halbe Massnahme 
bedeutet, lässt er die Werte unerfasst, die sich 
überhaupt nicht an Hinterlegungsstellen befinden 
und in einem Geldschrank z. B. aufbewahrt 
werden. Ferner wird häufig einem Kaufmanne 


_ eine ihm geschuldete Summe vorübergehend 
auf sein PBankantabsn zurückgezahlt, obwohl 


ne Hier ‚kann ‚eine klare Bestinmung bessernd wirken, 


I: L 


über ihre sofortige Wiederverwendung zu 
geschäftlichen Zwecken längst bestimmte Ab- 
sichten bestehen. In diesem Falle hätte die 
Bank der Steuerbehörde ebenfalls Kenntnis zu 
geben, und erst längere Verhandlungen ermög- 
lichten es, den Nachweis zu erbringen, dass 
kein Kapitalvermögen bei Abgabe der Steuer- 
erklärung verschwiegen worden ist. Des weiteren 
ist es statthaft, mehrere Banken zu benutzen. 
Auch hierdurch kann eine Rechtsunsicherheit 
hervorgerufen werden, sobald unvollkommene 
Auskünfte erteilt werden. Endlich tragen viele 
Menschen den gleichen Namen, so dass selbst 
eine Anordnung, niemand ‚dürfe auf falschen 
Namen Geld einlegen, nicht in allen Fällen nützt. 

Noch weniger einwandsfrei erscheint der 
behandelte Vorschlag bei Werten, dis sich in 
Schliessfäochern unter eigenem Verschluss 
befinden. Das Misstrauen eines Teiles der 
Bevölkerung gegen die Steuerbehörde und gegen 
eine Bekanntgabe der eigenen Vermögens- 
verhältnisse an Dritte ist häufig der Beweggrund 
für die Benutzung besonderer Gewahrsame. 
Infolgedessen würden Geid und Effekten weit 
mehr als bisher wieder zu Hause behalten oder 
bei unzuverlässigen Vertrauenspersonen unter- 
gebracht werden. Auf jeden Fall würden erheb- 
liche Werte der werbenden Teilnahme am wirt- 
schaftlichen Leben des Volkes entzogen werden. 


3. 


In einer im vorletzten Bande des Finanz- 


archivs abgedruckten Arbeit „Zur Veredelung 


der preussischen Einkommensteuer‘ habe ich 
einleitend ausgeführt: „Ja, manche Schrift- 
steller verlangen sogar unbedingte Auskunfts- 
pflicht von Sparkassen in Einkommensteueran- 
gelegenheiten, ohne die in anderen Richtungen 
schädlichen Folgen derartiger Massnahmen für 
unsere Volkswirtschaft nachzuprüfen und duroh- 
zudenken; wenigstens unterlassen sie es bis- 
weilen ganz, etwaige Bedenken gegen ihre 
Vorschläge zu erörtern. Inzwischen haben 
deutsche Helden auf allen Kriegsschauplätzen 
der Erde geblutet.... Da muss man sich un- 
willkürlich fragen, ob nicht vielleicht die 
Lücken der Veranlagung ebensoviel in den 
Fehlern der Technik und anderen Ür- 
sachen wie in den Mängeln der Moral zu er- 
blicken sind.‘ (Fin.-Arch. 35, 2.) Uebrigens 
verkennt auch Buck nicht die Verbesserungs- 
fähigkeit des Gesetzes. Er wiederholt jedoch 
nur die sehon häufig erhobenen Forderungen 
nach einer Ausdehnung der Pflicht zur Abgabe 
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einer Steuererklärung (aaO. 245) ee 


einer besonderen Kapitalmelde-undKapital- 
spezialisierungspflicht. (aaO. 278.) Es 


muss aber auf diesem Gebiete mehr geschehen, 
Nur durch Stärkung des Verantwortlich- 


keitsgefühls, nicht mit Massnahmen, die 
die Freiheit des Einzelnen besengen, 
kann dauernd gesunder Fortschritt er- 
zielt werden. Menschen ohne staatsbürger- 
liche Gesinnung verstehen es leider stets, sich 
den gegen sie Anger Mitteln zu ent- 
ziehen. 

Im fünften Teile der erwähnten Abliand- 
lung (aaO., 95 ff) habe ich bereits hervorge- 


hoben, dass Vorschriften wie die der 88 17, 
19 und 20 Preuss. Eink. St.-G. den Schutz der 


persönlich Öffentlichen Rechte bei der Heran- 
ziehung zur Einkommensteuer regeln. Das 
so gewährleistete Recht löst die Pilieht aus, 
die tatsächlichen Einnahmeverhälinisse und 
sonstigen wirtschaftlichen Daseinsbedingungen 
wahrhaft zu schildern. Sie wird leider 
vielfach umgangen. 


Zeiten erhöhte Anforderungen an die Opfer- 
willigkeit der Staatsangehörigen stellen. Damit 
gehört es zu den bedeutsamsten Aufgaben der 
Zukunft, 


darfs zu weoken und zu fördern. 
Mittel hierfür sind wissenschaftliche Vor- 
lesungen über Abgabenrecht auf den Hoch- und 


Fortbildungsschulen sowie für Volksschullehrer 
und die Schüler der oberen Klassen, aufklärende 
Vorträge vor Berufskammern und Vereinen, 


ferner eine Verbesserung der Formen des Vor: 
fahrens, 
sonderen Fragebog en zur Abgabe der Steuer- 


erklärung für jede einzelne Berufsklasse, vor 


allem aber eine klarere Fassung des Gesetzes, 


die mehr als bisher den wirtschaftlichen An- 


forderungen der Zeit und damit dem Volks- 
empfinden Rechnung trägt. Auch käme neben 
einer Vereinheitlichung der Behörden für 
die Entscheidung über Gemeindeabgaben- 
streitigkeiten sowie für die Veranlagung 
zu Reichs- und Staatssteuern eine 
vollere Auswahl der Mitglieder der Vorein- 
schätzungs- und Veranlagungsbehörden 
Betracht, | 


Diese Tatsache muss um 
so schädlicher wirken, ja mehr die kommenden 


das Verständnis für die Notwendig- 
keiten der Deckung des Öffentlichen Geldbe- | 
Geeignete 


namentlich die Ausarbeitung von be- 


liebe- 


in 
denen ebenfalls eine Sıärkung des 1 
Verantwortlichkeitsgefühls bei ihrer Tätigkeit 
im Dienste des Gemeinwohls nützlich wäre. 
Endlich habe ich in meiner damaligen Arbeit | _ 
noch zahlreiche andere Anregungen gegeben, : 

die teilweise Buck ebenfalls Bears so die | 8 


‚alljährlich zu einem bestimmten Zeitpunkt. er- 
folgen. 
sich fraglos starke Bedenken erheben. Nament- 

lich das Verkehrsleben ‚würde, durch die neue 


.zu lassen. 


Banken und Sparkassen ‚angeordnet werden, e* = 


jede Banknote enthält eine Angabe ‚über. das 
‚Jahr, in dem sie in Verkehr gebracht ist. 


‚jedes Jahr eine "Wertminderung um einen be- 


Zwecke müsste bei der Ausprägung von Me- 
'tallgeld, dessen Bedeutung. mit zunehmender 


‚höherer Nenn- als Silber- u. del. Wert festge- 


"stimmten Zeitraums ihre Einlösung nur gegen 
‚diesen 


 Immerbin scheinen derartige Wege mindestens 
‚ebenso, gangbar wie die Einführung. einer Aus- 


Notwendigkeit, den , Vorwaltunzipeiaiigen wi | 
Strafsachen Vollstreckbarkeit beizulegen, Ge- we 
fängnisstr afen bei gröberen Vergehen und Sr 


eine bessere Vorbildung der Beamten, die 


sich als vorurteilslose Diener der Volkegesau | a - n 
hart zu fühlen haben, ee = i = 


Erst wenn ‚alle Gerartlsen Versuche Ken ee 


nennenswerten Erfolge gezeitigt_ haben, darf 


an andere Mittel gedacht. werden. Zu ihnen a 


‚gehört neben der  Auskunftspflicht von Spar- = ? 


kassen und Banken ‚die Verstempelung von 
Wertpapieren. Die, Abgabe der Vermögens- 
erklärung könnte. alle drei Jahre dazu benutzt 
werden, die von den einzelnen Pflichtigen nach- 
gewiesenen Werte an "Amtsstellen abstempeln 
Auch ‚könnte ‚gelegentlich der Er- 
hebung der wahrscheinlich nicht zu umgehenden 
allgemeinen Vermögensabgabe ‚gegenüber den 


dass bezüglich des bei ihnen ruhenden Bestandes | 


‚unter Ausschaltung einer persönlichen Heran- we 
ziehung der Hinterleger eine gemeinsame Be. 2 


lastung erfolg:t?). Endlich. besteht noch die =) 
Möglichkeit einer Geldsteuer, deren Grund- 2 
züge ebenfalls nur andeutungsweise hier wieder- 
gegeben werden können. Jede Münze und 


Es 
könnte deshalb vorgeschrieben werden, dass 


stimmten _Hundertsatz ‚eintritt. Zu diesem 


Kreditwirtschaft immer ‚mehr ‚zurückgeht, ein 
setzt werden, so dass nach Ablauf eines. be- 
niedrigen Metallwert vorgenommen | 
wird. Bei. Wertpapieren. könnte nach Art von 


Dauerkarten die Abtrennung eines ‚Abschnittes 


Gegen ‚derartige Vorschläge lassen 
Verrechnungsart erheblich erschwert ‚werden. 


kunftspflicht von Sparkassen und Banken, z 
mal wenn ‚anlässlich. .der a 


am Sitze ihrer Quelle. 
den Vorzug, ohne grosse Schwierigkeiten und. 
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- Neben die Einkommensteuer treten bei Ar 
Einkünften. aus Gewerbebetrieb die 'Gewerbe-, 


bei denen aus Grund- 
Grund- und -Gebäude-, 


und ähnliche ‚Steuern, x 


mögen ebenfalls eine Zus atzabgabe zu er- 
heben. "Tatsächlich ist sie auch als Kapital- 
rentensteuer in ‚zahlreichen deutschen Bundes- 
staaten eingeführt. ” Eine derartige Abgabe ver- 
schärft jedoch die Fälle, gegen die Buck mit 
seinem Vorschlage vorgehen will. 
Die preussisch- deutsche Steuergesetzgebung 


lm. die Belastung der Erträge zusammen- 
fassend bei der Person ihres Empfängers vor 


und ermöglicht so stets eine Berücksichtigung 
der persönlichen Leistungsfähigkeit bei Fest- 
stellung des Steuersatzes. Demgegenüber er- 
fasst die englische income tax die Einkünfte 
Damit verbindet sie 


Belästigungen alle Erträge wirklich belasten 
zu können. Es ist wünschenswert, wenigstens 
bei der Sondersteuer. ‚auf das durch seine 
Flüssigkeit _ gekennzeichnete Kapitalvermögen 
den englischen Weg zu beschreiten. Dabei 
bleibt zwar die persönliche Leistungsfähigkeit 
im Regelfalle unberücksichtigt, jedoch erscheint 
dieser Uebelstand nicht entscheidend. Denn 


bisher lassen die anderen Zusatzabgaben, wie 


z. B. die Gewerbesteuer in Deutschland, die 


wirtschaftliche Lage des einzelnen gleichfalls 


unbeachtet, und hier handelt es sich um die 


. Ihrer Natur nach gesichertste Einkommensquelle, 
- eben um Kapital. 


. Eine derartige Form der 
Vorwegbelastung würde zudem gerade das 


& Vermögen treffen, das nicht mehr werbend für 
' das allgemeine Wohl in der Hand des eigent- 


lichen Unternehmers arbeitet und sich teilweise 


4 wenigstens im Besitze von Rentnern und Aus- 


ländern befindet. Folgt man dieser Anregung, 


= so wäre die Dividendensteuer im Augenblicke 


der Vornahme von Ausschüttungen durch die 


 Aktiengesellschaften zu erheben, das Zinsauf- 


kommen aus Guthaben bei Banken und Spar- 


 kassen bei der Hinterlegungsstelle zu belasten, 
das Einkommen aus Hypotheken- und anderen 
 _Darlehensforderungen bei ‚den Schuldnern zu 
berücksichtigen, u. dgl. m. 
gerade die zuletzt es Möglichkeit die 
Zweckmässigkeit des englischen Verfahrens. 


 Vebrigens zeigt 


und Gebäudebesitz die 
sowie bei denen aus 
_ gewinnbringender BeschäftigungLohn-, Tantieme- 
Damit erscheint es not- 
wendig, bei den Einnahmen ‚aus Kapitalver- 


' Denn häufig beanspruchen Schuldner bei der 


Einkommensteuer den Abzug von Zinsen, weigern 
sich aber, den Namen ihres Gläubigers zu 
nennen, 

- Es ist nicht artordenlioh, 'an dieser Stelle 
in Einzeiheiten gehende Vorschläge mitzuteilen. 
Hingewiesen sei nur auf die von Holfeld 
ausgearbeiteten Verordnungen über die Er- 
hebung einer Hypotheken- und einer Kapital- 
einkommensteuer im Gebiete des General- 
gouvernements Warschau - (dortiges Ver- 
ordnungsblatt vom 1. Mai 1916). Sie berück- 
sichtigen insbesondere auch in geschickter 
Weise, dass derartige Zusatzabgaben unter 


' Umständen zu einer dreifachen Besteuerung 


der gleichen Einnahmen, z. B. durch die Ein- 
kommen-, Gewerbe- und Kapitaleinkommensteuer 
führen könren. Endlich sei noch betont, dass die 
Tarifnummer 10 des Reichsstempelgesetzes 
vom 26. Juli 1918 einen neuen Weg zur Be- 
lastung des Kapitalvermögens eröffnet hat. 
Die vorstehenden Darlegungen enthalten 


‘eine Reihe von Vorschlägen zur Besserung 


der Technik der steuerlichen Erfassung. Ehe 
man zu wirtschaftlich so einschneidenden Mass- 
nahmen. wie zu der einer Einführung der Aus- 
kunftspflicht von Banken und Sparkassen 
schreitet, entschliesse man sich zu grundlegen- 
den Aenderungen der Steuergesetzgebung seibst. 
Nur so wird das staatsbürgerliche Verantwort- 
lichkeitsgefühl bei der Allgemeinheit gestärkt. 
Jede andere Form von Nachforschungen wirkt 
ungünstig auf die Stimmung der Bevölkerung. 
Denn noch immer empfindet hoffentlich ein 
überwiegender Teil, trotz der Vorgänge der 
letzten Zeit, anständig und bedarf nur besserer 
Aufklärung über seine Pflichten. 


a 


Winke und Hinweise. 


Die Kosten des Weltkrieges. 

„Daily Erpress‘‘ vom 11. 11. 18 schreibt: 
Wieviel ‚hat der Krieg gekostet? Die Beant- 
wortung dieser Frage wird erschwert",durch 
die grosse Zahl von Anleihen, die sich die ver- 
schiedenen Länder gegenseitig gewährten, wie 
2. B. England solehe an die Dominien, an Russ- 
land, Belgien und Serbien, die "Vereinigten 
Staaten den verschiedenen Verbandsländern und 


Deutschland seinen Bundesgenossen gewährt hat. 


Ohne diese verwickelten ‚Abmachungen ‚zu be- 
rücksichtigen, können wir annehmen, dass die 
bisherigen Kriegskosten sich auf die einzelnen 


. Nationen folgendermassen verteilen (in £): 
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Verbandsmächte: 

England sense 8 000 000 000° 
Frankteich... 0. 2.24...» 4.000 000 000 
Amerika... cas ar sa ser. 8 000 000.000 
Tallenm u. Lu near as 2.000.000 000 
Japan, Belgien, Serbien usw. 750 000 000 
Russland 2... are, 2 «00 600 000 
Gesamtkosten der Verbands- 

mächte 1 De 19 750 000.000 

Mittelmächte: 

Deutschland 5.2.0252... 7 500 000 000 
Oesterreich ... 22020000020: 2250 000 000 h, 
Bulgarien und Tük-i....... 500 000 000 
Gesamtkosten d. Mittelmächte 10 250 000.000 
Inegesamt; u... 0 3U UUU 00 0U0 


Den Endsummen nach scheint es, als ob 
die Verbandsmächte fast doppelt soviel als ihre 
Gegner verbraucht hätten. Die Zahlen geben 
jedoch kein genaues Bild der Lasten, die jede 
Partei zu tragen hat. In denen Grossbritanniens 
und seiner Verbündeten sind gewisse Beträge 
für-Renten und Pensionen enthalten, in den 
deutschen dagegen nicht. Sodann schliessen 
die deutschen Ziffern nicht die riesigen Kosten 
ein, die die deutschen Bundesstaaten jetzt und 
noch auf Jahre hinaus zu tragen haben. Ferner 
ist Deutschland vollkommen erschöpft, und sein 
Wiederhochkommen wird ungezählte Millionen 
erfordern. Auf das Kriegskostenkonto der 
Verbandsländer dagegen sind alle gemachten 
oder vorgesehenen Ausgaben gesetzt, von denen 
aber ein grosser Teil wieder ersetzt werden 
kann. So wird sich bei Veröffentlichung der 
Schlusszahlen schliesslich herausstellen, dass 
die Verbandsmächte im Kampf gegen den 
Militarismus weniger als 15 Milliarden £ ge- 
braucht haben, während die Deutschen ihren 
falschen Götzen weit mehr opferten. 


— 


Wie kann Deutschland eine Kriegsentschädigung 
zahlen? 


„Finanstidende‘‘ (Kopenhagen) vom30.11.18 
schreibt: In früheren Zeiten, da der Krieg nur 
militärisch geführt wurde, ohne die wirtschaft- 
liche Kraft eines Staates zu lähmen, konnte 
davon die Rede sein, dass die besiegte Macht 
dem Sieger seine Kriegsausgaben ersetzte. In 
der Jetztzeit, da der Krieg in demselben Masse 
wirtschaftlich wie militärisch geführt wird, be- 
deutet sein Abschluss eine derartige Erschöpfung 
der Staatskraft, dass die Entschädigungsfrage 
ganz anders beurteilt werden muss. Die Kriegs- 
entschädigung erweist sich bei näherer Be- 


trachtung als ein zweifelhafter Vorteil, siekann 


sogar, so paradox dies auch klingt, für den 
Bezahlenden von grösserem Vorteile sein als 
für den Empfänger. 

Von diesen Gesichtspunkten aus betrachtet 
I. A. Hobson in ‚‚Sperlings Journal“ (London) 
die Frage rein obj«ktiv: Nehmen wir an, 
Deutschland hat an England eine Entschädigung 
von 100 Milliarden Mark zu zahlen. Wie lässt 
sich das machen? Deutschlands Goldbestand 
beträgt 2!/, Milliarden Mark. Seine Ueber- 


BE 
- 


- 


führung nach England würde die Inflation dort ‚ 


in bedenklichem Masse erhöhen. Es wären dann 


noch 97,5 Milliarden Mark zu zahlen. Waren 


vorräte besitzt Deutschland nicht in aus- 
reichender Menge. England könnte Deutschlands 
Kunstschätze usw. nehmen, seine Einnahmen 


aus Kohlengruben, Eisenbahnen, Zoll usw. be- 


schlagnahmen, der Entschädigung also den 
Charakter einer Plünderung geben. Voraus- 
setzung dafür wäre jedoch, dass Deutschland 
seine Kohlengruben, Eisenbahnen usw. im Gange 
hält, was nur geschehen würde, wenn die Be- 
völkerung davon einen Vorteil bat. Andern- 


falls würde sie natürlich vorziehen, nicht zu 


arbeiten, und England bätte dann zunächst 
dafür zu sorgen, dass die deutsche Bevölkerung 
nicht umkäme. Es könnte dann die über- 
schüssigen Einnahmen fordern. Aber selbst 


diese wären nicht leicht zu fassen, da Ueber- 
schüsse, die jahrelang an einen verhassten 


Feind abzuführen wären, nicht zutage treten 
würden. Es gäbe keinen Unterschied zwischen 


reich und arm, der ganze Staat würde ein 


grosses Armenhaus sein, in dem niemand an 
Wirtschaftlichkeit und ‚Sparsamkeit Interesse 
hätte. Vielleicebt würde England versuchen, die 
Deutschen zur Arbeit zu zwingen, also Deutsch- 
land zu einem neuen Irland zu machen. Diese 
wenig angenehme Aufgabe würde ungeheure 
Militärkräfie und Kapitalien erfordern, Anlass 


zur politischen Unruhe geben und die Initiative 
Erglaunds von ihren natürlichen Aufgaben 


ablenken. 


Will England eine Entschädigung von 
Deutschland haben, so muss es in erster Linie 
Deut-chlands Produktionskraft wiederherstellen. 


Die deutschen Fabriken müssen arbeiten, die 
deutschen Schiffe müssen fahren, Rohstoffe aus. 
allen Weltgegenden müssen Deutschland zuge- 
führt werden, das Land muss noch mehr als 
vor dem Kriege aufblühen. Dann nimmt Eng 
land den Ueberschuss dieser Arbeit. 


schusses. England verlangt, dass es jährlich 


für 6 Milliarden Mark deutsche Ware ge- Er SR. 


schenkt erhält. Also der englische Markt wird 
mit deutschen Waren überschwemmt, und da 
Deutschland sie kostenlos liefern soll, so erhält 


diese Einfuhr den Charakter eines. „Dumping“ 3 


der vernichtendsten Art. 

Durch eine Kriegsentschädigung. erreicht 
England somit, dass es dem deutschen Erwerbs- 
leben auf die Beine hilft und gleichzeitig die 


Revanchegelüste wach erhält. Ist diese Rgelung 
demnach wirtschaftlich von zweifelhaftem Ma 


teil, so wird sie politisch gefährlich. Es ist 
wohl nieht ganz unwahrscheinlich, dass der 


nächste Weltkrieg zwischen zwei Grossmächten ; 


ausgekämpft werden wird. Bei dieser Ab- 


rechnung kann die Stellungnahme Deutschlands 


für beide Parteien von entscheidender Be- 
deutung sein. Ein revanchelustiges Deutschland 


würde sich natürlich auf die Seite stellen, die _ 


am besten imstande wäre, die Uebermacht seines 
Todfeindes zu brechen, SRDnıT wenn es Ben az 


En 5 
A, 


® 


” 


„Aber in a 
welcher Form? In Form eines Einfuhrüber- 
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mit zugleich von den einengenden- wirtschaft- 
lichen Lasten freimachen könnte. 
wird die Kriegsentschädigung unvarmeidlich zu 
einem Intrigenspiel führen, wie es Frankreich 
gegenüber Deutschland seit 1871 batrieb. Denn 
die 5 Milliarden waren eine zweischneidige Waffe, 
die jetzt Deutschlands Untergang herbeiführte, 
Ganz gewiss trug das französische Gold 1871 
zu Deutschlands Aufblühen bei. Abar letzteres 
wäre auch ohne jenes wohl kaum ausgeblieben, 
da in diesem Falle Deutschland wobl Eingang 
auf dem französischen Markte gefunden hätte, 
was beiden Ländern zum Vorteil gewesen wäre, 
und Frankreich nicht das Bündnis mit Russland 
abgeschlossen hätte, das den Weltkrieg 1914 
verursachte, 

Das Kriegsentschädigungsproblem ist also 
nicht so einfach. Es lässt sich vom wirtschaft- 
‚lichen Standpunkte aber lösen, wenn man die 
politischen Folgen ausser Betracht lässt. Damit 
Deutschland dem englischen Markt nicht schadet, 
könnte die Frage möglicherweise so geordnet 
werden, dass Deutschland gewisse Absatzmärkte 
überlassen würden, die England für weniger 
wertvoll hält, und dass es dort die 6 Milliarden 
jährlichen. Ueberschusses für die englischen 
Taschen erwirbt. Noch besser wäre, wenn 
Deutschland gezwungen würde, jährlich solche 
von England benötigten Produkte, wie Kali, 
Zucker, Farben, usw., zu liefern. Dies würds 
möglich sein, sobald die deutsche Produktion 
wieder so weit in Ordnung gekommen ist, dass 
jährlich ein Ueberschuss über das notwendige 
Existenzminimum hinaus erzielt wird, einschliess- 
lich des Gewinnes, der Arbeitswillen und Be- 
trieb am Leben erhält. Deutschland würde 
dann auf lange Zeit auf die Stufe Indiens, 
Chinas, Irlands herabgedrückt sein, deren 
Woblstand in die Taschen fremder Machthaber 
fliesst. Das alles nur unter der Voraussetzung, 
dass Deutschland sein Erwerbsleben in vollem 
Umfang wieder in Gang setzen könnte. Als 
Strafe dagegen für die deutschen „Barbaren“ 
ist die Fortsetzung der Handelsblockade das 
offektivste Mittel. Durch sie kann England 


zugleich mit Fortsetzung seiner Hungerpolitik. 


den Bevölkerungszuwachs in Deutschland 
regulieren und damit den ganzen deutschen 
Staat zum Krüppel machen. Den Verlust, den 
England durch Verlust des deutschen Marktes 
erleidet, kann es leicht in anderen Weltteilen 
wieder wett machen, besonders wenn ein Völker- 


 bund mit Japan und Amerika errichtet wird. 


Nach den Erfahrurgen der letzten Zeit kann 
man annehmen, dass die deutsche Konkurrenz 
auf dem Weltmarkte für alle Zukunft vernichtet 
sein würde. Das kann jedoch nicht die Absicht 
des Friedens sein. 


Weltschiffebau Er Schiffsraumbedarf nach dem 
Kriege. t 
_ Deber die Friedensaussichten des Sohiff- 
fahrtsgewerbes äussert sich J. F.Myhre, Direktor 


Bro ie Baltio and White BR Conference‘‘ 


Politisch 


in „Börsen“, Kopenhagen, vom 4. 12, 18 in 
einem ausführlichen Artikel, wie folgt: Naoh 
Beendigung des Krieges kann man sich ein 
klares Bild über die zukünftige Schiffahrt 
bilden. Bei den skandinavischen Reedern 


' herrscht in dieser Hinsicht eine optimistischere 


Auffassung, während in England die Stimmung 
mehr „gedrückt ist, teils wegen der grossen 
Verluste der englischen Flotte während des 
Krieges (fast 8 Millionen t), teils auch wagen 
des verhältnismässig geringen Ersatzes durch 
Neubauten, zum Teil und nicht am wenigsten 
wegen der Möglichkeit, dass die Regierung eine 
Zeitlang nach dem Kriege die Kontrolle über 
die Handelsfiotte beibehält. Auf alle Fälle 
kann mit Sicherheit gesagt werden, dass die 
gesamte Schiffahrt sich einer neuen Lage gegen- 
übersieht, dass ganz andere Berechnungen für 
ihre Rentabilität zugrunde gelegt werden müssen 
und bezüglich der Fraohten, Schiffsraumpreise 
und Ausgaben ganz neue Gesichtspunkte in 
Be:racht zu ziehen sind. Dar durch den Krieg 
zusammengeschmolzene S:shiffsraum wird vor- 
läufig trotz der Neubauten kaum den Bedarf 
deizen können. Schon das Herannahen des 
Friedens bat in Frankreich, England und Hol- 
land eine starke Nachfrage nach Schiffsraum 
zur Folge gehabt. Bezeichnend ist, dass haupt- 
sächlich Schiffe für Zeitcharter auf 5, 10 Jahre 
und darüber zu lohnenden Frachten verlangt 
wurden und zwar für die ersten drei Jahre zu 
besonders einträglichen Sätzen. Dies scheint 
zu bedeuten, dass Vertrauen in die Zukunft 
herrscht. 

. Bei Kriegsausbruch betrug der Weltschiffs- 
raum ungefähr 45 Millionen Tonnen. Heute 
umfasst er nach Abrechnung der Verluste und 
Hinzurechnung der Neubauten nur etwa 38 
Millionen. Es ist mit weiteren Verlusten durch 
die Mineagefahr zu rechnen, doch wird anderer- 
seits tüchtig gebaut. Die Frage ist, wie 
lange die Schiffsraumknappheit anhalten wird. 
Hisrüber herrschen geteilte Ansichten. Vor 
dem Kriege war Amerikas Handelsflotte von 
untergeordneter Bedeutung. Jetzt ist sie im 
Begriff, alle anderen Länder, einschliesslich 
Englands, zu überflügeln. Eine andere Frage 
ist, ob Amerika sein Schiffsbauprogramm voll- 
ständig ausführen wird; denn es wurde aufge- 
stellt hauptsächlich, um die Verluste durch den 
U-Bootkrieg zu ersetzen, besonders aber als ein 
Glied der Kriegsmassnahmen im Hinblick auf 
die Truppentransporte usw. Da diese Haupt- 
aufgabe des Schiffbauprogramms nunmehr er- 
füllt ist, besteht die Möglichkeit, dass es nicht 
nach dem ursprünglichen Plane ausgeführt wird. 
Gewiss wird auch in Eogland eifrig gebaut. 
Während aber Amerika zwischen April 1917 
und August 1918 etwa 3'!/, Millionen Tonnen 
Schiffsraum fertigstellte, konnte England im 
gleichen Zeitraume nur knapp 2 Millionen 
Tonnen bauen. Amerika baute sehr sohbnell 
sogenannte Einheitsschiffe, über deren Haltbar- 
keit bei längerer Dienstdauer schon jetzt 
skeptische Aeusserungen von Fachleuten vor- 
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liegen. Auch Japan baute unter Hochdruck. 
Dieses Land wird. in kurzer Zeit der grösste 
Schiffslieferant der Welt werden und vielleicht 
die billigste und beste Tonnage liefern, da die 
Arbeitsiöhne in Japan niedrig sind, während 
die Schiffsbautechnik während des Krieges 
einen hohen Aufschwung genommen hat. 
Schanghai und Hongkong wurden ebenfalls 
grosse Fortschritte im Schiffbau gemacht. Viele 
neues Werften wurden errichtet, und es wird 
mit vermehrter Kraft gearbeitet. Man muss 
daher mit einer hervorragenden Leistungsfähig- 


keit der ostasiatischen Werften rechnen; sie 


können jetzt mit dem Schiffbau in Europa und 
Amerika in Wettbewerb treten. 
‘Schiffbau in Deutschland herrscht keine Klar- 
heit, aber auf alle Fälle wird auch dort mit 
aller Kraft gearbeitet. 
Handelsflotte auf etwa 6 Millionen Tonnen, 
d. bh. etwa das Doppelte der Zeit vor dem 
Kriege, bringen. In Spanier, Holland und 
Skandinavien wird auch lebhaft gearbeitet. In 


der ganzen Welt findet somit ein Wettlauf auf 


dem Gebiete des Schiffbaues statt. Man darf 
deshalb annehmen, dass die Weitflotte im Ver- 
lauf einiger Jahre eine den Bestand von 1914 
übertreffende Grösse erreicht haben wird. 


„Fairplay‘‘ sagt voraus, dass der Schiffsraum, 


wenn England seine Handelsflotte auf den 


Stand von 1914 bringt und die übrigen 


Nationen ihr Programm ausführen, 1921 um 
50 v. H. grösser als 1914 sein wird. In 2 bis 
8 Jahren wird man also wahrscheinlich einer 


Ueberproduktion an Schiffsraum gegenüber- 


stehen. 

Der Schiffsraumbedarf sofort nach Friedens- 
schluss wird natürlich gross sein. Andere be- 
haupten zwar auch das Gegenteil, aber es ist 
hervorzuheben, dass grosse Teile Europas ver- 
heert sind, dass Millionen von Menschen er- 
nährt werden müssen, dass Material zum Wieder- 
aufbau, Getreide und andere Lebensmittel, an 
denen in Amerika und Australien Ueberfluss 
herrscht, herangeschafft werden müssen. Eben- 
so Rohstoffe für die Industrie. Hinzu kommen 
ferner die Truppentransporte, die noch viel 
Schiffsraum erfordern, ferner die Reparatur- 
bedürftigkeit vieler Schiffe. Alles in allem 
darf angenommen werden, dass die Schiffahrt 


eine Zeitlang sehr viel zu tun haben wird, | 


und dass der Optimismus wohl begründet ist. 


In 


Ueber den 


Frankreich will seine 


Voraussetzung ist jedoch, dass die Schiffahrt 


sich in freiem Wettbewerb entwickeln kann. 


Wollen nämlich die einzelnen Staaten auch 


künftig eine Kontrolle über die Schiffahrt aus- 
üben, so würden die Gesetze des Wirtschafts- 
lebens auf den Frachtenmarkt nicht den Ein- 
fluss ausüben, wie unter freier Konkurrenz. 
Können die Reeder nicht frei über ihre Schiffe 


verfügen wie vor dem Kriege, so wird ausser- 


dem ihre persönliche Initiative gehemmt und 
damit ihre ganze Tätigkeit gelähmt. Es ist zu 
hoffen, dass die Reeder die unzweifelhaft guten 


Aussichten, die sich jetzt bieten werden, in 


vollem Umfange frei ausnutzen können. 


durch welche Massnahmen das. 'Hineingezogen- 
sein in die "Weltwirtschaft, 


theorie. 
 vereine m. b. H., 


allgemeinen. 
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Carl von Tyszka, Das neltwirtschefen 
Problem der modernen Industriestaaten. Gustav 
Fischer, Jena 1916. 210 S. 5.60 M. — Bei. 
den Industriestaaten, deren Volk über den 
Nahrungsspielraum ihres eigenen Grund und 
Bodens hinaus gewachsen ist, wird die Fraga, - 


die Abhängigkeit 
von der Weltmarktlage: für ‚die Volkswirtschaft 
möglichst günstig zu ‚gestalten. sei, zum welt- 
wirtschaftlichen Problem. Verfasser untersucht, 
wie England und Deutschland dies Problem 


‚bisher gelöst haben und wie sie es in Zukunft 2 ER 
lösen können. 


Für Deutschland erblickt er 
einen gangbaren Weg nur in der ungehinderten 


 weltwirtschaftlichen Verflechtung durch Ver- 


wirklichung eines Freihandels in Lebensmitteln 
und Rohstoffen, duroh weitgehendes Entgegen- Bi S E 
kommen in der Abnahme der Erzeugnisse, die & = 2 
andere Völker zu geben haben, um hierdurch 

den Erzeugnissen der deutschen Industrie die > 
notwendigen Absatzmärkte zu sichern. Die 
Forderung der künftigen liberal -demokratiscon 
Wirtschaftspolitik laute: Schutz der Arbeit der “ 
breiten grossen Masse vor ar Vebermacht des Ka 
Kapitalbesitzes. 2 N re 

Franz Staudinger, Soalie Wegnotmönde 

keiten. Ein Beitrag zur Konsumgenossenschafts- 
Verlagsgesellschaft deutscher Konsum- 
Hamburg 1917. 1,80 M. Er 
Im Arbeitsplan der Sozialisierungskommission 
wird unter den Massnahmen für die Sozialisierung 
auch die Ausdehnung der Eigenproduktion de 
Genossenschaften für einzelne Produktionszweige 
genannt. Man kann sich vorstellen, dass auf 
diesem Wega sich allmählich eine Konsum 
genossenschaft bildet, die die ganze Nation er- 
fasst und all ihren Bedarf. in Eigenproduktion 
deckt. Staudinger, der schon seit Jahren 
einen grossen Ruf als Konsumgenossenschafts 
theoretiker besitzt, entwickelt nun in dem vor- 
liegenden Buch das.  Versorgungsprinzip einer 
Güterbeschaffungsgemeinachät } 
welche Produktion und Konsum organisch ver- 
knüpft und deshalb im Gegensatz zu dem 
kapitalistischen Gewinnprinzip Gewähr für eine 
wirtschaftlich, technisch und moralisch Spur 
führende Mensohheitsentwieklung bietet. Die 
Ausführungen Staudingers selten gerade gegen 
wärtig Beachtung finden. 


willy I enne, Die Spar- Si -Leflikense 
der Schweiz. Mit drei farbigen graphischen 
Tabellen. Art. Institut Orell-Füssli, Zürich. 
Verfasser. schildert die schweizerischen. ‚Spar: 
und Leibkassen in ihrer Entstehung, Entwick. 
lung, Verfassung und Tätigkeit, vergleicht ı Y 
auch mit den deutschen Kreditorganisationen, al ze 
den Schulze-Delitzechen und den ‚Raiffeisen- 
Kassen, und erörtert schliesslich. eine ‚Reihe von 
Reformvorschlägen, z. B. die ‚gesetzliche Rege- : 
lung des Sparkassenwesens, die Einführung dr 
Posteparkasse, die Aufsicht: und das Bilanz- = ER: 
wesen der Aktiengesellschaften ua. RE 
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Die Freie Hochschule Nürnberg und ihre 
Vorgeschichte. 


Von Professor Dr. Hanns Dorn, Berlin-Dahlem. 


Der a. o. Professor der Nationalökonumie an 
der Technischen Hochs:hule und hauptamtliche 
Dozent an der Handelshochschule München, den 
wir um diesen Aufsatz gebeten haben, ist seinerzeit 
‘vom Stadtmagistrat Nürnberg zur Neuorganisation 
der handelswissenschaftlichen Unterrichtsanstalten 

‘ der Sadt Nürnberg berufen worden und, war 
Direktor der Nürnberger Handelshochschulkurse bis 
zu seiner unlängst erfolgten Berufung als leitender 
Direktor der Pensions- und Lebensv: rsicherungs- 


er geelet „Deutscher Anker“ in Berlin. 


ae Die Schriftleitung. 


Die alte Handelsempore Nürnberg hat sich 
eins Reihe von Jahren vor dem Krieg mit dem 
Gedanken des- Ausbaues ihrer handelswissen- 
schaftlichen Unterrichtsanstalten beschäftigt. 
Die nach mehr als 75 jährigem Bestehen erfolgte 
— aus organisatorischen Gründen notwendig 
gewordene — Aufhebung der alten Städtischen 
Handelsschule für Knaben hatte in die Reihe 
der Schuleinrichtungen der Stadt eine fühlbare 
Lücke gerissen. Die Neugestaltung des kauf- 


männischen Bildungswesens war damit zu einer 


brennenden Frage geworden. 


Getreu ihren Ueberlieferungen waren sich. 


Kaufmannschaft und Stadtverwaltung Nürnbergs 
klar über die Wichtigkeit der Frage: ‚‚Eine 
Stadt von der wirtschaftlichen Bedeutung 
Nürnbergs und der sie umgebende Handels- und 
Industriebezirk‘‘ — heisst es in einem Beschluss 
der Handelskammer — ‚‚können ihren Rang nur 
dann behaupten und erhöhen, wenn sie dem 
kaufmännischen Nachwuchs. die denkbar beste 
Ausbildung zuteil werden lassen. Hierzu ist 


_ eine gründliche schulmässige Vorbildung vor 


Eintritt in den Beruf und eine Vertiefung der 
in der Praxis erworbenen Kenntnisse durch 
begleitendes Weiterstudium in Handelshochschul- 
kursen erforderlich.“ 


Bereits im Jahre 1908 beschäftigten sich 
die städtischen Kollegien mit einem Antrag 
des Handelsvorstandes auf Errichtung einer 
Handelshochschule.. Im Jahre 1909 vertrat 


‚der stellvertretende Vorsitzende der Handels- 


kammer Nürnberg, Kommerzienrat Seiler, auch 
in einer Sitzung der bayrischen Zentralstelle 
für Industrie, Gewerbs und Handel, in der zur 


Frage der Errichtung einer Handelshochschule 


in Bayern Stellung genommen wurde, auf grund 


' eines eingehenden Gutachtens den Plan der 


Errichtung einer selbständigen Handelshoch- 
schule in ‚Nürnberg. 
' ministerium des Innern für Kirchen- 


Das Bayrische Staats- 


Schulangelegenheiten nahm in einer Ent- 


ERChLOENNER vom an Juli a zu den: Plänen 


und 


| 
| 


dem Zweck 


Nürnbergs, wie auch zu denen Münchens 
Stellung und legte dar, dass die Gründe für 
die Wahl Münchens oder Nürnbergs für die 
künftige Handelshochschule sich die Wage 
kielten, dass daher beabsichtigt sei, beide 
Gesuche zu genehmigen. Da jedoch inzwischen 
schon weitgehende Vorbereitungen für die Er- 
richtung einer Handelshochschule in München 
getroffen waren und da es kaum als zweck- 
mässig bezeichnet werden konnte, in Bayern 
zwei Handelshochschulen zu errichten, schien 
es für Nürnberg geboten, seinen Plan fallen 
zu lassen. 


Anderseits vertraten jedoch die beiden 


städtischen Kollegien, wie auch der Handels- 


vorstand Nürnberg, nach wie vor den Standpunkt, 
dass in Nürnberg unzweifelhaft ein weitgehendes 
Bedürfnis nach Ausgestaltung deskaufmännischen 
Bildungswesens bestehe. Auf Grund längerer 
Vorarbeiten legte im Frühjahr 1911 Stadt- 
schulrat Weiss dem Handelsvorstand eine 
Denkschrift über „Die Gestaltung des kauf- 
mänrischen Unterrichtswesens in Nürnberg‘ 
vor. In wiederholten Sitzungen erklärten der 
Handelsvorstand und die städtischen Kollegien 
ihre grundsätzliche Zustimmung zu diesen 
Vorschlägen. Februar 1913 befasste sich der 
städtische Schulausschuss mit allen vorliegenden 
Anträgen und beschloss auf Grund der Berichte 
des Stadtschulrats Weiss und des Magistrats- 
rats und Landtagsabgeordneten Kommerzienrat 
Häberlein neben der Schaffung einer als Unter- 
bau gedachten höheren Handelsschule mit Ein- 
jährig-Freiwilligen-Berechtigung: die Errichtung 
von Handelshochschulkursen. Die nach sächsi- 
schem System eingerichtete höhere Handels- 
schule trat Herbst 1913 ins Leben; der Beginn 
der Handelshochschulkurse war für das Studien- 
jahr 1914/15 vorgesehen. 

Durch Entschliessung vom 13. Mai 1914 
genehmigte das Bayr. Staatsministerium des 
Innern für Kirchen- und Schulangelegenheiten 
die Errichtung der Handelshochschulkurse; im 
gleichen Monat legte der Verwaltungsrat das 
Studienprogramm für das Wintersemester 
1914/15 fest. Die Schaffung eines Wirtschafts- 
archivs und einer wirtschaftswissenschaftlichen 
Spezialbibliothek wurde sofort in Angriff 
genommen. Beide Einrichtungen sind trotz 
Kriegsschwierigkeiten leistungsfähig ausgebaut 


worden. 


Die ,‚,Handelshochschulkurse der Stadt 
Nürnberg‘‘ wurden organisiert als ‚‚eine mit 
Unterstützung der Handelskammer ins Leben 
gerufene Einrichtung der Stadtgemeinde“, mit 
„auf wirtschaftswissenschaftlicher 
Grundlage eine erweiterte und vertiefte Aus- 
bildung zu gewähren für die Erfüllung praktischer 
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Berufsaufgaben 
Daneben sollten die Kurse auch Personen, die 
nicht in diesen Berufszweigen tätig sind, 


Gelegenheit zur weiteren Ausbildung bieten. 


Die Stadtgemeinde Nürnberg trug die Kosten, 
soweit sie nicht durch den Zuschuss der 


gedeckt wurden. Die Organe der Handels- 
hochschulkurse bestanden in einem Verwaltungs- 
rat, 
Direktor. 
sammen aus Vertretern der Körperschaften, die 
zu den Kosten der Handelshochschulkurse bei- 
trugen. Erster Vorsitzender wurde der Ober- 
bürgermeister der Stadt Nürnberg. Der 
Sashverständigen-Beirat wurde gebildet aus 
Persönlichkeiten, die besonders dazu berufen 
erschienen, den Verwaltungsrat oder den 
Direktor in organisatorischen oder wissenschaft- 
lichen Fragen mit ihrem Rate zu unterstützen; 
unter. ihnen führende Grosskaufleute und In- 
dustrielle Nürnbergs und Fürtbhs, die Präsidenten 
der mittelfränkischen Regierung, des Oberlandes- 


gerichts, der Königl. Bank sowie der volkswirt- 


schaftliche Ordinarius der DRONBATUN Den. 


Erlangen. 


Die Studierplan der Handeishochschulkarse 
bot einen geschlossenen Studiengang von 4 
Semestern und umfasste folgende Lehrgebiete: 
'Volkswirtschaftsiehre, Handelswissenschaften, 
Rechtslehre, Wirtschaftsgeschichte, Wirtschafts- 


geographie, Warenkunde, Technologie, fremde 


Sprachen. Die Lehrgebiste sollten behandelt 
werden in allgemeinen Vorlesungen, Spezial- 
vorlesungen, kürzeren Vortragsreihen 


ergänzt werden durch praktische Uebungen 
und Besichtigungen. Die Vorlesungen und 
Uebungen wurden meist auf die Abendstunden 
gelegt, nur ausnahmsweise auf Morgen- und 
Mittagsstunden. Das Wintersemester wurde 
auf die Zeit vom 15. Oktober bis 15. März, 


das Sommersemester auf die Zeit vom 15. April 


bis 15. Juli festgesetzt. 


Neben den in Aussicht genommenen haupt- 


amtlichen Dozenten wurden sowohl einheimische 
als auch auswärtige nebenamtliche Lehrkräfte 
herangezogen: Richter, Verwaltungsbeamte und 
Rechtsanwälte, in der Praxis stehende Kaufleute 
und. Industrielle, 
benachbarter Hochschulen und höherer Lehr- 
anstalten, 


Ueber die Zulassung bestimmte die Satzung: 


An den Handelshochschulkursen kann teilnehmen, ° 


wer das achtzehnte Lebensjahr vollendet hat. 
-Altersdispens kann in besonderen Fällen durch 
den Direktor gewährt werden. Die Teilnahme 
an Uebungen bedarf der ausdrücklichen Zu- 
‘ lJassung ‚durch den Dozenten. . Die Teilnehmer 
an den Handelshochschulkursen sind entweder 
Besucher, d. h. solche Teilnehmer, denen gegen 


Bauschgebühr das Recht zum Besuche sämtlicher | 


in Handel und Industrie‘, 


einem Sachverständigen-Beirat und dem 
Der Verwaltungsrat setzte sich zu- 
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| 


Handelskammer und durch eigene Einnahmen 


Professoren und Dozenten 


| 


Vorlesungen und Uebungen zusteht, oder Hörer, 


d. h. Teilnehmer, die gegen Bezahlung der 
Studiengebühr das Recht zum Besuche einzelner 
GELSRONEND und Uebungen haben. | Ai 


Al 


und E 
Einzelvorträgen; die Vorlesungen und Vorträge 


NACHRICHTEN a. N 


programme zunächst: 
fanden in allen vier 


halb- 
So las der Erlanger Nationalökonom Geheimrat 
von Eheberg ' über Volkswirtschaftslehre und 
über Finanzwissenschaft; der Direktor der 
‘höheren Handelsschule Hans Müller über Buch- 
haltung und Bilanzwesen; der Chefredakteur 


der „Fränkischen Tagespost“ Dr. Adolf Braun 


über Theorie und Praxis der Gewerkschaften; 
der Mitinhabser des Bankhauses Anton Kohn, 
Dr. Richard Kohn, über Geid-, Bank- 
. Börsenwesen; der - Münchener 


Pädagogik; der Leipziger Historiker Geheimrat 
Walter Goetz über politische und wirtschaftliche 


Strömungen des 19. Jahrhunderts; der Münchener er 


Kunstbistoriker Professor Popp über die Kunst 
‘im Dienste des Kaufmanns. 
und Wirtschaftsfregen des Krieges behandelnden 


Rednern der Einzelvorträge waren an Hoch- 


schullehrern: Werner Sombart, Erich Marken 

Meinecke, Eucken und Hanns. Dorn. 92 
Vorlesungen und Einzelvorträge hatten 

unerwartet starken Erfolg: 


bis 1500. Dieser Erfolg gab Stadtverwaltung und 
Handelskammer Mut zu weitergreifenden Plänen. 


Das hundertjährigeJ ubiläum.der bayerischen 
Staatsverfassung — am 26. Mai 1918 — gab 
den äusseren Anlass zur Bekanntgabe des schon. 
länger erwogenen Planes einer „Freien Hoch- 
schule‘‘, „‚zur Vertiefung kaufmännischer Bildung 
‚und Verbreitung der Ergebnisse wissenschaft- 
licher Forschung 
Neben käufmännischer Bildung. und allgemeiner 
 Volksbildung soll die Hochschule Aus 
in technischen Disziplinen vermitteln. 


Die Anstalt ist ‚gedacht als öffentliche 
Unterrichtsstiftung_ mit selbständiger Rechts- 
persönlichkeit im Sinne des B. G. B. Zur Er- 
füllung des Stiftungszweckes wurde aus Mitteln 
der Stadt Nürnberg zunächst ein Grundstock 


von 1 Million zur Verfügung gestellt, der so 


gleich durch beträchtliche Zustiftungen aus der 
Bürgerschaft 


re Da Ei a 
Einzelvorträgen und kürzeren Vortragsreihen ER 
und ganzsemestrige Vorlesungen statt. 


und 
Psychologe —— 
Professor Aloys Fischer über Ezprimntelle 


Unter den Kultur- 


in den Vorlesungen # 
des Volksbildungsheimes und der Handelschul- 
aula regelmässig 3—500 Hörer; in den Vor- 
-trägen des Altnürnberger Rathaussaales 1000 


in weitere 'Volkskreise‘‘. 


bereits beim Verfassung 


jubiläum etwa ıı Millionen — ergänzt wurde. 3 er 


Ausserdem sollen die Kosten noch durch Bei- 
träge der Handelskammer. für. "Mittelfranken, 


"Zuwendungen öffentlicher und privater Körper- 
schaften und durch eigene Powiebsine 
gedeckt werden, E 
Organe der "Hochschule. zelep: ia ein 
Verwaltungsrat und ein Lehrerrat. ‚Der Ver- 


'waltungsrat wird gebildet aus. ‚dem Bürger- ER 
meister der Stadt Nürnberg als Vors tzenden, r ; 


einem Vertreter des Bayer. Eier. 
‚des Innern für Kirchen- und Schulangelegenheiten, 
‚Vertretern der. städtischen Kollegien, Vertretern 
der Handelskammer, dem jeweiligen Vorsitzenden 
‚des Lehrerrats sowie Personen, die wegen ihrer 
Verdienste ı um Hogusenuls vom n Verwaltung 


u, 


HAND 


en 
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rate berufen werden. Den | 
obliegt die oberste Leitung der Hochschule 

. . sowie die Verwaltung ihres Vermögens. Der 
 Lehrerrat wird gebildet aus den hauptamtlichen 
Dozenten und den Dozenten mit dauerndem. 
Lehrauftrag, die vom Verwaltungsrat in den 
Lehrerrat berufen werden. Dem Lehrerrat ob- 
liegt die Leitung des Studienbetriebes, Vor- 
schläge für Berufung der Dozenten, Vorlage 
des Studienplanes, Haushaltplanes und Rechen- 
schaftsberichtes an den Verwaltungsrat sowie 
Beschaffung, Ergänzung und Verwaltung der 
Lehrmittel. Der Lehrerrat schlägt aus seiner 
Mitte dem Verwaltungsrat einen Vorsitzenden 
zur Wahl auf drei Jahre vor. FR j 
Der Lehrkörper wird zum Teil aus haupt- 
. amtlichen und einheimischen nebenamtlichen 
‚Dozenten gebildet; aber auch die Nachbar- 
‚ hochschulen, namentlich die Universität Erlangen 
und alle drei Münchener Hochschulen — unter 
ihnen im besonderen die Handelshochschule 
München — haben der kommenden Nürnberger 
Anstalt ihre tatkräftige Unterstützung zugesagt 
und zum Teil auch schon geleistet. 
Ueber die Organisation im einzelnen, 
Studienplan, Leitung, Berufung von Dozenten- 
und Beginn des Betriebes schweben noch Ver- 
handlungen. Auch liegen noch keins festen 
Beschlüsse vor über die Ausstattung mit 
' wissenschaftlichen Instituten und über die 
engere Verbindung der Hochschulorganisation 
zit den zahlreichen in Nürnberg bestehenden 
und zum Teil sehr leistungsfähigen höheren 
Bildungseinrichtungen,: unter denen in erster 


- Linie das Germanische Museum und die Landes- 


.  gewerbeanstalt zu nennen sind. 

- Die Lösung dieser Fragen wird über Gestalt 
und Bedeutung der Gründung entscheiden. 
Werden die kaufmännischen oder die tech- 
nischen oder die allgemeinen Volksbildungs- 
aufgaben in den Vordergrund treten? 
Alle drei . Gebiete werden kaum in gleichem 
Rang gepflegt werden können, wenn der Cha- 
rakter einer vollwertigen Hochschule — mit 
Tagesbetrieb und auswärtiger Hörerschaft — 
erobert und erhalten werden soll. Denn eine 
neue Hochschule allein — Technische Hoch- 
schule oder Handelshochschule oder Volks- 

- hochschule — wird bei den gesteigerten Kosten 
der Zukunft die Leistungskraft einer Stadt, 
‚einer Provinz, ja selbst eines ‚‚Bundesstaates‘‘ 
im verarmten Deutschland voll beanspruchen. 
‚Aber welchen Weg die Nürnberger Anstalt auch 
nehmen mag, in jedem Fall wird sie durch die 
ungewöhnliche Vereinigung der drei Bildungs- 
aufgaben für die höheren Bildungsbedürfnisse 

einer Industrie- und Handelsstadt wie Nürnberg. 
. „gerade das Richtige treffen und eine neuartige 

' und in manohem vorbildliche Schöpfung werden. 
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—  — Münehen. Am 3. Februar 1919 beginnt 


ein Zwischensemester, das durch einführende 


Vorlesungen und Uebungen hauptsächlich den ' 
Bedürfnissen der Kriegsteilnehmer Rechnung 


t 


ce Fr vr 


EUER 


ELS-HOCHSCHUL-NACH 


Dem "Verwaltungsrat | 


für Kriegsteilnehmer bestimmt, 


RICHTEN 


Am 10. Oktober 1918 verstarb in Solln 
Professor Dr. Hans Hanisch, hauptamtlicher 
Dozent an der Handels-Hochschule München im 
Alter von 51 Jahren. 


H., der lange Zeit in Südamerika verbracht 
hatte, studierte in den Jahren 1898—1901 an 
der Handels-Hochschule Leipzig, legte hierselbst 
die Diplomprüfung für Handelslehrer ab und 
promovierte darauf in Leipzig mit einer Schrift 
über die Organisation der Lederindustrie. 1904 


wurde H. an die Akademie in Posen, 1906 als 


hauptamtlicher Dozent an die Handels-Hochschule 
Köln berufen. 1910 ging H. an die. neuge- 
gründete Handels-Hochschule München. 


Aus seiner Feder stammt der Beitrag: die 
Lehre von der Technik des Handels’in Rot- 
schilds Taschenbuch für Kaufleute (1910), der 
die Fähigkeiten Hanischs als Systematiker auf 
das wirkungsvollste zeigt. In München wurde 
seine Arbeitskraft in den ersten Jahren "ganz 
mit dem Ausbau seiner Vorlesungen in An- 
spruch genommen, später hemmten - widrige 
persönliche Umstände und schliesslich ein qual- 
volles Leiden die ganze Arbeitslust. H. hatte 
ein nie ermüdendes Interesse für die wirtschaft- 
lichen, insbesondere die kaufmännischen Vor- 
gänge und Erscheinungen. Mit grösster Gründ- 
lichkeit spürte er ihren letzten Ursachen nach. 


Sein Herz schlug für den Handels-Hochschul- 


gedanken, für die Vertiefung der Kaufmanns- 
bildung. Nun hat der Tod auch seine Pläne 


für die Zukunft, über die er gern mit seinen 


Freunden sprach, ein Ende bereitet. Die junge 
Privatwirtschaftslehre erleidet durch sein Hin. 
scheiden einen schwer zu ersetzenden Verlust. 


‚ Die von Hanisch und Prion herausgegebene 


Sammlung von Anschauungsstoffen aus dem 
‘Gebiet der kaufmännischen Wirtschaft, von der 


bisher 4 Hefte vorliegen, wird, wie wir hören, 
von Prion allein fortgeführt. 


Berlin. Es ist beabsichtigt, für jene Kriegs- 
teilnehmer, die erst gegen Ende Dezember 1918 
und später ordnungsmässig aus dem Heeres- 


. dienste entlassen wurden undiwegen der vor- 
gerückten Zeit für das laufende Wintersemester 


nicht mehr immatrikuliert werden konnten, in 
der Zeit von Anfang Februar 1919 bis 
gegen Mitte April1919 ein Zwischensemester 
einzuschieben. 

Dieses Zwischensemester ist zunächst nur 
welche ihr 
Siudium an der Handels-Hochschule Berlin 
beginnen wollen. Diesen Studierenden wird 
das Zwischensemester auf die satzungsgemäss 
vorgeschriebene Semesterzahl voll angerechnet. 
Anderen Studierenden, Hörern und Hospitanten . 
ist, die Teilnahme gestattet; die Anrechnung 
als Vollsemester kommt für sie jedoch nicht in 
Betracht. 

Anstelle des zum Staatssekretär des Reichs- 
amts des Innern ernannten Rektors, Professor 
Dr. Preuss, ist Professor Leitner zum Rektor 


gewählt worden. 


Anstelle des in den Ruhestand tretenden 


. Prorektors, Professor Dr. Schär ist Professor 


Dr. Prion zum Prorektor gewählt worden. 


r : “- 


1 HANDELS-HOCHSCHUL-NACHRICHTEN 8 


Professor 
geboren, besuchte die Oberrealschule und die Wiener Handels- 
akademie und war von 1893—1895 praktisch im Speditions- 
und Bankgeschäft tätig. Von 1895—1898 war er Assistent und 
Supplent an der Wiener Handels-Akademie, legte 1896 und 97 
die Staatsprüfungen für mittlere und höhere Handelsschulen 
(Handels-Akademien) ab und war von 1898—1903 Oberlehrer 
am Realeymnasium und Jamit verbundenen höheren Handels- 
schule Mainz sowie nebenamtlicher Direktor der Kauf- 
männischen Fortbildungsschulen der Handelskammer Mainz. 
Von 1903—1906 war er als Oberlehrer an d«r städtischen 
Handelsiehranstalt Frankfart a. M. sowie nebenamtlich als 
Dozent an der Akademie für Sozial- und Handelswissenschaften 
ebenda tätig. 1906 folgte er einem Rufe an die Handels-Hoch- 
schule Berlin, 1907 wurde er auch Dozent .der Vereinigung 
für Staats- und Fortbildung. Berufungen nach Leipzig, 
Mannheim, Stockholm lehnte er ab. Leitner ist Herausgeber- 
der Einzelwirtschaftlichen Abhandlungen Berlin 1913 folg., 
Mitherausgeber des Grundrissss der Sozıalökonomik, Tübingen 
1914 folg. An Büchern erschienen von ihm: „Programma’ beit“ 
Realgymnasium Mainz (1899), „Internationaler Holzhandal“ 
(1912), „Private Versicherung im Dienste des Kaufmannes* 
(1901), „Das Bankgeschäft und seine Technik“ 8. Aufl. (1912), 
„Selbstkostenberechnung industrieller Betriebe“ 5. Aufl. (1918), 
„Grundriss der Buchhaltung und Bilanzkunde* 2 Bänds 
2. und 3. Aufl. (1915 folg.), „Die Kontrolle in den privaten 
Unternehmungen“ (1917), „Die Unternehmungsrisiken* (1915), 
„Betriebslehre der Kapitalistischen Grossinudustrie"* (1914). 


Professor Dr. W. Prion, geboren am 30 November 1879 
zu Haspe in Westfalen, lernte zuerst bei einem Privatbankier, 
darauf in einer Aktienbank die Bankpraxis kennen und legte 
1902 die Diplomprüfung an der Handels-Hochschule in 
Leipzig ab. Nach seinem Eintritt in den Reichsbankdienst 
studierte Prion in Berlin Nationa ökonomie bei Schmoller und 
Wagner. 1908 promovierte er in Freiburg i. Br. mit einer 
Schrift über die Preisbildung an der Wertpapierbörse zum 
Doktor der Staatswissenschaften.. Während der Bankenrguste 
(1908—1910) war Prion in der Statistischen Abteilung der 
Reichsbank tätig, von wo er 1910 einen Ruf als hauptamtlicher 
Dozent an die neu errichtete Handels-Hochschule in München 
erhielt. 

1913 wurde Prion als Professor an die Handels-Hoch- 
schule Berlin berufen. August 1914 rückte er ins Feld, wo 
er als Kompagnieführer 1915 in der Champagne einen Nerven-\ 
chok erlitt. Nach seiner Wiederherstellung wurde Prion 
1916 ins Reichsschatzamt berufen. Neben der wissenschaft- 
lichen Beratung lag ihm hier vor allem die Leitung des 
Pressedienstes ob. Dezember 1918 hat Prion dev Pressedienst 
niedergelegt, um seire Lehrtätigkeit an der Handels-Hoch- 
schule wieder aufzunehmen. 


Von seinen Schriften sind zu erwähnen: Das deutsche 
Wechseldiskontgeschäft (1907), die Preisbildung an der Wert- 
papierbörse (1910), die Pariser Wirt. chaftskonferenz (1916), 
die deutschen Kreditbanken im Kriege und nachher (1917), 
Steuer- und Anleihepolitik iu England (1918), der inter- 
nationale Geld- und Kapitalmarkt nach dem Kriege (1918), 
der Abschnitt: Handel in dem Sammelbuch: der Weltkrieg 
und das Deutsche Volk (1918). 


Professor Schär hat folgendes Abschieds- 


gesuch an die Aeltesten der Kaufmannschaft 
von Berlin gerichtet: 


Ich bin leider genötigt, mein Amt als Professor der 
Handels-Hochschule, das Sie mir am 25. März 1906 anver- 
traut haben, niederzulegen und Sie zu bitten, mich auf 
1. April 1919 in den Ruhestand zu versetzen. 

Die Gründe für meinen Entschluss liegen in folgendem: 
Trotz meines Alters wollte ich auf meinem Posten ausharren, 
bis zum Ende des Krieges, insbesondere auch deshalb, weil 
meine drei Fachkollegen zum Heeresdienst eingezogen waren 
und ihre Vorlesungen teils überhaupt nicht, teils nur in 
reduzierter Weise halten konnten, so dass die Hanptsorge 
für den Fortbetrieb der Handels-Hochschule mit Bezug auf 
die Privatwirtschaftslehre auf mir lastetee Nun ist der 
Friede in sicherer Aussicht und mit nächstem Sommersemester 
wird zweifellos eine ‚grosse Zahl von Studenten eintreten. 


Der Andrang zu den Vorlesungen, ganz besonders zu den 
Seminarien wird so gross sein,. dass meine durch das Alter 


geschwächten Kräfte nicht mehr ausreichen, die neuen Auf- 


gaben zu meiner und der Beteiligten Zufriedenheit zu lösen. 
Uebrigens steht unsere Hochschule vor einer neuen Organi- 


sation mit Erweiterung ihres Programms so zwar, dass fast 
alles in das Gebiet der Privatwirtschaftslehre fällt; dazu 


Leitner wurde am 28. 1. 1874 in Wien 


R % 


kommt, dass sich auch die Handels-Hochschule infolge staat- 
licher und wirtschaftlicher Umwälzung neu orientieren muss. 
Neue Ideen brechen sich Bahn und die Professoren müssen 
umlernen. Dazu reicht aber meine Kraft nicht mehr aus. 
Gar zu gern möchte ich jetzt wieder jung sein, um die nene 
Zeit den neuen Zirlen zuzuführen, aber eg wäre eine an 
Eitelkeit grenzende Torheit, wenn ich jetzt an diesem W ende- 
punkt nicht zurückträte, einer neuen, starken Kraft den Platz 
versperrte und flügellahm noch eine Zeitlang mitfliegen 
wollte. Darum liegt es auch im Interesse der Hochschule, 
wenn ich jetzt zurücktrete und Sie eine neue, starke Lehr- 
kraft an meine Stelle berufen. Wie schwer es mir auch 
wird, von unserer Hochschule, für die ich dreizehn Jahre lang 
meine ganze Kraft. mein Sinnen und Denken eingesetzt habe, 
Abschied zu nehmen; ich muss e3 jetzt tun; deun meine Zeit 
liegt hinter mir meine Kräfte sind aufgezehrt durch ein 
langes Leben voll Kampf für meine Ideale, 

Den Herren Aeltesten danke ich verbindlich für das 
Wohlwollen, dass Sie mir von jeher geschenkt. Ich wünsche 
und hoffe, dass es Ihnen- in harmonischem Zusammenarbeiten 
mit meinen Kollegen gelingen möge, die Hochschule in der 
neuen Aera, die mit der Aenderung der Verfassung der 


Korporation begonnen hat, zu neuer Blüte zu bringen und 


sie zu einer Bildungsanstalt auszubauen, die der Korporation 
zur Ehre, der wirtschaftswissensehaftlichen Forschung zur 
Zierde, dem Kaufmannsstande zum Segen gereicht. 

Darauf ist folgende Antwort der Aeltesten 
eingegangen: 

„Aus Ihrem gefälligen Schreiben: vom 15. d. Mts. ne, 


wir zu unserem Bedauern ersehen, dass Sie die Absicht haben, 


in den Ruhestand zu treten. Dem Gewicht der von Ihnen 


vorgetragenen Gründe können wir uns nicht entzieten. Nach- , 


dem Sie dem Kurator der Handels-Hochschule erklärt haben, 
dass Sie über das Wintersemester hinaus nicht mehr tätig 
sein wollten, so bleibt uns nur übrig, für die ausserordentlich 


fruchtbare und hingebungsvolle Tätigkeit, die Sie dr 


‚ Handels-Hochschule Berlin von Anbegion gewidmet haben, 
“Die: 


unseren herzlichsten Dank zum Ausdruck zu bringen, 
Liebe und Verehrung Ihrer Schül-r, die hochachtungsvolle 
Anerkennung der Verwaltung begleiten Sie in den Ruhestand. 
Möge es Ihnen vergönnt sein, noch recht viele Jahre” in 
vollster Rüstigkeit zu verleben.* 


Wir behalten uns vor, die Wordienste de 


von seiner Lehrtätigkeit scheidenden Altmeisters 
der Handelswissenschaft in einer 
Nummer der Zeitschrift gebührend zu würdigen. 


späteren 


Franklurf a/l. Die Wirtschafts- und Sozial- n & 


wissenschaftliche Fakultät beabsichtigt, 


Ferienkurs vom 1. Februar bis Mitte April 


einzurichten, der für Kriegsteilnshmer 
Semester bei der Promotion und bei den 


Prüfungen für Diplomkaufleute, Diplomhandels- 


lehrer, Verwaltungs- und Sozialbeamte und Ver- 
-sicherungsverständige angerechnet werden soll. 


Im laufenden Somester werden kurze Ein- 


führungskurse für zurückkehrende Kriegsteil- 


nehmer von den einzelnen Dozenten eingeschoben. 


Königsberg i/Pr. 


den Studierenden und Kaufleute. 
für Handel und Gewerbe ist beantragt, den 


Die Handels-Hoohschule 
veranstaltet vom 10. Februar bis 5. April Ferien- 

kurss für die aus dem Heeresdienste heimkehren- r 
Beim Minister 


als; 


Ferienkursus für Studierende, welche im Heeres- ar 


haben oder stehen, 
Studienhalbjahr bei 


dienst gestanden als 


ordnungsmässiges 


beipzig, Für die Monate Februar und 


Diplom- und Handelslehrerprüfung anzurechnen. 2 


März sollen Wiederholungs- und Ergänzungs- 


kurse für Kriegsteilnehmer eingerichtet werden. 


Köin. 


 handlungen, 


Für die a der „Handels-Hochschul-Nachrichten“ verantwortlich: Diplom- ke nie Walter Ka ee 8. 


y ir EN ; N h AN 


Wegen besonderer "Veranstaltungen 
für es ‚schweben zurzeit NR 


En 


einen 


vi. 2ce 


Die auf 14% für das am 30. September a. er. abgeschlossene Ge- 
schäftsjahr 1917/18 festgesetzte Dividende wird von heute ab gegen 


Einlieferung des Dividendenscheines und eines Nummernverzeichnisses. 


Bann, 
mit M.° Ma. pro Aktie von M. 300.— 
ah „68. . ee -1200.— n 
an der Kasse der ‚Commerz- und Disconto-Bank, hier und 
Fr Hamburg, RE 
RER, "Nationalbank für Deutschland, hier, 
; ae ger von on Markus Nelken & Sohn, hier und i in Breslau, 


„ unserer Central- .Casse. 
Berlin, den 28: Dezember 1918. 


_ PATZENHOFER BRAUEREI 


-  Aktiengesellschaft. 
Dr. W. Sobernheim. 


=— 


Rositzer Zucker-Raifinerie. 


Die heute abgehaltene Generalversammlung unserer Arhoutre 
beschloss, für das Geschäftsjahr 1917/18 eine Dividende von 10% 
und einen Bonus von 5% zur Auszahlung gelangen zu lassen. 


” 


An Zahlstellen benennen wir ausser unserer Kasse in Rositz 


in Altenburg die Allgemeine Deutsche Credit-Anstalt 
Lingke & Co., und die Corımerz- und Disconto-Bank, 
in Beriin die Commerz- und Disconto-Bank, die Direction 


der Disconto-Gesellschaft und die Nationalbank für. 


Deutschland, | 
in Breslau die Bank für Handel und’ Industrie, Filiale 
Breslau, vormals Breslauer Disconto-Bank, 
in Cöln den A. Schaaffhausen’schen Bankverein, A.-6., 
in Hamburg die Commerz- und Disconto-Bank, 
in Leipzig die Commerz- und Disconto-Bank und die 
Mitteldeutsche Privatbank, Aktiengesel schaft, 
in Bagdeburg die Direction der Disconto-Gesellschaft, 
Filiale Magdeburg, 
in München die Bank für Handel und Industrie, Filiale 
München. 
Es werden gezahlt: 
M. 75.— für die ianaehscheine No. 1 der Serie V 
zu den Aktien No. 1—6000; - 
M. 150.— für die Dividendenscheine No. 1 der Serie IV 
. zu den Aktien No. 6001— 9000; 
M. 150.— für die Dividendenscneine No. '9 der Serie I 
zu den Aktien No. 9001—9500. 


Mostiz,; S.-A., den 21. Dezember 1918. 
 Rositzer Zueker-Ratfinerie. 


Le Deutsche | Bekanntmachung. 
_ Emudeeit- Bank Eolba, 


- Die am 2. Januar 1919 fäl- 
ligen Zinsscheine . unserer 31/, 

und 4°, igen Hypothekenpfand- 
briefe werden bereits jetzt und 

die zum 30. Dezember dieses 
_ Jahres ausgelosten Hypotheken- 

Be uahrieie” ‘von letzierem Tage 
ab in Gotha und Berlin bei unseren | 
Rassen, ferner in Berlin bei der 
Dresdner Bank, der Berliner 
 Handels- Gesellschaft, der . Deut- 
schen Bank, der Direetion der 

- Disconto- Gesellschaft und Herren 

. Georg Fromberg & Co. eingelöst 

Die Einlö-ung aller mit 
“Biamion ausgelosten Hypo- 
 tbekenpfandbriefe erfolgt nach 
dem 1. März 1919 nur, noch in 
Gotha und Bere bei unseren 

Kassen. 3 


Gotha, Nasa Dezember1918, 


Sr Deutsche Srundereit Bank Gotha. | en j 
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Die Stelle eines 


"Syndikus 


bei unserer Kammer ist neu zı 
besetzen. Bewerbungen sind u: ter 
Beifügunrg eines Lebenslaufes bis 
zum 20. Januar 1919 einzureichen 
an den Präses der Handelskammer, 
Herrn Dr. A. Strube, Bremen, 
Haus Schütting. 

Es ist erwünscht, dass die 
Beserber die Befäh'gung zum 
Richteramt oder zum höheren 
Verwaltungsdienst urd KBrfah- 
rungen auf .dem Gebiete der 
sozialpolitischen Gesetzgebung be- 
sitzen. ; ; 


Mit der Stelle ist Pensobe. 
berechtigung verbunden. Ueber 
die Anstellungsbedingungen gibt 
Herr Syndikus Rösing Auskunft, 


Bremen, den 2. Januar 1919. 
Die Handelskammer. 


be a a 


_ DEUTSCHE WIRTSCHAFTS-ZEITUNG. 


Die Auszahlung der Dividende für 1917/18 erfolgt mit 
10% = M. 60.— für den Dividendenschein von heute ab bei 


den Bankhäusern: 


©. Schlesinger-Trier & Co., Commanditgesellschaft auf 
Aktien, Berlin W. 8, Mohrenstr. 58/59, 


Direction der Disconto-Sesellschaft, Berlin W. 8, 


Unter den Linden 35, 


Kur- und Neumärkische Ritterschaftliche Dar- 
lehnskasse, Berlin W. 8, Wilhelmsplatz 5 


und an unserer Gesellschaftskasse, Berlin NO. 18, 


Landsberger Allee 11/13. 


Böhmisches Brauhaus fiktiengesellschaft, Berlin. 


Der Vorstand. 


EREETET EEE N ZEIT EEE EEE ER TEE 
Bilanz per 30. September 1918. 


Einnahmen der 


‚ Aktiva. M | Grossen Berliner Strassenbahn 
aa . S “r Se 88 | und der von Ihr mitverwalteten Bahnen, 
Measchnen-Kante 34 300| — Dez. 1918 abzügl. der Verkehrs- 
Bismaschinen- und steuer vorläuf. M. 9 133 272, — 

Kühlaniage-Konto. 19 100, — | Dez.1917 endgült. „ 7324 5388,— 
Brauerei-Utens.-Kto. 10U1— 
Pferde u. Wagen-Kt. 1041 — mehr M. 1808 734, — 
Mobilien-Konto ... 100 — @ 
Lagerfastauen-Kto.. 101.)— Ei BEN nen 
Versand-Fast,-Kto. . 26 50U — 2 A d 
Flaschenbiergesch.- = 15 

Einrichtungs-Konto 1001— = if außmann 
Aussenstävde...-... 8260935 | = N & 
Effekten-Konto ....| 1235510 — |a® N] U. Er 
Bankier-Guthaben ..| 157.079 95 | 2# erlags- Anstalt “ 
Vorausbezahlte Ver- 2 BERLIN SW., Kochstr. 67 2 
Sr rale nden i 2569 — | m, Teiephon: Amt Zentr., 8813 u.8523 Mg 

sellschaft ........ 15 a Er Beiesgggese dur Yan = 
Kassa ee 31 875 57 k h e. 
ty wiszralse UrUcKArbeiten 

6 128 730|03 En , i A are n. 

‚ Passiva. MM 1 = ä Bi ri — 5 
Aktien-Kapital-Kto. 2 800 000 — | A und&arantiertf.sachgemässe "a 
Partial-Obligationen- Fa a 

Konto TAI. 509.000: m Bowie TIOHOr nn ER YnRe 
Partial-Oblig»tionen- En - 
Konto IL 4Us%...| 909.000] — | mn um m nn m mm nn mn 
Reservefondg-K.onto SDEN:OO0T SE Be EZ 
Spez.-Reservefonds- SIEREITT 
Konto.Aaslar 2. 196 000] — EEEBEEE DENE RFSE I ERTERES 
Hypoth.-Kto. Tegel, Ir EN ES ! 
Brunowstr. 42 ....| 40000 — Sue 1 
Unterstütz.-Fonds- N 
Konto für Büro- u 
Betriebsbeamte ...| 125 000|— 
Berufsgenossensch.- 
Unfall-Reserve.... 6 0001 — 
Partial-Obligationen- 
Auslosungs-Konto., 64 7001 — 
Dividenden-Konto .. 490 — 
Kon:o für nicht ein-| 
gelöste Partial-Obli- 
gationen-Zinssch.. .| 763175 3 
Gestun.d. Brausteuer 14 606| — g :95 Mill. Mark. f 
Kreditoren ........ 397 389151 | | Jahresprämie 1913: 34 Mill. Mark. 
Guthaben der Kund- a nr 
schaft... er 266 125/83 
Kautions-Konto .... 30 532115 | —— 
Gratifikationsf.-Kito. 1 100|— | Cach übernehme Vertretungen beim 
Reingewiun ....... 398 122179 ad - Oberverwal tungsgericht, den 
6 128 73Ulu8 und : en nn 
» hüflen, insbefondere auch in 
Brauerei Pfefferberg Grund», . Umfage und Zumadhs- 


vorm. Schneider & Hillig, 


© uActien-Gesellschaft‘., 


- Die für das Geschäftsjahr 1917/18 
auf 8 pCt. = 80 Mark pro Aktie 
festgesetzte Dividende wird von 
heute ab bei den Herren Jacquier 
& Securius, An der Siechbahn 3/4, 


auskezahlt, 


fteuerfachen ufw. und Vorbereitung 
dureh Schriftfäge, auch Die Ab» 
faffung verwaltungsrechtlicher Gut: 
achten. 


Dr. jur. &eivel, 


Geheimer Negierungsrat 
Berlin-$riedenau, Rheinftraße 19-- 


e 


DEUTSCHE WIRTSCHAFTS-ZEITUNG. 


Jahresabschluss 


auf den 30 ae 191821777 


Bestände. 
Grundstück-K.onto . DR 213 4 
Gebäude-Konto ....ı 2 757 813,23 


Maschinen-Konto .. 963 248.73 
Utensilien-Konto.. 94 317116 
Dampfmaschinen- 
Konto: 2:04 1— 
Werkzeug- und Re- 
paraturen-Konto.. 1— 
“ Fuhrwerk-Konto .. 1— 
Patent-Konto...... 11— 
Kautions-Konto .... 88 566 27 
Waren-Konto...... 2 415 72738 
Konto-Korrent-Kto. | 2 149 43698 
Bank-Konto........ 1144 12194 | 
Effekten-Konto ....| 1191 851/50 
Postscheck- u. Kassa- 
Konto 1.0::2.% 15 256,02 
Kto. f. Beteiligungen] 2846 910/71 
14 689 46716 
Verpflichtungen. M 4 
Aktienkapital- Konto| 7 500 000 — 
Hypotheken-Konto .| 424 22965 
Reservefonds-Konto.| 1 407 407 43 
Talonsteuer-Res:rve- 
Konto 2.8.0525) 39 000) — 
Kriegssteuer-Rück- | 
lage-Konto ......| 42870939 
- Sicherungs - Hypo- 
theken-Konto..... 6 000 — 
Dividenrden-Konto .. 2270 — 
Konto-Korrent-Kto. | 2 062 3849 
Reingewinn ....... 2 719 460172 
14 584 46716 


Gewinn- und Verlust-Rechnung., 


Soll. M. 4 
An General-Unkost.| 1 510 258109 


„ Abschreibungen 453 534,68 
» Reingewinn....| 2719 460/72 
4 683 253]49 
Haben. M. 4 
Per Vortrag für 
1. Oktober 1917| 134 784134 
„ Zinsen-Gewinn. 68 488,83 
„ Betriebsübersch. 
u. Beteiligungs- 
gewinne....... 4 479 9R0132 
4 683 253|49 


Die auf 18,—M. 180.— fest- 


gesetzte Dividende wird gegen Ein- 
reichung des Dividendenscheines 
1917/18 sofort bei der 
Commerz- und Disconto- 
Bank, der Nationalbank 
für Deutschland und Herrm 
A. Hirte in Berlin ausgezahlt. 


Berlin, den 23. Dezember 1918. 


Fabrik iselirter Drähte 


zu elektrischen Zwecken 


(vormals G. J. Vogel Telegraphendraht- 
Fabrik) Aktiengesellschaft. 


Tempelhofer Feld 
Aktien-Gesellschaft für Grundstücksverwertung. 
Bilsnz per 30. Juni 1918. 


Aktiva, 
An noch nicht 


Kasse und Bankguthaben..... 


Grundstücksverwertungs-Konto: 


Saldo am 30, Juni 1917.... 
Zugang: 


Strassenanlagekosten und sonstige|‘ 


Ausgaben. 7 na 
Mobilien-Konto.............. 
Hypotheken-Debitoren: 

Restkaufgelder ............. 
Baugelder 23... 2.2.2.0. % 


s„ Debitoren .. 


eingezahlte 75 %/, aut 
M. 10 000 000,— Aktien Lit. B..... 


7 500 000) — 
304 098117 


.o.00«. 


8 338.987 20 


„or... 


8431 974 — 
a 1 


| 
2 597 640 — | 
| 


92 3R680 


_3 761700) | 6 359 340, — 
1 574133 93 


tere. 


A 


24 168 947|10 
Passiva, 
Per Aktien-Kapital: ü 
Aktien Int. "Ar En N re 10 000 000 
x BE ER nee 10.000 000| [20 000 000 — 
RB esta EN Ba RN 47 203180 
Kreitloren He ER 3215 170123 
Gewinn- und Verlust-Konto: 
Vortrag aus 1916/17 ...2......... 896 872106 
Gewinn des a. Ah 9701/01] 906 573)07 


M. 


4 168 947110 


Gewinn- und Verlfust-Konto. 


E 


Debet. 
An Unkosten-Konto............2r0200.. 96 111|07 
„Konto für Stenera. we. 2.00 2 -4 082|73 
„ Bilanz-Konto!: i 
-,. Vortrag ‚aus 1918/11 7 So na. 896 872106 > ii 
Gewinn des Geschäftsjahres 1917] 1E 9 70110 | _906 573107 
| 006 707 
Kredit. | 
Der-Vortrap ann te ee | 89687206 
„ Zinsen- und Pachteinnahmen........ 109 89481 
NM 1 UU6 766 


Berlin-Tempelhof, im Oktober 1918. 
Tempelhofer Feid 


Aktien-Gesellschaft für Grundstücksverwertung. 
Georg Haberland. 


Die von mir geprüften Bücher der Gesellschaft haha ich I 
Die Abschlussziffern stimmen mit der Bilanz 


Ordnung befunden. 
sowie der Gewinn- und Verlustrechnung per 30. Juni 1918 ‚überein. 


ie im November 1918. 
Dr. J. Berne. 


kin Elektricitä äts-Gesellschaft. 


Rilane per 30. Juni 1918. 


Verlag: Quelle & Meyer, Leipzig. — Druck von Ad. Haussmann, Berlin SW. 68, Kochstrasse 67. 


b - 58% 
* . 


Aktiva. MM 14 a 
An. Kassa-Konto .. en nennen ee we 166 69849 
a Wechsel-K onto u... Freue en RE 343 824/86 
„ Guthaben bei den Banken .....ccccececn 152 698093134 
» » Kautions-Konto. 0. LITT ES 6 635 633164 
„.. Konsortial-Kouto..”, .... au ara Re EB 37961221 
,„. Effekten-Konto....... a ee .0:...1 140164 16310 
s Debitören =... N 140 31146831 
».. Hypothekansn. 20.002 na a a ee 1 685 WV0— 
„ Inventarium-Konto ....:... 00 ne Be 
„ı Batente-Konto'.. we ar A _- 
. Geschäftshaus Friedrich-Karl-Ufer 2-4.........| 2 236 190 — 5 r 
„ Alexander-Ufer 4,222... ira 973 772 _. 5 ul 
„ Fabriken, Grundstücke, Gebäude, Maschinen, EN 
Werkzeuge und Modelle....e..2secr2000. a 142 955 02 er 
sw SÄRVOnUT ennnossce nen. 18SSHL STD AT Ze 
x 6630886894 
Passıva. IE HEBEN 
Per Aktien-Kapital-Konto u... 200 000 oo) “ 
„  Obligationen-Konto ...2 2... 0.0.0000 ce 104 530 500 yo 
„  Reservefonds-Konto .. 22.2... 220... ee 7356467927 
„. Rückstellungs-Konto .... 2.2.0. 19 640 80N#8 
„: Hypotheken-Konto. x 23. ..na cn 356001276 
„. Wohlfahrts-Einrichtungen ... ....2.2.222202.... - 2286351468 
» Obligations-Rinlösungs-Konto..........2.......] 35900 
„ Obligations-Zinsen-Konto ........cc ce 1850 71250 
& Dividenden.Konte an 125250250 
» Konto-Korrent-Konto: Guthaben. .............. 198 266 600198 
„ Gewinn- und Verlust-Konto: Reingewinn....... 37200358137 _ 
Hiervon: N ee 
14% Dividende auf .- FR 
M. 200 000 000,—......... M. 28 000 000, — R 
Tantieme des Aufsichtsrates. 3 800 000, — r 
Vergütung an Beamte....... „ 2500 000,— " 
Zuweisung an den Unter- * es 
' stützungsfonds und andere a 
Wohlfahrtseinrichtungen ... „ 83000 000,— >“ 
Ausgaben für Kriegswohlfahrt „ - 1500 000,— DER 
Rückstellungskonto zur Ab- ve 
rundung auf M. 20000 000,— :,, 859191,3 ir 
Vortrag fü 1918/19 Rn „1041 167 05} en 
M. 87 2uV 308,37 da: 
£ u 
653 185 HEY 
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Aufsätze. ir | der landwirtschaftlichen Produktion in seiner 


er. | \ e Preisbildung unabhängig zu regeln, weil viele 
Kriegsgesellschaft und Reichsstelle. andere Preise damit im innigsten Zusammenhange 


Ein Beitrag zum Verständnis des stehen. 
Kriegswirtschaftssystems. Bei den. industriellen Erzeugnissen ist diese 
Von Professor Dr. Julius Hirsch, Köln, ı Verbindung nicht so eng und auch nicht so 
zurzeit Berlin. ' offensichtlich. Dennoch ist auch bei diesen eine 
(Schluss.) Zentralisierung der Preisfestsetzung der ver- 
Diese dreifache Staffelung der zen- | Schiedenen Reichsstellen erforderlich gewesen. Es 
ist nämlich allzu menschlich, dass auch der 


tralen Kriegswirtschaft wird bei der Beur- | 
teilung häufig übersehen. Die Kriegsgesell- | Reichskommissar oder die Reichsstelle, wenn sie 


schaft allein gilt als Trägerin all der Funktionen, | dauernd nur mit der einen Warengattung zu tun 
die von ihr, dazu aber der Reichsstelle und haben, den Ueberblick über die allgemeine Lage 
der Zentralbehörde erfüllt werden müssen. | Nicht ganz behalten, und dass insbesondere 
Das Zusammenwirken dieser drei Instanzen kann | gerade in der Preisfrage gegenüber den beliebten 


man vielleicht am besten bei der Preisbildung Berechnungen, denen zufolge bei diesem Er- 
beobachten. zeugnis eine Preiserhöhung für .den Verbraucher 


Diese musste in der Kriegswirtschaft nach | doeh ie einige Pfennige ausmache, der eigenen 
einheitlichen Gesichtspunkten durchgeführt werden. | Industrie aber damit ein grosser Fortschritt, die 
In der Ernährungswirtschaft schon um deswillen, | Zeichnung von Kriegsanleihe und ähnliches mehr 
weil hier die ganze Preisfestsetzung von der ermöglicht werde, allzu leicht nachgegeben wird. 
richtigen Abstimmung der Preise auf. einander, Deshalb ist für die Preisfestsetzung durchweg 
der „Preisrelation“ abhängig ist. Es ist nicht | eine Zentralisierung in den obersten Reichs- 
möglich, den Preis für Getreide unabhängig von | behörden (Zentralbehörden) erfolgt. Das 
den Preisen für Fleisch festzusetzen, denn wenn geschieht in der Weise, dass grundsätzliche Preis- 
hier eine Unstimmigkeit vorliegt, so wird ent- | festsetzungen der Kriegsgesellschaften und Reichs- 
weder zu viel oder zu wenig Getreide verfüttert. stellen nur. mit Zustimmung der Zentralbehörde, 
Es ist nicht angängig, den Preis für Gemüse- | Welcher die betreffende Kriegsgesellschaft oder 


konserven unabhängig von dem Preise des Frisch- | Reichsstelle unterstellt ist, erfolgen können. Daran 
gemüse festzusetzen, denn sonst wandert zu viel | ändert auch die Tatsache nichts, dass viele Höchst- 


Gemüse in die Dosen oder in die Darren, und | Preisbekanntmachnngen noch von den Kriegs- 
‘der Frischmarkt wird entblösst. Es ist bei | 8eSellschaften unterzeichnet werden. 

zwangsläufiger Wirtschaftsregelung auf die Dauer Die Aufgaben der Kriegsgesellschaft 
überhaupt nicht angängig, irgend einen Zweig | bei der Preisbildung liegen nun in der 


nn — 


Durchführung der von den Behörden gesteckten 
Ziele. Schon die Friedenskartelle verfolgten viel- 
fach der leichteren Kontrolle halber die Einheit- 
lichkeit des Preises. Die Kriegswirtschaft 
erstrebt diese für ihre Fabrikate beim Absatz 


um so mehr, weil sonst jede Preisüberschrei-: 


tung nicht ohne weiteres erkannt, die all- 
gemeine Durchsetzung des gewollten Preises sehr 
erschwert wird. Man denke nur an diejenigen 
Artikel, bei denen teure Ausland- neben billiger 
Inlandware abgesetzt werden durfte; da waren 
plötzlich sämtliche Bonbons polnisch . geworden. 


Nun sind aber nicht nur die Einstandspreise der - 


Rohmaterialien oft sehr verschieden, sondern zu- 


gleich zahlreiche andere Unkostenelemente der 


Fabrik- und Handelsbetriebe, die in einer Kriegs- 
gesellschaft zusammengeschlossen sind. Will man 


jeden einzelnen Posten der Kalkulation nicht. 


nach den höchsten, irgendwo entstandenen Kosten 
einsetzen und allen mit niedrigeren Kosten 
arbeitenden Betrieben dadurch unbegründete 
Uebergewinne zuschanzen, so muss man. diese 


verschiedenen Kostenhöhen ausgleichen. So sind 


die Ausgleichkassen der Kriegsgesell- 
schaften das bedeutsamste Mittel der Durch- 
setzung einheitlicher Preispolitik in der Kriegs- 
wirtschaft geworden. 

Am meisten bekannt 
praxis des Friedens noch der Frachtenaus- 
gleich. Der Kalkulation des Gesamtpreises wird 
ein Durchschnittsbetrag für Frachten zugrunde 
gelegt. Wer von den Fabrikanten für Fracht 
mehr als diesen Durchschnitt ausgelegt hat, erhält 
derı Mehrbetrag aus der Ausgleichskasse vergütet, 
wer weniger verbraucht, muss an die Kasse 
zahlen. Ohne diesen Ausgleich hätte man stets 
‚den verhältnismässig ungünstigsten, aber noch für 
die Versorgung notwendigen Frachtsatz der«Be- 
rechnung zugrunde legen müssen; jetzt kann 
man den Durchschnitt nehmen. Die Wirkung ist 
eine Niedrighaltung des Gesamtpreises. 


Dasselbe gilt vom Preisausgleich des 
Rohmaterials; schon für Preisverschiedenheiten 
im Binnenlande. Manche Rohmaterialien haben 
örtlich verschiedene Höchstpreise, das Fabrikat 
soll aber doch nicht nach dem höchsten dieser 
Rohmaterialpreise ausgerichtet werden; schon hier 
hilft° der Ausgleich innerhalb der Gesellschaft. 
Am meisten Missverständnis und Erbitterung hat 
aber die notwendige Durcheinanderrechnung 
von In- und Auslandware verursacht. Die 
Auslandlieferungen waren durchweg teurer als 
Inlandware; dennoch konnte man die Ausland- 
ware nicht mit besonderem Preise in den Ver- 


ist aus der Kartell- _ 


'sonderen Ausgleichskassen geregelt, = 
. damit nicht der höchste noch notwendige Lager- = 


schwund und Bemback, für besondere Transport- 


- Mittel zur Verbilligung unserer Brotstreckung. bei | 
weniger 
"Trockenkartoffel gewonnen worden. All das en- 


- der einen Aufgabe: Preisregulierung. 


ce 
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kehr wollte nn oe die Inland- R a 
ware trotz aller Strafandrohungen auf die eiche 
Preishöhe hinaufschnellen sehen. Man musste 


‚beide zu einem Einheitspreise mit ‚einander ver- 


rechnen. Die Entrüstung ist menschlich begrel- 
lich, wenn Fabrikanten ‚dasselbe Leder oder das- 

selbe Obst, das bei ihnen zu niedrigem Preise 
beschlagnahmt war, mit kräftiger Preiserhöhung 
wieder zur Verarbeitung freigegeben. erhielten. 

Man konnte ihrien nicht in jedem Falle erläutern, 
dass dieser Preisunterschied nicht „verdient“, ‚in 
die Tasche der Gesellschaft gesteckt“, nicht 
„amtlicher Kriegswucher“ war, sondern zur Ver 
billigung anderer Partieen dienen musste, de 
man im Auslande zu noch weit höheren Preis- _ 3, 
lagen hatte erwerben müssen. : ER 


Dieselbe Aufgabe des Ausgleichs hat TG 
dann bei der immer grösser werdenden Not an 
Packmaterial in Verpackung 
tung innerhalb der Gesellschaft betätigt; zu 
Niedrighaltung der Preisberechnung hat man 
die Zinsvergütung bei Lagerhaltung in Be 
wiederum 


zinssatz in den Preis hineingerechnet werden 
musste. Man hat zahlreiche Risik en innerhalb 
der Gesellschaften ausgeglichen, so für Waren- 


verluste usw. : 

Oder gelegentlich mussten rn Ge 
atıch helfen, den Preis zu differenzieren, ae 
wenn z. B. dieselbe Ware zum Massenverbrauch : 
billig, zum Industrie- und Luxusverbrauch teue 
abgegeben werden sollte. Bekanntestes Beispiel 
der Zucker, dessen Preis für den unmittelbaren 
Verbrauch niedrig gehalten, für Industrieverbrauch 
und insbesondere auch für Süssigkeiten- 1 und 
Schaumweinherstellung entsprechend erhöht wurde. 
Für diesen Ausgleich und den sehr verwickelten. 
Frachtenausgleich der Zuckerwirtschaft ist eine 
besondere  „Reichszuckerausgleichsgesellschaft “ 
gegründet worden. Aehnlich sind die Die 2 
BE 


lebenswichtigen _ ‚Verwendungen 


steht den Kriegswirtschaften aus der Durchführung S 23 =“ 


Nicht weniger aus den andern. Die er Er 
schlagnahme gibt ihnen die Verfügung ‚über 
Rohmaterial. Dieses soll zugleich gerecht nd 
zweckmässig auf die Verarbeiter verteilt werden. 
Daraus folgt die Aufgabe, die vorhandenen B- 
triebe zu kontingentieren und die noch 
schwierigere, Be Kontingente nicht ern 


Be mb HH formell 


ye 


brauch 
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zu lassen, da Ernte, Verderblichkeit der Ware, ' abteilung. 


Zufälle der Anlieferung oft, zur nSREiggung 
zwingen.s RE SEE g 

Der Verteilun gsschldssel, der Reichsstelle 
gibt die Richtungen des Warenverlaufs an die 
Abnehmar an; aber welche Fabrik nun in jeden 
Bezirk liefern kann, wo leicht gelagert, zugeteilt, 
ausgetauscht werden kaum, das kann nur die Kriegs- 
gesellschaft beurteilen, bei der täglich gemeldet wird, 
was an Rohmaterial, Halbfabrikat, Fertigware in 
den Fabriken liegt, welche Stockungen die Liefer- 
termine verzögern, auf welche Reserven an Ware 
noch gerechnet werden kann. Und wenn der 
Abnehmer die-Warenqualität beanstandet, so ent- 
scheidet noch das Schiedsgericht der Kriegs- 
gesellschaft (oder der Reichsstelle) über Handels- 
im Kriege. Dazu nehme man die 
unumgängliche Kontrolle über die Durchführung 
der erlassenen Anordnungen, und man sieht: 
Eine grosse Arbeitslast, notwendig aus dem 
Charakter der Kriegswirtschaft hervorgehend, 
wuchtet: auf den Kriegsgesellschaften als den 
kaufmännischen De der behördlichen 


2 Warenlenkung. 


‚Sicherlich sind auch innerhalb er Be- 
tätigungskreise noch Bevorzugungen möglich, 


und Allzumenschlichkeiten sind nicht überall ver-- 


mieden worden; aber sie haben sich in engen 
Grenzen gehalten, in engeren, als der Treuhänder 


sie in manchen Privatbetrieben zu finden ge- 


wohnt war, Die eigenen Verwaltungskosten der 
Kriegsgesellschaften der Volksernährung haben, 


gemessen an den Umsätzen, bei den weitaus 


meisten nur Bruchteile eines Prozentes betragen. 
Nicht überall ist die Neubildung solcher 


Zwangsverbände notwendig gewesen ; insbesondere 


da nicht, wo bereits starke Friedenskartelle eine 


so vollkommene Zusammenfassung der Waren- 


verwaltung ermöglichten, dass sich die Gründung 


- trat, 
: aber durch einfache Verwaltungsmassnahmen, die 
 beschlagnahmten Rohsttoffe zügewiesen und in 
u ‚öffentlichem Auftrage von ihm. verwaltet. 


einer besonderen Zwangsgesellschaft erübrigte. 


„So war es bekanntlich bei den Kohlensyndikaten, 
beim Stahlwerksverbande, 


so auch bei der 
Spirituszentrale, bei der Bezugsvereinigung der 


deutschen Landwirte, ähnlich bei der Zucker- 


industrie, bei der Hefeindustrie und bei vielen 
anderen. Hier wurde: oft nur die Verwaltungs- 
abteilung errichtet, während an die Stelle der 
Geschäftsabteilung das starke Friedenskartell 
"Ihm wurden dann. durch Gesetz, häufiger 


So 
hat die Reichszuckerstelle neben der bereits 
genannten ‚re  Reichszuckerausgleichs - Gesellschaft 
opera! keine Geschäfts- 


- 
u 
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Die hierher gehörigen Arbeiten 
werden in der Hauptsache vom Verein der 
Deutschen Zuckerindustrie, vom Verbande der 


Kandiszuckerfabriken, zwei Verbänden der Kunst- 


honigfabrikanten und bei der Rübensaftherstellung 


ı von der Kriegsrübensaftgesellschaft erledigt. Das- 


selbe gilt von der Reichsbranntweinstelle, deren 
eigentliche Geschäftsabteilung tatsächlich die 
Spirituszentrale ist (neben einer für andere 
Zwecke bestimmten Kriegskartoffel- Gesellschaft 
Ost m. b. H.). Aehnlich lag es bis zum Ende 
des Jahres 1917 bei der Reichsfuttermittelstelle, 
wo wichtige Aufgaben der Geschäftsabteilung 
durch das starke Friedenssyndikat, Bezugsvereini- 
gung der Deutschen Landwirte, durchgeführt 
wurden, und ebenso bei vielen anderen Industrien. 

Die gleiche Trennung zwischen Ge- 
schäftsabteilung und Verwaltungsabteilung, 
welche grundsätzlich die Kriegstellen des 
Reiches zeigen, setzt sich nun aber teils 
offensichtlich, teils in Ansätzen durch die ge- 
samte Kriegswirtschaft bis auf die Kommunal- 
verbände durch. Zur Durchführung der Aufgaben, 


welche von den Reichsstellen gegeben wurden, 


entstanden die Landesstellen (in Preussen 
und mehreren anderen Bundesstaaten Landes- 
ämter genannt). Neben der Reichsgetreidestelle 
z. B. das Preussische Landesgetreideamt, neben 


' der Reichskartoffelstelle das Landeskartoffelamt, 


neben der Reichsstelle für Vieh und Fleisch 
(Reichsfleischstelle) das Preussische Landesfleisch- 
amt usw.‘ Auch diese schufen sich vielfach 
Geschäftsabteilungen mit dem gleichen Ziel wie 
die Reichsstellen. Die Bewegung setzte sich nach 
unten durch, Die Ober- und Regierungspräsidenten, 
denen viele Warenmengen zur Unterverteilung 
zugewiesen wurden, suchten nach Geschäfts- 
abteilungen, um diese in ihren behördlichen 
Betrieb nicht _hineinpassenden kaufmännischen 
Transaktionen durchzuführen. Sie fanden solche 
schon vorbereitet in denjenigen Gesellschaften, 
teils durch Kommunalverbände bereits 
früher, tells durch -die Z. E. G. zur Verteilung der 
Einfuhrwaren geschaffen worden waren. Das sind 
die sogenannten Bezirkszentralen (Lebens- 
mittelversorgungs- -Gesellschaften), welche 
in einzelnen Bundesstaaten für die Gesamtvertei- 
lung des Landes eingerichtet sind, in Preussen 
aber überall als die Geschäftsabteilungen des 
Ober- oder Regierungspräsidenten betrachtet 
werden. °). Dieses System der Trennung von 


3) Hierüber zu vergl. Elsass, Gemeindliche und provin- 


‚ zielle Lebensmittelversorgungsgesellschaften, Tübingen 1917; 


über die Anfänge auch Hirsch, Deutsche Wirtschaftszeitung, 


Novembei 1915. 
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Verwaltungs- und Geschäftsaufgaben geht weiter 
bis auf die Kreise. In interessanter Weise ist 
neuerdings über . diese Verhältnisse in dem 
preussischen Landkreise eine eingehende Dar- 
stellung erschienen, welche zeigt, dass auch_dort 
die Trennung von Verwaltungs- und Geschäfts- 
aufgaben in besonderen Kreisgeschäfts- 
stellen bis zum letzten -Gliede der weitver- 
zweigten Verteilung durchgeführt worden ist. 
Aehnlich liegt es in manchen Grossstädten. ?). 
‚All das sind nur Grundzüge. Die Organisation 
ist nicht immer so einheitlich gegangen, wie unsere 
Darstellung sie zeigte. Bei den für militärische 
Stellen arbeitenden Gesellschaften wurde der 


Unterbau meistens ohne besondere Ausgliederung 


von Geschäftsabteilungen durch die ‚normalen 
militärischen Behörden (Generalkommandos, 
Gouvernements) geschaffen. Auch bei den Stellen 
für die Versorgung der Zivilbevölkerung war der 
Weg nicht stets unserm allgemeinen Schema 
getreu. Bei den unteren Stellen hat sich manches 
zusammengelegt oder auch getrennt, was bei den 
oberen Stellen anders organisiert ist. Während 
beispielsweise die Reichsgetreidestelle sowohl die 
Erfassung wie die Verteilung des Getreides regelt, 
ist in vielen Kreisen die Erfassung der Ware 
anderen Organisationen übertragen worden, als 
-die Verteilung. Für die Erfassung des Schlacht- 
viehs sind die Viehhandelsverbände gegründet 
worden; die Verteilung erfolgt dagegen durchweg 
durch die Gemeinden. Umgekehrt haben die 
unteren Verwaltungsorgane oft nicht dieselbe 
Einteilung beibehalten, wie sie bei den oberen 
zweckmässig war. So haben sich häufig die 
Landesgemiüsestellen,Landeskartoffelstellen,Landes- 
fleischämter und andere in kleineren Staaten zu 


einer Einheit (Landesernährungsamt) zu- : 


sammengefunden; gelegentlich haben sie sich 
auch geradezu mit den Bezirkszentralen formell 
oder doch tatsächlich vereinigt. 


Welches das künftige Schicksal dieser weit- 
verzweigten Organisationen sein wird, steht dahin. 
Hier sollte nur gezeigt werden, dass die Gesamt- 
organisation sich, obwohl ursprünglich keineswegs 
nach einheitlichen Plänen oder Grundgedanken 
aufgebaut, doch aus dem Wesen der Aufgaben 
heraus nach sinnvollen Richtlinien gleichheitlich 
entwickelt hat. _ | 


?) Zu vergl. v..Hassel, die Einrichtungen der 
preussischen Landkreise auf dem Gebiete der \ Kriegs- 
; ‚wirtschaft, Heft 40 der „Beiträge zur Kriegswirtschaft“, 
. Berlin 1918. - 
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Das Zwangssyndikat Bere 
Yi in der Schuhindustrie. 


Von Dr. jur. Fr. Mainzer, Berlin, 


Syndikus des Ueberwachungsäusschusses der Schuhindustrie. 


Die Herstellung und der Vertrieb von Schuh- 


waren sind durch die Bekanntmachung.’des 


Bundesrats über die Errichtung von Schuhwaren- 
herstellungs- und Vertriebsgesellschaften in der 


Schuhindustrie vom 17. März 1917, RGBl. 


S. 236 geregelt. Rn 
Durch die Bekanntmachung des Bundesrats 
vom 17. März 1917 sind alle Schufabrikanten, 


die bereits vor dem Kriege fabriziert haben, 
zwangsweise zu Schuhwarenherstellungs- und 
Vertriebsgesellschaften vereinigt worden, deren 


Aufgabe .es ist, unter Leitung und nach An- 


'weisungen des Ueberwachungsausschusses der 
Schuhindustrie Schuhwaren nach Massgabe der 
verfügbaren Rohstoffe und der volkswirtschaft- 
Der Ueber- 


lichen Bedürfnisse herzustellen. 
wachungsausschuss der Schuhindustrie besteht 
aus einem Vorsitzenden, seinem Stellvertreter 
und 25 Mitgliedern, die alle vom Reichskanzler 
ernannt werden. Er hat das Recht, den Schuh- 
warenherstellungs- und Vertriebsgesellschaften 
und deren Gesellschaftern Anweisungen über 
Art, Ort und Umfang der Erzeugung und über 
die Preise zu erteilen. Er steht unter Aufsicht 


des Reichskanzlers, der befugt ist, Beschlüsse 
des Ueberwachungsausschusses wegen Verletzung. 
der Gesetze oder Öffentlicher Interessen zu be- 


anstanden; der Vorsitzende des Ueberwachungs- 


ausschusses hat den Vertreter des Reichskanzlers 
über alle wichtigen Vorgänge zu unterrichten 
und ihm auf Verlangen Auskunft zu erteilen. 


Die Mitglieder des Ueberwachungsausschusses 


versehen ihr Amt als Ehrenamt; sie sind zur 
Geheimhaltung über die zu ihrer Kenntnis 
gekommenen geschäftlichen Verhältnissa bei 


Meidung von Strafe verpflichtet. 
Die Verhältnisse der Schuhwarenher- 


‚stellungs- und Vertriebsgesellschaften sinddurchh 


eine vom Reichskanzler erlassene Satzung 


(Reichsanzeiger vom 20. März 1917 Nr. 68) 
geregelt. Die Satzung trifft Anordnungen über 
Name und Sitz der Gesellschaft, Gesellschafter, 


Zweck der Gesellschaft, Betriebskapital, Organe 
der Gesellschaft (Vorstand, Gesellschafterver- 


sammlung), Stimmrecht, Gegenstand der Be 
schlussfassung, Befugnisse, Leistungen der Ge 
sellschafter und der ‚Gesellschaft, schliesslich 


über Auflösung und Liquidation. Ferner räumt 
die Satzung dem Ueberwachungsausschuss der 


Schuhindustrie Disziplinarbefugnisse über die 

Gesellschafter ein, falls diese schuldhaft die 
Vorschriften der Bundesratsverordnung, der % 
Satzung oder der Anordnungen des Ueber- 
‚wachungsausschusses verletzen; die Disziplinar- 
strafe besteht in vollständigem oder teilweisem 
Ausschluss von »-der Beteiligung an dem Gewinn, 


Durch Anordnung des Reichskanzlers wurden 


11 Schuhwarenherstellungs- und Vertriebsgesell- 
schaften, und zwar in Berlin, Breslau, Dresden, Be 
' Burg b. Magdeburg, Erfurt, Nürnberg, Stute 


„2 


5 uns» 42:7 Pe 
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R Banden Pir 

Köln a. Rh. Babirastr A. 

1. Art, Ort und Onfanz‘ nes een, 
Der - ‚ Veberwachungsausschuss der Schuh- 

industrie ‚bestimmt, welche Arten von Schuh- 

waren von jedem einzelnen Betrieb hergestellt 

werden. Er 'hat Richtlinien aufgestellt, nach 


welchen das 'Weiterarbeiten und Stillegen von - 


Betrieben entsprechend den Rohmaterialien und 
Arbeiterverhältnissen stattfinden sollte; er hat 
in Gemeinschaft mit der. Heoresverwaltung die- 
jenigen Betriebe bestimmt, die für die Zwecke 
. der Heeresverwaltung Schuhwaren herstellten 
und der Heeresverwaltung gehöriges beschädigtes 


- Schuhwerk wieder instandsetzen sollten. 


Erging bei der Auswahlder weiterarbeitenden 
Betriebe davon aus, die für die Rohmaterial- 


 versorgung frachtlich. am günstigst gelegenen 


Betriebe zur Weiterarbeit zuzulassen und be- 
 rücksichtigte in erster Linie die Unterbringungs- 
möglichkeit der an dem Fabrikationsort durch 
Stillegung von Betrieben frei werdenden Arbeiter. 
Er war darauf bedacht, dass die weiterarbeitenden 
Betriebe tunlichst rationell ausgenützt würden, 
um. eine möglichst erschöpfende Ausnutzung 


der “ausserordentlich knappen Rohmaterialien 


"unter tunlichster Herabsetzung der Betriebs- 
unkosten herbeizuführen. 
Hand der volkswirtschaftlichen Bedürfnisse die 
Mengenverteilung der herzustellenden Waren 
auf die verschiedenen Sorten, nahm Produktions- 
einschränkungen bei solchen Waren vor, bei 
denen vorübergehend verhältnismässige Ueber- 
produktion vorhanden war und ordnete die 
Verwendung der für solche Waren benötigten 
Rohbmaterialien zur Herstellung von dringlicher 
benötigten Waren an. Er nahm in grossem 
.. Umfange unter Zuziehung ı von Sachverständigen 
‚die Prüfung von Ersatzstoffen vor, schied die 
für die Volkswirtschaft unbrauchbaren aus und 
‚gestatteta nur die Verwendung von solchen, 
. diesich als verhältnismässig brauchbar erwiesen. 
Der Mangel an geeigneten Ersatzstoffen 


| setzte dieser Tätigkeit des Ueberwachungsaus- 


schusses enge Grenzen. 

Während der Tätigkeit des Ueberwachungs- 
ausschusses konnte die Produktion wie zug. 
: Emmteigert werden: 


In allen Eehubnarenı 


Steigerung gegenüber 
dem: Vorzeitraum 


Paarzabl 


s = "Paarzahl 
‚In Millionen 
insgesamt | monatl. 


; en 


20, 4. 1917 bis re 
BL.B.108 | re 
| gegenüber 20. 4.1917 
| bis 81.8.1918 | 
Se 87 0 
SS gegenüber 20. 4. 1917 
; bis 81.3, 1918 
98, 14 RE 
gogentber 1.4. 1918 
bis 80. 6. 1918 
19 Yo 


uam tee 


Er bestimmte an 


In Lederschuhwerk: (Grubenschuhe,. 
Strassen- und Kriegsschuhwerk): 


= 1. 6. 1917 bis 
| 
| 
| 
| 
| 
| 


81.8 1917 | 8:98 1,99 
‚ 1. 6. 1918 bis gegentiber 1. 6. 1917 
81. 8.1918 7,55 2,51 bie 31.8. 1917 
"26,25 9, 


- Für die Auswahl der Erzeugnisse waren 
vornehmlich besiimmend die Anforderungen 
der für die Volksernährung und die Kriegs- 
führung wichtigsten Betriebe: derLandwirtschaft, 
der E:senbahn, der Bergwerke und der Rüstungs- 
betriebe. Um den Wirtschaftsorganismus während 
des Krieges aufrecht zu erhalten, mussten die 
Angehörigen dieser Betriebe in erster Linie mit 
dem für sie geeigneten Schuhwerk versehen 
werden. Die ausserordentlich knappe Deckung 
hatte es mit sich gebracht, dass nicht einmal 
die Angrhörigen der wichtigsten Betriebe in 

vollem Umfange beschuht werden konnten und 
dass für die übrige Zivilbevölkerung Schuh- 
waren nur in verhältnismässig sehr geringen 
Mengen zur Verfügung standen. Die Gesamt- 
produktion der sämtlichen dem Ueberwachungs- 
ausschuss angegliederten Schuhfabriken, die 

' durch die Kontrolle der Schuh warenherstellungs- 
und Vertriebsgesellschaften ging (ausgeschlossen 

. waren handwerksmässig hergestellte Hausschuhe 
und Pantoffel, Holzpantinen, Holzschuhe ganz 
aus Holz und Sandalen ganz aus Holz), betrug 
in der Zeit vom 20. April 1917 bis 1. Oktober 
1918 55961 261 Paar. 


2. Preise. 


Der Ueberwachungsausschuss der Sehuh- 
industrie war in der Lage, die Preise von einer 
ganzen Anzahl von Schuhwaren-Arten einheit- 
lich festzustellen. Er setzie Höchstpreise fest 
für Berufsarbeiter-Schuhwerk, Kriegsschuhe 
(Schuhwaren mit Holzsohlen), Hausschuhe, 
Pantoffel und Holzsandalen. Die Preise wurden 
festgesetzt auf Grund eingehender Prüfungen 
der Hersteller-Kalkulationen und überschriıten 
niemals die nach den Richtsätzen der Gutachter- 
'kommission für Schuhwarenpreise zulässigen 
Höchstsätze. Für ledernes Strassenschuhwerk 
war die Festsetzung von Höshstpreisen oder 
Einheitspreisen nieht möglich mit Rücksicht auf 
die ausserordentliche Verschiedenartigkeit des 
verwendeten Materials, namentlich auch der 
stets im Preise ausserordentlich steigenden 
Textil- und Textilersatzstoffe. 

Soweit für solches Schuhwerk die Fest- 
setzung von Höchstpreisen und Einheitspreisen 
nicht möglich war, liess der Ueberwachungs- 

 ausschuss die von den einzelnen Herstellern 
berechneten Preise durch Kommissionen, die 
bei jeder Schuhwarenherstellungs- und Ver- 
 triebsgesellschaft errichtet waren, andauernd 
- prüfen und sorgte dafür, dass die Preise sich 
‚in angemessenen (Grenzen hielten, ohne Rüok- 
‚sicht darauf, ob die Produktionskosten in 
einem einzelnen Betrieb übermässig hoch waren. 

Die Beschaffenheit sämtlicher Waren liess 
der Veberwachungsausschuss durch weitere, 
‚bei den einzelnen Gesellschaften bestehende 


W 


Kommissionen, die beauftragt waren, auch die 
Betriebe selbst zu besuchen, andauernd kon- 
trollieren; mangelhafte Ware wurde auf Rech- 
nung des Hersiellers dem Verkehr entzogen, 


3. Stillgelegte Betriebe. 


Die Anzahl der dem Ueberwachungsaus- 


schuss der Schuhindustrie engeschlossenen Be- 
triebe beträgt 1495; davon waren am 
20. April 1917, dem Entstehungstage der Schuh- 
warenberstellungs- und Vertriebsgesellschaften, 
28 pCt., am 1. Mai 1918 41 Cpt., und am 1. Ok- 
tober 1918 44 pCt. zur Weiterarbeit zugelassen. 
Um die Vernichtung der Existenzen der still- 
gelegten Betriebe zu verhindern, wurden ibnen 
ihre weiterlaufender, ıunvermeidlichen Unkosten, 
wie Hypothekenzinsen, Versicherungsprämien, 
Unterhaltun.skosten der Gebäude und Ma- 
schinen, angemessene Abschreibungen, Kriegs- 
unterstützungen der Arbeiter u. dergl. ver- 
gütet. 


Die stillgelegten Betriebe haben in dem 


Ueberwachungsausschuss nach den gesetzl:chen 
Bestimmungen keine besondere Organisation. 
Auf Anordnung des Ueberwachungsausschusses 
wurden jedoch durch Wahl, zu welcher nur 
stillgelegte Betriebe berechtigt waren, bei jeder 
Gesellschaft 2 Vertreter bestellt, die aus ihrer 
Mitte eine Arbeıtskommission, bestehend aus 
5 Vertretern, wäblte. Diese Arbeitskommission 
ist dazu berufen, die Interessen der stillgelegien 
Betriebe bei dem Ueberwachungsauscnuss zu 
wahren und Anträge und Anregungen bei 
dem Ueberwachungsausschuss vorzubringen und 
zu vertreten. 


4, Geschäftsverkehr der Gesellschaften. 

Den einzelnen Herstellern ist die Ueber- 
nahme von Auffrägen verboten; die Abliefe- 
von Waren erfolgt im Namen und für Rech- 
nung der Schuhwarenherstellungs- und Ver- 
triebsgesellschaftıen. D.e Waren dürfen keine 
Firmenbezeichnung und keine Marke tragen. 
Es soll dadurch das Interesse der stillgelegten 
Betriebe geschützt werden; es soll verhindert 
werden, dass die weiterarbeitenden Betriebe 
die Kundschaft der stillgelegten an sich reissen 
können. Die nach Anweisung des Ueber- 
wachungsausschusses fertiggestellten Erzeug- 


nisse werden den einzelnen Schuhwarenhänd- | 


lern oder, soweit die Waren nicht durch den 
Schuhhandel verteilt werden, den bezugsberech- 
tigten Kommunalverbänden, Bergwerken usw, 
zugeteilt. Die Waren haben die dem Her- 
steller zugeteilte Nummer, den Monat der 
Herstellung und den Kleinverkaufspreis deutlich 
sichtbar aufzuweisen, - 


5. Gewinnund Unkosten. 


. Zu seinen Gestehungspreisen hat jeder ein- 
zelne Hersteller 6 pCt. Gewion hinzuzurechnen. 


Dieser Gewinn bleibt jedoch nicht ihm, sondern 


fliesst in eine einzige, von dem Ueberwachungs- 


ausschuss der Schuhindustrie verwaltete Kasse | 


und wird gleichheitlich unter sämtliche weiter- 
arbeitende und stillgelegte Betriebe nach Ver- 
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hältnis ihres Friedensumsatzes verteilt, wobei 


den stillgelegten Betrieben ein Vorzug einge- 
räumt ist. 
die nach der angegebenen Verteilungsanordnurg 
weniger als 1000 Mark Gewinnanteil im Viertel- 
jahr. erbalten würden, erhalten 1000 Mark 
vierteljährlich; ferner erhalten sämtliche still- 
gelegten Betriebe vorweg einen Gewinnanteil 
in Höhe von 2 pCt. ihres Friedensumsatzes. 
Was dann übrig bleibt, wird in gleicher Weise 
unter die weiterarbeitenden und stillgelegten 
Betriebe verteilt. 

Zur Deckung der Unkörten der Orgeni- 
sationen, zur Bestreitung der weiterlaufenden 
unvermeidlichen Unkosten der stillgelegten Be- 
triebe und zur Entschädigung der infolge der 
Stillegung arbeitslos gewordenen Arbeiter wird 


auf die Waren eın Sonderzuschlag erhoben, 


der ursprünglich 5 pCt. der Gertehungskosten 
betrug, dann auf 3 pCt. und schliesslich auf 
1 pCt. ermässigt wurde. Die Unkosten der 


Organisationen betragen noch nicht 1 BR des “ 


BSSADIRn Warenumsatzes. 


6. Betriebsmittel- Gemeinschaft, 
Zur Durchführung der ihm übertragenen 


Aufgabe hat der Ueberwachungsausschuss der 


Schuhindustrie das Recht, von jedem Schuh- 


warenhersteller, gleichgültig, ob er einer Schuh- 


warenberstellungs- und Vertriebsgesellschaft 


angehört oder nicht, Auskunft über seinen Be- 


trieb, seine Bestände an Rohstoffen, Halber- 
erzeugnissea und Fertigerzeugnissen, - sowie 
über seine Fabrikitionsmittel zu lege 
er hat weiter das Recht, diese Gegenstände zu 


beschlagnahmen und gegen angem«ssene N 


gütung zu enteignen. Er hat von dem Be- 
schlagnahme-Recht sofort bei seinem Entstehen 


Gebrauch gemacht; sämtliche Rohstoffe, Halb- 


erzeugnisse und Fertigerzeugnisse, sowie die 
Fabrikationsmittel sind durch die Bekannt- 
machung vom 26. März 1917 beschlagnahmt. 
Der Zweck dieser Massnahme war der, die 
sämtlichen, der Schuherzeugung dienenden 
Gegenstände für die ET EODENDE zu erhalten 
und nutzbar zu machen. 


u Arbeiterfragen. 
Der Ueberwachurgsausschusss der Schuh 


industrie hat gleich bei Berinn seiner Tätig- 


keit angeordnet, dass die Arbeitszeit in den 
Betrieben 54 Stunden wöchentlich nicht über- 


schreiten darf; dass Arbeiter, die infolge Still- 


legung von Bstrieben entlassen werden müssen, 
voll „entschädigt werden, bis sie anderweit 
Arbeit gefunden haben oder ihnen gleichwertige 
Arbeit nachgewiesen ist, 
ordnet, dass den Schuhfabrik-Arbeitern gegen 
Bedarfsschein Schuhwerk aus den Betrieben und 
weiter Ausbesserungsmaterial_ überlassen wird. 
Er hat feroer in Gemeinschaft mit den Arbeit- 
geber- und Arbeitnehmerorganisationen Tarifver- 
träge vereinbart; schliesslich hat er den Schuh- 


fabriken verboten, Arbeiten in Geangnie " 


trieben AUaSOngen zu en = 


Diejenigen stillgelegten Betriebe, 


Er hat weiter ange- 


en 
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Er war mit Erfolg bemüht, einzelne Ar- 
beiterkategorien in der Nahrungsmittelversor- 
gung den Schwerarbeitern gleichzustellen und 
hat die zur Aufrechterhaltung der Betriebe 
notwerdigen militärischen Reklamationen bei 
der Heeresverwaltung und den Hilfsdienstaus- 
schüssen unterstützt und durchgeführt. 


Dem -Ueberwachungsausschuss und seinen 
sämtlichen Organisationen gehört ein Vertreter 
der Arbeiter an. | 


Die Kritik, die gegen das Zwargssyndikat 
einsetzte, wandte sich dagegen, dass die Mit- 
glıeder des Ueberwachungsausschusses der Schuh- 
industrie von der R-gierung ernannt, dass die 
zwangsweisen Stillegungen für den davon 
Betroffenen äusserst schädlich und dass der 
Produktionszwang durch Unterbindung der 


freien Bstätigung des Einzelnen für die Gesamt- 


wirtschaft nachteilig war. 


Ob die durch die Not des Krieges ge- 
schaffene Organisation zweckmässiger als wie 
geschehen, gearbeitet hätte, wenn ihre Leiter 
durch Wahl der DBerufsgenossen hervor- 
gegangen wären, kann dahin gestellt bleiben. 
Die freie Wahl erschien unzweckmässig, weil 
die Mitglieder des Ueberwachungsausschusses 
nicht Verireter von Interessengruppen sein 
sollten, sondern weil sie in erster Linie das All- 
gemeininteresse zu wahren berufen waren; die 
Sorge für dıe Industrieangehörigen trat hinter 
dieser Aufgabe weit zurück. 

Es ist selbstverstäudlich, dass durch die 
Stillegung eines Betriebes diesem materiell und 
immateriell Schäden entstehen. Die Sıillegung 
war notwendiz; dıe vorhandenen Rohmaterialien 


und Arbeitskräfte reichten nicht aus, um die 


'weiterarbeitenden Betriebe voll zu beschäftigen. 
Wären die Stillegungen unterblieben, so 
häiten gerade die kleineren und mittleren Be- 
triebe hiervon den grössten Schaden gehabt, 
da es den grossen und kapitalkräfıigen Betrieben 
natürlich am shesten möglıch gewesen wäre, 
auf Kosten der kleinen und mittleren und 
namentlich auf Kosten der Verbraucher sich 
mit Material und Arbeitskräften zu versehen. 
Die Nachteile, die ‚den stillgelegten’ Betrieben 
nicht durch das Zwargs:yndikat, sondern durch 
die allgemeinen Verhälinisse entstanden sind, 
sind gerade infolge des Zwangssyndikats nach 
Möglichkeit ausgeglichen worden. 

Die Allgemeinheit hat durch das Zwangs- 
syndikat keine Nachteile gehabt; das durch das 
Ineinandergreifen der verschiedenen Rohstoff- 
Organisationen restlos erfasste Rohmaterial ist 
restlos verarbeitet worden. Es wäre nicht 
möglich gewesen, in der freien Wirtschaft auch 
- nur einen Schuh mehr herzustellen als dies 
durch die Zwangswirtschaft geschehen ist; im 
Gegenteil, gerade die straffe Zusammenfassung 


der verfügbaren Kräfte und Rohmaterialien 


ermöglichte die denkbar höchste Produktion 
mit dem denkbar geringsten Aufwand, 


” 
ı 
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Die Vorbedingungen für die Typen- 
bildung im wirtschaftlichen Leben. 
Von Dr. Else Meissner, Charlottenburg. 


In einer bei Eugen Diederichs, Jena, erschienenen 
Schrift „Der Willezum Typus* (49 S. 
3 M.) sucht die Verfasserin der aus der Notwendig- 
keit der E’sparung von Ar:eit und Robstuffen er- 
wachsenen Bestrebung nach Vereinfachung und 
Vereinheitlichung unserer gewerblichen Produktion 
eine Vertiefung zu geben, die tiber das rein Wirt- 
scha tliche hınaus auf eine Förderung uud Be- 
reicherung unseres deutschen Kulturlebens abzielt, 
Den gedanken’ eichen Ausführungen ist der folgende 
‚Abschuitt entnommen. 


a.Durchdenkung desArbeitsgegenstandes, 

Die Arbeit, die nötig ist, um das ganze 
gewerbliche Schaffen zur höchsten Leistungs- 
fähigkeit zu entwickeln, ist Kleinarbeit des :äg- 
lichen Lebens. Wie es bei unseren vorge- 
schrittensten Betrieben, unseren tüchtigsten 
Kaufleuten, Ingenieuren und 
Arbeitern schon selbstverständlich ist, so muss 
es nach und nach in jede Werkstatt und in 
jede Schreibstube getragen werd:n, was jetzt 
zielbewusstes, diszipliniertes Arbeiten und 
Schaffen bedeutet, wie jede Augenblicksarbeit 
‘eine Verschwendung von Material und Kraft 
mit sich bringt. 

Es ist bekannt, dass der Wettbewerb um 
den Absatz vielfach zur Herstellung von Waren 
geführt hat, deren eigentlich noch niemand 
bedurfts, sondern nach denen erst künstlich 
durch allerlei Anreizmittel ein Bedürfnis ge- 
weckt wurde. Nun ist es gewiss eine der edelsten 
Aufgaben der gewerblichen Arbeit, Bedürfnisse 
zu wecken, die zu einer Kultursteigerung bei- 
tragen. Aber ebenso sicher ist es auch, dass 
nur ein geringer Teil der neugeweckten Be- 
dürfnisse die Kultur steigern hilft. Daneben 
entstehen eine Menge von Waren, die keinen 
anderen Zweck und Sinn haben, als einer ge- 
wissen Art von Fabrikanten und Händlern, 
welche auf die Urteilslosigkeit der Menge zu 
spekulieren wissen, Gewinae einzubringen. 
Die Herstellung solcher Dinge ist vom Stand- 
und Leistungssteigerung 
als Verlust zu buchen. 

Aber in der vor uns liegenden Zeit, in 
der kaum die dringendsten Bedürfnisse werden 
Befriedigung finden können, werden uns da 
manch unerfreulichso Erscheinungen, wie sie 
die Verbältnisses vor dem Kriege gezeitigt 
hatten, erspart bleiben. Volkswirtschaftlich 
bedeutungsvoller ist es, dass trotz aller Besse- 
rungsmühen bei einem grossen Teil der täg- 
lichen Gebrauchsgegenstände, : wie sie von der 
Mehrzahl der Menschen erworben und benutzt 
werden, Aufwand und Leistung noch in er- 
schreckendem Missverhälinis stehen. Es ist 
schon oft genug darauf hingewiesen worden, 
wie viele Dinge infolge ihrer Unzweckmässig- 
keit und ihrer schlechten Ausführung nur zu 
bald unbrauchbar werden, während ein besseres 
Stück Jahre und Jahrzehnte in Gebrauch sein 
könnte. Der Kampf gegen die Schundarbeit, 
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der schon vor dem Kriege eingesetzt hat, ge- 
winnt nach dem Kriege, wenn wir zu äusserster 
Sparsamkeit mit Materialund Arbeit gezwungen 
sind, eine erhöhte Bedeutung, 
befürchten, 
stand erwächst als je. Der Warenhunger, der 
auf allen Gebieten zu erwarten ist, wird es 
gewissenlosen Fabrikanten und Händlern nur 
zu leicht machen, alle ihnen unbequemen For- 
derungen nach guter, gediegener Arbeit abzu- 
weisen; und die Lasten, die dem ganzen Volke 
erwachsen werden, können leicht der Begrün- 
dung, zu Qualitätsbestrebungen seien jetzt die 
Mittel nicht vorhanden, einen Schein ‘von Be- 
rechtigung geben. 

Gerade in dieser Zeit muss dann mit allem 
Nachdruck betont werden, dass schlechte Arbeit 
im Grunde die teuerste ist, und dass der Preis 
oft für die Güte der Waren gar nicht ent- 
scheidend ist. Gewiss gibt es Fälle, in denen 
durch den Wettbewerb der Preis auf einen 
Stand heruntergedrückt ist, zu dem eben nur 
das Allerschlechteste zu liefern ist. In sehr 
vielen Fällen ist aber die Unzweckmässigkeit 
oder Minderwertigkeit gar nicht in dem 
niedrigen Preise begründet, sondern in dem 
fetlenden Nachdenken, der fehlenden Durch- 
arbeitung, dem Mangel an Verständnis und 
Liebe für den Gegenstand bei dem Hersteller 
sowohl wie bei dem Käufer. 

Erstaunlich ist es, wie wenig noch immer 
der einfache, grundlegende Gedanke an den 
Zweck, dem ein Ding dienen soil, bei der 
Herstellung selbst der täglichen Gebrauchs- 
gegenstände beachtet wird, wie er teils durch 
die Gewohnheit gefesselt, teils durch völlig 
aussenliegende Nebengedanken überwuchert 
wird. Man gehe einmal die Sachen, die in 
den meisten Haushaltungen benutzt, die in 
Möbelgeschäften, Haushalıungsgeschäfien, Lam- 
penhandlungen, in-Warenhäusern und Geschenk- 
warenbandlungen feilgehalten werden, darauf- 
bin durch, und man wird bald fühlen, dass 
die Hersteller meist an alles mögliche Aussen- 
liegende, nur nicht an den Gebrauchszweck 
gedacht, dass sie nicht für die Wirklichkeit, 
sondern „auf dem Papier‘ gearbeitet haben. 
Da sind Tintenfässer, die bei dem geringsten 
Stoss umfallen oder in denen die Tinte viel 
schneller als nötig eintrocknet, Hausbriefkästen, 
in die ein etwas grösserer Brief oder eins 
Zeitung nicht bhineingeht; Schreibtische mit 
Aktenaus:ügen, die auf die übliche Akıengrösse 
keinerlei Rücksicht nehmen; Lampenglocken, 
die das Licht ungenügend ausnutzen, weil sie 
die Strahlen nicht zurückwerfen oder weil ihre 
Form unrichtig gewählt ist; Gläser, aus denen 
man den Rest nie austrinken; Töpfe, aus denen 
‚man nicht giessen oder in deren Henkel man 
kaum greifen kann. Angesichts all solcher 
Fehlgriffe sollte es sich jeder, der irgend- 
einen Gebrauchsgegenstand erdenkt oder her- 
stellt, zur Pflicht machen, sich den Zweck, 
dem das Ding dient, die Verrichtungen, die 
damit vorgenommen werden, den Ort, an den 
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aber es ist zu 
dass ihm ein grösserer Wider- 


en 


des vermutlich hinkommt, genau vor Augen 

zu halten. — Freilich muss such der Käufer 5 

noch mehr Verständnis für diese Dinge eigen. 
Es ist auffallend, wie unsicher heute die ; 
meisten Menschen in der Auswahl beim Kaufen 


sind, wie oft ganz 'nebensächliche Gesichts. 


ein Schrank oder ein Leuchter, 


Zudem war sowohl in dem Handwerker wie in 


punkte dabei ausschlaggebend sind. Am 
häufigsten ist das Bestreben, mehr auf den 
äusseren Schein als auf den wahren Wert u 
sehen, und die wenigsten Menschen machen 
sich klar, dass sie damit das Gegenteil von 
dem erreichen, was sie wollen. Wer unzweck- er 
mässige Sachen kauft, Dinge, die mehr scheinen ER 
wollen, als sie sind, oder die für einen anderen 
Rahmen bestimmt sind, der zeigt nur, dass 
ihm selbst noch Takt und Geschmack abgehen. — 
Es gibt ja nun viele Dinge, bei denen dr 
Gebrauchszweck so eindeutig feststeht, dass ie 


‚für jeden Rahmen und für jeden Menschen 


passen. An einen Füllfederbalter macht der 
Schreiber dieselben Ansprüche wie der ro 
fessor, ein Waschbecken wird in einer Shle 
oder in einem Büro nicht viel anders benutzt, BEN 
als in einer Privatwohnung. Aber die ler-r 
meisten Dinge stehen doch schon durch en 
Preis, der angelegt, die Dauerhaftigkeit, die 
verlangt wird, noch mehr aber durch die RER 
äussere Erscheinung in Beziehung zu. den. 
Menschen, von denen sie benutzt werden sollen. 


Und je mehr gerade auf diese Beziehungen ah 


schon bei der Herstellung Rücksicht genommen 
wird, um so brauchbarer werden die Dinge 
nachher sein, und desto besser ist die darauf 
gewendete Arbeit angelegt, desto höher werden 
sie auch vom kulturellen Standpunkt zu werten 
sein. ET 
In den Zeiten einer gefestigten Handwerks- 
kultur kam es ganz von selbst, dass die 
gewerblichen Erzeugnisse den Menschen, zu 
denen sie gehörten, ent-prachen, ein Stück 
ihres Wesens waren. Das wurde schon durch 
die Einzelarbeit und die Bestellungsarbeit ge- 
währleistet. Ob ein Waschkessel, eine Wanne, 
ein Wagen 
oder ein Gartentor gefertigt wurde, immer 
kannte der Handwerker den Ort, an den sein 
Werk kommen sollte, die Menschen, die es in 
Benutzung nehmen wollten, und diese selbst 
gaben ihm bis ins einzelne ihre Wünsche an, 
dem Bästeller die Ueberlieferung lebendig, und 
so passte das neue Stück fast immer zugleich 
in die ganze Zeit und an die Stelle und für 
den Zweck, für die eg bestimmt war. Hente 
ist beides, die Ueberlieferung wie der Zu- 
sammenhang von Besteller und Fertiger, ver- 
loren gegangen; die Massenerzeugung arbeitet. 
für einen unpersönlichen Bdarf. 
Um so wichtiger wird ee, dass von vorn- 
herein die Eigenart der Personenkreise berück- 
sichtigt wird, für welche eine Sache bestimmt 
ist. Man weiss ja, in welcher Weise das heute 

geschieht: der Verkäufer, der Reisende berichtet, 
„was das Publikum haben will“. Aber was 
will denn das Publikum haben? Das weiss os 


sonders 


in den meisten Fällen selbst gar nicht. Der 
Verkäufer oder das Fräulein hinter dem Laden- 
tisch wissen jedooh so überzeugend anzupreisen, 
dass der Kunde sich schliesslich rückständig 
vorkommt, wean er ihnen nicht folgt. Und so 
kommt der. unglückselige Kreislauf zustande- 
an dem so viele. Besserungsmühen scheitern, 
dass die Industrie behauptet, sie liefere nur 


das, was die Kunden wünschen, während die. 


Käufer sagen, sie könnten doch nur das kaufen, 
was ihnen angeboten wird. Aus diesem Kreis- 
lauf wird nur herauszukommen sein, wenn der 
Erzeuger sich etwas ‚weniger nach der Nach- 
frage selbst richtet, die leicht ein falsches 
Bild ergibt, sondern auf die wirkliche Eigenart 
seiner Käuferkreise, auf die tatsächlichen und 
seelischen BES aengen der zauutake 
Re 1. 

Dafür nur das folgende Beispiel, 

Indem Bestreben, auch den minderbemittelten 
Volkskreisen gute, küustlerisch wertvolle Möbel 
statt der „nussbaumimitierten‘‘ Händlermöbel 
zu geben, hat man in den letzten Jahren viel- 
fach sogenannte künstlerische Arbeitermöbel, 
zuweilen nach Ausschreibung eines Künstler- 
wetıbewerbs ‚geschaffen, hat aber 
fahrung machen müssen, dass die Arbeiter 
diese Möbel gar nicht kaufen wollten. 
hat dann über die Verbildung der Massen ge- 
klagt, hat sich aber nicht klargemacht, ob 


denn das, was man da als ‚„Arbeitermöbel‘“ 


verkaufen wollte, wirklich dem heutigen, be- 
dem grossstädt schen Arbeiter an- 
gemessen ist. Aehnlich ist es bei Bauberatungs- 
stellen aufgefallen, dass die Bauern in vielen 
- Fällen nicht die altererbten Bauernhausiypen 
haben wollten, sondern sich ein Haus von 
mehr städıischem Charakter wünschten. 

‘Man geht 
leicht noch zu sehr von der Vorstellung aus‘ 
dass der Arbeiter und der Bauer Vertreter 


' einer anderen Lebensanschauung, einer anderen 


‘ Zeit seien, und man verkennt, dass das letzte 
Jahrhundert mit seinen technischen Errungen- 
schaften, das Jahrhundert der Eisenbahn und 
des Flugzeuges, der wissenschaftlichen Förde- 
rung der Landwirtschaft und der Sozialpolitik, 


unser ganzes Volk mit einem einheitlichen 
: Geist erfüllt hat. 
Felder nach allen Regeln der Wissenschaft be- 


Der Bauer, der heute seine 


stellt, der Mitglied der Einkaufs- und Verkaufs- 
genossenschaft ist, er steht mit beiden Fü-sen 
im Leben unserer Zeit; und der Arbeiter, der 
sich mit hellen Augen im Fabriksaal umschaut, 
. der vielleicht eine komplizierte Maschine be- 
‚dient, der im gewerkschaftlichen Leben ge- 
‚schult ist, er steht in vielen Fällen dem Pro- 
' kuristen oder dem - "Ingenieur, unter dessen 


Leitung er arbeitet, ‚seinem geistigen Lebens- 


 rhythmus nach näher als ‚der ländlichen. Um- 
 gebung, aus der er etwa entstammt. 
0 -$8oist es nur natürlich, dass die grosse 
Menge unseres Volkes in Wohnung, ‚Einrich- 


a _ tung, Kleidung sich an die bei den oberen Volks- 
3 kb arme mise Formen ‚anlehnt. Die ge- 


die Er- 
Man 


bei derartigen Bestrebungen 


Massenerzeugung so 


lauten dürfen: 


. arbeitsgedankens mit 
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Fölnlichen Marktwaren suchen dieser „Nach- 
frage‘ durch Vergröberung der Vorbilder 
Rechnung zu tragen. Will man nun den be- 
rechtigten Wünschen der Käufer in dieser Be- 
ziehung gerecht werden und gleichzeitig die 
Güte der Waren steigern, so wird man in 


' Möbeln und Geräten Formen schaffen müssen, 


die den bei den oberen Volkssobichten üblichen ent- 


. sprechen, nur dem etwasanderen Gebrauch gemäss 


schlichter gehalten und in der Ausführung 
einfacher sind, ohne minderwertig zu werden. 

Aehnlich wird man die ländliche Bauweise 
nur über die berüchtigten ländlichen Unter- 
nehmerbauten hinausheben können, wenn man 
Hausformen ausbildet, die dem heutigen 
deutschen Bauerntum gerecht werden und sich 
ebenso frei von gedankenloser Nachahmung 
städtischer Bauformen halten wie von der ge- 
waltsamen Wiedereinführung von Bauernhaus- 
typen, die einer früheren Zeit angehören und 
eıner früheren Wirtschaftsform entsprechen. 
Vielfach wird die Lösung in einer Fortbildung. 
der ererbten Formen zu ‘suchen sein, vielfach 
aber auch etwas Bann Neues geschaffen werden 
müssen. 

Wenn man sich immer vor Augen stellt, 
wozu eine Sache dienen soll, in welche Um- 
gebung sie hineinkommt, und gleichzeitig be- 
müht ist, ‚das Beste, was zu einem gegebenen 
Preise geliefert werden kann“, herauszubringen, 
dann wird sich auch ganz von selbst die schon 
oben gestreifte „Qualitäts‘‘- oder ‚Wertarbeits‘'- 
Frage richtig lösen. Hier wird viel davon 
abhängen, die richtigen Grenzen zu finden. 
Es isı gewiss von sehr grosser Bedeutung ge- 
wesen, dass die neudeutsche kunstgewerbliche 
Bewegung den Kampf für Gediegenheit in Ma- 
terial und Ausführung in den Mittelpunkt ihres 
Reformprogramms gestellt und besonders auch 
die künstlerische Bedeutung der Wertarbeit scharf 
betont hat. Aber wenn man in dieser Forderung 
zu weit geht, dann liegt die Gefahr vor, dass 
die an sich so sehr wünschenswerte und, „wich- 


‚ tige Ausbreitun.; der Bewegung auf die weitesten 
Volkskreise gehemmt wird. 


Denn auch Ge- 
diegenbeit und Wertarbeit kann an mancher 
Stelle und über einen gewissen Grad hinaus 
zum Luxus werden, während die richtig ver- 
standene Wertarbeit gerade Ersparnis an Ma- 
terial und Arbeit bedeutet. Wenn man ver- 
hüten will, dass der im Kern auch für die 
richtige und wichtige 
Wertarbeitsgedanke von dem grössten Teil der 
deutschen Industrie als nur für die Luxus- 


'gewerbe zutreffend zurückgewiesen wird,’ dann 


wird die Forderung nicht, wie bisher oft, 
„Das Beste überhaupt Erreich- 
bare‘‘, sondern: ‚Das Beste zu dem jeweiligen 
Preise Erreichbare und für den jeweiligen 
Zweck ‚Angebrachte‘“, In dieser Form aber, 
die gewissermassen eine Vereinigung des Wert- 
dem Gedanken vom 
höchsten Leistungsgrade gibt, wird sie mit 
eine Grundlage für die Prägung des geworb- 


lichen Zeitausdruckes bilden müssen. 


u—— 


b. Durchdenkung des Arbeitsvorganges. 

Verhältnismässig nahe liegt wohl dem 
technisch geschulten und rechnerisch ver- 
anlagten Menschen unserer Zeit die technisch- 
wirtschaftliche Durchdenkung des Arbeitsvor- 
ganges selbst. Ist sie doch die Grundlage der 
ganzen .“ neuzeitlichen Industrieentwicklung, 
durch die sich im tiefsten Grunde der in- 
dustriele Betrieb vom Handwerksbetrieb 
scheidet. Und doch hat sie selbst auf rein 
technischem Gebiet nur langsam Boden ge- 
winnen können. Ein lehrreich-s Beispiel für 
den Kampf, der sich innerhalb der neuen 
Indusir ebetriebe zwischen der al en Handwerks- 
anschauung und der - neu erwachenden in- 
dustriellen Weltanschauung abspielie, sind die 
Konflikte, die zwischen den Gründern der 
Sıemensschen. Unternehmen, Werner Siemens 
und Karl Halske, auftraten). Wie hier der 
organisatorische Wille von Werner Siemens 
über die an d-r Ueberlieferung hängende Hand- 
werkerratur Halskes siegte, so hat sich auch 
sonst dieser neue ihdusirielle Geist, der im 
Grunde auf dem Gedanken des höchsten 
Leistungsgrades beruht, mehr und mehr durch- 
gesetzt, wenn auch selbst die Technik in der 
bewussten Herausarbeitung der Wesensart und 
der Vorteile der industriellen Massenarbeit und 
in ihrer organisatorischen Bewältigung bei uns 
in Deutschland noch ziemlich am Anfange der 
Entwicklung steht. 

Das Grundproblem aller fabrikmässigen 
Warenhersiellung liegt darin, 
einen Seite dıe Maschinenarbeit um so lohnender 
wird, eine je grössere Auflage gleicher Werk- 
stücke zu gleicher Zeit in Arbeit genommen 
werden kann, während auf der anderen Seite 
auf fast alien Gebieten die Auflagen der her- 


zustellenden Waren begrenzt sind. Schon beim. 


Maschinenbau larsen sich dia einzelnen 
Maschınenauflagen nur selten so gross machen, 
dass die Massenfabrikation der ganzen Masch:ne 
lohnend wırd. Verbietet es doch schon der 
Fortschritt der Technik meistens, eine Maschine 
in zu grosser Aufiage auf Lager zu lezen, 
ganz abgesehen davon, dass auch die Lagerungs- 
kos'en uuverhältnısmäs-ig gross werden würden. 
Man hat sich nur zu helfen gesucht, indem man 
jede Maschine so zerlegie, dass die ein, elnen Teile 
nicht nur für eiven, sondern für möglichst viel 
verschiedene, womöglich für alle Maschinen- 
typen derselben Firma verwendbar wurden. 
Dadurch gewann man eine grosse Anzahl kleiner 
Teile, wie Schrauben, Muttern, Hebelstangen 
usw., aber selbst grösserer Maschinenstücke, 
die nun in so grosser Menge gebraucht wurden, 
dass für sie die Massenfabrikatıon wirklich 
lohnend wurde. Und für die einzelnen Ma- 
schinentypen brauchten dann nur noch .ge- 
wisse Zusatzteile in kleineren, 
lohnenden Auflagen hergestellt zu werden, 


1) Vgl. Richard Ehrenberg, Anfänge End Ziele 
industsieller. .deut»cher Normalisierung, in: Arch. f, exakte 
Wirtschaftsforschung Rt, Bi 124 £. 


dass auf der 


also weniger. 


Aufgabe des Ingenieurs wird es dann, ohne. 


Schädigung des Leistungsgrades der Maschine 
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jede neue Konstruktion so einzurichten, dass 


möglichst viele von den vorbandenen Grund- 
teilen oder Normalien verwandt werden können 
und möglichst wenig Zusatzteile für den be- 
sonderen Maschinentyp nötig werden. Der Erfolg 
die>63 Prinzips hängt davon ab, dass die einzelnen 
Grundteile im Verhältnis zur ganzen Maschine so 
wenig bestimmend sind, dass dem Charakter 


der Maschine selbst keinerlei Gewalt angetan 


wird. Damit das möglich wird, können die 
Einzelteile nicht in beliebigen Abmessungen 
. genommen werden, sondern e3 müssen gewisse 


häufigste, durch die Erfahrung zu bestiimmende 
Normalmuster und -formate verwandt werden. 
Aus diesem Grunde wird das ganze Prinzip 


etwas unglücklich und irreführend ‚‚Normali- 
sierung‘ genannt, 
.eineim Grunde unwesentliche Nebenerscheinung, 


irreführend deshalb, weil 


die Festlegung gewisser Grundteile oder ‚‚Nor- 
malien‘‘, 
merkbar machen muss, je besser das a 
durchgearbeitet ist, zum Hauptmerkmal er- 
hoben wird anstatt des Grundg-dankens, der 


in der Zerlegung des Gesamtfabrikats in zur 
Massenherstellung geeignete Teile zu sehen ist. 
Wenn es nun auch natürlieh von jeher 


das Bestreben jedes Ingenieurs gewesen ist, 
seine Konstruktion der Massenherstellung an- 
zupassen, so ist doch dieser Gedanke der 


Massenfabrikation der in ein System gebrachten 
Grundteile, der in Amerika zuerst ausgebildet 


wurde, in Deutschland erst vor etwa zehn 


die sich um so weniger störend be- 


Jahren bewusst aufgegriffen worden und auch 3% | 
heute wohl nur in den grössten und vorge- 


schrittensten Betrieben wirklich folgerichtig 
durchgeführt. 

Es wird jetzt von berufener Seite daran 
gearbeitet, Vereinbarungen über die allgemeine 
Festlegung der häufigsten Grundieile in der 
Technik zu treffen. 


Der Gedanke, der solch 2 


geordnetem Arbeiten im industriellen Betriebe u 


zugrunde liegt, 


Kreisen bewusst ist. 


Welche Vorteile für Be- 
schaffung, 


Ausbesserung, Ersatz, 


kann jedoch viel allgemeiner 
nutzbar gemacht werden, »ls es b:sher weiten 


Benutzung Se 


sich ergeben, wenn man bei jeder Neuanschaffung 


und Neuanlage daran denkt, 
rialren, Einrichtungen in Beziehung zu schon 


bestehenden ähnlichen Einrichtungen zu seien 


dafür einize Beispiele: 


Bei Bränden konnten früher die Kur | 


wehren benachbarter Orte sich gegenseitig nicht 
unterstützen, weil die Rohrverschraubungen 


und’ andere Einzelteile nicht zusammenpassten. 


alle Masse, Mate- 


Erst seitdem man überall einheitliche Verr-- 


schraubungen eing- führt hat, 
Zusammenarbeiten möglich. In einer Stadt 


Mitteldeutschlands unterscheidet sich die Gleis- 


weite der Strassenbahn von d-r Eisenbahn BR 
11/, cm. Wären die Gleisweit:n gleich, 


könnten an verschiedenen Stellen die Strasasnc 2 


bahngleise zur Heranführung von Güterwagen 


an Fabriken usw. dienen. —. an, ‚einer geomeN &° S 


ist ein ns 


Explosion wurden viele Fensterscheiben ein- 
gedrückt. Eıne nahegelegene Baugenos:enschaft, 
die eine grössere Anzahl Eınfamilienhäuser um- 
fasst und besonders grossen Fensterschaden 
erlitten hatte, konnte diesen in kurzer Zeit 
ausbessern, weil die Fensterscheiben in einigen 
wenigen, zueinander in Beziehung stehenden 
Massen gehalten waren, die Scheibsn deshalb 
in grossen Posten vorrätig waren und nicht 
erst zurecht geschnitten zu werden brauchten. 
Andere Häuser der Gegend mit „wilden“ 
Fensterformen mussten wochenlang auf die 
Lieferung der Scheiben warten, was bei starkem 
Frost und Schneetreiben grossen Schaden ver- 
ursachte. — Es ist im Kriege vielfach vor- 
gekommen, dass ein Kraftwagen, der eine 
Beschädigung erlitten batre, die noch brauch- 
baren Teıls eines in der Nähe liegenden, gleich- 
falls beschädisten Wagens nicht benutzen 
konnte, weil die Abmessungen der Einzelteile 
sich um Millimeter unterschieden. — Im Heere 
machte es sich sehr unargenehm bemerkbar, 
dass Leute, die Brillen ıragen mussten, jedesmal, 
wenn ein Glas zerbrach, tage- und wochenlang 
aut das Ersatzglas zu warten hatten. Man 
erliess darauf den Befehl, dass alle Offiziere 
und Mannschaften die gleiche Glasform zu 
benutzen hätten. Nun konnte jede Sanität-stelle 
eine Sammlung der verschiedenen Glasschärfen 
führen, und ein Schaden war in kürzester Zeit 
 gutzumachen. — In diesem Zusammenhange 
seien auch die Bestrebungen der ‚‚Brücke‘ zur 
Formatreform, die besonders für die Post eine 
' grosse Arbeits- und Kraftersparnis mit sich 
bringen würde, erwähnı?). — 

Erwägungen ähnlicher Art haben, wie be- 
kannt, in England und Amerika dazu geführt, 
zum Ausgleich der Schiffsverluste und zur 
Beschleunigung der Frachtraumvermehrung 
„Standardschiffe‘‘ zu bauen. Es ist aber be- 
 zeichnend, dass sich auch hier nicht die sche- 
matische Vereinheitlichung und Massenfa- 
brikation als das Vorte:ilhafıeste erweist, son- 
dern die Typenbildung in dem -Sinne der 
Fortbildung der bewährtesten Muster, Der 
„Wirtschaftliche Nachrichtendienst‘‘. meidet in 
Nr. 315 am 12. 6. 1917: „Sir Joseph 
Maclays, des Chipping Controllers, Plan, 
' Standardschiffe zu bauen, findet in der 
Schiffbauindustrie keine günstige Aufnahme, 
 vorausgeseizt, das er die 
des Baues jedes anderen Schilfstyps be- 
deutet... ... Die Nachbildung nach den 
besten Schiffen, die jede Werft bisher her- 
gestellt hat, wird vorgezogen.‘ Einen Aus- 
blick nach der sozialpolitischen Seite der 
' Typenfrage eröffnet der Zusatz: „Das Standard- 
schiff wird von den Arbeitern am meisten 
begünstigt werden, weiles: die Voraussetzung 
für die Einführung von Standardlöhnen 
bildet.“ | 


Ye. mehrere Aufrktze v. Porstmann in: Z t. 


Post und Telegraphie. Jg. 21, Nr. 16, 24, 84, 85. Jg. 22, 


‚Nr. 10, 82. Ausserdem Porstmann, N oımenlehre. 


Einstellung - 
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Frankreich und“ in Italien, 


46; 


—— 


Ferner ist man in England, jetzt auch in 
wo infolge der 
Schiffsversenkungen die Spinnstoffe, besonders 
Wolle, knapp werden, dabei, für -den Zivilbe- 
darf ein „Einheitsbuch‘‘ (standard cloth, drap 
national) herzustellen, das zwar in den Farben 
ver:chieden gehalten werden kann, aber in der 
Webart und vor allem der Spinnstoffmischung 
auf einige wenige Sorten zurückgeführt werden 
soll. Dadurch wird es möglich, nisht nur die 
von den Militärlieferungen herrührenden Ab- 
fälle zu verwerten und die reine Wolie durch 
Beimischung von Kunstwolle, Baumwolle usw. 
zu strecken, sondern die Herstellung wird auch 
viel sparsamer, weıl die Abfälle auf ein Mindest- 
mass berabgedrückt werden und grosse Auf- 
lagen mög ich werden. Nach Zeitungsnachrichten 
sind die Vorbereitngen für die Herstellung 
dieses Tucher, das natürlich auch erheblich 
billiger werden soll als das im freien Markte 
käufliche, schon so weit vorgeschriiten, dass 
mit seinem baldigen Erscheinen zu rechnen ist. 
Damit ist in den gegne ischen Staaten ein 
energischer Schritt zur Streckung der Roh- 
stoffbestände getan, an den man bei uns trotz 
sicherlich grösserer Rohstoffknappheit noch 
nicht herangegangen ist. — Aehnlich bat die 
französische sowohl wie die italienische Regierung 
die Herstellung von billigen Einbeitsschuhen 
für die ärmere Bevölkerung vorgesehen. — 

Die Beispiele, wie sich durch Ueberlegungen 
und Massnahmen ähnlicher Art Kraft, Arbeit, 
Zeit und Aerger in ungeahnter Weise sparen 
lässt, lassen sich beliebig vermehren. Jeder 
wird bei einigem Nachdenken aus senem 
Erfahrungskreis gleich mehrere anführen 
können. Wenn ein solches Nachdenken in 
jeder Werkstatt, jeder Schreibstube, j>dem 
Laden, jedem Haushalt und jeder Verwaltung 
einsetzen würde, 8o könnte schon dadurch viel 
Kraftverg-udung verhütet werden. 

Noch wichtiger wird es sein, dass in ge- 
werblichen Kreisen die Bedeutung eines ziel- 
bewussten Durchdenkens der ganzen Arbeit auf 
die höchstmögliche Leistung hin mehr als bisher 
betont wird. In den technischen Industrien, 
die sich auf einer neuen Wissenschaft auf- 
bauten und deren Aufzabenfülle die fähigsten 


. Köpfe anlockt, ist di-se Durchdenkung immerhin 


schon verhältnismässig vorgeschritten. Dagegen 


steckt sie in den alten Handwerksgewerben 


noch ganz in den Kinderschuhen. Wohl über- 


‚nahm man auch hier, wenn auch zözernd und 


widerstrebend, die für die Massenfabrikation 
unentbebrlichen Maschinen, man vergrösserte 
auch langsam etwas die Betriebe, aber es fehlte 
fast durchaus an der geistigen Beherrschung 
und Durchdringung, welche die deutsche Technik 
in wenigen Jahrzehnten zu weltbeherrschender 
Höhe emporgehoben hat. 

Das Handwerk ist seit bald zwei Menschen- 
altern das Sorgenkind der sozialpolitischen 
Gesetzgebung, ohne dass doch bis heute eine 
Gesundung herbeigeführt werden konnte. Der 
tiefere 'Grund dafür liegt wohl darin, dass das 
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Handwerk selbst nicht aus sich heraus den 
Weg zu neuen, den veränderten technischen und 
wirtschaftlichen Voraussetzungen angepassten 
Lebensformen zu finden vermochte. Das Hand- 


werk ist die Betriebsform, die der Stadtwirt- 
15. und 16. Jahrhunderts ent- 
Nur in einigen wenigen Gewerben, in 


schaft des 14., 
spricht. 
denen die Vorbedingungen für die Kunden- 


arbeit heute noch gegeben sind und immer 


bestehen bleiben werden, wie im Friseur- 
gewerbe, einem Teil der Nahrungsmittelge- 
werbe(Bäckerei, Fleischerei)und wenigen anderen 
ist ein gesundes, selbständiges Bestehen der 
Handwerksbetriebe noch möglich. In allen 
anderen werden sie entweder zum Reparatur- 
betrieb (Schuhmacherei), oder sie fristen über- 
haupt nur noch ein kümmerliches Schattendasein. 

In der Tischlerei, der Töpferei, den sämt- 
lichen Metallbearbeitungsgewerben (Schmiederei, 
Schlosserei) sind denn allmählich auch überall 
die tüchtigsten Fachvertreter zur industriellen 
Arbeitsweise übergegangen. Die meisten unserer 
grossen Industriebetriebe sind aus Handwerks- 
betrieben heraus erwachsen. Und den übrigen 
' konnte keine staatliche Fürsorge und keine. 
Handwerkergesetzgebung aufhelfen, weil die 
wirtschaftlichen Voraussetzungen für eine ge- 
sunde Entwicklung nicht gegeben waren. 

Die wirtschaftliche und kulturelle Barech- 
tigung der industriellen Betriebsweise ist nicht 
auf die Gebiete der technischen Erzeugnisse 
und der grossen, billigen Massenarbeit be- 
schränkt. Es zeigt sich mehr und mehr, dass 
auch die hochstehende Wertarbeit in der 
heutigen Zeit nur noch in straff geleiteten, 
mit allen Hilfsmitteln der Neuzeit versehenen 
Betrieben zur Entwicklung kommen kann. 
Der kleine, im engen Kreise sich bewegende Hand- 
werksmeister ist schon geistig gar nicht darauf 
eingestellt, die typischen Bedürfnisse unserer 
..Zeit herauszufüblen, ganz abgesehen davon, 
dass ihm die technischen Mittel fehlen und dass 
der Vertrieb der Waren heute gerade auf dem 
Gebiete der Wertarbeit hohe Ansprüche stellt. 

Wie es möglich werden kann, ein altes 
Handwerksgewerbe durch zielbewusste Arbeit 
in eine Form überzuführen, in der es sich. 
einen gleichberechtigten Platz neben den 
Grossmächten der industriellen Arbeit zu er- 
ringen und doch die Vorteile handwerklicher 
Kultur festzuhalten vermag, sei an dem Beispiel 
der „Deutschen Werkstätten‘ in Hellerau ge- 
zeigt, die im Laufe von zwanzig Jahren den 
Weg vom kleinsten Handwerksbetrieb zum 
neuzeitlichen, mit allen Hilfsmitteln der Technik 
ausgestatteten Grossbetriebe zurückgelegt haben. 

Der Uebergang vom Handwerk zur Industrie 
begann in den Deutschen Werkstätten mit dem 
Versuch, neben den kosıbaren, handgearbeiteten. 
Luxusmöbeln, die zunächst das Hauptarbeitsgebiet 
susmachten, auch gute, aber billigere Möbel 
für Mietwohnungen herzustellen, 

Das Preisbuch „Dresdener Hausgerät‘‘ von 
1908 stellt darüber folgende Betrachtungen an: 
„Die MON DRIGIACNT Kraft unserer Künstler der 


E 


Dresdener Hausgerät unterscheidet sich von 


-arbeitsmöbel ist Einzelstück, 


verfahren. 


Ansetaktüng der einfachen bärgarlihsg! Miet- 2 
wohnungen von drei und vier Zimmern dienstbar NR 
zu machen, scheiterte bisher an den hohen 
Kosten der Handarbeit; denn gute Handarbeit 
ist teuer, billige. Handarbeit, wie sehr man sie 
als solid anpreisen mag, ist schlecht. Erst als up: 
es gelang, die Maschinen dem Künstler dienstbar 
zu machen, konnte man hoffen, ein künstlerisch 
vollkommenes, werklich gediegenes Möbel für 
die deutsche Mistwohnung zu schaffen“. „Ds 


dem besten handgearbeiteten Möbel nur durch Som 
eine weitgehende Anwendung der Maschine 
Dadurch ist es um vieles billiger und um nichts 
schlechter. Die Maschine, wenn man ihr nur 
ihre Eigenart lässt, arbeitet genau, sauber und 
in ihrer Art schön. Schlecht arbeitet sie 
nur, wenn sie Handarbeit nachmachen soll. 
Die Formen des Dresdener Hausgeräts sind 
der Arbeitsweise der Maschine angepasst. 
Damit war der entscheidende Schritt vom. 
 vergrösserten Handwerksbetrieb zum Indanine 
betrieb vollzogen: die Maschine war nicht mehr 
ein halb zufälliges technisches Hilfsmittel, um 
die schweren Arbeiten zu erleichtern, sondern ; 
sie wurde bestimmend für die A und Er 
Ausführung des Erzeugnisses, BE RE 
Denn die Anwendung von arbaie 
erleichternden Maschinen ist in der Tischlerei 
schon längst eingebürgert, und sie ist durchaus 
nicht auf die Herstellung billiger Möbel 
baschränkt. Hobel-, Säge- und Fräsmaschinen 
finden sich auch in den höchststehenden Be 
trieben, und in ibnen erst recht. Es mach 
auch weder vom künstlerischen noch vom Ge 
diegenheitsstandpunkt einen Unterschied, ob 
die einzelnen Bretter mit der Hand oder mit 
der Maschine gehobelt werden, und nur dem 
ganz kleinen, zurückgebliebenen Betriebe fehle 
die entsprechenden Maschinen, Der Unterschied 5 
der „‚handgearbeiteten“ Möbel von den ,‚‚Ma- 
'schinenmöbeln‘““ liegt an ganz anderer Stelle 
Auch beim Handarbeitsmöbel würden sich noch 
viele Arbeiten ohne jeden Nachteil mit der 
Maschine ausführen lassen. Aber das Hand 
in der Rege 
Bestellungsarbeit; und weıl es Einzelstück ist 
‚lohnt es sich nicht, wegen jedes kleinen Säge- 
schnitts, jeder Fräsung die Maschine anlaufen 
zu lassen: so wird diese Arbeit beim Einzel 
stück mit der Hand gemacht. Wird aber vor 
demselben Muster eine ‚grössere Anzahl ge- 
fertigt, so wird es wirtschaftlich, die. gleiche 
Teile der- verschiedenen Sıücke hintereinander 
zu machen, also zum Beispiel, wenn etwa fünf 
zig Schränke angefertigt werden: zuerst sämt- 
liche Teile. zuzuschneiden, . hobel 
und zwar immer nacheinander  zunächs 
liche Bretter für die Rückwände, dan: 


beim Zupassen 


beim Furnieren, bei Fräsen, ; 
ohnend, a 


Dabei wird I 0 


zu lassen, die beim Einzı sch 


zutlelen.., — - In Aser Wale wid in allen ‚etwas 


Es 
N 


.. 


——— 


grösseren Betrieben verfahren, und darin liegt 
der Grund, warum immer Lagermöbel bei 
gleicher Güte erheblich billiger sein können, 
als auf Bestellung gefertigte: die Maschinen- 
anwendung beruht auf der Menge gleichzeitig 
herzustellender gleicher Teile. Sr 

Die Deutschen Werkstätten gingen darüber in 
mehreren Punkten hinaus, denen gerade für die 
Typenbildung entscheidende Bedeutungzukommt: 

Zunächst wurde nicht nur die Menge, 
sondern auch die Art der Arbeit den Ma- 
schinen angepasst: in den Möbelformen wurde 
alles vermieden, was die Maschinenanwendung 
hindert, es wurden besondere Konstruktionen für 
die Zusammenfügung erdacht, um auch da mit der 
Maschine arbeiten zu können, wo es bisher auch 
bei der grössten Menge nicht möglich gewesen 
war. Erst dadurch wurde das „Dresdener Haus- 
gerät‘‘ recht eigentlich zum ‚„‚Maschinenmöbel‘“, 

Auch in der Materialbehandlung wurden 
neue Wege eingeschlagen. Die Werkstätten 
besitzen eine Reihe von Patenten für besondere 
Arten von Oberflächenbehandlung, für Ver- 
grauung des Holzes, durch die ohne Farbstoff 


eine durch die ganze Holzstärke gehende 


Färbung erzielt wird, u. a. m. Es wurde, 
wie in den technisch-chemischen Industrien, 
auch hier die Wissenschaft zu Rate gezogen, 
um neue Entwicklungsmöglichkeiten zu schaffen, 
Aber noch in einem weiteren Punkt wurde 
eine Fortentwicklung vom Handwerk zur In- 
dustrie vollzogen. Es liegt in der Natur des 
Möbels, dass nie eine sehr grosse Zahl gleicher 
Stücke gefertigt werden kann. Dazu ist der 
Bedarf zu schwankend und zu-verschieden, die 
Ansprüche und Wünsche der Käufer zu wechselnd. 
Selbst die grössten Spezialfabriken gehen kaum 
jemals über eine Auflage von hundert Stück 
des gleichen Musters hinaus. An solche Auf- 
lagen konnten die Deutschen Werkstätten, die 
keine Spezialfabrik sind, niemals denken. 

- Um nun die Maschinenarbeit trotzdem 
.lohnend zu gestalten, wurde hier ähnlich, wie 
oben für die Maschinenindustrie beschrieben, 
ein besonderes System von Grundteilen erdacht, 


die für die verschiedensten Zwecke verwendbar. 


wurden. Die Höhen, Längen und Breiten der 
einzelnen Möbelteile wurden zueinander in Be- 
ziehung gesetzt und in ein System gebracht, 
so dass die Möbel nicht ‚‚wilde‘, zufällige 
Masse erhalten, sondern sich in gewissen er- 
fahrungsgemäss zweckmässigen Abständen be- 
wegen. Auf diese Weise wurde es möglich, 
dieselben Teile, ‚‚Grundteile‘‘, für verschiedene 
Möbel zu verwenden. Welche Arbeitsersparnis 
das bedeutet, sei an dem nachfolgenden System 
von Schubkastenteilen anschaulich gemacht: 

- Die Schubkästen werden in drei Tiefen, 
sechs Höhen und sechs Breiten, also in 108 ver- 
schiedenen Formaten hergestellt. Dazu werden 
an verschiedenen Grundteilen gebraucht: 

TR Ex. in Tiefen Breiten Höhen 
 Vorder- und Rückteile 


6X6 = 36 
Seitenteile . . ER 6 = 18 
EBöden 3 2.7.0... 02€ 6 = 18 


. zusammen verschiedene Grundteile: 12 


Rhythmus der Zeit. 
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Aus 72 verschiedenen Grundteilen lassen sich 
also 108 Kastenformate bilden. Würde man 
die 108 Formate in wilden Massen nehmen, 
so würde man für jedes Format drei, also 
insgesamt 324 verschiedene Teile brauchen ! 
Dadurch, dass die Formen der einzelnen 
Teile auf eine Mindestzahl zurückgeführt 
werden, können sie in um so grösseren Auf- 
lagen auf Lager gefertigt, die Maschinen also 
um so lohnender beschäftigt und die Vorteile des 
Grossbetriebes erst richtig ausgenutzt werden. 


Neben den Grundteilen, die für verschiedene 
Möbelarten und Muster Verwendung finden 
können, werden dann für das einzelne Muster, 
daher natürlich in kleineren Auflagen, noch 
Zusatzteile, wie etwa Schrankaufsätze, Füsse, 
einzelne Verzierungen, Vorderseiten von Türen 
usw., hergestellt, die dem einzelnen Möbel den 
Formcharakter geben. 

So ist der Gedanke, welcher der Massen- 
herstelluug von Grundteilen in der Technik 
zugrunde liegt, hier so weit gewandelt worden, 
als es die Anpassung an die besonderen Not- 
wendigkeiten des Faches bedingte, und es ist 
damit eine der Vorbedingungen für die Aus- 
bildung zeitgemässer und der herrschenden 
Technik entsprechender Typen geschaffen. — 

Ebenso wichtig wie die Durchdenkung des 
eigentlichen Arbeitsvorganges ist aber die 
Anpassung der Betriebsführung an den geistigen 
Denn schliesslich ist das 
fertige Erzeugnis nur der körperliche Aus- 
druck der Umgebung, aus der es hervorge- 
gangen ist. 

In dem durchschnittlishen Tischlergewerbe 
fehlt heute eine zielbewusste Durchdenkung 
der Betriebsführung noch fast ganz. Selbst 
in grösseren Betrieben schneidet auch heute 
noch der Meister oder der Geselle, wenn die 
Bestellung eingegangen ist, das Stück oder die 
Stücke selbst zu, trägt die zugeschnittenen 
Teile an die Hobelbank und macht das Möbel 
von Anfang Dis zu Ende fertig. Braucht er 
eins Maschinenarbeit, so trägt er das 
Stück selbst an die Maschine, das nötige Holz 
holt er selbst vom Lager. In einem Betriebe, 
der sich die grösstmöglichste Steigerung des 
Leistungsgrades zum Ziele setzt, wird anders 
verfahren: Die Bestellung wird in eine Karten- 
liste aüfgenommen, ein Laufzettel in doppelter 
Ausführung ausgefertigt. Das eine Stück da- 


.von bleibt in der Schreibstube, das andere 


begleitet den ganzen Herstellungsvorgang. 
Zunächst wird eine genaue Zusammenstellung 
gemacht, was für Arbeiten und Materialien 
notwendig sind, daneben wird im Laufe der 
Herstellung eine Berechnung der einzelnen 
Aufwendungen mit den nötigen allgemeinen Zu- 
schlägen gesetzt. Handelt essich um ein Hand- 
arbeitsmöbel, so geht die Bestellung an den Zu- 
schneider, der das Holz aussucht, von dain denMa- 
schinensaal, wo die einzelnen Teile zugeschnitten, 
gehobelt, überhaupt alle Maschinenarbeit fertig- 
gemacht wird; dann erst zu dem Gesellen, der 
die Handarbeit macht, die nun ganz nach 
alter Handwerksweise an der Hobelbank, wenn 
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"auch mit etwas verbesserten Leim-, Furnier- 
und sonstigen Vorrichtungen vor sich geht. 


Schliesslich wird das Möbel dann noch von 


Spezialarbeitern gebeizt, poliert, eventuell ge- 
. polstert usw., bis eg zur Ablieferung fertig ist. 
Beim sogenannten Maschinenmöbel 
Hergang insofern etwas anderes, 
zelnen Grund- und Zusatzteille schon fertig 
zugeschnitten, gehobelt, gefräst und furniert 
auf Lager sind, von dem Lagerbeamten aus- 
gesucht und zusammengestellt und dann dem 
Gesellen, der das Möbel daraus zusammensetzt, 
an die Hobelbank gefahren werden. 


Es ist ersichtlich, wie viele Wege zwischen 
Maschinensaal und Werkstatt bei solch 


Lager, 
planmässiger Ordnung des Herstellungsganges, 
die durch eine wohldurchdachte Fabrikanlage 
unterstüzt wird, überflüssig werden, wieviel 
sparsamer das Holz behandelt werden kann, 


wieviel strenger die Oränung im ganzen Be- 


triebe sein kann, ohne dass, besonders beim 
Handarbeitsmöbel, die eigentliche Handwerks- 
arbeit 
auch nur die Verantwortlichkeit des Gesellen, 
der sie zu übernehmen hat, eine Abschwächung 
erleidet. Auf der anderen Seite lässt es sich 
wohl denken, dass, wie ein Preisbuch der 
Werkstätten berichtet, einem solchen geordneten 


Betriebe die besten und PROBE nun Ar- 


beiter zur Verfügung stehen. 

Dieses Umdenken des Handwerks zur In- 
dustri, dieses Heranziehen von Technik, 
Wissenschaft und Kunst, um aus Material und 
Arbeit die höchste Leistung zu zeugen, hat 
eine gewisse Verwandtschaft mit der Gedanken- 


richtung Taylors, der jeden Handgriff in einer 


Fabrik so leiten will, dass ihm der höchste 
Nutzen entspricht; und es entspringt demselben 
Zeitgeist wie das zielbewusste Arbeiten und 
Forschen, das uns das Flugzeug und das 
Unterseeboot schenkte, das unseren Munitions- 
fabriken und unserer Landwirtschaft den nötigen 
Stickstoff zuführte, 

Es gibt aber viele Handwerks, die von 
diesem Geist noch kaum einen Hauch verspürt 
haben und die deshalb stillstehen oder ab- 
sterben oder ganz ungesunde Verhältnisse auf- 
weisen. Man schaue sich einmal im Bau- 
gewerbe um: die wirtschaftlichen Grundlagen 
gegenüber früheren Zeiten völlig geändert; 
einst die Bestellungsarbeit für den Bürger oder 
den Ratsherrn, der sich und seinen Nachkommen 
eine Heimat errichten wollte und seinen Nach- 
bar Maurermeister beauftragte, das Haus nach 
der Väter Art, nur mit einigen zeitgemässen 
Neuerungen zu bauen; heute — wenn man von 
‚den Geschäftsbauten und einigen wenigen Land- 


hausbauten absieht — die grosse Landhandels- 
gesellschaft oder das grosse Bauunternehmen 


(oder auch der mittellose Bauunternehmer als 


Strohmann), die auf baldigen Wiederverkauf, 


also auf Spekulation bauen, oft mit Millionen- 
umsätzen rechnen, oder im besten Fall eine 
Gemeinde oder Baugenossenachaft, die Klein- 
PONRUDEER in grösseren Mengen erstellt, 


ist der 
als die ein- 


irgendeine Abänderung erfährt oder 


in 


| aber die Betriebsführung bald Bau nd: Km: se Be 
geändert, technische Fortschritte in den engsten 2 
Grenzen, die organisatorischen Möglichkeiten 
mit ihrer arbeits- und kostensparenden Wirkung _ 
noch gänzlich ungenutzt. — Man gehe weiter 
-zu den Bekleidungsgewerben. Warum sind die Br 
Arbeiter und Arbeiterinnen, die in den Hinter- Er 
bäusern für die Bekleidungsindustrie tätig sind, 
die schlechtest gelohnten aller gewerblichen _ 
Arbeiter? Weil die kaufmännische Gliederung 
der kapitalistischen Entwicklung unseres Zeit- BR 
alters angepasst, Technik -und Betriebsführung _ 
aber noch ganz unentwickelt ist. Die ungeheure 
Kraftvergeudung, die in dem Transport der . 
Stoffe vom Verleger zum Zwischenmeister, Re; 
vom Zwischenmeister zur Heimarbeiterin liegt, 
oft noch erst (bei schwierigen Arbeiten) vom 
Zwischenmeister zur Spezialarbeiterin, von da 
zur Zusammensetzerin; und dann der Trans 
| port der fertigen Ware auf dem umgekehrten 
ı Wege, die weitere Kraftvergeudung, welche 
| durch die mangelhaften Werkzeuge, die unge 
eigneten Arbeitsräume bedingt wird: alle 
muss dann durch Nachtarbeit und ungenügende 
Bezahlung der wirtschaftlich und soziel 
Schwächsten wieder eingebracht werden. 
Wenn man weiter die Unwirtschaftlichkeit® be- 
denkt, die heute noch — selbst im Kriege — 
in der Ueberzahl kleiner Lebensmittelhändler 
liegt (man zähle einmal die Gemüsegeschäfte, Br 
die Milchläden, die Drogenhandlungen, die 
kleinen . Gastwirte, die Zigarrenhandlungen in 
. einer einzigen Strasse von Gross-Berlin!), dann 
wird immer deutlicher, wie unendiich weite 
Gebiete unserer gewerblichen Arbeit noch der 
Durchdenkung und Were bedürfen. 


"Sozialpolitik angeregten nie über 
die Lage des Handwerks liegen nun schon bald 
20 Jahre zurück. Gewonnen ist damit wenig 
oder nichts. Im besten Falle können gesetz- 
geberische Versuche angeregt werden. Im 
Anfang einer neuen Entwicklung wird auch 
hier nur die Tat stehen können. Nicht überall 
wird dieselbe Formel zur Anwendung kommen 
‚dürfen. Ist in einem Fall die. Durchdenkung 
zur Industrie das Richtige, so mag im anderen 
Falle die Zurückführung auf streng handwerk- 
liche Betriebsformen, im dritten vielleicht: ‚eine 
neue Zwischenform am Platze sein. Nur die 
‘ Durchdenkung im Sinne des höchsten Leistungs- 
grades, das Herausarbeiten des Wesentlichen 
in. jedem Gewerbe, das Suchen nach Lebens- 
formen, die dem jetzigen Stande der Dinge 
gerecht werden, das wird. a das 
sein müssen! 

Die Führer dahin können nur mitte 
der Praxis stehende De 
rische Geister, 


geberischen Massnahmen ‚mit, osram 
kursen für Handwerker ‚und dergleichen mehr 
ist da nichts getan. = ar SSUBNOBE Be 
en „ware allein 


werker sioh bewusst wird, dass er wirtschaft- 
lich nur weiterkommen kann, wenn er seinen 
Betrieb den Anforderungen der Neuzeit an- 
passt. Er wird sich entweder zur Spezialarbeit 
wenden müssen, oder er wird ein Sondergebiet 
so durcharbeiten müssen, dass er dafür be- 


sonders leistungsfähig wird. Für den gewöhn- _ 


lichen Durchsohnittsbedarf ist heute der Hand- 

‚werksbetrieb alter Art — mit den erwähnten 

wenigen Ausnahmen — nicht mehr wettbewerbs- 

‚fähig. Wo sich, wie etwa im Tiachlergewerbe, 

. die Zwergbetriebe infolge geringer Betriebskosten 

und langer Arbeitszeit immer noch eine Zeitlang 

behaupten können, da tun sie es aller Regel 

nach auf Kosten der Gediegenheit und damit 

der Leistungsfähigkeit des ganzen Gewerbes. 

Dabei verzehrt sich in diesem ohnmächtigen 

Kampf gegen die Entwicklung der Zeit eine 

Fülle von Lebenskraft, die, in rechter Weise 

angewandt, neues Leben und neues Glück be- 

‘ gründen könnte. | \ 
Winke und Hinweise. | 

Staffelrechnung und Steuergesetze. 

Der neuen Steuergesetze wegen müssen die 

% Bankbetriebe ohne Staffelreshnung eine solche 

Fr . baldigst einführen. Hierbei ist es sehr vor- 

teilhaft, die Liniatur und deren Benutzung nach 

nebenstehendem Staffelmuster einzurichten. 

Diese längst erprobte Einrichtung erspart: 
1. Die Strichelarbeit und die zweite Zeile 


samt doppeltem Papierverbrauch bei jedem 


Staffelposten. Das Zu-und Abzählen wird immer 
. ohnsStrich auf der Zeile des Postens selbst vorge- 


nommen, was nach kurzer Uebung ganz leicht geht. 


‚© 2. Die Strichelarbeit samt Buchhaltungs- 
ae bei jedem Kontenabschluss, weil man die 
 Additionsergebnisse (im Staffel-Muster fett ge- 
druckt) andersfarbig schreibt. 
8. Die Einsetzung des Saldos in der alten 
Rechnung, wenn man nicht verlangt, dass 
h - 
© Konten die Additionsergebnisse der Soll- und 
Habenumsätze gleich seien. 
an, 4. Die Ermittlung des Umsatzes in Soll 
„and Haben, da trotz der Staffelrechnung der 
Umsatz stets infolge der beiden Umsatzspalten 
“ersichtlich ist und zur Provisionsberechnung, 
Statistik, Prüfung der Richtigkeit des Tages- 
Pe saldos benutzt werden kann, der immer dem 
.. -Additionsunterschied. des Soll- und Habenum- 
 ..  satzes gleich sein muss. 
5. Die Anfertigung einer besonderen Zins- 
staffel, wenn: a) die Posten nach der Zeitfolge 
des Zinsbeginns eingetragen sind; oder b) der 
Zinsfuss in Soll und Haben gleich ist; oder c) 
3 der Saldo auf einer Seite, d. h. nur im Soll 
. oder nur im Haben bleibt. Bei Konten mit 
 —  Immerwährender Kreditgewährung wird der 
Saldo nur im Soll, bei solchen ohne Kredit- 
= gewährung nur im Haben sein. Ist nicht 
wenigstens eine der Bedingungen a, b, c erfüllt, 
“80 wird ohne besondere Zinsstaffel das Zins- 
„ergebnis in der Regel ungenau. Die Unge- 
. nauigkeit und die besondere Zinsstaffel kann 
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vermieden werden, indem man die noch nicht 
fälligen Habenposten nicht sofort auf die 
Einzelkonten, sondern in ein Buch mit Raum 
für jeden Tag einstweilen einträgt, wofür in 


‚vielen Fällen ein Geschäftskalender genügt. 


Diese Habenposten, z. B. Wechselbeträge zur 
Einziehung, die bei oder einige Tage nach 
Verfall gutgeschrieben werden, sind am Zins- 
beginntage aus dem erwähnten Buche auf die 
Einzelkonten zu übertragen, wodurch nebenbei 
verhindert wird, dass ein Kontoinhaber unbe- 
merkt über Beträge verfügt, die noch nicht 
fällig oder noch nicht eingegangen sind. Da- 


' gegen werden die später fälligen Sollposten, 


zZ. B. Akzeptbeträge, zwar sofort auf die Einzel- 
konten, jedoch in eine Nebenspalte einstweilen 
eingetragen und dort bis zur Fälligkeit belassen, 
so dass bei Mitberücksichtigung dieser Neben- 
spalte immer die volle Belastung ersichtlich ist. 

6. Das Absohreiben der Konten am Halb- 
jahrsschluss, wenn zwei Kontokorrentbücher, 
davon mindestens eins mit losen Blättern, ge- 
führt werden. Das andere Buch besteht am 
besten auch aus losen Blättern, da dann die 
Registerarbeit wegfällt. In das eine Buch 
überträgt man aus den Belegen, in das andere 
aus den Grundbüchero, und sobald die Einzel- 
salden einschliesslich Zinsen, die in jedem Buche 
selbständig gerechnet werden, in beiden Büchern 
übereinstimmen, nimmt man die losen Blätter 
des einen Buches auseinander und versendet 
sis als Auszüge. Durch diese Uebereinstimmung 
ist nebenbei bewiesen, dass die Grundbuchungen 
und Zinsbeginne den Belegen gleich und dass 
die Zinsberechnungen richtig sind. 

7. Für Salden, die in beiden Büchern über- 
einstimmen, bei wöchentlicher oder täglicher 


Abstimmung wahrscheinlich für die meisten, 


fällt das Vergleichen der Postenbelege, Grund- 
buchungen, Ueberträge usw. weg und wird auf 
wenige unstimmige Posten beschränkt. 

Die Einrichtung genügt den Steuergesetzen 
und bietet laut dieser Beschreibung grosse 
Sondervorteile neben den bekannten Vorteilen 
jeder Staffelrechnung, ohne deren Nachteile zu 
haben. 

Jeder, der ändern muss oder will, möge 
einer mangelhaften die bessere Einrichtung 
vorziehen. Eiwa erforderliche weitere Erklä- 
rungen gebe ich gern. 

Staffelmuster. (Die fett gedruckten Additionsergebnisse 
sind andersfarbig zu schreiben). 


el 2 = I 
= Umsatz Saldo 8 8 Zinszahl. 
E 2 Seele 
= ’ 0 >} [2] 5 
ä 221 212/3| 53|8|23 
a RE S a: 
1918 
1/1 143,—| | 43,—[31./12| | | 39,— 
31./3 89,—| 1123,-131./3. | 10 19,— 
10./4. 68,—110./4.| -| | — 
10 /4 As 8, 
11./4 4.1700 | 68, 
80./6 
1./7.18aldo | 


Friedrich Klug, Offenbach (Main). 
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Bücherschau. 


Robert Liefmann, Kartelle und Trusts und 
die Weiterbildung der volkswirtschaft- 
lichen Organisation. Dritte, stark erweiterte 
Auflage. Ernst Heinrich Moritz, Stuttgart 1918. 
315 8. 4,80 M. — In der neuen Ausgabe wird 
das gesteigerte Wachstum der neuen Wirt- 
schaftsformen schon rein äusserlich durch den 
erheblich — um ca. 100 Seiten — vermehrten 
Umfang angedeutet. Neu hinzugekommen sind 
- u. a. Abschnitte über die Wirkungen der Kar- 
telle im Weltkrieg, über Zwangssyndikate und 
staatliche Eingriffe in das Kartellwesen während 
des Krieges. Die so wesentlich bereicherte Ge- 
samtdarstellung gibt ein Gesamtbild der jüngsten 
Sprossen unseres kapitalistischen Wirtschafts- 
lebens, der Fusionen, Kombinationen, Beteili- 
gungen,. Interessengemeinschaften und Beteili- 
gungsgesellschaften, wie sie sich in zahlreichen 
Zweigen der Industrie (chemische, elektrische, 
Petroleum-, Kohlen- und Schwerindustrie), des 
Handels und des Bankwesens (Konzerne) ge- 
bildet und neuerdings stark vermehrt haben. 
Die deutschen Entwicklungsformen werden ver- 
glichen und in Gegensatz gesetzt zum Werden 
und Wesen der amerikanischen Trusts und 
Kontrollgesellschaften, und schliesslich wird die 
Linie gezeigt, auf der sich die volkswirtschaft- 
liche Organisation unter dem Einfluss der Kar- 
telle und Trusts weiterbilde. Das führt den 
Verfasser — in einem ebenfalls neuen Abschnitt 
— zu einer zusammenfassenden grundsätzlichen 
Betrachtung der Frage: Monopolwirtschaft oder 
freie Konkurrenz, die das Zentralproblem der 
Uebergangswirtschaft bildet und gerade gegen- 
wärtig im Mittelpunkt der Erörterung steht, 
Es wird gezeigt, dass Monopol und Konkurrenz 
sich gegenseitig nicht ausschliessen, dass hinter 
dem Monopol latent stets die Konkurrenz stehen 
muss, und so geht die Beantwortung der Frage 
dahin, dass die Aufgabe der staatlichen Monopol- 
politik darin bestehe, stets die richtige Mischung 
von Monopol und Konkurrenz im Wirtschafts- 
leben herbeizuführen. 


Weyl’s Handbuch der Hygiene, herausge- 
geben von Prof. Dr. C. Fraenken, 2. Aufl. 
IV. Bd. 5. Abt. Das Wohnungswesen, be- 
arbeitet von Gust. Gretzschel mit 9 Ab- 
bildungen. Johann Ambrosius Barth, Leipzig. 
22 M. — Unter den Problemen. der Ueber- 
gangswirtschaft steht die Wohnungsfrage mit 
an erster Stelle. Schon gegenwärtig‘ haben 
sich die Zustände im Wohnungswesen, nament- 
lich in den Grossstädten, so zugespitzt, dass 
ein tatkräftiges Eingreifen des Staates und 
der Gemeinden nicht mehr entbehrt werden 
kann. Anknüpfend an die bereits vor dem 
Kriege vorhandenen Verhältnisse, haben überall 
Reformbewegungen eingesetzt, um den immer 


empfindlicher werdenden Mangel an kleineren 


Wohnungen zu mildern. Als Führer und Rat- 
geber auf diesem Gebiet darf das vorliegende 


Werk besondere Beachtung beanspruchen. Der 


als. Landeswohnungsinspektor in Darmstadt 
tätige Verfasser behandelt nicht etwa bloss die 


von den Aerzten. hinsichtlich der Wohnungen 


aufgestellten Forderungen, sondern vielmehr 


das gesamte Wohnungswesen nach allen in 


Betracht kommenden Gesichtspunkten, so dass 
der Leser stets kurze und zuverlässige Aus- 


kunft über die meisten Fragen aus diesem‘ 


Gebiete erhalten wird. E. L. 


Julian Borchardt, Woher kommt das Geld 
zum Kriege! Verlag der Leipziger Buch- 
druckerei A. G., Leipzig. 60 Pfg. — Ver- 
fasser gibt einen kurzen und klaren Ueberblick 


über den Kreislauf der Wertpapiere, der Geld- 


zeichen und Waren während des Krieges und 
berücksichtigt dabei die bei Beantwortung der 
gestellten Frage in Betracht kommenden Haupt- 
gesichtspunkte. 


Curt Eisfeld, Das niederländische Bank- 


wesen. 2 Bde. Martinus Nijhoff, Haag 1916. 
801 und 951. — Verfasser gibt in dem bereits 
im Frühjabr 1914 abgeschlossenen Werke eine 
Darstellung des niederländischen Bankwesens 
in den letzten Friedensjahren. Die gründlichen 


Ausführungen lassen deutlich eine starke Kon- 


zentration und besonders weitgeführte Arbeits- 
teilung der einzelnen Bankarten erkennen. 
Die vorausgeschickte Skizze der Entwicklung 


des niederländischen Bankwesens und die Ab» 
handlung über dessen rechtliche, wirtschaft- 
Grundlagen sind zum 


liche und politische 
besseren Verständnis erforderlich und hätten 
teilweise noch ausführlicher gehalten werden 
können. 
werk. 


J. Reichert, Aus Deutschlands Waffen- 


schmiede, mit zahlreichen Bildern und Tafeln. 
Buchverlag Hermann Kalkoff, Zehlendorf 1918. 
2,50 M. — Die Schrift enthält eine fesselnde 
Schilderung einer | 
dustrien, würdigt deren Friedenserfolge und 


Kriegsleistungen und veranschaulicht, in wie 


hohem Masse die politische, wirtschaftliche und 


kulturelle Stellung Deutschlands von dem Ge- 


deihen seiner Eisenindustrie abhängt. 


Wilhelm Feld, Anti- Dumping, Prämien 
klausel und Ausgleichzölle als weltwirtschaftliche 
Kampfmittel gegen fremdländische Ausfuhr- 
förderung. J.C. B. Mohr (Paul Siebeck), Tü- 
bingen 1918. 3,60 M. — 


nach dem Kriege. 
Volkswirtschaft nieht nur empfindlich von den 


Hemmungen betroffen, welch® vor allem die 


überseeischen Staaten der Einfuhr aus den ent- 
wiekelten Industrieländern mit den vom Ver- 


|. fasser geschilderten Massnahmen entgegensetzen, 


sondern erwägen doch auch deutsche Industrielle, 
ihrerseit in ähnlicher Weise gegen fremden 
Wettbewerb vorzugehen. - 


—, 


Verantwortlicher Schriftlelter: Dr. Hermann Deite. Berlin W 30, Goltzstrasse 23, 


Der zweite Band enthält das Tabellen- 5 5 


unserer wichtigsten In- 


Der vorliegende 
Aufsatz bildet eine dankenswerte Vorarbeit ür 
die Regelung der Handelspolitik Deutschlands 
Wird doch die dutscheoe = 


Bekanntmachung. 
Die Stelle ein. s 


= E E 

Syndikus 
. bei unserer- Kammer ist neu zn 
. besetzen. Bewerbungen sind unter 
Beifügurg eines Lebenslaufes bis 
zum 20. Janvar 1919 einzureichen 
an den Präses der Handelskammer, 
Herın Dr. A. Sırube, Bremen, 
Haus Schütting. 

Es ist erwünscht, dass die 
Bewerber die Befäh gung um 
Richteramt oder zum höheren 
Verwaltungsdienst wurd Kıfah- 
rungen 
sozialpolitischen Gesetzgebung be- 
sitzen. 

Mit der Stelle ist. Pen:ions- 
berechtigung verbunden. Ueber 
die Anstellung-bedingungen gibt 
Herr Syndikus Rösing Auskunft. 

Bremen, den 2. Januar 1919. 


Die Handelskammer. 


Brauerei Königstadt 


Actien-Gesellschaft. 
Bilanz per %0. September 1918. 


Akiiva. 


M. e) 
Grundst. u. Gebäud: | 7 605 679112 


Grundst. Zehdenick 43 000 — 
Grundst. Adlershof | 86 300! — 
Gesellschafts-K.apital 
Habel....0..., 800 000) — 
Masch. u. Geräte... 250 000|— 
Lager-Fastagen .... 60 00 | — 
Versand-Fastagen .. 25 000 — 
Pferdes... ...1° 830.000] — 
Wagen u. Geschirre "1l- 
Eiserbahnwagen....] 1— 
Kraftwagen ....... 1100 — 
Mobilien .......... 1- 
Kundschafts - Invent. 4 5001 — 
Ausschank Iovent.. 1— 
Flaschengeseh.-Eior.-  1- 
Vorausbez.Talonst. 11 400] — 
Voräusbezahlte Ver- 
. sicherungsp'ämien 3 370/07 
Pfandbrief-Amortis..| 177 198167 
Beteiligungen...... 23 600 
Kayse...........1 11651787 
Bankgu'haben ..... 368 36 2107 
Wertpapiere...... 1 1952845 — 
Darlehen u. Hypoth.| 390 914196 
Sonstige Debitoren . 70850| 5 
Vorktei... 2... 233 6665 
12149 249 16 
' Pa»iva. M 4 
Aktien-Kapital.....| 5 700 000 — 
Hypotheken ....... '3 400 000|— 
.» Zehdenict 900. 1— 
5 Adlersho! 51LUuL0| — 
Reservefonds ...... 570 00: |— 
Nicht erhob. Divid. . 4 1401 — 
Kautionen......... 56 966196 
Brauerei-u. Mälzerei 
Berufsgenossen- ERTRE 
schaft, Rückstellg 7000| — 
Guthab. d. C. Habel': 
Brauerei ......... 800 000 — 
Guthab. d. Kundsch| 740 272154 
Gestund. Brausteue 17 336| - 
Sonstige Oreditoren.| 179 238|12 
Delkredere-Konto .. 30 100] — 
Fried.-Ueberg:.-Kto.| 210 000) — 
Versand-Fast.- Pfand 94 357/25 
Talonsteuer-Reserre| 17100) — 
Gewinn- u.Verl.-Kto 
Vortrag. 98524,7& i 
. Gewinn .174 311,81] 27283659 
RE 12 14923916. 


auf dem Gebiete der | 
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Charlottenburger Wasserwerke. 
Bilanz am 30. September 1918. 


Aktiva, 7 | 4 
Kassenbestand ........ EEE SL EN re RT, 15 466.20 
Rest der Einzahlungen auf Akt. Emission von 1912 ..| 5. 000 0001— 
Neubau-Konto ..... er ee AR Ba 403 931|67 
Aussteh-nde Forderungen ........... ee ee ' 2331 627]58 
Grundstücke und Gerechtsame ... .e cc een. 9 805 380]20 
DIOsBar Konten an N ae AN 28 188 390187 
Kantonen Effekten otas a... 2.2 2:20 ee 264 722] :7 
Bostandar sn a N N a 1 602 733112 
IS [176.2201lo1 
Passiva, 07,7 Br 
Aktien-Kapital.......... AD 40 000 000 — 
Re.tkaufgeld für Grundstücke ...... ce cc. 500 000| — 
Buchgläubiger ............. N RER 952 860138 
Rantionspllubiger sc. lee 185 511/02 
Rückständige Dividenden ......... Be ee E E 17 856 — 
PRebetwefondan el. Ra N ER ae 4 000 0101 — 
Talonsteuerreserve :.0c0c0 lee. a 20 000 — 
POVBIonBlondB ne ARE 


124 545|— 


Gewinn-Vortrag a. d. Jabre 1916/17 M. 


£ 178 590.12 
. Netto-Gewinn im Jahre 1917/18.... ., 14528-930| 1 631 479/51 
Gewinn-Verteilung. 


Tantiemen f. Aufsichtsr. u. Direktin MM 50448 
4% Dividende von M. 35.000 000.— „ 1400 000.- 
Zur Verf. der Generalversammlung.. „ 276.455.08 


M. 1631 474.01 
117 612 28191 
Gewinn- unrdVerlust-Rechnung am 30. September!918. 
a ————————————— 


‘Ausgaben. M. | 4 
Detriobs-Auspaben. cn lti.e 3851 398164 
Abschreibungen 423 822/61 
ER N FI Be 1 631 17451 
ö » 906 ZU0lSı 

B Kkinnahwmen, M. 4 
Gewinn-Vortrag aus 1916/17 eco oo can. ne 178 52012 


Verfallene Dividende aus 1911/19... ceeeeccnccn. 361 — 
Grundstücks-Ertiag.......... NUR 41 395157 
5 Yu6 7UUJOL 


Charlottenburger Wasserwerke. 
Der Aufsichtsrat. Die Direktion. 


Vorstehende Bilanz und Gewinn- und Verlust - Rechnung 


| haben wir geprütt und mit den ordnungsmässig geführten Büchern 


- 


der Gesellschaft in Uebereinstimmung gefun ien. 
Schöneberg. den 16. Dezember 1918. 


Oskar Reimer, Ludwig Kruse, 
besidigter Bücherrevisor. Bücherrevisor. 


Aktien-Brauerei Friedrichshain. 
Die Auszahlung der Dividende von 5% erfolgt sofort bei der 
Nationalbank für Deutschland, Behrenstr. 68/69, 


mit 6. 30.— gegen Auslieferung des Dividenienscheiues der Aktien 
a M. 600.— und mit Mi. 60.— gegen Auslieferung des Dividenden- 
scheines der Aktien & M. 1200.—. 


Berlin, den 4. Januar 1919. 


Der Vorstand. 
E. Jaeger. Rohrbeck. 


Die für das Geschäftsjahr 1917/18 festgesetzte Dividende 


von 6% ist gegen Aushändigung des Dividendenscheines No. 2 
sofort zahlbar 


bei der Deutschen Bank in Berlin, 


2 ' bei den Bankfirmen: A. Falkenburger, Berlin, 


. B. Simons & Co, Düsseldorf, 
S. Japhet & Co., Frankfurt a./M. 


Berlin-Wittenau, den 25. Januar 1919. 


_ Fiexiiis-Werke Aktiengesellschaft. 


Norddeutsche Lederpappenfabriken 


Aktiengeseilschaft, 
Vermögens-U- bersicht 
für 1917 18. 

2 ET BR 
Vermögen. M | 4 
An Grundstücke ..| 256 52088 
„ Gebäude ......| 1008250] — 
„ Maschinen..... 667 100 — 
”„ Wasserkraft... 180 0u0 — 

„ Wehre ‚Brücken- 
u. Uferbauten . 98 9701 — 

» Werkzeuge uno 

Gebrauchsgegen- 

Stände ........ 4 
„ Büro-Gebrauchs- 
gegenstände ... 3— 
Fuhrweirke..... 10 000) — 
Kraftwagen ... 3.000) — 
» Brauereikonting. 
und Schanker- 
laubnis ....... 15 000 — 
„ Gespannunkost. 1 308175 
„ Landwirtschaft 
und Gärtnerei . 211850 
» Erzeugung .....| 41801960 
» Forderungen...| 666 814136 
» Wertpapiere...| 127 09650 
Barbestand .... 9 837/30 
» Geno:senschafts- 
gu'haben 
(„E:igenheim‘) . 1700| — 
„ Bankguthaben .| 379 371185 
3844017[74 
Verbinalichheiten. M. 4 
Per Stammvernözeı | 2288 000) — 
„ Schuldanleihe .| 638 000|— 
» Grundbuch - 

"Schulden...... 181 617:30 
Verbindlichkeit 708 652159 
Schuldzinsleist.- 

Steu-r- Rück'age 10 000 — 
Schuldzinsen .. 9 498175 
.„ Gewinn- Anteil]. 20 1 — 
„ Gewinn ...... 914910 


3840 v17| 4 
Gewinn- und Verlu-t-Rechnung. 


Soll, M 4 
An Betri-rbs- und 
Handlungskost. | 837 43781 
Zinsen 2:..... 47 958/76 
Landwirtschatt 
u. Gärtnerei .. 11 267146 
Ge:pannunkost. 11 035143 
Abschreibungen | 461 7349168 
Gewiovn- und 
Verl.-Rechnung| 768 22975 


2 134 66-189 


Habvea. | M | 4 

Per Rohgewion ...1 2137 648 89 

2 137 008[89 

Gross-Särchen (Kr. Sorau N.-L.) 

den 30. September 1918. 

Norddeutsche Lederpappenfabriken 
Aktiengese.Ischaft. 


Der Vorstand: Janata. 
Der Aufsichisrat: von Uhde. 


ALTER REEL RERUENGREUEREREENTFEEFECENE 


Weinhanölung A. Frederich 


Hotel — Restaurant 


BERLIN W.9 


Eichhorn-Strasse 3 
(an der Potsdamer Strasse) 
Fernsprecher: Amt Lützow 415—417. 


BNIRIERAUTUIRLLIKELLRRLARUERKNPLERUENEIENENLERUENRRERTRTETETLET 
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Actien-Geseilschaft Gewinn- und Verlust-Rechnme. 

i finnah Soll. B7 Pr 
Schlossbrauerei Schöneberg. en se | 
Rilan.-Konto. Gebäude u. Grundst.| 19730160 
soll. AM „| Mälzerei u. Niederl. 

Grundst. hen] 460 2271 — Lichtenrade eo. 10 546173 
Getäude Schöneber. | 2181 100) — | Brauerei-Inventar ..| 1021390 
- Prinz-Georg-Str. 1 15.000! — | Versandfässer ..... 81:158/34 
Grundstück „Königs- Lagerfässer u. Tanks 10 5411— 
höhe* Freienwalde Pferde „ur 00000. .% 25 8-3 Aa 

a. Odernct en 43 000|— | Wagen u. Kraftwag| 29428— 
Grundst. Herzfelde.| 23000! — | Küulanlage........ 10 6001 — 

“ Mälz. u. Niederlage Elsktrische Anlage. 68111 — 

Lichtenrade .... 843 000'— | Pneumat. Mälzerei . 3400| — 
Grundst. Lichtenrad«| 87000) — | Restaur.-Tnventar . 10 761|x0 
Grundstück . Gross- Eig. Ausschanklokale 10 5501 — 
S®Berlini... 2.2: 2.011 416 37 | Effekten . 16 050] — 
Brauerei-Inventar . 127 000, — | Steuern u. "Abgaben. 87 715183 
Maschinen Schöneb.| 227 000) — | Handlungsunkosten.| 23176191 
Versandfässer ..... 110 000|— | Betriebskosten ...... 364 883|13 
Lagerfässer u. Tank-| 179 000| — Assekuranz ........ 12 324| 24 
Pferde... 92 000 — | Alters-, Invalid.- u. Ä 
Wagen u. Kraftwag.| 151000 - Krankenkassen... 15 632115 
Kühlanlage ....... 95.400) — | Beamten-u. Angest.]| | 
Elektrische Anlage.| 55000— | Fürsorge........ 122 046] 51 
Pneumatische Mälz.- ‚Reparaturen ....... 6281671 

Anlage ........ 33.000) — | Hypotheken Zinsen. 82 946] 51 
Restaurations-Inven‘.| 215 000) — | Niederlagen-Unkost.| 158 38: |)5 
Eig. Ausschanklokale| 164 954) — | Verlust an Zinsen.. 3.581 |35 
General-Vorräte ...| 99813835 | Gewinn ...... Buren 269 9% [33 
Verschiedene Waren | 1626 19-149 

Bestände ....... 197. 0009 | ers eg en 
Kassenbestand ..... a ee 
Effekten ou... PEN Te Apme ee 
Bier Konto-Korrent.| 1265 045,81 | p;.,.Kto. n. Beteil.: 
Eigene Hypothek. u; Eian. .2 518 404,0; 

Debito es .»..”...... 719 570 89 Aus & 1 050 299 83 1 463 174 24. 
Vorausbez. Versicher 10 074 399 ee ne N 
Hypothek.-Tilgungs- 1.020 192|49 

Guthaben ....... 588 977104 Berlin-Schöneberg, 

Ayalar. .,,02.%: 60 1100) — den 28, Dezember 1918. 
Li 68» 262|18 Der Aufsichtsrats 

Haben, M: | Pi Albert Heilmann. 
Aktien-Kapital ....] 3.000 000 — Die Direktion: 
Hypotheken ........ 1 606 075/10 Max Fincke. 
Reservefonds .....- 787 880) — ; 

Die auf 6 pCt. festgesetzte 

> ee ei aa 10| Dividende zelangt vom 27. 

Er Januar 1919 ab bei der 
Gutbabenu. Einlageı | 3 630511170 | IGresdaer Bank zur Aus: 
Konto-Korrent ....| 1 747 64630 Sählin 
Hypothekenzins. für Br 

das 3. Vierteljahr 19 655/60 
Dividenden ....... 5821 — Einnahmen der 
Braustener ...oo... 97 34320 | Grossen Berliner Strassenbahn 

Rückstellungen (Be- und der von Ihr mitverwalteten Bahnen, 

rufsgenossensch.) : 18.000) — | Dez. 1918 abzügl. der Verkehrs- 
Ayalerine.s sic 60 0001 — steuer vo läuf. M. 9 133 272,— 
Rein-Gewinn ...... 269 920|83 | Dez. 1917 endgült. „ 7321538, — 


Tı 083 202|13 mehr M. 1 808 734, — 


Maschinen- und Armaturenfabrik | 
vorm. H. Breuer & Co. in Höchst a. M. 


Auf Grund des von der Zulassungsstelle genehmigten, bei 
uns erhältlichen Prospektes sind 


nom. Mk. 1900 000,— Vorzugsaktien 
1900 Stück über je Mk. 1000,—, No. 1—1900, 


nom. Mk. 540 000,— Stammaktien 
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zum Handel und zur Notiz an der Berliner Börse zugelassen worden. 
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| Soeben erschienen: ei 
Außenhandelsamt. 


“Ein Zentralamt zur Förderung. 
“des deutschen Außenhandels. 


Von Prof. Dr. Max Apt, 
Syndikus der Aeltesten ‘der Kaufmannschaft \ von Berlin. 
Erstes bis drittes Tausend. 


——— 70 Seiten. Preis 1,— Mark. 


Der Verfasser tritt für die Schaffung einer Zentral- 
organisation zur Förderung des deutschen Außenhandels 
ein und schlägt die Teilung des Reichsamts des Innern in ein 
Reichswirtschaftsamt und in. ein Reichsarbeitsamt vor; 
er fordert ferner die Reform des Konsulats- und Handels- 
sachverständigenwesens und empfiehlt die Errichtung 
deutscher Auslands-Handelskammern. 


Aus den überaus zahlreichen Presseäußerungen heben 
wir hervor: 


Sächsische Staatszeitung: Der Verfasser ist weiteren Kreisen als 
Herausgeber der Deutschen Wirtschafts-Zeitung bekannt geworden. 
Sein Wort hat in den am Außenhandel beteiligten Kreisen Gewicht. 

ED Aus dem Kriege erwächst der Zwang, alles zu tun, 
um den deutschen Außenhandel gegen den erbitterten, skrupellosen 
Wettbewerb der Feinde, dessen Wucht wir erst nach dem Eintritt des 
politischen Friedens fühlen werden, zu schützen und zu stützen. Mit 
kleinen Mitteln ist da nichts geholfen, Kraft und Geld muß an eine 
starke Wirtschaftswaffe gesetzt werden, an eine Watfe, die aber nicht 
nur abwehren, sondern auch angriffsweise stoßen kann. Das Pro- 
gramm Apts für eine Ausgestaltung und Ergänzung der zur Förderung 
des Außenhandels wirkenden Kräfte hat den großen Zug, den die 
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Fortentwicklung verbürgen, als wenn mitten im Kriege deutsche! * 


Kaufleute die Einsicht und den Mut bekundeten, durch Schaffung Gewinn- und 


Verl.-Rechnung 


768 229|75 


einer Zentralstelle für den Außenhandel unseren Anspruch auf Weiter-| - 


geltung in der Volkswirtschaft tatkräftig anzumelden. 


Frankfurter Zeitung: Das sind interessante Vorschläge, die von den 


Kreisen, für die sie bestimmt sind, ernsthaft durchgedacht werden 
sollten. An Bedenken im einzelnen wird es nicht fehlen. Aber das 
schadet nichts, denn Vorschläge sind dazu da, um Gegenvorschläge 
hervorzurufen. Die Hauptsache ist, daß man den Problemen selbst 
die Aufmerksamkeit zuwendet, die sie verdienen. 


Oberverwaltungsgerichtsrat Dr. Schiffer, Mitglied des Reichstags, 
schreibt im Verwaltungs-Archiv 1916 Bd. AXV über die Broschüre 
-  „Außenhandelsamt“: 
ee „Die Darlegungen und Vorschläge des rührigen Syndikus 
der Aeltesten der Kaufmannschaft von Berlin verdienen ernste 
Beachtung“ ... .. 


Otto Jöhlinger schreibt in der „Deutschen Politik“ vom 1. Deianber 
1916, Wochenschrift für Welt- und Kulturpolitik: 

WERE ER Jeder Leser der Broschüre wird zugeben, daß dieselbe 

einen sehr wertvollen Beitrag zur Frage der Förderung des deutschen 


Außenhandels darstellt, und jeder wird mit dem Verfasser der. 


Ansicht sein, daß eine besondere Organisaiion des Außenhandels 


nach dem Kriege notwendig ist, damit planmäßig alles geschieht, 


was unser Export, auf den wir im Interesse unserer Zahlungs- und 
Handelsbilanz angewiesen sind, fördern kann“ ..... % 
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Aufsätze. 


Die Einanz- und Steuerpläne 
der Reichsregierung. 
Von Dr. jur. G. Strutz, 
Senatspräsidenten des Reichsfinanzhofs. 
Als Staatssekretät Schiffer noch dem 
dem Reichstag und als Oberverwaltungsgerichts- 
rat meinem Senat beim Oberverwaltungsgericht 
angehörte, hat er sich oft mir gegenüber darüber 
ausgesprochen, wie verfehlt es sei, dass Reichs- 
kanzler, Staatssekretäre und Minister es unter- 
liessen, wie die englischen Staatsmänner sich 
vor der Oeffentlichkeit über diediese beschäftigenden 
Fragen zu äussern. Es entsprach daher. sicher- 
lich seiner innersten Ueberzeugung und war nicht 


eine Verbeugung vor der neuen Richtung, wenn 
er, selbst an die Spitze des Reichsschatzamts be- 
rufen, alsbald die Gelegenheit ergriff, sich auf. 


Einladung des Deutschen Industrie- und Handels- 
tags am 9. Dezember 1918 in der Berliner 


Handelskammer über Deutschlands Finanzlage 


und Steuerpolitik auszulassen, und betonte, dass 
dies seinem Bedürfnis entspreche. Und wenn er 


- versicherte, mit voller und rückhaltloser Offenheit 


zu reden, so kann man dies nur mit Genugtuung 
begrüssen. Hätten unsere Staatsmänner und 
Militärs während des Krieges nur mit etwas mehr 
Offenheit sich, wenn auch nur im Reichstagsaus- 


Ba schuss, über unsere militärische, politische und 


wirtschaftliche Lage ausgesprochen, dann wäre 
uns, ein Zusammenbruch wie der jetzige erspart 


er geblieben, oder die Schuld daran träfe den 


‚Reichstag, wenn er es unterlassen hätte, die 


. 


Regierung zu zwingen, die Konsequenzen aus 
der Lage zu ziehen. Die systematische Ver- 
tuschungs- und Beschönigungspolitik, die während 
des ganzen Krieges getrieben worden ist, ist das 
schwerste, unsühnbarste Verbrechen, das an dem 
deutschen Volke begangen ist. 


Mit rückhaltloser Offenheit hat sich im Gegen- 
satz hierzu Schiffer in der Tat über unsere 
Finanzlage geäussert und dabei insbesondere 
auch die seit der Revolution getriebene unverant- 
wortliche Verschwendung von Reichs-, d. h. Volks- 
vermögen und das — durch die in ihrer 
jelzigen Einrichtung mass- und sinnlose Er- 
werbslosenfürsorge und die unsinnigen Lohn- 
forderungen und Arbeitseinstellungen hervor- 
gerufene — Brachliegen der nationalen Arbeits- 
kraft beim rechten Namen genannt. Und 
mit Recht stellte er an die Spitze seiner Aus- 
führungen die Feststellung, dass unsere Finanz- 
lage zurzeit noch „unübersehbar‘‘ sei. Zutreffend 
waren auch seine Gründe dafür, dass die Finanz- 
reform nur unter Mitwirkung der ordnungs- 
mässig gewählten Vertretung des deutschen 
Volkes gemacht werden könne. Steuern können 
in einem Verfassungs- und erst recht in einem 
Volksstaate nur durch die Volksvertretung auf- 
erlegt werden. Es wäre ein das, was wir seit dem 
9, November erlebt haben, noch überbietender 
Rückfall in die Zustände einer sich nicht nach- 
weisbar auf den Volkswillen stützenden Willkür- 


-herrschaft, wie wir sie selbst in Deutschland seit 


hundert Jahren überwunden wähnten, wenn die 
Organe, die eine von einer Minderheit 


' gemachte Umwälzung ans Ruder gebracht hat, 


en DEUTSCHE 


nun auch noch aus eigener Machtvollkommen- 
heit dem Volke eine Steuerreform aufoktroyieren 
wollten. Und welche Konsequenzen müsste es 
haben, wenn die Rechtsgültigkeit der im Wege 
blosser Verordnungen der Volksbeauftragten ein- 
geführten Steuern mit Erfolg angefochten würde ? 
Schiffer hält zwar von dem Grundsatz, dass mit 
der Steuerreform gewartet werden müsse, bis die 
Nationalversammlung da sei, mit der als dem 
Organe des ganzen deutschen Volkes diese 
Dinge beredet, umstritten und erledigt werden 


könnten, Ausnahmen für zulässig und bezeichnet _ 


als eine solche zulässige Ausnahme die Besteue- 
rung der Kriegsgewinne in Gestalt einer 
Wiederholung des Kriegsabgabegesetzes vom 
26. Juli 1918 auch für das Jahr 1919. Ich be- 
dauere, ihm hierin nicht zustimmen zu können. 
An dem Grundsatze, dass Steuern nur durch die 
geordnete Volksvertretung auferlegt werden können, 
muss in einem Volksstaate, der diesen Namen 
verdienen will, ausnahmslos festgehalten werden, 
mag es sich nun um die Besteuerung nur der- 


jenigen, deren Einkommen oderVermögen während . 
oder um eine solche 


des Krieges gestiegen ist, 
der Allgemeinheit handeln. Wer während des 
Krieges sein Einkommen und Vermögen vermehrt 
hat, braucht noch lange kein Kriegsgewinnler im 
üblen Sinne des Wortes zu sein, und wer es 
selbst ist, hat trotzdem Anspruch darauf, 
dass ihm nicht Steuern auf einem in jedem 
Rechtsstaat und in jeder konstitutionellen Mo- 
narchie, ja selbst im Ständestaat früherer Jahr- 
hunderte als unzulässig angesehenem Wege auf- 
erlegt werden. Die Berufung darauf, dass die 
Wiederholung des Kriegsabgabegesetzes 
Intentionen des nicht mehr existierenden Reichs- 
tags entspreche, von dem doch gerade die heute 
noch allein herrschende Sozialdemokratie behauptet, 
dass seine Zusammensetzung nicht den Volks- 
willen wiederspiegelte, hält vor keiner Prüfung 
stand, und ebenso bedenklich ist es, ein der 
rechtlichen Grundlage entbehrendes Vorgehen 
mit dem „allgemeinen Volksempfinden“ recht- 
- fertigen zu wollen. Mit diesem mangels einer 
Willensäusserung der Volksvertretung nicht 
nachweisbarem „Volksempfinden“ könnten 
schliesslich jeweilige Machthaber jede ihrer 
Handlungen und die Nichtbefragung der Volks- 
vertretung bei jeder Frage rechtfertigen. Was 
auf dem Gebiete der Steuerreform ohne National- 
versammlung geschehen darf, sind höchstens 
Massnahmen, die die Durchführung und den 
Ertrag der von der Regierung geplanten künftigen 
Steuern sicherstellen, aber nicht die Vorwegnahme 


den 
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ne Steuern, mögen sie.sich richten, gegen 
wen sie wollen. 

Verträgt sich also der Dedanıe einem 1 Teile 
der Bevölkerung,- bloss weil sein Einkommen 
oder Vermögen grösser geworden ist, Steuern, 
weil sie von einem inzwischen als unbrauchbar 
beseitigten Parlament einmal beschlossen und 
ihre Wiederholung von ihr mutmasslich gut- 
geheissen sein würde, und unter Berufung auf 
ein „allgemeines“, aber noch nicht ordnungs- 
mässig zu Worte gekommenes „Volksempfinden‘“ 
aufs neue und in verschärfter Form aufzuerlegen, 
nicht mit meinem Rechtsgefühl, so befinde ich 
mich hinsichtlich der materiellen Gestaltung der 
künftigen Steuerreform in ziemlich weitgehender 
Uebereinstimmung mit den Ausführungen des 
jetzigen Schatzsekretärs, die inzwischen, was die 
direkten Steuern und dieErbschaftssteueranlangt, ein 
offizielles Siegel durch die Sylvesterkundgebung der 
Reichsregierung erhalten haben. Die Schifferschen 
Gedanken berühren sich in weitem Umfange mit 
dem, was ich in meinen Veröffentlichungen, ins- 
besondere im 156. Bande der Schriften des Ver- 
eins für Sozialpolitik, und in meiner im Früh- 
jahr 1917 dem damaligen Reichsschatzsekretär 
erstatteten umfangreichen Gutachten über die ein- 
malige Vermögensabgabe ausgeführt habe 

Dies gilt zunächst von der verschärften 
Wiederholung der Kriegsabgabe. Sie steht 
für mich im engsten Zusammenhange mit der 
grossen einmaligen Vermögensabgabe. Dass ich 
diese für ein wirtschaftliches Unglück halte, 


babe ich wiederholt ausgeführt und werde ich 
später noch berühren. Aber wie sich die Dinge 
gestaltet haben, wird sie eines der vielen Un- 


glücke sein, denen wir nach unserem völligen 
Zusammenbruche nicht mehr entrinnen können. 
Dann aber ist, wie ich in den Schriften des 


Vereins für Sozialpolitik (Bd. 156 S. 173) im 


Sommer 1917 schrieb, „die erste Vorbedingung, 
ehe man an eine Wegsteuerung von Teilen aller, 
auch der zurückgegangenen Vermögen geht, eine 
weit über die jetzige Kriegssteuer hinausgehende- 
Wegsteuerung der während des Krieges und nach 
ihm bis zur Veranlagung der einmaligen Ver- 
mögensabgabe erzielten Vermögensgewinne, mögen 
sie nun durch den Krieg oder ohne unmitte- 
baren Zusammenhang mit diesem nur während 

seiner. Dauer erzielt sein.“ Denn bei im übrigen 
gleichen Verhältnissen bedeutet die Wegsteuerung 
eines erheblichen Teiles eines in den letzten 


Jahren ohnehin schon gesunkenen oder auch 


nur gleich gebliebenen Vermögens ein weit & 


empfindlicheres Opfer als die nur des erstin 
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in diesem Zeitraum erzielten Vermögenszuwachses, 
die noch dasselbe oder mehr übrig lässt, wie bis 
vor kurzem vorhanden war. Ob man diese 
Vorwegbelastung der gestiegenen Vermögen 
durch”eine besondere Steuer oder durch Staffe- 
lung der einmaligen Vermögensabgabe nach dem 
Verhältnisse des End- zum Anfangsvermögen be- 
wirkt," ist an sich nur eine Zweckmässigkeitsfrage, 
doch lässt sie sich wohl besser durch Kombination 
einer Vermögenszuwachsteuer nach Art der 
Kriegssteuer mit einer nach dem Masse der Ver- 
mögensminderung ermässigten Vermögensabgabe 
lösen. Im übrigen findet eine sehr scharfe 
- stenerliche Erfassung der während des Krieges 
erzielten Vermögensvermehrungen ihre Rechtier- 
tigung in dem von mir schon anfangs 1916 in 
meiner Sonderschriftt „Die Besteuerung der 
Kriegsgewinne“ (Heft 22 der „Finanzwirtschaft- 
lichen Zeitfragen‘, S. 28) entwickelten Gedanken, 
dass sie sein solle „eine Steuer auf die über die 
von den periodischen direkten Steuern voraus- 
gesetzte regelmässige wirtschaftliche Entwicklung 
hinausgehende, der aus der wirtschaftlichen Um- 
wälzung infolge des Krieges sich ergebenden 
Regel zuwiderlaufende Steigerung der wirtschaft- 


lichen Leistungsfähigkeit, ein Mittel zur Wieder- 


anpassung des bisherigen Steuersystems an die 
durch den Krieg eingetretene wirtschaftliche 
Umwälzung, um zunächst einmal wieder eine 
den veränderten Verhältnissen angepasste Grund- 
lage zu schaffen, auf der fussend das dauernde 
Steuersystem wieder den Grundsatz der Opfer- 
gleichheit verwirklichen kann, was es mit den 
bisherigen Mitteln infolge der wirtschaftlichen 
Verschiebungen ohne solche neue Grundlage 
nicht könnte, also gleichsam die Wiederher- 
stellung des brüchig gewordenen Fundaments 
der Besteuerung.“ Diese nmeinen Gedankengang 
hat auch Schiffer aufgenommen, wenn er aus- 
führt, „die Kriegssteuer schaffe gewissermassen 
eine gleichformige Basis für den weiteren Zugriff 
auf das letzlich dann noch vorhandene Vermögen 
und. Einkommen“ nach der Leistungsfähigkeit. 
Die Sonderhesteuerung des Kriegsvermögenszu- 
wachses ist daher auch durchaus nicht eine so- 


zialistische oder gar kommunistische Massregel, 


sondern einfach ein Postulat des anerkannten 
Grundsatzes der Besteuerung nach der Leistungs- 
fähigkeit. 
Sondersteuer zu gehen hat, ist dann an sich 
nach dem Ausmasse der durch den Krieg ver- 
ursachten Wohlstandsverschiebungen zu beurteilen. 
Wenn aber neben der Kriegssteuernoch eine zweite 


effektive einmalige Vermögenssteuer in Frage steht, 


Wie weit man in der Höhe dieser 
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die auch das Stammvermögen der während des 
Krieges ärmer gewordenen:erheblich angreift, dann 
rechtfertigtsich vom Standpunkte der Opfergleichheit 
die nahezu völlige Wegsteuerung des Kriegsver- 
mögenszuwachses, wenigstens soweit er über die 
gleichzeitig eingetretene Geldentwertung hinaus- 
geht, daneben aber auch eine allerdings mässigere 
Heranziebung derjenigen, die zwar nicht über 


. diese Grenze hinaus reicher, aber auch nicht in 


dem Durchschnittsmasse ärmer geworden sind, 
deren Saldo der Kriegszeit also immerhin noch 
überdurchschnittlich günstig, unterdurchschnitt- 
lich ungünstig ist. Deshalb habe ich auch nie 
in das grundsätzliche Verdammungsurteil über 
die Vermögensminderverluststeuer des $ 9 Ziff. 2 
des Kriegssteuergesetzes vom 21. Juni 1916 ein- 
gestimmt. In der Besteuerung der positiven Ver- 
mögensgewinne aber könnte ich noch über die 
von Schiffer für Gesellschaften genannten 
80 v. H. hinausgehen, wo schon das Anfangs- 
vermögen ein sehr bedeutendes war und. 
das Endvermögen jenes nur einen sehr hohen 
Prozentsatz übersteigt, allerdings auch das 
nur, wenn die Steuer nicht an bloss 


'ephemere Wertsteigerungen anknüpft. Mit der 


Staffelung auch nach dem Prozentsatze der Ver- 
mögensvermehrung, wie ich sie von allem An- 
fang an gefordert habe, erreicht man auch mittel- 
bar, soweit dies überhaupt steuertechnisch möglich 
ist, eine Vorbelastung der eigentlichen Kriegsge- 
winne im Sinne der auf den Krieg nicht bloss 
zeitlich, sondern auch ursächlich zurückzuführenden 
Gewinne, wie sie Industrie, Handel, Landwirtschaft, 
Offiziere undein Teil der Arbeiterschaft erzielthaben. 

Jene allgemeinen steuerpolitischen Erwägun- 
gen und die Rücksie\ten auf das Nebeneinander- 
bestehen von Reichs- und Landessteuern haben mich 
dahin geführt, als Form der Kriegssteuer der Einzel- 
personen lediglich die Vermögenszuwachsstener 
zu empfehlen, und der Reichstag ist mir in dem 
Gesetze vom 21. Juni 1916 hierin gefolgt. Das Gesetz 
vom 26. Juni 1918 aber hat diese Bahn verlassen und 
ist in die der Einkommensvermehrungssteuer ein- 
geschwenkt. Es ist damit, wie ich an anderer 
Stelle dargelegt habe, zu einer innerhalb des 
Reiches in den einzelnen Bundesstaaten ganz 
verschiedenen Belastung, der Kriegsgewinne ge- 
langt, weil die für die Ermittlung des reichssteuer- 
pflichtigen Mehreinkommens massgebendenLandes- 
einkommensteuergesetze in teilweise sehr erheb- 
lichem Masse — ich erinnere nur an die Ein- 
kommensteuerpflicht der Gewinne aus sogenannten 
Gelegenheitsspekulationen in Preussen und ihre 


- Steuerfreiheit in Sachsen und andern Bundes- 
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staaten — von einander abweichen. Nachdem aber 
einmal dieser Weg beschritten ist, wird man nicht 
umhin können, ihn auch bei der Kriegssteuer für 
' 1919 zu verfolgen; es bleibt nichts anderes übrig, 
als das 1918 erzielte Mehreinkommen ebenso zu 
behandeln wie das 1917 erzielte. Heute brauchen 
wir die Einkommensvermehrungssteuer auch, um 
die schwindelnd hohen, trotzdem nicht in Er- 
sparnissen angelegten Löhne .der Arbeiterschaft 
steuerlich angemessen zu erfassen. Noch weniger 
wie eine ungleiche Behandlung der Mehrein- 
kommen von 1918 und 1917 geht es aber an, 
sich dabei zu bescheiden, dass die Wohlstands- 
verschiebungen der beiden ersten Kriegsjahre 
durch die Vermögenszuwachssteuer des Gesetzes 
von 1916, die des dritten und vierten durch 
Einkommensvermehrungssteuern erfasst werden. 
Worauf es bei der ganzen sogenannten Kriegs- 
gewinnsteuer nach dem oben Gesagten ankommt, 
ist, dasEndergebnisder Wobhlstandsverschiebungen 
der ganzen Kriegszeit steuerlich auszugleichen. 
Das kann nur durch eine die während der ge- 
samten Dauer des Krieges enstandene Vermögens- 
vermehrung erfassende neue einmalige Vermögens- 
zuwachssteuer geschehen, wie sie Schiffer und 
die Regierungskundgebung vorsehen, und auch 
mit einer solchen alsbald nach Kriegsende dürfte 
es, wie ich in den Schriften des Vereins für 
Sozialpolitik ausführte, wenn nicht die grosse 
allgemeine Vermögensabgabe dazwischen fällt, 
noch nicht abgetan sein, weil sich für viele erst 
längere Zeit nach Kriegsende das wahre und 
nachhaltige wirtschaftliche Ergebnis der Kriegszeit 
herausstellen wird. Man würde daher ohne die 
allgemeine Vermögensabgabe der ausserordent- 
lichen Vermögenszuwachssteuer von 1916, die den 
Zeitraum von 1914—1916 umfasst, und der jetzt 
geplanten, die denjenigen von 1914—1918 umfassen 
soll, nach einigen Jahren noch eine dritte folgen 
lassen müssen, die abermals bis 1914 zurück- 
greifen müsste. Um Doppelbesteuerungen zu 
vermeiden, würde aber bei jeder spätern derartigen 
Steuer die früher schon gezahlte anzurechnen sein, 
wie dies jetzt auch in Aussicht genommen ist, 
Folgerichtig wäre es sogar, nicht nur die frühere 
Steuer auf die spätere anzurechnen, sondern auch 
die auf einen bei der Veranlagung der frühern 
Steuer, aber bei der spätern nicht mehr vor- 
handenen Vermögenszuwachs entfallende frühere 
Steuer zurückzuerstatten. Wenn dies nicht ge- 
schieht, so lässt sich das indes für die jetzt allein 
ins Auge gefasste zweite Vermögenszuwachs- 
steuer für den Zeitraum 1914--1918 damit ent- 
schuldigen, dass für die Jahre 1917 und 1918 
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neben der Vermögenszuwachssteuer noch eine 


Einkommensvermehrungssteuer erhoben ist Tesp. 
wird, von der die früheren Kriegsjahre verschont ge- 
blieben sind. Erübrigt sich eine dritte ausser- 
ordentliche Vermögenszuwachssteuer durch die 
grosse Vermögensabgabe, so würde doch letztere 
in ihrer Staffelung. auf den seit Kriegsbeginn ein- 


getretenen, noch nicht weggesteuerten Vermögens- R 


zuwachs Rücksicht zu nehmen haben. 


Nicht einstimmen kann’ ich in das „sehr 


richtig“ und „Bravo“, mit dem bei dem Vortrage 
Schiffers dessen Gedanke aufgenommen wurde, 


vorzuschreiben, dass die neue Kriegssteuer nicht - 
bloss in Kriegsanleihe bezahlt werden darf, 


sondern zu einem bestimmten Teile bezahlt werden 
muss. Daraus, dass jemand Ende 1918 ein dem 


Werte nach grösseres Vermögen als vier Jahre 
vorher besass, folgt noch lange nicht — man 


denke nur an die blossen Wertsteigerungen des 
Grundbesitzes —, dass er bei gutem Willen diesen 


Vermögenszuwachs auch nur zum Teil hätte in 


Kriegsanleihen anlegen können, und dass er, wenn 


er dieses seinerzeit selbst getan hat, die erworbene 
Kriegsanleihe noch hat behaupten können — man 


denke nur an die inzwischen vielleicht notwendig 


gewordenen Aufwendungen für Umstellung des 
Betriebes von der Kriegs- in die Friedenswirt- 
schaft —. 


hervorgerufene Nachfrage unnatürlich in die Höhe 


getriebenen Kurse zu kaufen, während, wer u. 
‚fällig in der jetzigen Zeit flüssiges Geld "halle, 0, 
 Kriegsanleihe zu einem billigen Preise erwerben len 
konnte. Dieser profitiert vielleicht bei Entictung ——_ 
der Kriegssteuer in Kriegsanleihe zum Nennwert 


oder Emissionswert gegen den Erwerbskurs 10 


oder 15 pCt., jener gar nichts, Selbst denjenigen, s 
der in der Lage gewesen wäre, Kriegsanleihe zu re 
zeichnen, es aber nicht getan hat, deshalb aut > 

. dem Umwege eines Zwanges zum Ankaufe von == 
Kriegsanleihe zu hohem Kurse behufs der Steuer- 
entrichtung zu bestrafen, entbehrt heute nach dm 
Ausgange dieses Krieges der Berechtigung; ach 
‚diesem Kriegsende und allem, was dieses auf- = 
‚gedeckt bat, kann man niemanden mehr einen 
Vorwurf daraus machen, wenn er als sorgsam 
Hausvater Bedenken getragen hat, sein nddr 


Seinigen Hab und Gut durch Zeichnung* von 


Kriegsanleihe in ein solches Unternehmen ie 
; diesen Krieg zu stecken, an dessen gutem Ende > 
er schon längst zu zweifeln Veranlassung hatte. 


u 7 


Wer aber nicht in der Lage gewesen 

‚Ist, genügend Kriegsanleihe zu zeichnen und zu ER 
behalten, der würde gezwungen, nur zum Zwecke En 
der Steuerentrichtung solche zu einem duchdie 
durch eine solche Vorschrift des Gesetzes künstlich > 


ie nur Te ee nn num 1 een ron nn en men 
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Ich frage, wie man über den Vorstand einer 
Aktiengesellschaft urteilen würde, der angesichts 
der ihm bekannten Lage der Gesellschaft deren 
Aktien oder Obligationen noch mit ähnlichen 
Mitteln der Reklame und ähnlichen Schilderungen 
von der Solidität und den sicheren Aussichten 
des Unternehmens hätte an den Mann bringen 
wollen, wie es mit den späteren Kriegsanleihen 
geschehen ist angesichts einer Kriegs- und Wirt- 
schaftslage, die den leitenden und verantwortlichen 
‚Stellen nicht verborgen bleiben konnte, und die 
alles andere rechtfertigte, nur nicht die zum Zwecke 
der Propaganda für die Anleihezeichnung. in die 
Welt hinausposaunten Versicherungen, der Sieg 


sei uns „sicher“, unsere Wirtschaftslage und Er- 


nährung gesichert, die Nahrungsmittelknappheit 
für die Volksgesundheit unschädlich usw. Wer 
dem misstraute, der hat sich als der Klügere 
erwiesen, und ihn wegen seiner grösseren Einsicht 
" zu strafen, dazu fehlt jede innere Berechtigung, 
zumal von einer Regierung, die selbst über das 
Regime vor und während des Krieges den Stab 
gebrochen hat. Für den Kurs der Kriegsanleihen 
wäre der Schiffersche Gedanke ja äusserst vorteil- 
haft. Aber diesen Vorteil darf man nicht diejenigen 
bezahlen lassen, die nicht genügend Kriegsanleihe 
für Entrichtung ihrer Kriegssteuer besitzen; es 
würde das ein Beispiel sein, wie man auch durch 
die Vorschriften über die Einziehung einer Steuer 
gegen den obersten Grundsatz der Gleichmässig- 
keit der Besteuerung im Sinne der Opfergleichheit 
verstossen kann. 
x Meine Bedenken gegen die einmalige Ver- 
mögensabgabe sind den längeren Lesern dieser 
Zeitschrift aus deren Nummer 8 des vorigen Jahr- 
ganges bekannt. Etwas ausführlicher bin ich auf 
sie in den Schriften des Vereins für Sozialpolitik 
eingegangen, und eingehend habe ich sie in der 
erwähnten Denkschrift dem Reichsschatzamt dar- 
gelegt. Sie bestanden in der Hauptsache in 
folgendem: der Volkswirtschaft wird in einem 
Zeitpunkt, wo sie höchster Kraftanstrengung be- 
darf, ein erheblicher Teil ihrer finanziellen Kräfte 
entzogen; dass mit der Vermögensabgabe Kriegs- 
anleihe zurückgezahlt wird, wiegt diesen Schaden 
nicht auf, weil die Wiederzuführung flüssiger 
Mittel durch. diese Rückzahlungen vielfach an 
ganz anderen Stellen erfolgen würde, als wo die 
Abgabe die Betriebsmittelgeschwächt hat, diese aber 
besonders notwendig wären. Entweder schwächt die 
Abgabe — bei scharfer Progression — in über- 
mässigem Grade das für eine wirtschaftliche 
Wiedergeburt dringend erforderliche Gross- und 
Gesellschaftskapital oder sie zerreibt weiter den 


schon durch den Krieg am meisten mitgenom- 
menen Mittelstand. Sie ist geeignet, ungemein 
ungleichmässig je nach Alter, Geschlecht und 
Erwerbsfähigkeit der Pflichtigen und der Art des 
Vermögens zu wirken. Stewertechnisch ist sie 
ungeheuer schwer zu veranlagen und von 
den nicht liquiden Vermögenswerten, wie 
Grundbesitz und gewerblichem Anlage- und 
Betriebskapital, einzuziehen, während die Not- 
wendigkeit ihrer Verteilung auf eine Reihe 
von Jahren das Ziel. rascher Abbürdung der 
Kriegslasten beeinträchtigt. Was das Reich an 
einmaliger Vermögensabgabe einzieht, entzieht 
es sich, den Einzelstaaten und Gemeinden als 
Quelle von den periodischen Steuern unterliegenden 
Ertrag und Einkommen. In politischer Hinsicht 
treibt jede eine solche Abgabe einführende Re- 
gierung Mittelstand und Grossvermögen in die 
Opposition und reizt andererseits die breiten 
Massen zu  besitzfeindlichen Uebertreibungen. 
Diesen und andern a. a. O. dargelegten Bedenken 
gegenüber schienen mir, wie ich in dieser Zeit- 
schrift a. a. OÖ. ausgeführt habe, die der Abgabe 
nachgerühmten Vorteile teilweise überhaupt nicht 
vorhanden, teils höchst problematischer Natur, 
teilsnichterheblich genug. Die seitdem eingetretenen 
Ereignisse mögen die einmalige Vermögensabgabe 
als ein notwendigeres Uebel erscheinen lassen, 
ändern aber im wesentlichen nur wenig an meiner 
frühern grundsätzlichen Beurteilung; ja die Ge- 
fahr ihrer volkswirtschaftliich verhängnisvollen 


 Ueberspannung ist seit damals noch viel grösser 


geworden. Andererseits hat der neuerdings in 
erster Linie betonte Vorzug, zur Senkung der 
Preise, Beschränkung der Zahlungsmittel und 
Hebung unserer Valuta zu führen, allerdings an 
Gewicht in dem Masse gewonnen, in dem eine 
Besserung dieser Verhältnisse immer dringlicher 
geworden ist. Es fragt sich nur, ob mit der 
Schwächung der Kaufkraft durch Wegsteuerung 
eines erheblichen Teiles aller Vermögen eine 
allgemeine Senkung der Preise trotz deren 
Abhängigkeit vom Auslande zu erzielen ist, und 


ob die Entziehung von Betriebskapital der 


Schaffung von Devisen durch Ausfuhr und damit 
der Hebung der Valuta nicht auch. wieder ent- 
gegenwirkt. Der Gedanke, dass, wenn jedermann 
dieselbe Quote seines Vermögens entzogen werde, 
sich eigentlich nichts ändere, da die gegenseitigen 
Wohlstands- und Kaufkraftverhältnisse dieselben 
blieben, übersieht zweierlei: eben die Abhängig- 
keit der meisten Inlandpreise vom Ausland 
und den Umstand, dass infolge einer solchen 
gleichmässigen teilweisen Vermögenskonfis- 


ee 
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kation die Kaufkraft tatsächlich in sehr 
verschiedenen Masse vermindert, bei den 
schwächeren Steuerkräften für viele Bedürfnisse, 
für die die Preise der allgemeinen Vermögens- 
minderung nicht folgen, ausgeschaltet oder auf 
ein Minimum reduziert wird, bei den starken, 
denen die proportionale Abgabe nur die bisherige 
Ersparnismöglichkeit beschränkt, wenig oder gar 
nicht. 
mögensabgabe die Preise, soweit überhaupt, in 
verschiedenem Masse, für Bedürfnisse der be- 
mittelteren Klassen mehr als für solche der 
weniger wohlhabenden, während es vor allem 
darauf ankommt, die Preise für den Massen- 
konsum zu senken. Endlich übersehen die 
Befürworter einer gleichmässigen, nicht gestaffelten 
Vermögensabgabe überhaupt, dass die Weg- 
nahme derselben Vermögens- und Einkommens- 
quote je nach der Höhe des Vermögens ‚und 
Einkommens zum Verzicht oder zur Ein- 
schränkung der Befriedigung verschieden dring- 
licher Bedürfnisse führt und daher dem Grundsatze 
der Opiergleichheit ins Gesicht schlägt: der 
Millionär, dem die Hälfte seines Vermögens weg- 


genommen wird, braucht deshalb nur auf viel 


leichter entbehrliche Dinge zu verzichten als der 
Besitzer von 100000 M., dem auch nur die 
Hälfte hiervon: belassen wird. 

Auch Schiffer unterschätzt nach seiner Ver- 
sicherung das Gewicht der Bedenken gegen die 
einmalige Vermögensabgabe nicht und zeigt sich 
bemüht, wenigstens einigen nach Möglichkeit 
Rechnung zu tragen. Die Reichsregierung hat 


im wesentlichen übereinstimmend mit den. 


Schifferschen Ausführungen die Grundlinien der 
von ihr geplanten Vermögensabgabe dahin präzi- 
siert, sie solle „in starker Progression ansteigen, 
jedoch die Grenzen der volkswirtschaftlichen 
Leistungsfähigkeit nicht überschreiten, Familien- 
stand, Alter und Erwerbsfähigkeit des Steuer- 
pflichtigen berücksichtigen und zum mindesten 
in der Art ihrer Erhebung den verschiedenen 
Gattungen der Vermögensanlage Rechnung 
tragen“. Die Veranlagung müsse „auf einen 


bestimmten Stichtag abgestellt werden; um jedoch 


die hiermit verbundenen unvermeidlichen Zu- 


fälligkeiten ‚auszugleichen, insbesondere auch das. 
sich nachträglich bildende neue Vermögen in 


entsprechender Weise zu belasten“, solle „im 
Anschluss an die Vermögensabgabe ein Ausbau 
der Besitzsteuer erfolgen“. 
ist unbedenklich zuzustimmen, wenn die An- 


sichten über die „Grenzen der volkswirtschaftlichen 


Leistungsfähigkeit“ sich von zu grossem Opti- 


Andererseits drückt eine progressive Ver- 


Dem ersten Satze 


nn nn ieien 


—, lets HI tt 
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mismus freihalten und ‚die Progtesäon‘ eh so = 
dass das für. das Wirtschaftsieben 
nötige Grosskapital unter das für die Wieder-- 


weit geht, 


belebung der Volkswirtschaft erforderliche Mindest- 


mass reduziert wird, wobei, wie ich schon früher 
hervorgehoben habe, das in den Gesellschaften 


assoziierte Kapital grösserer Rücksichtnahme 


bedarf, als die grossen Einzelvermögen. Dorn 
darf man sich aber auch keinen übertriebenen 
Erwartungen über die Ergiebigkeit einer ein- 
 maligen Vermögensabgabe hingeben; 


dieser Beziehung von nicht amtlichen Seiten 


genannten Zahlen sind zum grossen Teil geradezu 


phantastisch. Ich glaube nicht, dass man mit 


einer Abgabe von durchschnittlich 20 v.H, de 
etwa mit 10 v. H. für die ersten 10000 M. 
einsetzte und bis zu einigen 40 bis 50 v. H. bei 


den Millionenvermögen gelangte, weit mehr. wie 


etwa 50 Milliarden erzielen würde, sofern de 
Wertminderungen der Anlagen während derletzen 
Jahre, die Erschöpfung des Grund und Bodens 
usw. angemessen berücksichtigt werden und nicht 


blindlings mit Kriegspreisen gerechnet wird, 


Damitkomme ich auf einen bedenklichen Punkt N 


diesm 


in dem Regierungsprogramm, die Abstellung auf. “ = 


einen bestimmten Stichtag. 


andern imaginären platzmachenden, mit dem 
wahren und namentlich dem nachhaltigen Werte 


von vornherein nicht übereinstimmenden Werte, x 
der noch dazu zum Schaden des Reiches künst- x 


iich gedrückt werden könnte. Ich habe daher 
seinerzeit die Zugrundelegung des Durchschnitts 


einer Reihe von Ultimo- und Mediokursen nr 


geregt, ohne mich über die Mängel auch dieses 
Ausweges Illusionen hinzugeben. Eine Revision - 


der Bewertungen auf dem Umwege des Aus ns . 
.baues der Besitzsteuer habe auch ich damals für 
‚nötig, aber nicht für ausreichend erklärt. Sie 
wäre es namentlich nicht, wenn man dabei, wie 2 = 


es die Reichsregierung anscheinend tut, nur an 
spätere Wertsteigerungen. und Vermögens- 
zugänge denkt. Man müsste auch Vorkehrung 
für die Fälle der sich in kürzerer Zeit nach der: 


Veranlagung einstellenden erheblichen Verminde- Be: 
rungen unter den veranlagten Wert treffen. Der- 


‚artige Berichtigungen rechtskräftiger Veranlagungen 
‚sind umso notwendiger, wenn die Vermögens- 


‚abgabe veranlagt wird, ehe wieder einigermassen 


normale wirtschaftliche Verhältnisse ‚wiedergekehrt 


sind, weil insolange: — ‚eines. der Br 


> 


Ist das so zuver- 
stehen, dass auch für Wertpapiere der ‚Kurs Rn, 
eines bestimmten Tages zugrunde zu legen seh =. 
so käme man zu einem völlig imaginären, ir 
leicht schon wenige Tage später einem ganz Be 
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Bedenken gegen die einmalige Vermögensabgabe. 
bald nach dem Kriege — die Bewertungen aller 


Vermögensanlagen ‚mehr oder weniger in der 
Luft schweben. Die Berücksichtigung von 
Familienstand, "Alter und Erwerbsfähigkeit habe 
ich als in sehr weitem Umfange nötig bezeichnet 
und in dieser Beziehung empfohlen, für Ver- 


mögen etwa bis zu 200000 M. für jedes Jahr, 
um dass das Alter des Steuerpflichtigen 55 Jahre 


_ übersteigt oder hinter 20 Jahren zurückbleibt, 
eine Ermässigung der Abgabe etwa um 2 v.H. 
ihres Betrages, für Vermögen bis zu 300000 M. 
nach deren Höhe Ermässigungen von 10 v. H. 
des Abgäbebetrages für jedes Kind unter 
20 Jahren, sofern die Kinderzahl bei Vermögen 
bis 100000 M. 1, bei solchen von 100000 bis 
200000 M. 3, bei solchen von 200000 bis 
300000 M. 5 übersteigt, andererseits nach der 
Höhe des Vermögens, wenn dieses 100000 oder 
200600 M. übersteigt, steigende Erhöhung für 
Ledige sowie kinderlose Witwer und Witwen, 
endlich eine Befreiung Erwerbsunfähiger, soweit 
durch die Erhebung der Abgabe das Vermögen 
unter 100000 M. vermindert werden würde. 
Dass die Einziehung einer Vermögensabgabe 
von 10, 20 oder mehr Prozent des Vermögens 


-  ratenweise auf einen mehrjährigen Zeitraum ver- 
teilt werden muss, ist selbstverständlich. Schiffer 


ventiliertaber auch den schon von anderer Seite, z.B. 
von Zedlitz aufgeworfenen Gedanken, ob nicht, 
„einen Teil dessen, was durch eine Vermögens- 
 abgabe überhaupt aufzubringen ist, in Gestalt 
einer Zwangsanleihe herangeholt werden kann, 
um auf diese Weise die Einziehung nicht zu 
einer endgültigen zu machen, sondern eine 
Wiedergabe in der einen oder anderen Form in 
Aussicht zu stellen und die Last auf mehrere 
Generationen zu verteilen.“ Ich habe hiergegen 
schon in dieser Zeitschrift vom 15. April 1918 
eingewendet, eine solche Zwangsanleihe würde 
bis zu ihrer Rückzahlung, also gerade in 
den, wirtschaftlich schwierigsten Zeitläuften, in 
ihren wirtschaftlichen Wirkungen auf dasselbe, 
wie eine reine Vermögensabgabe herauskommen 
und, wenn sie nicht noch schädlicher wie eine 


solche sein soll, dieselbe technische Ausgestaltung 
erfordern, ohne den gleichen dauernden Nutz- 


effekt für das Reich zu erzielen. Inwiefern gerade 


durch sie die Last auf mehrere Generationen ver- 
teilt würde, vermag ich noch nicht einzusehen. 


Nicht in ‚der Verteilung der Last auf mehrere 


Generationen scheint mir der Unterschied in der 


. reinen Vermögensabgabe zu liegen, sondern 
darin, dass eine spätere Generation zurückerhält, 


Steuer Schranken setzen müsste, 


— 


was frühere hingegeben haben, und dazu liegt 


keine Veranlassung vor. Die Verteilung der Last 
selbst auf mehrere Generationen ist bei der reinen 


"Abgabe ebenso oder leichter möglich, wie bei 


einer Zwangsanleile., 

Dass die Progression der Einrommen: 
steuer nicht entfernt so früh wie bisher halt 
machen darf, ist auch meine Ansicht. Wie man 
sich aber eine auf verschieden gestaltete Bundes- 


‚ einkommensteuern aufgepfropfteReichseinkommen- 
. steuer auf die hohen Einkommen denkt, ist mir. 


nicht ganz. klar. Auch neben einer auf die 
höheren Einkommen beschränkten Reichsein- 
kommensteuer ist für selbständige Bundes- 
einkommensteuern kein Raum mehr. Es bliebe 
dann nur eine einheitliche Reichssteuer mit 
Bundeszuschlägen übrig, für welch letztere aber 
das Reich im Interesse der Sicherung seiner 
Etwa eine 
Teilung zwischen Reich und Einzelstaaten in der 
Weise, dass ersteres allein die hohen, letztere 
lediglich die weniger hohen Einkommen besteuern, 
ist sowohl im finanziellen Interesse der Einzel- 
staaten als auch vom Standpunkt der steuerlichen 
Gerechtigkeit ungangbar, die eine grundsätzlich 
übereinstimmende Besteuerung aller Einkommen 
verlangt. 

Schiffer und die Reichsregierung planen aber 
auch ein Hinübergreifen des Reiches in das 
Gebiet der Ertragssteuern durch eine Betriebs- 
ertragssteuer für „gewisse einen Mindest- 
betrag übersteigenden Gewinne geschäftlicher 
Unternehmungen“, mit anderen Worten eine 
Reichsgewerbesteuer grösserer Betriebe 
und durch eine Kapitalertragssteuer auf 
die „Erträgnisse des Kapitals, Kupons, Dividenden, 
Hypothekenzinsen usw.“ Die Reichsgewerbe- 
steuer ist ein alter, zuerst schon in einem 


Aufsatz „Die Reformbedürftigkeit der Preussischen 


Gewerbesteuer“ in den „Preussischen Jahr- 
büchern“ 1887 oder 1888 ausgesprochener Ge- 
danke von mir, auf den ich dann auch 1916 in 
den Schriften des Vereins für Sozialpolitik zurück- 
gekommen bin. Auch für eine Kapitalrenten- 
steuer des Reiches lassen sich, wenn dafür die 
Einzelstaaten auf sie verzichten, beachtenswerie 
Gesichtspunkte geltend machen. Der Einzelstaat 
ist in der Besteuerung des Kapitalvermögens, 
das anders wie das Grund- und das in gewerb- 
lichen Anlagen steckende Vermögen durch Wohn- 
sitzverlegung seines Eigentümers in einen anderen 
Bundesstaat sich die ihm am günstigsten schei- 
nenderı Landessteuerverhältnisse aussuchen. kann, 
durch die Rücksicht auf die Steuerverhältnisse 
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der andern Bundesstaaten beengt; insbesondere 
sind dies die ohnehin kapitalärmeren und zum 
Zuzuge weniger verlockenden Bundesstaaten, die 


ja oft gerade die steuerbedürftigsten sind. Diese . 


Beschränkung entfällt für das Reich. 

Im engen Zusammenhange mit einer Reichs- 
Gewerbesteuer grösserer Unternehmungen und 
einer Reichs-Kapitalrentensteuer würde eine 
Reichs-Gesellschaftssteuer stehen, die an 


die Stelle der gekünstelten, landesrechtlich sehr 


verschieden gestalteten Ausdehnung der Ein- 
kommensteuern auf die Erwerbsgesellschaften mit 
Rechtspersönlichkeit zu treten hätte, Ich bin seit 
vielen Jahren für eine solche eingetreten. 
‚sie sich in dem bisher bekanntgegebenen Steuer- 
programm der neuen Reichsleitung und des 
Reichsschatzsekretärs nicht finde, so hat das 
vielleicht mit seinen Grund darin, dass die Frage 
auch zusammenhängt mit der noch nicht spruch- 
reifen sogenannten SRG von Gross- 
unternehmungen. 

Den Ausbau der Reichs-Erbschafts- 
steuer habe ich schon 1913 und früher und 
dann 1916 in der Richtung der Ausdehnung auf 
das Abkömmlings- und — jedoch gegenüber der 
Witwe mit grossen Einschränkungen — Gatten- 
erbe und einer Staffelung auch nach dem Ver- 
mögen, das der Erbe bereits besitzt, gefordert. 
Genau dem entspricht auch das Programm 
Schifferss und der Reichsregierung. Allerdings 
nennt Schiffer das Gaitenerbe überhaupt nicht, 
während die Reichsregierung Abkömmlinge und 
Ehegatten nebeneinander stellt; daraus folgt aber 
weder, dass Schiffer das Gattenerbe überhaupt 


nicht besteuern wolle, noch dass die Reichs- 


regierung den von mir geforderten Zurück- 
‚haltungen gegenüber dem Witwenerbe grund- 
sätzlich ablehnend gegenüberstehe. 

Abgesehen von der Erbschaftssteuer, über 
deren Natur ja die Ansichten auseinandergehen, 
befasst sich die Kundgebung der Reichsregierung 
mit den indirekten Steuern überhaupt nicht. 
Wohl aber tut das bereits der Schiffer’sche Vor- 
trag, erfreulicherweise von dem Standpunkt aus, 


dass wir in unserer jetzigen und künftigen Lage 


kaum daran denken könnten, in erheblichem 
Umfange Steuern aufzugeben, die wir haben, 
und dass es daher trotz des prinzipiellen Wider- 
spruchs gegen indirekte Steuern geboten sein 
werde, nicht nur die indirekten Steuern, die wir 
haben, im wesentlichen beizubehalten, sondern 
auch noch einige hinzuzutun. 
bedauerlich und würde von vornherein die Aus- 
. sichten auf eine Gesundung unserer Finanzen 


Wenn. 


Es wäre sehr 


und unserer Volkswirtschaft zerstören, wenn die 
Reichsregierung durch ihr Schweigen hierüber 
sollte haben dokumentieren wollen, dass sie in 
diesem Punkte mit dem Schatzsekretär grund- 
sätzlich nicht übereinstimme. Ich halte aber 
Männer wie Landsberg, Ebert und Scheidemann 
für viel zu verständig, als dass sie einen Abbau 
der indirekten Steuern für denkbar hielten. Ich 
glaube vielmehr, zumal auch Schiffer über die 
indirekten Steuern ziemlich kurz hinweggeht, dass 
das Schweigen der Reichsregierung „darauf zurück- 
zuführen ist, dass deren Pläne in dieser Hinsicht 
noch nicht genügend feststehen. Auch Schiffer 
wird wohl, wenn er als schärfer anzufassende 
Verbrauchssteuern 
Tabak-, insbesondere Zigarettensteuer und die 
Zuckersteuer nennt, damit nicht haben andeuten 
wollen, dass die anderen Verbrauchssteuern keine 
bessere Ausnutzung vertragen, um so weniger, 
als m.E. allzu viel mehr als bisher aus Tabak, 
Zigaretten und Zucker nicht mehr herauszuholen 


sein wird, am meisten wohl durch den Ueber- 


gang zu einem Tabak- und Zuckerhandels- 
und -Reinigungs-Monopol. Re 

Kohle, Kali, elektrische Kraft, Gas und 
Stickstoff werden ja vielleicht als Gegenstände 
von Steuern im engeren Sinne durch Ein- 
führung von Monopolen oder gemischtwirt- 
schaftlichen Unternehmungen ausscheiden. Schiffer 


streift auch die Monopolisierung und die 


gemischt-wirtschaftliche Unternehmung, ohne in- 


des schon bestimmte Gegenstände als hierfür 

geeignet zu nennen. Auch ich möchte daher 
hierauf nicht näher eingehen, sondern auf meinen 
mehrerwähnten Aufsatz in den Schriften des 
Vereins für Sozialpolitik und meinen im Februar- 
heft der „Deutschen Juristen-Zeitung“ erschienenen 
„Die Zukunft der indirekten Steuern“ verweisen. 


An beiden Stellen habe ich auch, wie jetztauch 


Schiffer, einem Ausbau der Umsatzsteuer 
durch Differenzierung der Steuersätze nach der 
Art der Gegenstände das Wort geredet. Diese 
ausgebaute und verfeinerte Umsatzsteuer soll 
nach Schiffers Ansicht die von anderer Seite, so 

von dem 
Jaffe, vorgeschlagenen Rohstoff- und Produktions- 
steuern ersetzen. Schiffer hält diese Steuern für 
„kaum durchführbar“, scheint also die von mir 


in den Schriften des Vereins für Sozialpolitik 


erwähnte Ansicht der ihm früher nahestehenden 
„Magdeburgischen Zeitung“ von der „ungemeinen, 
sehr hoch zu bemessenden Ergiebigkeit“ solcher 
Steuern, die „sie in den Mittelpunkt aller künf- 
tigen Steuerpläne stelle“, 


im engeren Sinne nur die . 


jetzigen Bayerischen Finanzminister 


entweder nicht oder 


- ne N N 


Be 


' weil die Möglichkeit, 


- scheint mir doch ebenso zweifelhaft, 


bar 


a nn nn nn nn nn nn 


nicht mehr zu teilen oder trotz ihrer Ergiebigkeit 
nur an ihrer Durchführbarkeit zu zweifeln. Ohne 
mich a limine gegen jede derartige Steuer zu 
erklären, habe ich doch sowohl a. a. O. wie in 
der Nummer dieser Zeitschrift vom 15. April 1918 
vor den allzu hohen Erwartungen von der Mög- 
lichkeit, damit, wie Jaffe sich ausdrückte, zum 
„vollkommen ausgebauten System der Produk- 
tionsbesteuerung ohne entsprechende Belastung 
des Konsums“ zu gelangen, gewarnt, schon 
die Selbstkosten durch 
Verbesserungen und Ersparnisse im Betrieb 
und Ausdehnung der Produktion um den Betrag 
der Steuer herabzudrücken, eine sehr unsichere 


. und nach Art und Umfang des Betriebes sehr 


verschiedene is. Ein solches „vollständiges“ 
System von Produktions- und Handelssteuern 
käme, wie ich auch schon damals ausführte, auf 


. eine Reichsgewerbesteuer nach äusseren Merk- 


malen hinaus und würde auch in Wahrheit keines- 
wegs keine Belastung des Konsums bedeuten; 
denn wenn auch infolge der Steuer keine Er- 
höhung der Preise eintritt, so hindert die Steuer 
doch eben ein Sinken der Preise, und derjenige, 


dem es am besten gelingt, die Steuer wieder 


einzusparen, schlägt trotzdem die Steuer soweit 
auf den Preis, als dies die unter den ungünstigsten 
Verhältnissen produzierenden, aber noch Absatz 
findenden Konkurrenten tun müssen, um auf 
ihre Rechnung zu kommen. 

Der. schon jetzt in der Umsatzsteuer ent- 


 haltene Ansatz einer Differenzierung nach der Art 


des Verbrauchs durch die sogenannte Luxus- 


steiter der 88 8 ff. des Umsatzsteuergesetzes will. 


Schiffer auch über den Rahmen des Verbrauchs 
von Lieferungen und Leistungen selbständiger 
Gewerbetreibender hinaus ausdehnen auf das 
Halten von Luxusmobiliar, Luxuswoh- 
nungen, grosser Dienerschaft, aufLust- 
barkeiten, Auslandsreisen und Ver- 
gnügungsvereine, Lustbarkeitssteuern 
sind bekanntlich nichts neues, und sie sind auch 
in Anbetracht unserer Lage noch starker Er- 
höhungen fähig, wenn sie nicht die höherem 
Kunstinteresse dienenden Veranstaltungen für 
den soliden und sparsamen Mittelstand noch 
weniger zugänglich machen, als dies jetzt Schon 
die Eintrittspreise unserer guten Theater tun. 
Aber ob es gerade gut ist, nun auch diese 
Steuerquelle den Gemeinden teilweise abzugraben, 


auch überzeugt bin, dass gerade eine auf die 
örtlichen Verhältnisse zugeschnittene Lustbarkeits- 
steuer weit besser eine Schädigung der Volks- 


wie ich 
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bildung durch übermässige Verteuerung der 
im Interesse der letzteren wünschenswerten Ver- 
anstaltungen vermeiden kann, als eine Reichs- 
steuer. Vom Gesichtspunkt Yes „Luxus“ ist es 
auch nicht zu rechtfertigen, nur „Auslands- 
reisen“ zu besteuern und nicht auch Luxusreisen 
im Inland; weshalb sollte z, B. eine Reise nach 
Nordtirol besteuert werden, eine solche nach den 
Sommerfrischen im Bayerischen Hochgebirge 
nicht? Wo der Begriff des „Luxus“mobiliars 
und der „Luxus“ wohnung anfängt und aufhört, 
würde sehr schwer zu bestimmen sein. Soll er 
sich z. B. nach dem Wert des Mobiliars im 
ganzen richten, dann würde der Vater einer zahl- 
reichen Familie, der für diese grosses, aber keines- 
wegs im einzelnen kostbares Mobiliar besitzt, von. 
diesem Steuer zahlen müssen, der Junggeselle 
nicht, der seine kleine Wohnung viel luxuriöser 
ausgestattet hat. An den Wert der einzelnen 
Stücke aber lässt sich die Steuer nur als Umsatz- 
steuer beim Erwerbe anknüpfen. Soll ferner auch 
der Luxus in der Bekleidung getroffen werden? 
Auch das ist steuertechnisch nur auf dem Wege 
der Verfeinerung der Umsatzsteuer möglich. Allen 
solchen Steuern auf den Besitz von häuslichen 
Gebrauchsgegenständen steht endlich das Bedenken 
gegenüber, dass gerade die Reichsten hierin trotz 
allem „Luxus“ einen geringeren Teil ihres Ver- 
mögens stecken zu haben pflegen als die weniger 
Reichen, bei gleicher Wohlhabenheit der Einzelne 
um so mehr, je zahlreicher seine Familie, um so 
begrenzter also infolge dieser seine steuerliche 
Leistungsfähigkeit ist. Aehnlich liegt es bei den 
Wohnungen. Für denselben Mietspreis erhält 
man in dem einen Ort eine sehr luxuriöse, grosse 
Wohnung, in dem andern eine weit kleinere, 
nichts weniger als elegant ausgestattete in weit 
schlechterer Lage. Beispielsweise zahle ich hier 


‘in München für eine in Ortslage, Stockwerkhöhe 
‚und Ausstattung nicht entfernt an meine bisherige 


Berliner heranreichende Wohnung, in der ich 
auch zurzeit infolge der mangelhaften Oefen 
halb erfriere, trotz Eingreifens des Mietseinigungs- 
amts mehr Miete als in Berlin, wo ich unter 
keinem der Mängel meiner hiesigen Wohnung 
zu leiden hatte. Und die Mietspreise z. B. in 
Dresden bleiben noch viel mehr hinter den 
Münchener zurück. Noch grösser sind die Unter- 
schiede in den Mietspreisen zwischen grösseren 
und kleineren Städten, zwischen landschaftlich 
bevorzugten und weniger bevorzugten Orten, in 
den einzelnen Städten zwischen Geschäfts- und 
Aussenvierteln: in ersteren sind die Mieten höher, 
die Wöhnungen aber viel weniger luxuriös als 


in letztere, Oder soll die Zimmerzahl für den 
Begriff der „Luxuswohnung“ bestimmend sein? 


Dann kommt man wieder zur Benachteiligung 
derVäter zahlreicher oder solcherFamilien, in denen . 


sich dauernd kranke Mitglieder befinden, ferner 
zur Benachteiligung solcher Wohnungsinhaber, 
die für ihre oder ihre Angehörigen geistige Arbeit 
oder infolge Krankheit mehr Räume brauchen. 


Weniger bedenklich wäre ja eine Steuer auf das 


Halten wirklich „grosser“ Dienerschaft, wenn 
man darunter nicht eben schon zwei oder drei 


Dienstmädchen, wie sie schon für grössere Familien 


des Mittelstandes erforderlich sind, versteht. 
Finanziell würde aber dabei nicht viel heraus- 
springen. In Preussen hat man es ja nach der 
Katastrophe von 1806 auch mit solchen Luxus- 
steuern versucht, aber mit schlechtestem Erfolge, 
der umgehend zu ihrer Wiederaufhebung führte; 
und gerade solche Steuern waren bei den da- 
. maligen einfacheren Verhältnissen, der geringeren 


Einwohnerzahl der Städte, der grösseren Sess- 


haftigkeit der Bevölkerung usw, damals viel 
leichter zu veranlagen als heutzutage. Heute 
machen sie den Eindruck einer blossen Ver- 
beugung vor der den sog. „höheren Ständen“ 


feindlichen Richtung der derzeitigen stärksten- 


politischen Partei, der sie deshalb sehr sympatisch 
sein mögen. Gerade ‚heute aber treibt der 
Arbeiterstand dank seiner Riesenverdienste weit 


mehr Luxus als die sog. oberen Klassen, und 


dessen Luxus würde durch solche Steuern nicht 
erfasst werden. Man sollte also von solchen 
steuerlichen Quisquilien die Finger lassen. 

Ein sehr gesunder Gedanke ist dagegen die 
Vereinheitlichung der 
steuern, die jetzt nach verschiedenen Normen 
und mit selbständigen Bewertungen von Reich, 
Staat, Kreisen und Gemeinden erhoben werden, 
durch eine Reichssteuer, der sich Staat; Kreis 
und Gemeinde anzuschliessen hätten. Eine erheb- 


liche Mehrbelastung zu gunsten des Reiches wird. 


dabei der Grundbesitz auf sich nehmen müssen 


und können; soweit er es nicht kann, ist die. 


Gelegenheit zum Erwerb von Grundbesitz für 
Reich, Staat und Gemeinde für deren soziale 
Aufgaben gegeben, so den Gemeinden dazu, durch 
Angebot von Wohnungen in städtischen Gebäuden 


der Ausbeutung und Tyrannisierung der Mieter. 


durch die Hausbesitzer entgegenzuwirken, deren 
von kaum einem andern Erwerbsstande erreichter 
Ausbeutersinn sich jetzt in der Zeit der Wohnungs- 
knappheit wieder — nirgends schlimmer als hier 


in München — im grellsten Licht gezeigt hat, 
und dem das Handwerk zu legen eine dankbare 


Grundstücksumsatz-. 
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Aufgabe des sozialistischen Staates wäre. =M. E.. 
wäre aber zu erwägen, ob eine Beteiligung der 
Einzelstaaten an den Besitzwechselabgaben über- 


haupt unerlässlich ist und es nicht den Vorzug 
verdient, was ich seinerzeit vorgeschlagen habe, 


das Gebiet der sog. Verkehrssteuern restlos — un- 
beschadet der kommunalen Zuschläge _ dem 
Reiche zu überlassen. 

Die sonstigen von mir aufgeworfenen Fragen 


_ der Verkehrsbesteuerung, wie einer Staffelung der 
. Emissionsstempel und der Versicherungsstempel, 


einer Verstaatlichung. der Lebens- und Feuerver- 
sicherung, einer Erhöhung der Abgaben auf Leib- 


‚rentenerträge berührt Schiffer nicht. Sie hängen 


ja auch zum grossen Teil eng mit der für die 


= 


heutige Regierung noch nicht spruchreifen Frage en 


der Sozialisierung zusammen. Dagegen kmm 


Schiffer auf seinen Lieblingsgedanken, der in den 


Massnahmen gegen die Steuerflucht gesetz- = 


geberischen Ausdruck gefunden hat, zurück, auf 


die wirksamereVerhütung vonSteuerhinterziehungen 
und -umgehungen. Auch hier deckt sich vieles 
von seinen Ausführungen mit-dem, was ich seit 


Jahren in Schrift und Wort, z. B. in der „Neu- : 


ordnung der direkten Staatssteuern in Preussen“ 


vertreten habe. Ohne den kurzsichtigen Egoismus 5 HR 


der preussischen Konservativen, der sich jetzt 
bitter an ihnen und an Preussen rächt, und ihr 
Uebergewicht in der preussischen Regierung hätten 
wir längst überall auch für die direkten Steuern 


eine von der inneren Verwaltung unabhängige, 5 TR 


hauptamtliich und technisch ee 
Steuerverwaltung, für die ich seit langen 


Jahren gekämpft habe, und die wir nun endlich 


bekommen werden. Auch mit der vermehrten 


Heranziehung. gut zu  bezahlender Sacheer = i 


ständiger für die Prüfung der Bilanzen und 


Buchführung kann sich jeder nur einverstanden 
erklären, der, wieich als Landrat als die Arbeiten 


der Veranlagungsbehörden prüfender Ministeria- | 


rat und namentlich als Präsident des mit den 
Steuersachen der Gesellschaften befassten Senats 


‚des preussischen Oberverwaltungsgerichts, die den 


Behörden in jener Beziehung erwachsenden 


Schwierigkeiten kennen gelernt hat. Bedenklicher * BIN: 


scheint mir der Gedanke, die Formulare für die 
Steuererklärungen noch minutiöser zu ge 
stalten, den Steuerpflichtigen durch den Zwang, 
noch mehr Fragen mit ja oder nein zu bean 


worten, noch mehr‘ in Versuchung zu führen, Ss 


denen, wie Schiffer selbst an anderer Stelle sagte, 


der Mensch in seiner Schwäche nicht immer GN 
widerstehen kann. Für noch bedenklicher würde S 
Erfordem ‚eidlicher ‚Ver Ba 


ich deshalb ‚das. 


ee u Auch im Prozesse he 
man von der Partei. nicht, dass sie ihre Angaben 
mit dem Eide bekräftigt. Viel wirksamer ist 
eine Kontrolle durch Meldangaben dritter über 
an Steuerpflichtige geleistete Zahlungen und ihnen 
geschuldete Forderungen, der Banken, Sparkassen 
und öffentlichen Schuldbüchern über die Guthaben 
und dergleichen. Auch Schisfer scheint dies streifen 
zu wollen mit den Worten: „Wir werden darauf 
hinarbeiten müssen, dass das Eigentum nicht so 
absolut Privatsache ist und bleibt, wie es gegen- 


wärtig ist, und dass jeder es-sich wird gefallen 


lassen müssen, mehr Einblick in seine persön- 
lichen Verhältnisse zu gestatten, als er es jetzt 
braucht und gewohnt ist. Eine Ausdehnung der 
Auskunftspflicht auf verschiedene Gebiete wird in 
betracht gezogen werden müssen, wenn es sich 
‚als notwendig erweisen sollte, sie zu handhaben, 
um die volle Erfassung des Steuerobjekts zu 
sichern“, Nur in diesem Zusammenhange kann 
ich die Worte Schiffers akzeptieren, wir müssten 
darauf hinarbeiten, dass das Eigentum nicht so 
absolut Privatsache sei und bleibe wie bisher. 
Doch hätte ich gerade diese der Missdeutung und 
Verallgemeinerung ausgesetzte Wendung lieber 
vermieden gesehen. Völlig einigzugehen mit mir 
(vgl, u. a. „Neuordnung der direkten Staats- 
steuern“ 5. 218 ff.) scheint Schiffer in der 
Forderung weit strengerer Strafen für Steuer- 
hinterziehungen, vor allem von Freiheits- und 


Ehrenstrafen; an letzteren habe ich insbesondere 


als folgerichtigst den Verlust der aktiven und 
passiven Wahlrechte gefordert. Die Hoffnung, 
dass sich eine Hebung der sehr im argen liegenden 
Steuermoral anders als durch Zwang tnd Straf- 
androhungen vollziehen würde, vermag ich nicht 
zu teilen. Wir leiden gerade jetzt unter einem 
. solchem Tiefstande der allgemeinen Moral über- 
haupt, wie vielleicht seit Jahrhunderten nicht, 
und ich sehe noch kein Morgenrot eines Wandels 
hierin; niemals ist die Achtung fremden Eigentums 
and fremder Rechte, niemals insbesondere auch 
‚die vor dem Staatseigentnm, niemals die Selbst- 
zucht und das Verantwortungsgefühl gegenüber 
der Allgemeinheit geringer, niemals die rücksichts- 
loseste Selbstsucht grösser gewesen als gegenwärtig. 
Die Lehren des Sozialismus aber enthalten, so 
. gut sie gemeint sind, zu vieles, was einer Einkehr 
in diesen Beziehungen bei den weniger einsich- 
tigen und moralisch schwachen Elementen nicht 

gerade förderlich: ist. ‚Bei einer brüchigen all- 
- gemeinen Moral und einer Steuerlast von noch 
nie dagewesener Höhe auf eine Hebung der 
= Steuermoral zu hoffen, wäre vermessen. RR: 


| 
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sind auch die gesetzgeberischen Massnahmen 
gegen die Steuerflucht, die in besonderem 
Masse auf Anregungen Schiffers zurückzuführen 
sind, eine unabweisbare - Notwendigkeit. Unter 
Verhältnissen wie den heutigen ist die Steuerflucht, 
so sehr sie auch zu bekämpfen ist, etwas-mensch- 
lich sehr begreifliches, für das ich nicht ‚gerade 
das Epitheton „abscheulich“ gebraucht haben 
würde, So wie im Kriege verfahren worden ist, 
wie dieser ausgegangen ist, und was er im innern 
gezeitigt hat, ist es schwer eine Antwort zu finden, 
wenn gegenüber dem Ausspruche, das Vaterland 
werde um das geschädigt, was man ihm schulde 
aus den Lasten, die für jeden einzelnen mitgetragen 
worden sind, gerade die besitzenden Klassen die 
Frage erhoben wird, aus welcher diesen Lasten 
denn ihnen irgendein Vorteil erwachsen sei, und 
ob sie und das ganze Volk nicht besser dastehen 
würden, wenn man jene Lasten nicht durch Fort- 
führung des Krieges bis zum äussersten der All- 

gemeinheit aufgebürdet hätte. Nach der Art, wie 
Reich und Staat ihre Angehörigen während des 
Krieges behandelt und angesichts des Elends, in 
das sie das ganze Volk gestürzt haben, erscheint 
moralische Entrüstung über die „Abscheulichkeit“ 
der Steuerflucht dem Durchschnittsmenschen als 
kein zugkräftiges Argument für die gesetz-, 
geberischen Massnahmen gegen sie, sondern nur: 
eben die dira necerritas, die Notwendigkeit, alle 
vorhandenen Steuerkräfte i in der Hand zu behalten. 


Politik als Hochschulfach. 


Von Prof, Dr. Max Apt, 
Kurator der Handels- Hochschule Berlin. 


Dass die politische Bildung in Deutschland 
im auffälligen Missverhältnis steht zu den 
grossen Fähigkeiten des deutschen Volkes in 
Wissenschaft und Technik ist allgemein aner- 
kannt. Fürst Bülow gibt eine Unterhaltung 
wieder, die er über dieses Thema mit dem ver- 
storbenen klugen Ministerialdirektor Althoff 
gehabt hat. Althoff hätte ihm gesagt: „Wir 
Deutsche sind das gelehrteste und dabei das 
kriegstüchtigste Volk der Welt. Wir haben in 
allen Wissenschaften und Künsten hervorragendes 
geleistet, die grössten Philosophen, die grössten 
Dichter und Musiker sind Deutsche. Neuerdings 
stehen wir in den Naturwissenschaften und fast 
allen Gebieten der Technik an erster Stelle und 
haben es noch dazu zu einem ungeheuren wirt- 
schaftlichen Aufschwung gebracht. Wie 
können Sie sich da wundern, dass 
wir politische Esel sind? Irgendwo 
muss e3 hapern.‘‘ Die Frage ist nun, ob wir 
die mangelnde politische Begabung des deutschen 
Volkes als unabänderliche Tatsache hinnehmen 
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“ oder ob wir Versuche machen wollen, eine 


Besserung herbeizuführen. 
Man sagt, Politik sei eine Kunst, die nicht 
iernbar sei: Bismarck hat einmal diesen Ge- 


danken so ausgedrückt: „Politik ist weniger 


Wissenschaft als Kunst, sie lässt sich nicht 
lernen, man muss dafür begabt sein. Der 
beste Rat nützt nichts, wenn er nicht in der 
richtigen Weise und ganz nach den Umständen 
ausgeführt wird. Das ist gerade wie beim 
Reiten. Sie können einem Reiter in der Bahn 
die besten Hilfen zurufen, wenn er es nicht in 
sich hat, und sie nicht der Natur seines Pferdes 
gemäss ausführt, wird es ihm nichts nützen, 
und schliesslich wird ihn der Gaul abwerfen.“ 
Gewiss ist das richtig. Allein. nicht alle 
Künstler sind Genies, das Genie ist nicht nach- 
ahmbar. Und doch ist auch Kunst erlernbar. 
Auch für die Kunst gehört handwerksmässige 
Vorbildung, und nur wer das Handwerkszeug 
beherrscht, wird sich zum echten Künstler em- 
porschwingen, Auch die Politik erfordert 
Handwerkszeug. Nur ein kleiner Bruchteil 
von denen, die das Handwerkszeug beherrschen, 
werden zwar über den Durchschnitt hinausragen, 
und von diesen werden auch nur wenige den 
Anspruch erheben können, von Natur aus be- 
gabte Politiker zu gein. Aber niemand hat die 
Berechtigung, sich um ein Parlamentsmandat 
zu bewerben, der nicht über ein gewisses Mass 
politischen Rüstzeugs verfügt. Soll doch die 
Regierung ein Vollzugsausschuss des Parlaments 
sein, und wie kann dieser Vollzugsausschuss 
Politik treiben, wenn ihm nicht aus den Kreisen 
des Parlaments ausgebildete politische Be- 
gabungen zur Verfügung stehen ? 

Von allen Parteien hat die sozialdemokra- 
tische die Notwendigkeit politischer Bildung 
am schärfsten erkannt, und niemand wird be- 
streiten, dass die von ihr getroffenen Einrich- 
tungen achtbare Ergebnisse erzielt haben. Am 
wenigsten haben die bürgerlichen Parteien eich 
mit der Organisation politischer Bildung be- 
fasst. Sie haben es seit der Reichsgründung 
vorgezogen, ihre Fähigkeiten im wirtschaftlichen 
Wettbewerb zu erproben und tatenlos zugesehen, 
wie unterdes Politik von unzulänglichen Kräften 
getrieben wurde. Sie haben es sich selbst zu- 
zuschreiben, wenn sie durch den Gang der 
politischen Verhältnisse um die Früchte ihrer 
wirtschaftlichen Machtstellung gebracht werden. 

Freili'h muss man zugeben, dass die 
machtlose Stellung des bisherigen Parlaments 
vom Eintritt ins parlamentarische Leben und 
von der Beschäftigung mit Politik gerade die 
Besten und Begabtesten abgestossen hat. Diese 
Zeit ist vorüber, und das Wesen der jetzt 
geschaffenen demokratischen Staatsform be- 
steht gerade darin, dass ein jeder aktiv Anteil 
nehmen kann an der Gestaltung der politischen 
Geschicke seines Landes. 

Wie soll nun Politik gelehrt werden? 


Politik ist keine in sich geschlossene Wissen- 


schaft, vielmehr sind eine ganze Reihe von 
Wissenschaften nötig, um ein politisches Lehr- 


und Technische 
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gebäude zu errichten. Allein, wenn man die 


verschiedenen Wissenschaften auf den Gesichts- 
punkt politischer Bildung einstellt, so kann 
man daraus ein gewisses System politischer 
Bildung schaffen. Der Politiker muss in erster 
Reihe Historiker sein. Die Art, wie bisher 
auf den höheren Schulen und zum Teil auch 
noch auf den Hochschulen Geschichte gelehrt 
worden ist, wird dem Politiker nur wenig 
nützen. Denn eine Geschichte, die nur die 
äusseren Begebenheiten mit einander lose ver- 
knüpft, bietet keine Erkenntnisquelle. Worauf 
es ankommt, ist, den Einfluss der nationalen 
und wirtschaftlichen Ideen auf die Volksent. 
wicklung zu ergründen, um von diesem Gesichts- 
punkte aus Ursachen und Wirkungen in den 
Vordergrund zu rücken. 
erkennen vermag, wird die Vergangenheit be- 
greifen und ihre Nutzanwendung für die Zukunft 
verstehen. Zu Geschichtswerken, die auf dieser 
Grundlage aufgebaut sind, sind besonders seit 
Lamprecht verheissungsvolle Ansätze da, aber 
Gemeingut des Volkes sind sie noch nicht, nicht 
einmal auch nur der Geschichtslehrer. Auf 
der Grundlags eines durch Kultur- und Wirt- 
schaftegeschichte befruchteten geschichtlichen 
Studiums wird die Disziplin der allgemeinen 
Politik, die heute an wenigen Hochschulen nur 
ein meist kümmerliches Dasein fristet, zu ganz 
neuer Bedeutung gelangen. 3 
Wenn mit einer Reform des Geschichts- 


unterrichts auch eine solche des geographischen °- 
Unterrichts zusammentrifft, werden wir auch 
zu einer verbesserten Kenntnis des Auslands 


gelangen. Wenn wir in diesem Kriege unsere. 
Feinde teils unterschätzt, teils überschätzt haben, 
so liegt der Grund daran, dass wir uns 
mit den einzelnen Völkern bisher zu. wenig. 
befasst haben. Weder über die Eng- 


länder noch über die Amerikaner, selbst nicht 
einmal über Frankreich und Italien herrscht 


bei uns Klarheit. Vollkommen im argen liegt 


bei uns die Beschäftigung mit der Psychologie ; b 
Denn aller Wissensstoff, der zu- BE. 
sammengetragen wird, nützt nichts, wenn man 


der Völker. 


ihn nicht mit gründlicher Psychologie zu durch- 


dringen vermag. Vor dem Kriege hat man 


der Frage der Auslandsbildung 
Aufmerksamkeit zuzuwenden. 


begonnen, 
grössere 


dass die Auslandskunde nicht nur auf der. 
Handels-Hochschule vertreten sein müsse, die 


nach ihrem inneren Zweck besonders dafür % 


geeignet ist, sondern dass die Auslandskundae 


auf allen Hochulen, mittleren und niederen 


Schulen gelehrt werden müsste, je nach den 


Berufskategorien, für die sie in Betrachtkommen. ) 


Für den Juristen und Verwaltungsbeamten 


muss ein anderes Ziel gesetzt werden, als für 


den Konsul und Diplomaten, oder für den 
Kaufmann und Industriellen. Für die ersteren 
wird die Universität in Betracht kommen, für 
die letzteren Kategorien die Handelshochschule 
Hochschule. . In dankens- 
werter Weise hat das preuss. Kultusministerium 


“ 


- 


Wer diese Ideen zu 


Ih | 
habe schon damals die Auffassung vertreten, 


r3 


sich der Förderung der Auslandskunde gewidmet, 


und seine aus der Feder des Geheimrats Book er 
stammende Denkschrift, die diese ganzen Fragen 
vom Standpunkt der Politisierung unseres 


Volkes behandelt hat, bedeutet eine kräftige 


Förderung der gesamten -Bestrebungen. Frei- 
lich muss man sich nicht einbilden, dass man 
das Ausland allein durch Vorlesungen und 
Uebungen im Inlande kennen lernen kann, 
vielmehr muss der praktische Anschauungs- 
unterricht im Auslande hinzukommen, und 
durch Reisebeihilfen und Stipendien muss diese 


Tendenz gefördert werden. | 

Allein, so wie die auswärtige Politik Kenntnis 
des Auslandes bedarf, bedarf die Kenntnis 
der inländischen politischen Verhält- 
nisse weiterer Pflege. Das hierfür erforder- 
liche politische Material ist bei uns noch so 
unvollkommen als möglich. Abgesehen von 
einzelnen Anläufen besitzen wir noch heute 
keine erschöpfende Geschichte der einzelnen 
Parteien. Nur wenige hervorragende Politiker 
haben bis jetzt ibren Biopraphen gefunden. 
Das wertvolle parlamentarische Material, das 


‚seit 1848 gesammelt ist, ist in den Parlaments- 


folianten-begraben, beinahe der Vergessenheit 
anheimgefallen. Die parteipolitische Literatur 
der einzelnen Parteien ist so dürfiig wie mög- 
lich. Kurz, überall sind Aufgaben zu erfüllen, 
die ihrer Lösung harren, Wenn es für die 
unteren Schularten genügen wird, die Ergeb- 


‚ nisse politischer Wissenschaft _in populärer 


Form zu übermitteln, so ist es Aufgabe der 
Hochschulen, dieses Material zu erforschen, zu 
sichten und für die Popularisierung vorzube- 
reiten. In diesem Sinne sollte Politik als 
Hochschulfach eingerichtet und in Vorlesungen 
und seminaristischen Uebungen zu einer Wissen- 
schaft erhoben werden., Die Aeltesten der 
Kaufmannschaft von Berlin haben auf meine 
Anregungen hin beschlossen, an der Handels- 
Hochschule Berlin ein Seminar für Politik 
zu errichten. In diesem Seminar soll die Lehre 


. der Politik ihren Kristallisationspunkt finden. 


Der Leiter des Seminars soll für die Lehre der 
Politik einen umfassenden Grundplan aufstellen, 
und die Vertreter aller derjenigen Hilfswissen- 
schaften heranziehen, die hierfür erforderlich 
sind. Aus diesem Seminar soll sich in kurzer 


‚ Zeit dann ein Institut für Politik herausbilden. 


Das Institut und vorläufig das Seminar sollen 


ihre Wirksamkeit nicht auf die wissenschaft- 
liche Forschung und den Unterricht der Stu- 


dierenden allein beschränken. Vielmehr sollen 


auch weitere Kreise nicht nur der heran- 


wachsenden Generation, sondern auch gereifter 
Männer hier eine Quelle vertiefter politischer 
Bildung finden. Et: ; 

Der Einwand, dass man Politik nur von 


.einseitigem Standpunkt aus lehren könne, trifft 
icht zu. Auf je höherer 
Warte der Vortragende steht, desto objektiver 


meines Erachtens nicht zu. 


kann er die verschiedenen Tendenzen darlegen, 


die für die einzelne politische Richtung mass- 


gebend sind, Worauf es ankommt, ist, dass 


2. 


81 a DEUTSCHE WIRTSCHAFTS-ZEITUNG 


Reiches, den 


die Tendenz nicht dahin geht, Parteipolitik zu 
treiben, und dass auf jeder Hochschule Ge- 
legenheit gegeben wird, Persönlichkeiten ver- 
schiedener Parteirichtungen heranzuziehen, wenn 
diese Persönlichkeiten in sich geschlossen sind. 


Mit vollem Recht hat in seiner Rede im Abge- 


ordnetenhaus vom 5. Juni Haenisoh ausge- 
führt, dass die stärksten, in sich geschlossensten 
Persönlichkeiten gerade gut genug sind, um 
einen so hochwichtigen Unterricht zu erteilen. 


Winke und inweise: 


Steht-ein türkischer Staatsbankerott bevor? 


Der Balkanberichterstatter des ‚‚Nieuwe 
Rotterdamsche Courant‘‘ schreibt im Abend- 
blatt vom 4.1.19: 


Ina den letzten Tagen tauchten in den Ver- 
bands- und neutralen Ländern Gerüchte auf, 
die türkische Regierung beabsichtige, den 
Staatsbankerott zu erklären. Da die Pforte 
einen so ernsten Beschluss ohne Genehmigung 
des Verbandes nicht würde ausführen können, 
gibt die Verbreitung dieser Gerüchte, namentlich 
durch die französische und englische Presse, 
vielen Anlass zu glauben, dass wirklich etwas 
derartiges in Vorbereitung sein müsse. Dem 
kann jedoch wenigstens bis heute widersprochen 
werden. Wohl hat der gegenwärtige Finanz- 
minister Zia Pascha, einer der besten Kenner 
der Finanz- und Wirtschafisfragen des türkischen 
französischen und britischen 
Finanzfachleuten, welche die Kommissare der 
Verbandsmächte begleiteten, zu verstehen ge- 
geben, dass dis Türkei unmöglich allen ihren 


finanziellen Verpflichtungen wird nachkommen 


können, wenn nicht auch die Provinzen, welche 
die Mächte vom Reiche abtrennen oder der 


Verwaltung der Pforte entziehen wollen, den. 


auf sie entfallenden Teil der Schulden tragen. 

Die genannten Fachleute haben das Recht- 
mässige dieser Forderung nicht leugnen können. 
Sie sagen jedoch, dass, wenn die: Provinzen, 
weiche von der Pforte abgetrennt werden 
sollen, gleich zu Anfang mit grossen Schulden 
belastet werden, dies ein sehr ernstes Hindernis 
für ibre Entwicklung sein würde. Sie haben 
durchblicken lassen, dass sie nicht abgeneigt 
sind, der Belastung der betreffenden Provinzen 
vorzubeugen, was in nicht geringem Masse 


geschehen kann, wenn sie vor der Uebernahme 
des anf sie entfallenden Teiles der. türkischen - 


Kriegssechulden bewahrt bleiben. 

Der von den Verbandssachversiändigen aus- 
gesprochene Wunsch und das angedeutete Mittel, 
diesen zu erfüllen, haben auch in den Finanz- 
kreisen am Bosporus Stoff zu der Vermutung 
gegeben, dass die Verbandsmächte der Pforte 
vielleicht in Erwägung gegeben haben, sich 
der Kıiegsschulden — ‚oder wenigstens eines 
grossen Teiles derselben — zu entledigen, indem 
sie eine Art Staatsbankerott erklärt. Das würde 


As 


im Interesse ‘des Verbandes liegen, der auch 
tür den selbständig bleibenden Teil der Türkei 
weitreichende Pläne betreffs der Ausbeutung 
der natürlichen Reiehtümer des Landes hegt. 
- Die Annullierung der Kriegsschulden, oder 
eines grossen Teiles derselben, würde aber eine 
sehr ernste innere Finanzkrisis verursachen 
können, wodurch auch die Banken, deren An- 
teile zum grossen Teil in französischen und 
britischen Händen sind, nicht unbeträchtlich 
berührt werden würden. Die Möglichkeit, dass 
eine derartige äusserste Massregel ergriffen 
werden könnte, wird denn auch in den Kreisen 
der Grossfinanz in Konstantinopel und in den 
mit ihr in enger, Verbindung stehenden Finanz- 
kreisen” in Paris und London nichts weniger 
als günstig beurteilt. Von dieser Seite wird 
die Pforte sicher nicht dazu ermutigt werden. 
Aus der detaillierten Uebersicht des damaligen 
Finanzministers Dschavid Bei über die Reichs- 


finanzen, die dieser dem Parlament Ende Fe- 


bruar 1918 eingereicht hat, geht hervor, dass 
mit Eintritt des neuen Finanzjahres am 1. März 
1918 die gesamte türkische Schuldenlast rund 
388 Millionen türkische Pfund betrug. Davon 
waren 213 Millionen für Kriegszwecke auf- 
genommen worden, und ungefähr 20 Millionen 
sind noch für militärische Anforderungen zu 
zahlen. Im Laufe des Finanzjahres sind hinzu- 
gekommen an Kriegsschuld 20 Millionen Pfund, 
die durch die innere Anleihe von April— Mai 
aufgebracht sind, und 22 Millionen Pfund als 
weiterer Vorschuss Deutschlands für die Kriegs- 
kosten bis 1. Oktober 1918. Daher belaufen 
sich die Kriegsschulden zurzeit auf 274 Mill. 
türkische Pfund. In diesem Betrage sind die 
Summen einbegriffen, die noch für Kriegs- 
material, hauptsächlich in Deutschland, zu be- 
zahlen sind, jedoch nicht die Summen, die zur 
Zahlung von Pensionen, Unterstützungen und 
einmalige Abfindungen erforderlich sind, und 
die auf ungefähr jährlich 10 Millionen Pfund 
auf die Dauer von 10 Jahren geschätzt werden. 

Ausserdem schuldet die Türkei an Deutschland 
noch die Zinsen der im Kriege gewährten Dar- 
lehen, deren Betrag, berechnet auf den 
Zeitpunkt für die gesamte Einlösung des 
Papiergeldes (11 Jahre nach Friedensschluss), 
sich insgesamt auf 5 Millionen Pfund belaufen 
wird, während von diesem Datum ab jährlich 
11 Millionen Pfund Zinsen an Deutschland be- 
zahlt werden müssen. Für ein Land mit einem 
Jahresbudget von 50 Millionen Pfund, von 


denen bis jetzt nur 35 Millionen aus eigenem . 


Einkommen gedeckt werden konnten, ist dies 
eine sehr schwere Schuldenlast, die aber immer- 
bin zu tragen gewesen sein würde, wenn das 
Reich ohne Abtrennung von Gebietsteilen bliebe 
und dann Erträge aus einer intensiven Aus- 
beutung seiner natürlichen Reichtümer und 
Hilfequellen schöpfen könnte. 

Von den 274 Millionen türk. Pfund Kriegs- 
schuld hat Deutschland 220 Millionen zu fordern, 
Oesterreich-Ungarn 2 Millionen, ein Konsortium 
oesterreichisch-ungarischer Banken 10 Millionen 
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und Gläubiger in der Türkei 43 Millionen 
Pfund. REN 
Von den an Deutschland geschuldeten 220 
Millionen türk. Pfund sind reichlich 100 Mill, 
Pfund für von dort geliefertes Kriegsmaterial 
zu zahlen. Von dem Restbetrage sind jedoch 
nur 92 Millionen ausgezahlt worden, der 
fehlende Betrag sollte erst nach dem Kriege, 
für die alsdann zu erwartenden grossen Ausgaben 


- zur Verfügung gestellt werden, um das Reich 


in die Lage zu versetzen, sich wirtschaftlich der- 
artig zu entwickeln, dass es bequem allen seinen 
Verpflichtungen würde nachkommen können, 
An Deutschland schuldet der türkische 
Staatssäckel also in Wirklichkeit rund 192 
Millionen türkische Pfund, worauf vom Tage 
des Friedensschlusses ab 5 v. H. Zinsen zu 
zahlen eind;: von diesem Datum ab sind 170 
Millionen in 11 Jahren und die restlichen 22 
Millionen innerhalb 14 Jahren zurückzuzahlen. 

Ferner schuldet die Türkei der oder in 
der ehemaligen Donaumonarchie an Kriegs: 
schuld 12 Millionen türk. Pfund gegen 6 v,H. 
Zinsen und 1 v. H. jährliche Tilgung, 

Die ordentliche würkische Staatsschuld be- 
trug am 1. März 1918 rund 155 Millionen 
türk. Pfund. Da der weitaus grösste Teil da- 
von zu der sogenannten konsolidierten Schuld 
gehört, deren Tilgung der ‚„Dette Publique“ 
übertragen ist, und dıe drei grossen Verbands- 
mächte mit beinahe 75 v. H. daran beteiligt 
sind, so ist anzunehmen, dass der Verband 
keinesfalls hieran rütteln wird, 

Als natürliche und unmittelbare Folge da- 
von werden auch die Anleihen, die zur Kon- 
solidierung der Schuld aufgenommen wurden, 
unbehelligt bleiben. Bes 

Wenn der Verband und die Pforte wirklich 
etwas unternehmen, um die türkische Staats- 
schuld durch eine Art Staatsbankerott ansehn- 
lich zu verringern, daun werden die Inhaber 
türkischer Anleiben so gut wie sicher nioht davon 
betroffen werden. Der Bankerott würde dann 
allein auf die Kriegsschulden angewendet wer- 


den. Dadurch würden in erster Linie deutsch 
Interessen geschädigt, und — wenn auch in 
viel geringererem Masse — oesterreichische 


und ungarische. 


leihe, und zwar im Betrage von 20 Millionen 


‘ türk, Pfund benachteiligt werden, ferner die- 


jenigen, welohe Forderungen an den Staat für 
Lieferungen usw. (zusammen rund 20 Millionen) 
haben, oder Anrecht auf Pensionen, Unter- 
stützungen oder Abfindungen in ihrer Eigen- 
schaft als Kriegsopfer haben (durchschnittlich 
10 Millionen während 10 Jahren). Für diese 
letzten Kategorien würde wohl eine befriedigende 
Regelung zu finden sein. Die Inhaber von 
Stücken der inneren Anleihe würden deren 
Preisgabe zu gunsten des Staatssäckels als eine 
einmalige Kapitalsabgabe, ein Opfer auf den 
Altar des Vaterlandes, betrachten müssen. 
Gerade bei diesem Teil der Kriegssohuld sind aber 
auoh bedeutende ausländische Interessen beteiligt. _ 


hr En 


Von türkischen Interessenten | 
würden dadurch die Inhaber der inneren An- 


ee) 


a 


Die grössten Zeichnungen auf die innere 
Anleihe sind nämlich von den in der Türkei 
errichteten oder dort arbeitenden Banken und 
den grossen Unternehmungen und Gesell- 
' schaften gemacht worden. 
hauptsächlich mit ausländischem Kapital; die 
meisten der Anteilinhaber einiger von ihnen 
befinden sich in Frankreich, England, den 
Vereinigten Staaten und der Schweiz. Auch 
die ‚„‚Dette Publique'‘ hat aus ihren Reserve- 
fonds belangreiche Beträge auf die innere An- 
leihe gezeichnet, wodurch alle Besitzer von 
Titeln der konsolidierten türkischen Schuld 
auch daran interessiert sind. Alle diese aus- 
ländischen Interessenten haben durchaus keine 
Veranlassung, der Türkei obengenanntes Opfer 
zu bringen. ‘ 

Durch Annullierung der Kriegsschuld oder 
eines grossen Teiles derselben würden ferner 
die : verschiedenen Papiergeldmissionen (zu- 
sammen rund 150 Millionen), die Schuld dar- 
stellen, plötzlich beim Publikum noch mehr 
an Wert verlieren, als es jetzt bereits der Fall 
ist (das Disagio gegenüber Gold beträgt gegen- 
wärtig immer noch reichlich 300 v. H., trotz 
des vorgeschriebenen Zwangskurses). Dadurch 
würden auch wieder in erster Linie die grossen 
Banken und andere Finanzunternehmen und 
die öffentlichen Verkehrsgesellschaften getroffen 
werden. Aus allen diesen Gründen sind diese 
bis heute durchaus gegen jede Massregel, die 
auch nur einem teilweisen Staatsbankerott 
ähneln würde. 

Persönlich ist auch der Finanzminister 
Zia Pascha dagegen, der — nicht zu Unrecht — 
stolz darauf’ist, dass die Türkei, im Gegensatz 
zu vielen anderen kriegführenden Staaten, 
während der ganzen Dauer des Krieges die 
Zinsen seiner ausländischen Anleihen bezahlt 


hat, und zwar auch an die Besitzer türkischer . 


Anleihestücke in feindlichen Ländern, für 
welchen Zweck 7 bis 8 Millionen Pfund bel 
der Ottomanischen Bank deponiert sind, die 
.aun freigegeben werden. 


ns 


Die Besteuerung der Geldumsätze. 


Direktor Oberbach, Köln, schreibt in Nr, 60 
der Köln. Ztg. vom 22. Januar d. Ja.: 

Durch das Reichsstempelgesetz in der 
Fassung vom 26. Juli 1918 werden besteuert 
die ‚Anmeldungen über die im inländischen 
Verkehr eines der Anschaffung und Darleihung 
von Geld dienenden Geschäftsunternehmens im 
‘“ Laufe des Geschäftsjahres bei den Geldumsätzen 
berechneten Habenzinsen‘‘, 


In folgendem sollen die Formen der Ab- 
wälzung dieser Steuer durch die Banken und 
Sparkassen auf *ihre Kunden mit einigen Be- 
merkungen gestreift werden. Niemand wird 
e8 den genannten Anstalten verdenken, dass sie 
die Steuer auf die Habenzinsen von sich ab- 
wälzen auf diejenigen, die sie tragen sollen, 
nämlich die Inhaber der betreffenden Guthaben. 


Diese arbeiten 


:der Steuer. 


‚Abwälzung zu ermöglichen. 


Andererseits werden die Inhaber der Guthaben 
erwarten dürfen, dass ihnen nur der wirkliche 
Steuerbetrag, nicht ein Mehr, angerechnet wird. 
Die Banken scheinen sich über den einzu- 
schlagenden Weg noch nicht ganz schlüssig zu 
sein. Es kommen zwei Möglichkeiten in Frage: 
1. Die Ausrechnung des Steuerbetrags und seine 
Einsetzung ins Soll des Kontos, geradeso wie 
man Bankvergütung und Auslagen einsetzt. 
2. Die Herabsetzung des Habenzinsfusses. 
Welcher Weg sichert am ehesten die Abwälzung 
des genauen Steuerbetrags? Zunächst ist zu 
bemerken, dass eine Abwälzung auf Heller und 
Pfennig kaum möglich ist infolge der Stafflung 
Es sollen berechnet werden: 

bei einem Betrage bis zu 50 000 M.undbi r 
einem grösseren Betrag von den ersten 50000M.5 v.T. 


von den nächsten angefangenen oder vollen 150000 „ 1 v.H. 
[7] E) ” 9” „ 25) 300 000 b}) 1 ”” 
» „ ” „ „ 500 000 n 9» 
N „ 63 ER) „ „ 1.000.000 ” PyP te} 
7 y ” „ I *} 2.000 000 + vm» 
” „ „ „ „ „ 8.000.000 » 8lj, nn 
„ . » „ b>) » 10 000 000 BEE 
„ ” „ » 1 » 20 000 000 3) Ey „..n 
br) ER] bb} LER „ Rei 80 000 000 tr} 5 vn 
nn „ ” bE) ” 60 000 000 ,, 54a „9 

darüber 6 


. Daraus ergibs sich, das die Bankkunden, 
die in der Abschlussliste des Kontokorrents zu- 
nächst stehen, besser wegkommen werden als 
die an letzter Stelle stehenden, falls man mit 
dem Steuersatze in der Reihenfolge der 
Staffelung bei ihnen voranschreiten würde. Die 
zu fordernde gleiche Behandlung setzt voraus, 
dass ein Durcheinanderreochnen erfolgt. , Die 
Bank oder Sparkasse hätte also zunächst den 
Gesamtbetrag der Steuer festzustellen. Dieser 
Betrag wäre dann auf die sämtlichen in Frage 
kommenden Habenzinsen gleichmässig zu ver- 
teilen. Das könnte folgendermassen geschehen : 


Beispiel: Gesamthabenzinsen 300 000 M. 
Steuerbetrag gemäss Tarif oben (in runden 
Zahlen): 

50 000 M. zu 50 == 200 M, 

150.000 „ „10, = 1500 „ 

100 000 „ en) 11/30], == 1500 ” 


800000 M. Habenzinsen, Gesamtsteuer = 3250 M. 

Auf 100 M. Zinsen entfallen demnach 
8250 : 3000. 1,09 M., zwecks leichterer 
Rechnung mit 1,10 M. = 1,1°/, angenommen. 

Kunde A = Habenzinsen 55,20 M.; Steuer- 
betrag = 0,552X1,1 = 1,1 = 0,6072 M. 
Wenn die Banken diesen Betrag ins Soll des 
Konto3 setzte, hätte sie ihre Steuer, nicht mehr 
aber auch nicht weniger, abgewälzt und beide 
Teile könnten zufrieden sein. Versucht die 
Bank oder Sparkasse den-zweiten Weg: Herab- 
setzung des Habenzinsfusses, so würde die Be- 
rechnung sich wie folgt gestalten: Habenzins- 
fuss 21/3°/o, Gesamtsteuer wie im Beispiel vor- 
hin 1,1°/o der Gesamthabenzinsen. Jetzt wäre 
2!/3°/o um 1,1 vom Hundert herabzusetzen, also 
um 1,1:40 = rd. 0,03°/,. Das bedeutet, dass 
der Satz 2!/.%/, auf 2,47°/o ermässigt werden 
müsste, um der Bank oder Sparkasse die volle 
Selbst bei Zu- 


= 
en 
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grundeiegung eines Durchschnittssatzes von 
50/, Steuer, der aber wahrscheinlich nur bei 
Anwendung auch des Höchstsatzes von 6°) 
vorkommen kann, kommt man bei 21/0 
Habenzinsfuss ern: auf 0,02 = 5X5 = 0,125, 
also auf 2,50 °/., 0,125 —= 2,375°/,. Praktisch 


lässt sich mit einem solchen Prozentsatz nicht 


demnach würde‘ wahrsobeinlich 
eine bedeutendere Herabsetzung erfolgen, 
etwa auf 2l/so/o (= 2,25). Jedooh bezweifle 
ich auch das noch sehr. Aus den dargelegten 


gut rechnen, 


Gründen halte ich es im Interesse aller Be- 


teiligten für das beste, den Anteil an Haben- 


zinsensteuer in Mark und Pfennig zu berechnen 


und diesen Betrag, auf 5 oder O0 abgerundet, 
auf der Sollseite des Kontoauszuges einzusetzen. 
Bei der Herabsetzung des Habensinsfusses käme 
ausserdem der Steuerfiskus schlechter weg, da 
der steuerpflichtige Habenzins vor Berechnung 
des Steuerbetrages um den Zins für die Herab- 


setzung verringert würde, ohne dass hieraus 


dem Bankkunden ein Vorteil erwüchse, Als 


Kuriosum will ich zum Schluss anführen, dass 


es in den Ausführungen des angezogenen Ge- 
setzes ($ 172) heisst: ‚Den Erfordernissen ist 
genügt, wenn die Zinsrechnung nach der 8o- 
genannten Staffelzinsrechnung erfolgt.‘“ Daraus 
könnte der Uneingeweihte schliessen, dass nach 
der Meinung des Gesetzgebers die Staffelmethode 
etwas minder Gutes oder minder Richtiges sei, 
während eher das Gegenteil zutrifft. Die obige 
Bestimmurg scheint darauf zurückznführen zu 
sein, dass der Verfasser des & 172 über den 
Vorgang des Saldierens der Zinsenzahlen beim 
progessiven und retrograden Kontokorrent eine 
völlig unrichtige Ansicht gehabt und geglaubt 
hat, die Staffel liefere ein anderes, für die 
Steuer ungünstigeres Ergebnis als die übrigen 
Methoden. Dies ein Beitrag zu der Frage, wer 
häufig bei der Abfassung unserer Gesetze eine 
massgebende Rolle spielt. 


Das Weltangebot in Rohseide. 


Ein Aufsatz des ‚‚Statist‘‘ vom 18. 12. 18. 
bespricht die Verhältnisse auf dem Weltroh- 
seidenmarkt und findet in den schon vor dem 
Kriege übermässig hohen Preisen den Beweis, 
.dass das Angebot für die Nachfrage nicht aus- 
reicht. Er führt an, dass Frankreich achtmal 
mehr Seide verbraucht als es erzeugt, Oester- 
reich-Ungarn und Russland dreimal so viel, 
die Schweiz mehr als Italien, obgleich sie wenig 


erzeugt, auch Spanien mehr als seine grössere‘ 


Erzeugung und dass nur Italien von seiner 
grossen Erzeugung ein Viertel verbraucht, 
während England und Nordamerika von ihrem 
Riesenverbrauch gar nichts erzeugen. England 
bezieht die Hälfte seines Bedarfs von fast 
1?/ı Millionen lbs aus China, Indien und 
Hongkong, aber nur ein Sechstel aus britischen 
Besitzungen. Leider ist, von Kaschmir abge- 
sehen, die Seidenkultur in Indien, nament- 
lich in Bengalen, in einen Zustand be- 
dauerlicher Verwahrlogung geraten und 


m ————— 


Verantwortlicher Schriftleiter: Dr. Hermann’ Delte. Berlin W30, Goltzstrasse 38. 


srnstiloh bedeakı vib cın auch der Selden- | 
‚handel 


stark zurückgegangen ist, Mass- 


rogeln zur Wiegergesundung der 


erscheinen unbedingt geboten. Eine andere 


Quelle künftiger Rohseidenversorgung könnte | 


Ostafrika werden, wo der Seidenwurm von 


Nordrhodesien bis Uganda wild vorkommt, von 5 
den Eingeborenen aber meist nur als Nahrungs: 
mittel gesammelt wird. Ein hauptsächlich deut- 


sches Unternehmen hat schon vor dem Kriege 


dort. Rohseide für Fabriken in Mannheim und 


Belgien sammeln lassen. Man hat vor dem 


Kriege berechnet, dass bei einer vernünftigen 


Seidenkultur ohne die grossen Aufwendungen, 


Seiden- 
erzeugung, wenn nötig durch Einfuhr einer 
‚neuen für das Klima geeigneten Art von Kokons, 


die in Europa und selbst im Osten üblich in, 


dort für gewisse Zwecke, wie Unterzeug, ver- 
: wendbare Rohseide gewonnen werden könnte, 


die in London zum Preise von 1!/, bis 1!/a ah 


für das Pfund nach damaligem Geldwert ver- h 


kauft werden könnte. 


an 


Bücherschau. 


Max Schippel, England und Wir. 8. Fioher, : 
Berlin 1917. 1948. 2M. — Die vorliegenden 


Kriegsbetrachtungen eines Sozialisten haben de 


britische Aussenpolitik und Weltwirtschafts- 
politik zum Gegenstand, erfreuen durch ruhige 
Sachlichkeit und enthalten manchen beachtens- 
werten Hinweis zur Förderung der Lebens- nd 
Entwicklungsinteressen des deutschen Volks 


und seiner Gesamtwirtschaft nach dem Kriege. a ne 
‚ Ratschläge für die Berufswahl im Rechts, 


Wirtschafts- und Verwaltungsleben. 


beratungskursus, 
Rechts- 


herausgegeben von 


Wilhelms-Universität. 
Tübingen 1916. 838. 1 M. 


Otto Kessler, Die Ukraine. 


J. F. Lehmann, München 1916. 638. 


H. Boruttan, 
Menschen. 
physiologie. 


Auf Grund 
der Ergebnisse des Ersten Breslauer Berufs- EHE 
BER 
und Stantswissenschaftlichen 3 
Fakultät der Schlesischen Friedrich 
330.0 BD Mohr, ae 


Beiträge u = 
Geschichte, Kultur und Volkswirtschaft. 
1,20M 2: 
Die Arbeitsleistungen de 
Einführung in die Arbeits- 
Aus Natur und Geisteswelt, 


539 Bd. B. G. Teubner, Leipzig 1916. ‚88 B a 


Gebd. 1,25 M. 


Franz Schäfer, Die Gasflamme als Werk- a : 


zeug und Maschinen-Element. 


"Mit 80 Abb 


dungen und einem Anhang: Richtlinien für de % 


Anwendung des Gases zum Heizen. 


bourg, München 1916. 35 S. '80 Pig. 


Franz Schäfer, Das Gas als Heizmittel in En 


Gewerbe und Industrie. R. On MBNEHER 
1916. 51 9. 80 Pfg, 


R. Or 


M. Gerbel, Kraft- und Wärmemirtschaft in B: 


der Industrie (Abfallenergie- -Verwertung). 
Julius Springer, Berlin 1918. Bd S. 38 M. 


_ 
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Actien-besellschaft Gewinn- und Verlust-Rechnune. 
Schlossbrauerei hr. ‚Soll. n |% 
Abschreibgn. auf: 
Bilan;-Konto. Gebäude u. Grundst.| 19 73060 
soll. #4. | 4] Mälzerei n. Niederl. | 
Grundst. Schönebergl 460227)— | Lichtenrade ..... 10 546|73 
Gebäude Schöneber. | 2 181 100/— | Brauerei-Inventar .. 10 213/90 
Grundst. Schöneberg, Maschin. Schöneberg 18 500|— 
Prinz-Georg-Str. 1 15 000|— | Versandfässer ..... 31158134 
Grundstück „Königs- 'Lagerfässer u. Tanks 10 5411— 
höhe* Freienwalde Plorde. 2... 25 8831 — 
a. Oder ........ “| 43.0001— | Wagen u. Kraftwag 294281 
Grundst. Herzfelde. 23 000|— | Küblanlage........ +10 600|— 
Mälz. u. Niederlage] Elektrische Anlage. 68111 — 
Lichtenrade ..... 843 000|— | Pneumat. Mälzerei . 3 400] — 
Grundst. Lichtenrade 87 000|— | Restaur.-Inventar .. 10 761/80 
Grundstück Gross- 'Eig. Ausschanklokale 10 550|— 
Berl N... 2011 416|37 | Effekten .......... 16 050] — 
Brauerei-Inventar . 127 000|— | Steuern u. Abgaben. 87 715183 
Maschinen Schöneb. 227 000 — ur ana 231 761/91 
Versandfässer ..... 110 000!— | Betriebskosten . 364 883113 ° 
Dar laser u. Tanks] 179 000) — | Assekuranz .. 12 324/24 
Bldrdb ı 2....., 92 .000|— | Alters-, Invalid- u] 
Wagen u. Krafiwag.| 151 000|- |. Krankenkassen... 15 632/15 
Kühlanlage .......| 95400 | Beamten- u. Angest.- 
Blektrische Anlage.| 55000— |. Fürsorge........ 122 046/51 
Pneumatische Mälz.- Reparaturen REN . 62 816/71 
Ange)... 4,5: 33 .000|— | Hypotheken-Zinsen. 82 946/51 
Restaurations-Invent| 215 000|— | Niederlagen-Unkost.| 158 389195 
Eig. Ausschanklokale| 164 9501 — Verlust an Zinsen.. 3 580135 
General-Vorräte ...| 998138]35 | Gewinn ........... 269 920/83 
Pe onen 5 $ | 1626 192149 
estände ....... 127 000 — | Te Tresen HEUT ERFREUT 
Kassenbestand......| eıszza|, Ka |4 
Effekten ..........| 723 173195 | ° 7" ek vom ss 
Bier-Konto-Korrent.| 1 265 045/81 Bier-Ktı Boteil.: 
Eigene Hypothek. u.| Ein 5“ 5is 46 10: 
‚ Debitores .......| 71957089 | 2. "1 050.209'85| 1.483 174104 
- Vorausbez.Versicher.] 1007499] WS. __ II | I [1 
Hypothek.-Tilgungs- 1626 192139 
‘ Guthaben .......| 588977104] Berlin-Schöneberg, . 
Ayaleiz... 20 = 60 000, — den 28. Dezember 1918. 
‘111 68 5 262|13 Der Aufsichtsratı 
Ar Haben 21°: Mat 4 Albert Heimann. 
Aktien-Kapital ....] 3 000 000, — Die Direktion: 
Hypotheken ....... 1.606 075/10 Max Fincke. 
Reserv£efonds ...... 787 880 — Die auf 6 nC 
pCt. festgesetzte 
en a En 40 Dividende gelangt vom 27. 
Guthaben u. Einlagen] 3 630 511/70 se es we a in 
Konto-Korrent ....| 1747 646/30 zaflen 
Hypothekenzins. »für i 9. 
das 3. Vierteljahr) “ 19 655160 
Dividenden ....... 582] — Einnahmen der 
Brausteuar ....... 5 2734320. Grassen Berliner Strassenbahn 
Rückstellungen (Be- 1. und der von ihr mitverwalteten Bahnen, 
rufsgenossensch.) . 18 000|/ — | Jan. 1919 abzügl. der Verkehrs- 
Bee... | 60000|— |: steuer vorläuf. M. 8 716 385,— 
Rein-Gewinn ...... 259 920/83 | Jan. 1918 endgült. „ 5 758 836,— 


mehr M. 2957549, — 


Die Auszahlung der für 1917/18 festgesetzten Dividende erfolgt 


mit 10% = 100 M. pro Aktie von heute ab, ausser bei der &e- 
sellschaftskasse, bei der Nationalbank für Deutschland, bei dem 
Bankhause Jacquier & Securius in Berlin und bei dem Bankhause 
Simon Hirschland in Essen (Ruhr). 


Berlin, den 25. Januar 1919. 


Hüttenwerke C. Wilh. Kayser & Co. Aktiengeseilschaft. 
Dr. E. Noah. Dr. &. Noah. 


Die für das Geschäftsjahr 1917/18 festgesetzte Dividende 
von 6% ist gegen Aushändigung des. Dividendenscheines No. 2 


: sofort zahlbar 


- keider Deutschen Bank in ‚Berlin, 


bei den Bankfirmen: A. Falkenburger, Berlin, 
'B. Simons & Co, Düsseldorf, 
8. Japhet & Co., Frankfurt a./M. 


5 et a den 25. Januar 1919. 


id Br nena Aktiengeselischaft, 


Charlottenburger Wasserwerke. 
Bilanz am 30. September 1918. 


Aktiva. M 3 
Kassen: RE RT RP RE LE 15 46620 
Rest der Einzahlungen auf Akt. Emission von 1912 . 5 000 000|— 
Neubau-Konto ........seccnesecceenenenn nenn 403 931/67 
Ausstehende Forderungen ...... EIERN 2 331 627158 
Grundstücke und Gerechtsame ... ......2ucccn ec. 9 805 380/20 
Diverse Konten .2..2. 2... u, er 28 188 390/87 
Kautionen, Effekten etc..........2..222222... FR 264 722127 
Beständen ee a EEE Eee 1 602 733113 
17 61225191 
EEE NEEITELND IT 
KO aa a en een 40 000 0001 — 
Restkaufgeld für Grundstücke . ..... 2. cec22c cc... 500 0001 — 
Buchgläubiger ............. PN 952 860138 
KAautionsglaonar u. a 185 511/02 
Rückständige Dividenden ......... NEE SEEN TE 17 856 — 
Kegervolonda re ee 4 000 000) — 
Talonsteuerreserve ........... FE IR AR IE IEL, 200 0001 — 
PEnsionafonds ze ee nee 124 545) — 
| Gewinn- und Verlust-Konto: 
Gewinn-Vortrag a. d. Jahre ah 17 M. 178590.12 
Netto-Gewinn im Jahre 1917/18.. „1452 889.39] 1631 479151 
Gewinn-Verteilung. 
Tantiemen f. Aufsichtsr. u. Direktion M. 5 024.48 


4% Dividende von M. 35 000 000,— ,„ 1400.000.— 
Zur. Verf. der Generalversammlung.. „ 226 455.03 


M. 1681 4749.51 
| 47 612 251 91 
Gewinn- undVerlust-Rechnung am 30. September!1918, 


Ausgaben, M. | 4 

Betriebs-Ausgaben. .. .........cu cn cams ee eeeesnscen 8851 398,69 

Abschreibungen ........ ie ee eis ev chhet 428 822101 

BRSISCHUBB sr ya ne a ea 1 631 479151 

5 96 710 81 

Einnahmen, M 14 

Gewinn-Vortrag aus 1916/17 .......22cceenneneeeen 17859012 

Wassergelder, Messermieten, ausgeführte Arbeiten usw.| 5 686 679 12 
Verfallene Dividende aus 1911/12.......:ser2222.... 361— 

Grondstnekelurtng 0 41 395/57 

5 Yu6 70UI8L 


Charlottenburger Wasserwerke, 
Der Aufsichtsrat. Die Direktion. 


Vorstehende Bilanz und Gewinn- und Verlust - Rechnung 
haben wir geprüft und mit den ordnungsmässig geführten Büchern 
der Gesellschaft in Uebereinstimmung gefunden. 


Schöneberg, den 16. Dezember 1918. 


Oskar Reimer, Ludwig Kruse, 
beeidigter Bücherrevisor. Bücherrevisor. 


AUSSMANN 


kerei u. Verlags-Anstalt 


ANFERTIGUNG 
. von Druckarbeiten aller Art, insbesondere Zeit- 
schriften und Zeitungen, Werke, Börsenberichte, 
Geschäftsberichte, Kurstabellen, Formulare und 


Prospekte, Preislisten, Statuten und Kataloge. 


SPEZIALITÄT: 
Herstellung jeder Art von Wertpapieren in 
vornehmster Ausführung auf eigenem ge- 
+ # + * schütztem Papiere. + + + + 


BERLIN SW. KOCHSTR. 67 
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Verlag von Quelle & Meyer in Leipzig 


pen ans Ämter nn 


viele neue Sreunde erwerben.“ 


Rudolf Euden 


in Dedruf 
Geheftet ca. M.1.- 


Ein neuer Wectuf des Jenaer Philofophen. ee heute, 
wo Das Wort „Freiheit“ jeder im Munde führt und Doc) dar- 
über die größte Unklarheit herrfcht, tft eine Klärung nötig. 
Welches tft Die Bedeutung der deutfchen Freiheit und welche 
Aufgaben ergeben fich Daraus für das deutfche Voll?! Das 
find Die See der Betrachtung, aus der fi ae 
Sorderungen Der Gegenwart ergeben. 


Sao bieihtunfer galt? 


Ein Wort an ernfte Seelen 
Geheftet M.1.- 


Die lebensvolle und pacdende Shilderun gibt ein ante: 
liches Bild der gegenwärtigen Lage Deutjchlands. Sie deckt 
mutig und rüchaltlos die Gründe des gewaltigen Schickfalg- 
wechfels auf,der über ung hereingebrochen, und erörtertdie$ra- 
gen, die Über unfer nationales Sein oder Nichtfein entji Heiden. 


Verlag: Quelle & Meyer, Leipzig. — Druck von Ad. Haussmann, Berlin SW. 68, Kochstrasse 67. 
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ea. & Meyer in Leipzig 


Don Luther bis Beffing 


Auffäge und Vorträge zur Befchichte unferer Schrififpracpe 


von GBeheimrat Prof. Dr. Sriedrih Kluge 
5. durchgefehene Auflage. 318 Seiten. Beh. M. 7.—, geb. M.8.— 


nn Sud) ift bereits feit zwanzig Jahren nicht nur Erforfchern der deutfchen Sprache und 
Theologen eines der vertrauteften Hilfsmittel, fondern auch für jeden Bebildeten, der für die 
Befchichte der deutfchen Schriftfprache und für ihre Mundarten fich erwärmt, eine ungemein 
anregende Sundgrube belehrender und anregender Tatfachen und Krfcheinungen unferer WMlutters 
fprache. Es behandelt die großen Sragen unferes neueren Sprachlebens im Sufammenbang mit 
der Entwicklung unferes neuzeitlichen Dolkstums... Diefe neue Auflage ift dankbar zu begrüßen, 
Sie ift nicht nur durchgefebhen und nach dem neueften Stand der Sorfchung ergänzt, fondern auch 
um zwoei Abhandlungen über Schiller und Boerbe in ihrem Verhältnis zur deutfchen Spradhe 
fowie durch Zeittafeln zur neubochdeutfchen Sprachgefchichte vermehrt. Es dürfte Faum nötig 
fein, diefem neuen Beweis der unermüdlichen Scaffenstraft des Meifters deutfcher Spradye 
forfehung gute Wöünfche mitzugeben. Es wird fidy in der neuen gefehmadvollen Ausftattung 


Deutjie Freiheit) 


Täglihe Rundfheun 
FA TER 2 


R | 


Mm ERBETEN B = reg Dr Ei 
nik: von a Q was. Leipzig_ a 


Bon Oberlehrer Friedrich Rommel a 

: 48 Geiten + x Seht M150 09H nu 
= „Der Berfaffer febt fi) zunädhft furz und fnapp, unter Anführung RR N; 
autoritativer Anfihten, mit den beftehenden Theorien der Beamten | 

- befoldung auseinander und entiheidet fih) dahin, daß die In den ER 
= deuffchen Landen een fowohl der Entflehung, wie der A 
bisherigen Entwidiung nad), vorwiegend als LInterhaltsrente u = Fa. 
nicht ale Aquivalent der geleifteten Arbeit aufzufaffen fei... Die re 

= Porfcdläge find maßvolf und wohlbegründet und dürfen wohl De Ar 
= £inie darftellen, auf der es gelingen fann, die gefamte Beamte - 
E on zu einigen.“ Concordia. Zeitigrift der Zentraiftefle für Boltswohlfahrt. Bee 
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Aktiengesellschaft für chemische Produkte. 
vormals H. Scheidemandel — Berlin. 
Bilanz-Konto am 30. September 1918. 


Passiva. 
Aktienkapital...... 


Aktıva. AM |. 
Grundstücke in Ber- 


lin und auswärts, Anleihe aus 1909 ..| 1361 7001— 
Fabrikanlagen, La- Reservefonds ...... 1 100 0001 — 
boratorien, Büro- Preisausgleichs-, Um- 
einrichtung und stellungs-, Ver- 
Patente......... 1 034 647|— ||| sicherungs- u. Del- 
Wertpapiere und Be- kredere Fonds.. 5 412 214159 
teiligungen ..... ..|25 904 311|91|| Aktiengesellschaft 
Schuldner: Scheidemandelschel 
a) Banken....... 4638 839/08| Stiftung ........ 526 523|— 
b) Tochtergesell- Talonsteuer-Reserve | 150 0001 — 
schaften ......| 5 880 219[30il| Anleihe- Zins.- Rück 
c) Verschiedene..| 2 996 765|151|| stellungs-Kto..... 32 650] — 
Barbestand ........| 2142315)88||| Aypotheken ....... 469 885139 
Material-und N Unbebobene Divid.. 9543| — 
Vorräte. 1 832 009 86] Gläubiger: 
AvaleM.1284 400,- — a) Banken ....... 2.017 500] — 
b) Tochtergesellsch.| 5 798 845117 


c) Verschiedene... 12 206 117!45 
Avale M. 1284400, — 
Gewinn-u.Verlust-K | 2 344 129/58 


12 429 108 ı8 12 439 1UB|18 
Gewinn- und Verlust-Konto für 1917/18. 


"Haven. 


Soll. A M 4 
Allgemeines Spesen- A&ewinn-Vortrag ...ı 247483121 
ONtO »...2.....] 1909 382/96|| Erträgrisse a. Fabri- 
Steuern und Ver- kation, Handels- 
sicherungen......|. 550442/5P||| geschäften, Betei- 
Bilanz-Konto ......| 2344 12P|58]|| ligg. u. Zinsen .:.| 4 556 471192 
4 803 yool all] 4 803 y50| 18 
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Es ist eure Pflicht, 
nichis unversucht zu lassen. 
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11 000 000) — 


| Preussische Borlen- Credit Aetien- Bank 


Berlin W.9, Vossstrasse 66 


Privilegiert durch Königlichen Erlass vom 21. Dez. 1868. 
Aufsicht der Prenssischen Staaisregierange Be. 


Aktien-Kapital am 31. Der 1918 . 
Reserven am 31. Dez. 1918 

Erworb. Hypotheken am 31. Dez. 1918 „, 
Pfandbriefe im Umlaufam 31. Dez.1918 N 


. M. 30,000,000 
. rund „ 15,470,000 
‚‚ 438,355,000 
Y 417,247,000 2 


Aktiengesellschaft Lichtenberger Wollfabrik 
Berlin-Lichtenberg, 


Die am 10. März 1919 einberufene Generalversammlung hat 
beschlossen, dass von dem ausgewiesenen Gewinn von M. 120523,88 


nach reichlichen Abschreibungen und Rückstellungen eine sofort 
fällige Dividende von 7 pCt. zur Verteilung gebracht wird. 


Dieselbe ist zu erheben . 
bei der 


Geseillschaftskasse Berlin -Lichten- N 2: I 


berg, Rittergutstr. 121-122, _ 


sowie bei der 


Bankfirma Ca sch Simon & Co, 


Kommanditgesellschaft, Berlin, re 


strasse 54-55. 


Der Vorstand. 


Gebr. Krüger & Go, 


Aktiengesellschaff. 
Bilanz am 31. Dezember 1918. 
Aktiva, M. 1 
Grundstücke ........ 427 5001 — 
Gebäude .......... 1 013 200 — 
Werkzeng - Maschin. 
und Werkzeuge..| 125600, — 
Giesserei-Einrichtgn 1— 
Elektr. Licht- und 
Kraftanlage ..... 1j— 
Utensilien ......... 1— 
Modelle ........... 1— 
Dampfkesselanlage.. ee 
Fuhrwerk ......... 1— 
Beteiligungen ...... 1.000 0001 — 
Waren. 2.2... 20% 294 27941 
Konto-Korrent -For- 
derungen ...=.... 877 731192 
Bankguthaben...... 977.216|33 
Wertpapiere........| 2679 78:50 
ABO. 0. ...0 oh 8725142 
Kaution........... 25U0— 
Vorausbezahlt.Feuer- 
versich.-Prämie... 


5 786 20 


6H817 33: 8 


Passiva, 7 
Aktienkapital ....... 3.000 000| — 
Hypotheken ....... 509 000 
Gesetzl. Rücklage..| 711 337|77 
Sonder-Riicklage I.. 90 0001 — 
Sonder-Rücklage II.| 200 0001— 
Unerh. Dividende .. 1880| — 
Konto - Korrent - 

Schulden ........| 1829 887179 
Talonsteuer ....... 15 000) — 
Reingewinnn ......i 690 227122 

6 817 832|78 


1 Amortisationsfonds . 


Bilanz am 31. nes 198. ? 


Aktiva. 
Grundstücke....... 
Grubenwerte 
Werksanlagen ..... 
Assekuranz ........ 
Bestände.......... 
Kasse und Effekte, 
Ko.-Korr.-Debitoren 


Pr aBs-Väe - 
Aktienkapital...... 
Reservefonds 


Teilschuldverschr. .. 
Teilschuldverschrgn.- 

Einlösung ........ 
Hypotheken........ 
Anleihezinsen..... 


Talonsteuer-Rückl. . 
Aktien-Erlös 
Später fällige Reste 
Ko.-Korr.-Kreditoren 
Gew.- u. Verl.-Kto. 


..o.0.0. 


Lichtenau, (Bez. re 
-... den 3. Dezember RR, 


„GLÜCKAUF® 


Actiengesellschaft 
für Braunkoblsnr EEE 


Oscar Schatz EB 


Die auf 9% fostgesetate Dir. 
dende gelangt mit M. 135.— 2‘ 
bezw. M. 90.— ausser bi der 
Gesellschaftskasse bei den 
Bankfirmen A. Ephraim und 
Oscar Heimann & Co, 
Berl sofort zur r Auszahlung, 
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Aufsätze. Be i schaftsverbände liegen, von denen sie ausgehen. 
| |! Der unglückliche Ausgang des Krieges und der 
Aussenhandels-Auskunfts-Amt. | nahezu völlige Zusammenbruch unserer gesamten 
Von Regierungsrat Dr. Kurt Brandstätter, Berlin, Volkswirtschaftmacht esnotwendig, unseren Aussen- 
Die private und insbesondere die amtliche handel auf möglichst breiter Grundlage wieder 
 Organisationstätigkeit zur Wiederaufnahme und | aufzubauen. Andernfalls ist an eine baldige Ge- 
Förderung des deutschen Aussenhandels ist er- | Sundung unserer Wirtschaft und die Wohlfahrt 
freulicherweise in vollem Gange. Bei der täglich |, des gesamten Volkes nicht zu denken. 
zunehmenden Knappheit an Lebensmitteln und Für das Reich besteht die Pflicht und die 
Rohstoffen wird von immer weiteren Kreisen die | Möglichkeit, durch eine zweckentsprechende amt- 
gebieterische Notwendigkeit erkannt, den Aussen- | liche Organisationstätigkeit zur Erreichung des 
handel mit allen Mitteln zu betreiben. Ohne | Ziels der Verbreiterung unseres Aussenhandels 
Aussenhandel bekommen wir keine Lebensmittel, | beizutragen. Zu den Aufgaben der amtlıchen 
die zur Ernährung des gesamten Volkes dringend | Stellen wird es gehören, auf die Beteiligung 
notwendig sind. Ohne Aussenhandel erhalten | möglichst vieler Firmen am Ausfuhrhandel hinzu- 
>, wir keine Rohstoffe, welche die Industrie zur wirken, indem sie weite Kreise der heimischen 
Beschaffung von Arbeitsgelegenheit benötigt. Kann | Industrie und des Handels auf die Ausfuhrmöglich- 
der Äussenhandel nicht in vollem Umfang wieder | keiten aufmerksam machen und am Export inter- 
belebt werden, so ist Hunger und Arbeitslosigkeit | essieren. Die amtlichen Stellen vertreten nicht 
die unausbleibliche Folge, Die Bestrebungen zur das Interesse einzelner Firmen, sondern haben 
Förderung unseres Aussenhandels sind umso be- | die Förderung der gesamten nationalen Wirtschaft 


'gründeter, je mehr das feindliche Ausland Mass- | im Auge. Für sie kommt nicht das Konkurrenz- 

‘ nahmen ergriffen hat, den deutschen Aussenhandel | bestreben des einzelnen Ausfuhrunternehmens in 
3 zu unterbinden und die deutsche Geschäftswelt Betracht, das oft dahin geht, anderen Firmen die 

. vom Weltmarkt zu verdrängen, Anteilnahme an dem Exporı zu erschweren oder 


- Die private Organisationstätigkeit zur Wieder- | die Ausfuhrmöglichkeit ganz zu nehmen, um die 
anknüpfung und Vertiefung der durch den Krieg | Geschäfte allein machen zu können. Der Wider- 
unterbrochenen Wirtschaftsbeziehungen mit dem | stand, der den Bestrebungen auf amtliche Förderung 
Ausland hat bei uns bereits mit einer Umsicht | des Aussenhandels gerade aus den Kreisen der 

- und Rührigkeit eingesetzt, die guten Erfolg erhoffen | beteiligten Wirtschaftsgruppen entgegengesetzt 
lässt. Doch darf man nicht ausser Acht lassen, | wurde, ist neben anderen Gründen vielfach auf 
dass die von privater Seite ergriffenen Mittel zur | den Konkurrenzneid zurückzuführen. Insbesondere 
Förderung des Aussenhandels hauptsächlich im | haben grosse Exportfirmen, die ihre eigenen 
re ee Einzelunternehmen oder Wirt- | Organisationen im Auslande schon haben, kein 


x 
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Interesse an amtlichen Einrichtungen, sofern hier- 
mit beabsichtigt ist, allen inländischen Betrieben 
Gelegenheit zu geben, Aufschluss über Ausfuhr- 
möglichkeiten zu erhalten. Von den amtlichen 
Einrichtungen werden namentlich die mittleren 


und kleineren Betriebe Gebrauch machen, die sich 


bisher im Ausfuhrgeschäft noch nicht betätigt 
hatten. Aber gerade die Beteiligung auch dieser, 
der Zahl nach: iberwiegenden Unternehmungen 
am Aussenhandel ist bei der gegenwärtigen Lage 
unserer Wirtschaft dringend erwünscht und liegt 
im Interesse des Volkswohls. Die Entwickelung 
auf dem Gebiet der amtlichen Fürsorge für den 
Aussenhandel hat im Laufe der Kriegsjahre sicht- 
bare Fortschritte gemacht. Der Syndikus der 
Korporation der Kaufmannschaft Berlin, Professor 
Dr. Apt, hat als einer der ersten die später tat- 
sächlich vorgenommene Umgestaltung der in 
Betracht kommenden Reichsbehörden grossenteils 
vorausgesehen. Er hat in ausgezeichneten Auf- 
sätzen, die in der Deutschen Wirtschaftszeitung 
vom 15. April, 1. und 15. Mai 1916 veröffentlicht 
sind, die Notwendigkeit eines Zentralamts zur 
Förderung des deutschen Aussenhandels erkannt 
und die Aufteilung des Reichsamts des Innern in 
eirı Reichswirtschaftsamt und ein Reichsarbeitsamt 
angeregt. Ausserdem hat er sich für die Schaffung 
eines Aussenhandelsamts eingesetzt“) Vor dem 
Krieg waren zur Behandlung der einschlägigen 
Fragen vorzugsweise die handelspolitische Ab- 
teilung des auswärtigen Amtes und das Reichsamt 
des Innern zuständig. Das Reichsamt des Innern 
hatte einen zu grossen Geschäftskreis, um den im 
einzelnen gestellten Aufgaben auch nur einiger- 
massen gerecht werden zu können. Bei der zu- 
nehmenden Bedeutung der wirtschaftlichen An- 
gelegenheiten wurde zunächst durch Erlass vom 
21. Oktober 1917 (R.-G.-Bl. S. 963) vom Reichsamt 
des Innern das Reichswirtschaftsamt abgezweigt. 
In der wirtschaftspolitischen Hauptabteilung des 
Reichswirtschaftsamts werden u. a. die den Aussen- 
handel berührenden Fragen bearbeitet, insbesondere 
der wirtschaftliche Nachrichtendienst, die Pro- 
duktionsverhältnisse des In- und Auslandes, die 
Statistik des Warenverkehrs mit dem Ausiand, 
deutsche Handelskammern im Ausland, Handels- 
sachverständige und deren Berichte und das 
Auskunftswesen. Vom Reichswirtschaftsamt hat 
man später noch die sozialpolitische Hauptabteilung 
getrennt und sie dem durch Erlass vom 4. Ok- 
tober 1918 (R.-G.-Bl. S. 1231) neu errichteten 
Reichsarbeitsamt überwiesen. Das Reichsarbeitsamt 
wurde vornehmlich zur Bearbeitung der auf sozial- 


*) Aussenhandelsamt. Leipzig 1916, Quelle & Meyer. 
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politischem Gebiet sich ergebenden Fragen ge- 
gründet. Nunmehr beabsichtigt man noch ein 
Aussenhandelsauskunftsamt ins Leben zu rufen, 
das dem Auswärtigen Amt angegliedert werden 
soll. Das Aussenhandelsauskunftsamt ist gegen- 
wärtig noch in der Entwickelung begriffen. Wenn 
mit der Gründung des neuen Amtes eine Zusammen- 

fassung aller die amtliche Unterstützung des Aussen- 
handels betreffenden Einrichtungen und eine tat- 
sächliche Förderung des Aussenhandels erreicht 
wird, so kann die Gründung nur begrüsst werden. 


‘ Bisher haben die am Ausfuhrgeschäft interessierten 


Kreise der amtlichen Tätigkeit zur Förderung des 
Aussenhandels wenig Lob gespendet, ja vielfach 
den Erfolg völlig abgesprochen. Die scharfe Kritik 
war zum grossen Teil nicht unbegründet. Die 
Ursachen des Versagens der amtlichen Fürsorge 


für den Aussenhandel lagen in der mangelhaften RR 


Organisation und der unrichtigen Auswahl der 
Beamten. 

Die amtliche Organisation zur Ford des 
Aussenhandels muss aufgebaut werden auf einem 
umfassenden, tief in die Materie eindringenden 
Wirtschaftsnachrichtendienst, welcher der heimi- 
schen Geschäftswelt brauchbare und wertvolle 
Fingerzeige zur Verfügung stellt. Seither lag die 
Beschaffung von Nachrichten über die Wirtschafts- 
verhältnisse im Ausland fast ausschliesslich in 
Händen der Konsuln. Die Berichte der Konsuln 
waren mangelhaft und für den Exportlustigen 
Die Berichte müssen fiber die 
gesamten Wirtschaits- 
des Auslandes Aufschluss geben und genaue 
Einzelangaben enthalten, die der Export-Kaufmann 
unmittelbar geschäftlich ausnutzen kann. Zur 
Abfassung solcher Berichte sind allerdings nur 


Persönlichkeiten imstande, die sowohl das Wirt- | 


schaftsleben des Auslandes, als auch die heimische 
für den Export in Betracht kommende Industrie 
eingehend kennen. Die für unsere Konsuln vor- 
geschriebene Vorbildung ist hierzu nicht genügend. 
Abgesehen davon sind unsere Konsuln mit anderen 
Geschäften auf zivilrechtlichem, strafrechtlichem 
und völkerrechtlichem Gebiet derart überlastet, 
dass ihnen die wünschenswerte eingehende Bericht- 
erstattung über die wirtschaftlichen Verhältnisse 
nicht zugemutet werden kann. Soll der Aussen- 
handel von Amts wegen wirksam unterstützt 
werden, so müssen wirtschaftlich besonders vor- 
gebildete und mit der Praxis vertraute Sachver- 
ständige für die einzelnen Länder zum Zweck 
des Nachrichtendienstes bestellt werden. Die 
Sachverständigen müssen ihrerseits wieder in dem 
ihnen zugewiesenen Arbeitsfeld eine Reihe von. 
Unterorganen zur Beobachtung der chen Ver- i 


und Handelsverhältnisse 
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hältnisse und Sammlung von Nachrichten unter- 
halten. Nur wenn ein ganzes Netz von Sach- 
verständigen nebst Beobachtern, Vertrauensleuten 
und Berichterstattern über das ganze Gebiet des 
Auslandes gespannt ist, kann von der amtlichen 
Tätigkeit zur Förderung des Aussenhandels ein 
Erfolg erwartet werden. Deutschland hat bereits 


eine Anzahl von Handelssachverständigen bei - 


einigen seiner auswärtigen Vertretungen bestellt. 
Die Zahl ist jedoch viel zu gering. Es muss für 
jedes politisch begrenzte Land oder bei grösseren 
Staaten für jedes grosse Wirtschaftsgebiet ein 
Sachverständiger hinausgeschickt werden. Für 
die Sachverständigen muss ein hohes, über den 
Rahmen der allgemeinen Beamtenbesoldung 
hinausgehendes Gehalt ausgeworfen werden, damit 
sich zur Stellenbesetzung auch wirklich erstklassige 
Kräfte melden. Denn nur solche Männer sind 
den äusserst schwierigen Aufgaben, die an sie 
gestellt werden müssen, gewachsen. Es empfiehlt 
sich für. die einberufende Reichsbehörde, die 
heimischen Wirtschaftsorganisationen, insbesondere 
die Handelskammern aufzufordern, Vorschlags- 
listen von geeignet erscheinenden Bewerbern zur 
. Besetzung der einzelnen Posten einzureichen, 
damit die Auswahl der Anwärter eine möglichst 
grosse ist und die beste Gewähr dafür gibt, den 
richtigen Mann an den richtigen Platz zu stellen. 
Derart ausgewählte Personen werden auch in der 
Lage sein, die erforderlichen Berichte heimzu- 
senden, die geeignet sind, der heimischen In- 
* dustrie neue Absatzgebiete zu erschliessen. Der 
‚Exporteur muss fortlaufend unterrichtet werden 
von der gesamten Markt- und Wirtschaftslage des 
Landes, in das er verkaufen will. Dazu müssen 
die eingesandten Berichte Angaben erhalten, ob, 
für welche Mengen und für welche Arten von 
Waren Bedarf vorhanden ist und welche Preise 
hierfür erzielt werden können. Die Preise, welche 
die anderen Konkurrenzländer verlangen und er- 
halten, und die Mengen der eingeführten Waren 

y Ferner sind die 
Transportgelegenheiten, die entstehenden Kosten 
für die Beförderung, für Zoll usw. zu berichten. 
Ausserdem sind ortsansässige Leute oder Firmen, 
die sich als Reisende oder Vertreter für deutsche 
Exporthäuser bestimmter Branchen eignen, zu be- 
zeichnen und ebenso einheimische Firmen, die 
- sich mit dem Vertrieb der einzuführenden Waren 
befassen. Die Verkaufsgelegenheiten müssen 


rasch in die Heimat übermittelt werden, damit 


nicht"die Konkurrenz’zuvorkommt. Es ist zweck- 
- mässig,.dass die amtlichen Sachverständigen und 
ihre Unterorgane ein Verzeichnis von Adressen 


E 


nebst Angeboten mit Preisangabe deutscher Firmen 
führen, um den ausländischen Interessenten sofort 


‚auf die in Betracht kommende deutsche Firma 


aufmerksam machen zu können. Es empfiehlt 
sich auch, neben den Preislisten, soweit angängig, 
Muster der angebotenen Ware vorrätig zu, halten. 
Kann der ausländische Kaufliebhaber durch Be- 
sichtigung des Musters von der Güte der Ware 
sich sofort überzeugen, wird er zur Bestellung 
eher geneigt sein. Solche Exportmusterlager 
sind am Amtssitz des Sachverständigen zu er- 
richten. Die Müster wären von den am Export 
beteiligten Unternehmen kostenlos zur Verfügung 
zu stellen. 

Die nach diesen Gesichtspunkten aufgestellten 


' Berichte müssen nach Eingang in der Heimat in 


der amtlichen Zentrale gesammelt und in einem 
Archiv aufbewahrt werden. Es ist ein nach 
Ländern und den auszuführenden Waren ge- 
ordnetes Nachschlageverzeichnis anzulegen, in 
dem auf die Berichte zwecks Einholung einer 
näheren Information hingewiesen ist. In dem 
Archiv sind auch die Berichte zu sammeln, die 
aus in- und ausländischen Zeitungen, Fachzeit- 
schriften, privaten und amtlichen ausländischen 
Mitteilungen gewonnen werden. Die gewonnenen 
Informationen sind in derselben Weise wie die 
eigenen amtlichen Berichte über das Ausland zu 
ordnen und in dem Nachschlageverzeichnis zu 
vermerken. Wird nun von einem Interessenten 
eine Auskunft über die wirtschaftliche Lage eines 
Landes oder die Absatzmöglichkeit eines be- 
stimmten Artikels in irgend einem Lande ver- 
langt, so braucht nur in dem Nachschlagever- 
zeichnis nachgesehen werden, um die Informations- 
quelle zu erfahren und die Auskunft geben zu 
können. 

Die Wirtschaftsnachrichten, die in der amt- 
lichen Zentrale eingehen, müssen in geeigneter 
Weise an die Interessenten weitergeleitet werden. 
Soweit die Nachrichten im Hinblick auf die aus- 
ländische Konkurrenz vertraulich zu behandeln 
sind, hätte ihre Weitergabe entweder unmittelbar 
an eine persönliche Adresse oder mittelbar durch 
die ‘Wirtschaftsorganisationen, namentlich die 
Handelskammern, zu erfolgen. Daneben sind in 
amtlichen Mitteilungen die Wirtschaftsnachrichten 
zu veröffentlichen. Bisher hat das Reichswirt- 
schaftsamt die Nachrichten in dem „Deutschen 
Handels-Archiv“ und in den „Nachrichten für 
Handel, Industrie und Landwirtschaft“ herausge- 
geben. Diese Veröffentlichungen haben aber in der 
Geschäftswelt wenig Interesse hervorgerufen, weil 
sie fast ausschliesslich nur trockenes Tatsachen- 
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material bringen. Die Veröffentlichungen müssen 
so abgefasst werden, dass sie anregend auf den 
Leser wirken und in ihm den Wunsch wachrufen, 
sich am Export zu beteiligen. Ist einmal der 
Unternehmer für den Export interessiert, dann 
wird er sich an die amtliche Auskunftsstelle 
wenden müssen, wo er die erforderlichen näheren 
Angaben und Ratschläge erhalten kann. Hierauf 
ist in den Veröffentlichungen hinzuweisen. 


Der Aufgabenkreis, der den Beamten in dem 
Aussenhandelauskunftsamt gestellt ist, ist nicht 
einfach. Die Beamten müssen in der Lage sein, 
die eingehenden Nachrichten zu sichten und die 
Gesichtspunkte herauszuschälen, die den Aussen- 
handel fördern können. Bei der Stellenbesetzung 
‚darf nicht die Vorbildung oder sonstige allge- 
meine Tüchtigkeit des Anwärters entscheidend 
sein. Diese beiden Voraussetzungen allein ge- 
nügen nicht zur erfolgreichen Beurteilung der 
für den Aussenhandel in Betracht kommenden 
Verhältnisse. Es sind nur Personen geeignet, 


die eine besondere Begabung und Interesse an 


den wirtschaftlichen Angelegenheiten haben. Nicht 
jeder sonst noch so gewissenhafte und fleissige 
Verwaltungsbeamte, Kaufmann oder Techniker ist 
dazu befähigt. Neben der beruflichen Ausbildung 
und Tüchtigkeit muss noch ein angeborenes Fein- 
gefühl vorhanden sein, die wirtschaftlichen Vor- 
gänge im Weltverkehr in ihrer Ursache, unmittel- 
baren Wirkung und Tragweite für die künftige 
Entwickelung zum Zweck der Möglichkeit einer 
geschäftlichen Ausnutzung rechtzeitig und schnell 


zu erkennen. Ein bürokratisch veranlagter, klein- _ 


lich denkender Kopf wird in der Regel hierzu 
nicht zu gebrauchen sein, Die Beamten dürfen 
sich nicht von der Aussenwelt abschliessen, sondern 
müssen in ständiger engster Fühlung mit den 
‚beteiligten Wirtschaftskreisen bleiben, um deren 
Wünsche und Ziele kennen zu lernen. Der Ver- 
kehr zwischen Beamten und Geschäftswelt muss 
sich in natürlichen Formen bewegen, und zwang- 
lose Aussprachen ermöglichen. Die sachliche 
Besprechung darf nicht vor lauter Beachtung von 
Formalitäten leiden. Durch ein zurückhaltendes 
auf Wahrung äusserer Formen streng bedachtes 
Wesen des Beamten wird in dem vor der Be- 
hörde erschienenen Kaufmann oder Industriellen 
das zu einer offenen Aussprache erforderliche 
Zutrauen nicht erweckt werden. Nachteilig für 
‚das gegenseitige Verständnis wirkt es auch, wenn 
der Beamte in übertriebener Sorge, sich nicht 
festlegen zu dürfen, seine Ansicht nur sehr 
diplomatisch äussert, d. h. mit vielen Worten 
nichts sagt. Für ein erspriessliches Zusammen- 


Tätigkeit nicht versagt bleiben. 
.der Geschäftswelt über mangelndes Verständnis 


zeigt ein anderes Bild. 


wirken von Behörde und Geschäftswelt müssen 


Beamte ausgewählt werden, die es verstehen, den 


gegebenen Verhältnissen in gefälliger Weise sich 


anzupassen. Dann wird ein Erfolg der amtlichen 


und Unterstützung werden verstummen. 


Die Wirtschaft der Bolschewiki. 
Von Professor Dr. Jul. Hirsch, Cöln, zurzeit Berlin. 


Die jetzt vorliegende erste Veröffentlichung 
des für grosse Aufgaben gegründeten Ost-Europa- 
Instituts in Breslau, herausgegeben von dessen 
wirtschaftlichem Beirat Dr. Kaplun-Kogan*), stellt 
eine Zusammenstellung russischer Zeitungsaufsätze 
vom Oktober 1917 bis September 1918 dar. Aus 


Die Vorwürfe. 


vier Zeitungen, je zwei bolschewistischen und zwei 


kadettischen, sind Dekrete, Aufrufe und kritische 


Artikel über das bolschewistische Wirtschaftsleben 
zusammengestellt; aber die Zusammenstellung ist 


so, dass sich ein eigenartig geschlossenes Bild 
ergibt, 
Gedanken anregt. 


Was will der Bolschewismius? Seinem Pro- A 


gramme nach will er den Sozialismus, aber nicht 
hervorgehend aus dem Willen einer Volksmehrheit, 
sondern aus der Diktatur des Proletariats. 


und dass dieses Bild wieder seltsame 


‚Bi: 


will, wie Lenin sagt, den Sozialismus, aber nicht ä x 


die Demokratie. 


bisherigen Unterdrücker unterdrücken. Wenn es 


erst keine Ausbeuter mehr gibt, so wird sach 
keine Ausgebeuteten mehr geben, und die al 
.gemeii.e Harmonie der sozialistischen Gesellschaft 


Demokratie nach ihm ist ein 
Mantel für alles und zumal einer, unter dem sichdie 
Herrschaft des Kapitalismus besonders gern verbirgt, ae 
Deshalb muss das Proletariat die Herrschaft n 
die Hand nehmen, muss als die grosse unterdrückte 
Masse zunächst den Spiess umkehren, muss die 


wird sich in jener zweiten Stufe des Sozialismus, 


wenn nämlich die Periode der Unterdrückung dr 
aus sich se Fre 


früheren Ausbeuter vorüber ist, 
entwickeln. 
Sozialismus ist das Ziel. 


Bürokratie, überhaupt keinerlei „Kratie“, 
Herrschaft irgend einer Schicht, 


So der Grundgedanke; aber die Durchführung 
Sozialismus nämlich ist 


> Dr. Kaplun-Kogan, Russisches Wirtschaftsleben seit SR is 
nach russischen Zeitungen. ea 


der Herrschaft der Bolschewiki; 
Verlag Teubner, Berlin und EIEpAR 1919, XII und 266 Ss 


Demoknaile aid Ber 
sich dabei überhaupt nicht ergeben, sondern ll- 
gemeine Freiheit und keine Aristo-, Demo- oder 

‚keine 


m 


im Grunde genommen ein System der industriellen 
Arbeit so gut wie der Kapitalismus. Er will nur 
die Macht- und die Eirtragsverhältnisse einer 
wohlgeordneten, arbeitenden Industriewirtschaft 
anders verteilen. Aber industrielle ‚Arbeit will er 
treiben, heute so gut wie gestern. 

"Was istaber tatsächlich dabei herausgekommen? 
Immer deutlicher kristallisiert sich der Wille der 
aufgewühlten Massenseele des städtischen und 
ländlichen Proletariats: der Bauer will Land, will 
Arbeitsgeräte, will schaffen. Der Städter will 
mehr Lohn, mehr Anteil an den Gütern der 
industriellen Arbeit, aber er will immer weniger 
und schliesslich gar nichts arbeiten. So lässt 
- sich das innerste Ziel dieses seltsamsten Sklaven- 

 aufstandes aller Zeiten dahin kennzeichnen : 

Kampf gegen die industrielle Arbeit, 
verbunden mit den Willen, die Ergebnisse 
dieser Arbeit zu geniessen. 


Auf weite Strecken hin kommt die bolsche- 
wistische Ideenwelt diesem dumpfen, instinktiven, 
aber die Massen ganz beherrschenden Bestreben 
entgegen. Sozialistisch ist der Gedanke der 
Expropriation der Expropriateure. Expropriiert 
man sie, so nimmt man ihnen ja die Erzeugnisse 
der industriellen Arbeit und gibt sie den Arbeitern. 
In Russland nennt man das „nationalisieren“. 
In Deutschland hat man es zeitweilig „sozialisieren‘ 
genannt. Uebergibt man die Leitung der Fabriken 
den Arbeitern, so nehmen sie, was ihnen behagt, 
und arbeiten, so viel ihnen -behagt, d. h. immer 
weniger. Es sinkt die Arbeitsleistung, es steigt 
der Lohn, so lange die Notenpresse noch ar- 
beiten kann. 

Auf dem Lande ist in Russland dis Bild 
nicht so klar. Gewiss verkündet ein Dekret die 
Aufhebung des Eigentums am Boden. Aber 
immerhin sagt schon dieses, dass Ländereien mit 
hoch entwickelten. Gartenpflanzungen und Baum- 
schulen nicht geteilt werden sollen. Man hat 
aber aus den hier gesammelten Artikeln 
den ziemlich deutlichen Eindruck, dass der Bauer 


Landhunger hat, und dass sich im übrigen auf 


dem Lande eher westeuropäische Besitzverhältnisse 
auszukristallisieren scheinen. Der Bauer verlangt 
fortgesetzt Arbeitsmaschinen, Ackergeräte, dazu 


auch Textilwaren — ein deutliches Zeichen dafür, 


dass er arbeitswillig ist. Der stärkste Beweis 
dafür: Die Herrschaft der Bolschewiki ist 
noch nicht zusammengebrochen, folglich ist 


schwere Hungersnot nur stellen- und zeitweise 


a wirklich vorhanden gewesen. Mit Stolz verkündet 
‚die „Prawda‘‘, dass die neue Ernte im Jahre 1918 
eingebracht ist, und an der sich anscheinend von 


. der Dorfarmut“ etwas ändern können. 


durchweg 


werden Zentralen gegründet, 


' Gedanke wird wieder verworfen, 
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selbst herstellenden Landverfassung hat offenbar 
weder die Sozialisierung noch jenes seltsame 
„Dekret von der Organisierung und Versorgung ' 
Dieses 
Dekret gibt nämlich den Dorfarmen das Recht, 
die Wucherer und Reichen zu 25 pCt. unter dem 
Höchstpreis von ihren Vorräten zu enteignen. 
Gibt es aber noch Wucherer und Reiche — und 
der Dorfwucherer war in der Tat in Russland bis 
zum Kriege hin eine Art offizieiler gesellschaftlicher 
Einrichtung —, so ist es eten auch mit der 
Sozialisierung auf dem Lande nicht weit her. 
All’ das freilich mit grossen Unterschieden! In 
Simbirsk berichtet man z B., dass alle staatlichen 
und landwirtschaftlichen Versuchsbetriebe, Baum- 


schulen und selbst Mühlen geraubt und geplündert 


sind, „Wälder und Gärten sind auf eine barbarische 
Weise ausgerodet, es gibt nichts mehr als freies 
Feld“. Bei alledem aber auch hier Kampf um 
den Boden, den .der Bauer besitzen, bearbeiten 
und folglich auch bestellen will. 


Freilich nur gegen eine entsprechende Gegen- 
leistung. Die Sowjetregierung hat auch ihr System 
derHöchstpreise Sie versucht zu rationieren,aber der 
Bauer zieht es dort wie auch gelegentlich anderwärts 
vor, seine Erzeugnisse im Schleichhandel zu ver- 
kaufen. So bleiben der bolschewistischen Regierung 
ausser den gesetzlichen Vorschriften zwei Wege: 
Requ'sition auf dem Lande, ausgeführt von be- 
waitneten bolschewistischen Banden, welche dann 
hernach das Getreide „unter den Kugeln der 
Weissgardisten“ in die Städte bringen; oder aber 
bei der allgemeinen Entwertung des Geldes der 
einfache Tausch. Da die städtische Industrie 
„nationalisiert“ ist, ihre Erzeugnisse 
also von der Regierung viel leichter erfasst werden 
können, als etwa landwirtschaftliche Produkte, so 
an welche” die 
Fabrikate abgeliefert werden sollen, und welche 
nun im amtlichen Tauschhandel die Erzeugnisse 
der Landwirtschaft hereinzubringen suchen. 

In den Städten freilich hat dieser Kampf 
gegen die industrielle Arbeit ganz offensichtlich 
Verheerungen zur Folge gehabt, die auf sehr 


lange: Zeit hinaus jede Hoffnung auf normale 


Zustände wohl unmöglich machen. Erstes Kenn- 
zeichen: Das ständige Sinken der Arbeitsleistung. 
Sehr bald nach Einführung des Bolschewismus 
beginnen die ernsteren Führer dieses Problem 
des Arbeitsertrages zu erörtern. Man legt den 
Gedanken zugrunde, wenigstens ein Mindestmass 
an Arbeitsleistung vorzuschreiben. Aber dieser 
weil dieses 
Mindestmass dann zugleich ganz selbstverständlich 
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auch das Höchstmass werden würde und ständige 


Herabsetzung der Mindestleistung das unaus- 
bleibliche Streben aller werden müsste. 

Man erörtert die Wiedereinführung des 
‚Akkordiohnes. Aber bei alledem wird schon im 
Mai 1918 der ganze Zustand wie folgt charak- 
terisiert: Eine Arbeit für ein bestimmtes Rohr, 


die vor dem Kriege 4!/4 Rubel kostete, erforderte _ 


damals 86 Rubel. Bei den Werken einer nationali- 
sierten Firma ist der Arbeitslohn auf das Vierfache 
gestiegen, die Produktivität der-Arbeit gleichzeitig 
auf 1/, gesunken, das macht eine Steigerung der 
Unkosten der Produktion auf das 16 fache. Auf 
den berühmten Putilowwerken versuchte man 


‘ landwirtschaftliche Maschinen herzustellen; aber 


der gewöhnliche Bauernpflug, den die Werke vor 
dem Kriege für 12 bis 13 Rubel verkauften, kostet 
jetzt in den sozialisierten Werken an die 1000 Rubel. 


Das Problem der Sozialisierung von Werken 
zeigt in Russland überhaupt Seiten, die man in 
Deutschland bisher noch nicht recht beobachtet 
hat. Bei uns hat man in Braunschweig und 
anderswo sich erst mit der Frage herumgeschlagen, 
wie die Entschädigungen für sozialisierte Werke 
zu bemessen sind. Mit solchen Kleinigkeiten 
begann man in Russland nicht erst. Der Besitzer 
war reichlich entschädigt, wenn er am Leben 
bleiben durfte. Das Anlagekapital war schon da, 
und die Verwaltung übernahm die Arbeiterschaft, 
welche zufällig gerade in diesen Werken beschäftigt 
war. Aber woher nun Betriebskapital nehmen? 
Hohe Löhne waren die selbstverständliche Vor- 


aussetzung der neuen Zeit, kleine Arbeitsleistungen _ 


und damit kleine Einnahmen die ebenso selbst- 
verständliche weitere Folge. Wer sollte aushelfen? 
Nun, die Werke waren ja nationalisiert, gehörten 
also theoretisch dem Staate, folglich, wenn bei 
Lohnzahlungen kein Geld in der Kasse war, 
mussten die Staatskassen herhalten. Das geht 
eine Weile; aber doch nur so lange, wie Geld 
da ist oder gedruckt werden kann. Aber schliesslich 
musste auf solche Zahlungen doch ein Antrag 
gestellt, dieser musste geprüft, beurteilt, genehmigt 
‘werden, und während dieser‘ Stockungen war 
kein Lohn da. Kurzerhand verfuhr dann die 
Arbeiterschaft gelegentlich so, dass sie das Eigentum 
der Fabriken und Werke stückweise zu verkaufen 
anfing: Webstühle, Säurekessel u. a. sollten ab- 
gerissen werden. Die Rüstungsindustrie muss 
dort wie anderswo schliessen. So beginnt ein 
Verfall der Industrie und ein Steigen der Arbeits- 
losigkeit, dem durch die Schaffung der Roten 
Armee wohl nur zeitweilig und künstlich abgeholfen 
werden konnte. 


Und schon im Mai 1918 findet 
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auch die bolschewistische „Prawda“ dieses ganze 
Vorgehen der Nationalisierung bedenklich. Sie 
sagt: „Bei einer solchen Nationalisierung erhält 


der Staat unter allen Umständen ein blutleeres | 


und verkrüppeltes- Unternehmen.“ 

Alle diese ungeheuerlichen Zustände hätten 
sich nicht entwickeln können, wenn nicht das 
Geldwesen in einem Masse zerrüttet wäre, wie 
es die Weltgeschichte wohl bisher bei keiner 
Verkehrswirtschaft gekannt hat. Wenn auch 
freilich in anderen Staaten die Entwicklung auf 
ähnliche Wege deutet! Zur Schaffung von Geld 
gehört ja heute nur mehr Papier nebst einigen 
Druckplatten. Geld ist in grossen Massen ge- 


druckt worden, und die anscheinend gelegenlicb 
etwas zurückhaltende Politik. der zur Volksbank 
umgewandelten Genossenschaftszentrale musste 


immer wieder aus einfachen Regierungsnotwendig- 
keiten durchkreuzt werden. = 


Im Lande selber verfuhr man noch einfacher. * 
einem Orte werden 50 Bürger zu je 3000 Rubel 
Strafe verurteilt, weil sie eine bestimmte Zu 
nicht abonniert hatten. Im anderen” wird eine 
Anleihe von !/s Million Rubel aufgelegt: „wer 
die Anleihe nicht zeichnet; wird verhaftet.“ So 
kommt es dahin, dass die russische Regierung: 


selber den Wert des Papierrubels gegenüber dem ' 


Goldrubel nur mehr wie 100 zu 4 ansetzt, also 
auf den 25. Teil von eins. Und wenn der 
Reichsschatzsekretär in Deutschland mitgeteilt hat, 


dass der jährliche. Reichsetat auf ungefähr 20 

so mag es 

vielleicht eine Art Trost sein, dass in diesen 
osten doch immerhin noch die Schuldzinsen des 


Milliarden Mark angewachsen ist, 


Reiches stecken. In Russland aber schätzt der 
Finanzminister die Ausgaben von nur einem 
halben Jahr auf 40 Milliarden Rubel, und darin 
sind keine Anleihezinsen mehr, denn alle An- 
leihen bis auf eine der Bolschewiki selbst sind 
gestrichen. 


Die Banken sozialisiert, die Börse Verben 0x 


— die „Prawda“ erklärt, dass „jeder Bauer weiss, 
dass jede Bank eine Bande von Wucherern und 
Marodeuren darstellt“ —, so findet sich die natur- 


notwendige Folge der Geldhamsterei, des Auf- 


speicherns kleiner Geldnoten, weil man fürchtet, 
dass die grossen einmal ausser Kurs gesetzt 
werden können. 
einer Papiergeldflut erstickendem Lande gelegent- 
lich so sehr an kleinen Noten, dass in Baku das 
Wechseln einer 1000-Rubelnote 2—3.0 Rubel 
Kosten verursacht hat. Aber vielleicht hat der‘ 
Kapitalist noch viel in den Schliessfächern ver- 
borgen, und so ee , also ‚die, allgemeine 
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Folglich fehlt es in diesem in - 
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Oeffnung des. Banktresors —_ übrigens nur mit 
mässigem Erfolge. In Moskau hat man insgesamt 
ungefähr 48'/; Millionen Rubel an barem Gelde 


gefunden. Und bei der Konfiskation von Familien- 


reliquien „spielten sich mitunter einige Szenen ab*. 
Bei alledem blüht natürlich auch der Schleich- 
handel des Geldwesens, die Winkelbörse, ob man 
gleich auch nicht recht erkennen kann, auf welche 
Hoffnungen hin die unermüdlichen Jobber jetzt 
noch ihre nicht mehr übermässig wertvollen 
Papiere gegeneinander handeln. Ä 
Der Warenhandel nach aussen ist nationalisiert; 
beim Binnenhandel versucht man es. Zentrale 
Handelsgesellschaften sollen den Austausch be- 
werkstelligen. Aber vorerst scheint es sich nur 
um Ansätze zu handeln. Auch die Konsum- 
genossenschaften, die in der ersten Zeit des 
Bolschewismus erstarkt waren, sind nicht mehr 
sonderlich zufrieden, denn auch ihre Läden und 
Kassen werden gelegentlich von den örtlichen 
Räten „nationalisiert“. In klassischer Deutlichkeit 
charakterisiert eine kadettische Zeitung die Wirkung 
all dieser Massnahmen. Dieses System „ertötet 
im Menschen den Trieb, Werte anzusammeln, 


nimmt ihm jede Initiative für eine produktive 


Anlage seiner Ersparnisse und zapft dem ohnehin 
geschwächten Organismus der Volkswirtschaft 
das letzte Blut ab“. So kommt bei steigenden 
Staatsausgaben schliesslich sogar die am meisten 
verpönte Steuermassnahme des kapitalistischen 
Systems wieder zu Ehren: Im Mai 1918 erklärt 
der Volkskommissar der Finanzen, es sei not- 
wendig, eine indirekte Besteuerung der Produkte 
des Massenkonsums einzuführen. 

Dass unter solchen Umständen die Verkehrs- 
mittel traurig darnieder liegen, dass weiter an 
einzelnen Stellen durch diese Desorganisation 
schauerliche Zustände geschaffen werden, ist 
schon öfter mitgeteilt worden. In Turkestan hat 
man schliesslich, wenn die Angaben richtig sind, 


_ mit dem Abschlachten von Menschen begonnen, 


um die Arbeitsunfähigen auf diese Weise aus der 
Verpflegung zu bekommen. Die Macht der 
Zentralregierung reicht wohl nicht so weit; ihren 
Einfluss kennzeichnet der Beschluss eines Kreis- 
rates, der den Schluss dieses Buches der selt- 
samsten sozialen Bilder darstellt: „Wir erkennen 
die zentrale Räteregierung nur in dem Masse an, 
als sie unseren Interessen entspricht. Eine Re- 
gierung, die unseren Ansichten widerspricht, 
können wir nicht anerkennen.“ | 

So ungefähr sind die Tatsachen, die aus 


_ diesem Buche der Zeitungsausschnitte vor uns auf- 


steigen. Das Buch zeigt zuerst die gesetzlichen Mass- 


\ 
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nahmen, die den Willen ausdrücken, nachher die 
Ausführung dazu. Sonderbar fällt bei den Dekreten 
und Erlassen noch die gänzlich unzulängliche Ge- 
setzestechnik auf. Diese Gesetze der'Räteregierung 
bewegen sich oft in so allgemeinen Ausdrücken, 
dass man sie beliebig verstehen kann. Die 
Strafbestimmungen stehen manchmal. in An- 
merkungen und überhaupt nicht an Stellen, wo 
sie hingehören, um rechtswirksam zu sein. 

Den Darstellungen fehlt manche grundlegende 
Aeusserung massgebender Führer, die in den 4 
Zeitungen nicht enthalten war. Im ganzen aber 
wird das bisher vorhandene Bild der Wırtschaft 


‚der Bolschewicki so sehr geklärt, abgerundet und 


damit zugleich auch so schreckhaft, dass man 
Werner Sombarts Ruf nur laut wiederholen kann: 
„Und jeder, der sein Volk lieb hat, wird alles 
daran setzen müssen, damit es vor den Irrtümern 
und den Gefahren des Bolschewismus bewahrt 
bleibe.“ (Sozialismus und soziale Bewegung, 
7. Aufl.) 

Wenn man nur gleich wüsste, wiel Denn 


.der wirtschaftliche Bolchewismus entspringt. gar 


nicht einem festen Ideenkreise oder irgendwie 
logischen Gedankengebilde, sondern aus einer 
seltsam einheitlichen Grundstimmung der Massen. 
Es ist die Feindschaft gegen die industrielle Arbeit, 
die wilde Auflehnung gegen die ewig abhängig 
machende Teilarbeit der Arbeitsteilung, die viel- 
leicht schon vor dem Kriege ein seelischer Grund- 
zug der Arbeiterbewegung war, € in den un- 
geheuerlichen Anspannüngen des Krieges aber 
sicherlich überall geworden ist. Schon scheint 
die Welle dieser gefahr- und rätselvollen Bewegung 
auch die Länder unserer Feinde ergriffen zu 
haben und noch sieht niemand, ob und wo sie 
abebben wird. Mit Ratschlägen und Rezepten 
gegen sie sind viele schnell bei ‘der Hand. Uns 
will scheinen, als ob man kaum erst begonnen 
hätte, Wesen und tiefste Ursachen dieser welt- 
umfassenden Wirtschaftsrevolution zu erkennen. 


Wirtschaft! 
Von Dr. Heinz Potthoff, München, 


Wir dürfen unsere Augen nicht ‚vor den 
Tatsachen verschliessen, sonst können wir durch 
die furchtbaren Schwierigkeiten der Gegenwart 
nicht durchkommen. Und Tatsache ist, dass 
wir ganz dicht vor dem allgemeinen Wirtschafts- 
bankerotte stehen. Die Schulden des Deutschen 
Reiches haben mit dem neuen, der Weimarer 
Nationalversammlung vorgelegten Riesenkredit 


- 


167 DEUTSCHE WIRTSCHAFTS-ZEITUNG 168 


die Höhe von 164 Milliarden erreicht, Ein- 
schliesslich der sonstigen Verbindlichkeiten des 
Reiches, der Bundesstaaten, Kommunalverbände 
und Gemeinden dürften 200 Milliarden über- 
schritten sein. Rechnet man dazu 80 Milliarden 
als Kapitalwert der Versorgung von Kriegs- 
teilnehmern und Hinterbliebenen, etwa die 
gleiche Summe für ‚„Wiedergutmachungen‘‘ in 
Belgien und Frankreich, so ist schon ohne Hinzu- 
rechnung der von den siegreichen. Feinden ge- 
forderten Kriegsentschädigungen die Summe 
erreicht, die man vor dem Kriege als National- 
reichtum Deutschlands, das heisst als Geldwert 
aller Sachgüter (einschliesslich des Bodens) be- 
rechnete, 

Wenn trotzdem das Geld im Lande über- 


mässig rollt — oder vielmehr flattert, wenn die 


höchsten Preise anstandslos bezahlt’werden, so 
beweist das nichts gegen die Verarmung unseres 
Landes. Denn was da umläuft, ist Papier, nichts 
als Kreditpapier. Ueber 100 Milliarden Kriegs- 
anleihescheine und über 40 Milliarden Geld- 
scheine aller Art. Diese Ueberflutung mit Papier 
ist einer der Hauptgründe für die Entwertung 
unseres Geldes. Im Auslande gilt die Mark 
kaum noch 35 Pfennige. Bei Goldschiebungen 
wird das 20 Mark-Stück mit 80—90 Mark Papier 
bezahlt. Das Ausland hält uns schon für 
bankrott, denn es pumpt uns nichts mehr, 
sondern kündigt auch unseren Grossbanken die 
Kredite. Wie lange wird es dauern, bis auch 
bei uns selbst der Glaube an unsere künftige 
Leistungsfäbigkeit, an unsere Arbeitskraft sein 
Ende erreicht und über Nacht der Zusammen- 
bruch unserer Wırischaft da ist? 

Dagegen helfen nur drei Mittel: Arbeiten, 
um Werte zu schaffen; Minderung der Staats- 
ausgaben, um die Diner denn zu verlang- 
samen; Herabdrückung der Preise, um der 
Entwertung des Geldes zu steuern, ein H:rab- 
gehen der Löhne auf einen Stand zu ermöglichen, 
der die Wirtschaftlichkeit der Betriebe und 
den Wetibewerb mit dem Auslande nicht 
von vornherein ausschliesst,. Dadurch allein 
wird auch eine Senkung der riesigen Unter- 
stützungssummen möglich, die in wachsendem 
. Masse Reicb, Staat und Gemeinde belasten. 

In falscher Einschätzung der wirtschaftlichen 
Notwendigkeiten und Mögliobkeiten, in Erwar- 
tung eines mit hoher feindlicher Entschädigung 
verbundenen Sieges haben wir ‚jahrelang de 
Schraube sich drehen lassen, mıt der Löbne, 
Uuter-tü zungen und Preise sich wechselseitig 
in die Höhe trieben. Heute müssen wir zurück- 


gewöhnt, dass alles, 
mehr leisten kann, dem Reiche aufgebürdet 


drehen, müssen mit allen Mitteln, und sei es 
mit gewaltsamen, ein Sinken der drei Faktoren 
bewirken. Sonst kann unsere Volkswirtschaft 
die Belastung nicht mehr aushalten. 

Ein Hauptmittel zur Senkung des all- 
gemeinen Preisstandes, die erste Voraussetzung 
alles weitern ist, bietet die Besteuerung der 
grossen Vermögen und Einkommen, 
die einmalge grosse Vermögensabgabe. Wenn 
alle Wohlhabenden um ein Viertel oder ein 
Drittel ibres Besitzes erleichtert, wenn die 
Kriegsgewinne möglichst ganz eingezogen und 
dabei der Finanzmarkt von 60 Milliarden Kriegs-. 


anleihe und vielen Mlliarden Papiergeld ent- | 


lastet wird, so dürfte die Fähigkeit zur Bezahlung 


von Phantasiepreisen ebenso abnehmen wie die 


Neigung dazu. Damit gewänne das Geld wieder 
einen höheren und festeren Wert. 


Aber die Tilgung eines Teiles der Schulden 
durch die Vermögenseinziehung ist. nur eine 
_ vorübergehende Hilfe, wenn nicht vorsichtiger 


gewirtschaftet wird. Der Krieg hat uns. daran 
was der einzelne nicht 


wird. Zuschüsse zu Rohstoffen, zu Baukosten, 
immer höhere Unterstützungen aller Art. Auch 


wo sie nicht unmittelbar vom Reiche gegeben, 


wurden sie von ihm in höheren Preisen geleistet. 
Das muss unbedingt aufhören, so weit es 'die 
Preise gesteigert bat. 
Preissenkung darf und muss das Reich noch 


Vor allem 


Nur zum Zwecke der En 


Opfer auf sich nehmen, zum Beispiel bei: de 


Verwertung der grossen Bestände an Metallen 

und anderen Rohstoffen, an Leder und Spion- 
. stoffen, an Bekleidungsstücken | usw. Irgendwo _ 
muss die Preismauer eingerissen werden, damit £ 
dann von dieser Stelle aus systematisch. weiter Rn 


abgebaut werden kann. 


Die Erwerbslosenfürsorge steht ar, kin, *) 
Mittelpunkte der Erörterung. Nicht mit Un- 


recht, denn sie ist wichtig; nicht nur der 


riesigen Summen wegen, die gegenwärtig n 
‚eine Million beschäftigungsloser Bürger be 


zahlt werden, sondern vor allem wegen ihrer 
Rückwirkurg auf die Löhne. 


Aber über der 


Notwendigkeit ihres Abbaues im Gleichschritte Bu 
mit der Senkung der Lebenskosten darf nicht 


übersehen werden, dass auch ein grosser Teil EW 
‚ des Unternehmertums heute eine Art von 
Erwerbslosenunterstützung bezieht, deren ‚Be... 
trag boch in die Millionen geht. N 


In vielen 
Industrien ist während des Krieges ein Teil 
der Betriebe still gelegt. worden. Auf ‚dem 


Wege der. ‚Ayadiziesung werden diese . still S 


Bar a a 
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liegenden Unternehmen von den arbeitenden 


_ entschädigt. Mittelbar war auch hier das 


Reich der Hauptzahler, weil er Hauptabnehmer 
der Erzeugnisse war. Im übrigen musste das 
Publikum in höheren Preisen die Kosten tragen. 
Auch diess reichliche Unterstützung ist ein 
Hemmnis der wirtschaftlichen Arbeit. Denn 
auch Unternehmer finden, dass Entschädigung 
bequemer sein kann als Wiederaufnahme eines 


unsicheren Betriebes. Deutschland aber kann 


sich solchen Luxus nicht gestatten. Es ist 
so arm geworden, dass es weder .arbeitsfähige 
Bürger noch arbeitsmögliche Betriebe für 
Nichtstun bezahlen darf. Was an Leistungs- 
fähigkeit in unserer Volkswirtschaft steckt, 


_ das muss jetzt heraus, Denn nur durch Arbeit, 
durch intensivste Arbeit können wir wieder 


vorankommen. Nur durch Arbeit können wir 
die Erzeugnisse schaffer, die wir verzehren 


wollen. Nur durch Arbeit können wir Werte 


schaffen, mit denen wir das uns Fehlende aus 
dem Auslande kaufen. Nur durch Arbeit können 
wir den Geist der Unordnung und Gesetzlosig- 
keit überwinden, der den jungen Volksstaat 
bedroht. Deutschland mag Geld ausgeben und 
neue Anleihen aufnehmen, um fruchtbare 
Arbeit ins Leben zu rufen; das wird unseren 
Kredit jenseits und diesseits der Grenze nicht 


schädigen. Aber aufhören muss die Häufung 


von Schulden zu unproduktiven Zwecken, wie 
sie durch die Kriegsverwüstungen, durch das 
Emportreiben der Preise, durch Zahlung von 
Unterstützungen dort, wo Arbeitsmöglichkeit 
vorhanden ist, besteht. Rationelle Wirtschaft 
ist die dringendste Forderung. 


Der Wiederaufbau unserer Eisen- 
bahnen. 
Von Dr.-Ing. Otto Blum, 


. Ord. Professor an der Technischen Hochschule Hannover. 


In einer von Oonrad Haussmann heraus- 
gegehenen Sammlung „Der Aufbau“, die bei 
‚der Deutschen Verlags - Anstalt in Stuttgart zu 
erscheinen begonven hat, gıbt der Verfass r gehalt- 
volle Anregungen für „Den Wiederaufbau u: seres 
Verkehrswesens“ (32 S., ıM.) Derauf die nächst-n 
Aufgaben wie auf fernere Zukunftsziele murig uud 
fschkundig hinweisenden Schrift sind die folgenden 
‚Ausführungen entnommen: 


Im Eisenbahnwesen müssen wir noch mehr 


als bisher auf die Wirtschaftlichkeit bedacht 


sein. Hierbei ist zu unterscheiden, welche 
Verkehrsleistungen bisher mehr Aunehmlich- 


| keit (Luxus) bedeuteten und daher herabge- 
mindert werden können, welche , dagegen 


— 


Erfordernisse des wirtschaftlichen Lebens 
darstellten und daher auch künftig geleistet 
werden müssen. Das erstere wird hauptsächlich 
auf den Personren-, das letztere auf den Güter- 
verkehr zutreffen. 

Im Güterverkehr können wir zunächst 
mit einer Abnahme der Mengen gegenüber den 
letzten Friedensjahren rechnen; denn wir sind 
so geschwächt, sind so wenig kaufkräftig und 
sehen ausserdem in manchen angrenzenden 
Ländern einen derartigen Niedergang der wirt- 
schaftlichen Kraft, dass wir mit einem Nach- 
lasen der Ein-, Aus- und Durchfuhr zu 
rechnen haben. Im Verkehr mit dem Osten 
haben wir allerdings — nicht sofort, aber in 
einigen Jahren — in mehrfacher Hinsicht einen 
Zuwachs für unsere Verkehrsstärke zu erwarten; 
denn diese Länder werden kulturell und wirt- 
schafılich noch mehr als früher nach dem 
Westen hinneigeen; sie werden. frei von den 


früheren Fe:seln ihres Wirtschafts- und Ver- 


kehrslebens, mehr erzeugen und wohl auch 
ihre Landwege, Wasserstrassen und Kleinbahnen 
besser ausbauen; sie werden, ebenso wie die 
Ukraine, deutsche Industrieerzeugnisse, be- 
sonders Transportmittel und landwirtschaft- 
liches Gerät, in erhöhtem Masse kaufen. 

' In allen östlichen Eisenbahnfragen be- 
deutet die im Krieg vollzogene Verschmelzung 
der ehemals westrussischen Bahnen mit dem 
deutschen Netz einen Kraftzuwachs. Ehedem 
hatten die russischen Bahnen (mit Ausnahme der 
Linie Alexandrowo— Warschau), der russischen 
verkehrsabschreekenden Tendenz entsprechend, 
eine andere (breitere) Spur, und die Zahl der 
Verbindungen zwischen dem russischen und 
deutschen Netz war zu gering; der Bau von 
Verbindungsstücken, deren Notwendigkeit, Kürze 
und Einfachheit sich geradezu aufdrängt, wie 
Marggrabowo—Suwalki oder Willenberg—Ostro- 
lenka, wurde planmässig verhindert (bei den 
Chausseen sehen wir übrigens dieselbe Er- 
scheinung). Der Verkehr wurde also durch 
das Umsteigen und Umladen verzögert, er- 
schwert und verteuert und für viele Landesteile 
auf grosse Umwege verwiesen. Jetzt ist die 
einheitliche (normale) Spur bis zur Düna und 
zum Stochod durchgeführt und die Umlade- 
bahnhöfe liegen nicht mehr an der deutschen 
Grenze, sondern bei Baranowitschi und hinter 
Kowel, ausserdem sind die Lücken durch den 
Bau vor Verbindungsstrecken geschlossen, von 
denen ausser den beiden obengenannten Linien 


besonders Memel—Libau (Prekuln) und Tilsit— 


Schaulen genannt seien. 

Diese Verschmelzung wird nicht nur den 
Osten Deutschlands und die Ostseebäfen be- 
fruchten, sie wird vielmehr auch den mass- 
gebenden Sammelpunkten des Personenverkehrs 
(Berlin) und des Ueberseeverkehrs (Hamburg) 
zugute kommen. 

Ia den Güterverkehrsbeziehungen mit dem 
Westen werden zuerst natürlich auch Rück- 
gänge zu verzeichnen sein. Doch dürfen wir 
hoffen, dass die Vorteile unserer geographischen 
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Lage bald wieder zur Wirkung kommen werden. 
Hierbei dürfen wir allerdings nicht annehmen, 
dass die gering- und mittelwertigen Güter über 
grosse Entfernungen im Durchfuhrverkehr durch 
Deutschland rollen werden; das haben sie aber 
auch früher nicht getan, da der Seeweg billiger ist; 
dagegen werden wir dem Verkehr hochwertiger 


und leichtverderblicher Güter und der Post. 


unserebesondereAufmerksamkeit widmen müssen. 

Auch im inländischen Verkehr sehen wir 
mancher Einbusse entgegen; denn wir haben 
ausser den 1 800 000 Helden, die wir in fremder 
Erdegebettet haben, noch einen grossen Menschen- 
verlust in der Heimat erlitten, und das gesamte 
Volk muss seine Lebenshaltung auf einen niedri- 


geren Stand einstellen; manche Erwerbszweige 


werden infolge der Schwierigkeit der Rohstoff- 


beschaffung ihre Erzeugung nicht auf den alten. 


Friedensstand bringen können. Notstandsmass- 
nahmen werden zunächst nur wenig im Sinn 
einer allgemeinen Befruchtung des Güterverkehrs 
wirken. Die innere Kolonisaıion wird in den 
ersten Jahren auch nur Transporte von Bau- 
stoffen und Dünger für die ersten Einrichtungen 
und das Nutzbarmachen der Moore und Oed- 
ländereien erfordern, die dauernde Verkehrs- 
zunahme, die auf der Erstarkung des platten 
Landes beruht, wird erst in einer Reihe von 
Jahren füblbar werden. Dagegen wird der 


Binnenverkehr von Holz zunehmen, denn dieser _ 


Baustoff ist jetzt wertvoller geworden, und wir 
werden ibn in unseren Wäldern — auch auf 
Kosten vorübergehenden „Raubbaus“ — in 
grossen Mengen einschlagen müssen, da das 
infolge des Krieges sehr holzbedürftige West- 
europa das ausländische Holz aufkaufen wird. 
Ferner werden die entschuldeten Landwirte 
zur Wiederinstandsetzung ihrer Gebäude und 
Geräte beträchtliche Gütermengen bestellen; 
auch die Städte werden zur Ausbesserung und 
zum Neubau von Strassen und Häusern einen 
starken Bedarf an Baustoffen, besonders von 
Steinen, haben. 

Im Personenverkehr werden Sparsamkeit 
und hohe Fahrpreise oberstes Gesetz sein. Wir 
haben uns vor dem Krieg daran gewöhnt, 
manches als notwendig anzusehen, was jetzt 
Luxus werden wird. Auf die hohe Geschwindig- 
keit der Schnellzüge, manchen Speise- und 
Schlafwagen, die vier Klassen werden wir ver- 
zichten müssen; gegen das Uebermass der an- 
geblich so bequemen Kurswagen (durchlaufenden 
Wagen) haben schon vor dem Krieg die Fach- 
leute ihre Bedenken geäussert. Auch im inter- 
nationalen Verkehr werden wir manches abstoppen 
müssen; auf die vielen Zugverbindungen nach 
der welschen Schweiz, Italien, den belgischen 
Seebädern werden wir gut verzichten können. 
Andererseits dürfen wir aber die Verkehrs- 
beziehungen nicht vernachlässigen, die in der 
eisenbahntechnischen Stellung unseres Vater- 
landes verankert sind; von den Welthandels- 
städten an Nordsee und Kanal werden die Wege 
nach dem Mittelmeer, nach dem Balkan, nach 
Russland auch künftig über den Niederrhein, 


— 


Basel, Frankfurt, Berlin führen. Auf die hieraus 
sich ergebenden internationalen Beziehungen des 
Personenverkehrs müssen wir in Schnelligkeit 
und Ausstattung der Züge Rücksicht nehmen, 
können hierfür aber auch an Fahrpreise be- 
rechnen. 

Mit der Bescheidenheit, die den Personen- 
verkehr kennzeichnen wird, werden wir nicht 
nur an Betriebsausgaben, sondern auch an 
Bauanlagen sparen; denn mancher kostspielige 
Bau war vor dem Krieg hauptsächlich in den 
Ansprüchen des Personenzugbetriebes begründet; 
Die Geschwindigkeit verlangte die Beseitigung 
der Kreuzungen zwischen Gleisen und Gleis und 
Strasse und das Hoch- und Tieflegen langer 
Strecken; die hohe Zugzahl erforderte in Ver- 
bindung mit den vielen Wagenklassen und den 
zahlreichen Kurswagen, die Erweiterung der 
Personen- und Abstellbahnhöfe; die Eınführung 
höchstwertiger Signal- und Sicherungseinrich- 


tungen war hauptsächlich durch die Geschwindig- 


keit und Menge der Schnellzüge be lingt. 

Insgesamt werden wir zunächst an Neu- 
bauten sparen können. Die vor dem Krieg 
begonnenen und dann grösstenteils eingestellten 
Bauten neuer Linien und die Bahnhoferweite- 


rungen werden wir fortsetzen (-chon als Not- 


standsarbeiten); manche Ausführung werden 
wir aber einschränken und vereinfachen können; 
insbesondere werden wir u. U. nur die „groben“ 
Arbeiten (Erdkörper, Brücken) beenden, mit 
dem Verlegen von Gleisen und der Ausführung 
von Hochbau- und maschinentechnischen Anlagen 
aber die Entwicklung des Verkehrsbedürfnisses 
und der Wirtschaftslage abwarten. e 

Die Veränderung der Grenzen kann kaum 
erhebliche Neubauten (abgesehen von einigen 
Ausführungen für den Uebergangs- und Zoll- 
verkehr) notwendig machen. 

Bei allen Bauausführungen (nicht nur im 
Eisenbahnwesen) müssen wir uns den veränderten 
wirtschaftlichen Verhältnissen anpassen, insbe- 
sondere hochwertige Arbeit und 
beschaffende Stoffe vermeiden; denn was wir 
von beidem aufbringen können, müssen wir für 
dıe unbedingten Notwendigkeiten der Heimat 
und für die Ausfuhr zurückstellen. Wir können 
auch vielfach mit einfacheren Konstruktionen 
und Stoffen auskommen als vor dem Krieg. 
Insbesondere können wir Eisen durch Stein und 
Holz ersetzen. Das ist im Eisenbahnwesen beim - 
Gleis, im Brücken- und Hochbau möglich. Ob 
eins gewisse Bevorzugung der Holzscawelle, 
für die wir alle Rohstoffe im Inland haben, 
zum Nachteil der Eisenschwelle zweckmässig 
ist, muss sorgfältig abgewogen werden; für 
Dach- und Wandkonstruktionen von Schuppen 
und Hallen ist Holz ein mit Unrecht vernach- 
lässigter Baustoff; wo wir Brücken nicht aus 
Stein oder Beton herstellen können, werden wir 
das Vorurteil gegen hölzerne Eisenbahnbrücken 
überwinden müssen; wenn im Krieg die aus 
frischem Holz mit höchster Geschwindigkeit 
und daher in nicht immer einwandfreier Bauart 


! hergestellten hohen, langen Brücken gehalten 


schwer zu 


 metalle usw. entspricht. 


‘werden die umfangreiche Arbeit 


ze 


haben, werden sorgfältig entworfene und fehler- 
los ausgeführte Holzbı ücken im Frieden so lange 
halten, bis wir sie einmal durch Stein oder 
Eisen ersetzen können. Insbesondere müssen 


wir bei den Kleinbabnen und den Verkehrs- 


wegen, die wir für die innere Kolonisation 
schaffen, Holz und Stein zu Ehren bringen. 
In unseren Forsten, den natürlichen Steinen 
und den Rohstoffen für die künstlichen Steine 
urd Zemente stecken Werte, die vielfsch unter- 
echätzt werden, und das gesamte Bauwesen 
muss sich auf ihre bevorzugte Verwendung 
einstellen. 

Wie das allerdiign auf die Verhältnisse der 
Eisenindustrie einwirken wird, vermag Verfasser 
nicht zu übersehen; — aber auch wenn es uns 
gelingt, sie durch Verstärkung: der inländischen 


. Eisenerzerzeugung und durch Zufuhren aus dem 


Ausland in ihrer vollen Grösse zu erhalten, so 
wird es trotzdem richtig sein, im Inland den 


‚Eisenverbrauch möglichst einzuschränken, denn 


mit Eisen werden wir im Ausland immer noch 
wettbewerbsfähiger sein als mit Holz und Stein. 
“Im Gegensatz zu der zunächst gering zu 


. veranschlagenden Neubautätigkeit wird uns die 


Wiederaufrichtung,. die Ausbesserung be- 
sonders stark in Anspruch nehmen. Vor allem 
ist die Ausbesserung der noch vorhandenen 
Betriebsmittel und Geräte und die Wieder- 
auffüllung des Bestandes eine unserer wichtigsten 
Sorgen. Was wir noch. an Lokomotiven und 
Wagen haben, ist während des Krieges so an- 
gestrengt worden, dass es heute nur noch einen 
Bruchteil der ehemaligen Leistungsfähigkeit 
darstellt. Ausserdem haben wir grosse Mengen 
von Betriebsmitteln, Geräten, Werkstattein- 
richtungen und Werkstatimaterialien durch den 
Waffenstillstand und die Räumung der Bee 
‘schanplätze verloren.) 

Zur Wiederaufrichtung müssen wir das 
noch Vorhandene zwar nicht auf den alten 
Stand, aber doch auf den Stand bringen, der 
dem Mangel und dem hohen Wert der Spar- 
Diese Arbeiten werden 
in erster Linie den Eisenbahnwerkstätten zu 
übertragen sein, da sie hierfür besonders ein- 
gerichtet sind. Die Auffüllung der Bestände ist 
dagegen der Privatindustrie zu überlassen. 
Unsere Lokomotiv- und Wagenbauanstalten 
aber bei 
Beibehaltung der früheren Verfahren in der 
wünschenswert kurzen Zeit kaum durchführen 
können. Es empfiehlt sich, einen ähnliehen 
Weg wie bei dem Hindenburgprogramm ein- 
zuschlagen. Bei diesem wurde den Werken, 
die vordem kein Heeresgerät hergestellt hatten, 


bestimmte Teile für Ge-chütze, Lafetten- usw. 


in Auftrag gegeben, und diese wurden dann 
von den „Rüstungsfirmen‘‘ und in den Artillerie- 
werkstätten zusammengebaut. In ähnlicher, 
aber vervollkommneter Weise müsste von einer 


y Preussen - Hessen musste 4400 Lokomotiven“ aus 
liefern, berechnet seınea Verlust in Polen, Ungarn usw. auf 


1440 Lokomotiven, und von dem gebliebenen Bestand sind 


82 pOt. in Ausbesserung. 
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Stelle aus die Herstellung der einzelnen Teile 
von ‚Lokomotiven und Wagen an die hierzu 
bereiten Fabriken übertragen werden, so dass 
den Lokomotiv- und Wagenbauanstalten nur 
die Herstellung der besonders schwierigen Teile 
und der Zusammenbau verbleiben würden. 
Hierbei müsste bezüglich der Gesamtbauart 
und der Einzelteile weitestgehend ‚‚Standardi- 
sierung‘‘ und ‚Typisierung‘ Platz greifen; der 
Bau von Sonderkonstruktionen müsste dagegen 
unterbleiben. Zahlreiche Fabriken, die bisher 
Kriegsmaterial hergestellt haben, werden diese 
Arbeiten gern übernehmen. Sie müssten sich 
für die notwendige Massenfabrikation zunächst 
die hierzu erforderlichen Einrichtungen schaffen, 
was sofort beginnen könnte, mehrere Monate 
in Anspruch nehmen und den Arbeitern sofort 


.lohnende und nützliche Beschäftigung sichern 


würde, Inzwischen müssten sich die Eisenbahn- 
verwaltungen über die Typen verständigen und 
die leitende Zentralstelle schaffen; als solche 
dürfte das preussische Eisenbahn - Zentralamt 
die gegebene Stelle sein, die durch Beamte aus 


den anderen Verwaltungen zu verstärken wäre. 


Dann könnte die Massenherstellung einsetzen, 
bei der man trotz der erschwerten Arbeits- 
bedingungen eine höhere Leistung als früher 
erzielen würde. Den Fabriken müsste natürlich 
Arbeit auf solange Zeit sichergestellt werden, 
dass sich die Schaffung der besonderen Ein- 
richtungen lohnt und dass sie Zeit haben, sich 
auf ihre frühere Friedenstätigkeit in Ruhe ein- 
zustellen, 


Haben wir dann in einigen Jahren den 
eigenen Bedarf gedeckt, so wird unsere Industrie 
infolge der Massenfabrikation, der weitgehenden 
Arbeitsteilung nnd der Standardisierung trotz 
aller widrigen Verhältnisse auch wieder in der 
Lage sein, den ausländischen Wettbewerb auf- 
zunehmen; denn der Bedarf an Lokomotiven 
und Wagen wird in aller Welt noch auf Jahre 
hinaus gross sein und von England und Amerika 
nicht voll gedeckt werden können.?) 

Von den Eisenbahnen verdienen die Klein- 
bahnen eine kurze besondere E'örterunrg. Bei 
diesen haben wir früber den Fehler begangen, 


‘dass wir die Schmalspur nicht richtig ge- 


pflegt haben. Allerdings hat es einmal eine 
Zeit gegeben, in der die Schmalspur viel ge- 
priesen wurde und in der die Spur nicht 
schmal genug sein konnte, es sind dabei aber 
Fehler gemacht,worden, durch die die Schmal-. 
spur in Misskredit gekommen ist. Man ist 
nämlich’ in der Schmalheit zu weit gegangen, 
indem man von den ‚‚fliegenden‘‘ Feldbahnen 
die 60-Zentimeter-Spur auf ständige Kleinbahnen 
übertrug, wodurch man sich der Möglichkeit 
beraubte, leistungsfähige, einfache und wirt-' 
schaftlich arbeitende Lokomotiven konstruieren 
zu können, und auch die Wagen waren für 
manche Verkehrsarten nicht einwandfrei. Da 
man gleichzeitig in der Bauanlage, besonders 


: 2) Vgl. Prof. Heidbroek-Darmstadt in der‘ „Frankfurter 
Zeitung“, 8. Dezember 1918, & 


u— 


der Stärke des Gleises, zu sehr sparte, war der 
wirtschaftliche Erfolg auf manchen Linien sehr 
ungünstig. Auch für die militärischen Feld- 
bahnen hat sich die 60- Zentimeter-Spur nicht 
als ausreichend erwiesen. Ein weiterer Fehler 
war, dass in Deutschland, da dass Kleinbahn- 
wesen nicht einheitlich durch das Reich geregelt, 
sondern der bundesstaatlichen Gesetzgebung 
überlassen ist, eine grosse Zahl verschiedenster 
Schmalspurweiten angewandt wurde. Allerdings 
ist hierin insoweit Besserung eingetreten, als 
die Zahl der zuverlässigen Spurweiten in den 
meisten Bundesstaaten eingeschränkt wurde. 
Wir müssen aber zu einer noch grösseren 
Einbeitlichkeit kommen, Man kann keinen stich- 
haltigen Grund dagegen anführen, dass eine 
schmale Spurweite genügt: Die 60-Zentimeter- 
Spur ist zu klein; die 1-Meter-Spur dagegen 
schon So gross, dass man mit einem geringen 
Mehr an Mitteln die Normalspur (1,435 Meter) 
anwenden kann (und damit das Umladen ver- 
meidet). Dagegen entspricht dıe 75-Zentimeter- 
Spur allen Anforderungen, die man billigerweise 
verlangen kann. Sie ist klein genug, um an 
Grunderwerb und Erdarbeiten sparen und um 
„tliegende‘‘ Bahnen gleicher Spur anstossen zu 
können; sie anderseits gross genug, um leistungs- 
fähige, wirtschaftlich arbeitende Lokomotiven 
‚ und Wagen mit genügender Breite koı struieren 


zu können; sie vereinigt in sich die bau- 


technischen Vorzüge der 60 -Zent meter-Spur 
und die maschinentechnischen der 1-Meter- 
Spur. Auch für die militärischen Feldbahnen 
würde sie die gegebene sein. 

Nachdem der Krieg uns in die Lage ver- 
setzt hat, umfangreiche Erfahrungen zu sammeln, 
weiss sich Verfasser mit vielen massgebenden 
Fachleuten Uebereinstimmung, wenn er folgenden 
Vorschlag macht: 

Das Kleinbahnwesen wird der Gesetzgebung 


des Reiches mitunterstellt, und es wird zunächst 
im Reichssisenbahnamt eine besondere Abteilung 
geschaffen, die für weitgehende Vereinheitlichung 


Sorge zu tragen hat, und zwar muss ihr Arbeits- 
gebiet das militärische Feldbahnwesen mit um- 
fassen, weil dieses nicht mehr selbständig mit 
eigenen zinsenfressenden Beständen arbeiten 
darf, sodern aus dem Friedenskleinbahnwesen 


entwickelt und im Krieg mit Personal, Betriebs- 


mitteln, Material usw. gespeist werden muss, 

Als Spurweite wird die von 75 Zentimetern 
‚ einheitlich vorgeschrieben, sofern nicht der 
Verkehr so gross und das Gelände so günstig 
ist, dass die Normalspur berechtigt ist. Neue 
Bahnen dürfen nur in dieser Spur gebaut 
werden; für die vorhandenen andersspurigen 


Bahnen wäre .der Umbau (der im allgemeinen 


nicht so schwierig ist, als man gemeinhin an- 
nimmt) möglichst zu fördern. | 

Die einheitliche Spur wird die Möglichkeit 
geben, alles das, was an dem Begriff ‚Typi- 
sierung‘ gut ist, auch auf das Kleinbahnwesen 
anzuwenden, Statt der jetzigen Buntscheckigkeit 
in allen Materialien und Betriebsmitteln muss 


® 
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bezüglich der Gleis- und Weichenanlagen, 
maschinentechvrischen Einrichtungen, Betriebs- 
mittel, Werkstatt- urd Betriebsanlagen weitest- 
gehende Einheitl:chkeit erzwungen werden; wir 
braucheu nicht hundert verschiedene Schienen- 
profile, sondern kommen mit etwa sechs aus, 
ebenso mit einigen werigen Lokomotivtypen, 
desgleichen mit einigen Typen für jede Wagen- 
art. Damit werden wir nicht nur die Herstellung 


erheblich verbilligen, sondern auch die aus- 


hilfsweise Verwendung der Betriebsmittel bei 
starkem Verkehr (Rübenernte) ermöglichen; — 


‘ das dabei notwendige Versenden der Kleinbahn- 


betriebsmittel auf der Vollbahn ist gemäss den 
Kriegserfahrungen, wenn hierauf bei der Kon- 
struktion Rücksicht genommen wird, bequem 


und schnell durchführbar. Die Bahnen könnten 


ausserdemalleAusbesserungen und Erweiterungen 
schneller durchführen, da die gesamte Material- 
und Ersatzteilwirtschaft ‚‚typisiert‘‘“ werden 
müsste. Hierdurch werden wir auch unsere 
Wettbewerbsfähigkeit im Ausland stärken, da 
sich die Industrie wie für die Vollbahn auf 
die wenigen Typen mit vollkommensten Ein- 
richtungen einstellen, damit billig erzeugen und 
obne Rısiko auf Lager arbeiten kann. 5 

Eıne weitere Aufgabe der empfohlenen 
Zentralstelle ist die Beratung der Kleinbahn- 
interessenten. 


nicht die ingenieurtechnischen Kenntnisse be- 


sassen, die zum Lösen der schwierigen wirt- 


schaftlichen Fragen d»s Baus und Betriebs von 


Kleinbahnen erforderlich sind, und infolgedessen 
sind böse Rückschläge eingetreten. Ferner ist 
noch die Nu:zbarmachung der freigewordenen = 


Bestände der Eirenbahntruppe zu nennen. 


Leider handelt es sich dabei hauptsächlich | 
um 60-Zentimeter-Spur-Material. Die Verwertung 
kommt also hauptsächlich für die Kleinbaıhınren 


in Betracht, die schon 60-Zentimeter-Spur haben; 


dagegen möchten wir davor warnen, dass man 
neue 60-Zentimeter-Bahnen anlege, weil man 

Nicht auf 
sondern auf 
wirtschaftlichen Betrieb — und ob die re 
Verwendung des Materials im Einzelfall zweck 


Heeresgut billig kaufen könne, 
billigen Bau kommt es an, 


mässig ist, das kann nur ein erprobter Fach- 
mann nach reiflicher Prüfung entscheiden.?) 


Bau und Betrieb ist den geeigneten Öffentlichen 
Körperschaften zu überlassen, in erster Linie 


kommen die Provinzen, Land- und Stadtkreise 
in Betracht. Je nach Bedeutung, Zweck und 
Eigenart des Verkehrs werden sie die Bahnen 
allein oder gemeinsam zu betreiben haben; auch 


die Privatkreise sind heranzuziehen, sei 8, 


| 8) Zu den leitenden Stellen in der Kleinbahnabteilung 
des Reichseisenbahnam:es sind die Kleinhahndirekto en nd 


Ma«chineningenieure zu berufen, die im Krieg in den ent- 


sprechend=n massgebend-n Stellen so Vortreffliches geleistet ; 
haben. Wir haben hier Männer, die über eine Erfahrung 


verfüger, wie sie nicht wieder erzielt werden kann, sie 


müssten gleichzeitig nebenamtlich in der Eiseubahnformation 


des Volksheeres ıätig sein und würden die Anforderungen 
der Landesverteidigung sicherstellen. TEASER . 


Leider batten sich nämlich der 
Kleinbabnen mehrfach Kreise bemächtigt, die 
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dass sie an der Linie als Verkehrsinteressenten, 
sei es, dass sie als Lieferer wichtiger Baustoffe 
oder des Betriebsstromes stark beteiligt sind. 
Die Form der Aktiengesellschaft oder der ge- 
mischt wirtschaftlichen Unternehmung wird 
meist die geeignete sein. 

Um Irrtümern zu begegnen, sei noch er- 
wähnt, dass die Meterspur für die zahlreichen 
schon vorhandenen Motorbahnen und für 
strassenbahnähnliche (elektrische) Kleinbahnen 
beizubehalten sind. 


Winke und Hinweise. 


Die wirtschaftlichen Folgen des Weltkrieges. 
In „Göteborgs Handeis- og Sjöfartstideing“ 
schreibt G. Silverstolpes Die riesigen Staats- 


schulden der Kriegführenden führen vielfach- 


zu der Annahme, dass die Kosten des 
Weltkrieges von den. künftigen Geschlechtern 
getragen werden müssen. Das ist jedoch 
nur sehr bedıngt richtig. Zum grö-sten 
Teil sind für jedes Voik die wirt-chaftlichen 
Opfer bereits in dem Augenblick ausgeglichen, 
da der Kriegsrustand abgewickelt ist, und die 


grossen inländischen Staatschulden haben 


nur Bedeutung durch die Verschiebung in den 


Einkommensverbältnissen zwischen den ver- 


schiedenen Gesellschaftsklassen. 
Von absoluter Bedeutung für die Wirt- 
schaft der Zukunft sind nur die Verluste, die 


eine Produktionsverminderung gegenüber dem 


Zustand vor dem Kriege herbeiführen. Dazu 
gehören die Verluste an Arbeitskraft, die 10 
Millionen Tote; 10 Millionen Kriegsbeschädigte 
uud die Kapitalverluste, die zerstörten Fabriken 
und Wohnungen, die geräumten Warenlager, 
der verbrauchte Teil des Viehbestandes. 

Den Umfang dies-r Produktionsverminde- 
rung kann man natürlich jetzt noch nicht be- 
rechnen. Ein etwaiger Wirtschaftskrieg würde 
die Produktionsminderung noch steigern. 

Die Finanzierung des Krieges hat fort- 
laufende Opfer an Produktivkräften, Rohstoffen, 
Arbeit und Kapital gefordert. Das waren 


Opfer, die zum grössten Teil aus den laufen- 


den Einkünfien des Volkes bestritten sind. 
Würden diese Opfer vollsiändig durch Steuern 
aufgebracht worden sein, so würden natürlich 
die Kriegskosten von dem Geschlecht getragen 


sein, das den Krieg erlebt hat. Nehmen wir 


an, dass Deutschlands Kriegskosten bei Friedens- 
schluss etwa 140 Milliarden Mark betragen. 
Wären diese durch eine ausserordentliche 
Besteuerung aufgebracht, so würde beim 


'Friedensschluss keine Kriegsschuld existieren. 


Deutschland hat nun diese Milliarden 
durch Anleihen im Lande aufgenommen. Trotz- 


- dem gilt der Satz, dass das Opfer für die 
 Kriegsfinanzierung ein für allemal gebracht 
‚ ist, und dass das Vorhandensein von Kriegs- 
schulden für das Volk als Ganzes keine be- 


sondere Verschlechterung der künftigen Ver- 


Va 
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'sorgungsmöglichkeiten bedeutet, ‚da diese von 


der Grösse der Produktion abhängen. Die 
Produktion wird ja nicht dadurch verringert, 
dass gewisse Mitbürger, nämlich die Inhaber 
der Kriegsanleihewerte, Forderungen an den 
Staat haben. Dieser Umstand fällt nur ins 
Gewicht bei der Verteilung der Produktion auf 
die verschiedenen Klassen; denn für die Ver- 
teilung der Produktion ist es ganz gleich- 
gültig, ob die Kriegsschuld durch eine Steuer 
mit einem Male getlgt wird, oder ob sie in 
Form innerer Anleihen weiter eine Schein- 
existenz führt. Eine andere Frage ist die 
unglückliche Verteilung des Produktionsergeb- 
nisses. Gerade die vermögenden Staatsbürger, 
hauptsächlich die kapitalkräftigen Industrie-, 
Handel- und Bankunternehmen haben den 
Hauptanteil der grossen Kriegsanleihe, teil- 
weise mit Hilfe wenig legitimer Kriegskon- 
junkturgewinne gezeichnet. Werden nun die 
breiten Schichten der Bevölkerung durch harte 
Steuern gezwungen, in den künftigen Jahr- 
zehnten die Staatsschulden an die vermögenden 
Mitbürger zu verzinsen, so entsteht eine 
sehr ungleiche Verteilung des KNationalein- 
kommens. 

Legt man dagegen die grösste Bürdea der 
Besteuerung auf das Vermögen und die grösseren 
Eınkommen, so neutralisiert man die Forde- 
rung der Kriegsanleiheninhaber. Auf diese 
Weise ist die Staatsschuld ausgeglichen. Nun 
findet man in den kriegführenden Ländern 
vielfach die Forderung vertreten, dass der 
Staat nach dem Frieden den grössten Teil des 
Privatvermösens beschlagnahmen und damit 


. die Schuld abbezahlen soll. 


Dieser Vorschlag scheint zwar sehr ver- 
lockend, fraglich ist es nur, ob er sich ver- 
wirklichen lässt. Beschlagnahmung und ander- 
weitige Verteilung der riesigen Vermögens- 
werte, die hier in Frage stehen, würden sicher- 
lich eine erhebliche Verwirrung des wirtschaft- 
lishen Lebens mit Kursstürzen und Realisa- 


-tionspreisen auf der einen Seite und unver- 


diente Gewinne auf der anderen nach sich 
ziehen. Auch die härteste jährliche Steuer 
würde in dieser Hinsicht milder wirken. Ich 
glaube deshalb annehmen zu dürfen, dass die 
die kriegführenden Länder samt und sonders 
eine sich jährlich wiederholende Steuer vor- 
ziehen werden. 

Erwähnt werden muss noch, "dass die 
Lärder, die durch Anleibe im Auslande ihren 
Krieg finanziert haben, zum Beispiel Frank- 
reich und Italien, künftig natürlich einen 
grossen Teil ihres Nationaleinkommens hergeben 


müssen, um die Anleihen in den betreffenden 


Staaten zu verzinsen und zu tilgen. Hier 
wird also die Versorgungsmöglichkeit für das 
Volk, welches die Anleihen aufgenommen hat, 
vermindert. Aber vom weltwirtschaftlichen 
Standpunkt aus steht diesem Fehlbetrag ein 
entsprechender Ueberschuss bei dem Volke, 
welches die Darlehen gegeben hat, gegenüber. 
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Die wirtschaftliche Bedeutung des Saargebiets. 


Wenn es nach den Franzosen geht, soll der 
deutsche Rhein wieder Deutschlands Grenze 
werden, obgleich in den Landen links des 
deutschesten der Ströme viele Millionen von 
Deutschen wohnen. Es erscheint kaum denkbar, 
dass die Franzosen dieses Ziel erreichen werden 
— eine derartige Vergewaltigung des deutschen 
Volkes würde den von Wilson wiederholt in 
der bestimmtesten Form verkündigten und von 
den Ententemächten als Friedensgrundlage 
angenommenen Grundsätzen allzusehr ins Gesicht 
schlagen. Bezüglich einzelner Bezirke aber 
besteht ernste Gefahr: namentlich gilt das vom 
Saargebiet, dessen demnächstige Besitzer- 
greifung durch Frankreich der französische 
Oberbefehlshaber im schärfsten Widerspruch 
mit den Waffenstillstandsbedingungen bereits 
in sichere Aussicht gestellt hat. Das ganze 
deutsche Volk erhebt dagegen flammenden 
Einspruch und wird sich niemals mit einem 
Friedensschluss abfinden, der uns das Saarland 
und damit dem deutschen Volke das allen 
anderen zuerkannte Selbstbestimmungsrecht 
raubt. - 

Frankreich begehrt das von einer rein 
deutschen Bevölkerung bewohnte Saarbecken 
nach vielfachen Bekenntnissen französischer 
Blätter in erster Linie aus wirtschaftlichen 
Gründen.-. Die Franzosen wollen sich die wert- 
vollen Kohlengruben, Eisenhütten, Eisen ver- 
arbeitenden Betriebe, Glashütten usw., an denen 
der Saarbezirk so reich ist, aneignen, nachdem 
sie im Laufe des Krieges so und so oft feierlich 
erklärt haben, dass ihnen jeder Gedanke an 
Eroberungen fernliege. Sie wollen die Früchte 
der reichen Arbeit gewinnen, die wir Deutschen 
in diesem Gebiet aufgewandt haben, seitdem es 


1815 auf seinen eigenen Wunsch — als erstes 
Beispiel praktischer Betätigung des Selbst- 
bestimmungsrechts der Völker — zu Preussen 


gekommen ist. 


An erster Stelle stehen an der Saar die 
Kohlenbergwerke des preussischen Staates. Sein 
Berechtigungsfeld umfasst 1109,23 qkm; den 
Kreis Saarbrücken, den Hauptteil der Kreise 
Saarlouis und Ottweiler, sowie Teile der Kreise 
St. Wendel und Merzig. Die Förderung. betrug 
1816 rund 100000 Tonnen, 1913 13'/, Mill. 
Tonnen. 25 v. H. ‘dieser Menge. werden 
zu Koks verarbeitet und dienen grösstenteils 
der Roheisenerzeugung, 32 v. H. werden in der 
Rheinprovinz, in Elsass-Lothringen und in der 
Schweiz verbraucht, 28 v. H. versorgen die 
Gasanstalten und dem Hausbrand Süddeutsch- 
lands, das auf diese Zufuhr durchaus angewiesen 
ist. Besonders ist hier hervorzuheben, dass 
die lothringische Grossindustrie nur sehr 
wenig Saarkohle, sondern aus technischen 
Gründen im wesentlichen die niederrheinisch- 
westfälische Kohle und aus dem gleichen Bezirk 
stammenden Koks verarbeitet. 


Andererseits ist für die Saareisenerzeugung 
das lothringische Minetteerz ein ebenso un- 
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entbehrlicher Rohstoff wie der als Zuschuss 
zum Saarkoks gebrauchte niederrheinisch-west 
fälische, Da Präsident Wilsons Grundsätze 
doch wohl nicht als blosser Köder aufgestellt 
worden sind, also das deutsche Saargebiet bei 
Deutschland bleiben muss, da ferner nach den- 
selben Grundsätzen alle künstlichen Hemmnisss. 
des freien Handelsverkehrs und der natürlichen 
Arbeitsteilung zwischen den Völkern zu be- 
seitigen sind, ergibt sich als einzig möglicher 
Weg zur Ueberwindung der wirtschaftlichen 
Schwierigkeiten für den Fall einer Abtretung 
Deutsch-Lothringens anFrankreich eine Handels- 
vereinbarung, die den lothringischen Erzgruben 
und den Saareisenhütten die freie Einfuhr der 
lothringischen Minetteerze ins Saargebiet ge- 
währleistet. | 

Die Franzosen haben den Abbau der Kohlen- 
schätze, die in Französisch-Lothringen im Erd- 
innern ruhen, stark vernachlässigt. Andernfalls 
wäre bei ihnen von der Kohlennot, die sie die 
begehrlichen Blicke auf unsere wohlausgebauten 
Staatsbergwerke an der Saar richten liese, keine 
Rede gewesen. Heute ist, wie die Verhältnisse 
einmal liegen, mit der Wahrscheinlichkeit zu. 
rechnen, dass die nach Wilsons Grundsätzen 
für jede Landabtretuug erforderliche Volks- 
absimmung in dem bisher deutschen Teile 
Lothringens zugunsten Frankreichs ausfallen 
wird. Da nun in diesem Gebiete von dem. 
16'/s Milliarden Tonnen betragenden Gesamt- 
inhalt des Saarkohlenbeokens 5!/s Milliarden 
liegen und der französische Jahresbedarf 
70 Millionen Tonnen beträgt, würden die 
Franzosen nach der Besitzergreifung von Deutsch- 


. Lothringen allein hierdurch für 800 Jahre ver- 


sorgt sein, also die Saarkohle nicht brauchen. 

Die französische Begehrlichkeit ist für den 
von Wilson so oft geforderten „Frieden der 
Gerechtigkeit‘‘ ein ebenso grosses Hindernis 
wie der französische Rachedurst. Beides muss 
überwunden werden, 
Frieden zustande kommen soll, denn zu dessen 
wichtigsten Bestandteilen gehört die bezeichnete 
Abmachung über die uneingeschränkte Weiter- 
lieferung der lothringischen Minette an die 
Hüttenwerke im Saargebiet. Diese erzeugten 


im Jahre 1913 1,4 Millionen Tonnen Roheisen 


(gleich 11,2 v. H. der preussischen Erzeugung), 
wozu 4,2 Millionen Tonnen Minette gebraucht 
wurden. In diesen Hüttenwerken und in den 
eisenweiterverarbeitenden Betrieben (die Stahl- 
erzeugung betrug mehr als 2 Millioneu Tonnen!) 
waren über 40000 Männer tätig, von denen 


zwei Fünftel auf eigenem Grund und Boden 


wohnen. Das Gleiche gilt von den 52000 Ar- 
beitern der Saarkohlengruben, deren Erzeugung, 
wie erwähnt zu einem Viertel als Koks den 
Eisenhütten dient. Es liegt leider hiernach auf 
der Hand, dass die Unterbindung der Minette- 
zufuhr der gesamten, bisher dank dem Fleiss 
ihrer Hände in bescheidenem Wohlstand lebenden 
saarländischen Bevölkerung von 570000 Köpfen 


einen tödlichen Schlag versetzen würde. Die 


angeführten Zahlen lassen erkennen, welch weit- 


wenn ein dauernder 
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gehende Schädigung ein solches Vorgehen für 
den Wohlstand Deutschlands überhaupt bedeuten 
würde, das durch jede Verlängerung des Aus- 
hungerungskrieges der vollkommenen Zerrüttung 
und Bolschewisierung zugeführt, also ein Herd 
der politisch-sozialen Ansteckung für ganz Europa 
werden müsste. 

Die durchaus deutsche und deutschgesinnte 
Bevölkerung des Saargebiets hat trotz aller 
französischen Einschüchterungs- und 
schmeichelungsbemühungen ihren festen Willen, 
deutsch und bei Deutschland zu bleiben, in 
deutlicher und bestimmter Weise bekundet, 
namentlich auch durch eine überaus starke 
Beteiligung ander WahlzurNationalversammlung, 
nachdem von französischer Seite die Parole der 


Wablenthaltung ausgegeben worden war. Das 


deutsche Volk, das am Kriege zweifellos keine 
Schuld hat, wird sich nur bei einem Frieden 
beruhigen, der sein Selbstbestimmungsrecht an- 
erkennt, der es nicht im Widerspruch mit Wilsons 
Grundsätzen zerstückelt, und der nicht fleissige, 
brave deutsche Arbeiter der Möglichkeit beraubt, 
sich wie bisher in ihrer Heimat durch nützliche 
Arbeit zu ernähren. Jeder Deutsche hat die 
Pflicht, durch Wort und Schrift, wo immer sich 
die Möglichkeit dazu bietet, gegen die Verge- 
waltigung der deutschen Bewohner des Saar- 
landes Einspruch zu erheben, 


Waffenstillstand oder Frieden? 

Unter dem‘Titel „‚Quousque taudem?‘ 
veröffentlicht der erste Syndikus der Korporation 
der Kaufmannschaft von Berlin, Professor 
Dr. Max Apt, in der Berliner Börsen-Zeitung 
einen Artikel, in welchem er die Auffassung 
vertritt, dass es nicht richtig sei, neue Waffen- 
stillstandsverhandlungen zu führen. 
Auffassung, dass unser Standpunkt der sein 
müsste, dass eine Grundlage für weitere Walfen- 


stillstandsverhandlungen in dem Moment nicht. 


mehr gegeben ist, wo wir unsere Hoeere 
demobilisiert und unsere Kriegsflotte 
zum grössten Teil ausgeliefert haben. 
Er führt aus: 

„Wie Wilson in seiner Note vom 23. Oktober 
1918 uns mitteilen liess, sollte doch der Zweok 
des Waffenstillstandes der sein, eine Wieder- 
aufnahme der Feindseligkeiten von seiten 
Deutschlands unmöglich zu machen. Letztere 
Forderung ist aber durch unsere völlige De- 
mobilisierung restlos erfüllt. Es ist sehr zu 
bedauern, dass die Nationalversammlung es 
offenbar versäumt, diesen Rechtsstandpunkt 
ernst und eindringlich geltend zu machen. 
Damit würde man gerade die Stellung Wilsons 

‘stärken, denn durch alle Kundgebungen Wilsons 
zieht sich seine hohe Achtung vor Recht und 
und Gerechtigkeit hindurch. Durch unsere 
Demobilisation haben wir ein Recht auf un- 
verzüglichen Abschluss des Friedens 
erhalten, und deshalb hätten wir längst die 
Erklärung abgeben müssen, dass wir Vertreter 


nioht mehr zu weiteren : er 


Ein- 


Er ist der 
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handlungen entsenden, sondern nur noch zu 
Friedensverhandlungen. 

Wenn wir diesen Rechtsstandpunkt 
geltend machen, dann muss es sich zeigen, ob 
unsere Gegner ernstlich den Frieden wollen 
oder nicht. Wollen sie ernstlich den Frieden, 
so muss ihnen unser Anspruch auf Frieden 
willkommen sein. Lehnen sie aber unser Er- 
suchen auf Frieden ab, so zeigen sie damit, 
dass siein Wirklichkeit den Frieden nicht wollen, 
und dass sie die Waffenstillstandsverhandlungen 
lediglich dazu benutzen, umunterdem Vorgeben 
militärischer Notwendigkeiten An- 
sprüche durchzusetzen, die sie sich scheuen 
würden, auf einer Friedenskonferenz zu er- 
heben, die auf der Grundlage der Wilson’schen 
Grundsätze einberufen wird.‘ 

Zum Schluss des noch näher auf die Lebens- 
mittelversorgung eingehenden Artikels heisst es: 

„Wenn unsere Gegner den deutschen Staat 
nicht für so kreditwürdig halten, dass sie ihm 
mit Rücksicht auf die bekannte Arbeitsamkeit 
seiner Bevölkerung Lebensmittel und Rohstoffe 
auf Kredit geben, so müsste doch der Weg 
gangbar sein, dass man amerikanische 
Kaufleute und Industrielle mit deutschen 
Kaufleuten und Industriellen zusammenführt, 
die zu einander auf Grund ihrer langjährigen 
Handelsbeziehungen grösseres Vertrauen haben. 

Die neueste Note des Grafen Brockdorff- 
Rantzau atmet Energie und Würde. Wenn 
die Nationalversammlung auf dem von ihm 
betretenen Wege fortfährt und gerade mit Rück- 
sicht auf unsere notorische Wehrlosigkeit den 
Standpunkt des Rechts vertritt, so wird dies 
auf unsere Feinde grösseren Eindruck machen 
als eine Verhandlungsmethode, die den Gegnern 
nur erneut die Legitimation bietet für das Un- 
recht, das sie uns dauernd zufügen. Und 
sollte der Rechtsstandpunkt keinen Ein- 
druck machen — vielleicht wirkt der Ver- 
nunftsgrund, dass unsere Gegner mit ihrer 
bisherigen Art der Verhandlung uns dem 
Bolschewismus in die Arme treiben, der nicht 
an ihren Grenzen halt machen wird.‘ 


Zur Einigung der liberalen Parteien. 

Angesichts der sich jetzt anbahnenden 
Einigung der liberalen Parteien ist es von Inter- 
esse, auf einen „Nationaldemokratie“‘ betitelten 
Aufsatz hinzuweisen, den vor mehr als Jahres- 
frist der erste Syndikus der Korporatiön der 
KaufmannschaftvonBerlin, Professor Dr.Apt, 
in der Zeitschrift ‚Nord und Süd‘‘ (Dezember- 
heft 1917) hat erscheinen lassen. Der Verfasser 
untersucht die Differenzpunkte, welche früher 
Fortschrittler und Nationalliberale geschieden 
haben. Er kommt zu der Ansicht, dass die 
früheren Differenzpunkte über Freihandel oder 
Schutzzoll, oder dieFrage des parlamentarischen 
Systems überlebt sind, und dass auch die 
Nationalliberale Partei ala liberale Mittelpartei 
ihre Bedeutung verloren habe. ‚„Gewiss können‘‘, 
so sagt Prof. Apt, an Parteien, die GnzeN. die 


186 DEUTSCHE WIRTSCHAFTS NT In oa 


Entwicklung der Dinge sich mit ihren Grund- \ 


anschauungen so nahe gekommen sind, trotz 
getrennten Marschierens vereint schlagen, Allein 
die Aktionskraft:und die Anziehungskraft einer 
geeigneten Partei auf die grosse Masse der- 
jenigen Bürger, die sich einer Partei bisher 
nicht angeschlossen haben, würde ungleich 
grösser sein und die Nachteile ausgleichen, die 


durch die Rechtsschwenkung der Schwer- 


industrie entstehen könnten. Ein geeigneter 


Liberalismus könnte eine stärkere Partei- | 


organisation sowohl in der Zentrale wie 
im Lande schaffen, die, richtig ausgebaut, 
eine wirkliche Macht darstellen würde. Wie 
die Dinge. jetzt liegen, werden die gleichen 
Berufskreise mit liberaler Grundan- 
schauung im Lande künstlich ge- 

spalten. Der Rechtsanwalt und der Stadtrat, 
der Kaufmann und der Industrielle, der Arzt 
und der Apotheker werden durch die Partei- 
zersplitterung in einem gegenseitigen künst- 
lichen Misstrauen erhalten, während sie bei 
einer Zusammenfassung der liberalen Kräfte 
mit grösserem Schwung sich der Förderung 
der liberalen Grundanschauung hingeben können. 
Die beiden liberalen Parteien sollen das 


Bürgertum in Stadt und Land vertreten, sie | 


kämpfen im Grunde genommen um die Seele 
der gleichen sozialen und wirtschaft- 
lichen Schichten. Ob die eine oder die 
andere Richtung nach mühevollem, die Kräfte 
zersplitternden Kampfe zwei oder drei Sitze 
mehr oder weniger hat, ist für die Bedeutung 
des gesamten Liberalismus gleichgültig. Wenn 
dieselben Kräfte, die jetzt zersplittert sind, von 
vornherein zu einem gemeinsamen Kampfe 
gegen die Gegner der modernen Entwicklung 


zusammengefasst werden, so würde das Ergebnis 


für die Förderung der Gesamtinteressen des 
Liberalismus ein ungleich grösseres sein. Die 
bestehende Absonderung führt aber auch natur- 
gemäss dazu, dass bei der einen oder der 
anderen Richtung sich eine gewisse Einseitig- 
keit einstellt, die das gegenseitige Verstecken 
erschwert. Es ist ein grosser Unterschied, ob 
von Fraktion zu Fraktion verhandelt 


wird, ob die einzelne Fraktion sich in der Regel 


gefassten Beschlüssen der anderen Fraktion 
gegenüber sieht, oder ob eine gemeinsame 
Beratung im grossen Kreise der beiden 
Richtungen stattfindet. Bei dieser ge- 
meinsamen Beratung würden die Teilnehmer 


viel mehr in die Beweggründe der einzelnen 
Auffassungen hineinsehen und ein grösseres. 


Verständnis für die verschiedenen Auffassungen 
und damit auch einen grösseren Respekt vor 
den einzelnen Auffassungen erhalten. 
würde sich dann auch die grössere Möglichkeit 
eines Ausgleiches ergeben.“ 

Durch die Vereinigung der Fortschrittlichen 


Partei mit der neuen Demokratischen Partei A: 
und durch den Anschluss nationalliberaler Abge- er 
ordneten an die Deutsche demokratische Partei | 


ist ein erheblicher Schritt nach vorwärts getan. 


MERRORSLRRATE ist indes, dass auch die national- 


. Entwicklung und politischen Wirksamkeit wer- x ES 


Daraus. 
' brecht. Berlin 1918. — Durch die Entwicklung 


liberale Parteiorganisation nach Abstossung dr 
innerlich rechts gerichteten Elementesichebenso 
wie die Fortschritiliche Parteiorganisation zu 

einer einheitlichen demokratischen Ge- 
samtorganisation En An onkchlieauk 


% 


Bücherschau. 


Erwin von Beckerath, Die Sechafenpolitik R 
der deutschen Eisenbahnen und die Roustof- 
versorgung. Julius Springer, Berlin 1918. 

M. — In friedlichen Zeiten erfolgte in 
Deutschland die Hereinrnabme von Rohstoffen 
Zug um Zug gegen die Hergabe von Halb- 
und Fertigerzeugnissen. Ein erhebliche Teil 
unserer weitwirtschaftlichen Tauschbeziehungen 
vollzog sich über die S-ehäfen und wurde durch 
nicht weniger als 65 S-ehafentarife begünstigt, 
von denen ein Teil nur die Ausfuhr, ein anderer 
nur die Einfuhr betraf, während einzelne aus on 
schliesslich dem Ortsverkehr dienten ode ur 
zwischen Nord- und Ostseehäfen galten. m 


die Frachtpolitik der deutschen Eisenbahnen 


im Seehafenverkehr ist ihrer ‚grossen. volke- 
wirtschaftlichen Bedeutung wegen oft ein Kampf 
in den beteiligten Kreisen entbrannt. Aufgabe 
der vorliegenden gründlichen: Studie st 8 
nun, Geschichte, Ausgestaltung und Bedeutung 
des Systems der Seehafentarife darzustellen 
und seine Beziehungen zur Rohstoffversorgung ER 
zu schildern. Im Schlusskapitel beschäftigt ich — 
der Verfasser auch mit dem künftigen Aubauu 
der Seehafantarife im Rahmen der ee 
Verkehrspolitik. = : 


B. L. Freiherr von Ma Völkerführer 
und -Verführer. Literarische Anstalt Rütten 
& Loening, Frankfurt a. M,, ‚1917. 331 8.— 
Das Buch enthält ‚eine Reihe von ansprechend 
geschriebenen Porträtskizzen von Männern der 


 Entente, der Balkanstaaten und der Türkei, ee 


die während des Krieges und schon vorher 
Führer oder Verführer ihres Volkes gewesen 
sind, manchmal freilich etwas anders, als der 
Verfasser es dargestellt hat. In ihrer geistigen 


den geschildert Asquith, Grey, Kitehener, loyd 
George, Winston Churchill, Northeliffe, Haldane, en 
Poincare, Briand, Caillaux, Jaur6:, Delcas:&, N 
Ferdinandvon Bulgarien, Konstantin XIL,, Nikita, ee: 
Emin Bai, Mehmed V., Enver Pascha, Talaat ie 
Bai, Dschemal Pascha, Nikolaus I, Nikolai oö09öo—_ 
Nikolajewitsch, Iswolski, Ssasonoff, Miljukoff, 7 So 


Gedanken zum Friedensschluss. von einem 
deutschen Kaufmann. Putikamer & Mühl 


der politisshen Ereignisse. sind die an ich 
nicht uninteressanten Darlegungen des ya Br 
fassers gegenstandslos geworden. en Fa 


Paul Bröher, Einfaches Hansgerät. Eis i & We 
Anleitung zur Möbelwahl, Syoig D. Wi SE 
Callwey, München. Pier a 0 Pig. 


ES sei a Schriftleiter: Dr. Hermaun Deite. Berlin wo, , Goltstuna 38} Et er 2 38 3% & ER EN 


„Abschluss am 831. Dezember 1918. 
Aktiva. iM 


‘Die in der heutiren General- 
versammlung für das Geschäft-j4hr 


en. 1918 auf 10 pCt. f: stgesetzte Divi- 
ee he Sen ze __|dende gelangt mit M. 100,— pro 
Blektrisch Licht- nd Dividendenschein Nr. 18 sofort 
se Kioi q]— [zur Auszahlung und zwar bei der 
ind Weka: | Gesellschaftskasse in Markran- 

anlabe Konto 1— städt, bei der Direction der 
Material transport- ei | Disconto-Gesellschaft in Berlin, 

Entstäubungsanl. | bei der Allgemeinen Deutschen 

Month 5 x 112 Credit-Anstalt in Leipzig, der 
Teen Konto: ; # 1 Deutschen Bank, Filiale Leipzig 
Pferde- u. Wag.-Kto 1] |n Leipzig. und der Bank für 
Be, 1 Handel und Industrie (Darm- 
Versicherunas-Kontof 24.052115 städter Bauk) Filiale Leipzig 
Konto-Korrent-Kto.: in Leipzig. 

Detituren ..c.o.. 132098114] Markranstädt,den 12.März 1919. 

Guthab. b. Banken] 124717112] Rauchwaaren-Zurichterei 
Kassa-Konto ...... 21 823|80 und Färberei Actien- 
Effekten-Konto ....[ 1037 585|40 Gesellschaft voım. 
a Konto I eh ye I Louis Walter’s Nachfolger. 

aren-Konto...... Lir 


P. Neumann. E. Ehrhardt. 


7 


3643 708103 


Haussner. 
Passiva. N. 4 
Aktien-Kapital-Kto | 1200 0001— |" 
R servefond-Konto .| 120 000 — Die am I, April und 1. Juni 
Fxtra-Reservef.-Kto.| 180000/— |1919 fälligen Zinsscheine un: erer 


- Talonsteuer - Rück - Ptandbriefe werden vom 15. März 


lage-Konto ...... 2400 — |und 15, Mai 1919 ab an un= 
Kriegsgew. - Steuer- ' |serer Kasse, sowie an den 
Rücklage-Konto..| 250 000|— | früber bekannt gemachten Stellen 
. Arbeiter-Unter- ? eingelöst. 
. güllizungsfond Ko| 506951-| Berlin, den 8. März 1919. 
Bankschulden... | 1 665 880|— : 
Gswinn- u. Verlust- Pr eussische 
Kto.: Reingewinn| 173 73003 


3012708 erzrosiosl Hypotheken-Actien- Bank. 


SIIHTIOR 


| Derlag von Quelle & Meyeri in Zeipzig Q 


' Dolitifhe Bildung, 
ihr Wefen undihre Bedeutung 


ro Grundfrage unferes öffentlichen Lebens. 


Br! Don Drof. Dr. PD. Rühlmann, 
re > Stedtihulrat Dr. Kerjhenfteiner 
E 166 Seiten. M. 2,80 


„Ein gutes Bud, an bem man nur feine Steude haben fan. Es | 
will au politifcher Erziehung helfen. Die Begeifterung hierfür erwädit 
dem Derfaffer aus den Tatfahen felbft, nit aus Redensarten über 
“ die Dinge.‘ Don gefundem Realismus getragen, fordert er eine metho* 
difhe Eiziehung 3u politifhem Denten, indem er alle Einwürfe ruhig 
prüft, aber fie an ber Macht des Staatsgedantens und feiner Sorderungen 
I RI Berfchellen läßt.” Traub, Die Hilfe. 


IA ICH IN 


Fr ee Hi 


gewidmet. r 


SESFIZLEASTHETTTTTTHIATLLTTEHHTHHTEE 


Verlag von Quelle & Meyer in Leipzig 


Gesundheit und Lebensklugheit 
Von Geheimem Sanitätsrat Dr. R. Paasch 
104 Seiten. In Leinenband 1.650 Mark 


s Büdhlein möchte seinen Lesern in allen Fragen, die unsere 
nie angehen, zu einem selbständigen Urteil verhelfen. Ins- 
zei besondere te es eine Anleitung geben, unseren seelischen Funk- 

z tion Kerr Gebiet diätetischer Fürsorge die Vorherrschaft 
n "gi zu sichern den Begriff Gesundheit in höherem Sinne zu fassen, 
ma ana es der Eepes eben mit sich bringt. 
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SERIES 
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DEUTSCHE WIRTSCHAFTS-ZEITUNG 


Aandels- und Verwaltungshoch- 
schulstudium 
an der Universität Frankfurta.. 


Prüfungs- und Studienordnungen für Diplom- 
kaufleute, Diplomhandelsliehrer, Ver- 
waltungs- und Sozialbeamte und Ver- 
sicherungsverständige können von der 
Dekanatskanzlei bezogen werden. Vorbildung: 
Abiturienten- oder Einjährigenzeugnis und zwei- 
jährige Praxis. Erleichterungen für Kriegsteilnehmer. 


Das Sommer-Semester 1919 
beginnt am 28. April. Immatrikulationsfrist vom 
28. April bis 17. Mai. Das Vorlesungsverzeichnis 
ist vom Universitäts-Sekretariat gegen Voreinsen- 
dung von 45 Pfg. (Nachnahme 60 Pfg., Ausland 

80 Pfg.) zu beziehen. 


Deutsche Bierbrauerei Aktiengesellschaft. 


Die auf 8% festgesetzte Dividende gelangt von heute ab mit 
» 80.— ausser bei unseren Gesellschaltskassen in Berlin- 
Charlottenburg, Dresden und Radeberg 
. bei der Bank für Handel und Industrie in Berlin, 
Frankfurt a. M., Hannover und Strassburgi.E,, 
bei der Nationalbank für Deutschland in Berlin, 
bei dm Bankhause Hardy & Co., G. m. b. H. in 
Berlin, 
bei dm Bankhause Gebr. Arnhold in Dresden, 
bei dr Bank für Brauindustrie in Berlin und 
Dresden, 
bei der Commerz- und Disconto-Bank in Berlin, 
Hamburg und Hannover 
zur Auszahlung. 


Berlin, den 8. März 1919. 


Der Vorstand. 


R.W. Dinnendahl Aktiengesellschaft 


Essen-Ruhr. 


Auf Grund des von der Zulassungsstelle genehmigten, bei 
uns erhältlichen Prospektes sind 


Mark 1 043 000,— Aktien 
1043 Stück über je Mk. 1000,—, No. 1—1043 
der 


_R. W. Dinnendahl Aktiengesellschaft, Essen-Ruhr 


zum Handel und zur Notiz an der Berliner Börse zugelassen worden, 
Berlin, im Februar 1919. 


Oscar Heimann & Co. 


Derlag von Quelle & Meyer in Leipzig 


Erziehung zum Staatsbürger 


Don Dr. ee 
1246. Geh. M.1.20 
6 der reihen Hülle feines Inhalts ift das zus von efnem Buffe und vermag 


de 
BEESIERTETRSNUTIRUSEEE 


| 


i 


Winkelglük 


Ein fröhlich Buch in ernfterZeit. 57.-71.Tauf. 237S. Geb. M.4.— 
„Die Sröhlichteit, die das Buch Tündet, quillt aus dem herzen, aber was 
mehr ift: fie jtrömt aus dem reihen Herzen eines echten Dichters. 
Und das vergolbet fie, macht fie feingliedrig, füllt fie mit ftill leuchtenden 
Sarben und läßt doch tief, tief auf ihrem Grunde audh das große Herz» 
weh der Zeit in wehmütig heimliher Mufit zitternd weitertlingen.‘ 
Leipziger Neuefte Nachrichten. 


Schüler von Dolajewo 


„Die Heinen Schülerfomödien und =tragödten find meifterhaft ent: 
worfen; einige jteigern fich troß ihrer Kürze oder gerade deswegen 3u 
einer dramatiichen Kraft, daß man den Atem anhalten muß. hätte 
ih B.s Schüler von Polajewo fchon als Sculamtstandidat gelefen, ich 
hätte manden Erziehungsfehler nicht begangen. IE 

Geheimrat Dr. Adolf Matthias. Zeitjchr. für höhere Schulen. 


Slugbeute 


„An Reihtum kann fih Carl Buffe mit allen diefen Poeten meffen, in 
fröhliher Laune wie in 3artem Sinnen, in Geiltigteit wie in Leidenfchaft- 
lihteit. Dor allem au in Lebensbeobahtung und Erfindungstraft, Er 
ift ein Sabulierer, der ebenio in der Dielfeitigteit wie in feiner 
Erzählungstunft an die italienijchen Novelliften des Ouattro- und Eine 
quecento erinnert.‘ Delhagen & Klajings Monatshefte. 


Gedichte 
6. u. 7. Aufl. 171 Seiten. Geb. M. 4.— 


tegen ineinander 3u gehen fchienen, 


Duft junger Bauminojpen 3u fragen. Wenn ber erite Band oft 


| | Georg Lehfels 


Drehlah> 
anderSonne 


323 Geiten m. Buhfhmud. Geb. M. 7— 


&i" Roman aus den Tagen des|, 
Gieges von $ehrbellin, ein Buch | 
voll Hohen Gfrebens und herben 
Schidjals, voll fonnigen Humors und 
tiefen S2eides. Die Gefchichte einer 
Liebe auf dem eigenartigen Hinter- 
gtunde des werdenden Berlins im 
17. Jahrhundert. 


Kreuzstr. 


Quell 


e Qü Meycr, Leipzig, 


Car! Busse t Novellen und Gedichte] 


283 Seiten. 3.4. Taufend. Geheftet M.3.—. Gebunden M.5.50° 


Neue Erzählungen. 2. Aufl. 373 S. Geh. M. 3.50. Geb. M.4.70 


ERIEENIZEUCLEIS LIPPEN 


feue Gedichte 


5. u.4. Aufl. 150 Seiten. Geb. M. 3.50 
„Diefe Gedichte mußte man im Srühlina lefen, wenn fie mit dem Drängen und freudigen Sprießen der Sliederfnofpen, 
aber fie wären aud; imitande, in Hovembertraurigteiten etwas von dem unnennbar 


die Erinnerung an den jugendlichen Goethe nahegelegt hat, fo jehen wir | 
Goethes-Derwandte jet unverlennbar herortreten. Dasjelbe Dollumfaffen, 


Sih-Menid-Sühlen und die nämliche Seligteit der dichteriichen Selbjtbefreiung.‘‘ 


Verlag: Quelle & Meyer, Leipzig. — Druck von Ad. Haussmann, Berlın SW. 68, Kochsuasse 67, ee 


A 


-Sturmvögl 
Kriegsnovellen. 264 Seiten. "Gebunden iR. 3.60 
„Das alles jind Gefdichten aus dem Kleinen, erzählt voll Liebe zum 
Überfehenen und mit einer mitleidvollen Güte für die Tiefen, für das 
Dolt;. erzählt aus frifchquellender Bildnerlaune, „Wer Genuß 
empfindet für eine ftille, von echt deutfhem Humor erfüllte Dichtung, 
der greife zu diefenm Buche und laffe fih auch durh den aufftörenden 
Titel nicht beiten.” . $edor v. Zobeltit, Tägliche Rundihau. 


Ne 


Im polnifhen Wind 
Oftmärkiihe Gefhichten. 3025. Geh. M. 3.50. Geb. M.5.— 
„Zu erzählen veriteht Carl Bulfe.. Man hat bei ihm zum eritenmal wieder 

as Gefühl, gleichjam in einem zufällig zufammengelommenen Kreife von 
Zuhörern zu figen, aus denen heraus, durd; das Gefpräd angeregt, fich 
einer ganz ungeswungen löft, um den Laujchenden ringsum eine Gelgihte ä 
zum beften zu geben. - Etwas von der Gefellichaftsiphäre wird lebendig, 
aus der die exiten echten Novellen zur Zeit Boccaccios geboren wurden. SIEH 
2 Weftermanns Monatshefte, Be 


. Sederfpiel Be, 

Meitliheu. öftlihe Gejchichten. 3975. Geh. M. 3.50. Geb. 5.— “ 
„Es tft eine eigenartige und bedeutende Kunft, die in ben Geihihten 
Earl Buffes ihren Ausdrud gefunden hat: wundervolle Beobachtung des 
Lebens und feiner Werte, Ernites und Cahendes, Trautiges und Wahres BU 
in der irifierenden Mifchung, die eben nur bas Leben tennt... Eine Welt 3 
»on feinen Dingen, von intimen Klängen, von echten Menfchen- und 

$ Kerzenstönen tut fi in dem Bude auf.‘ . Kamburger Nachrichten. “ 


" heilige Not “ er | £ 
2. Auflage. 149 Seiten. Geb. M. 3.50, &# 


mit Märzftürmen und Mair 
frifchen, verheißungsvollen 


diefelbe tiefe Refignation, aber am Ende dasielbe tiefe Glüd ae, 


III TIEIT TI I 
III IT ER 


% Meyer rn 
Piederdeutiche, 
Bolkskunt 
| | Bon Se 


S Profelfor Dr. B. Laufter a 


128 Beiten mit zahlreichen Abbildungen 
auf Tafeln. In Zeinenband JA. L5i 


In gefälliger Baritellung werden alle Ericheinungen 
Ihen Bolkstums in den altfädhlifchen Btammland 
den oftelbilchen Kolonilationsgebieten behandelt. 
kommen die volkskundlichen Ruelien, die volkstümliche A 
drucsweile in Sprichworten, Reimen und Li 


a na 


BerlagvonRuelle 


ns 


u 
cu und Liedern zu Ohort 
Biedlung, Yausbau, Bausausftattung, Bauerntrachten 

. Bprade und Bolksdichtung, volkstümlicher Blaube und Bi 
find liebevoll geldildert. Schöne Tafeln Ihmücken das Merk 
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Ehe Wirtschafts 7 eitung. 


Zentral-Blatt für Handel, Industrie und Verkehr 


_ Beilage: Herdhis-Höchschil- Nachrichten 
. Hetausgeber: ‚Prof. Dr. MAX APT, BERLIN 
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Die „Deutsche ne 


Ba 


Anzeigen: die viergespaltene Kleinzeile 80 Pt., 


! 
- erscheint am 1. u. 15. jeden Monats. = wozu 10 v. H. Teuerungszuschlag tritt. 
Preis viertelj. 4— Mk. portofrei. Einzelne Nummer 80 Pf. Nach dem Aus- | Alleinige Anzeigenannahme: 
hand viertelj. 5.50 Mk. portofrei. Alle Buchhandlungen, Postanstaiten | „Deutsche Wirtschafts-Zeitung“ Abteilung für Inserate 


sowie der Verlag nehmen Bestellungen entgegen. 3 | Berlin SW,, Köchstrasse 67. 
ne Verlag: Quelle & Meyer, Leipzig. 


En nn 


Alle den Inhalt angetenden Sendungen sid lediglich an die Schriftleitung. der „Deutschen Wirtschafts - Zeitung“ , 
Berlin SW. 68, Kochstr. 67, zu ; fichten, 
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INHALT. 


= = Spalte | | | Spalte 
Aufsätze Ä z Die Politik der Reichsbank. Von 
= Dr. phil. Bruno Moll. Privatdozenten 
Die one ein Weg zum Aus- an der Universität Kiel . . . . . 208 
. bau der künftigen Rohstoff- und Um- 
ir satzbesteuerung. Von Dr. Werner Bücherschau :» .. .....2...% 2218 
E Schmidt, Elberfeld. ... . . 185 Se 
u n 
2 Der wirtschaftliche Eingriff ( der " 2 
einmaligen Vermögensabgabe 'Handels-Hochschul-Nachrichten 
5 und seine Milderung. Von Ober- Universität -Cöln. ..... en 1 
PR een an aeen RE 195 Der Reichsausschuss der edlen: 
ve, ee eu | schen Berufsstände und die 
y K : 2 B: h 
Er Reichs-Versicherungsmonopol? Von Handels-Hochschulen . 3 
| Präsidenten Dr. R. van der Bunt; : ‘Von den Handels-Hochschulen . 5 
Berlin Bene . 208 Verschiedenes . | 8 
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$ Korporation der Kaufmannschaft von Berlin | 


Handels-Hochschule Berlin 


Erste Immatrikulation: Sonnabend, den 26. April. — Beginn der Vorlesungen: Montag, den 38. April, 


Verzeichnis der Vorlesungen und Uebungen im Sommer - Semester 1919. 
Die Ziffern geben die Zahl der Wochenstunden an. 
Genauere Angaben über die Vorlesungen sind in dem „Amtlichen Verzeichnis der Vorlesungen und Uebungen im Sommer-Semester 1919 enthalten, das zum Preise voanB0 Pi. 


darch jede Buchhandlung (Verlag von Georg Reimer, Berlin 


W. 10) sowie vom Pedell der Handels-Hochschule (Spandauer Strasse 1), bezogen werden kann. 


Aufragen In Unterrichtsangelegenheiten sind zu adressieren: An den Rektor der Handels-Hochschule, Berlin €. 2, Spandauer Str. 1, dessen regelmäastge 
Sprechstunden Montags von 11—12, Mittwochs von-10—11 und Freitags von 11-12 Uhr im Bektoratezimmer der Handels-Hochschule stattfinden, 


I. Privatwirtschaftslehre (Handelswissenschaft). 

A. Kaufmännischer Betrieb im allgemeinen. Redell: 
Einführung in die Buchhaltung (für Studierende obne Vorkenntnisse) 3. 
— Scheibke: Einführung in die Handelsbetriebslehre mit 
» Korrespondenz 2. — Mantzke: Einführung in das kaufmännische 
Rechnen 2. — Prion: Kaunfmönn. Privatwirtschaftslehre (Lehre 
von der privaten Unternehmung) 3; Allg. Buchhaltungs- und Bilanz- 
lehre 2. — Hellauer: Allg. Weithandelslehre: Nachrichten-, Güter- 
u. Zahlungsverkehr 3; Handelsorganisation u. Handelstechnik 2. — 
Haas: Handelsjournalistik 1. 

B. Warenhandel und Fabrikbetrieb. Hellauer: Spezielle 
Welthandeislehre: Rohstoffhandel 1; Die Kalkulation im Waren- 
handel 1. — Leitner: Industrielles Rechnungswesen 1. — 
Paschke: Buchherstellung 1. 

C. Bankwesen. Leitner: Spezielle Betriebslehre: Der Bank- 
betrieb 3. — Prion: Effektenhandel (mit besond. Berücksichtigung 
des Börsenverkehrs) 22 — Bernhard: Theorie und Technik der 
Börsentermin- u. Prämiengeschäfte 1. — Kaufmann: Deutsches 
Kreditbankwesen 1. — Ziegel: Mathematische Grundlagen der 
Rechnungen im Bankgeschäft 1; Technik der Anleihen 1. 

D. Verkehrswesen. Hoffmann: FEisenbahnverkehrs- und 
Tarifwesen 1, 

E. UVebungen und Seminare. Leitner: Privatwirtschaftliche 
Vebungen: Proseminar a) Abteilung für Bankkaufleute2, b) Abtei- 
fung für Waren- u. Industriekaufleute 2; Buchhaltungsübungen 2, 
— Hellaucr: Privatwirtschaftl. (handelswissenschaftl.) Seminar 2 
(14 tägig); Spezialseminar für internationale Privatwirtschaft 2 
(l4tägig). — Prion: Privatwirtschaftliches (handelswissenschaft- 
liches) Seminar 2; DBank- und finauzwissenschaftliche Be- 
sprechungen 1. ; 

Seminar für Kontrollbeamte, Leitung Professor Leitner. 
Gerstner: BRevisionswesen und Revisionstechnik 2, — Leitner: 
Seminaristische Uebungen 4. 


II. Volkswirtschaftslehre. 

A. Theoretische Nationalökonomie, Statistik, Sombart: 
Allg. Nationalökonomie 4. — v. Bortkiewicz: Werttheorien 1. — 
Bernhard: Vom sozialen Wirtschaftsstaat 1. — Hoeniger: 
Allg. Handelsgeschichte unter Berücksichtigung der welthistorischen 
Beziehungen 1; Die wirtschaftliche Bedeutung des Deutschtums im 
Ausland 1. — Kuczynski: Statistische Uebungen für An- 
fänger 2 (14tägig). m 

B. Prakt. Nationalökonomie, Finanzwissenschaft, Esslen: 
Volkswirtschafrspolitik (spezielle oder praktische Volkswirtschafts- 
lehre) 4 — Wiedenfeld: Gewerbliche Organisation u. Gewarbe- 
politik 22 — Köbner: Die Entstehung der Kolonialreiche 1. — 
Rohrbach: Deutschlands geographisch-politische und wirtschaft- 
liche Weltstellung 1. — Hübener: Vertretung wirtschaftlicher 
Interessen 1. ! 

C. Vebungen und Seminare, Esslen: Volkswirtschaftliches 
Seminar für Vorgerückte 4. 


III. Rechtswissenschaft. 

A. Privatrecht, Zivilprozess. Heilfron: Bürgerl. Recht 4; 
Zivilprozessrecht (mit Uebungen) 1. — Eltzbacher: Handels- 
recht 3; Konkursrecht 1; Jurieprudenz des täglichen Lebeus 1. — 
Meyer: Wechselrecht 1; Order- und Inhaberpapiere im Welt- 
verkehr 1. — Nußbaum: Hypothekenwesen (einschliesslich der 
Organisation des Bodenkredits) 1; Das Recht der neuen deutschen 
Wirtschaft (die Sozialisierung des Rechts) 1. — Osterrieth: 
Bekämpfung des unlauteren Wettbewerbs 1. 

B. Oeffentliches Recht, Politik. Waldecker: Staatsrecht 2; 
Völkerrecht 2; Reickssteuerrecht 1. — Herring: Die Staats- 
verfassungen Englands, "der Union, Frankreichs, der Schweiz und 
ihre Rückwirkung auf deutsche Verfassungsgestaltung 1. — Berg- 
strässer: Entwicklung der politischen Parteien in Deutschland 1. 

C. Uebungen und Seminare, Eltzbacher: Juristische 
Uebungen für Anfänger 2; Uebungen im Handelsrecht 1; Juristisches 
Seminar 2 (l4tägig). — Heilfron: Repetitorium des Handels- 
rechts 1. — Herring: Seminar für Politik (Leitung Prof, Dr. Apt, 
Dr. Herring) 1. 


Ausflüge 3 (14tägig); Dreistündiges chemisches Praktikum; 


Der Rektor: Prof. Leitner. e 


IV. Versieherungslehre. 
A. Vorlesungen. v. Liebig: Allgemeine Versicherungsiehre 2. 
— Manes: Privatversicherung (Besondere Versicherungslehre) 2. 


Hager: Sozialversicherung unter Berücksichtigung der Versieherung 


für Angestellte 2, on 

B. Uebungen. v. Liebig: Versicherungspraktikum mit be- 
sonderer Berücksichtigung der Lebens- und der privaten Unfall- und 
Haftpflichtversicherung 2 (14tägig). — Manes: Versicherungs- 
übungen (auch für Anfänger) 1. 


V. Seminar für Genossensehaftswesen. 
Orüger: Das Genossenschaftswesen in Gegenwart u. Zukunft 1; 


Geschichte, Theorie u. Organisation des Genossenschaftswesens 3; 


Seminaristische Uebungen in der Genossenschaftsleirre 2. — 
@rabein: Landwirtschaftl. Genossenschaftswesen 1. — Hilde- 
brand: Buchführung und Bilanzen der Genossenschaften 1. 


VI. Chemie und chemisehe Technologie. 

A. Vorlesungen. Straus: Grundzüge und -technisch-wirt- 
schaftliche Anwendungen der organischen Chemie (mit Versuchen) #: 
Besprechung chemischer Fragen 1. 5 ä 
B. Uebungen und Praktika. Straus: Ohemisch-technische 
Sechs- 


stündiges chemisches Praktikum; Grosses chemisches Praktikum | 


(täglich 9-6 Uhr). 


VII. Physik und mechanische Technologie. 

A. Vorlesungen. Martens: Physikalische Grundlagen der 

Elektrotechnik 8; Drahtlose Telegraphie 1. — Gürtler: Textil- 
industrie einst und jetzt (mit Lichtbildern) 1. 

B. Uebungen und Praktika. Martens: Uebungen in draht- 


= 


loser Telegraphie 1; Elektrotechnische Besprechungen 1; Technische 


Ausflüge 3 (14 tägig); Kleines physikalisch-technisches Praktikum 8; 


Mittleres physikalisch-techrisches Praktikum 6. 
VIII. Geographie. 


A. Vorlesungen. Tiessen: Allgem. Wirtschaftsgeographie 
‘ (Produktionsgeographie) 8; Landesnatur und Staatscharakteer . — 
Wegener: Geographie des Weltverkehrs 3; Die Handelswege nach 
Süd- und Ostasien in Vergangenheit, Gegenwart und Zukunft 1; 
Lehren des Weltkrieges 1. — v. Luschan: Alle. Völkerkunde 


(mit Lichtbilderr) 1. — Marcuse: Geograph. Ortsbestimmung 
am Lande, auf See und in der Luft 
astronomischen Beobachtungsstation der Handels-Hochschule 1. - 


B. Uebungen und Seminare. Tiessen: Geograph. Uebungen 
(für Anfänger und als Repetitorium für Kriegsteilnehmer) 1; Geo- 


mit Uebungen auf der 


graphisches Seminar für Vorgerückte . — Wegener An N 
Virt- 


Seminar für Anfängerl. — Tiessen und We gener: 
schaftsgeographische Ausflüge und Besichtigungen (14tägig), 


IX. Fremde Spraehen und Kulturen. 


A. Vorlesungen, Freund: Das moderne soziale England 
im Spiegel der neuesten englischen Literatur t..— Hoetaseh: 


Russland 1. — Palme: Russland, Polen und die he ass 1.7, 
B. Kurse. Mittel- und Oberkurse im Englischei und Franzö- 


sischen; Spanischer Unter- und Oberkursus; Russischer Unter-, 


Mittel- und Oberkursus. — Palme: Seminaristische Uebungen über 
russische und polnische Wirtschaftsverhältnisse 2 (lätägig). 


X. Kaufmännisches Unterrichtswesen und Pädagogik. 


A. Vorlesungen. Kühne: Pädagogische Zeitfragen . - 
B. Uebungen. Kühne: Handelslehrerseminar I 2 (14 tägig); 


HandelslehrerseminarII a) Uebungen für Anfänger ohne Unterrichts- i 


erfahrung 2; b) Uebungen für Fortgeschrittene 2. 
XI. Allgemeine wissenschaftliche Ausbildung. 


Moede: Wirtschaftspsychologie: Berufseignung und Berafs- 


beratung nebst experimentellen Vorführungen, Lichtbildern und Be- 
sichtigungen 1. — Liebert: Die Entwicklung des modernen 


Staatsgedankens 1. — Herrmann: Ueber Lesen und Bildung 1. 


— Justi: Deutsche Kunst im 19, Jahrhundert (mit Lichtbildern) 1. 


— Grautoff: Gemeinsames u. Trennendes in der Kunst der Germanen 


u. Lateiner (Einfübrung in das Verständnis u. die Stilkunde‘ der 

europäischen Kunst) mit farbigen u. schwarzen Lichtbildern 1. — 

n I 8 5 N Ziele u. Wege des deutschen Kunstgewerbes (mit Licht- 
en * ; 2 
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a | |. Dennoch bleiben die bisher bekannten Steuer- 
Aufsätze. RS er ‚ vorlagen der Regierung weit von dieser Er- 
' kenntnis entfernt. Zugegeben mag sein, dass die 

en Die Lohnsteuer, = ‚ wirtschaftlichen Verschiebungen während des 
ein Weg zum Ausbau der künftigen | Krieges zu ungesunder einseitiger Ansammlung 


 Rohstoff- und Umsatzbesteuerung. führten, deren teilweise Einebnung eine gesunde 
Von Dr. Werner Schmidt, Elberfeld. ‚ Volkswirtschaft fördern wird. Wenn aber die 


Die ungeheuren Gefahren für die Betätigung, | Kriegssteuervorlagen den erzielten Mehrgewinn 
die Entwickelung und den Neuaufbau von Handel | nicht mehr teilweise, sondern bis zu. 100 pCt. zu 
und Industrie durch eine Ueberspannung der erfassen drohen, so schiesst das weit über das 
direkten Besteuerung sind wiederholt auseinander-- Ziel des Möglichen hinaus. Die meisten Steuer- 
gesetzt. Dennoch hören die Drohungen gegen den | Pflichtigen haben ja ihr im Kriege gewonnenes 
Bestand, die Neubildung wirtschaftlicher Macht in | Vermögen ganz oder teilweise wieder in Betrieben 
der Hand eines einzelnen Unternehmers nicht |, oder sonst in schwer veräusserlichen Werten an- 
"auf, obwohl es volkswirtschaftliches Gesetz ist, gelegt. Den status quo ante wieder herzustellen, 
dass ohne die im Kapital zusammengefasste Kraft ist solchen Leuten einfach unmöglich, es sei denn, 
wirtschaftliches Leben ausgeschlossen ist, Be- | dass grosse Bank- oder Immobilien-Kredite ge- 
wegende Energie wird aus der Wärme nur dann | währt werden und zwar weit grösser, als sie 

Verzeugt, wenn ein Gefälle vorhanden ist, wenn jemals in der vergangenen Friedenszeit bestanden 
die Wärme also wie ein Wasserstrom vom heissen | haben. 
auf den kalten Körper abfliessen kann. Wären alle Die Beschaffung solcher Kredite aber dürfte 
Körper gleich warm und würden die bestehenden | gänzlich ausgeschlossen,.ein. Sie wird daran 

. Unterschiede beseitigt, so träte der aus der Physik | scheitern, dass die Banken durch die Abhebung 
bekannte Wärmetod, das heisst, der Stillstand | ihrer Depositen nicht mehr über genügendes 
jeglichen Lebens ein. Während die Wasser- | Kapital verfügen, und man wird umsomehr Be- 
massen des Weltmeeres als solche für die Ge- | denken tragen, in der benötigten gewaltigen Höhe 
winnung von Energie ausscheiden, vermag das | Gelder auszuleihen, als die gegenwärtige schlechte 
'hochgelegene Staubecken auch eines kleinen „Geschäftslage an sich jedes Wagnis verbietet. 
Gebirgssees oder einer Talsperre befruchtend und Die gesunden Unternehmungen, die ihr Ver- 
kräftespendend zu wirken. Ein solches Staubecken | mögen für den Steuerfiskus sichtbar nieder- 
‚aber ist die im Kapital des Einzelnen wie der | gelegt haben, gehen auf diese Weise unter 
‚Gesellschaften angesammelte wirtschaftliche Macht, | Umständen zugrunde, während die Schieber und 
ohne die jeder Fortschritt auch im Interesse des Schmuggler ihren Geschäftsgewinn in Bar versteckt 
‚Arbeiters ausgeschlossen ist. haben und somit gar nicht zu fassen sind. Soll, 


er 
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wie es eranle darüber hinaus noch die all- 
gemeine Vermögensabgabe von 10 bis 50 pCt. 
erhoben werden, so werden die Verhältnisse der 
soliden Industrie vollends auf den Kopf gestellt. 
Die Tätigkeit der Banken wird mit der völligen 
Beseitigung der Depositen erlahmen, und wir 
haben vorübergehend das eingangs geschilderte 
Bild des Wärmetodes in seiner erschreckendsten 
Form vor unseren Augen. Die fürchterliche 
Lage unseres Vaterlandes zwingt gewiss zu ausser- 
ordentlichen Mitteln, aber man soll nicht ver- 
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gessen, dass, wenn auch ein mässiger Aderlass 


heilsam wirken mag, dauernder Blutverlust 
schliesslich zur Erschöpfung führen muss. 

Dass die gewaltigen Anforderungen des Hatus- 
haltsplanes auch anderer Mittel bedürfen, und 
dass vor allem ein Ausbau der Besteuerung des 
Verbrauches erforderlich ist, wird deshalb auch 
von der heutigen Regierung nicht geleugnet. 


Nach den Ausführungen des Herr Staais- 


sekretärs Schiffer soll denn auch die Umsatz- 
steuer das Rückgrat unserer wirtschaftlichen 
Wiederherstellung abgeben. Gegen eine Erhöhung 


und den Ausbau der Umsatzsteuer wird nament- . 


lich der Umstand ins Feld geführt, dass die 
Wirkung sich durch den vielfachen Umschlag der 
Güter allzusehr kumuliere. Schon an anderer Stelle 
ist auf das Irrige dieser Anschauung hingewiesen 
worden und durch Beispiele dargetan, dass trotz 5 
bis 6gradigen Umschlages der Güter vom Rohstoff 


bis zur Fertigware durch die Steuer nur eine Preis- 


erhöhung von etwa 2!/s pCt. des Fertigerzeug- 
nisses herauskommt, wenn die Umsatzsteuer bei 
jedem einzelnen Umschlage auf ein volles Prozent 
bemessen wird.*) Die gleichen Erwägungen finden 
sich denn auch 
Reichstages zum Umsatzsteuergesetz wiederholt. 

Nach den bisherigen Berechnungen dürfte 
eine Umsatzsteuer von 1 pCt. für das Reich eine 
Einnahme von 1 bis 1!/s Milliarden Mark be- 
deuten. Will man also noch erheblichere Summen 
aus dieser Quelle erschliessen, so muss man 


schon mit grösseren Sätzen rechnen und eine 


Umsatzsteuer von wenigstens 5 pCt. und darüber 
fordern. In solcher Höhe wirkt die Steuer aber 
wiederum lähmend auf das reine Handelsgeschäft. 
Sie führt unter Umständen zur Erdrosselung des 
erwünschten und kräftesparenden Zwischenhandels, 
dessen die Industrie aus Gründen der Wirtschaft- 
lichkeit .nicht entraten möchte. | 


Diese Erwägungen führten seiner Zeit schon 


‚zu der Forderung einer Veredelung der Umsatz- 


*) vergl. Die Abbürdung der Kriegskosten von Werner 
Schmidt, Verlag Quelle & Meyer, Leipzig. 


im Kommissions-Bericht des 


_ „Erzeugungssteuern® 
zweckmässigerweise bei jedem Artikel an seiner 
Quelle, nämlich beim Rohstoff, erhoben werden. 
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behandelt wird. 
empfohlen worden, 


Ohne Zweifel sind Erzeugungssteuern, die von 
der Belastung des Rohstoffes ausgehen, in einigen 


Es sind zu diesem Zwecke 
die 


° 3 
steuer derart, dass die Erzeugung der Güter ; 


selbst "anders als der reine Warenumsatz .@ 


Gewerbezweigen durchführbar. Berechtigter Eiin- 


spruch wird jedoch gegen die Rohstoffsteuern mt 

Rücksicht auf die bedrohte Ausfuhr namentlich von 
denjenigen Industrien erhoben, die, wie die Text 
Industrie, ihr Material in der Hauptsache aus dem a 


Ausiande beziehen. 


Es bleibt deshalb zu erwägen, ob die geplante‘ Se 
Veredelung der Umsatzsteuer nicht ausserdem on 
einer ganz anderen Seite aufgegriffen werden 


muss, nämlich durch Berücksichtigung ledig- 
lich der Lohnsumme, 


und auf solche Weise findet auch der Unterschied _ 


berechtigte Würdigung, der im Fabrikations- 2 
Geschäfte einerseits und im reinen Handels-" 


geschäfte andererseits begründet liegt, Er 
schafft auch die grossen Schwierigkeiten aus dem 
Wege, die sich gegen eine reine Besteuerung des 


Umsatzes mit hohen Sätzen bei den gr ; 


Betrieben auftürmen. x & 
Die Erhebung der Steuer vom Tokmet A 
das Unternehmen zahlt, bedeutet eine Abgabe, die 
mit dem Grade der Veredelung steigt, den Roh- _ 
und Halbstoff also im allgemeinen weniger belastet 


und das Luxuserzeugnis naturgemäss am meisten, Be: x 
und zwar jedes ganz nach seiner Eigenart, trifft. Er 


Um einigermassen erhebliche Beträge zu FR 
zielen, wird man die Steuer nicht nur vom reinen 
Lohnbetrag, sondern auch von den Gehältern 
erheben müssen. Auf diese Weise wird auch der 


Gross- und Kleinhandel nach seiner Leitung Be 


fähigkeit in ausreichendem Masse herangezogen, 


und es werden sich schliesslich Beträge ergeben, 
die im Staatshaushalt genügendes Sen Bu; & 


besitzen. 


steuer von einem vollen Prozent den. Preis der 


-fertigen Ware nur um 2 bis 3 pCt. erhöht, so, 
würde eine einprozentige Steuer, die lediglich 
die Löhne und Gehälter trifft, weniger als I pCt. 
des Preises der Fertigware ausmachen, Einrchr 
Ueberschlag ergibt für die Erzeugung von Werk- 
zeugen der Kleineisen Industrie etwa folgen ee 


Rechnung: 


die auf dem ee 
zeugnis laste. eh 
Lässt man den Rohstoff aus dem Spiel, so ST 
bleiben die Bedenken jener Kreise unberührt, die 
ihr Material aus dem Ausland beziehen müssen, 3 


Mn 


Wenn, wie die Rechtiung zeigte, eine Umsatz- = = 


Jah 
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1400 kg Kohlen ergeben. 
etwa 


Erzeugungs- Darin enthaltene 
kosten vor | Auslagen für Löhne nr 1 pCt. 
dem Kriege | und Gehälter etwa: | Bau 


1000 „ Koks zu °. . 0.13 
2100 „ Erz mit 50 pCt. Eisengehält 2» M. 
per 1000 kg . an 0.04 
ergeben 1000 „ Roheisen zu : 0.53 
800 „. a Stahl zu 130M. per1O0OKg 0.63 
diese - 
ergeben 600 „ Werkzeuge, der Wert pro 1000 kg 
a je nach dem Grade der Bear- 
beitung zwischen 300 M. — 
& . Schaufen — und 12000 M. 
u — Scheren — angenommen | 
| Mittelpreis 700 M, pro 1000 kg ..168.—M.| 1.68 
600 „ Werkzeuge im Grosshandel Zu- | 3 | 
| ae 220er. 01,18 
600 „ Werkzeuge im Kleinhandel Zu- | Er | 


schlag 75 pCt. 


Insgesamt: 


ge dieser Voranschlag richtig, < so bedeutet 


eine einprozentige Steuer auf alle Löhne und 
Gehälter letzten Endes trotz der Kumulierung 
durch den mehrfachen Umsatz auf den Preis von. 


590 M. für das Fertig-Fabrikat im Grosshandel, 
— der ja auch dem Export zugrunde gelegt 
werden kann — eine absolute Preiserhöhung von 
4.19 M. oder etwa 0.70 pCt., für den Klein- 
handelpreis von 1050.— M, eine absolute Preis- 
erhöhung von 5.76 M. oder 0.54 pCt. Aehnlich 


und zum Teil günstiger liegen &R: Verhältnisse in 
' anderen Industrien. 


"Im Jahre 1913 betrug: die Zahl der gegen 


"Unfall versicherten Arbeiter etwa 26 Mill. Köpfe. 


Das entsprach vielleicht einem Gesamteinkommen 


von rund 25 Milliarden M. Heute hat sich der 
Lohn im Durchschnitt etwa verdoppelt, 
- also bei voll beschäftigter Industrie 50 Milliarden M. 


dürfte 


erreichen. Eine Steuer, die, in der Höhe eines 


Hundertstels ‘der Löhne und Gehälter in den 
= Fabriken und Handlungen erhoben würde, könnte 


‚demnach eine Staatseinnahme von 500 Mill. M. 
ergeben. Die Löhne der gegen Unfall ver- 


sicherten Arbeiter stellen aber nur einen Teil des 


Wertes der Summe dar. Es fehlen die nichtge- 


- werblichen Arbeiter, die Hausangestellten, das Ge- 
E sinde, und hinzuzurechnen sind vor allem noch sämt- 
liche unter festem ‚Gehalt stehenden Privatbeamten 
- bis zu den höchsten ‘Einkommenstufen. 


Betrug das Gesamteinkommen. Deutschlands 


meh. Heifferich im Jahre 1918 in der Tat 


157.50 „ 


43Milliarden M. und nimmt manan, dass die höheren 
Einkommen über 3000 M., welche die Summe 
von 10 Milliarden M. ergeben, zur Hälfte aus 
dem freien Unternehmertum stammen, und dass 
die andere Hälfte fester Lohn war, so blieb im 
Frieden immerhin eine Gesamtsumme aller Löhne 
und Gehälter von etwa 38 Milliarden M. übrig. 


Im Jahre 1918 dürfte der gleiche Betrag infolge 


der Minderung des Geldwertes doppelt so hoch 
sein, also 70 bis 75 Milliarden M. ausmachen. 
Die Lohnbesteuerung in der Höhe eines vollen 
Hundertstels wird also nach dieser Rechnung. 
etwa über 700 Mill. M. laufender Einnahmen be- 
deuten, was mit der vorhergehenden Ermittelung 
annähernd im Einklang steht. 


Die Nachteile einer solchen Lohnsteuer liegen 


in dem Umstande, dass eine Rückgewähr oder 


auch nur eine Nichterhebung der Steuer für die 
zur Ausfuhr bestimmten Güter unmöglich ist. 
Wie, die Abgabe zur Invaliden- und Krankenkasse 
belastet sie das Lohnkonto und kommt letzten 
Endes als Betriebsunkosten in. der Jahresrechnung 
zum Ausdruck. Man wird deshalb in mässigen 
Grenzen bleiben müssen, doch ist anzunehmen, 
dass eine Erhebung der Steuer bis zu 3 pCt., die 
letzten Endes den Preis der Fertigwaren um 1'/s 
bis 2 pCt. steigern dürfte, noch zulässig ist. Dem 
entspräche je nach der Staffelung der Steuer 
und je nach dem Masse ihrer Ausdehnung auf 
die Honorare aller Art eine Staatseinnahme von 
1!/a bis 2 Milliarden M.- 
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Die Befürchtung, dass eine solche Belastung 
des Einkommens lohndrückend wirke, ist in der 
heutigen Zeit, wo alles auf Tarifverträge hinstrebt, 
und wo der Arbeiter in Regierung und Parlament 
eine führende Stellung hat, sicherlich nicht mehr 
berechtigt. 
nehmer an Plätzen mit hohen Lohntarifen durch 
die Massnahme in Nachteil gegenüber den mehr 
ländlichen Betrieben gesetzt würde, dürfte nicht 
stichhaltig sein, solange sich die Steuern in den 
genannten niedrigen Grenzen bewegen. Selbst 


ein Lohnunterschied von 33‘/s pCt. würde eine . 


Mehrausgabe für Löhne doch nur in der Höhe 
eines Prozentes bedeuten. Man vergleiche damit 
die grossen Vorteile, die zentral gelegene Industrie- 
plätze in bezug auf Versorgung aller Art und die 
Erleichterung des Absatzes u. U. geniessen, und 
man vergesse nicht, dass die Unterschiede in den 
Zuschlägen zur Gemeindesteuer im Frieden 
wesentlich grösser waren, und dass demnach eine 
völlige Gleichheit in den Erzeugungsbedingungen 
nicht bestanden hat und auch wohl nie bestehen wird. 


DenNachteilen stehenfolgendeVo rteilegegen- 


über: Die Erhebung der Steuer ist durch die 
vorhandene Statistik der Invaliden-Gesetzgebung 
für alle geringen Lohn- und Gehaltsklassen ge- 
sichert. Wie bei den Krankenkassen- und Invaliden- 
beiträgen wird man den wesentlichen Teil der 
Steuer auf den Arbeitgeber abwälzen, für. den 
diese Steuer natürlich in die Preisberechnung 
seiner Waren eintritt. Es empfiehlt sich aber, 


einen Teil der Lasten auch vom Arbeitnehmer | 


tragen zu lassen, um in ihm das Bewusstsein 
tätiger Beitragspflicht zum Staatsganzen zu er- 
halten. Bei geringeren Beiträgen und Einkommen 
unter 5000 M. wird man zweckmässigerweise die 


Beteiligung des Arbeiters und Angestellten recht 


bescheiden wählen, und wenn die Steuer 3 pCt. 
beträgt, vielleicht dem Unternehmer ?/; und 
dem Lohnempfänger dagegen nur !/s aufbürden, 
Das bedeutet für letzteren in Wirklichkeit nur 
eine Belastung seines Einkommens um 1 pCt. 
Bei höheren Beträgen wird man das Verhältnis 
ändern können, um beim hochbesoldeten Bank- 
beamten, der vielleicht ein Einkommen von 
100000 M. hat, die Steuer zu halbieren, das 
heisst, sie zur Hälfte ihm selbst, zur anderen 
Hälfte dem Unternehmer aufzubürden, 

Geht man in dieser Weise vor, so erübrigt 
sich unter Umständen die Erhebung direkter 
Steuern für die unteren Lohnklassen. Gerade 
die Erhebung der Staatssteuern für niedrige Ein- 
kommen war von jeher ein Schmerzenskind des 


Auch der Einwand, dass der Unter- 


Fiskus. Minderbemittelte, 
eine geregelte Wirtschaft verfügten, waren in 
ausserordentlich zahlreichen Fällen, namentlich in 


der Kriegszeit, ausserstande, einen Steuerbetrag 


abzuführen, der sich aus dem Einkommen eines 


abgelaufenen Jahres herleitete. Mit einem Schlage 


würde den Schwierigkeiten ein Ende gemacht, 
wenn der gegenwärtige Vorschlag angenommen 
würde, . Der Steuerbeirag wird, ebenso wie der 
Beitrag zur Invaliden- und Krankenversicherung, 
bei der Lohnzahlung eingehalten, und der Arbeit- 


geber selbst haftet für die Abführung an die 


Steuerkasse. 

. Der Einkornmenalenerieie erreichte inPreussen 
bei einem Einkommen von 900 M. ?/s pCt., bei 
2000 M. 11/3 pCt. und bei 3000 M. 2 pCt. Will 
man also die Einkommensteuer-Erhebung“ bis zu. 


diesen Lohn- und Gehaltsklassen in der vorge- 


schlagenen Weise segeln, so würde ein Lohn- 
abzug von etwa 1 bis 2 pCt. durchschnittlich schon. 


seinen Zweck erreichen, wobei man, wie bei den 


Beiträgen zur Invaliden-Versicherung, nach ge- 
staffelten Durchschnittssätzen - rechnen möge. 
Praktisch würde also die Lohnsteuer vom Arbeit- 
geber abgeführt werden, wovon bis zur Lohn- 


| klasse von etwa 3000 M. 1 pCt. unter Fortfall 
der Staatssteuer vom. Arbeiter selbst zu tragen 
wäre. 


Alle Zahlen sind nur annähernd und stellen 
ein Beispiel dar. Will man die Gemeinde- 
Abgabe mit einbeziehen, 


natürlich höhere Sätze vom Hundert. . 

- Die Einziehung selbst erfolgt durch die Se 
behörden der Städte in üblicher Weise, und sie 
wird monatlich bei den kleinen Einkommen wesent- 


lich sicherere Ergebnisse zeitigen; .sie wird aber DR 
- auch geringere Kosten verursachen, da die Zahl 


welche ‚nicht über 


so Folgen, daraus Fa 


. 


der Steuerquellen durch die Erhebung der Steuer 


beim Arbeitgeber gemindert ist. Es steht dahin, 
ob die Sicherung lediglich buchtechnisch oder 
nach dem System. des Markenklebens erfolgt. 
Den Lohnempfänger aber wird die Einrechnung 


der Steuer im Laufe des Jahres ebenso wenig 


drücken, wie es die Abgaben an die öffentlichen 


Kassen, die Invalidenbeiträge usw. tun, da im 
Laufe der Zeit die Löhne und etwaige Teuerungs-, 


zulagen sich doch jenen Abgaben anpassen müssen, 


Bei grossen Einkommen würden die Ab- 


gabensätze entsprechend zu steigern sein. Sie 


können bei Bezügen von 10000 M. 5 pCt, bei 


25000 M. 7!/a pCt. und bei 100000 M. 10 pCt. 
betragen, während auf der anderen Seite auch der 
Anteil des Lohnempfängers berechtigterweise ge- 


steigert werden müsste. Haben wir bei kleinen Ein- 
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kommen ®/s zu Lasten des Unternehmers gebucht und 
nur Y/s zu Lasten der Arbeitnehmer, so wäre bei 
einem Einkommen von 100.000 M. die Halbierung 
der Steuerlast zwischen Unternehmer und Lohn- 
empfänger keine unbillige Härte, solange der 
Steuersatz sich in obigen Grenzen bewegt. Der 
Gehaltszahlung gleich wären die Provisionen der 
Vertreter, die Honorare aller Art, auch die 
Tantitmen der Aufsichtsratsstellen zu achten, die 
Tantieme-Steuer könnte damit in Fortfall kommen, 
50 dass sich auch hieraus eine Vereinfachung des 
Steuersystems ergeben würde. | 

Will man in einer Zeit wie der heutigen den 
Luxus besteuern, so kann dies durch eine ver- 
schiedene Bewertung der industriellen Arbeiter 
und des häuslichen Gesindelohns geschehen. 
Man besteuere den Lohn für das zum persönlichen 
Bedarf angestellte Hauspersonal vielleicht mit 
25 pCt. und darüber, dadurch trifft man die 
kostspielige Haushaltung mit vollem Rechte 
stärker als die Wirtschaft des einfachen Bürgers. 
Wer sich eine Reihe von Dienern, ein Auto und 
einen Rennstall hält, braucht sich nicht darüber 
zu beklagen, wenn er von dem zu zahlenden 
Lohn etwa ein Viertel an den Staat abführt. 


Das System trägt also bei richtigem Ausbau 
auch allen billigen sozialen Forderungen genügend 
Rechnung. Vor der reinen Umsatzsteuer, die 
in mässigem Umfange ebenfalls erhoben werden 
soll, hat die Beschränkung der Besteuerung 
auf den verauslagten Lohn aber den Vorteil, dass 
mit ihr die Erzeugung von Gütern stärker als 
der reine Handel getroffen wird; denn nur in 
der Fabrikation liegen die hohen Lohnsummen, 
nicht aber im Zwischenhandel. Die wahllose 


Einführung einer hohen Umsatzsteuer auf alle . 


Geschäfte würde der Zwischenhandel in vielen 
Fällen nicht überleben. | 
Die Befürchtung, dass: der Zwischenhandel 
durch eine hohe Umsatzsteuer erdrosselt wird, 
betrifft nantentlich das reine Kommissionsgeschäft, 
das sich abwickelt, ohne dass die Ware das Lager 
des Kaufmanns berührt. Dieser Handel arbeitet 
in der Regel mit kleinen und kleinsten Gewinn- 
sätzen, er kann schon durch eine mässige Umsatz- 
steuer vernichtet werden; denn hier sind grosse 
Umsätze mit verhältnismässig kleinem Gewinn 
verbunden. Solche Geschäfte arbeiten aber auch 
mit einem im Verhältnis zu ihrem Umsatze recht 
kleinen Personal. ER i 
Eine Forderung, die an jede Steuer gestellt 
wird, besteht darin, dass sie erstens einfach in 
der Erhebung ist, zweitens, dass sie grosse 
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Beträge liefert, und drittens, dass sie sozial auf- 
gebaut ist. Dass die als Lohnsteuer veredelte 
Umsatzsteuer sich durch geeignete Wahl der Sätze 
sozial ausgestalten lässt, dürfte zweifellos sein, 
dass ihre Erhebung namentlich durch den Fort 
fall der Einkommensteuer in den unteren Stufen 
infolge der Zusammenfassung der Steuerquellen 
beim Unternehmer gewisse Vorteile bietet, unter- 
liegt ebenso wenig einem Zweifel. 

Es wird Sache der Statistik sein, die Höhe 
der Steuersätze zu ermitteln, die nötig sind, um 
den Mindestertrag zu erbringen, den der Staats- 
haushaltsplan auf diesem Wege der: indirekten 
Besteuerung aufbringen sollte, 

Wiegt man Nachteile und Vorteile gegen- 


einander ab, so kann man wohl sagen, dass die 


Lohnsteuer als teilweiser Ersatz für die reine 
Umsatzsteuer in mancher Hinsicht Vorzüge ge- 
niesst, die ihr einen berechtigten Platz in der 
Steuersammlung zuweisen, die das deutsche Volk 
und mit ihm alle Kulturnationen zu gewärtigen - 
hat, wenn man bezüglich der Sätze in mässigen 
Grenzen bleibt. 
allerdings von unserer Ausfuhr-Industrie mit dem- 
selben Rechte wie eine tibertrieben hohe Umsatz- 
steuer bekämpft werden, weil eine Rückvergütung 
bei der Ausfuhr nicht möglich ist. Bedenkt man, 
dass Umsatzsteuer und Lohnsteuer nach dem 
Vorstehenden bestenfalls 2 bis 3 Milliarden M. 
ergeben können, so bleibt als Hauptstück unseres 
indirekten Steuersystems letzten Endes doch 
immer wieder nur die reine Erzeugungssteuer 
übrig, die das Warenmaterial eines Gewerbezweiges 
nicht bei jedesmaligem Umschlag, sondern an 
einer Stelle erfasst und dabei die Ausfuhr nach 
Möglichkeit unbehelligt lässt. Der Weg, um 
dieses Ziel zu erreichen, wird in verschiedenen 
Industrien verschieden sein. Nur soviel erhellt 
schon jetzt, dass es ohne engeren Zusammen- 
schluss der.Industrie zu Steuergemeinschaften 
dabei nicht abgeht, und diese können nur mit 
Hilfe der Fachverbände gegründet werden. 

Man wird zur Erzielung grosser Einnahmen 
auf den Pulsschlag des gesamten wirtschaftlichen 
Lebens achten müssen. Jede einseitige Steuer- 
politik wiıkt wie ein Bleigewicht auf die Dauer 
lähmend auf Handel und Wandel, während 
bei richtiger Verteilung immerhin die Hofınung 
besteht, dass der Wirtschaftskörper die Lasten 
tragen kann und damit den Staatshaushalt allmählich 
seiner Gesundung entgegenführt. 


Jede Ueberspannung dürfte - 


x 
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Der wirtschaftliche Eingriff 
der einmaligen Vermögensabgabe 
und seine Milderung. . 
Von Oberlandesgerichtssat A. Zeiler, Zweibrücken. 

1. Während die Erörterungen für und wider 
die einmalige Vermögensabgabe fortdauern, wird 
vermutlich bald die Entscheidung fallen und wohl 
kaum anders als im Sinne einer kräftigen Be- 
jahung. Ich hatte mich für meine Schrift „Ein- 


kommensabgaben, Gesellschaftlicher Ausgleich und 


Gesamtverbrauchssteuer“ (bei Lehmann in Zwei- 
brücken 1919) dahin schlüssig gemacht, dass es 
besser wäre, von der Erhebung einer einmaligen 
Abgabe abzusehen, indem ich davon ausging, 
dass es der deutschen Gesamtwirtschaft kaum 
vorteilhafter sei, wenn das Reich seine Schulden- 
last verringere, gleichzeitig aber um genau den 
gleich hohen Betrag die Gesamtheit der Einzel- 
wirtschalten geschwächt würde, und dass es sich 
darum nicht empfehle, wegen eines Erfolges von 
zweifelhaftem Werte eine Belästigung und Er- 
schütterung unzähliger Einzelwirtschaften zu wagen, 
.die unausbleiblich mit der Erhebung der ein- 
maligen Abgabe verbunden sein müsste. Es 


scheint mir noch heute, von grossen Gesichts- 


punkten aus betrachtet, wenig Nutzen zu ver- 
sprechen, wenn das Reich durch die Erhebung 
einer starken Vermögensabgabe seine Last er- 
leichtert, und ich meine insbesondere, dass es für 
die wirtschaftliche Wertung Deutschlands und 
seiner Gesamtwirtschaft in den Augen des Aus- 
landes, dass es für Deutschlands „Kredit“ von 
geringer Bedeutung sein wird, ob die Riesen- 


verluste der Kriegszeit und die schweren Lasten, _ 
die Deutschland zu tragen haben wird, auf dem 


Schuldblatt des Reiches in Hundertmilliardenhöhe 
stehen, oder ob das Schuldblatt des Reiches um 
die Hälfte und mehr erleichtert wird, aber um so 
viel weniger die Gesamtheit der Vermögen der 
Einzelwirtschaften beträgt; — mit anderen Worten, 
wenn die deutsche Gesamtwirtschaft fünfzig oder 
achtzig Milliarden aus der linken Hosentasche in 
die rechte steckt. 
Indessen, wie gesagt, wir werden uns damit 
abzufinden haben, dass die Abgabe kommt. Also 
ist es nötig zu prüfen, wie sie kunstgerecht ge- 
staltet werde. Und insbesondere ist es wichtig, 


sich darüber klar zu werden, ob sie durchführbar 


ist ohne die schweren Erschütterungen und wirt- 
schaftlichen Schäden, die mancher davon fürchtet. 

Ebenso nun, wie ich die Frage, ob die ein- 
malige Abgabe grossen Nutzen bringen wird, 
recht kühl betrachte, tue ich es auch bezüglich 
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| der eben erwähnten Befäirchtung. 


Ich denke, 
man darf sich da um so weniger bange machen 
lassen, als ıman schon so manches mal erlebi 
hat, dass in Zeiten der Vorbereitung grosser 
sozialpolitischer Massnahmen (insbesondere der 
Einführung von Arbeiterschutzgeseizen, der so- 
zialen Versicherung, des Verbotes der Kinderarbeit, 
der Kürzung der Arbeitszeit) jedesmal die Industrie 
„vor dem Untergange stand‘ — um dann nach 
Einführung der Neuerung trotz allem sich weiter 
zu heben und auch den Wettbewerb des von 
sozialpolitischen Lasten en freien Auslandes zu 
schlagen. | 

Und wenn es nun einmal gilt, den Kali: 
von noch nie erlebter Stärke ins Werk zu setzen, 
so wird das bittere Muss über alle Schwierig. 


keiten und Bedenken hinweghelien. 


2. Welche Sätze uns die Einmalige bringen - 


wird, liegt noch in der Zeiten Schosse. Ich selbst 


habe in meiner genannten Schrift zum Schluss 
(S. 80) versuchsweise eine Abgabestaffel auf- 
gestellt und die Frage dann eingehender be 


- handelt in einem Aufsatze, der in Deutschlands > 2 
Erneuerung (bei Lehmann in Münster) er- 


scheinen wird. Hiernach würde unter Berück- 


sichtigung des, lastenfrei zu haltenden Notbedarfs = 


des Pflichtigen und seiner Familie und unter 


Berücksichtigung der örtlichen Teuerungsverhät- 


nisse von einem gewissen Teile jedes Vermögens 
(und Einkommens) keine Vermögensabgabe er- 
hoben; die Abgabe aus dem ihr. unterliegenden 
berechneten Vermögensteil aber, d.h. also aus 
dem Ueberschuss über 
bleibenden Vermögensteil würde a 
jedem Falle berechnen nach der Formel Br: 
992 


Sie wäre beispielsweise von folgenden Beiägen £ . 
(jenes Vermögens überschusses): ER 


von 1000M. 63M. 1Million 200 000M. 
0 2000... 1A 2, a 
„..:5000:,..,.413,.:-5° ., . Voowe 
„...10.000:, +928-, 10 ,„ 20860005 
„20.0005, 92084 520%, 6 590.000 „ 

. 50000 „ 6070 ,„. 50 „ 19190000, 
„. 100000 „13630 „ 100 „...43:090.000 „ * 
„ 200000 „30590 „ 200 ,„ 96730000, 

„ 500000 „89090 „ 500 : , er 700.000 „ 


Wir hätten damit. ‚eine streng NEN, auf a 
heitlich gleichmässiger Grundlage aufgebaute Staffe- R 
lung. Wenn Liefmann in dieser Zeitschrift (Nr.24 


' vom 15. 12. 18) bei einer ‚halben ‚Million eine En 


Abgabe von höchstens 20 v. H. für angemessen 


‚halt, so entspricht dem meine Abgabenstate, un u . 


den a E 


Li 


,.500.000.000 
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gefähr. Aber freilich geht Liefmann bei den 
ı höheren Vermögen ganz beträchtlich über meinen 
Vorschlag hinaus. Ob es erwünscht ist, so 
gründlich die grossen Vermögen zuzustutzen? 
Ich muss hier darauf aufmerksam machen, dass 
nach den Forderungen, 
Schrift aufstellt, die hohen Abgaben mit jährlichen 
Abgaben herangezogen werden würden, die das 
heutige Mass stark überschritten, so dass also die 
Wirkung der Einmaligen in dem von mir vor- 
geschlagenem Ausmasse nur dann richtig beur- 
teilt würde, wenn man sie zusammenhält mit der 


Wirkung der von mir geforderten Dauerleistungen 


vom Einkommen. Im übrigen will natürlich die 
versuchsweise aufgestellte Formel keinen Anspruch 
erheben, in der Höhe das Richtige getroffen zu 
haben. Mässige Aenderungen im Nenner des 
'Bruches und im Wurzelexponenten bringen eine 
starke Verschiebung der Abgabensätze. Nähme 
man etwa bei 1000 M. 50 M., von 500 Mill. M. 
Vermögen 450 Mill. M. Abgabe, so würde sich 
aus diesen beiden Annahmen unsere Formel 
4, 54 

ergeben gleich aVa und damit wäre die Ab- 

RE 91,56 56 

ek ensiätfel für alle Vermögenshöhen gegeben in 
folgender Weise. ' 
a M. 


Von 1.000 beträgt die Abgabe 20.d.1.50v.H. 
a RR = 116 „, 58: „ 

! 5000 _„, ; 356... Li, 
10000... ie 830,83, 

a u EEE N ae 

50000 , Sr 5908 „118... 
100000", i 13780 „13,8 „ 

- 200000  „ : 32080 „16,0 ,, 

# 24:500.000.-.., : 98230 „19,6 „, 
1.000 000 ; 22870 „229 „ 
2000000 533 700 „26,7 „ 
5000000 1630000 ‚32,6 ° „ 

„ ‚10.000.600 , 3804000 „38,0 „ 
20000000  „ 8857000 „44,3 „ 
99000000... 2, 27120000 „5483 „, 
„100000000 „ Er 63 130 000 ,, 363,1, 
200.000 000 147 000000 „735 „ 
450 000 000 90,0 


_ (Die Unstimmigkeit, die unsere Berechnung 
ergibt, „dass einem Pflichtigen mit 500 Mill, M. 
Vermögen nach, Entrichtung der Abgabe weniger 


 _ Vermögensrest verbliebe als einem Pflichtigen mit 


200 Mill. M., müsste natürlich behoben werden; 
es. wäre zu hesiinimen; dass von keinem Ver- 


> engeen so viel als Abgabe erhoben werden dürfte, 


dass nach dessen Entrichtung weniger Rest bliebe 
als von einem niedigern Vermögen nach, Ent- 
rd der ae 


die meine genannte 


mit plumper Hand. 


satz, 


nennen 


———. 


Ich kann hier nicht auf die Einzelheiten ein- 
gehen, wie die einmalige Abgabe für jeden Fall 
der Pflichtigkeit zu berechnen wäre. Aber es 
seien einige Fälle mitgeteilt, an denen die Wirkung 
des Vorschlages ersichtlich wäre. (Als Formel 


6 
der Berechnung ist die mitgeteilte a V a gewählt.) 
-50 


A, Witwer, fünf unterhaltungsbedürftige Kinder. 
Rente 2250 M. (aus einem Vermögen von rund 
50000 M.). Sonstiges Einkommen 700 M., renten- 
lose Habe 15000M. Betrag der Abgabe 3073M. 

B, Ehemann mit Frau und fünf Kindern. Be- 
rufseinkommen 7000M,, rentenlose Habe 25000M,, 
keine Rente aus Vermögen. Betrag der Abgabe 
7304 M. 

C, Ehemann mit Frau und fünf Kindern. Rente 
15000 M. (aus einem Vermögen von rund 
300000 M.), rentenlose Habe 12000 M.. Betrag - 
der Abgabe 40800 M. 

D, Junggeselle. Rente 240 M. (aus einem 
Vermögen von 7000M ), Berufseinkommen 15000M,., 
rentenlose Habe 5000 M, Betrag der Abgabe 
20244 M. / 

 E, Ehemann mit Frau, kinderlos. Rente 
6500 M. (aus ungefähr 170000 M. Vermögen), 
sonstiges Einkommen 4500 M., rentenlose Habe 
60000 M. Betrag der Abgabe 26700 M. 

 F, Ehemann mit Frau und sechs Kindern. 
Rente 300 M. (aus 7500 M. Vermögen), sonstiges 
Einkommen 2000 M., rentenlose Habe 10000 M. 
Betrag der Abgabe 70 M, 

3. Sind nun die Befürchtungen. de 
die man hegt für die Erschütterung der Einzel- 
wirtschaft durch die Erhebung der Abgabe? 

Man kann natürlich, wie alles, so auch die 
einmalige Abgabe vernünftig durchführen, oder 
Ich glaube aber, es lässt 
sich sogar der fast unlösbar scheinende Wider- 
spruch: die Erhebung nicht auf ungezählte Jahre zu 
verteilen und doch den Einzelnen auch dann 


nicht schwer zu trefien, wenn er nicht in der 


Lage ist, einfach von seiner Kriegsanleihe die 
nötige Anzahl Stücke auf den Altar des Vater- 
landes zu legen — ich sage, es lässt sich sogar 
dieser Widerspruch lösen. Man braucht nur bei 
der Durchführung. der Abgabe nicht kleinlich zu 
verfahren und braucht nur den Eigennutz jedes 
Pflichtigen einzuspannen. Dann werden die Gelder 
von selber kommen. 

Allerlei Schwierigkeiten und Bedenken stellt 
Fränkel zusammen in einem in Nr. 7 der Bayr. 
Handelszeitung vom 15. 2. 19 erschienenen Auf- 
der mir in einem Sonderabdruck vorliegt 


199 


nn 


unter dem Titel „Die grosse Vermögensabgabe“. 
Hier ist unter anderem der Gedanke erwähnt, 
dass zur Tilgung der Abgabenpflicht Vermögens- 
stücke in Natur genommen werden sollten. 


Das wäre freilich eine Ausführungsweise, an der - 


wir keine Freude erleben würden, und Fränkel 
lehnt sie mit Recht ab (S. 21). Und abzuweisen 
ist eine so kleinliche Durchführung der Abgaben- 
frage, die es für notwendig hält, 25 v. H. der 
beweglichen Habe jedes Pflichtigen, der 
Betriebsmittel des Handwerkers zu beschlag- 
nahmen und Kisten und Kasten durchsuchen zu 
lassen! (S. 19). 

Grundsätzlich, meine ich, müsste die Abgabe 
‚nur in Geld oder Staatspapieren entrichtet 
werden. (Vor allem natürlich in Kriegsanleihe 
zum Ausgabekurs). Aber ausgeschlossen soll 
freilich nicht sein, dass andere Werte an 
Zahlungsstatt genommen werden. Nur wird 
die Verwaltung sorgsam darauf bedacht sein 
müssen, dass sie dabei nicht zu Schaden komme, 
Mit wenigen Ausnahmen wird es dem Einzelnen 
viel sicherer gelingen, Vermögenswerte vorteilhaft 
zu Geld zu machen als dem Gemeinwesen. Nur 
solche Werte wird das Gemeinwesen an Zahlungs- 
statt nehmen, deren Erwerbung zur Verfügung 
der Gesamtheit auch sonst erwünscht ist, vor 
allem also Grund und Boden. 

Am einfachsten ist es natürlich, wenn der 
Pflichtige die nötige Menge von Staatspapieren 
in der Schublade liegen hat. Hat er Grund- 
besitz, so mag er eine Hypothek aufnehmen und 
mit dem Darlehnsbetrag seine Abgabe entrichten. 
Möglicherweise zieht er die Abstossung eines 
Teils seiner Habe vor, insbesondere in dem er 
ein Grundstück an Zahlungsstatt gibt. In all 
diesen Fällen gibts keine Schwierigkeit, 


Aber allerdings, nicht jeder verfügt über solche 
freien Vermögenswerte, und auf solche Fälle weisen 
die Warner hin: auf den Kaufmann und Gewerbe- 
treibenden, der sein ganzes Vermögen im 
Geschäft festgelegt hat, in Baulichkeiten, 
Maschinen, Warenvorräten u. a. (Fränkel, S. 5 flg.). 
Ein solcher Pflichtiger kann nun freilich nicht 
„seine Turbine zur Hälfte: verkaufen“, nicht die 
Hälfte seiner Spindeln. Und abenso wäre es 
verfehlt und einer gesunden Wirtschaftsführung 
nachteilig, wenn etwa das Reich in die Einzel- 
betriebe, deren Inhaber ihre Abgabepflicht 
nicht alsbald erfüllen könnten, als Teilhaber 
eintreten sollte. Man wird auch nicht den 
Landmann und allgemein den Gutsbesitzer zwingen, 
einen Teil des Gutsbesitzes an Zahlungsstatt zu 
geben, wenn der Mann die Abgabe lieber in 
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Geld entrichtet. Das aber wird ihm möglich 


sein, wenn man's nur richtig anpackt. Ich denke 


mir die Sache etwa so. Wer nicht aus bereiten 

Mitteln die Abgabe entrichten kann, dem wird 

hierfür ein Zeitraum von langer Dauer zur Ver- 

(Ja, man könnte sich die Frage 

vorlegen, ob man nicht ganz allgemein, also 

auch bei solchen Pflichtigen, die die Abgabe 
sofort entrichten können, darauf verzichten sollte, 
einen Zwang zur sofortigen Entrichtung auszuüben. 

Doch mag das dahin gestellt bleiben.) _ Jedenfalls 

hätte insoweit, wie eine sofortige Entrichtung 

nicht möglich ist, folgendes zu gelten. 

a) Jedem Pflichtigen wird-für seinen Abgaben- 
betrag (oder dessen Rest nach Entrichtung 
eines Teiles) von einer dazu zu bestimmenden 
öffentlichen Bank ein Schuldblatt eröffnet. 
Halbjährlich wird abgerechnet, N 
Vom Fälligkeitstage an werden Zinsen in 
der Höhe von !/; v.H. über dem jeweiligen 
Bankzins zur Last geschrieben. 

.c) Insoweit der Pflichtige eine Sicherheit Be ; 
stellt, sei es durch eine (natürlich gebühren- 
frei geschehende) Hypothekbestellung oder 
durch tüchtige Bürgen, oder durch Wechsel, . 
wie sie der gesunde Bankverkehr als gute 


b) 


Sicherheit nimmt, oder durch Faustpfand oder x | 


— besser — durch Sicherungsübereignung, 


wird ‘der Zinssatz um 1 v. H. niedriger be- 
rechnet als nach b, bis herab u5svH 
d) Jährlich sind 6 v. H. des ganzen Abgabe- 
betrages abzuzahlen. Dieser Satz kann au 


Antrag bei Nachweis besonderer Verhältnisse 
bis auf 3 v. H. ermässigt werden. 
e) Eine bestellte Sicherheit wird späterhin, 
solange nicht dieAbgabe entrichtet ist oder 
entsprechend abgenommen hat, nur insoweit 


zurückgewährt, wie der Gegenwert ur 


Tilgung der Abgabenschuld abgeführt oder 
eine vollwertige andere Sicherheit errichtet | 
wird. | 
Durch eine solche Gestaltung würde kein 
Pflichtiger gedrängt. Aber sein eigener wohl- 


verstandener Nutzen würde jeden dazu anspomen, 


seine Schuld abzutragen. Vermag er anderswo 
billigeres Geld aufzutreiben, so wird er nicht die 
richten, und was er sich in einem Jahre hatte 
zurücklegen können, würde er dem Reiche geben, 
statt 4- oder 5Sprozentige Rentenpapiere zu er- 
werben. Irgendwelche Vermögenswerte aber, 


durch die Sicherheit bestellt werden könnte, hätte R 
der abgabenpflichtig wäre. Was 
Fränkel (S. 5) meint: 


jeder, 
dass durch die le 


u ee ee ng nn en een 


einer Hypothekenschuld für das Reich die bisher 
an erster Stelle eingetragenen Hypotheken zurück- 
gedrängt würden, ist mir nicht klar. Die Hypothek 
für das Reich würde jedenfalls, wo sie nur Siche- 
rungszwecken dienen soll, an nächst offener 
Stelle errichtet und würde als Deckung gewertet, 
soweit dies eben nachLage der Sache möglich wäre. 


Bei der ganzen Durchführung würde die 
Verwaltung der Reichsschulden (oder die betraute 
Bank) nicht ängstlich zu Werke gehen. Die Sache 
liegt doch einfach: Jeder Pilichtige will seine 
Wirtschaft erhalten, will vorwärtskommen, will, 
wenn möglich, Rücklagen machen. Je weniger 
er darin durch die Behörden beengt wird, um 
so leichter wird das für ihn sein, und um so 
Sicherer wird er seine Abgabenschuld tilgen können. 
Und wenn das Reich durch eine grosszügig ent- 
gegenkommende Sachbehandlung-in einem ge- 
wissen Hundertsatz der Fälle zu Verlust käme, 
so würde sich das reichlich bezahlt machen, indem 
durch soiches Entgegenkommen die Einzelwirt- 
schaften von Hunderten Anderer und damit die 
Gesamtwirtschaft gefördert würden. 

Irgendwie Sicherheit zu leisten wird, wie ge- 
_ sagt, wohl jeder imstande sein. Wer nur seine 
Briefmarkensammlung hat und &in Ruhegehalt 
als mittlerer Beamter, den drückt die Abgaben- 
pflicht so nicht sehr. 

Wie aber, wird ein Gewerbetreibender oder 
Kaufmann die vorhin unter c und d erwähnten 
Lasten tragen können? Etwa gar einmal8-+6= 14 
v. H. der Schuld? Wir wollen sehen. Nehmen 
wir beispielsweise an, jemand hat in seinem bis 
zu ®/ıo des Wertes mit Hypotheken belasteten 
Geschäftsanwesen (im Werte von 120.000 M.) 
einen Betrieb, dessen Werte an Gerätschaften, 
Rohstoffen und Halberzeugnissen 250 000 M. aus- 
machen. Schulden seien ausser den Hypotheken 
nicht vorhanden, aber auch kein weiteres 
rentierendes Vermögen. Die nicht rentierende 
Habe sei 40000 M. wert. Der Jahresertrag aus 
dem Geschäftsbetrieb beirage 24000 M. Der 
Mann habe Frau und drei unterhaltsbedürftige 


Kinder; der Ortslohnı des erwachsenen männlichen | 


Arbeiters am Platze sei 6 M. Dann würde sich 
folgende Abgabe berechnen: 
- a) Rente aus dem Vermögen: 


freier Anwesenswert 120000 -96000 = 24000 M. 


Werkzenge,Rohstolfeu, Halberzeugnisse 25 250000 „ 


Summe 274000 M. 
b) Ertägnis hieraus (zu 5 v. H.) 13700. , 


u) Einkommen aus der Leitung des Unter- 
 nehmens: 2400013700 = 10300 M. 
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N ER, 
d) Notbedari des Pflichtigen selbst 
200X6 M. (Ortslohnsatz) = 1200 M. 
Notbedarffür vier weitere Personen 
4 x ig 
zusammen 2160 M. 
e) Rente aus dem Vermögen 13700 M. 
ab Notbedarf 2160% 
11540 M. 
'f) Danach Berechnung des abgabenpflichtigen 
Betrages: 
a) 20%X11540 = 230800 M. 
b) 10% 10300 == 103000 „ 


c) 400000—3%24000. 
Summe 333800 M. 


8) 9 | 
Alsodie Abgabe — 333800V 333800 = 55600 M. 
50 


Angenommen, unser Fabrikant wäre nicht 
imstande (was bei seinen Vermögens- und Er- 
werbsverhältnissen unglaubhaft scheint) auf sein, 
abgesehen von den Hypotheken, schuldenfreies 
Geschäft einen billigen Kredit zu finden und 
müsste wirklich 8 v.H. Zinsen für die geschuldete 
Abgabe entrichten, sowie jährlich 6 v. H. von 
der Schuld abtragen, so wäre seine Schuld im 
eisten Jahre allerdings 14X556 = 7784 M. Ist 
sein Jahreseinkommen aber (nachdem die Hypothek- 
zinsen getilgt, die kaufmännisch notwendigen 
Abschreibungen vorgenommen sind) 24000 M., 
so muss er imstande sein, selbst die 7784 M. zu 
entrichten; für die in Zukunft hohen Einkommens- 
abgaben kommt dann nicht das genannte Ein- 
kommen von 24000 M., sondern dieser Betrag 
gekürzt um 7844 M. in Frage. Es scheint ausser 
Zweifel, dass der Mann der angenommenen Ver- 
zinsung mit 8 v. H. zu entgehen wüsste, jeden- 
falls könnte er sie durch Sicherheitsbestellung 
um 1 v. H. mindern. Ist ihm das Bestehen der 
Schuld lästig, so wird er auf baldigste Tilgung 
bedacht sein, indem er seine Ueberschüsse dazu 
verwendet, Ist es ihm aber vorteilhafter, diese 
im Geschäfte arbeiten zu lassen, so ist auch das 
für das Reich kein Schade, da es statt der eigenen 
Zinsverpflichtung zu 5 v. H. für die Kriegsanleihen 
den Bankzins. erhält oder wenigstens diesen ab- 
züglich von 1 v. H. und mindestens seine 5 pCt. 

So wird auch der Landwirt, der Beamte, der 
Angehörige der freien Berufe, wenn ihnen zur 
alsbaldigen Entrichtung der Abgabe die bereiten 


' Mittel fehlen, die Wege finden, die ihnen die 


Abtragung ihrer Schuldigkeit so ermöglichen, dass 
sie dadurch nicht weiter gedrückt werden, als es 


ar 


eben die Eufiehtäng des Abgabenbetrages selbst 
unvermeidlich mit sich bringt. 
der hohen Wahrscheinlichkeit noch gar nicht 
gedacht, dass die überall bestehenden Berufsver- 
bände dafür sorgen würden, ihre Angehörigen 


aus gemeinsamen Mitteln die zur alsbaldigen i 


Entrichtung der Abgabe nötigen Beträge zu 
günstigeren Bedingungen zu bieten, so dass die 
Abgabe bald entrichtet würde und der Pflichtige nur 
mehr Schuldner seiner Berufsgenossenkasse wäre. 


Nur Kleinigkeiten in der Durchführung und 
gänzliche Unbeholienheit allerseits würden einen 
lästigen und schändlichen Druck bewirken. Wenn 
die Einmalige als unvermeidlich erachtet wird, 
an den Schrecken der Durchführung soll sie nicht 
scheitern! 


Reichs-Versicherungsmonopol? 
Von Präsidenten Dr. R. van der Borght, Berlin. 


Offenbar als Antwort auf den von dem Sitaats- 
sekretär des Reichsschatzamts Schiffer angekündigten 
Plan einer Verstaatlichung des privaten Ver- 


sicherungswesens lässt der frühere Präsident des 


Kaiserl. Statistischen Amts, Dr. R. van der Borght, 
unter obigem Titel eine Schrift erscheinen (Verlag 
von Franz Siemenroth, Berlin 1919, 95 S., 3.— M.), 
in der das Für und Wider der Frage eingehende 
Erörterung findet, Die Ergebnisse seiner Unter- 
suchung stellt der Verfasser in folgender Schluss- 
betrachtung zusammen: 


Von welcher Seite man auch an den Ge- 


danken eines Reichversicherungsmonopols heran- 
treten möge, immer findet man, dass er die 


Erwartungen nicht zu erfüllen vermag, die man 


auf ihn setzt, ja, dass er auf der ganzen Linie 
mindestens keine Verbesserung, zum guten Teil 
sogar unmittelbare und mittelbare Verschlech- 
terungen des jetzigen Zustandes nach sich ziehen 
muss. Von einem Reinertrage von 100 oder 
200 Mill. Mark oder mehr kann gar nicht die 
Reds sein. Trotz des grossen Anteils, den an 
den Ueberschüssen die Erträge der Kapital- 
anlagen haben, kommen höchstens einige 40 Mill. 
Mark jährlich als Reingewinn für das Reich 
heraus, ein Betrag, den man auf dem Steuer- 
wege unschwer aus dem Versisherungswesen 
herausholen könnte. Die Ueberschüsse der Privat- 
versicherung. werden weitaus überschätzt, sie 
gehen über eine mässige Verzinsung der ar- 
beitenden Kapitalien nicht hinaus. 


Die erloffte Verbilligung der Versicherung 
wird beim Monopol nicht eintreten. 
teil, die bisherige zunehmende Verbilligung wird 
abgelöst werden durch eine Prämienerhöhung, 

eowohl unmittelbarer Art, als auch mittelbar 
durch Beseitigung der Gewinnanteile der Ver- 
sicherten. Diese Wirkung ist unvermeidlich, 
wenn überhaupt nennenswerte Erträge für die 
Reichskasse herauskommen sollen. Die Hoffnung, 


Dabei habe ich. 


Im Gegen-: 
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stand nicht aufkommen zu lassen. 


‚schwersten Risiken durch die Verteilung auf 


u un ma mn 
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durch Ersparung an Verwaltungsausgaben die 
Erträge zu steigern, ist trügerisch. Die reinen 
Verwaltungskosten des Monopols werden nicht 
wesentlioh niedriger sein als die der Privat- 
versicherung, die tatsächlich, gemessen an der 
deutschen Arbeiterversicherung, keineswegs eine = 
ungebührliche Höhe erreichen. Das Monopol 
wird umso weniger an reinen Verwaltungskosten 
sparen können, als_die zahlreichen Klein-Ver- 
sicherungen von selbst zu einer empfindlichen 
Steigerung der Verwaltungskosten führen müssen, 
Die Werbekosten der Privatversicherung, die 
übrigens auch vielfach infolge falscher Verall- 
gemeinerung von Einzelfällen weit überschätzt 
werden, und die sich durch zunehmende Ver- 
breitung des Versicherungsgedankens reichlich 
bezahlt machen und dadurch auch dem wahren 
Interesse der Gesamtheit aller Versicherten = 
dienlich sind, kann die Monopolverwaltung nicht 
ersparen, wenn sie im Wettbewerb mit anderen s “a 
Organisationen ihren Betrieb durchführen soll. 
Nur, wenn sie zum vollen Versicherungszwange 
überginge, könnten die Werbekosten entbehrlich 
werden. Aber der Versicherungszwang bedeutet 
zugleich den Annahmezwang für die Monopol- 
verwaltung und belastet sie mit zEnlF ei 
gefährlichen Risiken. Jeder Versuch, sich dm 
Annahmezwang zu entziehen, würde in der 
Bevölkerung die grösste Erbitterung hervor- 
rufen müssen, weil ihr der Weg zu anderen : 
Versicherungsgelegenheiten abgeschnitten ist. . 
Bei alledem wird die Monopolanstalt mit ein Ye: 
vollen Risiko der Ertragsschwankungen belastet, 


‚weil sie die bessere Verteilung des Risikos durch 


Rück- und Mitversicherung nicht herbeizuführen 
vermag. Auch eine gerechtere und becker 
Abstufung der Prämien ist vom Monopol nioht 
zu erhoffen. Im Gegenteil! Gegenüber der 
Anpassung der Prämien an die Beschaffenhei 
des einzelnen Risikos — und das allein ist ein 
gerechtes Verfahren — wird das Monopol zu 
schematischer Gliederung übergehen müssen, 
die Verwaltung im ganzen einfacher und De” Er 
quemer zu gestalten. FE 
Die erhoffte Verbesserung des Versicherungs. 
wesens wird ausbleiben. Der Sporn, der bisher 
die Träger der Versicherung vorwärts getrieben 
hat, ist der Wettbewerb der inländischen Gesell- 53 
schaften gleicher und verschiedener Art unter- 


einander und der Wettbewerb zwischen inländi- & 


schen und ausländischen Gesellschaften. Ein 
„Ring“, ein Monopol der a ; “ 
das etwa durch ein Reichsmonopol zu ersetzen 
wäre, besteht tatsächlich in der ganzen Privat- er E ; 
versicherung nicht, auch nicht in der Fuer- 
versicherung, und kann nicht bestehen und nicht 
entstehen, solange man nicht künstlich durch 
Einführung des Monopols den Wettbewerb be 
seitigt. Die Privatversicherung wird durch den 
Wettbewerb genötigt, einen Versicherungsnot- 
Sowohl vor 
dem Kriege als auch in besonders erfolgreicher _ 2 
Weise während des Krieges ‚hat sie in jeder 
Richtung ihre Pflicht getan, um auch die 
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viele Schultern unterbringen zu können. Ohne 
das Eingreifen der privaten Feuerversicherung 
2. B. wären die kriegswirtschaftlichen Betriebe 
jahrelang ohne jeden Versicherungsschutz ge- 
blieben. Gerade öffentliche Versicherungsver- 
waltungen, wie das italienische Lebensversiche- 
rungsmonopol, wie die (Reichs-) Feuerversiche- 
rungsstelle der Kriegsrohstoffgesellschaften 
haben die schweren Risiken von sich abzuwehren 
gesucht und könnten nur durch eine rücksichts- 
und ausnahmslose Durchführung des Annahme- 
zwangs, wie er dem Versicherungszwang gegen- 
überstehen müsste, an einem solchen Vorgehen 
gehindert werden 

Die allgemeinen Versicherungsbedingungen 
sind durch die Privatversicherung unter dem 
Druck des Wettbewerbs immer weiter vervoll- 
kommnet worden, und rüstig wird auf diesem 
Gebiete weiter gearbeitet. Selbst die Feuerver- 
sicherungsstelle der Kriegsrohstoffgesellschaften 
hat schliesslich nichts Besseres finden können 
als die allgemeinen Versicherungsbedingungen 
der privaten Feuerversicherung. Auch während 
des Krieges hat die Privatversicherung die 
Arbeiten an der Verbesserung der Bedingungen 
und ihrer Handhabung. nicht eingestellt. Sie 
hat eine weitgehende Anpassungsfähigkeit gegen- 
über neu hervortretenden Bedürfnissen gezeigt. 


- Wichtige Verbesserungen von dauernder Art 


sind vor und in dem Kriege verwirklicht worden. 
. Beim Reichsmonopol ist nicht darauf zu rechnen. 
Nicht Fortschritt, sondern Ersterrung in den 
allgemeinen Versicherungsbedingungen wird das 
‚Ergebnis des Monopols sein. Denn das Monopol 
wird nicht, wie die Privatversicherung, jedes 
 Nachlassen seines Eifers zu Fortschritten und 
‚zur Anpassung ‚an die wechselnden Bedürfnisse 


der Bevölkerung durch Abbröckeln seines Ver-- 


sicherungsbestandes und durch Verkümmerung 


ER seines Versicherungszuganges am eigenen Leibe 


zu spüren haben. Auch in der Schadenregu- 


L  lierung sind aus gleichen Gründen Fortschritte 


von der Mounopolverwaltung nicht zu erhoffen. 
‚Die prompte Regelung, das Entgegenkommen 
auch in bezug auf die Höhe der Entschädigung 
und die Berücksichtigung besonderer Verhäit- 
nisse, wie sie der Schadenregulierung der Privat- 
versicherung mit Recht nachgerühmt werden, 
kann ein Monopol nicht erreichen. Es wird 


langsamer, schwerfälliger, bürokratischer, ängst- 


licher arbeiten und in bezug auf die Höhe der 
- Entschädigung um so vorsichtiger sein müssen, 
je mehr — was unausbleiblich ist — der fis- 
kalische Gesichtspunkt sich in der Monopol- 
verwaltung durchsetzt. u: 
| Für die Gefahrenverhütung hat die Privat- 

versicherung überaus viel geleistet, ganz be- 


sonders durch die in langer Entwicklung empor- 


gewachsene Anpassung der Prämien an die im 
 Einzelfalle vorliegende Gefahr, durch die all- 
gemeinen und besonderen Sicherheitsvorschriften 


und dgl.: Sie hat dadurch den stärksten Bundes- 
genossen im Kampf gegen die Gefahrenguellen 
auf den Plan gerufen, nämlich das eigene Inter- . 
. esse des Versicherten, für den die Verbesserung 
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der Gefahrenbekämpfung wesentliche Prämien- 
ersparnisse mit sich bringt, Die Monopolver- 
waltung kann diesen Bundesgenossen nicht in 
gleichem Masse zu Hilfe rufen; denn der un- 
vermeidliche behördliche Schematismus steht 
einer derartigen Behandlung der Prämien- 
bemessung entgegen, und der Gesichtspunkt 
des sozialen Ausgleichs, der, wenn irgendwo, 
hier nicht am Platze ist, wird doch in der 
Monopolverwaltung Einfluss auf die Prämien- 
abstufung gewinnen, 

Der Umfang der zu deckenden Gefahr. ist 
von der Privatversieberung schrittweise überaus 
stark erweitert worden. Diese Entwicklung ist 
noch keineswegs abgeschlossen. Mit dem Weg- 
fall des bisher wirksamen Ansporns entfällt 
auch hier die Hoffnung auf ein gleiches Fort- 
schreiten beim Versicherungsmonopol. 

Die Sicherheit für die Versicherten ist beim 
Monopol mindestens nicht grösser als bei der 
Privatversicherung. Der Ausgleich, der in der 
Rückversicherung und in der Verteilung der 
grösseren Wagnisse auf viele Schultern der 
Privatversicherung zur Verfügung steht und 
ihr die UVebernahme selbst schwerster Risiken 
ermöglicht, fällt bei der Monopolanstalt weg. 
Sie kann keine Rückversicherung nehmen, und 
sie kann auch ihr Risiko mit niemand teilen. 
Ohne ausreichende und umfangreiche Reserven- 
ansammlung würde sie schliesslich nur durch 
Inanspruchnahme allgemeiner Steuermittel über 
schwierige Zeiten hinwegkommen können. Diese 
angesammelter Gelder sind in Kriegszeiten nicht 
in gleicher Weise geschützt wie die der Privat- 
unternehmungen. Sie können selbst in Friedens- 
zeiten durch- unvernünftige Regierungsmass- 
nahmen ihren eigentlichen Zwecken entfremdet 
werden. Im übrigen aber kann die Monopol- 
verwaltung bei der Anlage der angesammeiten 
Rücklagen keine anderen und besseren Wege 
gehen als die deutsche Privatversicherung, 
die hierin eine völlig unantastbare Stellung 
einnimmt. 24 

Mit der Ueberleitung grosser Kapitalmassen 
in die Öffentliche Hand ist die Gefahr einer 
übermässigen Macht und missbräuchlicher oder 
verkehrter Zuführung in das wirıschaftliche 
Leben durch eine Stelle verbunden. Bei der 
Privatversicherung ist eine solche Zusammen- 
ballung der Kapitalmacht ausgeschlossen. Eine 
zusammengefasste Verwendung durch eine Stelle 
ist bei ihr unmöglich. Jede der zahlreichen 
Unternehmungen ist selbst Herr über die an- 
gesammelten eigenen Mittel. Für den Realkredit 
bsdeutet der Uebergang zum Versicherungs- 
monopol die Gefahr der Verstaatlichung, und 


' doch ist der beste Zustand für den Realkredit- 


bedürftigen der, dasser die Wahlhatzwischen ver- 
schiedenen Formen und Trägern des Realkredits. 

Allen Verteuerungen und volkswirtschaft- 
lichen Verschlechterungen des Versicherungs- 
wesens ist beim Monopol die Bevölkerung wehrlos 
ausgeliefert. Jede Möglichkeit ist ihr genommen, 
zu anderen Versioherern des In- oder Auslandes 


auszuweichen. 
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Volkswirtschaftlich angesehen, ist das ganze 
Versioherungswesen noch durchaus nicht ge- 
eignet für einen Stillstand. Seine höchste 


Leistungsfähigkeit ist nach dem Kriege bei den 


bevorstehenden schweren volkswirtschaftlichen 
Aufgaben ganz unentbehrlich. Nur durch Er- 
haltung des Wettbewerbs, der die Versicherung 
ständig in allen Richtungen vorwärts treibt 
und drängt, kann diese Leistungsfähigkeit ge- 
sichert werden. Nichts wäre verkehrter, als 
um sehr bescheidener finanzieller Vorteile willen 
diesen Sporn auszuschalten und eine Monopol- 
anstalt zu schaffen, die den Versicherten nichts 


besseres bringt, ja, ihnen vielfach schädlich 


werden wird, die der Reichskassse wenig Mittel 
verschafft, ihr aber dafür ein grosses Risiko 
auferlegt, das sie beim Ausbau der Besteuerung 
nicht zu tragen haben würde, 

Beim Monopol ist die weltwirtschaftliche 
Stellung und Bedeutung des deutschen Versiche- 
rungswesens unweigerlich verloren. Weder die 
Ausbreitung des Risikoausgleichsgebietes, noch 
die Förderung der weltwirtschaftlichen Betäti- 
gung durch die Versicherung kann beim Monopol. 
betrieb aufrecht erhalten werden. Gerade in 
der vor uns liegenden Zeit, in der wir mit 
aller Anspannung unsere weltwirtsohaftlichen 
Beziehungen wieder aufbauen und weiter aus- 
bauen müssen, können wir die Mithilfe der 
Versicherung nicht entbehren. Das Monopol 
würde hier ohne weiteres einen gefährlichen 
und bedenklichen Rücksehritt bedeuten, dessen 
Nachteile viel grösser sind, als dass sie durch 
alles, was bestenfalls an Reichseinnahmen aus 
dem Monopol erzielt werden könnte, wieder 
auszugleichen wären. Auch in weltwirtschaft- 
licher Beziehung sind die Dinge nicht zu einem 
Stillstand gekommen. Wir können auch hier 
die Mittel noch nicht entbehren, die zu weiteren 
Fortschritten nötig sind. 

Ueberhaupt ist im ganzen unsere Volks- 
und Weltwirtschaft noch so sehr im Flusse und 
in engster Berührung damit das ganze Ver- 


sicherungswesen noch go sehr in der Entwicklung: 


begriffen und noch so weit von einem Beharrungs- 
zustand entfernt, dass selbst diejenigen, die an 
sich dem Monopolgedanken zuneigen, erkennen 
müssen: der jetzige Augenblick ist der denkbar 
ungünstigste für die Durchführung einer solchen 
Massregel. Betriebe, die zur Monopolisierung 
„reif‘‘ sind, wollen auch manche bürgerliche 
Kreise in die Monopolform überführen. Man 
kann aber oft feststellen, dass sie diese ‚Reife‘ 
niemals für ihren eigenen Betriebszweig, sondern 
immer nur für andere Betriebszweige anerkennen, 
Ob im Sinne dieser Kreise das Versicherungs- 


wesen jemals wirklich reif werden wird zur 


Monopolisierung, hängt davon ab, ob jemals in 
volks- und weltwirtschaftlicher Beziehung beim 
Versicherungswesen ein derartiger Zustand der 
Beharrung eintreten wird, dass weitere Fort- 


 sehritte aus dem Nebeneinander der verschiedenen 


Betriebsformen nicht mehr zu erhoffen, aber 
auch nach Lage der allgemeinen wirtschaftlichen 
Verhältnisse nioht mehr erforderlich sind. Viele 


1 


DEUTSCHE WIRTSCHAFTS-ZEITUNG 


.208 


ernste Kenner und Beobachter des Wirtsohafts- 
lebens halten den Eintritt eines solchen Be- 
harrungszustandes überhaupt für unmöglich. 
Aber auch die, die ihn an sich für möglich 
halten, müssen, wenn sie ohne Voreingenommen- 
heit an die Frage herantreten und die jetzigen 
tatsächlichen Verhältnisse fest ins Auge fassen, 
auf die Frage, ob das Versicherungswosen reif 
sei zur Monopolisierung, antworten: „Nein, 
es ist nicht, zum mindesten jetzt noch 
nicht reif dazu.“ — — 


Die Politik der Reichsbank. 


Von Dr. phil. Bruno Moll, 
Privatdozenten an der Universität Kiel, 


In einer, als 45. Heft der Finanz- und Volks- 
wirtschaftlichen Zeitfragen (Verlag von Ferdinand 
Enke, Stuttgart, Preis 2,80 M.) erschienenen Ab- 
handlung über „Die modernen @eldtheorien 
und die Politik der Reichsbank“ sucht der 
Verfasser die Gegensätze zwischen Metallisten und 
Nominalisten wissenschaftlich zu versöhnen und gibt 
auf der Grundlage seiner Anschauungen eine 


kritische Darstellung der geldpolitischen Mas 


nahmen unseres obersten Finanzinstituts. Dieser 
(der wesentlich kleinere) Teil der Arbeit wird im 
folgenden zum Abdruck gebracht. Ze 


Das Dautsche Reich hat bekanntlich anstelle 


der verschiedenen Münzsysteme mit Silber- 


währung !), die bis zu den 70er Jahren be- Na, 
standen, dieeinheitliceheGoldwährungeingeführt: 


Goldmünzen als. gesetzliches Zahlungsmittel, 
freie Ausprägbarkeit des Goldes, Goldankaufs- 
pflieht der Reichsbank, Diese Goldwährung 
war freilich niemals ‚‚rein‘‘, Zunächst kursierten 


Scheidemünzen aus Silber, Nickel und Kupfer, € 


Freilich hat es wohl nie irgend eine Gold- 


währung gegeben, die sich nicht solcher Scheide- 
münze für den Kleinverkehr bedient hätte, 


Man kann daher ruhig, wie esin den Lehrbüchern 
geschieht, so definieren, dass der Begriff der 


reinen Goldwäbrung das Kursieren solcher 


Scheidemünzen nicht aussohliesst. Umsoweniger, 


als bekanntlich im Frieden Einlösbarkeit derin 


begrenzter Menge ausgegebenen Scheidemünzen 


. in Gold bestand, 


Die Reinheit der Goldwährung wurde aber 


bis 1907 gestört durch die silberne Kurant- - 


münze, den Taler, der zwar nicht frei aus- 


prägbar, wohl aber gesstzliches Zahlungsmittel | 


war. Er war keineswegs in Gold einlösbar, 


wenigstens nicht dem Gesetze nach. Die prak- 


tische Bedeutung dieser Abweichung von der 


Goldwährung war nicht allzu gross: Der Taler- 


bestand betrug 1879 nur !/» Milliarde Mark im 


Nennwert, im Jahre 1900 nur 360 Millionen, 
1907 wurden die noch umlaufenden Taler ausser 
Kurs gesetzt ?). | 


Die Reichskassenscheine bildeten, wenn auch 


bis 1914 einlösbar und ohne Zwangskurs, eben- 
falls eine Abweichung vom Goldwährungsprinzip. 


han 


!) Nur Bremen hatte Goldwährung. ! 


’) Helfferich, Das Geld. 8, And. 1018, 8. 17, 


=. 
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Denn ein spezieller Fonds zu ihrer Einlösung 
in Gold existierte nicht. Nur war ihr Betrag 
so gering, dass sie, praktisch und angesichts 
des Verkehrsbedarfs für das Reich auch theo- 
retisch, wenig ins Gewicht fielen. Bedeuteten 
»un nicht, theoretisch gedacht, auch die Reichs- 
banknoten?), schon im Frieden, bei Einlösbarkeit, 
eine Durchbrechung des Prinzips der reinen 


WIRTS 


| 


Goldwährung? Nein, sagt man da, solangesie 


nicht gesetzlichee Zahlungsmittel waren 
(bis 1909) und solange ibre Einlösbarkeit in 
Gold garantiert wurde (bis 1914), solange 
waren sie kein „Geld“. Sie konnten doch 
vie das Goldgeld völlig aus dem Verkehr 
verdrängen, nie selbständiger Wert und Preis- 
messer werden, nie auf Umwegen Einfluss auf 
die Preise gewinnen; solange hätte demnach, 
abgesshen von dem Umlauf an Talern und 
Reichskassenscheinen, reine Goldwährung be- 
standen. Aber diese herrschende Auffassung 
ist eine recht äusserliche, formale, die den 
Dingen nicht auf den Grund geht. Dass wird 
schon dann klar, wenn man sich erinnert, dass 
die Einführung des Charakters als gesetzliches 


Zahlungsmittelfür dieReichsbanknotepraktisch. 


nichts an ihrem Gebrauch ändern konnte. Vor 
allem aber, wenn man bedenkt, dass die ge- 
sstzlich versprochene und die bis August 1914 
tatsächlich auf Verlangen durchgeführte Ein- 
lösung — immer streng theoretisch gedacht — 
einen problematischen Charakter hatte. Und 
zwar lag das Problematische darin, dass eine 
volle Golddeokung nicht bestand — was allein 
dem Charakter einer reinen Goldwährung ent- 
 sprochen bätte. Beim Ausbruche des Weltkrieges 
war es bekanntlich sofort evident, dass eine 
Beibehaltung der Goldeinlösung zu der schwersten 
wirtschaftlichen Katastrophe geführt hätte ?). 
Mit Kriegsausbruch war dieGoldumlaufswährung 
unhaltbar, undurchführbar geworden, eine Tat- 
sache, die freilich mit Unrecht von den modernen 
Antimstallisten für ihre allgemeine Verurteilung 
der Goldwährung ausgenutzt wird. 

Bei dem jetzt bestehenden Goldkernsystem 
ist das Gold grösstenteils in der Reichsbank 
konzentriert, teils versteckt und vergraben; 
die uneinlösbaren Banknoten sind gesatzliche 
Zahlungsmittel und bilden mit Scheidegeld, 
und Darlehnskassen- 
scheinen die Zirkulation, sie zeigen eine selbst- 
ständige Wertbildung, die sich rein-metallistisch 
nieht erklären lässt. 


9) Die Privatbanknoten sind ihrer verhältnismässig ge- 
ringen Summen wegen hier ausser Betracht gelassen. 

%) Wir brauchen das kaum auszumalen. In Kürze 
bätte man der Re:chsbank durch Präsentation der Noten 
ihren ganzen Goldvorrat entzogen, und nun hätte die Gıund- 
lage für die Ausgabe von Noten gefehlt, während gerade 
der Kriegsbedarf an Zahlungsmitteln ung: heuer gross war, 
Das allein hätte genügt, um den alleemeinen wirtschaftlichen 
“ Zusammenbrich herbeizuführen. Würde man sich dann durch 
Ausgabe von metallisch ungedecktem Staatspap e g-ld in 
grossem Massstabe geholfen haben, so wäre dies- neue Papier- 
geld von Anfang an starker Enıwertung au:gesetzt: gewesen ; 
für eine Valutapolitik durch Goldversendung hätten dıe Mittel 
ebenso gefehlt wie für die Bezahlungnotwendiger Importe 
während des Krieges in Gold. 
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Eine vollkommen reine Goldwährung hat 
das Reich also sohon insofern nicht gehabt, 
als der Umlauf von mehreren hundert Millionen 
nicht-Gold-gedeckter Noten für den Verkehr 
nötig war. Diese Noten entbehrten zwar früher 
Ges Zwangskurses und waren theoretisch, sowie 
lange Zeit hindurch auch praktisch) einlösbar. 
Dann aber zeigte sich plötzlich (bei Kriegs- 
ausbruch), dass die Einlösbarkeit sich nicht 
mehr durchführen liess. 

Hieran ändert nichts, dass die Reichabank- 
leitung, einzelne Praktiker und viele Schrift- 
steller, besonders Nominalisten, die Notwendig- 
keit für die Einstellung der Barzahlungen bei 
etwa eintretendem Kriegsfalle voraussahen und 
— die einen — im Stillen vorbsreiteten, — dis 
anderen — in der Literatur propagierten. 
Auch soll hier nicht darüber gestritten werden, 
ob es besser gewesen wäre, wenn die Noten- 
einlösung schon früher, in guter Zeit, suspendiert 
oder abgeschafft oder wenigstens das Publikum 
beizeiten deutlich darauf vorbereitet worden 
wäre. Das ist eine schwierige Frage, die ja 
praktisch durch die Ereignisse überholt und 
erledigt ist. Das Interessante bleibt, dass die 
alte, vor dem Kriege bestehende Währung von 
Anfang an den Keim des heutigen Systems in 
sich trug. In dem Augenblicke, da man metallisch 
nicht vollgedeckte Noten zuliess, in diesem 
Augenblicke war mit dem Prinzip der reinen 
Goldwährung gebrochen; mochte es auch mehr 
als 40 Jahre dauern, bis dies „akut“ wurde. 
Diese Abkehr von der Goldwährung soll nicht 
etwa getadelt werden, sie war notwendig und 
hier wird sie nur festgestellt. Die Kräfte und 
Mächte aber, die im letzten und tiefsten Grunde 


die Entwicklung unseres Währungs-ystem ge- 
macht haben, das waren die Kräfte der wirt- 


schaftlichen Gesamtentwicklung, die in den 


‘ Bedürfnissen des Verkehrs wirksam wurden. 


Der Verkehr war es, der von Anfang an mit 
reiner Goldwährung nicht ausgekommen wäre; 
der Verkehr verlangte nach Zahlungsmittelu, 
der Verkehr sprengte die Fesseln der Gold- 
währung, der Verkehr machte die Goldeinlösung 
auch praktisch undurehführbar. Wie sich die 
Theorie hierzu in den einzelnen Abschnitten und 
Zeitpunkten der Geschichte des letzten halben 
Jahrhunderts stellte, wie sich die Bankwelt, 
Kaufleute und Publikum verhielten, was die 
Reichsbankleitung offiziell, offiziös oder geheim 
in ihr Programm schrieb, das ist dabei von 
geringerem Interesse. Bei dieser Auffassung 
sieht man, dass es unmöglich ist, festzustellen, 
wo der Wendepunkt in der Entwicklung unseres 
Währungssystems liegt. Andere Autoren sehen 
ja in diesem oder jenem Gesetz, in dieser oder 
jener Novelle oder Verwaltungsmassnahme den 


5) Helfferich berechnet (1916, S. 180), dass im „. 
Jahre 1908 das ungedeckte Papier (Banknoten und Reichs- 
kassenscheine) nur etwa 151/,°/, des in Deutschland vor- 
handenen Metallgeldvorrates und 20°/, des Goldvorrates aus- 
machte (die Zirkulation hierbei natürlich mitgerechnet). 
Weitaus der grösste Teil der deutschen Umlaufsmittel bo- 
stand aus Gold, 


il 


BENISSUE MIRTSe Hase, ‚ZEN ung 


Scheideweg, der von alter Goldwährung zur 
‚Entgoldung führe. So in der Einführung der 
kleinen Noten (1906), in der Erklärung der 
Reichsbanknoten zum gesetzlichen Zahlungs- 
mittel (1909), in der Suspension der Goldein- 
lösung und den verwandten Massregeln (1914). 
Bei der hier vertretenen Auffassung aber ist 
ein solcher Wendepunkt überhaupt nicht zu 
finden. Die Entwicklung war von Anfang an 
vorgezeichnet. Dass die jeweilige Leitung der 


Reichsbank wenigstens die grossen Züge se 


von der Volkswirtschaft und den Verkehrsbe- 
dürfnissen geforderten Entwicklung des Geld- 
wesens noch rechtzeitig erkannt hat, sollte man 
heute angesichts ihrer Politik nieht mehr in 
Zweifel ziehen. 
das Tempo dieser Politik in allen einzelnen 
Stadien der Entwicklung den idealen Anforde- 
rungen, wie sie die Wissenschaft aufstellen 
kann, entsprochen hat, das soll hier nicht 
untersucht werden. Um aber die Schwierigkeit 
der der Reichsbank gestellten Aufgabe zu ver- 
stehen, müssen wir uns vergegenwärtigen, dass 
die allgemeinen Grundlinien, die in der Münz- 
und Bankgesetzgebung der 70er Jahre für die 
Entwicklung des Geldwesens gegeben waren, 
der späteren eigenen, aktiven Währungspolitik 
der Reichsbank noch einen so grossen Spiel- 
raum liessen, dass die Urteile der einzelnen 
Vertreter von Wissenschaft und Praxis über 
die Zweckmässigkeit der wirklich betätigten 
Politik ganz ausserordentlich auseinandergehen 
konnten. 

Manwirdsicherinnern, dassesam 31. Juli1914 
die Reichsbank war, die die Goldzahlungen ein- 
steilte, während die gesetzliche Sanktionierung 
dieses Schrittes nachträglich, am 4. August 
erfolgte. In der damaligen volkswirtschaftlichen 
Situation war dieser Schritt das einzig Denk- 
bare und Notwendige, es gab keine andere 
diskutable Möglichkeit. Insofern könnte die 
hier betätigte Politik der Bank als etwas rein 
Passives, Gegebenes erscheinen. Insofern aber 
die Reichsbank diese Massregel im Stillen längst 
vorbereitet hatte und, als es soweit war, schnell 
und entschlossen damit hervortrat, kann man 
auch hierin eine aktive Politik erblicken. Es 
war das gleiche Gebiet des Währungswesens, - 
auf welchem sich auch sonst, vorher und nach- 
her, die selbständige Politik det Reichsbank 
. am meisten betätigen konnte: Nämlich einmal 
das Gebiet der Frage, ob, mit welchen Mitteln, 
wie schnell und wie energisch die Entgoldung 
der Zirkulation und die Schaffung eines starken 
Goldschatzes vor sich gehen sollte. Und die 
zweite höchst wichtige Frage: Welche Ver- 
wendung der Goldschatz finden musste, Dieses 
sind die grössten Probleme für die Reichsbank- 
politik der letzten Zeit geblieben, in erster. 
Linie währungepolitische Fragen, die sich aber 
von den kreditpolitischen Problemen nicht 
ganz trennen lassen. Von diesen letzteren, ins- 
besondere über das Verhältnis von Goldsobatz, 
Diskontopoliiik und Entwicklung des Wirt- 
sohafıslebens, soll unten noch kurz. gesprochen. 


Ob freilich die Energie und 


| 
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werden. Ueber -die Entwicklung des Goid- 
vorrates sei hier zunächst eine kurze Ueber- > 
sicht gegeben: 


Es betrug der durchschniitliche Gold- 


. bestand ®): Fe 
er 1876/1880: 231 598. 000 a. | 
1881/1885: 251092000 
1886/1890: 513 574 000 ,, 
1891/1895; 611296000 „, 
1896/1900: 584091000 ,‚, 
1901/1905: 693 561 000 ,, 
| 1906/1910: 733369000. = 
Es betrug der durohschnittliche Gold. 
bestand ’): 
1911: 827 624 000 M. 
1912: 880 083 000 eg 
1918; . 1067 596000 


Weiter betrug der Goldbestand: 
Am 23. Juli 1913: 1 156 700 000 M.. 
Am 23. Juli 1914: .1 856 900 000- , 
Am 31. Juli 1914: 1 253 200 000 nz FE 
Am 1. Dez. 1914: 2.092 800 000 ee 
Am 1.Jan. 1916: 2447 700 0008 
Am 80.April1917: 2532 500 000 a ; 


Die Entwicklung des Goldschatzes und sein | 
Verhältnis zu den Verbindlichkeiten der Rich 
bank ist u. a. von Plenge kritisch beleuchtet 
worden. Die Berechnungen und Song 
dieses Theoretikers über die wirkliche und die 
zu fordernde nötige (ideale) Goldstärke Deutsch 
lands sind zwar durch die Ereignisse der #2; 
letzten Jahre überholt, bleiben aber dnnocch 
von hohem wirtschaftlichen Interesse. a a 
geht bereits aus von dem nunmehr durch 
geführten System der Goldkonzentration mit 
Papierumlauf im Innern. Er fordert dabei 
dieselbe Goldsioherung unseres Systems gege: 
Krediterschütterung, wie sie etwa 1895 be 
standen habe. Er kommt nun, unter diese A 
Voraussetzungen (1913) zu folgenden Postu- SL en 
laten: Erhöhung des Goldbestandes der Reichs- a ar 
bank um 2 Milliarden M. (128) und So 
eines Metallbestandes, wenn alle eines aa Sie 
bestandes von 3 Milliarden M. ; 

: Es ist interessant, dass wir mit dr Gold. ee 
konzentrationspolitik des Krieges (260000000 
Mark) dieses ideale Postulat anscheinend unge- an 
fähr erfüllt haben. Zu beachten aber ist ein- 
mal, dass die Verhältnisse eines Weltkrieges 
mit jahrelanger Dauer ganz eigenartige Vor- 
aussetzungen bilden, mit denen auch le 
nicht eigentlich gerechnet hat, ferner dass 
Plenges Massstäbe für die Prüfung des er 
hältnisses zwischen Goldvorrat und Verbind- Y 
lichkeiten einer Kritik unterzogen werden können 
die ihre Zweckmässigkeit stark in Zweifel stell 
(vgl. Fritz Huber, Bankarchiv 1914, 8. 36088.). i 

Verschiedenartig war in den einzelnen 
Perioden des Bestehens der Reichsbank ihre 
Stellung zur prinzipiellen Goldkernpolitik, ver- 23,8 a 


8) Die Reichsbank 18761910. Berlin 1912, 8 “. 
?) Verwaltungsberichte der Reichsbank, 

8) Weltw. Archiv, Palin, “ Band Ari: IR s LE 
?) Die Bank, 1917, 8. 401 
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schiedenartig die Mittel, die sie zur Stärkung 
des Goldschatzes angewendet, verschiedenartig 
die Stellung, die Reichstag, Banken, Geschäfts- 
welt und Publikum dem jeweiligen Programm 
der Reicbsbank gegenüber einnahmen, ver- 


' schiedenartig insbesondere die Energie, mit der 


. Reichsbank Anteil gehabt 1°), 
' den Ankaufspreis für Gold von 1392 auf 


sie die Entgoldung des Verkehrs unterstützte. 
Eine ausführliche Geschichte der Reichsbank- 
politik müsste. jetzt die Entstehung der ein- 
zelnen Massregeln darlegen, durch die die 
Schaffung eines starken Goldvorrates möglich 
gemacht wurde. Hier ist leider kein Raum 
dafür. Nur eine kurze Uebersicht über die 
wesentlichsten Massregeln soll folgen, wie sie 
bereits Dalberg zu geben versucht hat, und 
zwar unter Benutzung von dessen Schema, aber 
mit grösserer Vollständigkeit. Hier ist vor 
allem noch Goldbergs Geschichte der deutschen 
Bank- und Münzgesetzgebung, Berlin 1918, 
hinzuzuziehen. a 

Schon an der Durchführung der deutschen 
Währungsreform seit den 70er Jahren hat die 
Sie hat zeitweise 


1393,50 M. erböht, um mehr Gold aus dem 
Ausland heranziehen zu können. Sie hat zins- 
freie Vorschüsse auf Goldverschiffungen gewährt. 
Sie hat Devisen gehalten, um ohne Diskonter- 
höhung gegen das Steigen der Wechselkurse 
wirken zu können. Das Verhältnis von Diskonto- 
politik und Devisenpolitik bleibt ein eigenes, 
höchst schwieriges Kapitel !1), 2 

Die Zulassung und Einführung der kleinen 


_ Banknoten (50 und 20 Mark) im Jahre 1906 


war bestimmt, Gold in der Zirkulation zu er- 
setzen und entbehrlich zu machen, Dieses Ge- 
setz betreffend die Ausgabe kleiner Noten war 


ein Stück aktiver Reichsbankpolitik, „auf die 


Person des damaligen Reiohsbankpräsidenten 


Koch zugeschnitten !2)“, 5 


.. Die Bankenquete von 1908!) stellte in 
Punkt 3 und 4 des Fragebogens das Problem 
einer Stärkung der Goldvorräte zur Diskussion. 
Punkt 3 lautete: Welche Mittel bieten sich für die 
Reichsbank, um den Goldbezug aus dem Aus- 
lande zu fördern und dem Goldabfluss ins 


Ausland entgegenzuwirken? 4: Empfiehlt es 
sich, auf eine Verstärkung des Barvorrates der 


Reichsbank aus dem Inlandsverkehr hinzu- 
wirken? — Die Aufhebung der Prägegebühr 


als Mittel zur Förderung des Goldbezuges, ja 


als Mittel zur Schaffung eines zweiten Gold- 
' marktes in Berlin (neben London) wurde bei 


den Verhandlungen erwogen, die Haltung von 


_ #0) Man vgl. den Abschnitt über „Diskontopolitik“ in 
der Jubiläumsschrift der Reichsbank 1876—1900, 8. 123—83 


m. B. auf die historische Politik der Reichsbank hei Rin- 
führung der Goldwährung und Demonetisierung des Silbers | 


In der 2. Hälfte der 70er Jahre, . 


- iM Huber, a. a. O. Bankarchiv 1914. S, 850 #. 


REN | MM) Goldberg, Geschichte der deutschen Bank- und 
Br nee» @gebung. Berlin 1918, Puttkammer und Mühlbrecht, - 
= r 2 8 3 Br 5 < je = 2 E 


0 000..8) Bankenguete 1908: Stenographische Berichte, die | 
0... Verhandlungen der Gesamtkommission, Berlin 1909, 


en 
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Devisen bei der Reichsbank als zweokmässig 
empfohlen. Tat 

Die Erklärung der Reichsbanknoten zum 
gesetzlichen Zahlungsmittel gehört hierher (1909), 
Der praktische Effekt konnte und sollte der 
sein, dass sie, nunmehr selbst endgültiges 
Zahlungsmittel, sich länger im Verkehr hielten, 
ohne zur Auslösung in Gold zurückzuströmen: 
So wurde der Reichsbank weniger Gold ent- 
zogen. War auch diese Massregel tatsächlich 


nichts anderes als „‚die blosse gesetzliche Sank- 


tionierung eines bereits wirklich vorhandenen 
Zustandes!*)“, so ändert das nichts daran, 
dass prinzipiell die Verleihung des ‚‚legal 
tender‘‘ als Massregelung der Goldsammlungs- 
politik aufgefasst werden kann. 

Die in den letzten Jahrzehnten erfolgte 
gewaltige Ausdehnung des Wechsel-, Check- 
und Giroverkehrs, d. h. der bargeldsparenden 
Zahlungsmethoden, die von der Bankwelt aus- 
ging, bedeutet im wesentlichen Zurückdrängung 
der Goldzahlungen und Ersparung von Gold 


in der Zirkulation. 


. Die schon vor dem Kriege befolgte Politik 
der Reichsbank wie anderer Banken, nach 


‚Möglichkeit in Banknoten statt in Gold. zu 


zahlen, wird von Dalberg als wesentliches 
Mittel der Goldsammlungspolitik hervorgehoben. 

Bei der Reichsfinanzreform von 1913 hat 
die Reichsbank auf Erhöhung des Kriegsschatzes 
von 120 Millionen auf 240 Millionen M. ge- 
drungen. Diese Erhöhung erfolgte durch Aus- 
gabe kleiner Reichskassenscheine (5 und 10 M.). 
Zu Anfang des Krieges dürften 85 von diesen 
letzten 120 Millionen beschafft gewesen sein!°), 
Der Kriegsschatz wurde dann aus dem Julius- 
turm der Reichsbank überwiesen. 

Im Kriege erfolgte die energische Agitation 
unter der Losung: Alles Gold in die Reichs- 
bank, Es ist bekannt, wie die Reichsbank, die 
anderen Banken, Private und amtliche Stellen, 
die Presse und die Schulen, überhaupt ein 
grosser Teil des Volkes, diese Goldsammlungs- 
politik betrieben haben. Wichtigste Voraus- 
setzung für die Erhaltung und Mehrung des 
Goldbestandes war dann die erwähnte, bei 
Kriegsausbruch erfolgende Aufhebung der 
Noteneinlösung. Ergänzende Massregeln waren: 

Aufhebung der Umwechslungspflicht der 


: Scheidemünzen in Gold, Aufhebung der Ein- 


lösung der Reichskassenscheinse; Aufhebung der 
Goldeinlösungspflicht für die Privatnotenbanken. 
Weiter die Bundesratsverordnung vom 28. 9. 14. 
betr. Aufhebung der Goldklausel '®), 

Es gibt infolge all dieser Massregeln in 
Deutschland keine Goldzirkulation mehr, sondern 
ausser dem in der Reichsbank liegenden Gold- 
kern, den Beständen der Privatnotenbanken 
und dem von der Industrie verarbeiteten höch- 
stens noch verstecktes, vergrabenes und sonst- 


;' wie geheimgehaltenes Gold. Nach der gleichen 


Richtung wie die anderen Mittel der Cold- 


1) Goldberg a. a, O0. 8.148. 
16) Riesser, Bankarchiv 1914, S. 847. 
18) R.G,Bl. 8.417. 
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sammlungspolitik wirkt nooh das Verbot der 
privaten Goldausfuhr und ebenso das Verbot 
des Goldagios, letzteres, sofern es dem Erwerbe 


von Gold durch Privatleute entgegenarbeiten soll.- 


Fast alle Laien und Gelehrten sind nun 
derin einig, dass Goldsammlungspolitik, und 
zwar, je energischer desto besser, die richtige 
Währungspolitik für uns war. Fragt man 
aber, warum ein grosser Goldschatz so not- 
wendig sei, dann geraten die Laien in Ver- 
legenheit und die Gelehrten werden uneinig. 

Die Aufgaben und Zwecke des Goldschatzes 
habe ich in einem im Januar 1917 erschienenen 
Aufsatze in der Zeitschrift für Sozialwissen- 
schaft behandelt!”). 

Praktisch ist die Konzentration eines mög- 
lichst grossen Goldvorrates bei der Reichsbank 
schon deshalb von grösster, ohne weiteres ein- 
leuchtender Bedeutung, weil nach dem be- 
stehenden Bankgesetze die Menge der auszu- 
gebenden Zahlungsmittel (Banknoten) in direkter 
Abhängigkeit vom Barvorrate (Dritteldeckung) 
steht, Dieser Barvorrat aber enthält in über- 
wiegender Menge Gold. So besteht praktisch 
schon deshalb ein intensives Goldbedürfnis, 
weil Zahlungsmittel (Noten) gebraucht werden, 
diese aber nicht in beliebiger Anzahl aus- 
gegeben werden dürfen, sondern stets auf 
Grundlage der Dritteldeckung durch den Bar- 
vorrat, insbesondere Goldvorrat. Freilich darf 
man diese Begründung für die Notwendigkeit 
einen grossen Goldvorrates nicht überschätzen. 
Denn sie berukt, wie oben schon mehrfach an- 
gedeutet, im letzten Grunde nicht auf den wirt- 
schaftlichen Tatsachen und Zusammenhängen 
an sich, vielmehr in der historisch zufällig 
gewordenen Bestimmung eines Deokungs- 
gesetzes, die der Ausfluss banktechnischer 
Routine ist. Praktisch hat die vielangefochtene 
Dritteldeckung weit weniger schädlich gewirkt, 
als es von den Geldreformern behauptet wird. 
Dennoch kann kein Zweifel darüber sein, dass 
auch ohne eine Dritteldeckungsbestimmung ein 
geordnetes Geldwesen möglich ist: Freilich 
nicht, wenn eine willkürliche und zügellose 
Notenausgabs erfolgte (Assignaten), wohl aber, 
wenn die Leitung der Reichsbavk die Macht 
hätte, über die auszugebende Notenmerge nach 
eigenen Grundsätzen frei zu entscheiden. So 
gewiss es aber denkbar ist, dass eine grosse, 
jederzeit dem Verkehrsbedürfnisse entsprechende 
‘ Notenmenge zirkulierte, ohne Rücksicht auf 
die Grösse des Goldvorrates der Reichsbank, 
ja ohne Bestehen eines solchen, so sicher scheint 
es mir, wie weiter oben ausgeführt worden ist, 
dass ein in annehmbarem, wenn auch willkür- 
lichem Verhältnis zur Notenmenge stehender. 
Goldvorrat — also nicht gerade durchaus ein 
Barvorrat von einem Drittel — als ideale 
Garantie für die endliche Befriedigung des 
Geldinhabers gute Dienste leistet. Insbesondere 
behaupte ich, dass die mittelbare, psychologische 


17) Der Goldschatz der Bolchakank im Lichte der Gold. 
theorien. 
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‘ Wirkung, die die blosse Existenz des Gold- 


N nase: 


vorrates auf das Urteil der ausländischen 
Gläubiger über den Wert einer Valuta ausübt 


zwar nicht exakt nachweisbar ist, wohl aber in 
Anbetracht des Goldglaubens der Menschen. 


nicht ausser Betracht gelassen werden darf. 
So wissen wir z. B. keineswegs, wie tief die 
deutschen Wechselkurssa im Weltkriege gesunken 
wären, wenn wir gar keinen Goidsobatz hätten, 

Es bleibt daher bestehen, dass ein grosser 
Goldschatz einmal praktisch nützlich, oder 
vielmehr notwendig ist, solange wir das Drittel- 
deckungsgesetz noch haben. Es kommt zweitens 
hinzu, dass ein grosser Goldschatz durch das 
Medium des Goldglaubens (des Vertrauens auf 
endliche Befriedigung) hindurch im Auslande, 
günstig auf den Stand der Valuta einwirkt. 
Aber es bleibt nicht bei dieser psychologischen 
Wirkung. Vielmehr wird drittens eine positive, 


aktive Valutapolitik durch Goldversendungen 


von seiten der Zentralnotenbank betrieben. So 
z. B. wenn die deutsche Reichsbank im Welt- 


kriege zur Einlösung deutscher Banknoten k 
Gold ins Ausland gesandt hat oder wenn sie 


im Auslande für Gold Guthaben erworben hat, 
um durch Ausstellung und Begebung von 
Wechseln den fremden Wechselkurs zu drücken: 
Dies sind geldpolitische Operationen. 

Viertens ist aber Gold im Kriege wie im 
Frieden eine letzte Reserve als Zahlungs- 
mittel für den internationalen Warenverkehr. 
Es ist dabei nicht etwa bloss im privatwirt- 
schaftlichen Geschäftsinteresse unentbehrlich, 


sofern es bei gewissen Importen einfach ver- 


langt wird und daher Voraussetzung bleibt für 
das Zustandekommen der Geschäfte, sondern es 
ist letzten Endes volkswirtschaftlich unent- 


behrlich, sofern einzelne solcher Geschäfte, be- 
sonders im Kriege, Bodarfsgegenstände liefern, 


die anf andere Weise nicht zu erhalten sind. 
Und noch eine fünfte Begründung lässt 


sich für die Konservierung eines grossen Gold- 
Mit ihm ist die Möglichkeit 


schatzes anführen: 
auf spätere Wiederaufnahme der Barzahlungen 
in grössere Nähe gerückt. Es ist freilich von 
Otto Heyn!?) in ziemlich überzeugender Weise 
dargelegt worden, dass die Wiedereinführung 
der Goldzahlungen durch die Reichsbank in 
späterer Friedenszeit aus all den auch von mir 
oben gewürdigten Gründen nicht wahrscheinlich 
ist. Für diejenigen aber, denen noch heute 
eine Goldzirkulation unter allen Umständen als 
ersirebenswert erscheint, behält auch diese 
fünfte Motivierung Bedeutung. 

Angesichts dieser fünf Begründungen für 
die Notwendigkeit eines grossen Goldschatzes, - 
resp. seiner Zwecke, scheint nun die im Kriege 
betätigte energische Goldkonzentrationspolitik 
gerechtfertigt. Und es erscheint gleichzeitig 
als richtig, dass die Reiohsbank in bezug auf 
die Verwendung des Goldschatzes eine zurück- 
haltende, vorsichtige Politik befolgt hat. Man hat 


ihr zum Vorwurf BemachE, dass sie. in ua. 


1) Unser Geldwesen nis er Eriöge, 1916. 
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auf die Valutapolitik durch U SSLESRUONEEN. 
allzu zaghaft gewesen sei. „Nicht der Besitz 
des Goldes bessert die Valuta, sondern seine 
Weggabe“ sagt Bendixen. So hält dieser 
Autor ein monatliches Opfer von etwa 100 Mill. 
Mark Gold durchaus statthaft und geboten. 
Man bedenke aber, dass bei dieser Politik 
der Reichsbank vom Kriegsanfang bis jetzt 
(Anfang Juni 17) bereits 3 Milliarder 400 Mill. 
Mark hätten weggegeben werden müssen, das 
ist etwa die Summe der wirklich weggegebenen 
Goldmengen und des heute noch in der Reichs- 
bank vorhandenen Milliardenschatzes! Wieviel 
würde dann heute für weitere Valutapolitik 
noch übrig bleiben? 

Abgesehen hiervon bildet aber eben die 
Valutapolitik nicht den einzigen Zweck des 
Goldvorrates. Und da ist das Eigentümliche, 
das die verschiedener, vorher aufgezählten | 
Zwecke zum Teil einander widersprechen. 
Denn der praktische Zwang des Dritteldeckungs- 
gesetzes fordert Konservierung eines mög- 
lichst grossen Goldvorrates, und ein solcher 
bleibt erforderlich, um die wohltätige psycholo- 
gische Wirkung auf die ausländische Bewertung 
der Valuta zu erzeugen; die Verwendung für 
Valutapoliik und Bezahlung von Importen 
fordert Weggabe von Gold. Diese Zwecke 
widersprechen sich also, und es ist Aufgabe der 
Reichsbankleitung, bei Anerkennung einer ge- 
wissen Gleichberechtigung disser verschiedenen 
Zwecke, die richtige Mitte zu finden, um eine Ver- 
einigung zu ermöglichen. Dies hat nun dieRsichs- 
bank m, E. mit ihrer Politik in glücklicher Weise 
getan. Sie ist dabei dem richtigen Instinkte 
gefolgt, die Postulate der verschiedenen, schein- 
bar ganz entgegengesetzten, in Wirklichkeit 
‚freilich untereinander ergänzenden Theorien zu 
erfüllen. Der ansehnliche Goldschatz, den sie 
heute aufweist, reprässntiert Reichtum und 
Macht, im Sinne der alten, merkantilistischen 
Theorie und einer verbreiteten Volksmeinung, 
die zwar einseitig und leicht irreführend, richt 
aber gänzlich verkehrt ist. Der grosse Gold- 
schatz kommt dem Glauben der Goldwährungs- 
leute entgegen, er lässt Raum für ihre Hoff- 
nung auf spätere Wiederaufnahme der "Bar- 
zahlungen. 
Möglichkeit zur Ausgabe der vielen, für den 
Verkehr notwendigen Zahlungsmittel. Er wirkt 
psychologisch günstig auf den Stand der deut- 
schen Valuta im Auslande. Er bietet eine 
letzte Reserve für Zahlungen an das Ausland 


bei notwendigen. Importen, und er gibt die- 


Voraussetzung für eine grosszügige, moderne 
Valutapolitik durch Goldabgabe. So hat die 
Politik der Reichsbank alle wesentlichen Ge- 


sichtspunkte berücksichtigt, unter denen der. 


Goldschatz heute betrachtet werden kann. Sie 
hat darauf verzichtet, sich einseitig einer 
einzelnen Theorie unterzuordnen. 
würde sich schwer gerächt haben. 
Aufgaba der Keichsbank gegenüber dem Gold- 
vorrate ist umso schwieriger und verant- 
wortungsvoller, je weniger selbst in Bank- 


Er gibt heute die praktische 


Und das. 
Denn die. 
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kreisen über den Zweok des Goldvorrates 
| Einigkeit besteht! 

“ Vor allem aber wird es verständlich, dass 
die Reichsbank gegenüber den Forderungen 
der radikalen Antimetallisten eine ablehnende 
Haltung bewahrt hat. Wir erinnern uns, dass 
Silvio Gesell Weggabe des gesamten "Gold- 
schatzes fordert, als Mittel zur Demonetisierung 
und Entwertung des Goldes und zur Bekämpfung 
Englands, ein Programm, das von Bendixen 
und Liefmann unterstützt wird. Wird man 
hier nicht unwillkürlich an Münchhausens Er- 
zählungsn erinnert? Hätte die Reichsbank sich 
auf ein solches Experiment einlassen sollen ? 
Das erscheiut so undenkbar, dass man es kaum 
als ihr besonderes Verdienst betrachten kann, 
wenn sie sich davor gehütet hat. — — 

Bildet nun die Goldschatzpolitik die Haupt- 
aufgaba der Reichsbank gegenüber der Wäh- 
rung, 80 liegt eine Schwierigkeit unserer wie 
anderer Kreditverfassungen darin, dass bei der 


- Zentralnotenbank die Geldpolitik mit der Kredit- 
-palitik verquiekt ist. 


Es gehört ja schon nach 
dem Bankgesetze zu den Aufgaben der Reichs- 
bank, für die Nutzbarmachung verfügbaren 
Kapitals zu sorgen. Die Reichsbank gibt ins- 
besondere Kredit, indem sis Wechsel diskontiert 
und Waren oder Wörtpapiere beleiht. Indem 


. sie die Höhe ihres Diskontsatzes und Lombard- 


zinses festsetzt, treibt sie selbständige Kredit- 
politik. Sie kann — allgemein gedacht — durch 
Erhöhung oder Hoshhaltung der Sätze den 
Kredit einschränken, durch Erniedrigung ihn 
ausdehnen. Aber nicht die Diskontopolitik an 
sich interessiert hier, sondern ihr Verhältnis 
zum Goldschatz, zur Geldpolitik und Geldtheorie, 

. Man kann mit Plenge die Geld(Währungs)- 
politik als die Hauptaufgabe der Reichsbank 
betrachten, da die möglichst vollkommene 
Lösung dieser Aufgabe für das wirtschaftliche 
Wohl des Reiches von grundlegender Bedeutung 
ist, während für die an sich gewiss ebenso 
wichtige, andere Aufgabe der Kreditgewährung 
ausser der Reichsbank andere, mächtige und 
zahlreiche kleinere Institute zur Verfügung 
stehen: die grossen Banken, die kleinen Banken, 
Sparkassen, Genossenschaften und Darlehns- 
kassen. Man wird dann die ideale Forderung 
anerkennen, dass die Reichsbank für die Kredit- 
gewährung nur soweit Opfer bringen dürfe, 
als nicht die Geldpolitik darunter leidet. Wenn 
es auch schwierig bleibt, die historische Dis- 
kontopolitik im einzelnen nach ihren offiziellen 
und geheimen, oder gar unbewusstsen Motiven 
zu analysieren ; wenn auch durch die Kriegspolitik 
die Zeit des‘ niedrigen Goldbestardes überholt 
ist, indem energische Goldkernpolitik getrieben 
wird, während der Kriegszustand an sich den 
Vergleich mit dem früheren Zustande sehr er- 
schwert: So bleibt bestehen, dass das von. 
Plenge betonte ideale Postulat etwas Ueber- 
zeugendes hat. Es bleibt das bestehen gegen: 
über allen Hypothesen der Geldreformer, die 
von der ganz willkürlichen Voraussetzung aus- 


gehen, als ob beide Ideale, energische Goldkern- 
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politik und gleichmässiger, niedriger Diskont, 
für Deutschland durchaus vereinbar seien. Die 
Zukunft erst kann zeigen, wie viel Wahres 
etwa an dieser bisher unbewiesenen und sehr 
verdächtig klingenden Behauptung ist. Der 
Theoretiker sieht in der Vereinigung beider 
Postulate nicht ein Axiom, vielmehr ein Problem: 


Wo ein Konflikt beider Postulate besteht, da 


kann es dem Theoretiker nicht zweifelhaft sein, 
dass die von Plenge geltend gemachte Auf- 
fassung die beste Lösung gibt. 


Bücherschau. 


Bruno Moll, Die modernen Geldtheorien und 
die Politik der Reichsbank. Finanz- und 
Volkswirtschaftliche Zeitfragen, 45.Heft. 
Ferdinand Enke, Stuttgart 1917. 75S. 2,80M. 
— Das Heft gibt zunächst eine kurze Ueber- 
sicht über die verschiedenen modernen Geld- 
theorien. Neu ist hierbei, dass der Verfasser 
sich zu keiner der beiden herrschenden Grund- 
auffassungen, Metallismus oder Nominalismus, 
ganz bekennt, vielmehr aus beiden den richtigen 
Kern herauszuschälen sucht und einer Ver- 
söhnung der scheinbar konträren Theorien das 
Wort redet. Auch die Frage nach der Wahl 
des besten Währungssystems will er nicht, wie 
üblich, allgemein, sondern als Zweckmässigkeits- 
frage für den konkret-historischen Einzelfall 
entschieden wissen. Namentlich warnt er davor, 
bei der heutigen Goldkernwährung neben dem 
Licht den Schatten zu übersehen. Den Haupt- 
teil der Arbeit bildet eine gründiiche Polemik 
gegen die „Antimetallisten und Geldreformer“ 
— 8o nennt der Verfasser die Vertreter der 
heuteinder Literaturam meisten vorherrschenden 
Richtung. Zum Sohlusse fordert er diese Gegner 
heraus, nun endlich einen wissenschaftlichen 
Beweis für ihre einseitig-papiergeldfreundlichen 
Lehren zu erbringen. Der letzte Teil der Arbeit 
besteht in einer Kritik der Reichsbankpolitik, 
insbesondere hinsichtlich der Verwendung des 
Goldsohatzes im Kriege. 
Politik der Reichsbank wird hier nicht. bloss 
gebilligt, sondern mit Hilfe der verschiedenen 
vorher charakterisierten Geldtheorien bis zu 


ihren unbewussten und geheimen Motiven herab 


erklärt. 


Freiherr von Zedlitz-Neukirch, Neuaufgaben 
der Finanzen nach Friedensschluss und qualitative 
Sparsamkeit. 
schaftliche Zeitfragen. 41. Helft. 
dinand Enke, Stuttgart 1917. 21S.1M. — 
Frh.-v. Zedlitz, Präsident der preussischen 
Staatsbank a. D. und langjähriges Mitglied des 
Reichstages und preussischen Abgeordneten- 
hauses, untersucht, wie naoh Beendigung des 


Weltkrieges[das Gleichgewicht im Haushalte 
des Reichs, der Bundesstaaten und der Gemein- 


den sachgemäss herzustellen und dauernd zu 


sichern sein wird. Ausgehend von einer finan- 


»iellen Belastung des Reiches, aber auch der 


Staaten und Gemeinden dureh den Krieg von 


Die gegenwärtige 


Finanz- und Volkswirt-. 
Fer- 
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Verminderung der Instanzen und Verein: 


bisher nie dagewesener Höhe, unternimmt es 
der Verfasser, in grossen Zügen die Richtlinien 
für- die Beschaffung der erforderlichen Mehr- 
einnabhmen vorzuzeichnen, derert, dass die Last 
ohne Beeinträchtigung der wirtschaftlichen nd 
kulturellen Entwicklung unseres Volkesgetraggen 
werden kann. Besondere Aufmerksamkeit wird a 
dabei den neuen Wegen zur Vermehrung dr 
Reichseinnahmen gewidmet, Monopole, Gewinn- 

In dem zweiten Teile der 
Arbeit wird die Ausgabenseite auf die Mg - 
lichkeit ihrer Einschränkung untersucht und 
dabei das von dem österreichischen Finanz- 
ministerDr.v.Spitzmüller geprägteKernwortvon 
der „qualitativen Sparsamkeit“ zur Richtschnur 
genommen. Das Heft ist daher geeignet, weitere 
Kreise unseres Volkes in die gewaltigen finan- 
ziellen Probleme einzuführen, vor die uns der 
Weltkrieg gestellt hat. en, N 


6. Strutz, Das Beamtenproblem nach dm 
Kriege, insbesondere in Preussen. Finanz 
und Volkswirtschaftliche Zeitfragen, 
53. Heft. Ferdinand Enke, Stuttgart 1318. 
90 S. 3,80 M. — Der Verfasser, der seinerzeit 
die ‚Finanz- und Volkswirtschaftlichen Zeit 
fragen‘ mit der Abhandlung über „Reich 
und Landessteuern im Hinblick auf die Deekung 
der Wehrvorlagen‘‘ eröffnet und später eine 
solche über „‚DieBesteuerung derKriegsgewinne“ ı 
beigesteuert bat, und aus dessen Fede .a. 
die vorzugsweise die Beamtenverhältnisse ber 
rührenden Teile des von ihm und Schwarz 
herausgegebenen grossen Werkes „Der Staats. 
haushalt und die Finanzen Preussens‘ stammen, 
legt in der neuen Arbeit eingehend undander 
Hand eines umfangreichen Zahlenmaterials dar, 
wie überaus ungünstig schon vor dem Kriege 
sich die wirtschaftliche Lage der unmittelbaren 
Staatsbeamten, vor allem infolge Ueberspannung 
sozialer Gesichtspunkte in der Besoldungs- 
politik die der höheren Beamten gestaltet 
hatte. Durch den Krieg sei die materilleLegge 
der Beamten zu einer ihre Existenz schwer 
bedrohenden Notlage geworden, der abzuhelfen 
die Kriegsbeihilfen und Teuerungszulagen völlig 
unzureichend seien, und auch in ideeller Hin 
sicht habe der Krieg für das Beamtentum 
äusserst unerfreuliche Verhältnisse geschaffen, 2 
die sich teilweise hätten verhüten oder doch 
mildern lassen. Acusserst ernst beurteilt der 
Verfasser die ganze Zukunft unseres Beamten 
tıms nach dem Kriege und die schweren Ge 
fahren, die sich daraus für Staat und Bich 
ergeben, die ihre unerhört schwierigen Auf- 
gaben nur mit einem erstklassigen Bamten 
tum würden lösen können, das aber nur zu 
erhalten sei durch befriedigende Gstelung 


g® 
Be 


‘seiner äusseren Verhältnisse. Als Ziel dr 


künftigen Beamtenpolitik kennzeichueter „mög 
lichst wenige, aber voll leistungsfähige, n de 
richtige Stelle gesetzte und voll ausgenutzt, 
aber in Geld und Ehren gut entlohnte und 
darum zufriedene und schaffensfreudige Beamte, 


wirtschaftlichen, 
_ Verhältnisse vollzogen hat, bilden die Voraus- 
setzung für das Verständnis seines Gegenwarts- 
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fachungen des Verfahrens zum Zweok der Er- 
sparung von Beamten, Abstossung ‘von nicht 
mehr voll leistungsfähigen Beamten gegen aus- 


'kömmliche Versorgung.“ Eingshend setzt sich 


der Verfasser mit den bevölkerungspolitischen 
Forderungen für die Besoldungspolitik ausein- 


ander, denen er eine ziemlich beschränkte Be- 


rechtigung zuerkennt: ausschlaggebend müsse 
im Interesse des Staatsdiensts der Gesichts- 
punkt der Bezahlung der Beamten nach ihren 


Leistungen sein, wenn nicht die besten Kräfte 


dem Staate verloren gehen sollen. Die Arbeit 
behandelt somit eines der aktueilsten Probleme 
von nieht zu unterschätzender Wichtigkeit für 
die Allgemeinheit. 


Paul Grünwald, Die Stenern Vesterreichs 
im Frieden und im Krieg. Finanz- und volks- 


wirtschaftliche Zeitfragen. 54. Heft. Fer- 


dinand Enke, Stuttgart 1918. 215 S. 9,40 M. 
— Die Art der Lösung der durch den Welt- 


krieg aufgeworfenen gewaltigen Steuerprobleme . 


wird von entscheidender Bedeutung für die 
künftige Entwicklung der Volkswirtschaft sein, 
Daher bietet die Kriegssteuerpolitik der ver- 
schiedenen Staaten ein weit über den Kreis 
ihrer Angehörigen hinausreichendes Interesse, 
Vorliegende Schrift ist in ihrem III. Abschnitt 
einer Darstellung der Kriegssteuerpolitik Oester- 


‚ reichs bis in die jüngste Zeit (31. Juli 1918) 


gewidmet. Ihr schickt der Verfasser im I. Ab- 
schnitt ein Bild der Steuerverfassung voraus, 
dem im II. Absohnitt eine Skizze des Werde- 


. ganges des Österreichischen Steuersystems des 


Staates und der autonomen Körperschaften bis 
zum Kriegsausbruche folgt. Denn Kenntnisse 
von der Entwicklung eines Steuerwesens, die 
sich unter dem bestimmenden Einflusse der in 
einem Staatswesen herrschenden besonderen 
politischen und kulturellen 


zustandesund seiner Entwicklurgsmöglichkeiten. 


Die geschichtliche Zusammenfassung, an det 


es in dieser Art bisher gefehlt hat, ist dem 
Umfange der Arbeit entsprechend schematisch ; 


sie dient der Erklärung der Eigentümlichkeiten 


' des österreichischen Sysiemes, die es nament- 


lich von den deutschen Systemen unterscheiden, 


und sich auch in der Kriegsstenerpolitik aus- 


| prägen. Besonderes Gewicht ist auf das Ver- 
 hältnis der verschiedenen Finanzgewalten (Ueber- 


staatlicher Verband — Staat —- Selbstver-. 
waltung) gelegt, das hier wie anderwärts 


_ Richtung -und Grenzen der staatlichen Steuer- 
politik wesentlich beeinflusst. 
gibt eine wenigstens annähernd vollkommene 


Zum erstenmal 


ziffernmässige Darstellung ein Bild der öster- 


reichischen Gesamtsteuerbelastung unmittelbar 


vor dem Kriege. Die Arbeit deutet die mög- 


' lichen weiteren Wege der Kriegssteuerpolitik. 
' nur an. Bei Betonung der besonderen Schwie- 
 rigkeiten der österreichischen Steuerprobleme 
.  gohliesstsie mit der Zuversicht in dieMöglichkeit 
 befriedigender Lösung der gewaltigen Aufgaben, 
aber auch mit dem Hinweise auf die Notwendigkeit 


schnellerer Fortschritte in der Kriegssteuer- 
politik zur Hemmung weiterer Steigerung der 
Geldentwertung mit ihren für die Staats- und 
Privatwirtschaft gleich abträglichen Folgen. 


_ Nosst, Was ist strafhare Stenerhinter- 
ziehung? Eine Betrachtung Über Stauer- 
vorfehlungen und Steuerberatung. In- 
dustrieverlag Spaeth & Linde, Berlin 1918. 
15 8. 1M. — Die kleine Schrift schildert in 
flüssiger Sprache und einer auch dem Laien 


‚leicht verständlichen Darstellung, von welchen 


Voraussetzungen das Einkommensteuergesetz 
und die Gesetze über Besitzsteuer und Kriegs- 
steuer die Strafbarkeit einer Zuwiderhandlung 


‚gegen ihre Vorschriften abhängig machen. Ein 
‚Unterschied von dem ganzen übrigen Strafrecht 


besteht, wie der Verfasser ausführt, darin, dass 
böse Absicht des Steuerpflichtigen nicht die 
grundlegende Voraussetzung für die Strafbar- 
keit bildet, ja dass nicht einmal ein Verschulden 
erfordert wird, während andererseits in der 
Frage, ob und wie gestraft werden soll, bei 
nicht erweislicher böser Absicht den Behörden 
ein weitgehendes Ermessen eingeräumt ist. Der 
Verfasser legt die Gründe dar, aus denen diess 
Ordnung der Dinge sich erklärt. Er spricht 
sich aber dafür aus, dass eine objektivere, sich 
den allgemeinen strafrechtlichen Vorschriften 


‚angliedernde steuerliche Strafgesetzgebung ein- 


zuführen sei. Als Voraussetzung hierfür be- 
zeichnet er jedoch eine Fürsorge des Staates 
für eine zuverlässige Steuerberatung, die dem 
Staat gibt, was des Staates ist, aber auch den 
Steuerpflichtigen sachgemäss berät und seine 
mit der Höhe der steuerlichen Belastung immer 
mehr an Wichtigkeit gewinnenden Rechtsan- 
sprüche in gebührender Weise schützt, 


Max Lion, Zeitgemässe Steuerfragen. Ab- 
handlungen in zwangloser Folge. 1. Heft: 
Vermögensübertragungen und Scohen- 
kungen an Kinder aus Steuergründen. 
2. Heft: Welche Anträge sind erforder- 
lich, um für die Kriegsabgabe die zu- 
lässigen Erleichterungen zu erlangen? 
Franz Vahlen, Berlin 1919. 16 u. 23 8. 1 bezw. 
1,20. M. — Aus der Fülle der steuerlichen 


. Ereignisse werden hier mit sicherer Hand 


Fragen, die das Publikum aufs stärkste 
interessieren und die daher wirklich zeitgemäss 
sind, herausgegriffen und zugleich knapp, klar. 
und erschöpfend in Form von Monographien 
behandelt. Die ersten beiden Heftsa aus der 
Feder des auf steuerlichem Gebiet weitbekannten 
Herausgebers stehen in jeder Beziehung auf 
der Höhe der Wissenschaft; das zweite Heft 
insbesondere über die notwendigen Anträge zu 
den Kriegsabgaben sollte jeder Steuerpflichtige 
besitzen. Wir können dem ebenso eigenartigen 
wie ‚zeitgemässen‘‘ Unternehmen nur die weiteste 
Verbreitung wünschen. Die Sammlung wird 
fortgesetzt. 


Fritz Stier-Somlo, Kommentar zum Gesetz 
gegen die Steuerflucht vom 26. Juli 1918 mit 
den Ausführungsbestimmungen des Bundearats 


vom 31. Juli 1918 und Preussens vom 28. Oktober 
i918 sowie der Verordnung Über Massnahmen 
gegen Kapitalabwanderung in das Ausland vom 
21. November 1918. Franz Vahlen, Berlin 1919. 


153 8. 4,50 M. Unter den Steuergesetzen 
des Jahres 1918 spielt dasjenige über die Steuer- 
fincht eins eigenartige und bedeutsame Rolle. 
Der Gesstzgeber will verhüten, dass Angehörige 
desDeutschen Reichesihren dauernden Aufenthalt 
im Inlande aufgeben, um sich der Steuerpflicht, 
zum Schaden des Reiches, zu entziehen. Durch 
die unter dem 21. November 1918 ergangese 
Verordnung über Massnahmen gegen die Kapital- 
abwanderung in das Ausland ist auch die bis- 
her unzureichend geregelte Frage der objektiven 
Steuerflucht geordnet worden. Auch diese Be- 
stimmungen sind in den Kommentar aufge- 
nommen, ebenso die preussische Ausführungs- 
ordnung vom 31. Oktober 1918 und die Ver- 
ordnung über die Post- und Telegraphenüber- 
wachung im Verkehr mit dem Ausland vom 
15. November 1918, Das Erläuterungswerk 
ist daher auf der Höhe der neuesten Gesetz- 
gebung und bietet durch seinen reishen, in 
knappste Form gebrachten Inhalt den zuver- 
lässigsten Berater bei den keineswegs einfachen 
Rechtsfragen des Steuerfluchtgesstzes. 


Konietzko, Die Reichsstempelabgabe bei Er- 
richtung und Kapitalserköhungen ver Aktien- 
gesellschaften, Ges, m. b. H., Offenen Handels- 
gesellschaften usw. Mit zahlreisten Beispielen. 
Industrieverlag Spaeth & Lirde, Berlin 1918. 
101 8. Gebd. 3,50 M. — Aus der Gesamt- 
materio des Reichsstempelsteuergesetzes vom 
26. Juli 1918 hat der Verfasser die für die 
Steuerpflichtigen besondere finanzielle Bedeutung 
besitzende Tarifnummer 1 Aa—f zu einer erst- 
maligen systematischen Darstellung herausge- 
griffen. Für die in vielen Fällen sehr umständ- 
liche Berechnung der Abgabe sowie namentlich 
für eine auf Befreiungen, Ermässigungen, sowie 
auf legitime Steuerersparung hinzielende Be- 
urkundung von Gesallschaftsverträgen aller 
Art ist es aber unerlässlich, die Gesetzesbe- 
stimmungen in ihrem inneren und äusseren 
Zusammenhang kennen zu lernen. . Hierfür 
wird die vorliegende, auf längjähriger Erfahrung 
und Praxis beruhende Abhandlung für Banken, 
Kaufleute, Industrielle, Rechtsanwälte und 
Notare das geeignetste Hilfsmittel sein, zumal 
auch alle sonstigen mit den Bestimmungen der 
Tarifs. 1 A a—f verknüpften handelsrechtlichen 
und kaufmännischen Fragen eine gebührende 
Berücksichtigung finden und mannigfache prak- 
tische Beispiele für die Steuerberechnung das 
Verständnis erleichtern. Eine besondere Auf- 
merksamkeit ‘schenkt der Verfasser auch der 
Frage der Kursbewertung von Aktien, Be- 
wertung von G. m, b. H.-Anteilen an der Hand 
der in Frage kommenden Bilanzen, deren einzelne 
Posten in ihrer Bedeutung für die Feststellung 
dessteuerpflichtigen Reinwertes des Gesellsohafts- 
vermögens eingehend erläutert werden. Auch 
die allgemeinen Bestimmungen über Zeit und 
Art der Abgabenerhebung, Steuer- und Haft- 


' pflicht, Strafbarkeit, Verjährung, - Erstattung | 


der Abgabe und Rechtsmittel sind in zusammen- 
hängender Form wiedergegeben. ; 


eorg von Mayr, Zur Theorie der indirekten 
Steuern. 
liche Zeitfragen. 56. Heft. Ferdinand Enke, 
Stuttgart 1918. 67 8. 2,80 M. — Der Ver- 


fasser, als elsässischer Unterstaatssekretär der 


Finanzen und Berater Bismarcks in Sachen des 
damals erstrebten Tabak-Monopols in weiten 
Kreisen Deutschlands seit langem bekannt, hat 
hier theoretisch wie praktisch bedeutsame Er- 
örterungen zur Frage der indirekten Steuern 
niedergelegt. Um dem fast unfassbar grossen 
Finanzbedarf zu genügen, den die ersie 
Friedenszeit bringen wird, wird auch an den 
indirekten Steuern, deren Volksfeindlichkeit 


G. v. Mayr mit guten Gründen bestreitet, 


kaum vorübergegangen werden könzen. Jeden- 
falls fordert die Schrift des hervorragenden 
Finanzwissenschafters eingehende Prüfung und 
Berücksichtigung. : | 


Johannes Popitz, Kommentar zum Umsatz- 
steuergesetze vom 26. Juli 1918. Otto Liebmann, 
Berlin 1918. 461 S. 20 M. — Das Umsatz- 


steuergesetz, dieses einsohneidendste aller Steuer- 
gesetze, erfordert die Aufmerksamkeit der 
gesamten erwerbstätigen Bevölkerung. Die neus 


Finanz- und Volkswirtschaft- 


Umsatzsteuer ist ja nicht etwa eine blosse Fort- on 


bildung des Warenumsatzstempels. Denn ein- 
mal ist der Steuersatz verfünffacht, so dass die 


Frage, wie der Gewerbetreibende sich zu dieser 


Belastung verhalten will, für ihn vielfach eine 
Existenzfrage sein wird. Dann unterliegt der 
Steuer nicht bloss der Umsatz an Waren, sondern 
jede Betätigung innerbalb eines Gewerbes, auch 


z. B. alle Reparaturen, Druckerei-, Färberei-, BE, 
Zeitungs-, Beförderungs-, Verwahrungs-, Lage- 


rungs-, Speditions-, Vermittlungs- und Ver- 
gnügungsgewerbe. 


sind ausgenommen. Weloke Fülle an schwierigen 


Fragen sich bei der Umgrenzung dieses weit- 
- gespannten Rabmensder objektiven Steuerpflicht, 


Nur die sog. freien Brufe 


ebenso bei der Berechnung des steuerpflichtigen ve 


Entgelts z. B. beim Agenten, Kommissionär, 
Bankier, Spediteur ergibt, zeigt der vorliegende 


Aus der Feder des Referenten 
der im ganzen Werdegang 


Kommentar. 
dieses Gesetzes, 


entscheidenden Einfluss auf seine Gestaltung. 


eusübte, ist bier nicht nur ein erschöpfendes 
Erläuterungswerk im üblichen Sinne eines 
Kommentarsgegeben. Inallgemein verständlicher 


Sprache behandelt der Verfasser zugleich auch 


dıe Beweggründe der einzelnen Vorschriften 
und ihre wirtschaftliche Bedeutung. Der 


Kommentar enthält zugleich auch die Luxus 


steuersicherungs-Vorschrift, sowie das gesamte 
gesetzgeberische Material, besonders die Aus- 


führungsbestimmungen des Reiches und der 


Einzelstaaten und wird vor allem jedem Erwerbs- 
tätigen, 


der zur Umsatzsteuer herangezogen. 


wird, als unentbehrlicher und sicherer Wegweiser _ 15 
durch das Labyrinth des Gesetzes dienen, ns 


besondere für die zahlreichen Zweifelsfragen 


der Luxussteuer, & 
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Handels-Hochschul-Nachrichten. 


Beilage zur „Deutschen Wirtschafts- Zeitung“. 
| Schriftleitung:: | 
Diplom-Kaufmann WALTER PFUNDT — Diplom-Kaufmann Professor Dr. W, PRION. 


Alle für die Schriftleitung bestimmten Sendungen sind an die Schriftleitung 
der „Deutschen- Wirtschafts- Zeitung“, Berlin SW., Kochstrasse 67, zu richten. 


, ‚Universität Göln. 

Die erste selbständige Handels-Hochschule 
Deutschlands zu Cöln a. Rh. hat mit dem ab- 
gelaufenen Wintersemester ihre Pforten ge- 
sohlossen, um sie mit dem kommenden Semester 
' ala wirtschaftswissenschaftliche Fakultät einer 

neuen Universität wieder aufzutun. Damit ist 


ein Schritt getan, der für die Entwicklung des. 


kaufmännischen Hochschulstudiums in Deutsch- 
land von entscheidender Bedeutung werden muss, 
Wir haben keine Veranlassung, in diesem 
Blatte. zu allen Gründen Stellung zu nehmen, 
die in der Verwaltung der Stadt Cöln und in 
den Kreisen der Hochschule se!bst den Wunsch 
reifen liessen, ihre wissenschafilichen Anstalten 
zu einer Universität auszubauen. Uns geht nur 
die Frage an, ob der kaufmännische Hochschul- 
unterricht aus dieser Umwandlung Nutzen 
ziehen wird. Ä 
E Von den leitenden Organen der Cölner 
Handels-Hochschule ist bisher stets mit be- 
sonderem Nachdruck betont worden, dass nur 
die selbständige, nicht mit einer Universität 
verbundene Handels-Hochsshule den besonderen 
Aufgaben der akademischen Kaufmaunsbildung 
‚voll gerecht werden könne. In den Veröffent- 
liehungen der Hochschule ist dieser Standpunkt 
sehr richtig begründet worden mit den gegen- 
über den Universitätsstudenten der verwandten 
 Wissenschaftsgebiete anders gearteten Studien- 
zielen der studierenden Kaufleute. In dem Be- 
richt über die ersten zehn Jahre des Bestehens 
der Cölner Hochschule, erstattet vom Studien- 
. direktor Professor Dr. Eckert, wird die Eigenart 
‘des Handels - Hochschulstudiums wie folgt 
umscehrieben: 
„Es ist daher nicht geraten, dass ein Kauf- 
mann die alten Universitäten mit ihren anders 
gearteten Zwecken bezieht, sondern dass er in 
eine nkademische Sphäre versetzt wird, die 
auch die materiell schaffende Tätigkeit vollauf 
zu würdigen weiss. Man muss ihn auf sine 
Sonder-Hochschule schicken, wo dieerfolg- 
reiche Tätigkeit auf dem Gebiet des Erwerbs- 
lebens als Kulturfaktor mitgeschätzt wird, wo 
‚ aber neben einer gründlichen Fachbildung zu- 


| 


gleich auch die allgemeine menschliche Bildung 
nach wissenschaftlicher Methode Förderung 
findet, wo der Mann des Faches gleichzeitig zu 
einem sittlich selbstbewussten, einem fest in 
eich ruhenden Menschen sich entwickeln kann‘. 


Und an anderer Stelle des Berichts heisst os: 


. „In anderem freilich scheidet die Handels- 
Hochschule sich von den Universitäten. Ein- 
mal ist der Gesichtswinkel, unter dem ihre 
Jünger die Wissenschaft betrachten, sin etwas 
verschiedener. Während die Universitäts- 
Entwicklung das Bestreben zeigt, den. 
Studierenden durch die Forderungen des 
Tages nieht allzufrüh von seiner allseitigen 
wissenschaftlichen Ausbildung abzuziehen, ist 
an der Handels-Hochschule die stete Bezug- 
nahme auf die zum guten Teil schon früher 


geübte praktische Berufsarbeit, ähnlich wie 
an den Polytechniken, von vornherein uner- 


lässlich; die fortschreitende Erkenntnis darf 
im Studierenden der Handels-Hochschule die 
Lust an baldiger praktischer Betätigung nicht 
mindern. Die Zwischenstufen, die andere 
Stände zwischen Hochschule und Lebensarbeit 
einfügen, kennen wir beim Kaufmann in 
dieser Art nicht; Wissen und Können gehen 
bei seiner Ausbildung von vornherein eine 
ungsmein innige Verschmelzung ein,“ 


Diesen Ausführungen kann man nur zu- 
stimmen. Es ist eben nicht dasselbe, ob ein 
zukünftiger Staatsbsamter oder -ein zukünftiger 
Kaufmann sich mit der Volkswirtschaftslehre 
beschäftigt, Die kaufmännischen Bedürfnisse 
in bezug auf den Rechtsunterricht sind ganz 
wesentlich anderer Art als die der Juristen. 
Professor Eitzbacher, der Privatreohtslehrer 
der Berliner Handels-Hochschule, hat den Unter- 
schied 8. Z. trelfend dahin formuliert, die 
Handels-Hochschule schaffe nicht Rechisgelehrte, 
sondern Reohtsgebildete. In der Geographie 
und der Technologie liegen die Dinge ebenso, 

Es wäre vom Standpunkte der studierenden 
Kaufleute aus kein Fortschritt, wenn die ge- 
nannten Siudiengebiete in Zukunft in Cöln in 
anderer Weise dargeboten werden würden als 
bisher, Solche Entwicklung wäre um so mehr zu 
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bedauern, als mit der fortschreitenden Aus- 
bildung der - Privatwirtschaftslehre die oben 
genannten Fächer mehr und mehr zu Hilfs- 
wissenschaften werden müssen, denen in Zukunft 
auch bei der unvermeidlichen Verlängerung des 
Studiums nicht mehr soviel Zeit wird gewidmet 
werden können wie bisher. Um so mehr muss 
sich ihre Darbietung auf das für den Kaufmann 
Wesentliche beschränken, soll anders die wissen- 
schaftliche Tiefe und Gründlichkeit nicht leiden. 
Das verträgt sich aber nun einmal nicht mit 
den Bedürfnissen derer, die solohe Gebiste um 
ganz anderer Ziele willen pflegen. Dass in 
Oöln der ernste Wille besteht, den Bedürfnissen 
der studierenden Kaufleute nach wie vor. ge- 
reoht zu werden, ist nach der Grosszügigkeit, 
der Opferwilligkeit und dem Eifer, mit dem 
bisher der Ausbau der Hochschule betrieben 
worden ist, nicht zu bezweifeln. Es wird ab- 
zuwarten sein, wieweit solches gelingen wird. 


NachdemCöln, wenn auch nicht als Bildungs- 


stätte für Kaufleute, so doch als Handels-Hooh- 
schule aus dem Kreise dieser ausscheidet, 
bleiben als selbständige Handels-Hochschulen 
nur noch Berlin und Mannheim übrig. 
Die Handels-Hochschulen Leipzig, München und 
Königsberg gehen bei den Universitäten ihrer 
Standorte zu Gast, indem sie deren Vorlesungen 
mitbenutzen. Unter Berücksichtigung des Um- 
standes, dass bereits vor einigen Jahren die 
Akademie für Sozial- und Handelswissenschaften 
‚in Frankfurt a. M. in der neuen dortigen Uni- 
versität aufgegangen ist, zeigt sich also als Er- 
gebnis einer zwanzigjährigen Entwicklung des 
Handels-Hochschulwesens in Deutschland, dass 
zwei selbständige Handels-Hochschulen, die von 
vornherein mit reichen Mitteln ausgestattet ge- 
wesen sind und zu einem hohen Range im 
Kreise der deutschen Hochschulen berufen waren, 
aufgehört haben, als selbständige Hochschulen zu 
bestehen, während solche Handels-Hochschulen, 
die von jeher auf bescheidene Mittel angewiesen 
waren, und deren weiterer Ausbau an dem 
Mangel an Mitteln bisher gescheitert ist und 
auch fernerhin scheitern wird, nämlich die 
Hochschulen in Leipzig, München und Königs- 
berg i. Pr. geblieben sind. Es wäre zu 
wünschen gewesen, dass die Entwicklung um- 
gekehrt verlaufen wäre. Es ist ein unleidlicher 
und dem Aussehen der Handels-Hochschulen in 
der wissenschaftlichen Welt höchst abträglicher 
Zustand, dass die grossen und bedeutenden 
Handels - Hochschulen verschwinden, während 
die kleinen bestehen bleiben. 


Ihre Existenz als | 


nenn een mr an ne 
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selbständiger we ist um so 


weniger gerechtfertigt, wenn, wie zu erwarten, 


die Universitäten dazu übergehen, privatwirt- 
schaftliche Lehrstühle zu errichten. 


a 


Deshalb 


fordern wir für diese Hochschulen Aufnıhme 


in den Universitätsverband. 


Als Fakultät wird die Cölner Hoohschule 
‘auch das Promotionsrecht haben. 
Frankfurt wird also der studierende Kauf- 


Wie in 


mann mit einer Arbeit aus seinem Sonder- 
gebiet, der kaufmännischen Privatwirtschafts- 
lehre, den Doktorhut zu erringen können. Wir 
begrüssen diese Möglichkeit, aber wir fordern 


des weiteren, dass sie auch den selbständigen 


Handels-Hochschulen gegeben werde, deren Ent- 


wieklung alsStätten wissenschaftlicherForschung 


gefährdet,wäre, sollte ihnen diese Berechtigung 


länger versagt bleiben. Pfundt. 


Der Reichsausschuss der akademischen = 


Berufssfände und die Handels-Hochschulen. ” 


Vom Verbande deutscher Diplom-Kaufleute 


wird uns geschrieben: 


„Am Schlusse des vorigen Jahres ist mit - 


dem 'Sitze in Berlin ein Reichsausschuss der 
akademischen Berufsstände ins Leben getreten, 


Nach den Satzungen können Mitglieder akade- 
Als solche 

die ihren 
Beruf aufGrund abgeschlossener, an einer staat- 
liohen wissenschaftlichen Hochschule er Be 


mische Berufsverbände werden. 
werden bezeichnet Vereinigungen, 


benen Hochschulbildung ausüben. 


Da die Handels-Hochsehulen nicht ea 2 
liche Anstalten sind, ist mit dieser Formulierung 

. den Berufsvereinigungen ihrer Absolventen der 

Beitritt zum Reichsverband in der Klasse dr 


Mitglieder unmöglich gemacht. 


Nach unseren Feststellungen ist der ne 
schluss der ehemaligen Handels-Hochschüler 


ursprünglich keineswegs beabsichtigt gewesen. 


Es müssen also bestimmte Kreise ihren Willen 
nach dieser Richtung bin geltend gemacht nd 
durchgesetzt haben, und wir gehen wohl nicht 
wenn wir annehmen, dass es diejenigen en: 
akademischen Schichten sind, die selbst im 
praktischen Wirtschaftsleben stehen und daher 


fehl, 


ein unmittelbares sehr persönliches Interesse 


daran haben, die akademischen Kaufleute, die EN 
im Berufsleben ihre Wettbewerber um führende 


Posten sind und in Zukunft in verstärktem En 
. Masse sein werden, ZuFOCKEU GL SU wo dies BE 


irgend möglich erscheint, 


Wir sind daher weit entfernt, solche Er- 3 
scheinungen tragisch zu nehmen, können esim 
Gegenteil nur mit Befriedigung vermerken, dass 
dass ihr ‚eigenes. 2: 
Akademikertum doch auch- noch recht jung ist 
und ihnen nooh recht viel zu tun übrig bleibt, 
bis sie sich allerorten zu der erstrebten GltungG 


jene Kreise in dem Gefühl, 
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durchgerungen haben, die Handels-Hoobsohulen 
und ihre Absolventen als unbequem empfinden. 
Den verständigen Kreisen im Reichsausschuss 
möchten wir aber doch zu bedenken geben, ob 
es sich mit dem Wesen des Ausschusses und 
der Natur seiner Bestrebungen verträgt, dass 
er selbst Unterschiede macht, die von alien 
Unbefangenen als unbereohtigt und engherzig 
empfunden werden müssen. Denn wo Landmesser 
und Apotheker als gleichberschtigte Genossen 
aufgenommen werden, kann man die akademisch 
gebildeten Kaufleuteniohtmit Rechtausschliessen ; 
die keine geringeren wissenschaftlichen Voraus- 
setzungen erfüllen als die Angehörigen jener 
Berufe. Und die Staatlichkeit der Bildungs- 
stätte zum Massstabe zu machen, geht auch nicht 
an, denn nicht die Unterhaltung durch den 
Staat, sondern die Anerkennung durch diesen 
macht das Institut zur Hochschule. Wir Diplom- 
Kaufleute sind stolz darauf, dass Männer unseres 
Berufs, die selbst den Mangel wissenschaftlicher 
Schulung empfunden haben, uns aus eigenem 


Vermögen die Stätten geschaffen haben, uns 


solehe zu erwerben. Was die Hochschule uns 
an Fachwissen, Denkkraft, sittlicher Tüchtig- 
keit und staatsbürgerlicher Gesinnung gegeben 
hat, kann uns keine Verbandssatzung rauben 
und von dem geistigen Standpunkte aus, den 
wir 80 gewonnen haben, möchten wir nicht mit 
denen tauschen, die eine Bewegung, bestimmt, 
dem ganzen Akademikertum seine gefährdete 
Stellung im öffentlichen Leben zu erhalten, 
dazu benutzen, ihr eigenes Süpplein zu kochen. ‘‘ 


Von den Handeis-Hochschulen. 


‚ Berlin. In der Deutschen Wirtschafts- 
Zeitung vom 1. Februar 1919 ist berichtet 


worden, dass die Aeltesten dsr Kaufmannschaft 


von Berlin auf Anregung des Kurators der 


Hande)s-Hochschule Berlin, Professor Dr. Apt, 


ein Seminar für Politik eingsrichtet haben, 
In einem eben erschienenen Werks von Alfred 


Friters „‚Revolutionsgewalt und Notstandsrecht‘‘ 


kommt der Verfasser auf Seite 157 auf-eine 
ähnliche Idee. Er schreibt: „Dabsi möchte ich 
nur an 6twas erinnern, was mir als Schüler 
der Pariser ‚Ecole des sciennces politiques‘ 
naheliegt. Diese Schule wurde bald nach dem 
Kriege 1870/71 gegründet, unter dem Eindrucke 
des nationalen Schmerzes, den Frankreich 
empfand, mit dem Ziele, politisch ausgebildete 
Männer hervorzubringen, die ihrem Vaterlande, 
auch wenn sie nicht Beamte würden, dienen 


könnten. Wer die Tätigkeit dieser französischen 


Schule beobachtet hat, der weiss, was sie durch 


‚Selbstorganisation, durch freiwillige Mitarbeit 


der bedeutendsten französischen Staatsmänner, 
Gelehrten, Generale und durch die eigene 
Arbeitsorganisation der Schüler selbst geleistet 


hat. Wir besitzen in Deutschland kein Lehr- 


institut, das mit dieser vorzüglichen Anstalt 


verglichen werden könnte. Wohl aber besitzen 


wir die Möglichkeit, ähnliches zu schaffen. 
Die Berliner Handels-Hoohschule hat sich, wag 


‚nicht zum ‚geringsten Teil Professor Apts Ver- 
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dienst iet, so entwickelt, dass es möglich wäre 
gerade diesem Institut eine der französischen An- 
stalt ebenblirtige Organisation anzugliedern“. 

Das Seminar für Kontrollbeamte, 
das unter Leitung von Professor Leitner an 
der Handels-Hochschule Berlin mit Beginn des 
Sommersemesters in Tätigkeit tritt, gewährt 
eine Spezialausbildung für Büoherrevisoren, 
Steuerbeamte, Treuhänder und sonstige Kon- 
trollbeamte. Neben Vorlesungen über Revisions- 
technik von Dr. Gerstner werden hervor- 


| ragende Praktiker über Nachlasspflege, Treu- 


handfunktionen, Konkursverwaltung usw. Vor- 
träge halten. In den Uebungen ist die 
Ausarbeitung von Gutachten über praktische 
Fälle der Buchführung-, Bilanz- und Revisions- 
technik sowie über Steuerfragen ‚vorgesehen. 
Ausserdem werden bilanzkritische und bilanz- 
statistische Fragen zur Erörterung kommen. 
Nähere Angaben über Zulassungsbedingungen 
usw. sind in dem Vorlesungsverzeiohnis für 
das Sommersemester (Verlag von Georg Reimer, 
Berlin W. 10) enthalten, das zum Preise von 
80 Pfg. im Buchhandel zu haben ist und auf 
Wunsch auch vom Sekretariat der Handels- 
Hochschule (Berlin C. 2, Spandauerstr. 1) über- 
sandt wird. 


Cöln. Das Vorlesungsverzeichnis für das 
Sommer-Halbjahr weist die gewohnte Gestalt 
auf, der Vorlesungsplan ist also zunächst von 
der erfolgten Umwandlung in eine wirtschafts- 


 wissenschaftliche Fakultät unberührt geblieben. 


Frankfurfa.M. Der Antrag des Kuratoriums 
der Universität und der Gesellschaft für wirt- 
schaftliche Ausbildung auf Gründung eines 
Instituts für Wirtschaftswissenschaft an 
der Universität Frankfurt hat nunmehr 
die ministerieile Genehmigung gefunden. Das 
Kuratorium der Universität und die Wirtseohafts- 
und Sozialwissenschaftliche Fakultät vereinigen 
in dem neuen Institut die bisherigen wirtschafts- 
und sozialwissenschaftlichen Seminare mit den 
reichen Beständen der Bibliothek; die Gesell- 
schaft für wirtschaftliche Ausbildung übergibt 
ihm ihr Wirtschaftsarchiv, das u. a. Sammlungen 
von mehr als 100 Zeitschriften und 4000 Ge- 
schäftsberichten von Aktiengesellschaften ent- 
hält. Daneben zahlt die Gesellschaft für 
wirtschaftliche Ausbildung jährlich einen erheb- 
lichen Betrag zum weiteren Ausbau der 
Sammlungen wie zur Förderung .der weiteren 
Institutsaufgaben. Ausserdem haben eine Reihe 
von Förderern bereits etwa 150000 Mark ein- 
malige Stiftungen und 4000 Mark laufende 
Beiträge zur Verfügung gestellt. 

Das Institut soll über Lehre und Forschung 
im Rahmen des Universitätsunterrichts hinaus 
auch der Fortbildung in den Kreisen der im 
Wirtschaftsleben tätigen Personen dienen, er- 
mögliocht ihnen zu diesem Zwecke die Benutzung 
seiner Bibliothek und Sammlungen, wird 
Fortbildungskurse abhalten und rechnet auf 
die Mitwirkung der im : Wirtschaftsleben 
tätigen Personen bei der Durchführung seiner 


- Forsohungsarbeiten. 


er a a ge an nn ne ver ne ne 


7 HANDELS-HOCHSCHUL-NACHRICHTEN —— a 


Een Tee nn en Ten ae ae men Se - 


Königsberg i. Pr. Das Vorlesungsverzeichnis 
für das Sommer-Halbjahr 1919 ist erschienen 
und vom Sekretsriatao der Hochschule zu be- 
ziehen. 


beipzig. Soeben ist das Vorlesungsverzeichnis 
der Handels-Hochschule für das Sommersemester 
1919, das 43. Semester ihres Bestandes, er- 
schienen, das wieder eine grosse Reihe von 
allgemein wissenschaftlichen und kaufmännisch- 
teobnischen Vorlesungen und Uebungen für 
Kaufleute und Handelslehramtskandidaten ent- 
hält. Die Vorlesungen und Uebungen werden 
wie bisher teils in der Universität, teils im 
Gebäude der Handels-Hochschule (Ritterstr. 8/10) 
abgehalten. Von den Universitätsvorlesungen 
kommen hauptsächlich in Betracht: Staats- 
wissenschaften wie Allgemeine und Spezielle 
Volkswirtschaftslehre, Finanzwissenschaft, Bank- 
und Börsenpolitik, Sozialpolitik, die Organi- 
sation der modernen Tagespresse usw., Rechts- 
wissensohaft wie Allg. Einführung, die für den 
Handelsverkehr wichtigen Lehren des Bärger- 
lichen Rechts, Handels-, Wechsel- und Schiff- 
fahrtsrecht, Recht der Handelsgesallschaften, 
Wechsel- und Scheckrecht, Pressrecht, Völker- 
recht, Verwaltungsrecht, Zwangsvollstreckung 
usw., Erdkunde und Geschichte, wie Weltkandels- 
wege und Welthandelszentren, Wirtschafts- 
geographie von Deutschland, Handelsgeschichte, 
Deutsche Wirtschaftsgeschichte der Neuzeit 
usw., Technologie und für Lehramtskandidaten 
verschiedene Vorlesungen über Philosophie und 
Pädagogik. In der Handels-Hochschule selbst 
werden Vorlesungen und Uebusgen über 
Handelsbetriebslehre, Kaufmännische  Arith- 
metik, Buchführung, deutsche und fremd- 
ländische Korrespondenz, über BRechtswissen- 
schaft für Kaufleute, Versicherungswesen, 
Mechanische Technologie sowie verschiedene 
Sprachkurs und Kurses in. Stenographie 
abgehalten. Neu erscheint eins Vorlesung 
über Werbelehre (Reklame). Für angehende 
Handelslehrer sind ausser den reichhaltigen 
pädagogischen Vorlesungen der Universität 
noch besondere Uebungen in einem Handels- 
lehrerseminar vorgesehen, die in zwei Abtei- 
lungen (für Anfänger und Fortgeschrittene) ge- 
gliedert sind. 

Die Bibliotheken der Handels-Hochschule, 
der Universität, der Handelskammer, der 
Osffentlichen Handelslehranstalt, des Kunst- 
gewerbemusaums, sowie die Akademische Lese- 
halle stehen den Studierenden der Handels- 
Hoohsokuls zur Verfügung. Immatrikulations- 
frist: 5. Mai bis 31. Mai. BeginniTler Vor- 
lesungen am 5. Mai. Nähere Auskunft erteilt 
die Kanzlei oder,der Studiendirektor Geh. Hof- 
rat Professor Dr. Adler, Leipzig, Ritterstr. 8/10. 


Mannheim. Professor Dr. W. Peters in 
Würzburg hat den an ihn ergangenen Ruf auf 
den ueu errichtsten Lehrstuhl für Philo- 
sophbie, Psychologie und Pädagogik an- 
genommen. Ueber die von ihm bereits für das 
Sommersemester angekündigten Voriesungen 
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und Uebungen wird uns mitgeteilt, dass zu- 


nächst eine Vorlesung „Einführung in die 
Philosophie‘‘ die Hörer in die Aufgaben und 


Probleme des philosophischen Denkens einführen 
soll. Der Ergänzung dieser Vorlesung und der 


Ausspracka über das in ihr Gebotene dienen 
„Philosophische Uebungen‘‘. In einer anderen 
Vorlesung sollen die wichtigsten Tatsachen und 


Theorien der modernen Psychologie vorgeführt £ 
werden. Ein ‚Kolloquium über psychologische 
und pädagogische Tagesfragen‘‘ sollin Referaten 


und Diskussionen zu den Problemen der Be- 
gabung und Intelligenzprüfung, der Berufs- 
eignung und psychologischen Berufsberatung 


und zu anderen aktuellen Fragen der Psychologie | 


und Pädagogik ‚Stellung nehmen. Eine „An- 
leitung zu psychologischen und pädagogischen 
Untersuchungen‘ und die Leitung von selbst- 
ständigen wissenschaftlichen Arbeiten durch 
den Dozenten soll entsprechend: vorgebildeten 


Damen und Herren Gelegenheit bieten, an der 


Fortbildung der wissenschaftlichen Psychologie 


und Pädagogik aktiv mitzuwirken. _ 
Das 
26. April. Das Vorlesungverzeichnis kann 


Sommersemester beginnt am‘ 


vom Sekretariat der Hochschule gegen 20 Pig. 


bezogen werden. Ergänzt wird der regelmässige 
Vorlesungsplan durch eine Reihe neuer Vor- 
lesungen, wie: Betriebswissenschaftliche Zeit- 


fragen (Professor Dr. Nioklisch), Der politische 


und wirtschaftliche Wiederaufbau (Dr. Blaustein), 
Sozialpolitische Zukunftsaufgaben (Oberbauurat 
Frauenfrage, Frauenarbet nd 
Frauenrecht (Frau Dr. Altmann -Gottheiner), et 


Dr. Fuchs), 


Po trerkehrswesen (Postdirektor Müller), Ge- 


EL EN 


schichte und Weltanschauung (Ernst Krieck). 


sowie Hygiene der Arbeit (Dr. Mann). — De 
Senat der Hochschule beschäftigt sich z Zi. 
Einführung von Volks- 


mit Frage der 
Hochschulkursen. 


München. Das Vorlesungsverzeichnis ist ” 


vom Sekretariat der Hochschule, Ludwigstr. 4, er 


zu beziehen. 


Mecdes.—. 
Von der Universität Frankfurt a/M. 


Das Ministerium für Wissenschaft, Kuust und 


Volksbildung hat.soeben eine neus Prüfungs- Er 
kommission für Verwaltungs- und Sozial- 
beamte an der Universität Frankfurt 


ernannt. Damit wird die akademische Aus- 


bildung dieser neuen Beamtenkategorien ein- 
schliesslich der Statistiker neben der schon 
bestehenden von Diplom-Kaufleuten, 
Dipiom-Handelslehrern und Ver- 


sicherungsverständigen aufgenommen. 


Prüfungsordnungen versendet die Dekanats- 4r 


kanzlei der Universität. 
bildungsgelegenheiten kommen auch für Kriegs- 


teilnehmer in Betracht, die zu einem Berufs- 


Die genannten Aus 


wechsel gezwungen sind, insbesondere weil Ein- 
jährigenbildung und Praxis zur Zulassung zum 


Studium genügt. 
ausserdem Erleichterungen gewährt werden, 


Für die Schriftleltung der „Handels-Hochschul-Nachrichten“ verantwortlich: Diplom-Kaufmann Walter Piundt, Brandenburg a, H. 
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Kriegsteilnehmern können 
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Es ist eure Pflicht“ 
nichts unversucht zu asen. 


Berliner Hypotherenbank Aktiengeselischaft. 


f Bilanz per 31. Dezem*rer 1918 


Aktıya. A | gl] Passiva. 7 B 
Kassenbestand .....| 44852215 ll Aktien-Kapital ....| 2270: 000— 
Zinsscheineu. Sorten 3547 12|| Gesetzliche. Reserve | 2270000) — 
Schatzanweisungen .| 1992834|80/||Spezial-Reserve ....| . 2400000! — 

„' . Bilekten „.........| 8N93809|35 | Agio-Reserve..... "I 765000 — 
- Debiteren .........| 693921455 | Talonsteuer-Reserve 249029! 10 
Anlage im Hypo- Ptandbriefumlauf ..| 39504600) — 

en dsschäft.. 249562786155 li Kommunal- | 
Kommunal-Darlehen| 25741368181 Obligationen..... 17631300) — 
Rückständige Hypo- Verloste Pfandbriefe 16101 — 
thekenzinsen .... 25578 u6\|| Amortisationsfonds 
Am 1. Januar 1919 für Hypotheken. .| 343226197 
fällige Hypo- Amortisationsfonds 
thekenzinsen für für Kommunal- | 
1918 (abztiglich | Darlehen .......| 2270339'51 
‘der bereits ein- Kreditoren ...... ..| 176028260 

R gegangenen).....| 134923462] Vorausbezahlte 

7 Am 1. Januar 1919 Hypothekenzinsen 86723197 
fällige Kommunal- Pfandbrief-Zins- | 

Darlehrszinsen scheine zoe.....- 801144201 

{abzüglich der Kommunal-Obligs- | 

bereits ein- tions-Zinsscheine .| 237202) — 

gegangenen).. 288178 5] Rückständige Divi- . 
Bankgebäude - | Iiidendenscheine.. ..». 53865 | — 

Taubenstrassse 22] 450000 — liReingewinn ..:..».| 1616363|40 
Grundstficks-Betei- T 

Bpnee Konto .. 2n0onı— i IB 

: 204910u74 56 294910074156 


Die Auszahlung der auf 41/,0%j, festgesetzten Dividenge für 
1913 auf die Aktien La. A und B erfolgt gegen Einreichung des 
Dividendenscheines Nr. 7 mit MM. 2, von heute ab an unserer 
Kasse in Berlin, Teubenstr. 2 22, und an den fifiher bekannt- 
gemachten Zahlstellen. 
# Berlin, den 24, März 1010, 


Berliner Hypothekenhank Aktiengesellschaft, 
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DEUTSCHE WIRTSCHAFTS-ZEITUNG 
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| |" Deutsche Grundcredit-Bank Gotha. 


Die am 1. April bezw. am 1. Mai 1919 fälligen Zinsscheins 
unserer unkündbaren 3!/, und 4 °/,!gen Hypothekenpfandhrlere 
werden bereits jetzt bezw. vom 15. April dieses Jahres ab In Gotha 
und Berlin bei unseren Kassen, ferner in Berlin bei der Dresdner 
Bank, der Berliner Handels-Geselischaft, der Deutschen Bank, der 
Direction der Disconto- Gesellschaft und Herren Georg Fromberg & Co. 
eingelöst, 


Gotha, den 26. März 1919. 
Deutsche Grundcredit-Bank, 


——ounol = nn 


Actien-Commandit-Gesellschaft 
Barmer Bank-Verein Hinsberg, Fischer & Comp. 


Bilanz vom 31. Dezember 1918. 


Soll, W7 4 
Nicht eingezahltes Aktienkapital u occecncnoncenesee — R 
Kasse, fremde Geldsorten, Zunsscheine und Guthaben 
bei Noten- wind Abrechnungs-Banken......... ».0..1 39486 196186 
Wechsel- und unverzinsliche Schatzanweisungen .....]8345 341 18440 
Guthaben bei Banken und Bankfimen ........... ..| 60 656 384172 
Vorschüsse gegen börsengängige Wertpapiere .......|158 179 20039 
Vorschüsse auf Waren und Warenverschiffiungen .. 1 036 66670 
Eigene Wertpapiera ......2econcensesecen ven 002.1. 59 980 468113 
Beteiligungen an Gemeinschaftsgeschäften esesnenee.] 1461 169143 


Dauernde Beteiligunz bei dem Bankbaus von deı 


Heydı-Kerston & Söhne .uceeesenennsnssrsneeen- 10 000 000) 
Aussenstände in laufender Rechnüng ..cererernn. 0... 114 344 706136 
Ausserdem: 
Aval- u. Bürgschaftsforderungen .. M. 53 537 813 34 
Bankgebäude ..... A RT 8494 000. 
Einrichtungen ..... EEE ERAE RER TNE, EIER 1 _ 
Sonstige Liegenschaften RATE a N 362180 
: x00 133 224.98 
Haben, | 
Aktien-Kapital .............. 2... M. 99 481 800,— | 
Einlage-Rechnung der Geschäftsinh... x 518 200.— | 
Verantwortliches Kapital ...orcoscenerocncoe RR 100 000 000) _ 
Rücklagen: | 
a) ordentliche Rücklage. . ... M, 14 925.000. - | 
b) ausserordentliche Rücklage... are 4 83075 000.—| 18000 000— 
Gläubiger, 2.000 BERNER N ARTEN 652 008 916/60 
Akzepte und Schecks ....:... RE SE ...] 21.053 20253 
Ro, Ausserdem: 
Aval- u. Bürgschaftsverpflichtung.. M. 53 537 818 34 
Rückstellung für Kriegssteuer .».-20:2ssr00c 0000000 5410 000| — 
Rückstellung für Talonsteuer........ sereersrronnn 601 638, — 
Akti-n-Dividende-Rechnuung 1913/17 senenscner sro 48 0111 — 
Aktien-Dividende-Rechnung 1918 ...»::.. ++» »errens] 7500 0001— 
Gewinn- und Verlust-Rechnung Br. 381 656177 


| 8UU 133 124109 
Gewinn- und Verlust-Rechnung vom 31. Dezember 1918. 


Boll. MH | 4 
Versultungekosteh EIS: ee RT O0 wo 
Steuern und öffentliche Lasten BEN RN 1842 2892 


Abschreibung und Rückstellaug: 


anf Grundstücke und Gebäude ... M., 115203.62 | 
auf Talonstener Keane key ıreene 400 009,— ld 208 623 
Reiugowiun sn. sus seneen Austen ssnee ee 10.974 038 50 


15 112 319) 26 


Vortrag aus ey VE SER N A RR 


459 686/41 
- Gebühren-Rechnung ...»=12###ssnr sonne Herner 8,9823 60382 
Zinsen-Rechnung DEI BT RT RE TER ED FR Ta 0 11 065 450175 
Gewinn auf Wertpapiere :uz222eHsaHeHe ne ernennen 604 A7R|28 


Misn2sielzs 
Barmen, den 10, April 1919, 
Die pernsönlich haftenden Gesellschafter : 
L. Arioni, ° Th. Hinsberg, M. von Kapparil, 


Dr. Ed, Frhr, von der Heydt. 


DEUTSCHE WIRTSCHAFTS-ZEITUNG 
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DEUTSCHE WIRTSCHAFTS: ZEITUNG 


JLSE, Bergbau-Actiengesellschaft 
‚zu Grube Jise NL: 


Die Aktionäre unserer Gesellschaft werden zu der am 


nn 


euiya “Tg 
1, Grundstücks-Konte u... | ‚9879790 
TI. Gebäude-Konto | 

Stand am 81, Dezember 1917.. 


880 000. — 


Abschreibung .:.. 22 ser 200200; Donnerstag, den 24. April 1819, nachmittags 3 ühr, 
IL, Patent-Konto ...,2.22.2.22.204%; i-|Iiı Berlin, Burgstrasse 24, in den Geschäftsräumen der Mittel 
IV, re : Be loutscken Creditbank stattfindenden a Re 
nd am Jezember 1917.. = a 
Br RT ordentlichen Hauptversammlung 
' hierdurch eingeladen. 
Abschreibung... ,ccaccecca.. 200 000) — Tagesordnungi | 
V. Werkzeug-, Schnitte- u. Stanzen-K ie, j 1, Vorlage und Geschäftsbericht für das Geschäftsjahr 1818 
Stand sm 81, Dezember 1917.. mit den Bemerkungen des Aufsichtsrates. Ir 
Zugang 2. Genehmigung der Bilanz mit der Gewinn- und Verlust- 
et berechnung für das Geschäftsjahr 1918 und Beschluss- 
Abschreibung oa... 48 000! 2 fassung über die Verwendung des Reingswinnes. ” 
A | 3, Entlastung des Vorstandes. > 
Vi. Fabrik-Rinrichtungs-Konto — | 4. Eotlastung des Aufsichtsrates, 
Stand am 81. Dezember 1817.. 6. Wahlen zum Aufsichtsrat. Fre 
PA] Be ö. Genchmigung beantragter Umschreibung von Vorzugsaktien. 
x 5 Die Stammaktionäre, welche an der Hauptversammlung teil- 
Abschreibung .......... Er k 5500/— | nehmen wollen, haben den Aktienbesitz, hinsichtlich dessen sie ein 
VII. Modelle-Konto <.:.2.22..2040.2..: 1-- | Stimmrecht in der Hauptversammlung ausüben wollen, spätestens 
VII, Inventar-Konto ; | am Donnerstag, den 17. April 1919, bei der Gesell- 
Stand am 81. Dezember 1917.. | schaftskasse der Gesellschaft in Grube Jise und 
Zuganz ii un an |. } Berlin oder : Aa N 
in Berlin bei der Mitteldeutschen Creditbank und 
Abschreibung ..22..222.22200% 14 a der Direktion der Disconto-Gesell- 
HANSE | schaft, | Be; 
IX. Biflekten-Konto ..cceree.ocn..o. 456 548 — in Frankfurt a. ®. bei der Mitteldeutschen Cre= 
X. Kassa-Konto ..2 22 casa: 22. 2938.04 ditbank und Er a ee z 
XI. Konto-Korrent-Konto R | der Firma Gebr. Sulzbach, 
Ran Devitoren ...un..au 0222200. 1 462 146 56 in Hamburg bei der Vereinsbank, und ER 
Xil. Waren-Konto ” el in Cöln a. Rh. bei dem A. Sohaaffhausen’sohen. 
It, Inventur am 31, Dezember 1918 __ 293 856 RÜ Baukverein Be 
2961238 schriftlich anzumelden und bis zu demselben Termin diesen Aktien- 


ET ET ASIEN M. 4 | besitz bei der Stelle, bei welcher die Anmeldung erfolgt ist, oder bei Er 
I. Stammkapital-Konto ....2#.2.2.. 1.200 000. — | einem Notar mit einem doppelten Nummernverzeichnis za hinterlegen, 
II. Reservefonds-Konto IT........ abe: | 120000 — | dessen eines abgestempeltes Stück als Kintrittskarte in die Haupt-_ 
III. Konto für Friedenswirtschaft ..... | i | versammlung und als Ausweis zur Empfangnahme der Stimm» 
Reservefonds-Konto IT ........| 130.000 - karte dient. | a 
DORaNg ne ..). 100 000/-] 230 0001 — ee ect herneunne: en ir a 
vv { £ ESSTERERIE IE zugsaktien mit Nummernaufgabe bei dem Vorstande der Gesellsche R 
IY: Pe ren RoaıR | 91810591 | In Grabe Jise zu bewirken, um an der Hauptversammlung teilnehmen 
T.: Gewinn und Verlust-Konto Eye | ‘ | zu können. Stimmberechtigt sind nur die im Aktienbuche he 
ER Gewinn-Vortrag 14 749 16 Se: tragenen Besitzer der Vorzugsaktien. Zur Vertretung: ist e en, 
Gewinn nn ni] a7sasalsi 4as 139239 | Privatschriftliche Bevollmächtigung erforderlich. EN 
129612830 . Grube Jise N.-L., den 2. April 1919, RR RE 
. Gewirn- und Verlust-Krnto. Er Jise, Bergbau-Actiengesellschaft. ar 
FR Dohae Re Erg? Schumann. Müller. za 


MOM) Mm |4 
“An Fabrikations-Unkosten-Konto | 


Aiktiengesellschaft Schäffer 8 Walcker, Berlin 


Löhne, Energie, Reparaturen usw. 1 225 028121 I 
I En Bong 278.070.08 Die für das Geschäftsjahr 1918 suf 4% für die Stamm. 
„ Konto für Friedenswirtschaft Er aktien und auf 10% für die Vorzugsaktien festgesetzt Divia 
‚Reservofonds Konto IT ........... 100 000— | dende gelangt sofort mit M. 24.— bezw. M. 60.— gegen 
„ Abschreibungs-Konto IR Einreienung des Dividendenscheines per 1918 bei der Gesell. 
a) Gebäude-Konto .......202200.. 9 1 70 schafiskasse oder dem Bankhause Oscar Heimann & Co 
b) Maschinen-Konto ............. 66 718,70 Grosse Präsidentenstr. 9 zur Auszahlung. un TE 
c) Werkz.-, Schnitte- u. Stanzen Kto. 16 179) — Berlin, den 29. März 1919. 
d) Fabrik-Einrichtungs-Konto ..... 1678/20 ? Die Direktion: Schultz Re; ER, 
e) Inventar-Konto ...... Ne 8 791— 97 366/90 | e Birektions Schnilze, 2 ER 
Bilanz-Konto = ee 
"2 dewian 2... en |_493 132189 G. Seebeck A. G. EEE, 
En a = zn = Schiffswerft, Maschinenfabrik und Trockendocks 
€ . ke] $ “ ji was ” 
Per Gewinn-Vortrag ..uaceeeccea. re] 14749 16 Geestemünde E ES 
115 GOWINn 2 nenn En elektr suru0rn.] 2173 8574| 2188 608156 Auf Grund des von der Zulassungsstelle gegen, bei uns 
218861656 | erhältlichen Prospektes sind ; e: 5 TEEN 


Staaken, den 1. März 1919, 


nom. M 4:000000.— auf den Inhaber lautende Aktien, 


Deutsche Post- und Eisenbahn-Verkehrswesen- eingeteilt In 4000 Stück No. 1 bis 4000 zu je M. 100° 
Aktiengeselischaft (Dapag-Efubag). der ı ee 
Tensfeldt &. Seebeck AG. 


Die Dividende anf die Aktien No. 1—1200 ist sofort zahlbar |  Schiffswerft, Maschinenfabrik und Prockendckse 
und gelangt gegen Einlieferung des Dividendenscheines No. & bel | zum Handel und sur Notiz an der Berliner Börse zugelassen worden. 


der Kasse des Bankhauses B 
Hardy & Co. G. m. b. H,, Berlin, Markgrafenstr, 368 Berlin, Bremen, im April 1919. 


sur Auszahlung. | I Gebrüder Bonfe. Bank für Handel und Gewerbe. & | 


= 


B 


DEUTSCHE WIRTSCHAFTS-ZEITUNG 


Rhellsch-Westflische ‚Boden-Credit- Bank in Köln. 


E Aktiva. PA Er] 

Noch nicht einberufen BuRlE auf Serie E des 2 
Aktienkapitals...2 ......4..::.. es RE +1 8.000 0001 — 
Kassenbestand ......cnc2222220.. RN N 641 284/46 
Wechselbestand...... Er Ta lee 535 885103 

Reichs-, Staats- und Kommunal-Anleihen (nomina) 

it. 8732 500.) ee RE EN 7 813 02210 
‚Guthaben bei Bankbäusern.......... EN 3 897 502197 
Darlehen gegen Verpfändung von Effekten ......... 253 786109 
Hypotheken .,..,.| 1.726 776/46 
Am 2. Januar 1919 fällige Zinsen HET RER 2 092 40884 
Rückständige Zinsen ..... En N a een 311 832/50 
Brmellg8-Debitoren:4 2... ne ee 69 687140 
Hypotbekarische Darichnsforderungen). RR RER 273 665 083/31 
Bankgebäude Köln.......... TE a 2.000 0001 — 
Mobilien .....rccececceneeeen DE Er EEE urn 100 — 


*)hiervon am 81. Dezember 1918 zur Pfandbrief-| 296 007 369116 
-deekune voll bestimmt #269 735 158.02. 


assiva. x AU 4 
Aktien-Kapital . EEE RER 20 000.000 — 
Gesetzlicher Reservofonds. Re RE » 2.000.000 — 
N Re RE RUE ER TE ER „1200 000 u 
Pfandbrief-Agio: sssree Kunte, er 1163 229171 
Vorträge auf Zinsen- und Prorisions-Konto ......... 1 231 419160 
Brut Bess DE EN RE er ee Beat 185 578147 
Pfandbriefe 5 4... .cn.2220. Me. 236 045 500.—| 
im Umlauf: Bi ie. wos n 26 442 700.— 282 488 200 — 
Merlosts Stlske.. un... ne 783 500 — 
Noch einzulösende Pfandbriet-Kupons einschliesslich 
uote Ber LATE 219105 - 3.540 460/62 
"Noch nicht abgehobene Dividende........:......... 14 227150 
De Ve RE TE RR RE is 549 320160 
Kreditoren . RE RA ER PER 141 009158 


73 Bawinn zur Verfiigung einschliesslich Vortrag aus 1017| 2749 92308 


er 236 007 369116 
ren ee IE 


Die Dividende pro 1918 beträgt: 
‚ für vollgezahlte Aktien Serie A,B, CudD u 70. _ 
für Interimsscheine Serie E #4 12, 50, 

- and gelangt sofort zur Auszahlung in Köin bei unserer Kasse und 
den bekannten Zahlstellen, in Berlin bei unserer Zweigniederlassung, 
Französische Strasse 53/55, bei der Direetion der Disconto-Gesellschaft, 

der Dresdener Bank und der Nationalbank für Deutschland. 


Köln, den 28, Februar 1910. Der Vorstand. 


— u 
rn 


Preussische 
Central-Bodenkredit- Aktiengesellschaft. 


Bilanz vom 31. Dezember 1918. 


Be Aktiva. MM. ei] 
TS ARE NT RR re we a nahe 1.003 884154 
Er BE Br RR RER AR 16 507 200) — 
Lombard-Forderungen „2.222202 2 20 s see es en n 2463 792157 


Wertpapiere (davon eigene Üentral- Pfandbriefe und 


Kommnnal-Öbligationen M. 3 309 582,50) .......| 22770860165 
Guthaben bei Bankhäusern ........2caz2necone 0. 7 821 420168 
Hypothekar, Dahrlehnsforderung. .M. 871244 968. 64 

abzügl. Amortisation . 65 663 694.41 | 805581 274123 
(davon im Hypothekenreg. eingetr.. M. 743 801 021,84 
Darauf am 15. Dezember 1918 fällig gewesene: und am 
2. Januar 1919 fällig werdende Zinsen ...... er 5 237 86380 
- Rückständige Hypothekenzinsen .......s222 22000. 702 568157 
Kommunal-Darlehnsforderungen ..M. 957 068 654,75 
. &bzügl. Amortisation ,„ 45639 693,40 | 211 423 861/35 
(dav. i, Komm.-Darlehnsreg. eingtr. „ 210 101 236.85 
Darauf am 15. Dezember 1918 fällig Be u am 

2. Januar 1919 fällig werdende Zinsen . 100 463.29 

Rückständige Kommunal-Darlehnszinsen .......... 148 450139 
. Vorausbezahlte Zinsen von Oentral-Pfandbriefen und _ | 

Kommunal-Obligationen .. 2. 2er sense e seen NEN 120/75 
Verschiedene Debitoren ......... RE RER 26 671170 
Grundstücks-Konto: ern eih 

r e 
aaa Suter Ben Linden 28780 lo ggaaono 


Mittelstr. Ba 
2 Sonstiger Grundbesitz .................. %; = 


IL 


Passiva, 
Eingezahltes Aktienkapital ......+....... URS, 
Reserven: 
Gesetzlicher Reservelonds 


I bis 31 Dezbr. 1909 ....... M. 5012 529,48 


II vom 1. Jan. 1910 ab..... „2883 679,80 
. Statutmässiger ] Reserve- «.. | „ 7153 128,02 
Spezieller fonds 1.» 2500 000,— 
Disagio-Reserve ......... .. 43.3900 000,—f 8 
Deleredere-Fonds ........... 230 427,83] 21 679 76418 
Abschreibung auf Kriegsschäden ........ RE 1 500 000 — 
Pensionsfonds ........ ER RE TE Be ee 1 980 548174° 
Ceutral-Pfandbriefe: 4°%/,M. 519.565 500,— 
31/0), „ 269 314 700,— 
noch einzulösende ausgeloste . 1357 900, -| 790 288 100/— 
Kommunal- Obligationen : 4/0! Mi. 124 318 yuU,— i 
81/, 0), 5 71 834 100, _ i 
noch einzulösende ausgeloste . 81 900,— 195 734 ne 
Vom 2. Januar bis 1. April 1919 fällig werdende, sowiel 

noch nicht abgehobene Zinsen auf Central-Pfandbriefe 

und Kommunal-Obligationen ......u2222s 22.0 2.. «| 12264 a 
Noch nicht abgebobene Dividende ................ 720 489 
Vorausbezahlte Hypothekenzinsen .........:2:.... all 154) 01 
Vorausbezahlte Kommunal-Darlehns-Zinsen ........ 20 a 
Depastton aa ne Ra ee 1 411 848163 
Verschiedene Kraditoren ..........2. 2 ces. 922 74766 
Talonstener-Konto u... 2.0... een RE 1208 788155 
Reserve-Vortrag aus alterRechnung M. 393 786,31 
Gewinn im Jahre 1918.......... » 4681 851,20]: | 
Mithin Ueberschuss der Aktiva über die Passiva .. 5.078 637151 

[T077 5282 
Gewinn- und Verlust-Konto. 

x Debet. N A 14 
Zinsen auf Oentral-Pfandbriefe ........ a a 29 959 05J3j0« 
Zinsen auf Kommunal-Obligationen .............. 7 285 771]45 
Depositen-Zinsen .......»z00 ss 0000. ET N 42 889|22 
ProVislonen u ee nee 130 384146 
Verwaltungskosten, einschl. M. 899 621,70 Steuern. 21686 a818 
Einrichtungskosten, insbesondere für Herstellung der | 

Contral-Pfandbriefe u. Kommunal-Obligationen ein- | 

schliesslich Talonsteuer..... Rn 49 892/55 
Abschreibung auf Bankgebäude ............42000. 38 000— 
Zu verwendender Gewinn ........ M. 4709 092,56 | 

5%), von M. 4681851,20 Gewinn ; 
2. statutmässig, Reservefonds „ 234 092.56 .. 234 09256 
M. 4475 000,— 
50/, Rente für das Grundkapital 
von M. 44.400. 000,— ......_„ 2220 000,— | 2220 000|— 
M. 2255 wu, — 
zum Ponslonäfonde RER ne 85 009,— 35 000 — 
M 22202 000,—] | 
5% Tantiöme f.d. Near | 
VerwaltungsratM. 111 000,— 
5% Tantieme für 
die Direktion „ 111 000,— 
--M. 222 000, — 
41/% Superdivid. ; 
v. M.44400000,-- „ 1998 000,— ,  2220.000,— 3 220 000) — 
Reserve-Vortrag auf neue Rechnung ............. 866 544 % 
44 747471 Ei 
| Kredit. 
FLOSOELNOAV OT aS a ee er 
Hypotbeken-Darlehnsziusen .................. ER 
Kommuna!-Darlehnszinsen .......:.,2eras rer 


Verwaltungsgebühren von Hypotheken-Darlehnen .. 189 894.94 


Verwaltungsgebühren von Kommunal-Darlehnen ... 135 84821 
Prüfungsgebühren ...... 1182/31 
Darlehns-Provisionen, Entschädig: ung für Kuısv erluste 

und Stempalvergütung ....cs 2» 224 0.; ARE IE 615 208) 22 
Zinsen, Kursgewinne und Depotgebühren ....... 950 Ba 
Agio aus früheren Jahren (Komäns 8264. H.B, 6). 11735 


44 747 471| 25 
Berlin, den 81. Dezember 1918, 
Prenssische Central-Bodenkredit- Aktiengesellschaft 
von Klitzirg “ Schwartz Lindemann Lihheke 
Revidiert und richtig befunder. 
‚Berlin, den 15. Februar 1919. 


Für den Verwaltungsrat: Die Revisoren : 
Lanrenz Schoeller - Frich Hanow Ortmann 
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Varziner Papierfabrik. 


Bilanz per 81. Dezember 1918. 
I en mm nen 2 mn nn mn mn em nen rn or 0 


Aktiva. AM 4 
Varzin Gebäunde-Kto.] 518 2011— 
Varzin Masch.-Kto..] 8975011 — 


Varzin Arbeiter- und 


Beamtenhaus-Kto.] 175 000 — 
Varzin Eisenbahn- He 
‚anlage-Konto .... 2— 

Rathsdamnitz Grund- 
stüicks-Konto . 49 007160 
Rathsdamnitz Ge- 
bäude-Konto.....| 808000 — | 
Rathsdamnitz Masch]| 
1 ER ARE 744 000 — 
Rathsdamnitz  Ar- 
beiterhaus-Konto.|_ 113 000/— 
Rathsdamnitz Eisen- 
bahnanlage- Konto el 
hat Bes res - 552 326162 
‚Fabrikat,-Beständ. ..| 4 850 671/10 
 Dtensilien und Er- 
satzteile-Konto ..| 184006 — 
Pferd-u. Wagen-Kto. 2 
Betriebsinventar-und AR 
Werkzeug-Konto. 8— 
-Vorausbezahlte Asse-} 
- kuranzprämie .... 61 061/88 
Kassa-Konto ...... 11 239/57 
Wechsel-Konto .. 102 503/38 
Deutsche Binslapep: 6 456 030150 
Debitoren .........1-8263 973191 
ee 220.41 1682 611182 


"Bu69 142133 
Passıra. Al: | 
_ Aktien-Kapital -Kto.| 7 000 000— 


Reservefonds -Konto| 1 870 000— 
Darlehns-Kto. Raths- 
damnitz fällig 1919| 1 350 0001 — 
- Rathsdamnitz Hypo- Fe 
 theken-Konto....| 300 000— 
- Kreditoren ........ 5 828 247165 
Arbeiterversicher.- j 
- Kontos Rückstell, 80 0001— 
"Talonst. -Rücksteil. . 60 000 — 
-Dispositionsfds.-Kto] 450 > 
Vorsorge £. Betriebs- 
umstellung aul 
Friedensstand.. 8009 0001 — 
. Divid.-Konto noch 
- nieht erhob. Divid. 8240 — 
Pensionsfohds-Konto 108 42250 
u ER 1 769 232118 
ee 19 064 142133 


Debet. 7 4 
Handlungs-Unk. Ar- * 
.. beiter - Versicher 
- und Kursverlust..| 836 354104 
© Abschreibungen: 
'Gebäude-Konto . 60 67090 
"Maschinen-Konto. 432 705191 
. Arbeiter- und Be- 
amtenhaus-Kto 44 410172 
Eisenbahn-Anlage a 
} Konto ....:.» 44 872158 
a Bafriebe: Invontar- GR ı 
0 mWerkzeug-Kt.]| 30 921159 
- Utensilien- u. Er- 
RE EN. 254 743/90 
rm. vrrur0.] 1760 232118. 
en 3473 »ı1|83 


om, aus. “öır. ”e 


und Zinsen 


3 Gewinn- und Verlust-Konto. 


rat 


- Fabrikationsgewinn 
8.336 9784 22 


ur, 


Bank, Berlin, oder bei Herrn 


a 


Die für das Gesch 1918 
auf 20% festgesetzste Dividende 
gelangt sofort mit M. 200 
pro Aktie bei der Geszell- 
schaftskasse in Hzmmer- 
mühle, oder beider Deutschen 


Abraham Schlesinger, 
Berlin, Mittelstr. 2/4, zur ÄAus- 
zahlung. 


Hammermükle, 9. April 1919. 


Varziner Papierfabrik. 


3 Friedrich Morgenstern. 
Franz Meister, 


Bilanz per 81. Dezember 1918. 


Aktiva. A. 4 
— | Grundstücke....... 11 562 900. — 
Gebäude .... 1 2250 000, — 
Mobilien .......... 39 56 — 
Fuhrwerk ...... 538 = 
Warenbestände und 
—1| Vorräte .........|. 296 76829 
Aussenstände ...... 18 502111 
Bankguthaben ....: 34 992! — 
'Kassenbestände .... 97 611187 
Von uns als Kaution 
hinterlegte Wert- 
papiere.......... 4951 — 
Bei uns als Kaution 
hinterlegte Wert-I 
papiere .. 9.045,29 EN 
14 280 796127 
: Passiva, A 
Aktienkapital...... 3 300 000| — 
Rücklagen........: 15 125 — 
Erneuerungs-Konto . 55 000 — 
Hypotheken .......110 507 573/20 
Schulden .......... 384 010/06 
Kautionen .. 12 985140 
Gewinn-u. Verl. Kto. 610261 
14 280 796127 
Gewiun- und Verlust-Rechnung. 
Soll. AG af 
Verlust- aus 
a re RER 819 735.06 
Betriebs- und Ver 
Traltungsumkosten: 1 208 536167 
Steuern u. Abgaben 
ausschl.Weinsteuer 68.096165 
Hypotheken-Zinsen .| 426 48990 
Konto-Korr.-Zinsen . 15 604/58 
Reparaturen- u. In- | 
standhaltungskost. 52 087/27 
Abschreibungen ....| 111 955172 
Erneuerungs-Konto . 35 000i— 
Talonsteuer........ 6 6001 — 
Gewinn ....2...... 610261 
2 260 20846 
Haben. Au E| 
Betriebsüberschüsse . 2350 208 16 
2 250 208146 
Berlin, den 8. März 1919. 
Kaiser-Keller 
Aktiengesellschafi. 


. Der Vorstand. 
Wilh. Beisenherz. K, Schmidt, 


Dr. (imat.) Rat erteilt 
A. Freytag, Magdeburg, 
Spielgartenstr, 46 II, 


_bDEUTS CHE WIRTSCHAF TS- ZEITUNG 


"7 Aktive, 
Grundbesitzu. Anlag 


Al 


4 


Summa ..|j66 353 043j18 


Die für das Jahr 1913 auf 17% 
oder M. 170.— pro Aktie fest- 
gesetzte Dividende gelangt vom 
28. März d. J, ab gegen Aus- 
bändigung des Dividendenscheines 
No. 29 


sellschaft, Hindersin- 
Strasse 9, 


bei der 
Bank, 


bei der Berliner Han- 
dels-esellschaft, 


in Breslau: bei dem Schlesischen 
Bankverein, Filiale 
der Deutschen Bank, 


bei dem. Bankhause 
E. Heimann 


zur Auszahlung. 
Berlin, den 27. März 1919. 


Oberschlesische Kokswerke 
& Chemische Fabriken 


Aktien-Gesellschaft. 


Der Vorstand 
Berckemeyer. 


Deutschen 


Bie. 


Bilauz por 31. Dezember 1918, 


einschl, Baugelderf 4 280 an 


in Berlin: bei der Kasse der @e- 


mn nn nn en. 


mn nn. 
a mn m nn I m 


H. Berthold Messinglinienfabrik und 
Sehriftgiesserei, Aktion-Gesellschaft 
Bilanz am 81. Dezember 1918. 


Kto. „Gewerkschaft "Aktiva, ABER 
Consolidirte Glei- Grundstück-Konto..| 857 700. 
"witzer Steinkohlen Gebäude-Konto ....| 975 800) — 
Grube‘: Kuxenbe- Maschinen-Konto...| 172 2351 _ 
sitz, Darlehn und ;  [Stempel- und Ma- 

Kontokorrent ....|21 500 0000— | trizen-Konto ..... 140 001, — 
Patente und Her- '- | Werkz.- u. Mob.-Kto. 25 001 — 

stellungsverfahren 1/— | Druckproben-Konto. Br 

Beteiligungen und I. 4Kassa-Konto ...... 24 551 48 
Eiffekten-Besitz ..|11 446 014123 Wechsel Konto ....| 1791867 

Kasse, Valuten, kurz- | | Wertpapier-Kento .. 80 090151 
fristige ‘ Reichs- Konto-Korrent-Kto. | 2 196 601/28 
schatzanweisungen] 8 725 504/30 Waren-Konto...... 2 986 669/66 

Konto-Korrent: ' 1} Dauernde Beteilig...| 3855001 — 
Debitoren, Bank- t "8023 303166 

' guthaben u. Bau- | Det EEE 
vorschüsse ...... 17681917109] ption-K. apital-Kio. | 4 000 0 

Kautionen 175909.45 | 

% Beservefonds - Konto| 750 000 — 

Bestände .........] 2771895199 

—— u | Spe2.- Res.- Fds.-Kto.| 750 0001— 
Summa ..166 35» u43118 | Dolkredere Konto ..| 260 000) — 
Passiva, AM. 4 | Konto-Korrent-Kto..| 1 733228i09 

Aktien-Kapital ....|21 500 000|— | Talon-Steuer-Konto. 16 0001 — 

Obligationen ...... 12 227 000— | Beamt.-Unterst.-Kto. 29 483155 

Hypotheken ...... .} 484 000/— | Dividenden-Konto .. 2240, — 

Ausgeloste Obligat. 18 200— !Gewinn-u,Verl.-Kto.| 493 351/42 

Aa Reservef.j 2 150 000|— i "8 023 803166 
aterialien usw. 

Rechnungen .....] 490899141 | _ewinn- und Verlust-Konfo. 
Rückständige Löhne] 817 829|31 Debet: M. | 3 
Arbeiter-Unterstütz.- Gebäude-Konto .... 82 750 — 

Fonds unse 411 538j46 | Maschinen-Konto... 20 443136 
Konto-Korrent: Stempel- und MaJ 3 

Kreditoren,einschl. trizen-Konto..... 54 166175 

Anzablungen ....123 214 724153 | Werkz.-u. Mob.-Kto. 23 438|49 
‘Kautionen 175909.45 Druckproben-Konto. 26 230148 
Nicht abgehobene Konto -Korrent-Kto, 6 051/06 

Dividende ...... 87 510/— | Handlungsunk.- Kto.| 782 09336 
Rückstellang f. Agio Zinsen-Konto....... 80 681150 

auf unsereÖbligat.| 89 ns Bilanz-Konto ...... 493 351/42 
Obligations-Zinsen..| 238 42830 - TR 206 38 
Reingewinn am 31. Kredit H , 

Dezember 1912. | BIPSESS IT | Saldo-Vortr.ans 1917| 115.826 98 


Hausertrag-Konto .. 29 354/24 
Waren-Konto ......| 1273 025 16 


1 418 2u0|32 


jet übernehme Vertretungen bein: 
Oberverwaltungsgericht , ee 
Bezirks- und Krels- (Stadt-) A uB- 
schüssen, insbesondere auch iu 
Grund-, Umsatz- und Zuwachs- 
steuersachen usw. und Vorbarei- 
tung durch Schriftsätze, auch 
die Abfassung verwaltungsrecht- 
licher Gutachten. 


Dr. jur. Seidel, 
Geheimer Regierungarat 
Berlin»Friedenau, Rheinstr. 10 


Weinhandlung A. Frederich 


s: Hotel — Restaurant :: 


BERLIN W. 9 


Eichhorn- Strasse 3 
(an der Potedamer Strasse) 
Fernsprecher: Amt Lützew 418417. 


RAUTHRÄERÄAPNENEEHUFAETEEIAATIRNTR BUSSI 


Br UTISCHE WIRTSCHAFTS- ZEITUNG. 


=== 


eng we 


"Prouisslsche yon -Actien-Bank, 


I Bilenz vom 8. Dezember 1918. 


Alm 


A 4 A ei 
Uetehlage: Hypotheken .........., EEE O 884 686 aa aD 
Freie Hypotheken ..scn2snnusonr0n 00 16 023 870/46 
Kommunal-Darlehen ....cessu22222 0» 80 186 81678 
Kasse sowie Guthaben bei der Reichs- | 
bank und beim Kassen-Verein ..... | 411 50104 
Unverzinsl. Schatzanweis, d. Deutschen | 
Reiches u. Preussens....... ERENHEA 8 481 458|30 
Wertpapiere: 
#) Eigene Pfandbriefe ...... 7 852 081/40 
b) Anleihen des Reichs, Deutscher 1 
Bundesstaaten u, Städte. ....... 20 115 770116 5 
e) andere Effekten ........ ER Bis — 1 "27 067 85356 
Debitoren: 
RN Guthabenb.Banken u.Bankhäusern| 5879 722161 
Forderungen gegen Unterpfand..| 7.004 000|— 
e) Andere Debitoren ............. 1 065 055 a1) 13 948 778152 


Hypotheken- Bunt d. IV. Quart. 1918, 


zahlbar v. 2, bis 15. Januar 1919 — 
M. 268 816 a Rückstände für 1918 
sind abgeschrieben a Rene 2391 543184 ° 
Kommunal-Darleben-Zinsen .......... . 866 455188 
Bankgrundstück .....cneneecnnneccon 1 298 000) — 
abzüglich Abschreibung GERN 5 15 000)— | 1283 0001— 
Wertpapiere des Pensions- und Unter- 
stützungs-Fonds .. 2:22.22 2220. a 741 555 — 
Mobilien-Konto......c2222ccsen2 2... Ur 
Abgeschriebene Beteiligungen ........ Bi 
436 438 55687 
Passiva. M w B7 | 4 
Aktion Kapltala..........0000..0%8.\. ! | 50.599 200/— 
ER cher 1 | 
a h Ziekenlhn 1259,27, 2,6 . 675 6001 — 
ehr usmenss nase] 142 394 000 | 
RE ee a ee 31 832 140 — | 
ei konvert. 41/,% rückzahlb, 120 » 53 850 — 
Aüsgähe vom Jahre 1904 4 26 225 7001 — i 
= x „ 1905 4%... 24 826 700) — | 
: ae AT AT 28.434 300| - | 
\ y „1909 4% ......| 29215 0001— 
: e 5 hr A 19 925 000 — 
1912 4%...» 16 655 200) - | 320 167 490/— 
Komnbal: „Obligationen : : 
Ausgabe vom Jahre 1908 4% ......] 9680 0001 — 
” a » 1909 4%... 5. 10 000 000 — 
2 a EL RN 1278 500)—| 26 958 500|— 
Gesetzliche Reserve.. RN 10 119 830 — 
Disagio-Resorve .. 22:22 suc cc cr 3 600 000 — 
Spezial-Reserve............ ah 7 848 209/45 
Talonsteuer-Reserve...oosceoseaenen. 553 98877 
Agio-Tilgungs-Res. f. "Pfandbr. Serie. 197 825|36 
Provisions-Vortrag .......... ARE 2 980 000 — 
Diverse Kreditoren ......erc222000.. 1807 19711 
Ausgeloste Pfandbriefe.. 25 629/43 
Zinsen v. Pfandbr. u. Komm. -Obligat. . 8 966 101,01 
Nicht abgehobene Dividende ..... 25 56 151 — 
Deposital-Konto .........c2er 2220... 223 427 — 
Wertpapiere des Pensions- und Unter- 
Btützungs-Fonds ..ocemeceeeeeccn 741 555 — 
Gewinn- und Verlustrechnung ne __6 598 442|74 
430 438 666/87 
Preussische Hypotheken-Actien-Bank. 
Thinius. Lueder. R, Müller. 


Die Auszahlung der Dividenden für 1918 mit M. 42,— für 
eins Aktie über M. 800,-—- und M. 84,— für eine Aktie über 
M. 1200,— erfolgt gegen Einlieferung des Dividendenscheines Nr. 7 
vom 84, März or. ab an unserer Kasse, Mohrenstresse 65, 
sowie an den früher bekannt gemachten Stellen. 

Berlin, den 99. März 1919. Die Direktion. 


a ee en nn 
Ser nn rn m I 


“Hypotheken: ua 


en a ET, e. 
en er en Denen an 


Berliner - Handels-Gosellschaft, 


Mı - Haben, 

18 779 028 & Kommandit- 
kapital...:.... 
8812 005/46 || Rücklagen..... s 
151 121 843 50) Tratten u.a... ..0o 
Gläubiger ...... 
Rückständigse Ge- 
80 771 685/40||| winnanteile.... 

17 735 230|20||| Talonstener- 
32 678790192]|| Rücklage..... 
Gewinn- und Ver- 

lust-Rechnung 

Reingewinn .. 


Soll. 
Rasse... 
Schwebende Wert- I 

papierabrechnunger 
Wechsel ........ 
Anleihen des Reichs 
und der Bundes- 
Btaaten..ocsunce.. 
Wertpapiere ..... $ 
Konsortialbestände . 
Dauernde Beteili- 
gusgen bei Banken 
und Bankfirmen... 
Grundstücke....... 
Schuldner ......... 
Bankgebäude 


42 761 293/90 
569 648 191/98 


203 205 — 
1100 000) — ; 


8 700 510165 
8 072 626192 
447 320 011/12 
8750 000 — 


773 741 732 96 772 741 732,96 
Gewinn- und Verlust-Rechnung vom 31. nezembarziie, = 


14.528 902178 R 


er ee» 


soll. AM | Haben ich: 
Verwaltungskosten .| 4417 804106 || Vortrag aus 1917 e) 388 195 5 
Steuern ...eceune. 1.065 907|17 ||| Zinsen eiuschliess rer 
Pensionskassen-Bei-f lich Kursdiffe- SE 
träge... ...| 280 36120|]| renzen auf De) 
Reingewinn ....... 14 528 952173||| visen und Be ‚12 034 502/70 
_|}Provisionen. ....|_ 5569 826 58 
20202020116] "20202020 106 
Berliner Handels-Gesellschaft. 
Fürstenberg. - Sintenis. ‚Jeidels. 


Deutsche Hypothekenbank in u 


Bilanz vom 31. Dezember 1918. 
Vermögen. 


Kassenbestapd : 
Guthaben bei Bankhäusern 

Darlehen gegen a 
‚Wertpäpiere nu cae nern ae 
Wechsel ......... 
Verschiedene Debitoren Ka ee aan A 
Hypothekarische Kulsee Darlehen EEE R SE 
Hypotheken-Zinsen und -Annuitäten .......... ae 
Grundstücke .... 


sono den 00T on.0«.e 


Verbindlichkeiten. 


AU er 
Aktienkapital ....... Or ER ee et er | 81500 000/— 
Reserven ac. een Fe «sereucch 11000 0001 — 
Prämien-Reservo.......... Bes MR sseant 2603 944 89 
Rückstellung für Talonsteuer" ea he ae 868 826,74 
Rückstellung für Zinsentschädigungen ......... ne 282 Ne 
Verschiedene Kreditoren „neuen eeecaceenecne ...1. 512488804 
Ffandbriefe 2.40. ..4u1..0 5 nern ensn22nnnn es] 868 591 5001 — 
Pfandbrief-Zinsen ....ececcenc 2. in nee nen SEAT 
Noch nicht erhobene Dividende ........... .ureeen 54466 
ÜOHRTSCHURB un 2. von ern ee un..[ 8855 08421 


Meiningen, den 1. März 1919. Ge 
Deutsche Hypothekenbank. u 


Paulsen» Hartmann. Dr. Nebe, Eh 


Die für das Jahr 1818 auf 71/,% festgesetzte Dividende ie 
wit M. 22.50 für die Aktie zu M. 800.—, M. £0.— ' für die aktio 
zu M. 1200.— vom 9. ds. Mts. ab zur Auszahlung. - 


Meiningen, den 7. April 1919, 
Deutsche Hypothekenbank.. 


Städt. Bandels-Fochschule Cöln. 


Vorlesungs-Verzeichnis für das Sommer-Dalbjabr 1919. 


Beginn der Vorlesungen und Uebungen am 28. April 1919. 
(Die Ziffern geben die Zahi der Wochenstunden an.) 


I. Wirtschaftswissenschaften. 


A. Volkswirischaftsiehre. Beckmann: Organisation 

dor Produktion, 3, Gewerbe- und Industriepolitik, 2. Die wirt- 
schaftlichen Unternehmungen der Städte und ihre Anstalten, 2. 
Kolloguium über allgemeine Volkswirtschaftslehre, 2. Volkswirtschaft- 
liehes Seminar, 2. — Dresemann: Aufbau u, Getriebe der Presse, 2. 
Zeitfragen der Presse, 1. — Eckert: Finanzwissenschaft, 2. — 
Hoeber: Probleme des Zeitungswesens, 1. — Jutzi: Presse, Privat- 
wirtschaft und Volkswirtschaft, 1. Handelsjournalistisches Seminar 
(mit Uebungen) 2. — Kuske: Die Entwicklung der Handelspolitik 
der wichiizsten Staaten, 2. Entwicklung der Weltwirtschaft, 2. 
Wirtschaftlentwicklung ven Rheinland und Westfalen, 2. Wirt- 
sehaftshistorisches Seminar, 2, — Neuhaus: Bevölkerungsstatistik, 2. 
— Sehmittmann: Einführung in die Sozialpolitik, 2. Sozial- 
politisches Kolloquium, 2. — Seidel: Zollpolitik u. Zolltarifrecht, 2. 
— Thiess: Geldwesen, Banken und Börsen, 3. Handelspolitik, 2, 
Tagesfragen der Wirtschaftspolitik, 1. Kolloquium über Handels- 
politik, 1. Kolloquium über die Verwertung kriegswirtschaftlicher 
Bıfabrunugen, 1. Volkswirtschaftliches Seminar, 2. — Trilling: 
Arbeiterschutz, 1. — Wiedemann: Förderung des Aussenhandels, 1. 
 — voa Wiese: Einführung in, die Volkswirtschaftslehre, 8. Ge- 
schichte der Volkswirtschaftslehre, 2. Grundzüge der Soziologie, 2. 
- Rolloqulum über die Organisation der Produktionen, 2. Sozial- 
politisches Kolloquium, 2. Volkswirtschaftliches Seminar, 2. — 
Wirminghaus: Verkehrswesen u. Verkehrspolitik, 2. Sozialisierung 
des Wirtschaftslebens, 1. — Witzel: Einführung in die Statistik, 1. 
Wygodzinski: Agrarfrage der Gegenwart, 1. 
B. Privatwirischaftsiehre. Druxes: Einführung in 
die Algebra und Analysis, 3. Zinseszinsrechnung, 1. Rechnungs- 
grundlagen der Lebensversicherung, 1. — Harzmann: Die Bilanz, 8. 
Technik des Warenverkehrs II, 2, Technik des Güterverkehrs, 1. 
Organisation des Ausfuhrhandels, 1. Seminar, 1. — Hirsch: Waren- 
verkehr I, 2. Kartelle und Trusts, 1. Kollogninm über Handels- 
 betriebslehre, 1. Seminar, 2, — Räderscheidt: Kaufmännisches 
Bechnen I, 2. Kaufmännisches Rechnen II, 2. — Runkel: Nach- 
richtenverkehr I, 1. Nachrichtenverkehr II, 1. — Schmalenbach: 
Kaufmännischas Rechnungswesen, 4. Finanzierung von Unter- 
zrehmurgen, 1. Selbstkostenberechnung der Industrie, 1. Seminar 
für Febrikbetrieb, 4. — Waib: Kredit- und Zahlungsverkehr, 3. 
Bauktschnisches Seminar, 3. — Weiler: Buchhaltungslesen, 2. 


1. Rechtslehre. 

Aberer: Einführung in das Rechtsstudium, 1. Bürgerliches 
'Reeht und Handelsrecht J, 4. Adenauer: Bürgerliches Recht und 
Handelsrecht III, 3; — Cahen: Unlauterer Wettbewerb, 1. — 
G@ammersbach: Bürgerliches Recht und Handelsrecht IV, 3, 
Debungen im Bürgerlichen Recht und Handelsrecht, 1. — Graven: 
Wechsel- u. Scheckrecht, 2. Gerichtsverfassung u. Zivilprozess, 2. 
Wechselrechtliche Uebunger, 1. — Stier-Somlo: Gewerberecht, 1, 
Politik I, 2, Deutsches Staatsrecht, 3. Staats- und völkerrecht- 
liehe Gegenwartsfragen, 1. Staats- und verwaltungsrechtliche 
Uebungen, 2, — Wieruszowski: Bürgerliches Recht und Handels- 
recht II, 2, Uebunrgen im Bürgerlichen Recht u. Handelsrecht, 2. 


iii. Versicherungs- und Genossenschaftsiehre. 

Draxes;: Zinseszinsrechnung, 1. Rechnungsgrundlagen der 
Lebensversicherung, 1. — Moldenhaner: P:rivatversicherungs- 
lehre I, 2. Grundlagen der Sozialversicherung, 2. Das Recht des 
Versicherungsvertragas, 1. Kolloquium über Sozialversicherung, 1. 
Kolleguium tiber Privatversicherung, 2. Seminar, 2. f— Schmitt- 
mann; Die Leistungen der Sozialversicherung, 2. — Stier-Somlo: 
Ueburgen in der Sozialversicherung, 1. — Wygodzinski: Ein- 
‚ führung in das Genossenschaftswesen, 1. 


IV. Geographie, Naturwissenschaften u. Technik. 

Bermbach: Röntgenstrahlen, 2. — Darapski: 
Technologie organischer Stoffe, 2. Organische Experimentalchemie, 2. 
— Darapski u. Kessler: Praktische Uebungen, 9. Anleitung zur 
Ausführung wissenschaitlich-chemischer Untersuchungen, täglich. — 


Chemischa 


Kamerase: Einführung in die Maschinen, Elemente, 1. Transport- 
anlagen und Hebezeuge, 2. Technisches Zeichnen, 2. — Kesseler: 
Warenkunde II, 2. Kolloquium über Warenkunde, 2. Nahrungs- 
und. Genussmittel, 1. — Macco: Eisenerzwirtschaft, 1. Erz- und 
Metaliwirtschaft, 2. Bergbaukunde I, 1. — Rinkel: Kraft- und 
Wärmewirtschaft, 2, Elektrotechnik, 2. Sozialisierung industrieller 
Unternehmungen, 1. — Rinkel u. Kamerase: Physikalisch-elektro- 
technisches Laboratorium, 9. — Thorbecke: Kultur- und Wirt- 
schaftsgeographie subtropischer Trockengebiete, 3. Geographisches 
Seminar (untere u. obere Abteilung), 3. — Tuckermann: Ost- und 
Nordeuropa, 2. 


V. Sprachen. 

a) Deutsch. Jungbluth: Kaufmannsdeutsch, 2. — Nieasen: 
Der künstlerische Vortrag deutscher Dichtungen, 1. — Wrede: 
Mittelhochdeutsche Dichtung, 2. Entwicklung des deutschen Wort- 
schatzes, 1. — b) Englisch. Rüschkamp: Charles Dickens, }. 
— Schröer: 7 engl. Sprachkurse, 8. Shakespeares Merry Wives, 1. 
— Schröer - Rüschkamp - Schmidt: English Conversation and 
Readingss, 1. — ce) Französisch. Lorck: 3 französische 
Sprachkurse, 8. Racine als Mensch und Dichter, 1. Raecines 
„Britannieus“, 1. — Menzerath: Neufranzösische Uebungen, 3. 
Voltaire et sa philosophie, 1. — d) Niederländisch. Menne: 
Einführung in die niederländische Sprache, 2. Lektüre nieder- 
ländischer Prosaiker, 1. — e) Italienisch. Michels: 2 italien. 
Sprachkurse, 5. — f) Spanisch. Fenten: 2 spanische Sprach- 
kurse, 5. — g) Portugiesisch. Herzberg: 2 portugiesische 
Sprachkurse, 4. — h) Russisch. Feilgenhauer: 3 russische Sprach- 
kurse, 9. — i) Bulgarisch. Feilgenhauer: Sprechübungen, 2. 
— k) Neugriechisch. Feilgenhaner: 2 neugriechische Sprach- 
kurse, 4 — 1) Skandinavische Sprachen. Lorck: Nor- 
wegisch-dänischer Sprachkurs, 2. — m) Orientalische Sprachen. 
Lokotsch: 2 arabische Sprachkurse, 3. 2 türkische Sprachkurse, 4. 
1 neupersischer Sprachkurs, 1. — n) Hebräisch. Cohn: 
2 hebräische Sprachkarse, 4 0) Ohinesisch. Brückmann: 
1 chinesischer Sprachkurs, 2. 


VI. Ausbildung für Handelslehrer und Handeis- 


 lehrerinnen. 

- Hell: Methodik des Rechenunterrichts, 1. Pädagogisches 
Seminar, 2. — Kahl: Pädagogische Psychologie, 2. Schulwesen 
und Schulverwaltung, 1. Führende Pädagogen des 19. u 20. Jahr- 
hunderts, 1. — Kesseler: Allgemeine Warenkunde II, 2, Kollo- 
quinm über Warenkunde, 2, 


Vil. Allgemeine Geisteswissenschaften. 

Bender: Geschichte der Stadt Köln, 1. — Froberger: Die 
spanische Literatnr der Neuzeit, 1. — ®ast: Südamerikanische 
Staatenkund, 2, — Löffler: Geschichte des Buches, 1. — 
Lüthgen: Deutsche Malerei des 19, Jahrhunderts, 2. — Henne: 
Revolutionsgeschichte von Niederland und Belgien, 1. — Bade- 
macher: Vorgeschichtliche Entwicklung der Rbeinlande, 1, — 
Beiners: Anleitung zur Betrachtung von Kunstwerken, 1. Dis 
Kunst in den Rheinlanden, 1. — Rosenthal; Die jüdisch-deutsche 
Literatur, 1. — Saitschick:  Philosophisches Seminar und Kollo- 
quium, 2. Aesthetik, 2. Bildungs- und Kulturfragen der Gegen- 
wart, 1. — Scheler: Grundfragen der - Ethik, 3. Wesensformen 
der sozialen Verbände, 2. Wesen der Philosophie, 1. — Schieffer- 
decker: Die Körperformen des Menschen in der Kunst, 1. — 
Schmid: Dis deutsche Kunst des 19 Jahrhunderts, 2. — Schmitz: 
Die Malerei der Romantik, 1. — Simchowitz: Literarisch kritische 
Uebunger, 2 — Störring: Gefühlspsychologie, 1. — Tillmann: 
Leben- Jesu-Frschung, 2. — Tischer: Johannes Brahms, 2. — 
Wrede: Rheinische Volkskunde, 1. — Witzel: Methodik wissen- 
schaftlicher Arbeiten, 1. — Gast: Kultur und @eistesleben im 
sranisch sprechenden Amerika, 3 Vorträge. — Quelle: Kultur- und. 
Wirtschaftsbeziehungen zwischen der Pyrenäenhalbinsel und Latein- 
Amerika, 3 Vorträge. — Froberger: Die spanische Literatur von 
Spanisch-Amerika, 3 Vorträge. 


Kurzschrift-Kurse nach Gabelsberger und Stolze-Schrey. 


Vorlesungs - Verzeichnis (Preis 0,50 M.), Zulassungsbedingungen sowie die sonstigen Drucksachen, auch 
solche über Einreiseerlaubnis, können von dem Sekretariat der Hochschule, Claudiusstr. 1, bezogen werden. 


Nähere Auskunft erteilt 


Der Studiendirektor 
Prof. Dr. Chr. Eckert 


Geheimer Regierungsrat. 


DEUTSCHE WIRTSCHAFTS-ZEITUNG. 
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| 


Hochschule für kommmmale und 
soziale Verwalfung, Böln. 


Das Vorlesungs-Verzeichnis für ds Sommer-Halbiahr E 


1919 ist erschienen und kann nebst den sonstigen Drucksachen 
durch das Sekretariat der Hochschule, Claudiusstraße 1, bezogen werden 
(Preis 0,50 M.), woselbst auch die Einreisebestimmungen zu erfahren sind. 


Beginn derVorlesungen u. Uebungen am 28.April 1919 
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Der Studiendirektor der Der Abteilungsdirektor der Hochschule 
Cölner Hochschulen : für kommunale und soziale Verwaltung. 
Professor Dr. Chr. Eckert Professor Dr. Fritz Stier-Somlo. | 

Geheimer Regierungsrat. es 


un 0. ne mm re en nn mn nn 


Handelshochschule Königsbergi. Pr. I 2 


Das Vorlesungsverzeichnis für das Sommerhalbjahr 1919 ist en und kann N | ; er 
von der Geschäftsstelle unentgeltlich bezogen werden. Ba 


Erste Einschreibung: 26. April 1919. 
Beginn der Vorlesungen: 28. April 1919. - 


Bilanz-Konto pro 1918. am E52 
——— ns os =. | Norddeutsche Grund-Credit-Bank. 
An Grundstücks-Konto ee Se Eee 1 440 0001 — Die Dividende von 6% ist vom 2. April d. J. ab a ke 
„ Strassen-Ameliorstions-Konto .... M. 848 516,36 .] unseren Kassen in Weimar und Berlin sowie au den nahe Ei 
en enogadn : Are Eee ” 774,60 En un “ bekannten Zahlstellen zahlbar. Br 3 
„ Hypotheken-Konto ... - :»:;.........0.0 2.7 208 7 Kane RER 
„ Grundstücks-Konto II ........22.220.0.. a RS 24 00310 Weimar, den 1. April 1919. Die Direktion. FE 
„z.inventar-Konto 1: a Sa, 2 en aa 1— = 
 Eifkekton-K 0010 ax: 2 men nen re aa 13 37560 Se ee Be 
5 Dabitoron-s. 2028 u ee Ne, 19 500, — EEE 
si er es DE RR ER Re 87 807) — 
ve Rasa Rohe a ee an 8.635110 'R. f Ak 8 Bi di -Ohe hi ide. 2 
} Gern und Veran | rister Akt es. Berlin- arst änewe 2. 
Verlust-Vortrag von 1917 ..... M. 66 312,68 Te 
Yarludt-Voragiwon DIE 7806,85 73.979103 Die sofort zahlbare Dividende einschliesslich Bonus 
2830 59079 | beträgt  M. 350.— pro Aktie | = 
Passiva. M 4 = 
Per Aktien-Kapital-Konto ...ceecceneeecaeeeeeeeee en 3 100.000 — Die Einlösung der Dividendenscheine für ans } 
„ G@rundstücks- DB u . M. 461 Na : a Jahr 1918 erfolgt Me a. ; 
Zupanf: 1918 2,00 A „198750 465 055150 
„ Strassen-Ameliorations-Konto ..... M. 245 676,87 | an der Kasse der Grsellschaft i in Bart-Ober- = 
aaa 1018 Sn “248850 | 24814097 | 'sehönewelde, ER Br = 
„ an ee 2ra0 92 bei der Deutschen Bank, Berl, 287 N 
RE ELugE .- bei der Nafionalbank für Beufschland, Berlin, Fr 
Berlin, den 31. Dezember 1918. bei der Firma 6. Schlesinger-Trier & Co, Bern, S 
Terrain-Aktien-besellschaft Nieder-Schönhausen. bei der Firma Sehwarz, Goldschmidt & Lo. ann | 
Alfred Breslauer. Hugo Cahn. / a Berlin-Oberschöneweide, den 5. A 1919. = 


ang Quelle & ve Leipzig. — Druck von Ad. "Haussmann, Berlin SW. 68, Kochstrasse 87. Fs 


KV. Jahrgang, 2 BERLIN, den 1. Mai 1919. 2 Nummer 9. 


Dentsche Wirtschafts 7 eitung 


Zentral- Blatt für Handel, Industrie und in. 


= 
Beilnge: Handels-Hochschul-Nachrichten 
= Herausgeber: ‚Prof. Dr. MAX APT, BERLIN 


Die Deutsche, Wirtschafts-Zeltung“ Anzeigen: die viergespaltene Kleinzeile 80 Pf., 
erscheint am 1. u. 15. jeden Monats. wozu 10 v.H. Teuerungszuschlag tritt. 
r Preis viertelj. 4.— Mk. portofrei. Einzelne Nummer 80 Pf. Nach dem Aus- Alleinige Anzeigenannahme: 


. N 
=; land viertelj. 6.50 Mk. portofrei, Alle Buchhandlungen, Postanstalten „Deutsche Wirtschafts-Zeitung* Abteilung für Inserate 
a : sowie der Verlag nehmen ee entgegen. S | Berlin SW., Kochstrasse 67. 


Re Quelle & Meyer, Leipzig. 


Alle den Inhalt angehenden Sendungen sind lediglich an die Schriftleitung der „Deutschen Wirtschafts - Zeitung‘, 
EN = Berlin SW. 68, Kochstr, 67, zu richten. 


= SS INHALT. 


ae 
RN 


von 


= SR a ee £ Spalte 
Er atsälze SEER = Zur Lage in den Vereinigten 
ee | = | | Staaten IE-13  ...... ,.04 
Le Ee Probleme unserer Versorgung. | 

Von A.W. Cramer, Bremen. ... 225 


ES Die Methodik des Aussenhandels. Winke und Hinweise 
e u = ‚Von Dr. Oscar Wingen en a2 en Er : 
2 Der Deutsche Industrie- u. Handels- | ? 2% a ee ae Aa 
tag über die Kapitalertragsteuer. Direkte Korrespondenz mit Italien... . . 2263 
„Von Dr. Ladenthin, Berlin . . . 230 | „Die dritte Utrechter Messe . . . . ; 263 
Die Revolutionierung. des Arbeits- or Kabels: Pogmm der eng: 9 
Bi verhältnisses. Eine ‚Erhebung des eu Plee .  0n 0 268 
N Op Ben Industrie- und Handelstags 234 Wozu die Zwangsorganisationen gut sind 266 
Die Bevölkerungsbew egung in - Ungüiltigkeitserklärung von Notgeld 20 


Deutschland unter dem Ein- 
fluss des Weltkrieges. Von E 
re nenne 7,94 Bucherschu . ı 2..%: 5°, 0.2.75..269 


ar . nee 5”, 


DEUTSCHE WIRTSCHAFTS-ZEITUNG 


Bilanz-Konto. &% 
Aktiva. _ M 4 
Grundstücke .......-.. RER ER: 2....] 11880001 — 
Bebiuder. 2) En en RR 1160 000, — 
Masehinen a 2 0 ee er Para ah ra 220 000) — 
GBSpanne N a En Pole eur? 1— 
Diensten ı.. u. Cena. ligne RR SE REN 1— 
Kassa „en. ee IN ae 15 209/60 
Wechsel;; se See 9 382/45 
Effekten und Beteiligungen .........ceccccecconccen 872 488175 
Debitoren (davon Bankguthaben M. 88 119.59)........ 2 116 489108 
Warenbestände: Rohmaterialien ....... M. 1006 955.51 
Halbfabrikate ........ „610 371.24 
Fertige Fabrikate...... „. 754957.96 
Betriebsmaterialien..... » 62 590.03] 2434 874/74 
Kautionen für Konventionen und dergl. ............. 33 06750 
8 049 51412 
Passiva, B 4 
Aktionkapitalasn 2. a en ...1 2776 000) — 
ÜbNgationena ee Se are ea a RR, 300 000) — 
Hypotheken 72... =. 2.4520. EEE ET 924 035 — 
Noch einzulösende Dividendenscheins .............:.. 300) — 
Noch einzulösende Obligationen und Zinsscheine ..... 4 3301 — 
Kreditoren 00 Barren RR FRE T RR: 2 492 532176 
Depotwechsel für Konventionen und dergl. .......... 33 06750 
Gesetzlicher Reservefonds ........2:20ccsonanerenane 277 600) — 
Delkredere-Reservefonds ....2o2...cruncoenoncners ee 50 000] — 
Dispositionsfond3 ...... Ge N LE 200 000 — 
Talonstouerfönde =... 2 ae 27 760) — 
Eirnenerungsfonds u „uns N re ee 300 000 — 
Unterstützungskassen u: nes crans een he 60 745 91 
Gewinn-Vortrag aus den vorigen Jahren .M. 277 717.16 
Gewian WIRD... „8325 425.79| 603 149195 
8149514112 
Gewinn- und Verlust-Konto. 
Verlust. AM .|4 
Handlungsunkosten inkl. Steuern und Kriegsfürsorge .| 1112 708177 
Versicherungsprämien.. „nr sans ae nen e...1 115 827/31 
Arbeiter- und Versicherungsbeiträge ................. 53 628117 
Abschreibung auf Grundstücke »........ M 862.25 
Abschreibung auf Gebäude ........... . 83 951.34 
Abschreibung auf Maschinen ........»». „..460000.-| 544 813/59 
Kursferlust an Rffekten.;.2......n are 77112175 
Gewinn; Vortrag. ..ur case eaas een M. 277 717.16 
Gewinn 1918 ......222:... 0. „ 82542570] 603 142/95 
2 817 233|54 
Gewinn. M. ei 
Gewinnvortrag aus den vorigen Jahren .............. 277 71716 
Pacht und ‚Mieten 4.42 0 42 sen ns 11 750.01 
ZINSEN a ee ee RN SO Ar ee 37 115,78 
Fabrikationsgewinn .....cscecc.... N BE 2 180 650/59 


2 007 233/54 
Die auf 16 °%/,= M. 180.— für das Geschäftsjahr 1918 fest- 
gesetzte Dividende und eine Sondervergütung von 5 °/, = Mı. 50.— 
gelangt gegen Einreichung des Dividendenscheines für 1918 ausser 
bei der Geselischaftskasse, bei der Deutschen Bank, 
Kuponkasse, Berlin, Kanonierstr. 29/30, bei der Nationalbank 
für Deutschland, Berlin, Behrenstr. 68/69, und bei dem Bank- 
hause Schwarz, Goldschmidt & Go., Berlin, Unter den 
Linden 12/13, sofort zur Auszahlung. 


Berlin, den 31. März 1919. 


Vereinigte Märkische Tuchfabriken 
Aktiengesellschaft: 
Der Vorstandı Albert Müller. Edmund Naylor. 


OrensteinaKoppel-ArthurKoppelAktiengesellschaft, 


Die in der heutigen Generalversammlung auf 14 pCt. fest. 
gesetzte Dividende gelangt mit 3 


M. 140. — pro Aktie e 
an den bekannten Zahlstellen zur Auszahlung. 
Berlin, den 16. April 1919, 


Der Vorstand. 
Orenstein. 


Deutsche Waffen- und Munitionsfabriken. 
Die Aktionäre unserer Gesellschaft werden hiermit zu der am 


Dienstag, den 27. Mai 1919, vormittags 11 Uhr, 
in Berlin, Dorotheenstr. 35, Hochparterre, stattfi ıdenden 


ordentlichen Generalversammlung 


ergebenst eingeladen. 
Tagesordnung: Mat 
1. Geschäftsbericht des Vorstandes. Vorlegung der Bilanz nebst 
Gewinn- und Verlustrechnung. Bericht des Aufsichtsrats und 
der Revisoren über die Pltung der Vorlagen. 


2. Beschlussfassung über Genehmigung der Bilanz und über die 


Gewinnverteilung. Entlastung des Vorstandes und Aufsichtsrats. 
3. Aufsichtsratswahlen. 
4. Wahl von Revisoren. 

Aktionäre, welche an der Generalversammlung teilzunehmen 
wünschen, haben ihre Aktien oder die darüber lautenden Depot- 
scheine der Reichsbank oder eines deutschen Notars spätestens 
bis Donnerstag, den 22. Mai 1919, gegen Empfangs- 
bsscheinigung zu hinterlegen 

entweder bei den Gesellschaftskassen in Berlin und 
Karlsruhe oder Dr 
bei den nachbenannten Bankhäusern: Bank für Handel und 
Industrie in Berlin und ihren sämtlichen Nieder- 
lassungen, S. Bleichröder in Berlin, Nationalbank 
für Deutschland in Berlin, Direction der Disconto- 
Gesellschaft in Berlin, Bremen, Essen (Ruhr) und 
Frankfurt a. &., Dresdner Bank in Berlin, Breslau, 
Köln, Düszeldorf, Dresden, Frankfurt a. M., Hamburg, 
Hannover, Leipzig, Mannheim, München, Nürnberg, 
Stuttgart, Bremer Bank, Filiale der Dresdner Bank 
in Bremen, A. Schaaffhausen’scher Bankverein 
Aktiengesellschaft in Köln, Düsseldorf, Bank des 


Berliner Kassen-Vereins in Berlin (nur für Mitglieder ds 


Giro-Effekten-Depots), A. Levy in Köln a. Rh., Sal. Oppen- 
heim jr. & Cie. in Köln a. Rh., Norddeutsche Bank in 
Hamburg, Hamburg, Rheinische Creditbank Filiale 
Karisruhe in Karlsruhe i. Bad., und Mannheim. 


Berlin, den 30. April 1919. 


Deutsche Waffen- und Munitionsfabriken. 


Der Aufsichtsrat: E. Arnhold, Vorsitzender. u ; 


Bilanz per 31. Dezember 1918. ; 
Passiva, A ei 


Aktiva. M 14 
Fabrikanlagen u. Ge- | Aktien-Kapital.....[30000000— 
schäftsgebäude .. .|24 959 551/94 || Reservefonds ...... 7700 000 — 
Eisenbahnwagen und Spezial-Reservefonds] 3200 000|— 
Schiffe ......-.. 1 045 000|— ||| Teilschuldverschreib.| 46198000 — 
Patent» u. Versuche| _ 4—1l Hypotheken ....... 146614432 
Kautionen ........[; 414125 - ||| Wohlfahrtsfonds für SS 
Beteiligungen .....| 5822494 — ||| Beamteu. Arbeiter 700 0001 — 
Hypotheken ....... 879 418/05 |Kautionen ....... [| 414125) — 
Warenbestände ....| 5 758 867[201|/Reserve f. Talonst...| 58u351— 
Effekten .......... 11 555 631)91||jInterims-Konto ....| 2 904 570170 
Wechsel .......... 773/40/1|Kreditoren ........114334172435 
Kassa und Guthaben Reingewinn ....... 46127758118 _ 
bei Banken......| 4533 473131 Bi 
Guth. bei Syndikat.| 1 095 40680 
Diverse Debitoren. .|14 444 628/94 5 
7u vuY 374106| Fi 70 009 37455 
Gewinn- und Verlust-Rechnung per 31. Bezember 1918. 
:. Debet. . BEIGE Kredit. M |4 
Zinsen für Teil- Yortrag. 7.5 es..sl 63860865 
schuldverschreib. .| 211 308|75|| Gewinn........... 11908351165 
Handlungs-Unkosten| 2 940 405.07 Se 
Steuern ..... ..0..| 691527198 
Abschreibungen ....| 4.090 943132 
Reingew. inkl. Vortr.| 4 612 775/18 32 
2 12546 96030 12 646 960130 


Auf das dividendenberechtigte Kapital von M. 30 00000, 


gelangt eine Dividende von 121/,% zur Auszahlung. 
Berlin, den 80. April 1919. 


Rütgerswerke-Aktiengesellschaft. 
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% | Verfassung. In Wahrheit führt die Mehrheit nicht, 
Aufsätze. sondern wird geführt. Mit der Miene unfehlbaren 
Wissens ausgerüstet und unbelastet mit Erfahrung 
Die Probleme unserer Versorgung. und Kenntnissen, finden unsere Kraftmenschen, 

Von.A. W. Cramer, Bremen. eine typische Erscheinung unseres Volkes, noch 


Als ich kürzlich von Berlin nachBesprechungen | immer ihre Gefolgschaft. Wie haben sie uns im 
‚über wirtschaftliche Fragen heimwärts fuhr, ver- | Auslande geschadet, wie schaden sie uns noch 
nahm ich in meinem WagenabteileinelauteStimme: | jetzt im Inlande durch Verbreitung eines unbe- 

Wissen Sie, meine Herrschaften, ich habe in | rechtigten Optimismus, der nur dazu dient, die 
Berlin jemanden getroffen, der irgendwo in Berlin | Furchtbarkeit unserer Lage zu verschleiern. Wir 
eine Butterstulle aus garız weissem Mehl gesehen | müssen aber die ganze Tiefe unserer Leiden er- 
hat. Sie können glauben, in vier bis sechs Wochen | messen, um-die Fähigkeit zu erlangen, uns 
haben wir in Deutschland alles. Wir haben Mehl | einen Ausweg zu bahnen. 
und Fett, soviel wir haben wollen. Nur jetzt Dem ernsthaften Beobachter ist es längst 
nichts kaufen, in vier bis sechs Wochen ist alles bekannt, dass, nachdem wir im August 1914 
viel ‚billiger. Sie sehen, vor einigen Tagen haben | unseren Platz an der Tafel der Weltwirtschaft 
Eier in Berlin 2,50 M. gekostet, heute kosten sie | verlassen haben, diese trotz unseres Fehlens stets 
1,50 M. Ist übrigens kein Wunder, dass es so | voll besetzt gewesen ist.‘ Unseren Teil haben 
kommt. Die Amerikaner warten doch nur darauf, | andere genommen, Amerikaner, Japaner, Neutrale. 
uns zu überschütten, nicht uns zu Liebe, sondern | Nichts ist für uns übrig geblieben, und da nun 
weil sie nicht wissen, wohin mitihrem Reichtum. | einmal Zahlen beweisen, so will ich die Ziffern 
Mit Mais heizt man jetzt in Amerika die Loko- | der sichtbaren Vorräte eines der wichtigsten Artikel, 
motiven, und Baumwolle? — seit 5 Jahren haben | Baumwolle, hier anführen. Diese betrugen jeweils 
wit ihnen keinen Ballen abgenommen, jetzt be- | Ende März in tausend Ballen. 
nutzen sie die Baumwolle als Streu fürs Vieh 1919 1918 1917 1916 1915 1914 1913 


usw. Widerspruch fand der Mann nicht. Die ‚4502. 4109 3990 4492 4428 6757 4573 


Mitreisenden waren vielmehr auf den gleichen (siche Deutsches Baumwollhandbueh.) 
Ton gestimmt, und eine glückliche Zukunfts- | Man sieht, es ist gegen die Friedenszeit kein 
hoffnung war die Folge. Ueberschuss eingetreten. Dies gilt nicht nur für 


Warum,,ich dieses Erlebnis hier "erzähle? Baumwolle, sondern auch für viele andere Artikel, 

Weil die Gesellschaft in meinem Wagenabteil® ein | besonders auch Nahrungsmittel. ‘Freilich mag es 
Abbild der Mehrheit des deutschen Volkes dar- | in gewissen Waren einen Ueberschuss geben, aber 
stellt, und die Mehrheit regiert doch, Das heisst | dieser liegt dann in den entfernten Ländern, welche 
scheinbar, und nach dem Buchstaben unserer | für uns noch auf längere Zeit unerreichbar sind. 
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Wenn nun auch offensichtliche Ueberschüsse ar 
Rohstoffen und Nahrungsmitteln nicht zu Tage 
liegen, so ist damit keineswegs gesagt, dass wir 
nicht unseren Anteil aus der Weitwirtschaft ab- 
bekommen könnten. Wir brauchten uns darüber 
nicht den Kopf zerbrechen, wenn wir nur eine 
Vorbedingung, welche wir unter keinen Umständen 
umgehen können, erfüllen könnten, nämlich, die 
Waren zu bezahlen. Hier stehen wir vor der 
alles überragenden Hauptfrage unserer Versorgung. 
Wie können wir zahlen? Unser deutsches Geld, 
geboren aus dem Nichts, einer grenzenlosen 
willkürlichen Vermehrung preisgegeben, an Achtung 
und Kaufkraft stetig sinkend, nimmt das Ausland 
nicht. Artikel, für die wir fremdes Geld lösen 
können, besitzen wir fürs erste nur in ganz ge- 
ringem Masse. Jedermann spricht von unserem 
Kali, unseren Farbstoffen usw. Aber diese und 
andere Exportwaren bilden nur einen Tropfen 
auf einen heissen Stein. Erst andauernde Arbeit 
kann uns mehr Exportwaren verschaffen. Um 
anzufangen, bedürfen wir aber zuerst der Roh- 
stoffe, die wir nicht besitzen. 


Ein Landmann und ein Kolonialwarenhändler 
standen ihr Lebenlang in engen geschäftlichen 
Beziehungen. Dieser lieferte Kaffee, Gewürze 
und was die Wirtschaft sonst noch forderte, jener 
die Erzeugnisse des Bodens, und alles wurde in 
gutem Gelde bezahlt. Dann machte der Kolonial- 
warenhändler Bankerott und seine Waren wurden 
ihm genommen, er behielt nichts. Wird der 
Landmann weiter liefern? Gewiss nicht! Ohne 
Gegenleistung wird er seine eigene Leistungen 
einstellen, es sei denn, dass ihm Sicherheit ge- 
boten und ihm befriedigende Bedingungen über 
die Rückzahlungen der entstehenden Schuld ge- 
boten werden. 

Welche Sicherheiten können wir den Ameri- 
 kanern, auf deren Hilfe wir angewiesen sind, 
anbieten, und welche Aussichten auf Rückzahlung 
der uns kreditierten Summen ihnen eröffnen? 
‘ Dass wir Sicherheiten geben müssen, halte ich für 
unumgänglich, so unangenehm und vielleicht 
unheilvoll solche Verpfändungen auch sein mögen. 
Eröffnen sie doch gar zu leicht den Weg, in 
unser Besitztum einzudringen. Ich fürchte, die 
Not wird uns zwingen, über diese Bedenken hin- 
wegzugehen. Und dann die Frage der Rück- 
zahlung. Die Amerikaner sehen, wie wir dabei 
sind, unsere industriellen Werke zu sozialisieren. 
Wenigstens richten sich hierauf die Wünsche der 
Massen. Sozialisieren heisst aber, die erzielten 
Gewinne verzehren, anstatt aufzuspeichern. Wir 
wollen also kein neues Kapital in Deutschland 
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erstehen lassen. 
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das wir jetzt ins Land hineinziehen wollen, zurück- 


zahlen? Es würde kein Wunder sein, wenn bei 
dieser Lage der Dinge uns die Kredite, deren 


wir so dringend bedürfen, verweigert würden. 


Was wir bisher an Nahrungsmitteln erhalten 
haben oder in nächster Zeit erhalten werden, 
zahlen wir mit Gold oder Goldeswert. Die 
Nahrungsmittel werden bald aufgezehrt sein, die 


eine dauernde sein. 


Zeit über Wasser zu halten. 
Auf eine gross angelegte Finanzhilfe, die 


"Abnahme unserer Zahlungsmittel dagegen wird 
Das Verfahren gleicht sehr 
dem eines Bankerotteurs, der seine besten Aktiven 

- aus der Masse herausgibt, um sich noch kurze 


_ Womit dann aber das Kapital, a 


I 


aus dem Friedensschluss hervorgehen könnte, A 


wage ich nicht irgendwelche Hoffnung zu setzen. 
Wir wollen uns darüber keiner Täuschung in- 
Nahrungsmittel und Rohstoffe bedürfen 
wir heute und morgen und immer wieder, aber 
die Möglichkeit, sie zu bezahlen, ist noch icht 


geben. 


zu erkennen. Und unsere Not ist um so grösser, u, R 
als unerhörte Summen erforderlich sind, unsere 


Bedürfnisse zu befriedigen. 


Beispiel. 


Rohbaumwolle in Friedenszeit etwa 1 800000 Ballen 
im Werte von 400 Mill. M, verbraucht. Dasselbe 
Quantum würde unter den heutigen Markt- und 


Finanzverhältnissen einen Aufwand von 4Milliarden 4 = 
Mark erfordern. 


Aehnlich liegt es mit allen 
anderen Artikeln. Wir haben uns an Riesensummen 
gewöhnt, aber um zu ermessen, was eine Milliarde 
Mark bedeutet, erinnere man sich des unschei M 
Aufsehens, welches die erste Wehrsteuer, 
diesen Betrag aufbringen sollte, hervorrief. 

damals waren wir unendlich FeIchetz als wir 
heute sind. a 


Die besten Köpfe unseres Volkes era sich 


an die Arbeit machen müssen, Auswege aus je x 
:Esyeiel ae 
keinen Ausweg, der uns allen zu Gebote teen 
Jeder einzelne wird sich den besonderen 
anpassen 


unserer verzweifelten Lage zu finden. 


würde. 


Verhältnissen, welche ihn umgeben, 


Dafür nur ‚ein x 


In Deutschland haben wir ohne Elsass an 


die = i 
Und = Er 


Er 


müssen. Mehr als je wird es auf individuelle 


Leistungsfähigkeit ankommen. 


Nur darin werden 


wir alle vollkommen einig sein müssen, dass de 


grösste Bescheidenheit in unseren Ansprüchen und 
. die grösste Anspannung unserer Kräfte erforderlich _ BE! 
sein werden, uns ein rn. Dasein. zu ver Sf # . 


schaffen. 


uk N 


A 
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Die Methodik des Aussenhandels. 
Von Dr, Oscar Wingen, Berlin, 

Der Krieg hat der deutschen Wirtschafts- 
wissenschaft einen neuen, sehr lehrreichen und 
wichtigen Zweig zugefügt: die Wissenschaft vom 
Aufbau des Aussenhandels, nicht nach seiner 
zahlenmässigen Seite — der Warenumsatz wird 
bereits von der Aussenhandelsstatistik ergriffen, 
— sondern nach den in ihm wirksamen geistigen 
Kräften. Diese Wissenschaft verdanken wir un- 
seren wirtschaftlichen Gegnern, die zur erfolg- 
reichen Bekämpfung unserer weltwirtschaftlichen 
Vormachtstellung hinter das Geheimnis kommen 
mussten, welcher Methode unsere Volkswirt- 
schaft ihre ausserordentliche Blüte verdankt, 
um daran zu lernen und als gelehrige Schüler 
es gegebenenfalls ebenso zu machen. Eine ganze 
Reihe z. T. ausgezeichneter französischer und 
englischer Bücher, zahllose Zeitungs- und Zeit- 
‚schriftenaufsätze sind im Laufe der letzten Jahre 
in der Ententepresse erschienen, die sich zur 
Aufgabe machten, ihren Industriellen und Kauf- 
leuten zu zeigen, auf weiche Weise das „Made 
in Germany‘ einen Siegeszug durch die Welt 
antrat. Alle Ausführungen stimmen in dem Ur- 
teil überein, dass der Erfolg des deutschen 
Wettbewerbs im Auslande auf zwei Ursachen 
zurückzuführen ist: sachliche: Güte und Billig- 
keit der Waren, persönliche: Geschicklichkeit 
und Tüchtigkeit des deutschen Auslandkauf- 
Manns. Der so oft verlästerte Pionier des 
deutschen Welthandels, der „Musterreiter‘‘, wird 
von der Auslandspresse als das zu befolgende 
Beispiel im Kampf um den fremden Markt hin- 
gestellt. Unsere Kaufleute können aus den 
fremden Darstellungen viel Wertvolles für sich 
herausholen, zeigen sie ihnen doch einen Spiegel 
ihrer Tätigkeit, der manches bisher mehr oder 
weniger nur impulsiv ausgeführte zum bewusst 
überlegten Handeln machen kann, er zeigt ihnen, 
wo es dem fremden Wettbewerber fehlt, welche 
Eigenschaften er zu erwerben bestrebt ist. Und 
gerade dies letztere ist für die Zukunft des 
deutschen Aussenhandels und damit des gesam- 
ten deutschen Volkes von ausserordentlicher 
Wichtigkeit. Wir müssen uns klar darüber sein, 
dass unsere sachliche Vorrangstellung im inter- 
nationalen Warenverkehr durch die technische 
- Entwicklung der uns feindlichen Volkswirt- 
schaften (vornehmlich Nordamerikas!!) starke 
- Einbusse erlitten hat. Um so mehr müssen wir 
uns des noch verbleibenden Vorteiles der höheren 
persönlichen Qualifizierung für den ausländi- 
schen Wettbewerb (eingehende Kenntnis der 
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mem 


Absatzmärkte, Anpassung an die Bedürfnisse 
des Käufers u. a. m.) bedienen, um Niederge- 
brochenes wieder aufzubauen und unserem Volke 
die Lebensbedingungen zu schaffen, die es zu 
seiner Entfaltung braucht. Auf die Wiederauf- 
nahme gerade der persönlichen Auslandsbezie- 
hungen ist für die Gestaltung der Zukunft un- 
seres Aussenhandels der grösste Wert zu legen, 
Der ausländische Käufer muss erst langsam 
wieder ‚‚erobert‘‘ werden. Von höchster Be- 
deutung ist hierbei die Auswahl und das per- 
sönliche Auftreten der deutschen Firmenver- 
treter im Ausland. Es sind bereits Fälle bekannt 


. geworden, wo mögliche Geschäftsverbindungen 


durch ungeschicktes und taktlosess Verhalten 
der deutschen Vertreter in gesellschaftlicher 
oder politischer Beziehung nicht zustande ge- 
kommen sind. Es darf nie vergessen werden, 
dass wir Deutsche uns die moralische und ge- 
schäftliche Achtung des Auslandes erst wieder 
erwerben müssen. Da wird der gute Mittelweg 
zwischen ungerechtfertigtem Nationalstolz und 
feigem Servilismus zu finden sein. Möglich- 
keiten haben wir durchaus noch. Der heute 
grassierende fürchterliche Pessimismus ist ebenso 
ungerechtfertigt wie seinerzeit der besinnungs- 
lose Optimismus. Vieles von dem, was uns 
unsere wirtschaftliche Stellung in der Welt ver- 
schafft hat, kann man wohl erkennen, aufzeigen, 
darstellen, aber nicht nachmachen, kopieren, 
weil der Kopie doch immer das ausschlaggebende 
gewisse Etwas des Originals fehlen würde. 
Beispiele dafür liefern die Briten und Amerikaner 
zur Genüge, namentlich in dem keineswegs sehr 
erfolgreichen Kampfe um den südamerikanischen 
Markt. Das muss uns die Kraft und das Selbst- 
vertrauen zur Zukunft geben. 


Der Deutsche Industrie- u.Handelstag 
über die Kapitalertragsteuer. 
Von Dr. Ladenthin, Berlin. 


Am 9. April d. J. hatte der neugebildete 
Steuerausschuss des Deutschen In- 
dustrie- und Handelstags Gelegenheit, 
zu einem in grundsätzlicher Beziehung überaus 
wichtigen Problem der Besteuerung, dem Ent- 
wurf eines Kapitalertragsteuergesetzes, Stellung 
zu nehmen. Da dem Ausschuss die berufensten 
Steuertheoretiker aus den Kreisen von Handel 
und Industrie angehören, dürfen seine Ver- 
handlungen, an denen diesmal verschiedene 
Vertreter des Reichsfinanzministeriums teil- 
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nahmen, auf besondere Beachtung Anspruch 
erheben. Ihr wesentlicher Inhalt sei daher im. 


folgenden wiedergegeben. 

Mit Eifer erörterte der Berichterstatter 
eine Reihe von Mängeln, die dem Gesetzentwurf 
im allgemeinen oder einzelaen seiner Be- 
stimmungen anhaften. Schon der Name ‚„Kapital- 
ertragsteuergesetz“‘ sei nicht ganz zutreffend, 
denn nur das Leihkapital, nicht aber das in 
Grund und Boden, Gebäuden usw. angelegte 
Kapital komme inbetracht. Ausserdem werde 
bei den Gewinnen aus dem Besitz von Aktien, 
Kuxen usw. irrtümlicherweise angenommen, 
dass hier das Rechtsverhältnis, in dem sich der 
Besitzer zur Gesellschaft befindet, einen Ertrag 
bringe, während dies in Wirklichkeit doch nur 
das Unternehmen selbst tue. Ferner trete eine 
Doppelbesteuerung in den Fällen ein, wo der 
Ertrag bereits von anderen Steuern erfasst 
werde, z. B. bei den Aktiengesellschaften. Da 
die KESt. eine Ergänzungssteuer zur Einkommen- 


steuer darstelle, so beeinträchtige sie das Be- 


steuerungsrecht der Einzelstaaten. Ein weiterer 
Missstand bestehe darin, dass die Abwälzbarkeit 
der KESt. rechtlich unzulässig und wirtschaft- 
lich nieht immer möglich sei. Ein besonders 
schwerer Nachteil sei es aber, dass die an der 
Quelle erhobene Steuer keine Rücksicht auf 
die sonstige wirtschaftliche Lage des Pfliohtigen 
nehme, insbesondere seien Schuldzinsen nicht ab- 
zugsfähig. Auch die Bildung von Vermögen werde 
jedenfalls gehemmt, der Kredit wohl verteuert 
werden. Schliesslich werde der Ausländer 
deutsche Wertpapiere überhaupt nicht mehr 
kaufen, wodurch die deutsche Volkswirtschaft 
einen Schaden erleide. Nach dieser Aufzählung 
von erheblichen Nachteilen der geplanten Steuer 
überraschte es eigentlich, dass der Bericht- 
erstatter nur zu folgendem Ergebnis kam: 
Der Gesetzentwurf sei keine glückliche Lösung 
des Problems, jedoch habe er auch keinen 
besseren Vorschlag zu machen. Der Ausschuss 
möge daher unter Berücksichtigung der all- 
gemeinen politischen Lage den Entwurf nicht 


‘grundsätzlich ablehnen, wohl aber eine wesent- 


liche Herabsetzung des Steuersatzes fordern. 
Hatte der Berichterstatter, auf dem Boden 
der bisherigen Wirtschaftsordnung stehend, in 
der Hauptsache die neue Steuer als solche 
‚finanztheoretisch betrachtet und die grund- 
legenden wirtschaftlichen, sozialen und poli- 
tischen Wandlungen der letzten Monate nur in 
seinen abschliessenden Worten kurz gewürdigt, 
so trug die Versammlung in der allge- 
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meinenBesprechung diesen Gesichtspunkten 

von vornherein Rechnung und stellte ich der 
auch dem Gesetzentwurf im allgemeinen freund. 
licher gegenüber. Die trostlose finanzielle Lage En 
des Reiches — so wurde gleich eingangs e- 
merkt — erfordere die Aufbringung sehr grosser 
Geldsummen. Vor dieser Notwendigkeit müssten 
Bedenken mehr untergeordneter Art, iez.B 
Doppelbesteuerung, Unmöglichkeit der Abwäz- 
barkeit u. a., zurückgestellt werden, um so mehr, 
als manche von ihnen weniger ungünstig zu 
beurteilenseien. AusdiesemGrunde beanstandete 
der Ausschuss auch nicht den Steuersatz vn 
10 v. H,, sprach sich aber dahin aus, ass 
dieser hohe Satz keinesfalls überschritten wren 
dürfe. Die innerpolitische Lage, welche zu 
einem grossen Einfluss der Massen des Volkes = & ER 
geführt hat, wurde vom Ausschuss stärker in 
Erwägung gezogen. Dabei wurde der Meinung 
Ausdruck gegeben, dass es angesichts der Un- 
beliebtheit des ‚Kapitals‘ für die Regierung : 
ein politisches Gebot der Stunde sei, der Ent- 
stebung und übermässigen Anhäufung des so- 
genannten arbeitslosen Einkommens entgegen- er 
zutreten. Ein Vorzug der neuen Steuer bestehe 


nichtwiederum einseitig belastet werden, sondern 
dass gerechterweise alle Steuerpflichtigen gleich 
mässig getroffen werden, und dass Steuerhinter- 2 
ziehungen nicht möglich seien. Schon us 
diesem Grunde sei man in Bayern, wo man ja 
schon seit langen Jahren eine KESt. besitzt, 
einstimmig für den Gesetzentwurf. Auch in 
Anhalt habe sich die KESt. gut bewährt. Der 
Steuerausschuss erklärte sich daher mit dr 
Erfassung des Einkommens aus Kapital an dr 
Quelle einverstanden; er forderte jedoch, dass 
die mit der Erhebung verbundenen Härten g- 
mildert und die Steuer dadurch erträglicher. . 
und sozial zweckmässiger ausgestaltet werde. 2 = 2 
Von den verschiedenen Möglichkeiten zur Er- 
reichung dieses Zieles wurden eine Staffelung 
der Steuersätze, Zurückerstattung der Steuer, 2 % 
Ersetzung der Kapitalertragsteuer durch Zu- 
schläge zur Einkommensteuer als praktisch 
undurchführbar bezeichnet. Ausgehend von = 
dem Grundsatz, dass bei der Veranlagung zur 
Einkommensteuer auf Leistungsfähigkeit und 
sonstige Umstände steuerlicher Gerechtigkeit :: 
Rücksicht zu nehmen sei, wurde der vom Stand- a 
punkt des Steuerzahlers ja sehr einleuchtende 
Vorschlag gemacht, es möge das kleine Renten- 
. einkommen durch gestaffelte Berücksichtigung 
der vom: ERUSPEISDESEN: ‚getragenen Renten- 
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steuer bei der Veranlagung zur Einkommen- 
steuer geschont werden. Gegen eine solche 
Verkürzung ihrer bisherigen Einnahmen dürften 
freilich die Bundesstaaten und Gemeinden 
schärfsten Einspruch erheben. Bei Annahme 
des Vorschlages fügte der Ausschuss denn auch 
hinzu ‚oder auf einem anderen Wege“. Zweck- 
mässiger wäre es wohl gewesen, wenn der 
Regierung gleich ein wirklich gangbarer Weg 
hätte gezeigt werden können. Wenig Trost 
entnehmen wird der steuerpflichtige kleine 
. Rentner dem Hinweis eines Regierungsvertreters 
darauf, dass bei der bevorstehenden Vermögens- 
abgabe das kleine Einkommen besonders be- 
 rücksichtigt werden soll. — Aus den Beratungen 
des Ausschusses über die einzelnen Be- 
stimmungen des Gesetzentwurfs sei noch 
folgendes erwähnt. Den Antrag, auch die Ver- 
 sicherungsgesellschaften, die ja ähnlich wie die 
 Hypothekenbanken der Anschaffung und Dar- 
leihung von Geld (Hypotheken) dienen, von der 
Steuer zu befreien, lehnte der Ausschuss mit 
Recht ab. Hierbei war der Gesichtspunkt 
massgebend, dass die Hypothekenbanken - die 
Gelder für die bestellten Hypotheken in der 
Hauptsache durch die ausgegebenen Pfandbriefe 
erlangen, deren Zinsen schon mit der Steuer 
belastet seien. Zur Vermeidung einer doppelten 
Besteuerung mussten die Hypothekenzinsen der 
Hypothekenbanken daher von der Steuer be- 
freit werden. Diese Voraussetzungen träfen bei 
den Versicherungsgesellschaften nicht zu, da 
auf den bei ihnen eingehenden Geldern, den 
Prämien, keine KESt. ruhe. — Bemerkenswert 
ist es noch, dass bei Feststellungen, ob ein 
Unternehmen der Anschaffung und Darleihung 
von Geld dient und daher von der Steuer be- 


freit sei, in Zweifelsfällen das Gutachten der 


Handelskammer eingeholt werden soll. — Den 
Wunsch der Regierung, zur steuertechnischen 
- Scheidung zwischen kapitalistischen und gemein- 
nützigen Gesellschaften nähere Merkmale anzu- 
geben, vermochte der Ausschussnicht zu erfüllen. 
— Dagegen forderte er, dass, sofern Gläubiger 
und Schuldner die gleiche Person sei, alle steuer- 
baren Kapitalerträge von der Steuer befreit 
seien. — Eine wesentliche Erleichterung im 


Bankverkehrerstrebt der Antrag desAusschusses, 


' dass für das Bankgewerbe Gebrauch zu machen 
sei von der Befugnis zu bestimmen, dass die 


Steuer ohne Verwendung von Stempelzeichen 
entrichtet werden kann, und dass in diesem 
Fall der Gläubiger, dem der Kapitalertrag über- 

_  mittelt wird, von der Verpflichtung einer Mit- 


- teilung an die Steuerstelle befreit sein soll. 


Doch erscheint es sehr zweifelhaft, ob die 
Regierung diesem Wunsch entsprechen wird, 
der doch immerhin die Möglichkeit einer Ge- 
fährdung des ordnungsmässigen Eingangs der 
Steuer in sich schliesst. — Keine Bedenken 
dürften aber der Erfüllung des letzten Antrages 
entgegenstehen, dass die für den Staatenaus- 
schuss vorgesehene Befugnis, bei besonderen 
Härten Erleichterungen zu gewähren, den für 
das Verwaltungsstreitverfahren zuständigen Be- 
hörden unter Zulässigkeit einer Rechtsbeschwerde 
an den Reichsfinanzhof übertragen werden soll. 


Diese Beschlüsse des Steuerausschusses fan- 
den jedoch nicht den Beifall ds Hauptaus- 
schusses des Deutschen Industrie- 
und Handelstags. Vielmehr lehnte dieser 
in einer Sitzung vom 29. April eine Kapitaler- 
tragsteuer, die keine Rücksicht auf die Leistungs- 
fähigkeit der Steuerpflichtigen nehme, ab. Der 
Hauptausschuss erklärte sich allerdings damit 
einverstanden, dass das Einkommen aus Kapital 
höher als das Einkommen aus Arbeit besteuert 
wird. Diese höhere Besteuerung sollte aber in 
der Form eines Zuschlags zu einer ein- 
heitlich im Deutschen Reiche zu veran- 
lagendenEinkommensteuer erfolgen. 
Steuertheoretisch betrachtet, verdient dieser 
Beschluss den Vorzug vor denjenigen des Steuer- 
ausschusses. Doch fragt es sich, ob die Regierung 
angesichts der Schwierigkeiten, die sich in den 
einzeinen Gliedstaaten einer Vereinheitlichung 
der Steuerveranlagung augenblicklich noch ent- 
gegenstellen, sowie mit Rücksicht auf die dann 
nicht länger aufschiebbaren Aenderungen im 
Aufbau und in der Tätigkeit der Veranlagungs- 
behörden, den Beschluss schnell in die Tat um- 
setzen kann. Aber selbst wenn dies möglich 
sein sollte, dürfte doch der Minderertrag des 
Zuschlags zur Einkommensteuer im Verhältnis 
zur Kapitalertragsteuer erheblich sein. 


Die Revolutionierung des Arbeits« 
verhältnisses. 

Eine Erhebung des Deutschen Industrie- und Handelstags. 

Der Deutsche Industrie- und Handelstag 
hat der Verfassunggebenden Deutschen National- 
versammlung das Ergebnis einer Erhebung bei 
seinen Mitgliedern, den amtlichen Handelsver- 
tretungen, unterbreitet, mit der er die mittel- 
baren und unmittelbaren Wirkungen zu erfassen 
suchte, die im Gefolge der Revolution für die 
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Gestaltung der Arbeitsverhältnisse und damit 
für Gütererzeugung und Warenumschlag Platz 
gegriffen haben. 

Die hochbedeutsamse Zusammenstellung 
bringt zunächst eine lange Liste brutalster 
Gewalttaten, die ein erschreckendes Bild von 
der vielfach eingetretenen Zuchtlosigkeit und 
Verrohung entwirft, und behandelt dann be- 
sonders ausgiebig die wirtschaftliche Seite der 
Frage. Diese übersichtlich in Abschnitte ge- 
gliederte Darstellung lassen wir wegen des 
dauernden und erheblichen Interesses, das ihr 
innewohnt, im Wortlaut folgen, wobei zu be- 
merken ist, dass, wo Berichte aus einzelnen 
Plätzen angezogen werden, als Berichterstatter, 
sofern nicht etwas anderes gesagt ist, jeweils 


die örtlich zuständige Handelskammer zu 
gelten hat. 
Lohnbewegung. 
Lohnerhöhüngen haben überall stattge- 


funden. Soweit Zahlen genannt werden, zeigen 
sie ein ausserordentlich buntes Bild: die Stei- 
gerungen bewegen sich zwischen 15 und 
100 pCt. der vor der Revolution gezahl- 
ten Löhne und zwischen 60 und 400 pCt. 
der Friedenslöhne. Ein erheblicher Mehr- 
aufwand an Löhnen ergab sich auch aus der 
Einführung der achtstündigen Arbeitszeit. In 
Betrieben, die durch sie zur Einlegung einer 
dritten Schicht gezwungen wurden, betrug er 
nicht weniger als 50 pCt. der bisher gezahlten 
Löhne. | 

Von vielen Seiten wird berichtet, dass die 
Lohnbewegung keineswegs als abgeschlossen zu 
betrachten sei, und dass weitere erhebliche For- 
derungen gestellt oder zu erwarten seien. „Die 
Ansprüche der Arbeiter‘, schreibt Hannover, 
„drohen ins Unermessliche, ja ins Groteske zu 
wachsen. Weniger Arbeit und mehr Lohn, das 
scheint der Wahlspruch des modernen Arbeiters 
geworden zu sein, der die Zeitläufte für be- 
sonders günstig und geeignet hält, seinen pri- 
vaten Sonderinteressen zu dienen, und der mit 
seinen unsinnigen Forderungen, unbekümmert 
um das Wohl des Ganzen, in unbegreiflicher 
Kurzsichtigkeit und naiver Harmlosigkeit die 
Quellen verstopft, aus welchen ihm allein in 
Zukunft Wohlstand und Zufriedenheit fliessen 
können.‘ 


Lohnstreiks werden, abgesehen von den 
grossen Streikbewegungen in den Kohlenbezirken 
und den grossen Industriezentren, nur verein- 
zelt gemeldet. Die Firmen betonen vielfach, 
dass sie den Forderungen der Arbeiter in 
weitem Umfange freiwillig nachgegeben haben, 
um Arbeitseinstellungen und die damit ver- 
bundenen noch grösseren Schäden zu verhüten. 

Zu der Frage, ob die gezahlten oder ge- 
forderten Löhne unter Berükosichtigung der 
Kosten des Lebensunterhalts berechtigt seien, 
äussern sioh nur wenige Handelskammern, und 


berechtigte Mass hinausgingen. 
Wirkung auf die Rentabilität und Existenz- 


diese vertreten die Ansicht, dass sie über das 
Bezüglich ihrer 


fähigkeit der Unternehmungen werden die 


Lohnforderungen fast allgemein als un-- 


angemessen, teilweise als vernichtend 
bezeichnet. 


Geklagt wird auch über die Neigung der 


Arbeiter, sich über getroffene Lohnverein- 
barungen hinwegzusetzen und trotz bindender, 
schriftlicher Abmachungen mit weiteren For- 
derungen hervorzutreten. 


Vielfach wird hervorgehoben, dass der An- 


reiz zu übertriebenen Forderungen, an die die 


Arbeiter selbst kaum gedacht hätten, durch 


falsche Massnahmen der Regierung ge- 
geben werde. Dabei wird besonders auf die 
Erhöhung der Eisenbahnerlöhne und die Fest- 
setzung der Werftarbeiterlöhne durch das De- 
mobilmachungsamt hingewiesen. 

„Schuld an der Lohnbewegung in unserem 
Werk,‘‘ schreibt eine Firma des Dortmunder 
Bezirks, 


bei den bisherigen örtlichen Verhältnissen gar 
keine Veranlassung vorlag. Die Eisenbahn- 
direktionen Essen und Elberfeld haben nach 


Abschaffung der Akkordarbeit Tagessätze bis 


19,20 M. für Handwerker und 16,80 M. für 
Handarbeiter eingeführt. Bei diesen Lohnsätzen 
kann ein Schlosser unter Zuhilfenahme einiger 
Ueberstunden bequem im Monat einen Verdienst 
von 600—700 M. und mehr erreichen.“ 
Dillenburg teilt mit, dass die Löhne der 
Eisenbahnarbeiter diejenigen gleichartiger In- 
dustriearbeiter des Bezirks um etwa 50 pCt. über- 
stiegen hätten. Das habe geradezu verheerend 


auf die Anschauungen der übrigen Arbeiter 


betr. Verdienstmöglichkeit gewirkt. Sowohl die 


„waren die ganz sinnlosen Erhö- 
hungen der Eisenbahnerlöhne, zu denen 


‘ 


Handwerkerinnungen wie sämtliche Industrien 


hätten namhafte Lohnarhöhungen vornehmen 
müssen, um Massenabwanderungen zu ver- 
hindern. — Harburg hat ähnliche Erfahrungen 
gemacht: ‚Grosse Schwierigkeiten sind in der 


gesamten Industrie hier entstanden durch die 
Anfang Januar erfolgte Anordnung des Mi- 
nisters der Öffentlichen Arbeiten, dass den sämt- 


lichen von der Eisenbahnverwaltung und der 
Wasserbauverwaltung beschäftigten Arbeitern 
ein Lohn von mindestens 16,80 M. pro Tag 
gewährt werden sollte, und zwar selbst den- 
jenigen Arbeitern, die lediglich mit Notstands- 
arbeiten beschäftigt werden. Diese weit über 


die ortsüblichen Sätze hinausgehenden Löhne 


bilden auch heute noch für die Arbeiter der 
Industrie einen dauernden Ansporn zu weiteren 
Lohnforderungen. Die von uns sofort ein- 
geleiteten Bestrebungen, den Herrn Minister zu 
einer Rücknahme dieser Verfügung zu bewegen, 
haben leider nur hinsichtlich der von der 


Wasserbauverwaltung mit Notstandsarbeiten be- 


schäftigten Arbeiter Erfolg gehabt.‘ — Han- 
novor berichtet, dass in der Maschinenindustrie 


viele gelernte Arbeiter ihre früheren Betriebe 


verliessen, um in den Eisenbahnwerkstätten 
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Stellung zu nehmen, wo ihnen ein Stundenlohn 
von 2,40 M. zugesichert wurde, was die Privat- 
industrie nicht leisten könne. 


Mit Bezug auf die Werftarbeiterlöhne 
hatte das Demobilmaohungsamt am 10. Dezember 
bestimmt, dass die Akkordarbeit aufgehoben 
und den gelernten Arbeitern ein Stundenlohn 
von 2,40 M., in den billigeren Orten von 
2,20 M., gezahlt werde. Hiergegen wenden 
sich die Handelskammern usw. zu Danzig, 
Elbing, Emden, Geestemünde, Lübeck, 
Stettin auf das heftigste. Diese einheitliche 
Festsetzung der Löhne führe in den östlichen 


Seestädten, wo die Löhne, entsprechend den 


billigeren Lebensbedingungen, erheblich nie- 
driger seien, zu unhaltbaren Zuständen. Die 
Arbeiter selbst hätten an derartige Sätze nie- 
Ihre Bewilligung trage Unruhe 
in die übrigen Industrien, deren Arbeiter 
gegenüber den Werftarbeitern nicht zurück- 
stehen wollten. Lübeck berichtet, dass es dort 
in direkten Verhandlungen mit den Werft- 


arbeitern gelungen sei, einen Tarif festzusetzen, _ 


dessen Sätze etwas hinter den vom Demobil- 
machungsamt bestimmten zurückblieben. Im- 


‚merhin habe das Eingreifen des Demobil- 


machungsamtes die anfangs gemässigteren For- 
derungen der Arbeiter stark in die Höhe ge- 


trieben. Ferner bestehe, solange das Demobil- 


machurgsamt nicht ausdrücklich seinen Erlass 
vom 10. Dezember ausser Kraft setze, die 
ernste Gefahr, dass die Arbeiter in kurzer 
Zeit wieder auf die Sätze dieses Erlasses zu- 


 rückgriffen. 


Die Gehälter der Angestellten haben 
gleichfalls überall eine Erhöhung erfahren. 
Ihre Forderungen, schreibt Chemnitz, halten 
sich im allgemeinen in vernünftigen Grenzen. 
Danzig meint, dass sie weniger eigenem An- 
triebe entsprängen, als vielmehr dem Bestreben, 
den bisherigen Abstand von den Arbeiteriöhnen 
zu, wahren. — Infolge der Wiedereinstellung 
der Kriegsteilnehmer herrscht fast überall ein 


 Ueberschuss an Angestellten, deren Durch- 


haltung den Betrieben erhebliche Opfer aufer- 
legt. — Eine Firma des Dortmunder Be- 
zirks bemerkt, man fühle auf das deutlichste, 
wie radikale Elemente am Wühlen seien, um 
„auch hier die Zufriedenheit und das gute Ein- 
vernehmen zu stören. 


Verkürzung der Arbeitszeit. 


- Die achtstündige Arbeitszeit ist überall 
Mehrfach wird darauf hinge- 
wiesen, dass ihre Einführung darum nicht mit 
voller Schärfe empfunden werde, weil Rohstoff- 


und Kohlenmangel an vielen Orten auch ohne 


behördliche Anordnung zu einer Herabsetzung 


- der Arbeitszeit sogar unter 3 Stunden geführt 
hätten. 

-.. wie Cassel, 

Plauen und der Verein für die berbau- 
lichen Interessen im Oberbergamtsbezirk 


Aber auch abgesehen davon haben, 
Chemnitz, Frankfurt a. O, 


Dortmund berichten, die Arbeiter weitere Herab- 
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setzungen auf 46 Stunden und darunter in der 
Woche gefordert und teilweise auch durchgesetzt. 

Bayreuth vertritt die Ansicht, ‚dass die 
Vielgestaltigkeit der wirtschaftlichen Verhält- 
nisse, die Verschiedenheit der Bedürfnisse der 
einzelnen Industriezweige, ja der gleichen In- 
dustrie in den verschiedenen Teilen des Reiches 
eine derart schematische Regelung der 
Arbeitszeit nicht verträgt.“ — In demselben 
Sinne äussert sich Frankfurt a. M.: ‚Wir 
befürchten, dass eine derartige schematische _ 
Regelung den ungünstigsten Einfluss auf Ar- 
beitswillen und Arbeitsleistung ausüben wird. 
Es mag gesetzlich verboten werden, den Arbeiter 
durch Arbeitsordnung oder Vertrag zu zwingen, 
mehr als 8 Stunden zu arbeiten. In einer Reihe 
von Betrieben wird die körperliche Inanspruch- 
nahme ohne Beeinträchtigung der Gesundheit 
eine längere als achtstündige Arbeitszeit in der 


: Tat nicht erlauben, in vielen Teilen der Be- 


triebe aber und in ganzen Gattungen von Be- 
trieben ist jedoch eine derartige Beschränkung 
vom hygienischen Standpunkt aus ganz über- 
flüssig und, wie z. B. in der Landwirtschaft, 
überhaupt undurchführbar. Auch in der Ar- 
beiterschaft selbst muss sich früher oder später 


‘ die Ueberzeugung Bahn brechen, dass eine ge- 


rechte Regelung der Arbeit mit einer solchen 
Verordnung keineswegs erreicht ist. Diejenigen 
Arbeiter, die wirklich schwer zu arbeiten haben, 
werden sich benachteiligt fühlen und auf eine 
weitere Verkürzung der Arbeitszeit drängen, 
Folgen, die sich schon heute an manchen Orten 
für unsere Wirtschaft als höchst bedrohlich 
erweisen. Der Betriebsleitung und dem Arbeiter- 
ausschuss muss es überlassen bleiben, von Fall 
zu Fall die geeignete Lösung zu finden, ohne 
dass gesetzliche Schranken, so wohlwollend sie 
gemeint sein mögen, hemmend eingreifen.‘‘ 
Augsburg, Elberfeld, Frankfurta.M. 
und Pforzheim äussern sich dahin, dass 
Deutschland an der achtstündigen Arbeitszeit 


nur dann werde festhalten können, wenn sie 


international eingeführt wird. Eiberfeld 
vertritt die Ansicht, dass auch bei internatio- 
naler Regelung nicht schematisiert werden 
dürfe, und dass der achtstündige Arbeitstag 
äussersten Falls auf diejenigen Industriezweige 
zu beschränken sei, bei denen er mit Rücksicht 
auf die Gesundheit der Arbeiter notwendig er- 
scheine. 

Ueber Sohwierigkeiten bei der Ein- 
führung der achtstündigen Arbeitszeit wird 
im einzelnen berichtet: Mannheim: ‚„‚Die Ein- 
führung des achtstündigen Arbeitstages stellte 
die chemische Industrie vor gewaltige Aufgaben, 
da die Verlegung der Arbeitspausen und des 
Schichtwechsels sich nicht ohne weiteres in die 
zwangläufigen chemischen Reaktionen einordnen 
liess. Auch war nicht ohne weiteres ein zu- 
verlässiges Aufsichtspersonal für die dritte 
Schicht zusammenzustellen. Es ist in der che- 
mischen Industrie schlechterdings unmöglich, 
die Arbeitseinteilung je nach Belieben zu ver- 
schieben.‘ — Augsburg: ‚Der Achtstunden- 


239. DEUTSCHE WIRTSCHAFTS-ZEITUNG | 240 


[—o 


tag ist nicht überall durchführbar. Eine Fleisch- 
warenfsbrik weist beispielsweise daraufhin, dass 
in ihrem Betriebe eine regelmässige achtstündigo 
Arbeitszeit unmöglich sei, da die Arbeit nicht 
beliebig unterbrochen werden könne, sondern 
das Rohmaterial aufgearbeitet werden müsse, 
Diese Firma muss deshalb andauernd mit Ueber- 
stunden arbeiten.‘ — Aehnliche Bedenken 
äussern die westpreussischen Hartkäse- 
fabriken. — Eine Duisburger Firma 
schreibt: ‚Die Einteilung der 24 Stunden 
durcharbeitenden Betriebe in 3 Schichten zu 
je 8 Stunden erforderte mit einem Schlag eine 
erhebliche Anzahl gut angelernter Arbeiter, die 
bis auf den heutigen Tag noch nicht in voller 
Anzahl zu beschaffen waren. Es musste infolge- 
dessen eine Einschränkung des Betriebes in der 
Weise vorgenommen werden, dass eine Anzahl 
‘ Apparate (Destillationsblasen) stillgelegt und 
die Leistungsfähigkeit der Anlage künstlich 
herabgesetzt wurde. In ähnlicher Weise machten 
sich die Folgen des Achtstundentages auch in 
den nur in Tagschicht arbeitenden Betrieben 
bemerkbar. Diejenigen von ihnen, welche zur 
Bewältigung ihrer Aufgabe eine Doppelschicht 
von zweimal 8 Stunden benötigten, hatten 
brauchbare Leute für die doppelte Besetzung 
nicht zur Verfügung und waren daher ihrer 
Aufgabe nicht gewachsen, während diejenigen, 
welche aus technischen Gründen nicht anders 
als in einfacher Schicht arbeiten konnten, z.B. 
die Reparaturwerkstätten, in ihrer Leistung 
folgerichig um 20—30 pCt. zurückgehen 
mussten. Ein grosser Uebelstand machte sich 
auch dadurch bemerkbar, dass die einfache 
Achstundenschicht für die Arbeit mancher Be- 
triebe zu klein, die Doppelschicht von zweimal 
8 Stunden zu gross war.‘ 


Minderung der Arbeitsintensität. 


Die früher bei Forderungen nach Ver- 
kürzung der Arbeitszeit von Vertretern der 
Arbeiter abgegebene Versicherung, dass die 
Verkürzung keinesfalls zu einer Minderung der 
Produktion führen werde, hat sich zweifellos 
nicht bewahrhbeitet, 
über eine Verringerung der Arbeits- 
leistung berichtet, und zwar in der Mehr- 
zahl nicht nur über einen dem Wegfall zweier 
Arbeitsstunden entsprechenden Rückgang, son- 
dern über eine weit darüber hinausgehende 
Minderung der Arbeitsintensität. 

Zu einer günstigeren Beurteilung gelangen 
nur Altenburg und Stolp; aber auch sie mit 
der Einschränkung, dass dieses günstige Urteil 
sich nicht auf alle Industrien ihrer Bezirke 
beziehe. 

Auch wenn unter den zahlreichen berich- 
teten Einzelfirmen hie und da eine erklärt, sie 
habe keine Minderung feststellen können, so 
vermag dies das trostlose Bild, das durch 
die Berichte der überwältigenden Mehrheit ent- 
rollt wird, kaum aufzuhellen. 

In Nr. 30 der vom Demobilmachungsamt 
herausgegebenen Zeitschrift „Die wirtschaftliche 


Fast einstimmig wird, 


Demobilmachung‘‘ findet sich eine von der 
Zentralauskunftstelle ausgehende Notiz: ‚‚Ueber- 
all wird Arbeitsunlust gemeldet; nur West- 
preussen verzeichnet grössere Arbeitlust.‘‘ 


„Dem müssen wir‘, sagt Elbing, ‚nach un- 


seren Beobachtungen ganz entschieden wider- 
sprechen. Ueberall, namentlich in den Gross- 


betrieben, wird über starke Arbeitsunlust ge- 


klagt. Trotz Erhöhung der Löhne stehen die 
Leute herum und schwatzen, statt zu arbeiten. 
Die Betriebe sind in der Lage, 
Stundenzahl nachweissn zu können, welche zur 
Herstellung der einzelnen Gegenstände gebraucht 


wird. In den kleineren Betrieben sind die 


Leute im allgemeinen noch stwas mehr tätig. 
Von Arbeiten im eigentlichen Sinne des Wortes 


kann man -jedoch auch bei diesen Betrieben 


nicht sprechen.‘‘ 

Als Gründe für die Minderung der Ar- 
beitsintensität werden angeführt in erster Linie 
die Abschaffung des Akkordlohnes, ferner die 
durch die politischen Verhältnisse bewirkte 


Aufregung, die geänderte Auffassung des Ver- 


hältnisses zwischen Arbeitgeber und Arbeit- 


nehmer, die mangelhafte Ernährung, die jahre- 
lange Entwöhnung von regelmässiger Ärbeit, 
die geringere Furcht vor Entlassung wegen der 


Höhe der Arbeitslosenunterstützung. 

Ueber den Grad der Minderung lauten die 
Angaben sehr verschieden. 
material liegt aus dem Steinkohlenbergbau 
vor, wo ein Rückgang der Leistung um ungefähr 
40 pCt. festzustellen ist. Wo 


die Minderung zwisehen 20 und 50 pCt. 


heimer Bezirks, die sie auf mindestens 60 pCt., 


und die feinmechanische Industrie Rott- 


weils, die sie auf 90 pCt. beziffern. 


Eingehende Berechnungen über die Wirkung : 
der Aufhebung des Stüoklohns liefert eine 


Kieler Werft. Danach schlug eine Arbeiter- 


kolonne im Oktober im Akkord 32 Nieten, im 


November im Tagelohn 19. Ein Bohrer bohrte 


im Akkord 100 Löcher in der Stunde, im Tage- 


lohn 39. Ein Schlosser brauchte zur Hoerstel- 
lung eines Ventils im Akkord 3 Arbeitsstunden, 
im Tagelohn 4. Im ganzen beziffert die Werft 
die Minderung in den Werkstätten auf 20 bis 


25 pCt., im Aussenbetriebe auf 40 bis 50 pCt. — 
Nach Angabe der Drahtwerke Eidelstedt 


bei Hamburg zogen die Drabtzieher von einer 
bestimmten Sorte Draht im Akkord in 91/s 


Stunden etwa 950 kg, während im Tagelohn in 


8 Stunden nur etwa 600 kg erreicht wurden. — 
In einer hessischen Möbelfabrik erzielten 


120 gelernte Leute früher im Akkord täglich 


220 Teilwerte, jetzt erzielen 85 gelernte Leute 
im Tagelohn 100 Teilwerte. — Die Firma 


Loeser & Wolff in Elbing gibt an, dass sie 
bei ihren im Akkord arbeitenden Leuten keine 


Minderung der Arbeitsintensität habe feststellen 
können. 

Berlin gibt folgendes Beispiel aus der 
Zementindustrie: ‚‚Beim Schneiderofenbetrieb 


die grössere 


Das beste Zahlen-. 


im übrigen. 
Zahlenangaben gemacht werden, bewegt sich 
Darüber 
hinaus gehen Kalibergwerke des Hildes- 
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förderte bisher 1 Mann in 10 Stunden 45 Wagen, 
heute in 8 Stunden höchstens 20 bis 25 Wagen. 
Beim Zementladen für die Mühle förderte 1 
Mann früher in 10 Stunden 60 Wagen zu 10 Pf, 
den Wagsn, heute in 8 Stunden 30 bis 35 
Wagen mit 40 Pf. den Wagen. Beim Kalkein- 
sacken leistete der Mann früber 200 bis 220 
Sack in 10 Stunden bei 9 M. Tagelohn, heute 
100 Sack in 8 Stunden bei 11 M. Tagelohn.“ 


Ein Sägewerk aus dem Bezirk Ravens- 
burg berichtet: „Zur Entladung eines Waggons 
brauchten in der Kriegszeit 4 Arbeiter 3 Stunden; 
jetzt 6 Arbeiter 2 Tage.“ Elbing: „In 
einer Schlosserei haben es 2 Leute dahin ge- 
bracht, dass sie in 2 Tagen nichts weiter ge- 
macht haben, als dass sie ein Schloss in eine 
Tür eingesetzt haben.‘‘ Aehnliche, wenn auch 
nieht ganz so krasse Fälle werden von vielen 
Seiten angeführt. 

Mehrfsch wird darauf hingewiesen, dass 
die Höhe der Arbeitslosenunterstützung 
die Arbeitswilligkeit nachteilig beeinflusse. „Es 
kommt vielfach vor,‘ schreibt Frankfurta.M, 
„dass Arbeitsuchende angeben, zu den gebotenen 
Löhnen die Arbeit nicht aufnehmen zu wollen, 
da die derzeitige Erwerbslosenunterstützung 
oftmals höher ist als der durchschnittliche Ver- 
dienst.‘ — ‚Ein kürzlich aus dem Felde zu- 
rückgekehrter 47 jähriger Arbeiter,‘‘ bemerkt 
eine Altonaer Kistenfabrik, ‚legte, trotz- 
‚dem er mit Verdienst usw. zufrieden war, die 
Arbeit nieder und wies uns nach, dass er, zur 
Kompagnie zurückgekehrt, für sich und seine 
Familie an Unterstützungen verschiedenster Art 
mehr erhielt, als er durch reguläre Arbeit ver- 
dienen konnte.‘ — Im Gaswerk Jena lehnten 
Arbeitslose "es ab, für 11 M. Tagelohn zu ar- 
beiten, mit dem Bemerken, für 3 M. arbeiteten 
sie nicht; 8 M. erhielten sie ja, ohne einen 
Finger zu rühren. 

Besonders wird über die Arbeitsunlust 
der jüngeren Arbeiter geklagt. ‚‚Sie empfinden‘, 
schreibt eins Firma des Altonaer Bezirks, 
„ihre Tätigkeit im Fabrikbetriebe als eine Ge- 
fälligkeit von ihrer Seite, für. deren Erweisung 
sie sich berechtigt glauben, in jeder Beziehung, 
"nicht nur in Lohnfragen, sondern auch in allen 
möglichen anderen Fragen, die höchsten und 
unbereehtigsten Anforderungen zu stellen, z. B. 
Weigerung, bei Regen, wenn er auch nur un- 
bedeutend ist, im Freien zu arbeiten, Weigerung 
zu arbeiten, wann es einmal im Fabrikgebäuda 
nicht warm genug ist, Weigerung schneller zu 
gehen, als es einem stark Erkolungsbedürftigen 
zukommt, Weigerung, sich von irgend einem 
Meister Vorschriften machen zu lassen.‘ — In 
der Mälzerei A. G. Cöthen stellte eine Ar- 
beitergruppe die Arbeit ein, weil ihr die zu- 
gewiesene Arbeit nicht zusagte. — Ein Braun- 


kohlenbergwerk des Bezirks Cassel teilt 


mit, dass täglich etwa 10 pCt. der Arbeiter 
ohne jede Entschuldigung fehlen. i 

Die Tatsache, dass über Mangel an 
Arbeitskräften, ausser in den Kohlenre- 
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vieren und in schlesischen und westpreussischen 
Sägewerken, nur vereinzelt geklagt wird, lässt 
auf die Arbeitswilligkeit keinen Schluss zu. 
„Das Angebot von Arbeitern,‘ schreibt eine 
Duisburger Firma, ‚war dauernd ziemlich 
lebhaft, aber nur ein geringer Prozentsatz hat 
scheinbar die Absicht gehabt, wirklich mit der 
Arbeit zu beginnen. Unter der Vorgabe, Spe- 
zialarbeiter zu sein für Zwecke, für welche 
unser Bedarf gedeckt war (besonders Hand- 
werker und Heizer), oder aber auch offen aus- 
gesprochen, wurde in zahlreichen Fällen zwar 
nach Arbeit gefragt, aber diese nicht auf- 
genommen. Häufig seheint die Anfrage auch 
nur den Zweck gehabt zu haben, sich eine Be- 
scheinigung zwecks Erlangung einer Lebens- 
mittelkarte zu verschaffen, denn sobald diese 
Bescheinigung. von uns ausgestellt worden war, 
verschwanden die Arbeitsuchenden auf Nimmer- 
wiedersehen. Ein bezeichnendes Bild gibt auch 
folgende kleine Statistik unseres Lohnbüros: 
Ia den Monaten November, Dezember, bis 
21. Januar wurden von uns 953 Leute ein- 
gestellt, 613 entlassen. Bedenkt man, dass wir 
einen dauernden Arbeitermangel hatten, also 
auf unsere Veranlassung nur in ganz verein- 
zelten Fällen jemand entlassen worden ist, so 
ergibt sich für diese Zeit das betrübende Bild, 
duss 2/s aller eingestellten Arbeiter schon nach 
kurzer Zeit freiwillig die Arbeit wieder nieder- 
legten.‘ — Eine Dortmunder Firma berichtet: 
‚Trotz der vielen freigewordenen Arbeitskräfte 
ist es uns nicht möglich gewesen, für unser 
Walzwerk die genügende Anzahl guter Arbeits- 
kräfis zu bekommen, da offenbar das Bestreben 
vorherrschend ist, leichtere Arbeit zu erhalten, 
für die ja gleichfalls hohe Löhne gezahlt werden 
müssen.‘‘ — Ueber ähnliche Erfahrungen in der 
Maschinenindustrie berichtet Frankfurt a.M.: 
„Besonders bei den Hilfsarbeiten und schmutzi- 
gen Arbeiten kann manchmal von einem Mangel 
an Arbeitswilligen gesprochen werden, während 
bei den Facharbeitern fast aller Industriezweige 
das Angebot die Nachfrage übertrifft.‘ 


Einfluss auf Gütererzeugung, Rentabilität und Wett- 
bewerbsfähigkeit gegenüber dem Ausland. 


Dass die oben geschilderten Verhältnisse — 
in Verbindung mit dem Rohstoff- und Kohlen- 
mangel und der schlechten Verkehrslage — die 
Gütererzeugung auf das schwerste schä- 
digen, wird von allen Seiten betont. „Von 
einer Produktion im wirtschaftlichen Sinne,‘ 
sagt Plauen, „kann überhaupt nicht mehr ge- 
sprochen werden.‘ Ein Produktionsrück- 
gang wird von allen Seiten festgestellt, 
vielfach wird er auf 30—40 pCt. der vor SR 

ie 
Lage aller Industriezweige wird als sehr schlecht, 
teilweise als trostlos bezeichnet. 

Vebereinstimmung herrscht darüber, 
dass unter diesen Umständen von einer Ren- 
tabilität der Unternehmungen kaum noch 
die Rede sein könne. — Eine Maschinen- 


fabrik des Duisburger Bezirks schreibt: 
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„Infolge des Uebergangs zum Achtstundentag 
und durch andere Zugeständnisse, die die Ar- 
beiterschaft seit 9. November 1918 erzwungen 
hat, sind die Ausgaben unserer sämtlichen 
Werke für Löhne vom Oktober 1918 bis zum 
Dezember 1918 von durchschnittlich M. 1,052 
auf durchschnittlich M. 1,524 für jede Werk- 
arbeitsstube gestiegen. Es ist dies eine Er- 
höhung von 45 pCt. Auf ein ganzes Jahr be- 
rechnet würde schon diese Lohnerhöhung einen 
Betrag erfordern, der doppelt so hoch ist als 
der bilanzmässige Reingewinn des besten Kriegs- 
jahres und dreimal so hoch als die Summe der 
Reingewinne, die in den drei besten. Friedens- 
jahren erzielt wurden.“ — Ein Dortmunder 
Werk teilt mit, dass allein die Herabsetzung 
der Arbeitszeit auf 8 Stunden genüge, um den 
in besonders günstigen Jahren erzielten Rein- 
gewinn des Unternehmens aufzuzehren. — 
Berlin bringt Zahlen von Aktiergesellschaften 
seines Bezirks bei, die zeigen, ‚‚dass das Mehr- 
fache der ausgeschütteten Dividenden erforder- 
lich sein würde, um die jetzigen Ansprüche der 
Arbeiter zu befriedigen. Diese Lohn- bezw. 
Dividendensummen herauszuarbeiten durch ent- 
sprechende Erhöhungen der Verkaufspreise, 
wird von den Leitern der Betriebe durchweg 
für unmöglich erachtet.“ — Ein Essener 
Werk beziffert die Mehrbelastung auf das 
siebzebnfache der bisherigen Dividende. — 
„Vom Standpunkt der Gesellschaft aus,‘ sagt 
ein Duisburger Werk, „würde es das rich- 
tigste sein, unsere Betriebe überhaupt zu 
schliessen, um uns vor den Millionenverlusten 
zu bewahren, die wir allmonatlich erleiden.‘ — 
„Bei vielen Betrieben, “bemerkt Frankfurta.M,, 

„ist es lediglich eine Frage der Zeit, wann 
ihnen ein Weiterarbeiten unmöglich ist. ci : 

Das Peiner Walzwerk beziffert den Lohn- 
aufwand für 1 t Rohstahl im Oktober 1918 auf 
M. 14,32, im November auf M. 26,88, im De- 
zember auf M. 41,26 — Harburg gibt ein 
Beispiel aus der Juteindustrie über Steigerung 
der Herstellungskosten durch die Löhne. Diese 
betrugen vor Kriegsausbruch für 1 kg Garn 
11 Pfg. und für 1 kg Gewebe 10,4 Pfg., während 
sie sich im Dezember 1918 auf 64,8 bzw. 
40,4 Pfg. beliefen. — Eine Danziger Giesser ei 
berechnet die Herstellungskosten eines Guss- 
stückes, die früher M. 18,52 brtrugen, heute 
auf M. 49,70. 

Die Potsdamer Handelskammer führt aus: 
„Auf der einen Seite werden durch Verkürzung 
der Arbeitszeit und durch die Minderung der 
Arbeitsintensität die Produktionsmittel ganz 
bedeutend schlechter ausgenutzt als vor der 
Revolution, Auf der anderen Seite hat eine 
Verminderung der Arbeiterzahl stattgefunden, 
mit der eine Verminderung des Verwaltungs- 
apparates nicht annähernd hat Schritt halten 
können, so dass der auf den einzelnen Arbeiter 
entfallende Betrag an Verwaltungsunkosten 
sich stark vergrössert hat. Wenn beispiels- 
weise vor der Revolution sich die Selbstkosten 
eines durch Maschinenarbeit hergestellten Ar- 


‚Frage gestellt ist. 


Reihe unserer Erzeugnisse in der Schweiz a 


— 


beitsstüokes folgendermassen zusammensetten: 
Löhne -- 150 pOt. Unkostenzuschlag + Material- Be. 
kosten, so wird man aus den angeführten 
Gründen bei achtstündiger Arbeitszeit echnen 
müssen: Erhöhte Löhne + 200 bis 250 plt. —_ 
Unkostenzuschlag -—- Materialkosten und bei 
fünfstündiger Arbeitszeit: Erhöhte Löhne + 
250 pCt. bis 350 pCt. Unkostenzuschlag — 
Materialkosten. Es ist ohne weiteres einzusehen, 
dass unter diesen Umständen die Rentabilität 
aller industriellen Unternehmungen völlig in 
Dies gilt nicht nur für 
Unternehmuugen, die Aufträge mit festen Preisen, 
die vor der Revolution erteilt worden sind, Be 
auszuführen haben und infolge der erhöhten Br 
Selbstkosten mit Verlust arbeiten müssen 
sondern auch für die Unternehmungen, de 
neue Aufträge hereinbekommen, da esnurrin 
wenigen Fällen möglich sein wird, Preise zu 
erzielen, die auch nur die Selbstkosten decken.‘ 
— Lebhaft klagen auch diejenigen Fabriken, ; 
für deren Erzeugnisse Höchstpreise bestehen. e = 
Allgemein wird darüber geklagt, dass die 
unaufhörlichen Lohnbewegungen und die poli- 
tische Unsicherheit jede ordentliche „AniElEE 
lation unmöglich machen. : 
Auch darüber herrscht nur eine Meinung, = 
dass beim Fortbestehen der jetzigen Produktions ee a 
verhältnisse ein Wettbewerb mit dem Aus 
land unmöglich sei. ‚Wenn das Ausland,“ , 
schreibt Schopfheim, „bei täglich zehn" 
stündiger Arbeitszeit kleinere Löhne bezahlt, 
also bei kleineren Auslagen 25 pCt. mehr Güter 
erzeugen kann als die deutsche Industrie, so 
liegt es auf der Hand, dass ein Wettbewerb 
mit dem Auslande nicht mehr möglich ist, und 
dass die auf den Export angewiesene Industrie 
zugrunde gehen muss. Das trifft hau 
bei der in unserem Bezirk stark ontwiokelten 
Textilindustrie zu. Es ist nicht zu viel gesagt, 
wenn man behauptet, dieselbe muss zugrunde 
gehen, wenn nicht eine Herabsetzung der Löhne = 
und Wiedereinführung längerer Arbeitszeit die 
Gefahr noch abwendet. In der ebenfalls in 
unserem Bezirke stark entwickelten chemischen 
Industrie liegen die Verhältnisse ähnlich. Ein Be 
bedeutendes chemisches Werk unseres Bezirks, se = 
das zu einem guten Teil auf Ausfuhr ngewiesen 
ist, schreibt uns hierüber: „Trotzdem die BZ er 
Schweiz warenhungrig ist, so dass eine ganze 3 


len 


gekauft werden würde, entschliessen sich die 
Schweizer Abnehmer nur ungern zu dem Kaufe 
von uns, weil unsere Preise höher sein müssen 
als die von den schweizerischen Fabriken ge x 
forderten. Dieses Missverhältnis wird umso 
grösser werden, je schneller es England, Frank- 
reich und Amerika gelingt, die Ergebnisse Ira > 
während des Krieges bedeutend entwickelten 
chemischen Industrien zu billigen Preisen See = 
der Schweiz zu werfen.“ — Danzig hält allin 
die Abschaffung der Akkordarbeit für hin- 
reichend, um jeden Wettbewerb mit dem Aus- 
land unmöglich zu machen. — Die Potsdamer 
Handelskammer bemerkt: „Die Berliner. In- re 
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en und die der benachbarten Orte hält 
einen Wettbewerb mit der Auslandsindustrie 
auf dem Weltmarkte für ausgeschlossen und 
befürchtet durch die Konkurrenz des Auslandes 
selbst auf dem inländischen Markte starke Be- 
einträchtigungen zu erfahren. Einige Berliner 
Betriebe geben an, dass sie unter den gegen- 


wärtigen Lohnverhältnissen nicht mehr in der 


Lage sein werden, sogar mit den Betrieben in 
in Wettbewerb zu treten.‘ 
Frankfurt a.M.: „Besonders Amerika hat 


während des Krieges in hohem Grade auf Vor- 


rat gearbeitet und wird, sobald genügend 
Schiffsraum zur Verfügung steht, Europa mit 
seinen Erzeugnissen überschwemmen. Schon 
unter früheren Verhältnissen hielten sich die 
Preise der amerikanischen Fabrikate, z. B. der 
Maschinenindustrie,vielfach unter denen deutscher 
Waren. Dies aber wird als Folge der enormen 
Preissteigerungen unserer Produkte, die zum 
grossen Teil aut Rechnung der hohen Lohn- 
steigerungen zu setzen ist, in Zukunft noch 
weit mehr der Fall sein. In der Hutindustrie 
z. B. erwartet man von der Oeffnung der 
Grenzen den alsbaldigen vollständigen Ruin, 
da die Industrie der Ententestaaten bereits jetzt 
zu bedeutend niedrigeren Preisen ins besetzte 
Gebiet liefert.‘ — Gotha: ‚Selbst Erzeugnisse, 
die vor dem Kriege völlig oder doch nahezu 
völlig konkurrenzlos dastanden und einen erheb- 
lichen Preisaufschlag hätten vertragen können, 
stellen sich gegenwärtig in ihrer Herstellung 
derartig teuer, dass an ihre gewinnbringende 
Ausfuhr zurzeit überhaupt nicht gedacht werden 
kann. Beispielsweise sind die wichtigsten Er- 
zeugnisse der im Kammerbezirk stark ver- 


‚tretenen Kleineisenindustrie, die vor dem Krieg 


in erheblichen Mengen ausgeführt wurden, 


durchschnittlich um 400—500 pCt. gestiegen. 
Das sind Preise, die jede Konkurrenzfähigkeit 


auf den Auslandsmärkten von vornherein aus- 


lich sogar herabsetzen können. 


schliessen.‘ — Peiner Walzwerk: „England 
hat den Eisenpreis in neutralen Ländern kürz- 
Die deutsche 
Eisenindustrie ist gezwungen, diesem Beispiele 


zu folgen und auch ihre Preise, trotz der ge- 


waltig gestiegenen Selbstkosten, herabzusetzen. 
Dies ist natürlich nur in beschränktem Masse 
möglich, so dass über kurz oder lang das Aus- 
landsgeschäft unrentabel wird oder der eng- 


‚lischen Konkurrenz unterliegt.‘ 


Von mehreren Seiten wird bereits über 
schlechte Erfahrungen auf den Auslands- 
märkten berichtet. So schreibt Pforzheim: 
„Zahlreiche Auslandsbestellungen in der 
Schmuckwarenindustrie sind bereits wegen zu 
hoher Preise widerrufen worden.‘ — Detmold: 

„Eine Sperrholzfabrik teilt uns mit, dass ihre 


"Ausfuhr nach Holland nahezu aufgehört habe, 


weil die dortigen Käufer den auf das drei- bis 


_ vierfache gestiegenen Preis nicht 
wollten.‘ 
 fabriken haben festgestellt, 
und der Sohweiz insbesondere von England und 


B 


bezahlen 
„Mehrere Maschinen- 
dass in Holland 


Dessau: 


Amerika und auch von Schweden bedeutend 
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billigere Angebote gemacht worden sind.‘‘ — Eine 
Elbinger Maschinenbauanstalt schreibt: 
„Die andauernde Steigerung der Betriebskosten, 
hauptsächlich hervorgerufen durch Arbeitsun- 
lust, die häufigen Arbeitsunterbreshungen und 
herabgeminderte Leistungsfähigkeit der Arbeiter, 
verbunden mit der Steigerung der Arbeitslöhne 
und Rohmaterialpreiss erschweren die Be- 
schaffung von Aufträgen aus dem neutralen 
Auslande derart, dass meine Erwartungen, in 
kurzem solche Aufträge in grösserem Umfange 
hereinzubekommen, fast ganz geschwunden sind. 
Die Produktionskosten erhöhen sich fortgesetzt 
dermassen, dass es fast unmöglich geworden 
ist, mit ausländischen Firmen erfolgreich in 
Wettbewerb zu treten, trotzdem im neutralen 
Auslande augenblicklich ein sehr grosser Bedarf 
an Maschinen und namentlich an Dampfkesseln 
vorhanden ist.‘‘ — Eine Altonaer Firma be- 
richtet: ,‚‚In letzter Zeit sind eine Reihe aus- 
ländischer Reflektanten von ihrem Vorhaben, 
Mühlenanlagen bei uns zu bestellen, zurück- 
' getreten. Dies dürfte indessen wohl ebensosehr 
auf die durch die Revolution herbeigeführten 
unsicheren Zustände zurückzuführen sein, unter 
denen der Kredit Deutschlands ausserordentlich 
gelitten hat. Vom Standpunkt der Reflektanten 
aus, die nach den geltenden Bestimmungen bei 
der Bestellung 1/3 des Betrages in bar zu leisten 
haben, ist dies sehr wohl verständlich: Die 
Leute sind sich ja in keiner Weise sicher, ob 
wir infolge der unruhigen Verhältnisse über- 
haupt in der Lage sein werden, die Aufträge, 
deren Erledigung durchweg 3 bis 6 Monate in 
Anspruch nimmt, auszuführen.‘‘ — Die Ober- 
hausener Glasfabrik teilt mit: „Im neutralen 
Auslande ist die Nachfrage nach unseren Artikeln 
sehr gross, aber bei den Preisen, die wir fordern 
müssen, bricht die Kundschaft die Beziehungen 
glatt ab.‘‘ — Eine Duisburger Maschinen- 
fabrik schreibt: „Lieferungen ins Ausland er- 
scheinen hier grundsätzlich als ausgeschlossen, 
da englische Werke, mit denen wir vor dem 
Kriege sehr erfolgreich konkurrierten, jetzt bis 
zu 33'/5 pCt. billiger anbieten können, als wir. 
Auch in anderen für uns wichtigen Geschäfts- 
zweigen fehlt es an jeder Möglichkeit, belang- 
reichere Exportaufträge zu erhalten. Unser 
holländischer Vertreter für Bergbaumaschinen 
teilte uns dies schon Anfang Januar ausdrück- 
lich mit der Begründung mit, nicht allein 
unsere Preise, sondern alle deutschen Preise 
im allgemeinen seien viel zu hoch.‘ — 
Fürwahr, ein trübes Bild, das jeden denken- 
den Menschen mit ernster Sorge um unsere 
Zukunft erfüllen muss. Niemand kann sich der 
Ueberzeugung verschliessen, der der Deutsche 
Industrie- und Handelstag in erschütternden 
Worten Ausdruck gibt, „dass ein Weitergehen 
auf den beschrittenen unheilvollen Pfaden 
Industrie und Handel und mit unerbittlicher 
Notwendigkeit auch das ganze Reich und Volk 


in allerkürzester Zeit nicht nur an den Rand 
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des Verderbens, sondern mitten hinein ins Ver- 
derben führen wird.‘“ Die Spitze der amtlichen 
Handelsvertretungen hat sich das Verdienst 
erworben, auf die furchtbaren Gefahren, die 
uns bedrohen, noch in zwölfter Stunde mit 
hohem sittlichen Ernst und unter Beibringung 
eines erdrückenden Beweismaterials hingewiesen 
zu haben. Möchte dieser warnende Ruf bei allen 
denen, die es angeht, insbesondere auch bei 
den deutschen Arbeitern und Angestellten, nieht 
ungehört verhallen! 


Die Bevölkerungsbewegung 
in Deutschland unter dem Einfluss 
des Weltkrieges. 
Von €, Döring. 


Als Bulletin der Studiengesellschaft für 
soziale Folgen des Krieges in Kopenhagen 
erschien aus der Feder des Verfassers schen im 
Mä'z 1917 eine Darstellung, die den Einwirkungen 
des Krieges auf die Bevölkerungsbewegung in 
Deutschlaud und Frankreich nachzugehen suchte. 
Nunmehr liegt eine Neubearbeitung dieser Schrift 
vor, w.lche die Bevölkerungsbewegung in Deutsch- 
land für die gesamte tatsächliche Kriegszeit (bis 
Ende Oktober i918) untersucht. Wenn auch bier- 
für die endgültigen Zahlen noch nicht zur Ver- 
fügung standen, so boten sich doch hinreichende 
Anhaltspunkte und mittelbare Aufschlüsse, um zu 
einigermassen sicheren Schätzungen zu gelangen. 
Diese beanspruchen um so grösseres Interesse, als 
die amtliche Bearbeitung des Materials noch 
geraume Zeit auf sich warten lassen dürfte. Die 
Gesamtergebnisse, zu denen Döring gelangt, 
werden im Folgenden wiedergegeben. 


Zusammengefasst stellen sich die Wirkungen 
des Krieges für die Bevölkerungsbewegnng 
so dar: 

1. Das deutsche Volk erlitt durch Geburien- 
rückgang und Zunahme der Sterblichkeit einen 
Gesamtverlust von rund 56 Millionen 


Menschen. Infolgedessen hat in der Ent- 
wicklung der Bevölkerungszahl eine 
rückläufige Bewegung eingesetzt. Die Ein- 


wohnerzahl ist von 67,8 auf rund 65,1 Millionen 
gesunken. Davon sind 33,9 Mill. weiblichen 
und nur 31,2 Mill. männlichen Geschlechts. 


2. Von dem Gesamtverlust wurden rund 
3,5 Mill. durch den Geburtenrückgang und 
rund 2,1 Mill. durch die Zunahme der Sterb- 
lichkeit verursacht, 

3. Altersaufbau und Zahlenverhältnis 
der Geschlechter sind vollkommen zerrüttet. 
Auf 1000 Personen männlıchen Geschlechts 
kommen anstatt 1,024 nunmehr 1 ‚086 Personen 
weiblichen Geschlechts. In den Altersklassen 
vom 20. bis etwa zum 50. Jahre beträgt das 


das Verhältnis sogar statt 1000 :1005 jetzt 


1000 : 1155 und in den Jahresklassen vom 
20.—80. Jahr, die für Eheschliessungen 
besonders in Betracht kommen, ist es 
noch weit ungünstiger. 


Gr 
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4. Die jüngsten, vom Mai 1915 bis 


zum Juli 1919 geborenen Jahrgänge 
bleiben um !/ bis !/a hinter der normalen 
Friedenszahl zurück. 

4. Die Zunahme der Sterblichkeit hat 
infolge der blutigen Verluste (rund 1,8 Mill.) 
in erster Linie die kräftigsten und 
leistungsfähigsten männlichen Jahrgänge 
betroffen. Die Anzahl der Männer im militär- 
pflichtigen Alter ist von rund 14 — auf etwa 
12,2 Mill. oder um 13 pCt. gesunken. Dazu 
kommt, dass Hunderttausende der Ueber- 
lebenden mehr oder weniger schwer ver- 
krüppelt sind. Durch diese umgekehrt& 
Rassenauslese ist die beste Arbeitskraft 
des Deutschen Volkes zu grossem Teil ver- 
nichtet worden. 


5. Auch die Zivilbevölkerung hat in- 
folge Unterernährung und Ueberarbeit stark 
gelitten. 
Schichten der städtischen Bevölkerung betroffen. 
Weit über 700000 Menschen, die das 
erste Lebensjahr überschritten hatten, 
sind mehr gestorben, als es unter nor- 


malen Verhältnissen der Fall gewesen 


sein würde. 
»Zu diesen : unmittelbaren kommen. 
mittelbaren und die Nachwirkungen. 
6. Die Demobilisation dauerte 2 bis 
3 Monate. Auch nach ihrem Abschluss werden 
aber noch ziemlich beträchtliche 'fruppen- 
massen unter den Waffen behalten. Ferner 


waren über 800 000 deutsche Soldaten noch 


Ende Februar 1919 in Kriegsgefangenschatt; 


und es liess sich noch nicht absehen, wann sie 


freigegeben werden würden. In dieser Ueber- 


gangszeit müssen die Geburtenverhältnisse daher | 


noch stark beeinflusst werden. 


7. Der ungeheuerliche Verlust an x 


zeugungsfähigen Männern wird aber auch 
nach der völligen Wiederherstellung des 
Friedenszustandes und der Rückkehr der Ge- 


fangenen seinen Einfluss auf die Bevölkerungs- 


bewegung geltend machen. Rund 1,8 Millionen 


Männer sind im Kriege gefallen. Rechnet man 


dazu die Verluste der Zivilbevölkerung und 
zieht in Betracht, 
Soldaten geschwächt an Zeugungskraft zurück- 
kehren, so dürfte der Gesamtverlust an 
zeugungsfähigen Männern mit 2,5 Mill. 
nicht zu hoch veranschlagt sein. 
dessen wird die Geburtenzahl noch 
längere Zeit nach dem Kriege um mehr 
ala 20 pCt. hinter der 
zurückbleiben. Auch die Zahl der Ehe- 
schliessungen wird. niedriger sein. 
darf sich hier nicht durch den Hinweis auf 
frühere Kriege täuschen lassen. 
Menschenverlust im heutigen Kriege, der sich 
in vier Jahre zusammendrängt, ist beispiellos 
in der Geschichte. 

8. Der Gesundheitszustand Jar. Bevöl- 
kerung hat sich im Kriege infolge Unterernäh- 
rung und DUeberarbeit enorm verschlechtert. 


EN .‘ 


ed 


'Am schwersten wurden die ärmeren 


die 


dass viele Hunterttausende 


Infolge- 


Friedenszahl 
Man 


Denn der 
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Besonders gelitten hat die ärmere schwer ar- 
beitende Bevölkerung. Geradezu erschreckend 
hat z. B. die Tuberkulose um sich gegriffen. 
Hat sie doch im letzten Kriegsjahr um mehr 
als 50 pCt. zugenommen. Daher wird die 
Sterblichkeit der Gesamtbevölkerung 
auch nach dem Kriege noch längere Zeit 
beträchtlich höher sein als die des 
letzten Friedensjahres. Dies ist auch des- 
wegen wahrscheinlich, weil die Herstellung nor- 
maler Ernährungsverhältnisse geraume Zeit in 
Anspruch nehmen dürfte. 


9. Endlich darf nicht vergessen werden, 
dass das deutsche Volk vor wirtschaftlichen 
Schwierigkeiten (Teuerung, Rohstoffmangel, 
Arbeitslosigkeit, Mangel an Verkehrsmitteln 
usw.) steht, die auch für das Bevölkerungs- 
problem nicht ohne Bedeutung sind. Denn ja 
schwieriger die wirtschaftlichen Verhältnisse, 
je teurer die Aufzucht von Kindern, um so 
stärker das Bestreben, die Geburtenzahl 
künstlich zu beschränken. 


Die gesamten Folgen des Krieges für die 
Bevölkerungsbewegung sind also in ihrer ganzen 
Grösse noch gar nicht abzusehen. | 


Zu einem einmaligen Verlust vo 
mehr als 5!/a Millionen Menschen 
kommt ein noch lange andauernder 
Geburtenrückgang und auf Jahre hin- 
aus eine höhere Sterblichkeitszifier. 


Zur Lage in den Vereinigten Staaten 
1917—1918. 


, Seit dem Eintritt der Vereinigten Staaten 
in den Weltkrieg im April 1917, haben sich in 
deren wirtschaftlicher und finanzieller Struktur 
derartige Umwälzungen vollzogen, dass sich 
der Versuch lobnt, die Lage dieses Landes, 
nach Einstellung der Feindseligkeiten, ein- 
gehender zu untersuchen. 

In den ersten drei Kriegsjahren hat die 
 nordamerikanische Union, dank ihrem Reichtum 
an Naturschätzen, ihren gesegneten Ernten und 
finanziellen Hilfsquellen, eine Periode grosser 
Blüte erlebt, wie sie unter normalen Wirtschafts- 
verhältnissen kaum möglich gewesen wäre. Wir 
haben in früheren Berichten wiederholt auf die 
Bedeutung dieses raschen und gründlichen Um- 
 schwungs hingewiesen, und möchten uns heute 
darauf beschränken, die Entwicklung der letzten 
zwei Kriegsjabre zu verfolgen. | 

Bereits 1916 war die nordamerikanische 
Union vom Schuldnerland zum Gläubigerstaat 
geworden; innerhalb von zwei oder drei Jahren 
hat sich der Aktivsaldo der Handelsbilanz mehr 
als verdreifacht; der Goldbestand, der dank 
des Bundesreservesystems immer mehr zentra- 
lisiert wurde, hat sich verdoppelt und der 
grösste Teil der im Auslande kontrahierten 
Sohulden konnte abgetragen werden. Die Union 
wusste das Fehlen der europäischen Konkurrenz, 

besonders Englands und Deutschlands, zu ihrem 


‘für Kriegszwecks mobilisiert. 


Vorteil auszunützen. In Südamerika, im fernen 
Osten, sowie in den neutralen Ländern Europas, 
sicherten sich die nordamerikanischen Iadu- 
striellen neue, wertvolle Absatzgebiete, die 
möglicherweise, zum Teil wenigstens, für Europa 
endgültig verloren gehen werden. Um die 
Nahrungsmittelnot in dem vom Kriege ver- 
heerten Europa zu mildern, wurde die land- 
wirtschaftliche Produktion stark gefördert; die 
Lage des amerikanischen Farmers besserte sich 
zusehends, infolge der beträchtlichen Preis- 
steigerung aller landwirtschaftlichen Erzeugnisse, 

Kurz nach Kriegsausbruch trat das neue 
Bundesreservebanksystem -in Kraft und es ist 
nicht zuletzt dieser Massnahms zu verdanken, 
wenn es dem dergestalt konsolidierten amerika- 
nischen Geldmarkt gelungen ist, sich reibungs- 
los den durch die plötzliche Hochkonjunktur 
geschaffenen neuen Verhältnissen anzupassen 
und ihnen das nötige Verständnis entgegenzu- 
bringen. Die amerikanischen Banken erwiesen 
sich dann in der Folge den an sie gestellten 
gewaltigen Ansprüchen als vollkommen ge- 
wachsen. 

Als die Vereinigten Staaten vor zwei 
Jahren, infolge der Eröffnung des unein- 
geschränkten Unterseebootkrieges, selbst an der 
Seite der Alliierten in den Krieg eintraten, 
hatte es vielfach den Anschein, als ob sie 
bereits den Höhspunkt ihrer weltwirtschaft- 
lichen Kraftentfaltung erreicht hätten; die 
amerikanische Industrie hatte schon damals 
ihre Leistungsfähigkeit bedeutend erhöht, das 
gleiche galt von der Landwirtschaft. Die Eisen- 
bahnen befanden sich zumeist in günstigerer 
Lage als vor dem Kriege und der amerikanische 
Schiffsraum hatte bereits eine beachtenswerte 
Bedeutung erlangt. 

Aber die Entwicklung der Jahre 1914 bis 
1916 wurde durch diejenige der. letzten zwei 
Jahre vollständig in den Schatten gestellt. Der 
ganze nordamerikanische Wirtschaftsorganismus 
wurde innerhalb kurzer Zeit sozusagen restlos 
Der Betrieb der 
Eisenbahnen wurde vom Staate übernommen, 
ebenso die Schiffahrt, das Telephon und der 
Telegraph, dann die überseeischen Kabel. Die 
Güterproduktion, hauptsächlich der Erzeugnisse, 
die für die Kriegsführung oder die Ernährung 
des Volkes in Betracht kamen (Getreide, Brenn- 
stoffe, Metalle, usw.), wurde monopolisiert oder 
vorübergehend in Staatsbetrieb genommen; der 
Verbrauch wurde reglementiert und rationiert. 
Zu Beginn 1918 waren für Regierungszwecke 
monopolisiert: über 75 pCt. der Eisen- und 
Stahlerzeugung, 85 bis 90 pCt. der Kupfer- 
produktion, zirka 45 pÜt. der Produktion von 
Wolle und Wollfabrikaten. Andere Produktions- 
zweige wurden in gleicher Weise herangezogsn, 
Aber trotz beschleunigterem Produktionstempo 
trat in der Folge keine merkliche Verschiebung 
in diesen Produktionszahlen ein, und schliess- 
lich musste die Privatindustrie, auf Anordaung 
des War Industries Board, vorübergehend 
auf die Koks- und Kohlenzufuhr zugunsten der 
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Kriegsmaterial produzierenden Werke überhaupt 
verzichten. Und als im Juni 1918 die hoch- 
gehenden Erwartungen des Industrieamtes nicht 
in Erfüllung gingen, wurde mit einer voll- 
ständigen Nationalisierung der Werke gedroht, 
für den Fall, 
deutend gesteigert werde. Diese drakonische 
Massnahme gelangte allerdings nicht zur Durch- 
führung. 


Die Förderung der industriellen und land- 


wirtschaftlichen Produktion wurde in den letzten 
zwei Jahren durch die Einberufung einiger 
Millionen Arbeiter unter die Fahnen erschwert, 
was wesentlich zur Verschärfung des Arbeiter- 
problems und zu einer geradezu unheimlichen 
Steigerung aller Löhne beitrug. Dass die Pro- 
duktion trotzdem, so wie es geschehen ist, ge- 
fördert werden konnte, hängt in der Havpt- 
sache zusammen mit der zunehmenden Indu- 


strialisierung des Landes und mit der Heran-. 
denen es zu ver- 


ziehung der Frauenarbeit, 
danken ist, dass der Uebergang von der 
Friedens- zur Kriegswirtschaft verhältnismässig 
gut vonstatten ging. 

Es kann natürlich nicht verwundern, dass 
dieser Uebergang sich glatter als in Europa 
vollzog. Man machte sich in erster Linie die 
hier gesammelten Erfahrungen zunutze durch 
Verbesserung der Produktionsmethoden und Er- 
weiterung der Betriebe, man stellte mit einem 
‚Wort die volle unverbrauchte Kraft eines 
finanziell und wirtschaftlich gesunden Organis- 
mus in den Dienst des Krieges. 

Immerhin ist als erstes Ergebnis des 
Eintritts der Versinigten Staaten in den Welt- 
krieg die Verschärfung der allgemeinen Teue- 
rung zu buchen. 

Nachstehende Tabelle der Entwicklung des 
BradstreetIndex zeigt mit aller Deutlichkeit, 
dass die Preisteuerung in der Union nicht ge- 
riuger war als im alten Erdteil. 


Bradstreet | j919 | 1918 | 1917 1916 | 1915 | 1914 
Index | 
in Dollars 

Januar .... |18 5573|17.9636113.7277110.9163] 9.143118 8857 
Februar... |17.6644 18.0776 13 9427 11.1415. 9.6621 8 8819 
März 18.0732 14.1360 11.3760] 9.6197 88320 
Ami 18.4656 14,5768|11.7598 9.7753 8.7562. 
Mia '18.9133115.1203 11.7485| 979788 6224 
Te 19.0091/15.4680 11.6887| 9.7418|8.6226 
ER 19.1849|16.0680|11.5294| 9.8698 8.6566 
Aura 19.1162 16.3985 11.4414) 9.8213 |8.7087* 
Beptenten 19.0485 16 4441|11.7803| 9.8034 9 7872 
Oktober 19.0167/16.9135 12.0399| 9.9774 9.2410 
en 18.9116 17.0701|12.7992|10.3768 18.8620 
Deseihiber 19.0376| 17.5966|13.6628 10.6473 9.0354 


Nach diesem Index, der auf den Engros- 
Preisen von 96 Artikeln fusst, haben sich die 
Kosten der Lebenshaltung seit August 1914 
ungefähr verdoppelt. Sait Unterzeichnung des 
Waffenstillstandes ist eine leichte, aber sympto- 
matische Rückbildung der Preisbewegung zu 
beobachten. 

Die gruppenweise Preisentwicklung seit 
Jahresfrist erhellt aus-folgender Uebersicht: 


*) Doll. 9,8495 am 15. August 1914. 


dass die Produktion nicht be- 
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1. Februar] 1. Januar | 1. Dez. 1. Februar _— 
Bradstrest Index] org. | 1002 me ae 
in Dollars ee 
Brotfrüchte..... | 0.1897 0.1986 | 0. 02359. 
Lebendes Vieh .. | 0.6725 | 0.6650 | 0.6770 | 06110 
Lebensmittel ... | 4.6272 | 4.9484 | 4,9709 | 422600 
Früchte........ 0.3096 | 0.3507 | 0.3195 | 041560 
Häute und Leder | 2.1650 | 2.1650 | 2,1660 | 28000 
Textilwaren .... | 49423 | 5.8330 | 5.6049 | 540051 
Metalle ......... 1.1620 | 1.1996 | 1.2864 | 157° 
Kohle und Koks | 00121 |; 0.0120 | 0.010 | 00114 
Oele ..... ..... | 1.1552 | 1.2734 | 1.2734 | 1.0610 02 
Naval stores ... 0.1359 1.1356 0.1546 | 0.0910 
Baumaterialien.. | 0.2116 | 0,2117 | 02113 | 01531 
Chemische ; BE es 
Produkte und m 
Droguen ..... 1.1658 | 1.3303 | 1.5065 | 160600 
Verschiedenes .. | 0.9255 | 0.7340 | 0.7065 | 05758 
Summe .. | 17.6644 | 18. 5673 19.0376 | 18.0776 


Die meisten Warenpreise erreichten ihren 


Höhepunkt im Juli 1918, somit zu einer Zeit, 
wo die Truppentransporte nach Europa eben- 
falls am stärksten waren. de 
‚die Kreditinflation in dieser Preisbewegung ine 


Zweifellos spielte 


bedeutende, jedoch schwer zu schätzende Rolle. a 5 
Doch will es uns scheinen, dass dee Waren- 


hunger Europas und die Tonnagenot die be- 5 


stimmenden Faktoren gewesen sind. 


Auf ein baldiges Nachlassen der Preise 
der wichtigsten Nahrungsmittel wird vorerst 
kaum zu rechnen sein, 
recht beträchtlich sein sollen, iR 
nicht übersehen werden, dass die Hauptlast n 
der nun grundsätzlich beschlossenen Ernährung 
der Zentralmächte wiederum den Vereinigten 
Staaten zufallen wird. Nach einer kürzlichen 
Schätzung des amerikanischen Nahrungsmittel- # 
Kommissärs Hoover müssen zurzeit nicht 
weniger als 200 Millionen Einwohner Europas 


mit amerikanischen Lebensmitteln Span 
werden. u 
> Diese scharfe Preiserhöhung hat weder der 


stark auf Luxus eingestellten Lebenshaltung, 
noch der Kapitalneubildung merklich geschadet. 


In finanzieller Hinsicht wurden sehr früh- 


obwohl die 


denn es darf Be 


A 
Bee 


Vorräte 


zeitig alle Bankmittel zum Zwecke der Kriegs- ee 


finanzierung mobilisiert. Im letzten Fiskaljahr 
(per 30. Juni 1918) sind nicht weniger als. 


19 Milliarden Doll. 


worden, 


erreicht hatte, 


nicht mit 


Kriegsausgaben bewilligt 
während beispielsweise 
1918/14 der Wert der gesamten industriellen 
Produktion des Landes nur 24 Milliarden Doll. 

Die Kapital- und Geldmärkte 
wurden ebenfalls frühzeitig vollständig inden 
Dienst des Staates gestellt und einer scharfen 
behördlichen Kontrolle 
hätten aber ihre Aufgabe nicht erfüllt, wenı 
allen zur Verfügung stehenden 
Mitteln der Konsum eingeschränkt and ‚die 


Produktion vermehrt worden wäre. 


Ein grosser Teil der unter Kriegsausgaben a 
figurierenden Beträge ist indes für das Lund 
nicht verloren, indem sie zu Vorschüssen an 
verbündete Regierungen zwecks Begleichung ER 
‚von Warenkäufen dienten. Die Frage der Rük- 
zahlung dieser meist kurzfristigen orepblsin N 


im Jahre 


unterworfen. 


Diese x 


‚Doll. 


253 


gehört zu den verwickelsten Aufgaben der 
nächsten Zukunft. 

Kurzum, in den letzten zwei Jahren wurde 
der Einfluss der Bundesverwaltung immer mehr 
in den Vordergrund gerückt, obwohl weder in 
finanzieller noch in wirtschaftlicher Hinsicht 
alle Hoffnungen der führenden Staatsmänner 
in Erfüllung gingen. - 

Die derzeitige Lage der Union wird am 


 treffendsten gekennzeichnet durch die Entwick- 


lung der wichtigsten Wirtschaftsindizien. 

Der amerikanische Aussenhandel hat 
sich in den Kriegsjahren rasch entwickelt und 
von Jahr zu Jahr neue Rekordziffiern erreicht, 
Zum guten Teil ist diese beträchtliche Wert- 
zunahme eins Folge der Preiserhöhungen. Da- 
neben aber spielte vor allem der enorm 
gestiegene Bedarf der verbündeten und neu- 
tralen Staaten Europas, und die unzulängliche 
Leistungsfähigkeit der europäischen Industrie 
eine nicht zu unterschätzende Rolle. Daraus 
allein erklärt sich der gegenwärtige Stand der 
amerikanischen Handelsbilanz, die bereits in 
den Friedensjahren — im Gegensatz zu den 


- führenden Industrieländern Europas — stark 


aktiv war und heute den fünffachen Ausfuhr- 
überschuss aufweist. 

Die Entwicklung des amerikanischen Aussen- 
handels im verflossenen Jahrzehnt erhellt aus 
nachstehender Uebersicht: 


Waren- Ueber- : 
bewegung Ausfuhr | Rivfuhr schuss der ans 
Kalenderjahr | Ausfohr | Pandel 
in Tausend Dollars 
1908 .... 11752835]1116 374 | 636 461 | 2869 209 
1909 .... 117.81 9/1475 521 | 252678 | 3203 720 
- 1910 .... [1866259 1562904 | 8303355 |3 429 168 
+ 1911 .... |2092527|1532359| 560168 | 3 624 886 
1912 .... 12399218|1818073| 581145 |4217 291 
1913 .... [2484 018|1792596 | 691421 | 4276 614 
‚1914 .... 12113 62411789276 | 324348 | 3 902 900 
1915 .... [83554 670 |1 778 596 | 1 776 074 | 5 333 266 
1916 .... 15482 641 |2 391 635 | 3 091 006 | 7 874.276 
5, 1917 .... [6 233478 |2 952468 | 3281 010 | 9 185 946 
RE 6150193 | 3031805 | 3118 888 | 9 181 498 


Von 1792 1/as Millionen Doll. in 1913 stieg 


- die Einfuhr im Jahre 1918 auf 3031 !/s Millionen 


Doll.;.1916 waren bloss für-2 391 635 335 Doll. 
Waren importiert worden. Diese Zunahme 


wurde aber mehr als wettgemacht durch die 


Steigerung der Ausfuhr, die von 2484 Millionen 
Doll. in 1913 auf 6150 Millionen im Jahre 1918 
stieg. In 1916 erreichte das Total 5 482 641 101 


somit mit einem Ueberschuss von nicht weniger 
als 3119 Millionen Doll. im Jahre 1918 gegen 
nur 691!/s Millionen in 1913 und 324'/, 
Millionen in 1914. 

Für die Einfuhr ergibt sich hieraus eine 


neue Rekordziffer, was umso bemerkenswerter 
ist, 
= geringer waren als in den vorhergegangenen 
- Jahren. 
- der Import britischer, französischer und spani- 

scher Erzeugnisse 
gestaltete sich die Zufuhr aus Kanada recht 


als die importierten Mengen wesentlich 
Als scharf rückgängig ist besonders 


zu bezeichnen. Dagegen 


Die Aktivseite der Handelsbilanz schliesst _ 
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- allem auf den Ausfall Russlands, 
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befriedigend; sie wies gegenüber dem Vorjahre 
eine ziemlich beträchtliche Zunahme auf, die 
nicht zuletzt dem Bezug von Cellulose zuzu- 
schreiben ist. Desgleichen waren die Importe 
aus Argentinien grösser als im Vorjahre, was 
mit den vermehrten Verschiffungen von Lein- 
saaten und Wolle im Zusammenhang steht. Für 
Häute und Felle ergibt sich eine ausgesprochene 
Abnahme. Desgleichen erfuhren die Importe 
aus Chile (Wolle), aus Cuba (Zucker) und aus 
Mexiko (Kupfer, Blei und Petroleum) eine Zu- 
nahme, Im Gegensatz hierzu haben die übrigen 
südamerikanischen Republiken wesentlich ge- 
ringere Mengen ihrer Produkte eingeführt; 
dies gilt besonders vom brasilianischen Kaffee 
und vom Gummi. China hat weniger Seide 
geschickt, was durch einen erhöhten Bezug aus 
Japan gedeckt wurde. In den letzten Jahren 
haben sich die Handelsbeziehungen zu Britisch- 
Indien” bedeutend erweitert; die Vereinigten 
Staaten kauften hauptsächlich Jute, Zinn und 
Gummi. 

Was die gruppenweise Gliederung der Ein- 
fuhr anbetrifft, so ist bei den Rohmaterialien 
und bei den unverarbeiteten Lebensmitteln eine 
eine mässige Abnahme zu verzeichnen. Anderer- 


seits weisen die Rubriken der zum Teil ver- 


arbeiteten Lebensmittel und der Halbfabrikate 
mehr oder minder beträchtliche Zunahmen auf. 
' Der Ausfuhrwert blieb, trotz der merk- 


‚lichen Preiserhöhung, im Jahre 1918 mässig 


hinter dem vorjährigen Rekord zurück. Immer- 
hin ist gegenüber dem letzten Friedensjahre 
eine bedeutende Zunahme zu verzeichnen. Dazu 
ist zu bemerken, dass einerseits der grösste 
Teil der Verschiffungen nach Europa für 
Kriegszwecke in der amerikanischen Handels- 
statistik nicht erscheint und andererseits die 
Transportkrisis die gewöhnlichen Verschiffungs- 
möglichkeiten auf ein Minimum herabsetzte. 
Dann ist nicht ausser Acht zu lassen, dass auch 
die Vereinigten Staater, ähnlich wie die übrigen 
europäischen Staaten, die Ausfuhr einer ganzen 
Reihe von Erzeugnissen im ordentlichen Verkehr 
vorübergehend sistierten. 

In den Sommermonaten wurden bedeutende 
Mengen von Lebensmitteln nach Europa expor- 
tiert. Die Zunahme reichte aber nicht aus, um 
die Ausfälle der übrigen Monate wettzumachen. 
Im übrigen ist zu bemerken, dass nicht alle 
Export-Produkte eine Preiserhöhung aufweisen, 
wiewohl nur verhältnismässig wenige Artikel 
unter diese Ausnahme fallen. 

In den ersten Kriegsjahren war die Zu- 
nahme des amerikanischen Exports in erster 
Linie den vermehrten Ankäufen der krieg- 
führenden Länder der Entente zuzuschreiben; 
im verflossenen Jahre ist der Rückgang vor 
eines ehe- 
maligen wichtigen Käufers, zurückzuführen. 
Die Ausfuhr nach diesem Riesenreich erreichte 
1918 nur wenige 9 Millionen Doll. gegen 


.8151/s Millionen im Jahre 1917. 


Dagegen weisen die Exporte nach Gross- 
BELRDIEN: die 1917 mit 2009 Millionen Doll. 


Pr 
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wesentlicb über das Jahr 1916 hinausgingen, 
im Jahr 1918 mit 2061 Millionen einen neuen 
Rekord auf; Belgien nahm 1918 für 154 Mil- 
lionen Doll, amerikanische Produkte auf gegen 
nur 56 Millionen im Vorjahre; Italien über- 
nahm 492 Millionen gegen 419 Millionen. Be- 
merkenswert ist der Rückgang der Ausfuhr 
nach den meisten neutralen Ländern Europas, 
vor allem nach Skandinavien, Spanien und 
Holland. Für Europa beträgt der Gesamt- 
rückgang nicht weniger ala 203 Millionen Doll. 
Nach den übrigen Ländern, wie Cuba, Chile, 
Britisch-Indien, Japan, China und den meisten 
britischen Kolonien, usw. ist eine mehr oder 


minder beträchtliche Steigerung der amerika- 


nischen Ausfuhr zu verzeichnen. Immerhin hat 
sich das Tempo ihrer Zunahme wesentlich 
verlangsamt. 

Ob alle diese neuen Märkte behauptet wer- 
den können, wird sich erst nach Rückkehr 
normaler wirtschaftlicher Verhältnisse in Europa 
zeigen. : 

Wir geben nachstehend eine Uebersicht 
der wichtigsten Exportprodukte für die Jahre 
1913—1918: 


a 


Exportprodukte | 1918 | 1917 | 1916 | 1915 | 1914 | 1913 
in Millionen Dollars 
Baumwolle ........: 674| 5756| 545| 417| 3441 575 


Brotfrüchte........ 802) 632| 4472| 5928| 3101. 203 
Sonst. Lebensmittel. | 941 | 437| 8316| 280) 161] 161 
Baumwolloel ...... 23 17 19 25 15 18 
Petroleum, usw..... 344| 253) 202| 1483| 140] 149 


Summe |2784|1915|155411393| 970|1 106 
Alle übrigen Artikel |3 365 431813929 |2162|1143| 1378 


Summe |6149|6233|5483| 3555 | 2113 ]2 484 

In quantitativer Hinsicht fiel der Baum- 
wollexport geringer aus, sein Wert hat da- 
gegen zugenommen. Es wurden 1918 ins- 
gesamt 4112349 Ballen im Werte von 6741/4Mil- 
lionen Doll. versandt, gegen 4818943 Ballen 
im Werte von nur 575'J/, Millionen Doll. im 
Vorjahre. Also trotz eines Rückgangs der 
Menge von 14.40 pCt., beträgt die Wertzunahme 
rund 17 pCt. Aehnlich, aber weniger augen- 
fällig, verhält es sich mit Kohle, Baumwoll- 
tüchern, Zement, Oelen, usw. Wesentlich höher 
war die Ausfuhr von Petroleum. Bei Fleisch- 
und Farmprodukten beträgt die Zunahme nicht 
weniger als 504 Millionen, was in der Haupt- 
sache dem Preisaufschlag zuzuschreiben ist. 
Dagegen haben einzelne Produkte der metallur- 
gischen Industrie, hauptsächlich Eisen- und 
Stahlfabrikate, Automobile, Chemikalien, Kupfer, 
Munition, Zinn und andere Metalle, d. i. alle 
für die Kriegsindustrie unentbehrlichen Er- 
zeugnisse eine beträchtliche Abnahme zu ver- 
zeichnen, 

Obwohl die Gesamtausfuhr im Rückgange 
begriffen ist, ist sowohl bei den Rohmaterialien 
wie bei den Lebensmitteln eine ziemlich be- 
trächtliche Preissteigerung die Regel. Dagegen 
herrscht bei den Fertigfabrikaten die rück- 
läufige Tendenz vor. Die Abnahme der Aus- 


552454374 Doll. 


fuhr von Getreide wurde durch die Erhöhung der 
Verschiffungen von Mehl mehr als wettgemacht. 

Unter Berücksichtigung der Edelmetall- 
bewegung, die 1918 in einer Netto-Goldzufuhr 
von 21 Millionen Doll. und in einer Netto- 
Silberausfuhr von 181'/. Millionen Doll, zum 
Ausdrucke kam, zeigt die Handelsbilanz einen 
Aktivüberschuss von 3 2781!/, Millionen Doll. 
gegen 746/a Millionen Doll. im Jahre 1913. 
Für die 53 Kriegsmonate bis Ende 1918 betrug 
derselbe rund 10 737 Millionen Doll., laut nach- 
stehender Tabelle: 


Ueber- 
Gesamtbilanz Ausfuhr | Einfuhr |schuss der 
Ausfahr 
in Millionen Dollars 
N REN N 22 332 10803 | 11529 
CHldmaseeedaese 705 1776 | —1071* 
Silber as a 483 204 2379 
Summe| 23520 | 12783 | 10737 


Demzufolge war der Warenexport mehr 
als doppelt so hoch wie der Warenimport. 
Diese Ziffern erhalten erst dann ihre volle 
Bedeutung, wenn man weiss, dass seit der An- 
nahme der amerikanischen Verfassung bis zum 


 Kriegsausbruch die Gesamtsumme der aktiven 
 Handelsbilanzen Amerikas nur 9Milliarden Doll. 


erreichte. Dass die Preisinflation in diesen 
Aussenhandelszahlen eine Rolle gespielt hat, ist 
Tatsache, ihr Wirkungsgrad ist indessen kaum 
genau zu ermitteln, selbst an Hand der 
Quantitätsstatistik. Sr 

Zur Begleichung des bedeutenden Ausfuhr- 
Ueberschusses wurde in den ersten Kriegs- 
jahren zum Mittel der Goldeinfuhr gegriffen. 


Bis Ende 1918 wurden insgesamt 1762 Ml- 
lionen Doll. Gold eingeführt und 685 °/sMillionen 


Gold ausgeführt; es ergab sich somit eine Netto- 
Goldeinfuhr von 1076 ?/s Millionen Doll. 


Seit Eintritt der Vereinigten Staaten in 


den europäischen Krieg wurde dieser Weg der 
Zahlungsbegleichung immer mehr verlassen, 


wie nachstehende Uebersicht der monatlichen 
Ein- und Ausfuhr von Gold*) zum Ausdruck 


bringt. Man griff mehr zum Mittel der Kredit- 
eröffnung. } 


Die gesamte Goldeinfuhr erreichte im. 


Jahre 1918 nur 62042748 Doll. gegen 


685 990 234 Doll. in 1916. Die Goldausfuhr 
war ebenfalls geringer, was damit zusammen- 


hängt, dass seit September 1917 die Gold- 


ausfuhr von einer Speziallizenz abhängig ge- 
macht wurde. Die Netto-Goldeinfuhr betrug 
1918 nur mehr 


in 1916. 
wurde im März 1917 mit 139 !/a Millionen Doll. 
erreicht, also kurz vor Eintritt der Vereinigten 


StaatenindenKrieg. Die Ausfuhr nahm1918ihren 


Weg besonders nach Mexiko, Südamerika und 
Kanada. Vom 1. August 1914 bis Ende Januar 


1919 (54 Monate) betrug die Netto-Gold- 


*) Ueberschuss der Einfuhr. 
**) 8, Sp. 257. 


im‘ Jahre: 1917 und 


20972930 Doll. gegen 
180 570 490 Doll. in 1917 und 530 197 307 Doll. 
Die höchste Monatsimportsumme 
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einfuhr insgesamt 1071'/s Millionen,*) wovon 
der grösste Teil in die Gewölbe der Bundes- 
reservebanken wanderte. | 


Goldbeweernu Ueberschuss 

x en der. Ausfuhr (-L) 
Ausfuhr Einfahr „ Einfuhr (—) - 

1918 | 1917 | 1918 | 1917 | 1918 | 1917 


in Tausend Dollars 


3746| 20 720] 4404| 58 926| — 658 |— 38206 

Februar..| 5 084| 22068) 2 549|103 766 2535 1— 81698 
März 2810) 17 920| 1 9121139 4991 898 | — 121 579 
April 3560| 16 965| 2746| 32 372 814 |— 15407 
Mai . 3599| 57698 6621) 52262] — 3022 + 5436 
Juni ....| 2704| 67 164/31 892) 91 339| — 29188 |— 24175 
Juli ... 7200| 69 052) 2597| 27 304] + 4603 7 41 748 
August 3277, 46 049| 1555| 18692] + 1722 27 357 
September] 2284| 31033] 2611| 4172]— 327 1E 27 161 
Oktober..| 2178| 11154] 1470| 4150|+ 708 7004 
November | 3048| 7223| 1920| 2906| + 1128 |+ 4317 
Dezember | 1580| 4538| 1766| 17 0661| — 186 |— 12528 
Summe [#1 070/371 884/62 043/552 454| — 20 973 |— 180 570 


Die Silberbewegung erreichte einen 
ungewöhnlichen Umfang, indem sowohl Ein- 
wie Ausfuhr Rekordziffern aufwiesen. Bei der 
Ausfuhr erklärt sich dies daraus, dass das 
amerikanische Schatzamt ziemlich beträchtliche 
Summen Silber, das gegen Silberzertifikate 
hinterlegt war, frei machte, um es für Export- 
zwecke — es handelte sich hauptsächlich um 
die Nivellierung des Wechselkurses auf Indien — 
flüssig zu machen. Die Exportsumme erreichte 
nicht weniger als 252°/, Millionen Dollars. 
Unter Berücksichtigung des Silberimports 
(71!/s Millionen) ergab sich eine Nettoausfuhr 
von 181470765 Doll. im Jahre 1915 gegen 
30790 399 Doll. in 1917. - 

Zur Veranschaulichung der amerikanischen 
Bilanz diene folgende Uebersicht: 


Veber- Ueber- 


a nn En FE BB EEE 
die de] Ron (eieia| Rein 
re ansfuhr bilanz ; bilanz 

in Millionen Dollars 

1913 691 27 718 | 98 **) 746 
1914 324 26 350 —165 **) 6515 
1915 1776 19 1795 421 1375 
1916 8091 38 3129 530 2599 
1917 3281 31 83312 181 3131 
1918 3118 181 3300 21 3279 


Wie bereits betont, half der günstige Stand 
der Ernten wesentlich zur Kräftigung des 
Landes mit, zumal die Farmer, angeregt durch 
die hohen Preise und später gezwungen durch 
 Regierungsmassnahmen, zur Bewirtschaftung 
einer grösseren Anbaufläche übergingen. 

 Nachstehende Tabelle gibt hierüber Aus- 
kunft: 


/ 
Anbaufläche | 1818 | 1917 | 1916 | 1915 | 1914 1913 


in Millionen acres 


Weizen: Früble.| 224| 17.8| 17.6| 192| 17.5] 185 
Winter] 36.7 | 27.3| 34.71 41.3| 36.0| 31.7 
Summe....i 59.1| 45.1] 5233| 60.5 | 535 | 60.2 

Mais ..........] 107.4 | 116.7 | 105.3 | 106.2 | 103.4 | 105.8 
Hafer...... .1 444 |. 43.6 | 41.5 | 41.0 | 3884| 38.4 
Gerste ......... 9.7 8.9 7.1 7.1 7.6 7.8 
Roggen ........ 62 4.3 32 81 2.5 2.6 
Baumwolle ..... 85.9 | 33.8 | 35.0 | 31.4 | 36.81 871 
*) 5 letzte Monate 1914: 81719000 Doll, 1915: 420528000 Doll., 


529 000 
1916: 529.952 000 Doll., 1917: 181542000 Doll. und 1918: 21385000 Doll. 
**) Deberschuss der Goldausfuhr. : 
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Eine wesentliche Zunahme des bebauten 
Bodens ist hieraus nicht ersichtlich. Dagegen 
erreichten sowohl die erzeugten Mengen als 


. auch deren Wert Rekordzahlen, wie  nach- 
stehende zwei Tabellen zeigen: 
Erlös der wieh- 
tidsten Benten 1918 | 1917 | 1916 | 1915 | 1914 | 1918 
in Millionen Dollars | 
Weizen: Frühlg| 72 4441| 238] 8304| 2031 176 
Winter] 1154 | 837 782 638 | 6751 434 
Summe....| 1875 | 1278| 1020 | 942 | 878| 610 
Mais. 3628 | 3920 | 2281 | 1723 | 1722 | 169% 
Hafer... 2... 1092 | 1061 | 656 | 560 | 499 | 440 
Gerste ......... 2385| 241) 161] 118) 106 96 
Roggen‘... 2.4 135 104 60 45 37 26 
5 Ernten) 6866 | 6605 | 4177 | 3388 | 3243 | 2864 
Baumwolle ..1 1616 | 1566 | 1122 | 604 | 520) 825 
Hr... ‚| 1742 | 1628 | 1179 | 10566 | 779 | 797 


“Ueber den Umfang der Produktion orien- 


tiert folgende Tabelle: 


Wichtigste 
ER 1918 | 1917 | 1916 | 1915 | 1914 | 1913 
in Millienen Bushels 

Weizen: Frühlg| 359] 224| 156 | 3852| 206| 240 
Winter] 558] 413| 480| 674| 685 | 6523 
Summe....l 917 637 636 | 1026 891 | 763 
Malac0yr 44 ds 2583 | 3065 | 2567 | 2995 | 2673 | 2447 
Hafar........: 1538 | 1593 | 1252 ! 1549 ı 2141 | 1122 
Gerste ......... 256 | 212 | 1852| 229| 195 | 178 
Roggen ........ 89 63 49 54 43 41 
Baumwolle”) ....| 11.7) 113| 115| 11.2| 16.1| 142 


Währenddem dis Maisernten nur ein mittel- 
mässiges Ergebnis abwarfen, sind alle übrigen 
Ernten sehr gut ausgefallen, besonders in bezug 
auf den Preiserlös. Der Gesamtwert der Farm- 
produktion erreicht mehr als 14 Milliarden 
Dollars gegen 13°/; Milliarden in 1917 und 
knapp- 6 Milliarden Dollars vor dem Kriege 
(1913). Zu bemerken ist allerdings, dass die 
Zahlen für das verflossene Jahr provisorisch 
sind, indem sie nur auf 13 der wichtigsten 
Ernteprodukte basieren, die auf Grund der 
Preise vom 1. Dezember 1918 einen Wert von 
11 126 Millionen Dollars darstellen, gegen 
10 692 Millionen in 1917, 7055 Millionen in 
1916 und 4933 Millionen in 1913. 


Kennzeichnend für die Lage der ameri- 
kanischen Schwerindustrie ist die Ent- 
wicklung des amerikanischen Stahltrusts in 
den letzten Kriegsjahren. Für die United 
States Steel Corporation, die es vor dem 
Kriege infolge ihrer bekannten. Kapitalver- 
wässerung nie auf einen grünen Zweig brachte, 
bildeten die ersten Kriegsjahre eine Konjunktur- 
periode allerersten Ranges, die sowohl im Auf- 
tragsbestand wie in den Gewinnziffern und 
ausgeschütteten Dividenden zum Ausdruck 
kam. 

Seit einiger Zeit ist durch den Rüok- 
gang des Auftragbestands ein merkliches 
Nachlassen im Beschäftigungsgrad des Stahl- 
trusts zu beobachten, wie nachstehende. 
Tabelle zeigt: 


*, In Millionen Ballen. 
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EEE STE ET TERTE ET RENTEN TEE ET 
Auftrags- 
bestand | 


1914 | 1913 


| 
1918 8" 1917 |, 1916 | 1915 
| 


des Stahl- 
trusts | 
in Tonnen 

Januar . .| 9477853 111474054 | 7 922767 | 4248571 | 4613 680 | 7 827 368 
Februar. .| 9288453 | 11576697 | 8568966 | 4345 371 | 5 026 440 | 7 656 714 
März 9.056 404 111711644 | 9331 4255 749 | 4 658 825 | 7 468 956 
April 8741 882 112183083 | 9829551 | 4 162244 | 4 277 068 | 6 978 762 
Mai..... 8337623 | 11 886 591 | 9937798 | 4 264598 | 3 998 160 | 6 324 322 
Juni ....18918868 |11383287 | 9640458 | 4678196 | 4 032 857 | 5 807 317 


Juli... 8883 801 |10 844164 | 9593 592 | 4928540 | 4158589 | 5399356 
g 9.042 11047049 | 9660357 | 4908545 | 4213 331 | 5 223 468 
September 8297905 | 9833477 | 9522584 | 5317 618 | 3787 667 | 5. 003785 


Oktober. . 
November | 8124663 | 8897 106 |11 058542 | 7189489 | 3 324 592 | 4396 347 


Dezember | 7379152 | 9381 711 [11547 286 | 7 806 220 | 8 836 643 | 4 282 107 
Das Total vom Januar 1919 (6 684 000 t) 
ist das niedrigste seit Oktober 1915, obwohl 
die Leistungsfähigkeit des Trusts inzwischen 
gewaltig gestiegen ist. Dieser scharfe Rück- 
gang in Auftragbestand hängt in erster Linie 
zusammen mit der Unsicherheit in den Preisen 
und Löhnen, weniger mit dem zu deckenden 
Bedarf, der nach wie vor sehr gross ist. 

Die Verdienstkraft und Verdienstmöglich- 
keit haben abgenommen, indem die Kriegs- 
bestellungen stark zurückgegangen sind und 
die Gesellschaft immer höheren Kriegssteuern 
ausgesetzt war. Der im letzten Dezember- 
Quartal zur Verfügung stehende Gewinnbetrag 
ist der niedrigste seit Mitte 1915, wie aus 
folgender Tabelle der monatsweisen Entwicklung 
des, nach Abzug der Steuern, seit Anfang 1913 
erzielten Reingewinnes erbellt: 


Verfügb. | | 


Reingew. 
0 „Unites 1918 | 1917 | 1916 | 1915 | 1914 | 1913 

Steel 
Corporat. 

n Dollars 5 

Januar. .| 18176000] 24438 000] 18 198 000! 1.687 000] 4941 0001 11 843 000 
Februar .| 17313 000| 22870 000 19 196.000| 8639 000] 5 656 000 10 830 000 
März... .| 26472000| 29448000] 22722 000| 7 132.000] 7 397 000| 12254 000 
April 20 645.000) 27 834.000) 25 424 000| 7.285 000| 6 921 0001 13.073 000 
Mai 21494. 000| 30.020 000| 27 555 000! 9 321.000] 6 846 000] 14 555 000 
Juni 20.418.000| 30 569 000 28 147 000) 11.343 000] 6 691.000| 13.593 000 
Juli... ‚| 15 261 000| 23 601 000| 25 650.000| 12.048 000| 7 476.000] 12 937 000 
August .| 14087.000| 24440000 29 747 000| 12869 000| 7 585.000] 12 657 000 
Septemb | 13613. 000| 22749000, 30 420.000| 13 793.000] 7 215 000] 12 856 
Oktober .| 13660 000| 2183 35 177.000| 16 564 0001 5 581000] 11 430 000 
Novembk. | 11 859 000| 19 903.000| 36 444000! 16 991 000] 2798 000] 7 392.000 
Dezemb. | 10835.000| 17 646.000 34 297 000! 17 723 000] 2557 000] 4 262.000 
Ganz. Jahr|198 834 000 295 294 000 333 574 000|130 396 000|71.664.000|137 181 000 


Im letzten Quartal 1918 wurden auf den 
Stammaktien blos 13 791 000 Doll. = 2.71 pCt. 
verdient. Demzufolge ist auch die Quartal- 
dividende, die 1917 nie unter 4 pOt. gesunken 
war, wieder auf 21/, pCt. zurückgegangen, so 
dass die Jahresdividende für 1918 14 pCt. 
gegen 17 pCt. im Vorjahre beträgt. Im ganzen 
Jahre 1915 wurde auf den Stammaktien 9.8 pCt. 
verdient, im Jahre 1916 48.4 pCt., 1917 
38.8 pCt. und 1918 nur 21.9 pCt. . Der ge- 
samte verfügbare Reingewinn des Jahres 1918 
beträgt nur mehr 136 624000 Doll. 
222 620 000 Doll. im Jahre 1917, wobei zu 
bemerken ist, dass die Steuern — ein grosser 


Teil entfällt auf die Kriegsgewinnsteuer — 


8300 Millionen Dollars gegen 233 465 000 Doll. 
für das Jahr 1917 betragen. Bemerkenswert 
ist in diesem Zusammenhange, dass die Eisen- 


und Stahlpreise 1918 niedriger standen als 


früher, was mit den Regierungsmassnahmen 
hinsichtlich der Preisfestsetzung zusammenhängt. 
Sodann ist nicht ausser Acht zu lassen, dass 


. monatelanger Koks-. 


gegen 


‘in Höhe des durchschnittlichen Reinertrages 
ade am 30. Juni 1917 zu ende gegenganen: 


die Löhne viel beträchtlichere Summen als 
früher absorbierten. Immerhin sei festgestellt, 
dass der Stahltrust: in der Kriegszeit seine 
innere Lage wesentlich konsolidiert hat und 
bedeutende neue Investierungen vornahm, ohne 
neue Kapitalausgaben. 

Der gegenwärtige Beschäftigurgsgrad ber 
trägt kaum 60 bis 65 Prozent der normalen 
Leistungsfähigkeit, wobei allerdings zuberük- 
siohtigen ist, dass letztere in den Kriegsjahren 
wesentlich erhöht wurde. Die Verteilung der 
Stahlproduktion liegt seit Anfang 1918 in den Bern 
Händen der Ragierung. 7 Ser 

Das Arbeiterproblem ist beim Stahlskrüen a! 
wie auch bei den übrigen Schwerindustrien eg 
Amerikas, sehr akut geworden; doch inddie 
Schwierigkeiten durch die Gewährung de 
Achtstundentages und starker Lohnzuschäge 
einigermassen gemildert worden. Wenn nicht 
und Kohlenmangel ge 
herrscht hätte, wäre die Stahlproduktion grösser 
ausgefallen, denn an der Nachfrage hate, 
auch seitens des Auslandes, das ganze Jahr : 
hindurch nicht gefehlt. ERS 

Die Kupferproduktion wurde ebenfalls stark Er 
eingeschränkt. Trotzdem die grösseren Produ- 
zenten vor einiger Zeit beschlossen hatten, dn 
Preis von 23 Cents per Pfund aufrecht zuer- 
halten, war Ware zu 20 Cents und bis unter 
15 Cents erhältlich, Der Höhepunkt in dr 
Kupferausbeutung wurde in den ersten 9 Mo- 
naten des Jahres 1918 erreicht. In kiner 
Woche sank der Beschäftigungsgrad unter 
95 pCt. Trotz der beträchtlichen Steigerung 
der Produktion genügten aber die amerika- 
nischen Kupferminen bei weitem‘ nicht zur 
Deskung des laufenden Bedarfes der Regierung. 
Angesichts des eingetretenen Rückgangs in der 
Nachfrage wurde kürzlich, trotz der Antitrust- 
gesetzgebung, ein Exportkartell gebildet, dem 
die meisten führenden Werke angehören und 
das wohl auch auf anderen Gebieten Nach- SR 
ahmung finden dürfte. =: 

In den übrigen Industrien ist die Lago u 
wesensähnlich. Ueberall wurden in den letzten 
Kriegsjahren bedeutende Betriebserweiterungen, Na 
deren Kosten meistens aus dem laufenden Ge- 
winn gedeckt werden konnten, vorgenommen. EAN; 
Dies gilt besonders von der Textil-Industrie 
vor allem von den Baumwollspinnereien und 
-Webereien, aber auch von den ohemischen 
Fabriken, die nicht nur den bedeutenden 
Inlandbedarf zu decken in der Lage sind, son- 
dern auch zum Export einer Anzahl wichtiger 
Produkte schreiten konnten. 

Die amerikanische Eisenbahnfrage 
gehört zu den heikelsten Zukunftsproblemen 
sowohl in finanzieller als in wirtschaftlicher 
Hinsicht. Ende1917übernahmdie amerikanische 


Bundesregierung die Kontrolle über das gesamte % 


Eisenbahnnetz des Landes. Den Privatgesell- z 
schaften, die seit vielen Jahren vergeblich 
Tariferhöhungen forderten, wurden Einnahmen 


_ 


männern des | 
zur Seite steht, hat kürzlich eine Verlängerung 


— 


drei Jahre zugestanden. Bei den während 
dieser Zeit reorganisierten oder unter Zwangs- 
verwaltung gestandenen Gesellschaften, gestaltete 
sich nätürlich die Lage schwieriger ‚ und 


in den meisten Fällen ist es bis zur Stunde 


noch nicht gelungen, mit den zuständigen 
Landesbehörden bestimmteAbfindungsabkommen 
zu treffen. Auf Grund des temporären Nationali- 
sierungsgesetzes sollten die Eisenbahnunter- 
nehmen innerhalb 21 Monaten nach Friedens- 


schluss — eventuell vorher, nach Gutdünken des 


Präsidenten — wieder ihren ursprünglichen 
Besitzern zurückgegeben werden. Aber trotz- 
dem der Staatsbetrieb bei weitem nicht den 
gehegten Erwartungen entsprochen hat, erwartet 


man keine Rückkehr zum früheren Betriebs- 


system. Der Generaldirektor der Eisenbahnen, 
dem eine aus den tüchtigsten Eisenbahn-Fach- 
Landes bestehende Kommission 


des jetzigen Betriebszustandes um fünf Jahre in 
Vorschlag gebracht; doch frägt es sich sehr, 


- ob der Kongress, in dem die regierende demo- 


kratische Partei keine Mehrheit mehr besitzt, 
und das amerikanische Volk mit einer solchen 
Verlängerung einverstanden sein werden. 
Zweifellos hat der Staatsbetrieb Ersparnisse 


ermöglicht, besonders durch die Vereinfachung 


des Betriebes und die gemeinsame Benützung 
der Bahnhöfe, besonders der Kopfstationen 
(Terminals); doch ist man auch in dieser 
Beziehung vielfach enttäuscht. Zudem macht 
sich eine Abnahme der Betriebseinnahmen fühl- 
bar, die besonders in den Netto-Einnahmen zum 
Ausdruck gelangt. Laut New-Yorker Chronicle 


ergab sich 1918 gegen 1917 bei 194 Eisen- 


bahngesellschaften in einer Gesamtlänge von 
233 014 Meilen ein Plus der Bruttoeinnahmen 
von 863°/, Millionen Dollars (21,40 pCt.) und 
eine Zunahme der Betriebsausgaben von 1143 
Millionen Dollars, so dass sich eine Abnahme 


von 284®/, Millionen Dollars (23,92 pCt.) ergibt. 


Wichtig scheint ferner, dass, im Gegensatz zu 
England, die Tarife meistens den zugestandenen 


-Lohnerhöhungen entsprechend gesteigert worden 


sind, was für die Verkehrsentwicklung hemmend 
war. Die Instandhaltung der Linien, usw. wurde 
vielfach vernachlässigt, was zum Teil mit dem 
Arbeitermangel zusammenhängt. ; 

- Kurz, die Erfahrungen, die in der Kriegs- 
zeit mit der Regisrungskontrolle gemacht worden 
sind, sprechen nicht dafür, dass eine Fort- 
setzung des Staatsbetriebes der Beschaffung der 


_ nötigen Kapitalien und der Herabsetzung der 


Transport-Tarife förderlich sein werde. 
Ueber die wirtschaftlichen Aussichten in 
den Vereinigten Staaten lauten die Urteile ver- 


Be e ahieen. Zweifelloshabensowohldieindustriellen 


als die landwirtschaftlichen Kreise Nordamerikas 
es ihre Lage in den Kriegsjahren gekräftigt. 


Viel- 
fach konnten aus den laufenden Gewinnen be- 
-trächtliche Summen neu investiert werden, die 
auf. ‚Jahre hinaus die Leistungsfähigkeit des 
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Landes erhöhen werden. Zudem ist das inter- 
nationale Ansehen der Union seit 1914 be- 
deutend gestiegen, was nicht ohne dauernden 
Nutzen für das Land bleiben dürfte. _ 

Aber die Vormachtstellung, die sich die 
VereinigtenStaaten so unerwartet rasch errungen 
haben, schliesst gleichzeitig grosse Risikeninsich. 

Die zukünftige Wohlfahrt der Vereinigten 
Staaten Amerikas, so sehr auch die grosse Aus- 
dehnung des Landes ihnen die volle Entfaltung 
aller wirtschaftlichen Kräfte gestattet, ist nichts- 
destoweniger bis zu einem gewissen Grade ab- 
hängig von der ökonomischen Lage des alten 
Europas. Einerseits sind die verbündeten 
Mächte für beträchtliche Summen Schuldner der 
Vereinigten Staaten geworden und es wird die 
Frage der allmählichen Abtragung dieser Schuld 
wahrscheinlich noch manches schwierige Problem 
zeitigen. Anderseits ist es nötig, dass der 
europäische Markt imstande sei, den Ueber- 
schuss der amerikanischen Nahrungsmittel-, 
Rohmaterialien- und Industrieerzeugung aufzu- 
nehmen. Dies wird aber nur dann möglich 
sein, wenn Europa in der Lage ist, eigene 
Produkte zum Austausch anzubieten, denn von 
der Aufnahme neuer Anleihen kann wohl kaum 
mehr die Rede sein, noch weniger aber von 
Goldsendungen, die die gegenwärtige Lage der 
europäischen Notenbanken nicht zulässt. Der 
Zukunft bleibt es vorbehalten zu zeigen, inwiefern 
die europäischen Produktionsländer imstande 
sein werden, eine der Ausfuhrfähigkeit der 
Vereinigten Staaten entsprechende Menge von 
Tauschgütern zu erzeugen. 


(Monatsbericht Nr. 2 des Schweizerischen Bank- 
vereins in Basel.) 


Winke und Hinweise. 


- Die Farben schwarz-weiss-rot. 

Der Beschluss des Staatenhauses, dass die 
Reichsflagge künftig die Farben schwarz-rot-gold 
tragen soll, hat in den Handels- und Schiffahrts- 
kreisen _ der Hansastädte aus wirtschaftlichen 
Gründen lebhafte Beunruhigung hervorgerufen. 
Die Handelskammern von Hamburg, 
Bremen und Lübeck haben diese Bedenken 
in einer Eingabs an die Deutsche Nationalver- 
sammlung Ausdruck gegeben, die folgendes 
ausführt: 

„Die Flagge schwarz-weiss-rot ist das Wahr- 
zeichen, unter dem Deutschlands Handel und 
Schiffahrt überall in der Welt gearbeitet und 
Erfolg und Ansehen errungen haben. Soll die 
alte Flagge nach Friedensschluss in fremden 
Häfen nicht mehr gezeigt werden, so wird dies 
im Auslande den Eindruck erwecken, als ob 
Deutschland in diesem Kriege aufgehört habe, 
als ein Schiffahrt und Aussenhandel treibendes 
Volk zu existieren. Der Uebergang zu einer 
anderen 'Reichsflagge wird, wisimkaufmännischen 
Leben ein Firmenweohsel, die Wiederanknüpfung 
der durch den Krieg unterbrochenen aus- 
ländischen Beziehungen und damit den Wieder- 
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aufbau der deutschen Wirtschaft erheblich er- 
schweren. Der starke Werbewert, den eine 
fast fünzigjährige Arbeit des deutschen Kauf- 
manns im Auslande der Flagge schwarz-weiss- 
rot erkämpft hat, wird damit preisgegeben. 
Die Farben schwarz-rot-gold, oder richtiger, da 
Gold als Flaggenfarbe praktisch ein Unding 
ist, schwarz-rot-gelb werden ständig der Ge- 
fahr einer Verwechselung mit den belgischen 
Farben ausgesetzt sein. Allerdings laufen die 
Streifen der belgischen Flagge nicht quer, 
sondern senkrecht, aber dieser geringe Unter- 
schied wird im Auslande wenig beachtet werden, 
und er ist überdies auch, falls die Flagge nicht 
breit ausweht, kaum zu erkennen. Eine weitere 
Verwechselungsgefahr besteht mit der rumäni- 
schen Flagge, deren Farben blau-gelb-rot be- 
sonders bei Regen wie schwarz-gelb-rot aussehen. 
Auf See sind die Farben schwarz-rot-gelb wegen 
ihres stumpfen Tones schlecht sichtbar und auf 
weitere Entfernung nicht auseinanderzuhalten. 
Bei längerem Gebrauch verschwimmen sie auf 
dem Flaggentuch in eine dunkle Farbe. Da- 
gegen erfüllen die Farben schwarz-weiss-rot, 
nach übereinstimmendem Zeugnis der Schiffahrts- 
sachverständigen, alle Anforderungen an deut- 
liche Unterscheidbarkeit, ein Umstand, der 
einer der Hauptgründe war, weshalb seinerzeit 


gerade diese Farben für die deutsche Reichs- 


flagge gewählt wurden. Endlich verdient noch 
beachtet zu werden, dass eine Aenderung der 
bisherigen Reichsfarben zur Anschaffung von 
vielen Tausenden von neuen Flaggen nötigen 
wird, wodurch bei dem heutigen Baumwollmangel 
in Deutschland unnötig bedeutende Kosten und 
praktisch vorläufig kaum zu überwindende 
Schwierigkeiten entstehen. Aus diesen wirt- 
schaftlichen Gründen richten die Handels- 
kammern der Hansestädte an die deutsche 
Nationalversammlung die dringende Bitte, sich 
für die Beibehaltung der bisherigen Reichs- 
flagge mit den Farben schwarz-weiss-rot ent- 
scheiden zu wollen.“ 


Direkte Korrespondenz mit Italien. 

Seit einigen Tagen gestattet Italien seinen 
Angehörigen, mit deutschen Staatsangehörigen 
wieder direkt zu korrespondieren. Wie der 
Handelsvertragsverein erfährt, ist dies nur eine 
Falle. Italien will auf dem Wege der Zensur 
Geheimnisss erfahren, hinter welche es noch 
nicht kommen konnte, insbesondere auch Kennt- 
nis erlangen von versteckten deutschen Ver- 
mögen. So sind seit Waffenstillstand noch eine 
grosse Menge deutscher Vermögen in Italien 
beschlagnahmt worden. 

Es ist deshalb dringend davor zu warnen, 
dass Deutsshe sich vor Abschluss des Friedens- 
vertrages in geschäftliche Korrespondenz mit 
Italienern einlassen. 


Die dritte Utrechter Messe. 


Die vom 24. Februar bis 8. März d. Js. 
äbgehaltene dritte Utrechter Messe — von 
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„Maasbode“ der „Gothaer Almanach der Nieder- 
ländisohen Industrie‘ genannt — stand merklich 
unter dem Zeichen der verärderten politischen 
und wirtschaftlichen Weltlage.. Während die 


beiden vorhergegangenen Messen ausschliesslich _ 


nationale Ausstellungen waren, wurde auf der 
letzten Messe der Uebergang zur Wiederauf- 
nahme der weltwirtschaftliehen Beziehungen der 
Niederlande bereits angebahnt. So hatten die 


Handelsattachös der nachstehend aufgeführten 


Länder in der Rue des Nations Sprechzimmer 
eingerichtet, in denen sie Sprechstunden ab- 
hielten zu Auskünften an Interessenten über 
die allgemeine Wirtschaftslage des von ihnen 
vertretenen Landes sowie über Einzelfragen in 
Handel, Industrie und Landwirtschaft: Belgien, 
China, Deutschland, Frankreich, Portugal, Nor- 
wegen, Deutsch-Oesterreich, Ukraine, Rumänien, 
Japan, Schweiz und Schweden. Die Internatio- 


nalisierung der Messe ist bereits beschlossen, 


sobald die politischen und wirtschaftlichen 
Verhältnisse sie zulassen. 

Die dritte Utrechter Messe hat an Umfang 
ihre Vorgänger erheblieh übertroffen, zählte 


sie doch 1265*) Aussteller und 1280 Schau- 


räume gegenüber 1062 bzw. 690 Ausstellern 
und 963 bzw. 439 Schauräumen im Jahre 1918 
bzw. 1917. Der Besuch ist gegenüber den 
Vorjahren ganz erheblich zurückgegangen: 
Besucher 1917: 110000 Personen, 1918: 
200 000 Personen-und 1919: schätzungsweise 
80 000 Personen. Dieser Rückgang ist zum 
Teil dadurch hervorgerufen, dass in diesem 
Jahre der Besuch der Messe nicht mehr unent- 


geltlich im Gegensatz zu den beiden früheren 
Messon war, dann hat aber auch die unsichere 
internationale Lage lähmend auf den Besuch 


und die Kauflust gewirkt. Die Austellungs- 
abteilungen waren die gleichen wie im Vorjahr 
und lieferten den Beweis, dass die niederländische 
Industrie auch im vergargenen Jahre bsmüht 
gewesen ist, aus der isolierten Wirtschaftslage 
alle erreichbaren Vorteile zu ziehen und sich 
den heimischen Markt auch für solche Waren 


Als namentlich bemerkenswert werden angeführt _ 


zu sichern, die früher aus dem Ausland kamen. 


die Schauräume der Firma Philips’ Glühlampen- 


fabriken in Eindhoven, die u. a. Einrichtungen 
für drahtlose Telephonie und Telegraphie eowie 
Röntgenapparate und eine „Goliath‘-Lampse 
von 50 000 Kerzen ausstellte. N. V. Braam’s 
System war u. a. mit einer Maschine zur Her- 


stellung von Chlorwasser für Bleiohereizwecke 
vertreten, mittels deren jederzeit Chlorwasser 


in jeder erforderlichen Stärke ohne schädliche 


Gaserzeugung hergestellt werden kann. In der 


Abteilung für Musikinstrumente stellte dieFirma 


Ph. Hakkert jr. in Rotterdam Saiten aus, wie 
sie früher aus Frankreich und Deutschland be- 
“ zogen wurden. 
Schiedam führte Hochdrucksauerstoffkompres- 
soren vor, während die Fabrik für Kohlenteer- 


erzeugnisse Teeröl als Heizmaterial, dessen Heiz- 


*) 1694 laut Bericht der Ständigen Ausstellangskommission, * 


.‘ 


Die Firma W. A. Hoek in 


nee 


bewerbes mit Deutschland angeht, 


. nur möglich, wenn sie Qualitätsware 
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kraft 2'/amal grösser sein soll, als die der Kohle, 
ausstellte. Für die Ofenfeueruug mit Teeröl 
hat dieFirmaeinen besonderen Apparat erfunden. 
Auf dem Gebiete des Verkehrswesens war die 
N. V. Betonwagen mit offenen Betongüterwagen 
vertreten. Aber auch von diesen Besonderheiten 
abgesehen, zeigte die Ausstellung ein erfreulichas 
Bild der niederländischen industriellen Entwick- 
lung. 

Bedeutend verbessert gegsnüber den Vor- 
jahren hatte sich diesmal der wirtschaftliche 
Informationsdienst. Die Propaganda für die 
Messe im Ausland war in viel grösserem Um- 
fang betrieben worden, als bei den beiden ersten 
Messen. Dann hatte man auf Grund des Mate- 
rials namentlich der zweiten Messe eine beraits 
über 4000 Karten zählende Adressenkartothek 
angelegt, um Auskünfte über niederländische 
Firmen, Waren usw. auf Anfragen aus dem 
Ausland geben können. 
ausser in niederländischer in deutscher, franzö- 
sischer und englischer Sprache erschienen. 

Die Bedeutung der Utrechter Messe für 
das niederländische Wirtsohaftsleben kommt 
auch in einer steigenden Erhöhung des Staats- 
beitrages zum Ausdruck, der sich in den Jahren 
1917 bzw. 1919 auf 35 000 fl bzw. 80000 fl 
belief. Anlässlich der dritten Utrechter Messe 


. ist auch die Frage der Errichtung von festen 


Ausstellungsgebäuden erörtert worden. Der 
Staat hat zu diesem Zweck 1 Mill. fl in Obli- 
gationen zur Verfügung gestellt, und die 
Utrechter Gemeindevertretung hat sich nach 
längerem Schwanken ebenfalls entschlossen, den 
Bau fester Ausstellungshallen zu befürworten. 

Was endlich die Möglichkeit einos Wett- 
so führt 
„Algemeen Handelsblad‘“ vom 27. Februar 
etwa folgendes aus: Gewiss sei die Möglichkeit 


. vorhanden, manche Waren an die Ententeländer 


zu liefern, die sonst Deutschland geliefert habe. 
Jedoch solle mansichnicht dem Glauben hirgeben, 
als ob Deutschland vom Weltmarkt zu ver- 
drängen sei; aber es sei notwendig, dass die 
Neutralen bis zum Wiedereintritt des deutschen 
Wettbewerbes ihre Stellung festigten; das sei 
lieferten, 
eich das Vertrauen ihrer Abnehmer erwürben 
und zu annehmbaren Preisen verkauften. 
% % 


x 

Die Ständige Ausstellungskommission für 
die deutsche Industrie hatte für das Sprech- 
zimmer des deutschen Handelssachverständigen 
eine Sammlung deutscher Geschäftsdrucksachen 
zusammengestellt, die viel Beachtung fand. 
Ein Bericht über den Verlauf der Messe wird 
von der Geschäftsstelle der Kommission, 
Berlin NW 40, Hindersinstrasse 2, deutschen 
Firmen auf Wunsch übermittelt. 


* Handelspolitisches Programm derenglischen Regierung. 


In Beantwortung einer Anfrage von Sir 
Donald Maclean hat der Minister für wirtschatft- 
lichen Wiederaufbau Sir Auckland Geddes, in 


Der Messekatalog ist. 


Vertretung des abwesenden Präsidenten des 
Handelsamtes Albert Stanley, in grossen Zügen 
die künftige Handelspolitik Englands dargelegt. 
Er hat für die Uebergangszeit die ungeminderte, 
ja verstärkte Aufrechterhaltung des Schutzes 
der nationalen Arbeit, d. h. der Einfuhrverbote, 
verkündet, und zwar geschieht das auf dem 
Verordnungswege, ohne Befragung des Parla- 
ments. Ob der Schutz wirklich nur für eine 
kurz befristete Uebergangszeit, wie es heisst, 
in Geltung bleiben soll und die angekündigte 
Revision am 1. September d. J. stattfindet, wird 
bereits von englischen Blättern selbst in "Zwei- 
fel gezogen. 
Die Richtlinien sind folgende: 
Einfuhr: 


1. Keine Einfuhrbeschränkung für alle 


| Waren, die aus Teilen des britischen Reiches 


stammen, ausser mit besonderer Genehmigung 


des Kriegsamtes. 


2. Die Einfuhr von Rohstoffen ist frei. 

3. Die Einfuhr von Halbfabrikaten, die 
von englischen Industrien benötigt werden, ist 
gleichfalls frei, sofern nicht ihre Einfuhr für 
solche heimischen Industrien gefährlich wird, 
die, wie der Krieg gezeigt hat, für England 
unentbehrlich sind. 

4. Die Einfuhr von Fertigfabrikaten ist 
nicht frei und soll ausnahmsweise nur soweit 
erlaubt sein, als sie für den heimischen Bedarf 
unentbehrlich sind. Soweit die Einfuhr gewisser 
Fertigwaren gegenwärtig gegen Einfuhrschein 
erlaubt ist, soll dies auch weiter der Fall sein. 
Im übrigen soll die Einfuhr dieser Waren vom 
Stand der Währung abhängig gemacht werden. 


Ausfuhr: 


A. Die Ausfuhr nach den nicht blockierten 
Ländern ist frei, ausgenommen: 

1. für Kriegsmaterial, 

2. für Waren, die für den Konsum oder 
Industrien des Inlandes unentbehrlich sind, 

3. für Waren, die direkt oder indirekt vom 
vom Staate gekauft sind oder deren Erzeugung 
von ihm subventioniert wird. 

B. Die Blockade der feindlichen Länder soll 
baldmöglichst ein Ende finden. Bis dahin ist die 
Ausfuhr nach den blockierten Ländern natürlich 
ebenfalls den obengenannten Einschränkungen 


für die nicht blockierten Länder unterworfen. 


Wozu die Zwangsorganisationen gut sind. 

In den Mitteilungen, die der Reichsernäh- 
rungsminister in den letzten Tagen über die 
Lockerung der Zwangsorganisationen machte, 
hob er auch hervor, dass einzelne Industriezweige 
gebeten hätten, die Zwangsorganisationen auch 
weiterhin beizubehalten. Insbesondere sei das 
von der Konserven- und Marmelade-Industrie 
geschehen. Auf eine Anfrage nach den Gründen 
dieser Haltung der genannten Industriezweige 
wurde erwidert, dass die Konservenindustrie 
der Meinung sei, sie werde bei Wegfall der 


Zwangsorganisationen das Gemüse in wechsel- 
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seitigem Wettbewerb zu teuer einkaufen und 
auch die Bleche der Konservenbüchsen zu teuer 
bezahlen müssen. Dieselbe Haltung habe auch 
die Marmelade-Industrie eingenommen, die dazu 
noch befürchte, in der Zuckerversorgung 
benachteiligt zu werden. Aus beiden Industrie- 
zweigen sei aber noch geltend gemacht worden, 
dass die Entstehung neuer Fabriken, also neuer 
Wettbewerb, zu erwarten sei, die durch die 
Zwangsorganisation hintangehalten werden. 
Gerade der letzte Grund ist bezeichnend für 
die Art, wie unsere Zwangswirtschaft ausgenutzt 
wird. Eine Anzahl von industriellen Unterneh- 
mungen ist dadurch begünstigt und fühlt sich 
sicher. Sie möchten gern nach zünftlerischem 
Muster diesen Zustand, der für sie ja angenehm 
und bequehm ist, dauernd erhalten sehen. 
Neuer Wettbewerb soll mit staatlicher 
Hilfe niedergehalten werden. Ohne Rück- 
sicht selbstverständlich auf die Gesamtheit, die 
vom Aufkommen neuen Wettbewerbs Vorteile, 


insbesondere allmählich e Senkung der Preise 


zu erwarten hätte. Deutlicher als es hier 
geschieht kann die Ausnutzung staatlicher 
Zwangsgewalt zu Sonderinteressen bestimmter 
Gruppen eigentlich kaum vor Augen geführt 
werden. Wie in der Marmelade- und Konserven- 
industrie steht eg auch bei verschiedenen andern 
Industriezweigen. Darin liegt ein weiterer 
Grund für schleunigste Beseitigung der Zwangs- 
wirtschaft... 


Ungüitigkeitserklärung von Notgeld. 


Amtsgerichtsrat a. D. Sommer (Köln) schreibt in der 
Kölnischen Zeitung: 
Städte, Kreise, Provinzen, Handelskam- 
mern, Privatfirmen, die während des Krieges 
Notgeld ausgegeben haben, beginnen mit der 
Einziehung desselben. So erfreulich das vom 
volkswirtschaftlichen Standpunkt ist, so gibt 
doch die Art und Weise, wie es geschieht, zu 
Beschwerden Veranlassung. Es werden nur 
einzelne Scheine zu ganz verschiedenen Ein- 
lösungstagen aufgekündigt, und da überdies 


manche der Ausgabestellen mit der Einlösung 


überhaupt noch nicht begonnen haben, daneben 
hier und da Verlängerungen der Aufkündigungs- 
fristen vorkommen, ist ein grosser Wirrwarr 
entstanden. Esist natürlich mit Rücksicht auf 
die Bedürfnisse des Verkehrs und die Leistungs- 
fähigkeit der Ausgabestellen nicht möglich, das 
gesamte Notgeld auf einen Tag aus dem Ver- 
kehr zu ziehen. Aber etwas planmässiger hätte 
‘ doch verfahren werden müssen. Zu allem dem 
kommt nun aber, dass in den Bekanntmachungen 
bald nur gesagt ist, dass die Scheine von dem 
bekanntgegebenen Tage an aus dem Verkehr 
gezogen werden, bald dass sie von diesem Tage 


an ungültig werden, während mauche Bekannt- 


machungen so unklar abgefasst sind, dass man 


überhaupt nicht weiss, ob das eine oder das 
andre gemeint ist, was dann wieder erläuternde 


Bekanntmachungen notwendig macht. 


- Notgeldstücken überhaupt nicht angebracht. 3 a 


: der Inhaber die Einwendungen des Aussteller 
aus der Urkunde entnehmen können. Ander- 
 weitige 


— 


Ist nun aber eine Aufkündigung des Not- 
geldes mit der Rechtsfolge, dass es nach dem "a 
Einlösungstage ungültig wird, rechtswirksam? 
Das ist grundsätzlich zu verneinen. 
Allerdings, wo die Ausgabe von Geld oder Not- 
geld auf besonderen Gesetzen beruht, iez.B 
bei den Reichsmünzen, Reichsbanknoten, Richs- 
kassenscheinen oder den. Darlehenskasen- 
scheinen, können diese Gesetze auch Ungültig- 
keitserklärungen vorsehen. Für das von Städten, 
Kreisen, Provinzen, Privatfirmen usw. heraus- 
gegebene Notgeld gelten aber keine Sondergesetze, 


- sondern lediglich die allgemeinen Bestimmungen 


des Bürgerlichen Gesetzbuchs. Notgeld, Gut- 


scheine sowohl wie Metallstücke, gehört zu dn Bra 


sogenannten kleinen Inhaberpapieren. Dass 

sind Karten, Marken oder ähnliche Urkunden, 
in denen ein Gläubiger nicht genannt ist, und BR 
in denen sich der Aussteller dem Inhaber 
gegenüber zu einer Leistung verpflichtet. Für 
diese Papiere gelten nach $ 807 BGB. nur einige 
der dieInhaberpapiere betreffenden Paragraphen 
des BGB. Darunter ist der die Einlösungfragge 
regelnde 8 801 BGB aber nicht. Dagegen gt 
der $ 796, wonach der Inhaber u.a. coli 
Einwendungen sich gefallen lassen mus, de 
sich ausder Urkunde ergeben. Dazugeöoren 
auch Zeitbestimmungen über die Gültigkeit ds 
Papiers. Ein derartiger Vermerk ist aber schn 
aus räumlichen Gründen auf den metallenen ı 


Bei den papiernen Gutscheinen aber herrscht 

hier grosse Buntscheckigkeit. So heisstes z.B. 
auf den Gutscheinen der Stadt Koblenz, dass 
der Betrag nach erfolgter Bekanntmachung des 
Oberbürgermeisters, spätestens drei Monatenach 
Friedensschluss, zurückgezahlt wird. Auf 
den Gutscheinen der Handelskammer zu Saar- 
brücken ist zu lesen, dass der Betrag bei den 
noch näher zu bezeichnenden Banken drei Monate 
nach Friedensschluss zurückgezahlt wird. Der- 
artige Gutscheine können also überhaupt nicht 
für ungültig erklärt werden, weil ein solcher 
Vorbehalt in der Urkunde nicht gemacht ist. 
Dasselbe gilt von den Gutscheinen der Rhein- 
provinz, wo es schlechtweg heisst: Einlösungs- 
termin 1. Februar 1919. Auf den Gutscheinen 
der Stadt Bonn steht: ‚Der Gutschein verliert 
seine Gültigkeit drei Monate nach Öffentlicher 
Bekanntmachung.‘“ Und noch genauer drückt 
sich die Stadt Köln auf ihren Gutscheinen aus; 
„Der Schein verliert seine Gültigkeit einen 
Monat nach Aufkündigung in den Kölner Lokal- 

blättern.‘‘ Diese Vermerke erwähnen wenigstens 
die Ungültigkeitserklärung im Gegensatz zu den 
Vermerken auf den erst erwähnten Scheinen. 
Trotzdem ist die Rechtswirksamkeit dieser 
Erklärung zweifelhaft. Denn nach $ 796 muss 


Nachforschungen dürfen ihm nicht 
zugemutet werden. Aus den Gutscheinen von 
Bonn und Köln kann der Inhaber aber nur 
entnehmen, dass diese Städte das Recht haben 
sollen, den Gutschein innerhalb bestimmter 
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Fristen für ungültig zu erklären, aber nicht 
ob der Gutschein noch gültig ist oder nicht. 
Zweifellos vechtswirksam wäre also nur ein 
Vermerk, der z. B. lautete: ‚„Ungültig am 1.Fe- 
bruar 1919.“ Bei der grössen volkswirtschatt- 
lichen Bedeutung der Einlösung erscheint es 
geboten, dass die Frage reichsgesetzlich geregelt 
wird. E 


Bücherschau. 


E. Günther, Wie steht es um die deutsche 
Volkswirtschaft? B. G. Teubner, Leipzig 1919. 
288. 80 Pf. — Eine Bilanz der deutschen 
Volkswirtschaft, wie sie der Verfasser aufstellt, 
lässt erkennen, dass wir arm, bettelarm ge- 
worden sind durch den Krieg. Und wenn wir 
nicht in Not und Elend ganz zugrunde gehen 
„wollen, dann müssen’ wir alle unsere Kräfte 
auf das äusserste anspannen. Die Zukunits- 
aussichten erscheinen dem Verfasser nicht als 
hoffnungslos. 


Albert Baum, Deutschlands Errettung aus 
wirtschaftlicher Not. Akademisch-Technischer 
Verlag Johann Hammel, Frankfurt a.M. 1919. 
758. 3 M. — Verfasser bespricht die Ur- 
sachen des Zusammenbruchs unseres Wirt- 
schafts-Lebens und legt seine Ansichten dar 
über Wege, die zur Errettung Deutschlands 
aus wirtschaftlicher Not führen können. Die 
Ausführungen sind z. T. recht allgemeiner 
Art, sie enthalten auch sehr viel reinerisches 
Beiwerk. Die Grundgedanken hätten wohl auf 
zehn Seiten hinreichend begründet werden 
köhnen. Dr. Ladenthin, Berlin, 


Ernst Loeb, Wirtschaftliche Vorgänge, Er- 
fahrungen und Lehren im europäischen Krieg. 
1. Teil. Gustav Fischer, Jena 1918. 108S. 
8 M. — Im vorliegenden ersten Teil der Schrift 
begnügt sich Verfasser leider mit einer ge- 
 schichtlichen Darstellung einiger wirtschaft- 
‚licher Vorgänge in Deutschland während der 
. ersten Kriegszeit.e. Nach Durchsicht des ge- 
. botenen Stoffes drängt sich dem Leser die 
Frage auf, wie es dem Verfasser wohl im zweiten 
Band, der erst nach dem Kriege erscheinen 
soll, gelingen mag, seine Aufgabe zu lösen, die 


er selbst in der Prüfung erblickt, ‘ob die im - 


Kriege geschaffene wirtschaftliche Notgesetz- 
gebung, welcher Teil von ihr und dieser in 
welcher Form wert sei, auch im Frieden weiter 
zu leben und in Geltung zu bleiben. EL. 


Hermann Hassel, Wirtschaftliche Aufgaben 
-im Baltikum. L. Friedrichsen & Co., Hamburg 
1918. 368. — Obwohl die politische Zukunft 
des Baltikums noch ganz im Dunklen liegt, 
glaubt der aus Riga stammende Verfasser doch 
aussprechen zu können, dass nur ein enger, 
wirtschaftlicher Anschluss an Deutschland die 
produktiven Kräfte jener Gebiete zu voller 
Entfaltung zu bringen vermag, 
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Hans Gehrig und Heinrich Waentig, Belgiens 
Volkswirtsehaft. B. G. Teubner, Leipzig 1918. 
838 S. — Die Riesenarbeit, die in den be- 
setzten Gebieten von militärischen und zivilen 
Behörden geleistet worden ist, bringt uns keine 
Frucht. Die grossen Kulturaufgaben, die wir 
in Ost und West in Angriff genommen haben, 
werden zum grossen Teil ungelöst bleiben. Wie 
unsere Hoffnungen werden die Spuren unserer 
Tätigkeit verwehen. Doch nicht alle Spuren. 
Die Wissenschaft hat die Zeit der Besetzung 
feindlicher Gebiete trotz des Krieges nicht un- 
benutzt gelassen. Wertvolle geographische, 
kunstbistorische, volkswirtschaftliche Arbeiten 
sind geleistet worden. Und die Ergebnisse 
dieser Arbeiten sind ein Gewinn, den uns auch 
der unglückliche Kriegsausgang, die überstürzte 
Räumung des feindlichen Gebietes, unsere Ohn- 
macht an Stella früherer Macht nicht wieder 
entreissen. Unter diesen wenigen unveräusser- 
baren Ergebnissen der Kriegsjahre wird stets 
obenan stehen das Werk über Belgiens Volks- 
wirtschaft. Auch schon vor demKriege hateseine 
nicht geringe Literatur über Belgien gegeben. 
Aber sie war zum grössten Teil in französischer 
Sprache geschrieben. Die deutschen Dar- 
stellungen haben meist Belgien nur unter be- 


: sonderem Gesichtspunkt betrachtet und sind 


deshalb Teildarstellungen geblieben. Der Krieg 
hat diese Literatur wohl bereichert. Aber eine 
wissenschaftliche Einführung in die Gesamtheit 
der wirtschaftlichen und sozialen Verhältnisse 
Belgiens bistet erstmalig das vorliegende Buch. 
Der Hauptanteil kommt dem Dresdner Professor 
der Nationalökonomie Gehrig zu, der von den 
Grundlagen der belgischen Yolkswirtschaft die 
soziale Gliederung behandelt, wertvolle Dar- 
legungen über die wirtschaftspolitischen und 
sozialen Triebkräfte gegeben und schliesslich 
zwei Beiträge über die Brüsseler Börse und 
„zur Ermittlung des Volksvermögens und der 
Zahlungsbilanz‘‘ geliefert hat. Der Hallenser 
Professor Waentig, der ebenso wie Gehrig die 
Kriegsjahre in Brüssel im Dienst der Okkupations- 
behörde zugebracht hat, gibt einen Abriss der 
Entwicklung der belgischen Volkswirtschaft von 
1715—1908, hat ferner ein Kapitel über den 
Handel beigesteuert und schliesslich ein Schluss- 


; kapitel „Rückblicke und Ausblicke‘‘ geliefert. 


Ausser den beiden Herausgebern haben mit- 
gearbeitet der Direktor des Gewerbeaufsichts- 
amtee Karlsruhe, Geheimrat Bittmann, der ein 
Kapitel über Sozialpolitik gegeben hat, ferner 
der Ministerialrat Geheimrat von Grassmann 
sus München, der das Verkehrswesen behandelt, 
der Professor am Hamburger Kolonialinstitut 
Rathgen, der den Kolonialbesitz besprochen 
hat, der Archivar der bayrischen Handelsbank 
in München Dr. Schulte, der über Geld und 
Kapitalmarkt geschrieben hat, und schliesslich 
in erheblichem Umfang der jetzige Privatdozent 
Dieser hat von den Grundlagen der 
beigischen Volkswirtschaft den Abschnitt Be- 
völkerungsaufbau und Bevölkerungsbewegung, 
ferner aus dem dem Aufbau der belgischen 
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Volkswirtschaft gewidmeten Teil die Abschnitte | 
Landwirtschaft, Bergbau und Gewerbe behandelt. 


_—_ Wie es bei der Fülle des Behandelten nicht 


anders sein kann, sind nicht alle Abschnitte 
von gleich hohem Wert. Beispielsweise steht 
von Gehrigs Beiträgen das Kapitel über die 


Brüsseler Börse zurück hinter den ausgezeich- 


neten Ausführungen über Individualismus und 
Kapitalismus. Das Gesamturteil über das Buch 
aber muss dahin gehen, dass es eine bedeutende 
Bereicherung unserer volkswirtschaftlichen, 
historischen, politischen und geographischen 
Literatur darstellt. Dr. H. 


G. Maier, Soziale Bewegungen und Theorien. 
B. G. Teubner, Leipzig 1918. 1,60 M. und 
Teuerungszuschläge. — Das vorliegende ausser- 
ordentlich zeitgemässe Büchlein verfolgt den 
Zweck, in die wirtschaftlichen Zustände, Ge- 
danken und Entwicklungen vergangener Zeiten 
einzufübren und damit dem Verständnis für 
die Strömungen der Gegenwart zu dienen. Man 
könnte ihm daher auch den Titel geben: Sozi- 
alisierung in geschichtlicher Betrachtung. Von 
Proudhon, dem zuletzt behandelten Sozialisten, 
sei hier die bedeutsame Aeusserung wieder- 


gegeben: ‚Die Arbeiter irren, wenn sie im 


Geist des Kapitalismus nach hohen Löhnen 
verlangen, sie müssen vielmehr nach billigen 
Preisen streben‘. Leider macht G. Maier vor 
der modernen Arbeiterbewegung und ihren 
Theoretikern, vor Marx, Engels, Rodbertus und 
Lassalle Halt. E. L. 


Karl Bücher, Die Sozialisierung. H. Laupp- 
sche Buchhandlung, Tübingen 1919. 64 S. 
2.60 M. — Die vorliegende Schrift enthält 
einen Vortrag, den Bücher im Januar d. J. in 


der Vereinigung höherer Beamten und Be- 


amtinnen zu Chemnitz gehalten hat. Bücher 
gibt die Möglichkeit der Sozialisierung in 
weitem Umfang zu, hält aber doch ihre Durch- 
führung in dieser Zeit für unmöglich. Erst 
müsse das Wirtschaftsleben wiederhergestellt, 
die Betriebe auf ihrer alten Grundlage wieder zum 
Gedeihen gebracht sein, ehe an ihre Vergesell- 
schaftung gedacht werden könne. 2 


K. Wehe, Die staatliche Arbeiterfürsorge 
bei uns und bei unseren Feinden. - Karl 
Grüninger, Stuttgart. 408. 25 Pf. — Im Welt- 
friedensvertrage soll auch über eine Verein- 
heitlichung des Arbeiterrechts der vertrag- 
schliessenden Staaten verhandelt werden. Zum 
besseren Verständnis und zur gerechten Bour- 
teilung dieser Angelegenheit, insbesondere auch 
des am 24. April veröffentlichten Vorschlags der 
deutschen Regierung für ein internationales 


Abkommen über Arbeiterrecht dürfte das vor- 


liegende, volkstümlich gehaltene Schriftchen 
beitragen. E. L» 


Fritz Zadow, Die deutsche Valuta im Kriege. 
Karl Siegismund, Berlin 1918. 48 8. — Nach 


einem kurzen Ueberblick über den zwischen-. 


staatlichen Zahlungsverkehr, wie er sich in 
Friedenszeiten abwickelte, mit allen seinen 


‘dem "Schluss, dass die Hoffnungen bezüglich 


: Bergbau. 


go kann sie des Beifalls aller weiter blickenden 


Verantwortlicher Schriftleiter: Dr. Hermann Deite, Berlin W 30, Goltzstrasse 29. “ Aug TEE 


Folgen für das Geld- und Bankwesen des ein- = B> 


zelnen Landes gibt Verfasser eine gedrängt, Bis: 
allgemein verständliche Darstellung der ‘ber 
sonderen Ursachen des ungünstigen Standes 
der deutschen Valuta während des Krieges. 
Ferner schildert er den Zusammenhang zwischhn 
innerem Preisstand, Notenumlauf und aus Bin 
wärtigen Wechselkursen und erläutert die bis- * 
her getroffenen Massnahmen zur Hebung der RES 
deutschen Valuta. Die Schlussbetrachtungen 
über die deutsche Valuta nach Friedensschluss 
bedürfen mit Rücksicht auf den vom Verfasser 
nicht erwarteten Ausgang des Krieges einiger WR 
Berichtigungen. Dr. Ladenthin, Br. 


Das schweizerische Bankwesen im Jahre 1917. ER 
Bearbeitet im Statistischen Bureau der Schwei- 
zerischen Nationalbank. Stämpfli & Co, Bern 
1919. 65 8. | ee: 


Graf Hugo Brockdorf, Denkschrift zur S- 
zialisierung des Steinkohlenbergbaus. Verlag 
des Schutzverbandes für Deutschen Grundbesitz 
(E. V.), Berlin 1919. 38 $. — Im Anschluss 
an Betrachtungen über unsere weltwirtschaft- 
liche Verpflechtung sowie über die Ergebnisse 
und Ursachen der früheren Minderleistungen 
des staatlichen Bergbaus kommt Verfasser zu 


der Sozialisierung des Kohlenbergbaus nicht in 
Erfüllung gehen können, weil der verstaatlichte 
Bergbau infolge der Hemmungen des öffent- 
lichen Betriebs weniger leistet als der private 
Und wie urteilte doch selbst Karl 
‘Bücher über diese Frage? ‚Setzt die Sozia- 
lisierung beim Kohlen- und Kalibergbau ein, 


Wirtschaftspolitiker sicher sein‘. s 

Karl Borchardt jun., Die neue Zeit und die 
Zukunft der deutschen Gaswerke. Deutscher 
Kommunal-Verlag G. m. b. H., Berlin-Friedenau 
1919. 47 8. 2 M. — Nach einem Rückblick 
auf die Entwicklung der deutschen Gaswerke 
bis zur November-Revolution untersucht Ver- 
fasser den Einfluss der politischen Umwälzungen 
auf das Wirtschaftsleben. im allgemeinen und 
die deutschen Gaswerke im besonderen. Im 
Schluss-Kapitel versucht Verfasser Wege zu 
zeigen, die eingeschlagen werden müssen, um 
den Gaswerken trotz der noch zu erwartenden 
weiteren Steigerung der Kohlenpreise und 
Arbeitslöhne den Charakter der Ueberschuss- 


"betriebe im Etat der Städte zu wahren. EL. 


Otto Blum, Der Wiederaufbau unseres Ver- 
kehrswesens. Deutsche Verlagsanstalt Stuttgart 
1919. 328. 1M. — Mit kühnen Strichen 
und frischen Farben entwirft der Verfasser ein 
Bild von den Entwioklungsmöglichkeiten des 
deutschen Verkehrswesens mit Ausnahme des 
Seeverkehrs. Besonders betont er die ver- 
kehrsgeographisch bevorzugte Lage unseres 
Vaterlandes, derzufolge wir im zwischenstaat- 
lichen Verkehr auf die Dauer nicht durch 
„Umleitungen“‘ der mit uns jetzt feindlichen 


Staaten geschädigt werden könnten. 
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Hirsch, Kupfer- und Messingwerke 
| Aktiengesellschaft. 


Gewinn=Verteilungı 
“Veberweisung an die Talonsteuer-Rückstellung ...... M.  72000,— 
4% Divid. auf M. 22 500 000,— Aktien M. 900 000, — 

2% Divid. auf M. 7 500000,— Aktien „ 150 000,— „ 1.050 000, — 


Bilanz per 31. Dezember 1918. ee Tantieme des Aufsichtsrats ...... « n...175:000,— 
ne er rn uperdiv. a. M. 22500000,— Aktien M. 1 350 000, — 
ae a u A. |4 | 3% Superdiv. auf M. 7500000,— Aktien „ 225.000,— „ 1575.000,— 
Zar IR ne. ae 3.084 654|18 4.664 654118 Vortrag auf neue Rechnung .......-..c-rersenoe. = - - m 
Bann a NS? M. 5 000 000. 27 Nach Beschluss unserer Generslversammlung vom 24. April 1919 
a isle "5509 67080110 502 670|30 3 gelangt unsere Dividende für 1918 mit IO pCt. — M. 100.— für 
N ee RE _ | die Aktien Nr. 1 bis 22500 und mit 5 pCt. = M. 50.— für die 
5% Abschreibung ...............- 625 133152] 9 977 536/78 | Aktien Nr. 22501 bis 30000 an unseren Gesellschaftskassen 
Maschinen .............- M. = in Berlin und Halberstadt, 
Zugang 1918 ..... „ 171809464) 1718 097/61 D) . 
een bei ger Deutschen Bank ı. Berlin 
10% Abschreibung...... EL = 171 809146] 1546 288/18 
ee er Vo o|_ und deren sämtlichen inländischen Niederlas- 
Vorräte an Metallen, Ganz- und Halb- SUDDETRE R 
fabrikaten, Betriebs- und Baumaterielien. | der Firma Ä. £, Wassermann x Berlin G, 2, 
sowie Wirtschaftsvorräte aller Art .... R- 17 797 309154 Burgstrasse 23, vom 25. d. M. zur Auszahlung. 
en, eb ibectund, Hank: und Im Die fälligen Gewinnanteilscheine Nr. 13 resp. Nr. 8, Nr.2 und 
Fanslige Gatkahen : 3280 088161 ne H sind a der Rückseite mit dem Firmenstempel oder dem Namen 
! re er et | es Einreichers zu versehen. 
en und sonstige Beteiligungen... . A 2 ri Sämtliche ausscheidenden Aufsichtsratsmitglieder wurden 
r aa u 8 a... 0.000. 0e “7789 000— wiedergewählt. 
. V en on zB Bonte0 020 00 © . STR us 48 s 
\ Chemische Fehrik Rhenanin Aktian gesell- zlieder x Aufsichtsrat besteht gegenwärtig aus den folgenden Mit- 


schaft, Aachen, Erfüllungsübernahme für 
M. 3000 000,— Teilschuldverschreibungen 
der früheren Chemischen FabrikHönningen | 


Paul Millington Herrmann, Kommerzienrat, Direktor der Deut- 
i schen Bank, Vorsitzender, 
Dr. Emil Hirsch, Halberstadt, stellvertretender Vorsitzender, 


und vormals Messingwerk Reinickendori August Elırhardt, Fabrikbesitzer, Berlin, 


ae Seidel AnG. .euen M.3 000 000,— in Sigmund Fraenkel, Kömmerzienrat, München, 
i 55 715 534148. Dr. Georg Hahn, Fabrikbesitzer, Berlin, 
Passiva. e A 4 Siegfried Hirsch, Halberstadt, 
Aktienkapital ...... ae AR | Io 000 0001 — Eugen Landau, Generalkonsul, Berlin, 
Reservefonds I.......cne--oecnnn en ..1.6. 000 000| — Hugo Natalis, Direktor, Berlin-Charlottenburg, 
 BReservefonds 1I........ ner 04802312000 000, — Fritz Neumeyer, Direktor des Bayerischen Hüttenwerks Fritz 
Delkredere-Konto ............,+-- .....1 500 000|—| 9 000 000, — Neumeyer A.-G., Nürnberg, 
 Peilschuldverschreibungen zer ree--enere | | 2822 000 — Professor Dr. Riesser, Geheimer Justizrat, Berlin, 
MTalonsteuer-Rücklage ........- IE 58 285/59 Carl Schaller, Direktor, Berlin, 
"Dividenden-Kto. (nicht erhobene Dividende) ; 14 790 — Max von Wassermann, Kommerzienrat, Berlin, 
: er insen et .53 693175 Berlin, den 24. April 1919. 
Rückstell ng für ausgeloste noch nicht er- ® . 
Rn A RE : en en ee Hirsch, Kupfier- und Messingwerke 
" Fürsorge-Konto ..........cnner00. Ran 428 D £ 
“ Hypotheken (in der Hauptsache Neue| Aktienges ellschaf It 
 .., Willhelmstrasse 9-1)... ee i 1569 823.47 Aron Hirsch. 
oe een Rn 20.229 601166 RR 
BAwalOEN chen ecnsnnene M. 23 000, — ' 
Peischnldverschreibangen der übernom- Bilanz-Konto abgeschlossen am 31. Dezember 1918. 
.  menen früher Chemischen Fabrik Hön- Aktiva. - HM | =|| Passiva. M 4 
ningen und vormals Messingwerk Kassa-Konto....... 583 854/25] Aktien-Kapital-Kto. | 4 000 000 — 
. Reinickendorf R. Seidel A.6. (Zahlung Börsensteuer-Konto 56 87613 |||Reserve-Fonds-Kto..| 120 0001 — 
der Zinsen und Tilgungsbeiträge von 2 Diverse Provisions- Spezial-Reserve-Kto.| 570 018/70 
der Ohemischen Fabrik Rhenania Aktien- Debitores ....... 16 917|10 || Talonsteuer-Konto .| 17000 — 
gesellschaft zu Aachen selbstsschuldne- Reichsschatzwechsel-| Kurtage-Konto .... 841105 
 _zisch übernommen) ..... M. 3.000 000,— Kontos. 2.028. 1.000.000|-!||Elılfsfonds-Konto...| 95402135 
” Reingewinn.. erneuern non eneennnn : _—|,3 766 927116 | Effekten des Hilfsfds. 81 000|-— || Diverse Kreditores .| 3 124 673/70 
RT RE ; 6871553448 | Diverse Debitores..| 6 448 977/35 ||&ewinn- und Verlust- 
a -  Gewinn- und Verlust-Rechnung. Abgeschriebene For- BE Konto nee 259 691120 
Ten derungen...... Rs 1 — 
Bee Soll. A |»]| #. |4 | Mobiliar-Konto .... 3 
Allgemeine Geschäftsunkosten..........- 5 500 459107 |'8187627 zel Sie 
- Abschreibungen 3 3 
auf Gebäude ...2.22ecceeenen eo .| 525133152 Gewinn- und Verlust-Konto abgeschlossen am 31. Dezember 1918. 
2. auf Maschinen .........-+- ee 171809146] 696 942/98 — 
_  Reingewinn | | TTITT 3 766 99716 Bon A hr Areal a 
Ber = g .uunare Ur EL BR MT) wo... a Bee ee An Handlungs - Un- Per Gewinn-Vortrag 
ie = y 964 329121 Kosten eae....- 221938165| von 1917...... 13 212155 
Br Haben. Ms 4 „ Gewinn - Saldo „ Gewinna.Zinseni| 205 59775 
 Betriebs-Ueberschuss einschliesslich Gewinn-Vortrag aus pro 1918...... 259 6911201| „ Gewinn aus dem 
1917 in Höhe von M. 789 702,22 .......: esse 9 964 329121 | —- Geschäftsbetrieb] 255 283,55 
er 9 964 329121 '„ Konto pro Du- 
0 Wir haben vorstehende Bilanz nebst Gewinn- und Verlust- nn bloae: 2us-nns» Sue 
% 481 629165 481 629185 


Rechnung per ‘81. Dezember 1918 geprüft und bestätigen ihre Ueber- 
einstimmung mit den von uns ebenfalls geprütten, ordnungsgemäss 


Die auf 4% festgesetzte Dividende ist sofort zahlbar. 


geführten Büchern der Gesellschaft. . Berlin, den 16. April 1919. 

Berlin, den 25. März 1919. & e 

Deutsche Treuhand-Gesellschaft |Berliner Makler-Verein 
hr N odins, Dr. Brockhage. Dans. 
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DEUTSCHE WIRTSCHAFTS-ZEITUNG 


Bilanz der Mitteldeutschen SGreditbank 


per 31. Dezember 1918. 


Aktiva, | 
Nicht eingezahltes Aktienkapital..........er. 2... .. 
Kasse, fremde Geldsorten, Kupons und Guthaben bei 


Noten- und Abrechnungs- (Clearing-) Banken...... 53 755 962/74 
Wechsel und unverzinsliche Schatzanweisungen...... 338 548 941/10 
Nostroguthaben bei Banken und Bankfirmen ........ 64 225 083/69 
Reports und Lombards gegen börsengäng. Wertpapiere] 53 808 324112 
Vorschüsse auf Waren und Warenverschiffungen .... 371 493) — 
Eigene Wertpapiere ....... RR RR 19 105 07480 ° 
Konsortialbeteiligungen ............2.».20n0na2 000: -10 260 212|22 
Dauernde Beteilig. bei anderen Banken u. Bankfirmen| 1 773 0001— 
Debitoren in laufender Rechnung 

a) gedecktö.... au lenennees M. 130 589 193.03 
davon durch körseng. Wert- 
pap. gedeckt-M. 97 574 459.81 
b) ungedeckte .. .weur.orcc00.. „__64 338 989.38] 194 928 182141 
ausserdem Aval- u. Bürgsch.- 
Debitoren.. M. 37 496 743.77 
Bankgebäude 7: ...2..n. 5. uraas M. 9723 908.57 
abzüglich Hypotheken. ........ ; 323 908.57| 9400 ie 
Sonstige Immobilien .............. M. 1184144 56 
abzüglich Hypotheken ........ s 35000.—| 1049 14456 
Mobillat. %43=,. 400004 EN NE RAR N 1— 
747 225 414|62 
Passiva. AM 4 
Aktienkapitalin 2a us, Kenia ee ee ee 60 000 006 — 
BRESEHVEn EN ER ee ER DER 9 250 0001 — 
Kröditoren 4. CE Rn ee 662 142 643/55 
Akzepte und Schecks....... REES 9 501 236/69 
ausserdem Aval- und Bürgschaftsverpflichtungen 
M. 37 496 743.77 
Uebergangsposten unserer Niederlassung. untereinander| 1 307 962/35 
Unerhobene Dividenden. ............:..2..2-20ser000 58 759150 
Reingewinn des Jahres 1918 ...... M. 484991099 _ 
Vortrag aus dem Jahre 1917 ....... 3 114 906.56] 4 964 817155 


747 225 41964 
Gewinn- u. Verlust-Rechnurg per 31. Dezember 1918. 


MM. E] 
Unkosten 
a) Gehälter und Geschäftsunkosten ............. 4 890 387 71 
b) Tantiemen der Filialdirektoren, der Prokuristen 
und der Vorsteher der Depositenkassen, sowie 
Gratifikationen und Teuerungszulagen an die 
Beamten N 3, 2a nee ee TR 2 314 268125 
c) Für die zu den Fahnen einberufen gewesenen 
Beamten und deren Familien, sowie für andere 
Zwecke der Kriegsfürsorge ».....:..serc20.. 703 41832 
IE Dtonerm. 2 ee ae rent 912 087/39 
Beiträge zum Beamten-Versicherungsverein des Deut- 
schen Bank- und Bankiergewerbes und zur Pensions- 
kasse.dor Bank. „7. 2.2unc us se sense 143 11792 
Abschreibungen auf Bankgebäude ........::r.e2 00.» 121 295/24 
R, anf Mobiliar u:2..5222 190 026/95 
Reingewinn VERTEILUNG: 
70], Dividende auf M. 60 000 000.— .....r.0r.. 4 200 060) — 
Tantiemen an Aufsichtsrat und Vorstand ....... 640 67792 
Vortrag auf neue Rechnung... .......:cres sure 124 13963 
1+ 239 419|33 
Gewinn-Vortrag aus 1917........:... EEE 114 906156 
Gewinn aus Zinsen sowie aus deutschen und fremden 
Wechseln ..: 0 002er eree Kuh en 8 999 61354 
Gewinn aus Provisionen ........cuernensdeanenenen 4 484 999 77 
Gewinn aus Wertpapieren und Konsortialbeteiligungen _ —_ 
Gewinn aus dauernden Beteiligungen bei Banken und 
Bankfirmen... se... ugs ua HE Beh ann Er er 289 718/48 
Verschiedene Gewinne und Mieteinnahmen........-- 350 180,98 
14 239 41933 


In der heute abgehaltenen 64. ordentlichen Generalversammlung 
unserer Aktionäre wurde die Dividende für das Geschäftsjahr 1918 
auf 7 pOt. festgesetzt. 

Der Dividendenschein für 1918 kommt 

mit M. 21.— für jede Aktie zu M. 300.— 
mit M, 84.— für jede Aktie zu M. 1200.— 


. Dr. Katzenellenbogen. 


zur Auszahlung. Die Einlösung der Dividendenscheine erfolgt von 
heute ab: 


in Frankfurt a. M., Berlin, Augsburg, Baden » Baden, 


Cöln, Essen, Fürth, Giessen, Hanau, Hannover, Hildes- = 


heim, Karlsruhe, Königsberg i. Pr, Mainz, München, 


Nürnberg und Wiesbaden bei unseren Niederlassungen, 


sowie bei unseren Depositenkassen und Wechselstuben in 


Alsfeld i. H., Friedberg i. H.,, Höchst a. M., Lauter- 
bach 1. H., Limburg a. d. L., Marburg a. d. L, 
Nienburg a. W., Offenbach a. M., Uelzen (Provinz Han- 
nover) und Wetzlar ‘und unseren Agenturen in Büdingen und 
Butzbach an unseren Kassen vormittags zwischen 9 und 
11 Uhr, in Coblenz bei der Firma Leopold Seligmann, 
in Cöln bei der Firma Leopold Seligmann, in Hamburg 


bei der Firma M. M. Warburg & Co., in Leipzig bei der 


Allgemeinen Deutschen Creditanstalt (Abteilung Becker 


& Co.), in Meiningen und 6otha bei der Bank für 
Thüringen vormals B. M. Strupp Aktiengesellschaft, 
in München bei den Firmen H. Aufbäuser und Moritz 


Schulmann, in Stuttgart bei der Firma Doertenbach 


& Cie, @&m.b.H, in Tübingen und Hechingen bei der 
Bankcommandite Siegmund Weil. 


Die Dividendenscheine sind auf der Rückseite mit dem Firmen- BE 


stempel oder dem Namen des Einreichenden zu versehen, 
Frankfurt a. M., den 12. April 1919. 


Der Vorstand der Mitteldeutschen Creditbank. 
Mommsen. Reinhart. Wolfensperger. 


Döring & Lehrmann 


Aktiengesellschaft für Bergwerks-, Erd- und Bauarbeiten. | 


Bilanz-Konto. 

Debet. M. 5 Kredit, M. En Dean 
Grubengebäude .... 60 4001 — | Aktienkapital...... 850000 — 
Maschinen u. Geräte| 1 784. 000)— ||| Vorzugsaktienkapital] 2 000 000 — 
Geschirre ......... 1l- || Dividenden ....... 1420 — 
Möbel u. Utensilien 1— || Hypotheken ....... 11000 — 
Bauplätze......... 81 096170 || Rücklagen f. Berufs 
Material. u. Vorräte] 1373 48#8|83|| geno:senschaften, = 
Effekten ..... We 15 133175] Steuernu. Versich| 191988081 
Effekt. d.Pensionsfds. 54 000/— |] Konto-Korrent..... 138985978 
Hypotheken ....... 87321 —|| Reservefonds ...... 49084014 
Kassenbestand ..... 23 880| 161] Dispositionsfonds,..| 180000— 
Wechselbestand.... 70 000/—|| Pensionsfonds.... 62 000 — 
Konto-Korrent...... 4 795 939153 | Talonsteuer ...... 2 28000 
Angefangene Bauten] 241 588/97||Gewinn- und Ver- ge tue 
Abraum-Konto..... 11— lust-Konto ...... 653 162 al 

8 508 262/94 8508262194 
Gewinn- und Verlust-Konto. 38% 

Debet. A Be Kredit, MEN S 
Grubengebäude | R 6 778/33||| Vortrag aus 1917... 111317 
Masch. u. Gerätel=] 314349|—|| Bergwerks-, Erd- und ra 
Geschirre ...... | 2 9536120] Bauarbeiten und 
Möbel u. Utensil.) “ 10485/82|| Buchgewioin uf 
Reparat. Erneuerung. den Verkäufen ..| 895502847 

und Materialien..| 2398 016/97|| Pacht, Miete und age 
Kohlen und elektr. Diverse......... 6418755 

Boergie- ....... 588 434173 Be Er 
Geschäftsunkosten..| 134349|29 ; a 
Gehälter; .... 320 06727 | L 
Löhne u. Unterhalt. | f N 

der Kriegsgefang.| 4 265 06904 = 
Koappschaftskassen- 

beiträge .... ... 180 446199 ||| _ 
Angestellten -Reichs- : - 

versicherung..... 9 809114 
Stenemm 5. „aan un 11 315146 
ZAnBen 4. a. 60 734194 
Bilanz-Korto...... 653 16221 a a 

8 962 555/39 8 962 555|39 


Die Auszahlung der für 1918 festgesetzten Dividende erfolgt 


mit 5%—=50 M., für die Stammaktien 


und „ 6%=60. „ Vorzugsaktien 


von heute ab, ausser bei der @esellschaftskasse in Halle a. S. bei 
dem Bankhause Jacquier & Securius, Berlin C., An der Stechbahn 3/4. 354 


Halle a, d. S., den 26. April 1919. | > 


Döring & Lehrmann 


Rakenius. 


Aktiengesellschaft für Bergwerks-, Erd- und Bauarbeiten. 


ppa. Heinemann, 


ie 


DEUTSCHE WIRTSCHAFTS-ZEITUNG 


— — 


Grosse Berliner Strassenbahn. 


Bilanz am 31. Dezember 1918. 


Aktiva, M 4 
ED een line elunseh 113 745 361|32 
Grundstücke und Gebäuds ...... A ee 33 316 939183 
N EN TIER NE ne 47 245 434139 
Konzessionen nach Abschreibung von M. 1016000,—| 23 064 487158 
Maschinen L 5. RES 79 433,53 714 901179 
‚ Einrichtungen „ 5 we 35 872,77 1— 
N I ER een TR RN 1— 
Pferde nach Abschreibung von ...... M. 76.616,20 11-— 
BIBBuTO dee an one Se a Rees 1— 
Dienstkleidung nach Abschreibung von M. 642 874,55 1— 
Bestände an Baumaterialien ....... EEE NE 2 863 968/56 
5 „ Beiriebsmaterialien ©... 22222222222200.. 3 076 767151 
. „ Werkstattmaterialien ..... ER 14 758 35481 
Laufende Rechnung, Aussenstände. cz 222222222... 12 068 899/44 
Barbestand .....2...2 000... LE RT 89 144194 
Wertpapiere und Hypotheken i 
BE BeBeryOlondE se nee 14 126 673 — 
in der Tilgungsrücklage .. .......cccccceec.. 13 309 949165 
als Sicherheiten der Beamten ............... 875 6121 — 
als Sicherheiten bei Behörden ............... 804 552150 
Aktien der Allgemeinen Berliner Omnibus-A.-G. ....| 8345 90917 
Sonstige Wertpapiere. .....ue zoo nase. ER 17.260 — 
238 424 221149 
Passiva, 9,7 4 
Aktienkapital.......... a LE RER 100 082 400 — 
4% Schuldverschreibungen ......... M. 47 331 500, — 
Davon unbegeben ........... » 5989 500,—| 41 345 090) — 
41/,% Schuldverschreibungen ...........eosuoerucen 27 380 000 — 
31/s% Schuldscheine der früheren N ebengesellschaften] 10 080 870] — 
Hypotheken ..... EEE NATEN  SENE 7022 641) — 
Uabebobens Dividenden :........:.22.2 2.2... 56 698175 
4% Unbehobene ausgeloste Schuldverschreib. nebst 916 095 — 
4'/3% Unbehobene ausgeloste Schuldverschreib. | Zinsen 226 852160 
Rückstellung für Zinsen der 4% Schuldverschreib..... 46 425 
- = » ) 4 2 6) 
ee 14 126 740.40 
ee en. 32 415 496173 
Talousteuerrücklape ... aaa. 1 095 14690 
Sicherheiten der Beamten.........2cu ce ceaeeanscnn 884 391150 
PIBERDENCHIIBOR lage an anna een 3 596 482/59 
Laufende Rechnung, Verschiedene Gläubiger undl 
PBEschörheken 20 een ee 16 596 487114 
Erneuerung T............. EL IER EN es 10 818 89493 
2 ER vr ..0r sh; 10 628 823179 
' Lästige Betriebsverpflichtungen .......... Wenn .| 1133 865156 
Gewinn- und Verlustrechnung ........ ER Ne ....|__9537 48585 
Se se 288 424 221149 
N Gewinn- und Verlustrechnung. 

. Soil, M 4 
Schuldverschreibungen- und Hypothekenzinsen ...... 8 445 330137 
Gesamtabschreibungen .......... Re Nieten 1 850 797115 
Zuweisungen an Tilgungs-, Taloasteuer- und Haft- 

ET ER TEN: 2 331 160 — 
Zuweisurg an die Erneuerungsrücklagen............ 13 200 000, — 
Vertragsmässige Abgaben ......2....... BETEN 7 866 264/96 

Be... a ET LOL GE Se era 9 537 485,85 
8 38 231 03833 
% Haben, M 714 
havorliag aus 1017..0...000: 00... 53 734 57 

EP a Area or Be ER 65 262/90 
Betriebseinnahmen .......22.2220.. M. 100 050 379,44 Ä 
Betriebsausgaben ....uec2c222.... „ 61 928 338,58] 38122 010/86 
38 231 038133 

Berlin, den 20. März 1919. 
= Die Direktion. 
Dr, Wussow. Meyer, Dr. W. Micke. Otto. 


Nach vorgenommener Prüfung der Belege und Bücher der 
Gesellschaft bescheinigen wir hiermit die ordnungsmässige Führung 
der Bücher und die Uebereinstimmung der vorstehenden Bilanz, sowie 
der Gewinn- und Verlustrechnung mit denselben, - 
Berlin, den 20. März 1919. 
| Oscar Zwickau, 
öffentlich angestellter, 
beeidigter Bücherrevisor 
im Bezirk der Handelskammer 
: zu Berlin. 


Emil Krynitz, 
gerichtlicher Bücherrevisor für das 
Kammergericht und Landgericht I, 
öffentl. angestellt und beeidigt im 
Bezirk d. Handelskammer zu Berlin. 


* 


438 993175. — 77 3 
\ General-Unkosten ..| 2511 844169 


Abschluss per 31. Dezember 1918. 


Dream snnunscnnsensennpmenssesnenne 
Aktiva, BA 4 
Grundst. u. Gebäude 
Schlesischestrasse.| 3 228 610 — 
Grundst. Bouchöstr..| 198 028 — 
Gebäule Bouchestr..| 236 352) — 
Maschinen und Fabri- 
kationsanlagen ... 1— 
Werkzeuge........ 1 - 
Matrizen. ......... 60 628 — 
Inventar .......... _ 
Modelle........... 1 
Patente... 1— 
Kraftwagen ....... 1 — 
Gespann ...2...... 1— 
Wertpapiere und Be- i 
teiligungen ...... 3 205 039] — 
Kautionen......... 15 512195 
Kassenbestand ..... 73 881187 
Bankguthaben ..... 3 994 633/19 
Aussenstände....... 4 344 51410 
Warenbestand ..... 1 749 048 90 
L7 106 285/01 
Passiva, M 4 
Aktienkapital...... 5 000 000 — 
Gesetzliche Rücklagel 1 100 000 — 
Delkrederefonds....|: 200 000 
Beamten-u. Arbeiter- 
Unterstützungsfds| 217 846175 
Hypotheken ....... 2 285 000 — 
Nicht eingelöste Ge- 
winuanteilscheine. 9 520 — 
Glänbiger und Rück- 
stellungen........ 6 432 21531 
Reingewinn .......| 1861 702 35 
17 106 285101 
Gewinn- und Verlust- Rechnung. 
Soll. 


Uneinbringliche For- 


derungen ........ 43 706/61 
Abschreibungen ....| 1 461 455[67 
Reingewinn ....... 1 861 702|95 

5.878 709/92 
Haben. NM. ee 
Gewinn-Vortrag aus 

Ile era 140 289171 
ZUNSERE SL. Mont ee 295 924157 
Bruttogewinn ...... 5 442 495164 


5 878 7u9|92 


Die auf 15%= M. 150. — fest- 
gesetzte Dividende gelangt nebst 
einer Sondervergütung von I0% 
= M. 100.— pro Dividenden- 
schein 1918 ausser bei unserer 
Gesellschaftskasse, bei der 
Nationalbank für Deutsch- 
land und bei dem Bankhause 
Schwarz, Goldschmidt & 
Co., hier, zur Auszahlung. 


Berlin, den 25. April 1919. 


Carl Lindström 
Aktiengesellschaft. 


Der Vorstand. 
M. Straus. ppa. Salomon, 


Einnahme 
aus der Personenbeförderung der 
Grossen Berliner Strassenbahn 
und der von Ihr mitverwalteten Bahnen, 
April1919 abzügl. der Verkehrs- 
steuer vorläuf. M. 12 328 936, — 
April1918endgült.. 7497 292,— 
1919 mehr M. 4 831 644, — 


Abschluss am 31. Dezember 1918. 


Vermögenswerte. M 4 
Grundstücke und Ge- 

DAude AR ae, 942 557116 
Einrichtungen...... 1l— 
Alte Rechnung .... 5 240147 
Darlehn 2.7.0.2, 86 103 — 
Aussenständs....... 288 937/07 
Grundstücksbelas- 

tung, Erwerb....| 523 650 — 
Beteiligungen...... 3 7501 — 
Hinterlegungen und 

Kostenvorschüsse. 1 819104 


Vorausbezahlte Ver- 


sicherungen.. ... .. 87860 
Kassenbestand ..... 73250 
Gewinn- u. Verl.-Rg.| 118913161 


1972 081155 
Verbindlichkeiten. M 


4 

Grundkapital ...... 1 329 600) — 

Grundstücksbelastg. | 444495 — 

Schulden... .:, 104 105] — 
Rückstellung für 

Wohlfahrtseinricht. 59 094 — 
Rückstellung - für 

zweifelh. Forderung. 34 857155 


1 972 08155 
&ewinn- und Verlust-Rechnung. 


Enns 
Soll. A 4 
Verlust - Vortrag 
aus 19177, .,,..; 171 977184 
Allgemeine Unkosten 54 232/18 
Zinsen für Grund- 
stücksbelastung .. 34 558/29 
Grundstücksunkost.. 1.000|23 
Abschreibungen .... 75 9385| — 
337 703154 
Haben. M. Br) 
ZANSORIES Eye 45 714 18 
Gewinn aus Ver- 
steigerungen .... 112115 
Hausertrag ........ 10 31831 
Hausentschädigung .| 162 645/26 
Verlust-Vortrag aus 
1917...171 977,84 
ab Gewinn 
f.1918. 53 064,23] 11891361 
337 703/54 


Berlin, den 31. Dezember 1918. 


Preussisches £eihhaus. 
Albert Chodziesner. 
ppa. Rudolf Jaenisch, 


Die Generalversammlung vom 
30. April d. J. hat die Auszahlung 
einer Dividende von 


215 Io 

sowie einer Sondervergütung von 
75,— Mark für jede Aktie für 
das abgelaufene Geschäftsjahr 1918 
beschlossen. Der Dividendenschein 
Nr. 21 unserer Aktien gelangt 
von heute ab mit 225 Mark 
bei der Bank für Handel 
und Industrie, Berlin, unä 
ihren sämtlichen Niederlas- 
sungen zur Auszahlung. 


Berlin, 30. April 1919. 


Reiss & Martin 
Aktiengesellschaft. 


Enge m — 


Greppiner Werke. a 


Gewinnvortrag ..........00:.: = 
Haupt-Bilanz am 31. Dezember 1918. II. | Betriebsergebnisse m es 
m nn der Gruben, Brikettfabrik a 
) Aktiva. #19] und Ziegelei ccccececcc.. 1372 29424 Er 
-I. jLändereien.....nereenncrunec- 25 7001— Nebeneinnahmen...... ee 4 322150| 1378 588 14 
II. | Grundstück der Brikettfabrik.. 2 000|— 1m. [Zins keweemnaner Dar” 6829067 - 
II. | Ton- und Kohlenfelder........ 267 000|— - SE ENENS HT ee 
? ; IV. | Ackerpachten und Mielsrtrge, 1455 0 
IV. | Baulichkeiten .........- EINE 185 6011 — nn 
V. | Maschinen ...ueceeescennene nn 202 002] — : a1 nn a % 
VI. | Seil-Schwebebahn............. 6 600 — @reppin, den 26. März 199. 0. Er & 
VII. | Förderbahnen ................ ‘ 235001— ‘Der Vorstandı Wa gne rn Va 
es es RER ER | g a TE Vorstehende Haupt-Bilanz und Gewinn- und Verlust-Rechnung 
X. Klektrische Harkatrame ae: per 31. Dezember 1918 habe ich geprüft und mit den Büchern der 
Er leuchtungsanlage. je 1 Greppiner Werke in Greppin tbereinstimmend ‚beiunsen Rn 
XL | Risanbahn in. en 6 400. — 6reppin, den 8. April 1919. 

XI. | Pferde und Wagen ........... 1— Richard Kiepsch, 

XIIL | Tagebau der Gruben.......... 7500|— | beim Landgericht zu Leipzig beeideter Sachverständiger | für joa: 

XIV. | Fabrikate der Brikettfabrik .... 1— MASBENND Geschäftsführung und vom Rate der Stadt RE 

XV. | Fabrikate der Ziegelei.......... 1— beeideter Bücherrevisor. 

XVI. [Materialien .. „een oueeceeene: 141 713164 Die Dividende ist für das Geschäftsjahr 1918 mit 16%, re 
XVIL | Kasse ............ LEE, 2922601 | einem Bonus von 4°/,, zusammen 20°), gegen Einlieferung der ir 
XVII. | Effekten (Staatspapiere) ....... 1364340117 | Dividendenscheine Nr. 10 und zwar von den Aktien ä 30 Mm. 

XIX. | Kautionen ......eenenenrecens 14274145 | mit 60 M. per Stück und von den Aktien & 1500 M. mit 

XX. | Debitoren: 300 M. per Stück bei der Bank-Commandite Simon, 
ausstehende Forderungen ..| 226 071195 Katz’& Co. in Berlin W.9, Vossstrasse nd sofort zahlbar. 
Bankguthaben .......... ».|__614 034/90) 840 106185 Greppin, den 26. April 1919. 

- [13098 #69 12 Der Vorstand: Wagner. i = Ser 2 
Aktion Käpital “ [*| 1320.000.2 r 
I. ien-Kapital 22... 0... — 
IL. | Prioritäten-Zinsen. . ..:. +... 4 — Deutsche Wollenwaren Manufaktur 
III. | Nicht re Dividende... 2 e: 
IV. | Diverse Kreditoren ........... 36 181152 
V, | Reserve für die Knappschafts- 5 Aktiengesellschaft. 
Berufsgenossenschaft ...... 16 000 — Die auf 15% — M. 150.— festgesetzte Dividende gelangt 

VI. | Reservierte Löhne ............ | 14 64978 | gegen Einreichung des Dividendenscheines No. 4 

VII. | Reservierte Steuern (einschl. bei unserer Gesellschaftskasse in Grünberg i. Schl., 
Reichskoblenstener) ....... 5438599 | „ dem Bankhause H. M. Fliesbach’s Wwe. in En 

VIH. | Delkredere..........ec..2000.. : 9 E00 — ı. Sch. 

IX. | Reservefonds.......ncnncn 0... -| 18390651 | „ der Bank für Handel und Industrie in Berlin, ve 

X. I Fonds für unvorhergesehene » „. Bank für Handel und Industrie, Filiale Breslau 
Ausgaben und Verluste.... 139 585137 vorm. Breslauer DinoontorEuBE in Bre lau, Er” 

XI. | Erneuerungsfonds.......... Fe T nn — | zur Auszahlung. Be 

XII. | Pensionsfonds ........c.ec. 2.0. _ 5 

XIII. | Kriegs-Rücklage (Gewinnsteuer) 235 250/75 mu nın =. ap 1010. 5 

XIV. | Kriegstürsorgefonds ........... 75 000) — ‚Deutsche Wollenwaren Mannfakvar Aktiengesellschaft, 

XV. | Talonsteuer-Reserven.........- 10 560 — Dr. Ostersetzer. 


XVI. | Gewinn: 


i .. l 2 st — wur = E SR 
a ee % 899 939'50 Auf unsere Aktien kommen als für das Geschäftsjahr 1918 zu 


Bea a 5008 889112 verteilende Dividende, Bonus und weitere ee . folgende 
„u Beträge zur Auszahlung: 
Gewinn- und Verlust- Rechnung am a1. Dezember 1918. . Dividendenschein Lit, AN.7M er 
= Debet. My 14 Die Dividendenscheine sind von heute ab ah 
I Tann | 10040017 der Commerz- und Disconto-Bank Berlin, Hamb u 
II. | Beiträge zu Krankenkassen, der " und Hannover, 
Knappschaftsberufsgenossen- der Nationalbank für Deutschland, Berlin, % 
schaft, der Alters- und In- | dem Bankhaus Trier & Co,, Kommanditgenellschaft 
validitäts - Versicherung und| Aktien, in Berlin, \ . 
Pensionsversicherung der dem Bankhaus Wiener, Levy & Co. in Berlin. 
Angestellten et. 102 002/29 Berlin. den 26. Anril 1918. 
III. | Abschreibungen: = ee erlin, den pz cha = 
1. auf Ton- und Kohlenfelder. 9 Al: ar = 5 
2. „ Baulichkeiten ........ 64 979 — Nochfre eruenz Maschinen fiktiengese Is ft 
8 „ Maschinen........... 127 093 — > 
4. „ Seil-Schwebebahn..... 5 0001 — für Orahtlose JeIegEHAEE 
5. „ Förderbahnen ........ 7 400|— a ee a a REN en 
Er ee ce 12 ——— 
7. „ elektrische Zentrale... 00] — 5 
8... 5: Eisenbahn... 7... 5000/— Er 
oe a: _ Weinhandlung A. Frederich. 
bereitung u.Beleuchtung 11-| 806 97828 Restaurant — Hotel ee 
IV. | Talonsteuer-Rückstellung ...... 1320 — EEE 
V. | Kursverluste auf Effekten ..... 86 01350 —-— BERLIN W. 9 | 
VI. | Gewinn: 
Gewinn-Vortrag aus 1917..| 62410178 3 Eichhorn- Strasse 3, an der Potsdamer. Sisind 
Reingewinn in 1918 ....... 830 52877) 892939150 Fernsprecher: Amt Lützow 415—417. eriea 


1508 748174 
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DEUTSCHE WIRTSCHARTS-ZETUNG 


Disconto-Gesellschaft 


Berlin. 
- Ordentliche Generalversammlung. 


Die Kommanditisten unserer Gesellschaft werden hierdurch auf 


Mittwoch, den 21. Mai 1919, nachm. 4 Uhr, 


. zu der diesjährigen ordentlichen Generalversammlung 
nach unserem hiesigen Geschäftshause, Behrenstrasse 421, eingeladen, 


Verhandlungsgegenstände: 


1. Vorlage der Bilanz und der Gewinn- und Verlust- Rechnung 80 wie 
der Berichte der Geschäftsinhaber und des Aufsichtsrats für das 
Jahr 1918. Beschlussfassung über die Genehmigung der Bilanz, 
die Gewinnverteilung und über die der Verwaltung zu erteilende 
Entlastung. 

Aenderung des Art. 1 der Satzung (Ausscheiden des Herrn D. Max 
von Schinkel aus der Zahl der Geschäftsinhaber) und Genehmigung 
der Gesamtfassung der Satzung unter Berücksichtigung aller bis- 
heriger Aenderungen. 

3. Aufsichtsratswahlen. 

Zur Teilnahme an der Generalversammlung ist jeder Kommanditist, 
zur Stimmenabgabe bei den zu fassenden Beschlüssen sind nur die- 
jenigen Kommanditisten berechtigt, deren Anteile mindestens acht 
Tage vor Berufung der Generalversammlung im Aktienbuche der 
Gesellschaft auf ihren Namen eingetragen sind, und welche ihre Anteile 
— oder Depotscheine der Reichsbank oder der Bank des Berliner 
Kassen-Vereins — spätestens einen Tag vor der Generalversammlung 
entweder bei einem Notar oder 

in Berlin in unserer Elfekten-Abteilung, W., Behren- 
strasse 43/44, und bei unseren Niederlassungen 
in Aschersleben, Bad Oeynhausen, Bielefeld, 

Bochum, Braunschweig, Bremen, Burg k/M., 

Coblenz, Cöpenick, Cöthen i/A, Cüstrin, 


1%) 


Danzig, Dessau, Detmold, Essen, Frankfurta.M., 


Frankfurt a. 0. Giessen, Gronau i/W., Halber- 
stadt, Hannover, Hattingen, Herford, Hildes- 


heim, Homburg v. d. H., Königsberg i. Pr., 
Lemgo, Lübeck, Magdeburg, Mainz, Metz, 


Mindeni/W.Mühlhauseni/Th. Mülheim (Ruhr), 


Münster i/W., Naumburg a/S, Nordhausen, 
Offenbach a. M., Peine, Posen, Potsdam, 


Rheine 1W., Saarbrücken, Salzwedel, Stendal, 
Stettin, Tilsit, Trier, Wiesbaden, 

„ Cöln bei dm A. Schaaffhausen’schen Bank- 
verein A--G. und bei dessen Niederlassungen 
in Aachen, Beuel, Bonn, Cleve, Cöln-Mülheim, 
Crefeld, Dinslaken. Duisburg, Dülken, Düren, 
Düsseldorf, Emmerich, Berg.-Gladbach, Godes- 
berg, Grevenbroich, Hambkborn, Meiderich, 
Mörs, Neuss, Neuwied, Odenkirchen, Rheydt, 
Ruhrort, Siegen, Viersen, Wesel, 

„Mamburg bei de Norddeutschen Bank in Ham- 
burg und bei deren Niederlassungen in ' Altona 
und Harburg a. E., 

ferner: 

in Augsburg bei der Bayerischen Disconto- u. 
Wechsel-Bank A.-G6. 

„ Barmen bei dem Barmer Bank-Verein Hinsberg, 
Fischer & Comp., 

‚ Breslau bei dem Bankhause E. Heimann, 
bei dem Bankhause &. v. Pachaly’s Enkel, 

„ Cöln bei dm A. Schaaffhausen’schen Bauk- 
verein A.-&. (siehe oben), 
bei dem Bankhause A. Levy, 
bei dem Bankhause Sal. Oppenheim jr. & Cie., 

„Dresden bei der Allgemeinen Deutschen Credit- 
Anstalt, Abteilung Dresden, - 
bei dem Bankhause Philipp Elimeyer, 

„ Frankfurt a.M. bei der Deutschen Effecten- und 
Wechsel-Bank, 

„ Hamburg beider Norddeutschen Bank in Hamburg 
(siehe oben), 
bei der Vereinsbank in Hamburg, 

„ Karlsruhe i. B. bei der Süddentschen Disconto- 
Gesellschaft A.-6., 
bei dem Bankhause Veit L. Homburger; 
bei dem Bankhause Strauss & Co,, 


Tr 


in Leipzig bei der Allgemeinen Deutschen Credit- 
Anstalt und bei deren Abteilung Becker & Co, 
‚ Magdeburg bei dem Bankhause F. A. Neubauer, = 
,„ Mannheim bei der Süddeutschen Disconte-Gesell- 2% 
schaft A.-G,, 
„ Meiningen bei dee Bank für Thüringen vormals“ 
B. M. Strupp A.-&,, BE 
„ München bei der Bayerischen Hynotheken- w : 
Wechsel-Bank, : Ei 
bei der Bayerischen Vereinsbank, SE 
„ Nürnberg bei der Bayerischen Disconto- u 
Wechsel-Bank A-G., Een 
bei dem Bankhause Anton Kohn, Sr Be 
„ Stuttgart bei der Stahl & Federer A-G. 
gegen Bescheinigung bis zur Beendigung der Generalversammlung 
hinterlegen. 


Berlin, den 2. Mai 1919. 


Direction der Disconto- Gesellschaft. 


Die Geschäfisinhaber 5 Ss = 
Dr. Salomonsohn. Dr. Russel. Uchig. Dr. Se Be 


Waller. Dr. Mosler. Dr. Fischer. Schlieper. ek 


Berlin-Anhaltische Maschinenbau- = 


 Actien-Geselschaft.e. 
Bilanz am 31. Dezember 1918. N 
Aktiva. AM il Passiva. MA 
Grudst. u. Gebäudel 5 427 643/97 | Aktien-Kapital.....|12000000— 
Maschinen ........ 439 451|75|| Gesetzl. Reserve...| 2200000) 
- Modelle .......... 8|— || Reserve-Fonds II...| 1100000 
Gleis-Anlagen ..... 3—l|Kriegsschäd.-Rückst]| 600000) — 
Werkz. und Geräte. '3— || Talonsteuer - Rückst. ‚50 000 — o | 
Mobilien .......... 8/— || Beamten-u. Arbeiter | 2 
Fuhrpark. 2.2.2 3— ||| Unterstütz.-Fonds] 1 192 232 u 
BBSE een 835 218101] Hypotheken ....... gr 
Wechsel .......... 14 20345 || Nichtabgehob. Divid| . 4004- 
Effekten u. Beteilig.i 2 537 892/45 ||Gläubiger einschl. | | 9. 
Hypotheken ....... 30 979115 || Anzablungen .... 
Schulduar ......... 18 518 69241 Bürgschafts - Ver- - 


Bürgschafts - Ver- 
pflicht. .5.472 969.16 
Vorrätess.cr. ne 12 846 989 
Vortragsposten (In- 
terims-Konto).... 


Vortragsposten Un- ee it: 
10|| terims-Konto).. 2 
” Erforderliche-Rückst. 266 
Gewinn aus Ne De 
M. 2 244 229.22 Be 
einschl. Vortragams| 


73 08866 


Soll. AM |4 MM 

Abachreibanse ....1 684 277/42 19 
Gez. Kriegsunterst..| 1 480 036 77 Ueberschuss Er r 5 571 075 8 
Unkosten d. Zentral- En 

Verwalt., Steuern,I : 

Tantiemen, Grati- 2 Bug: 

fikationen .......| 1162531/98 SEELEN 
Gewinn ER 2 368 716.93 


5 695 563 w 


- Die in der heutigen Generalversammlung auf 12% tstgenizt z 
Dividende für 1918 gelangt won heute ab 
bei den Kassen unserer Gesellschaft in Berlin, 
. Dessau und Köln-Bayenthal, 
„ der Anhalt - Dessauischen Landesbank 
Dessau, 3 
‚ Berliner Handels-Gesellschaft 
„ Deutschen Bank in Berlin, 
„ Dresdner Bank in Berlinna 5 
dem A. Schaffhausen’schen Bankverein. in 
Köln und Düsseldorf, TR 
„ Bankgeschäft A, Lewy, Köln, Re 
gegen Aushändigung des Gewinnanteilscheines für 1018. zur r Auszahlung 


» Berlin, den 6. Mai 1919. 


Beriin-Anhaltische Mischa AGs. 
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Aufsätze. 


Das Rätesystem. 
‚Von Dr. Otto Brandt, Düsseldorf.*) 
1. 
Am 5. April 1919 veröffentlichte die Keae 
folgenden Vorschlag zu Artikel 34 der Reichs- 
verfassung: 


Die Arbeiter sind Ser berufen, eiefehberechiei in 
Gemeinschaft mit den Unternehmern an der Regelung 
der Lohn- und Arbeitsbedingungen, sowie an der ge- 
" samtwirtschaftlichen Entwicklung der produktiven 
‚Kräfte mitzuwirken. Die beiderseitigen Organisationen 


und ihre tariflichen Vereinbarungen werden anerkannt. 


Die Arbeiter erhalten zur Wahrnehmung ihrer sozialen 
und wirtschaftlichen Interessen nach Betrieben und 
"Wirtschaftsgebieten gegliederte gesetzliche Ver- 
tretungen in Betriebs- und Bezirksarbeiterräten und 
einen Reichsarbeiterrat. Die  Bezirksarbeiterräte 
und der Reichsarbeiterrat treten zur Erfüllung ze- 
samtwirtschaftlicher Aufgaben und zur Mitwirkung bei 
der Ausführung der Sozialisierungsgesetze mit den Ver- 
: tretungen der Unternehmer zu Bezirkswirtschaftsräten 
und zu einem Reichswirtschaftsrat zusammen. Sozial- 
politische und wirtschaftspolitische Gesetzentwürfe von 
grundlegender Bedeutung sollen von der Reichsregie- 
rung vor ihrer Einbringung beim Reichstag dem 
‚Reichswirtschaftsrat zur Begutachtung vorgelegt wer- 
Der Reichswirtschaftsrat hat das Recht, selbst 
solche Gesetze beim Reichstage zü beantragen, die 
ebenso wie Vorlagen der Reichsregierung und des 
Reichsrats zu behandeln sind. Den Arbeiter- und 
Wirtschaftsräten können auf den ihnen überwiesenen 


Gebieten Aufsichts- und Verwaltungsbefugnisse über- 


tragen werden. Aufbau und Aufgaben der Arbeiter- 
und Wirtschaftsräte sowie ihr Verhältnis zu anderen 
sozialen „„elbstverwaltungskörperschaften werden 
durch Reichsgesetz geregelt. > 


Mit diesem Vorschlag, mit dem sich die Natio- 


 nalversammlung in Kürze zu beschäftigen haben 
wird, hat der letzte Entscheidungskampf darüber 
Sa begonnen, ob die Entwickelung des Deutschen 


2 *) Nach einem Vortrag in. der Veräihleung ‚nieder- 
‚heinisch-westfälischer Handelskammern. - 


! 


Reiches künftig von der Nationalversammlung oder 
einem Rätekongreß der Arbeiterschaft oder von 
beiden zusammen geführt werden soll. 


Die Arbeiter- und Soldatenräte hatten anfangs 
tatsächlich die politische Macht in der Revolution 
an sich genommen. Die erste preußische Revo- 
lutionsregierung hat in ihrem Erlaß vom 12. No- 
vember 1918 die Staatsleitung in Preußen im Auf- 
trage des Vollzugsrates des Arbeiter- und Soldaten- 
rates übernommen, sie allerdings bald zum Teil 
wieder abgegeben. Der Vollzugsrat des Groß-Ber- 
liner Arbeiter- und Soldatenrates, der Träger der 
zentralen Revolutionsgewalt, hat in einem merk- 
würdigen Erlaß vom 23. November 1918 erklärt, 
daß er, nach Verständigung mit den Volksbeauf- 
tragten des Reiches und Preußens, diesen die exe- 
kutive Regierungsgewalt übertragen, sich selbst 
aber das weiteste Kontrollrecht über die Regie- 
rung vorbehalten habe. Nachdem die verfassung- 
gebende Nationalversammlung gewählt war, schien 
der Streit zunächst zugunsten dieser entschieden 


- zu sein, an die der Berliner Zentralrat feierlich seine 


Machtbefugnisse abgab.. Das war jedoch eine 
Täuschung, da die Arbeiterräte bestehen blieben 
und unabhängige Sozialisten ebenso wie die Sparta- 
kusbündler an der Forderung der Klassenherrschaft 
mit dem Rufe festhielten: „Alle Macht den Räten!“ 
Dies Programm kennt zwei Formulierungen. Eine 
Gruppe sagt: Entweder Reichstag. oder Räte- 
system, die andere Gruppe: Reichstag und Räte- 
system. Die Vertreter der zweiten Gruppe teilen 
sich wieder in solche, die nur die Arbeiter und 
Intelligenten als wahlberechtigt zulassen, und 
solche, die auch den Unternehmern ihren Anteil 
gewähren wollen, ferner solche, die den Räten 
politische und wirtschaftliche Befugnisse szeben 
wollen, und in solche, die ihnen nur wirtschaftliche 
oder nur politische Rechte zu verleihen wünschen, 
wobei die Ansichten über den Umfang dieser 
Rechte noch vielfach weit auseinandergehen. Das 


ist die Sachlage. 
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In den Revolutionsstürmen tauchen neben grob 
materiellen auch ideale Ziele auf, und ein solches 
ist für die starke Werbekraft des Rätegedankens 
von erheblicher Bedeutung geworden. Die ver- 
hängnisvolle Verheißung des Erfurter Programms, 
daß die Überführung der Produktionsmittel an die 
Gesellschaft allen Klassen der Gesellschaft die 
höchste Wohlfahrt und harmonische Vervollkomm- 
nung bringen werde, heißt für viele Tausende von 
Arbeitern zugleich: Milderung der nach ihrem Ge- 
fühl zwangsläufigen unfreien Stellung des Arbeiters 
in dem rein mechanisch ablaufenden und auch den 
Arbeiter nur als Teil des Mechanismus wertenden 
arbeitsteiligen Großbetrieb durch Verkürzung der 
Arbeitszeiten; Anerkennung ihrer Forderung nach 
menschlicher Gleichberechtigung und der Gleich- 
berechtigung im Betriebe selbst durch das Räte- 
system. Der Arbeiter will Mitproduzent im ein- 
zelnen Betriebe und in der Volkswirtschaft sein 
und als solcher mit gewissen Rechten gegenüber 
dem einzelnen Betriebe und der Gesamtvolkswirt- 
schaft versehen werden. Dieselben Gedanken ver- 
tritt die Begründung des mitgeteilten Gesetz- 
entwurfes, wenn sie schreibt: „Die Wirtschaftsräte 
seien berufen, den Arbeiter als Produzenten an der 
gesamtwirtschaftlichen Tätigkeit zu beteiligen, die 
ein gemeinsames Werk der selbständigen und un- 
selbständigen Arbeit sein solle.” Der Wunsch, den 
Arbeiter als Produzenten anerkannt zu sehen, wird 
zum ÖOrganisationsprinzip, und es tauchen merk- 
würdigerweise Gedankengänge wieder auf, von 
denen 1910 Alexander Tille in seinem viel an- 
gefochtenen Buche über die Berufsstandpolitik des 
Gewerbe- und Handelsstandes (Berlin 1910) *) aus- 
gegangen ist, in dem er immer wieder betonte, daß 
Arbeiter und Unternehmer ein gleiches und ge- 
meinsames Berufsinteresse an dem Unternehmen 
und der Unternehmungsgruppe hätten, in der sie 
tätig seien. 


Es mag dahingestellt bleiben, ob in der Ver- 
gangenheit genug geschehen ist, um das Verständnis 
im Arbeiter für die Stellung und den Wert der ein- 
zelnen Unternehmung in der Volkswirtschaft und 
die Anteilnahme des Arbeiters für das Unternehmen, 
in dem er arbeitet, zu erwecken. Weder auf dem 
aussichtslosen Wege der Gründung gelber Gewerk- 
schaften, noch selbst mit Wohlfahrtseinrichtungen 
konnte das allein gelingen. Auch heute ist die Auf- 
gabe noch vorhanden, den Arbeiter zum Ver- 
ständnis der Produktion zu erziehen und ihn als 
Mitproduzenten anzuerkennen. Das heißt nach der 
Begründung des Regierungsentwurfes durchaus 
nicht, ihm die Mitleitung des Einzelunternehmens 
zu übertragen, wozu es noch einer langen, sorg- 
fältigen Erziehung der Arbeiter bedarf und wozu 
viele Köpfe überhaupt untauglich sind. Die Be- 
gründung des Regierungsentwurfes erklärt: „Es sei 
nicht beabsichtigt, die selbständige Leitung des Be- 
triebes durch seinen Inhaber zu beeinträchtigen. 


*) Damit soll nicht gesagt sein, daß die Schluß- 
folgerungen, die Tille oder andere aus diesen Grund- 
anschauungen zogen, richtig waren. 
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Eine solche Bindung der Betriebsleitung würde 
nicht wirtschaftsfördernd wirken; - selbst in einem 
vollkommen .sozialisierten Betriebe würde die 
Leitung des Betriebes immer selbständig sein 
müssen.“ 2 


Das ist der Grundgedanke des sog. Räte- 
systems. Mit ihm haben wir uns auseinanderzu- 
setzen, ob er uns gefällt oder nicht, und haben 
dabei zu beachten, daß sich diese Grundforderung 
der sozialen Revolution unter allen Umständen bis 
zu einem gewissen Grade durchsetzen wird. 

Die Aufgabe, 
unter die Arbeiter zu tragen, den sozialen Aus- 


gleich zwischen Unternehmern und Arbeiter u | 


finden, werden Wirtschaftsräte in der Tat zum 
Teil erfüllen können 


Das politische Rätesystem, das sich allein auf 
der Arbeiterschaft als Wähler aufbaut, an die Stelle 


der Reichsversammlung zu setzen oder neben ihr 


zu erhalten, wäre das System einer Klassen- 
herrschaft, und zwar einer Herrschaft der unorga- 
nisierten Arbeiter, wie sie in Rußland vorhanden 
sind. Diese mußten Arbeitervertretungen in der 
Revolution erst schaffen. In Deutschland liegen die 
Da soll die Klassenherrschaft von 
der Revolution für. immer überwunden sein, und 
neue Organisationen braucht man im Grunde in 
Deutschland gar nicht, weil die Arbeiterschaft 
schon organisiert ist und die politischen Körper- 
schaften da sind und arbeiten können, in denen 
die Arbeiter fäst die Hälfte der Sitze haben. 
Gedanke, eine Räteorganisation neben die politi- 
schen Körperschaften zu setzen, die aus allgemeinen 
Volkswahlen hervorgegangen sind, und. diesen 
Räten einen Teil oder die Hälfte der politischen 
Macht oder auch nur der politischen Kontrolle zu 
überlassen, wird im allgemeinen ebenfalls ab- 
gelehnt, denn er würde einem Teile der Bevölke- 


rung ein Privileg schaffen, gegen das gerade die im er 


alten Deutschen Reiche und in der Revolution ge- 
kämpft haben, die es in Gestalt der Räte jetzt be- 
gsehren. 


Anders steht es mit einem Rätesystem, das 
rein wirtschaftliche Aufgaben innerhalb 
Staates zu erfüllen trachtet, dessen politische 
Leitung und Verwaltung von iim im wesentlichen 
unabhängig sind. Mit einem solchen System kann 
man sich befreunden. Etwas Ähnliches wollte man 
schon vor Jahren in den Arbeiterkammern auf Be- 
zirks- oder Fachgrundlage oder beides vereinigt 
schaffen, wie sie früher von Gewerkschaften und 
Handelskammern an Stelle von Arbeitskammern 
gefordert worden sind. 


Diese Gedankengänge werden freilich von den 
Sozialdemokraten Cohen, Kaliski und ihren An- 


hängern, aber anscheinend auch von bürgerlichen 


Zeitungen, z.B. der Vossischen Zeitung am 7. April 
1919, abgelehnt. Diese treten für das politische 
Rätesystem ein, während man höchstens für mög- 
lichst weitgehende Wirtschaftsrechte der Wirt- 


‚schaftsräte eintreten könnte, ohne diese mit den 


allgemeinen politischen Parlamenten in Zusammen- 
hang zu bringen, wobei man sich darüber klar sein 
muß, daB das eine starke Machtminderung für das 


eine objektive Aufklärung 


Der 


„eines“ 


‘ 


allgemeine politische Parlament bedeutet und dem 
Grundsatz von dessen Alleinherrschaft wider- 
spricht. 

Der mitgeteilte Gesetzentwurf schafft zweierlei 
Vertretungen: Arbeiterräte und Wirtschaftsräte, 
jene als reine Körperschaften der Arbeiter, diese 
als paritätische Einrichtungen, Die Entscheidung, 
die Arbeiterräte auch in den höheren Stufen der 
Bezirksräte als reine Arbeitervertretungen auszu- 
bilden, steht im Gegensatz zu dem vor der 
Revolution herrschenden Gedanken, von vorn- 
herein durch Arbeitskammern die Vertretung der 
Arbeiter als paritätische Körperschaften ins Leben 
zu rufen. Diesem Plane haben anfangs die Ge- 
werkschaften und Handelskammern widerstrebt, 
die für reine Arbeiterkammern eingetreten sind; 
auch die Angestellten tun dies noch heute zum Teil. 
Diese Ansicht hat sich als richtig erwiesen. 

Man wird heute weniger als jemals vorher das 
Mißtrauen der Arbeiter gegen Körperschaften 
überwinden, die von. unten auf paritätisch auf- 
gebaut sind, und das Mißtrauen der Arbeiter gegen 
ihre eigenen Vertreter in solchen Körperschaften. 


Auf diesem-Standpunkte steht offenbar auch die 


Regierung. Man wird auch heute gut tun, Unter- 
nehmer- und Arbeiterkorporationen nebeneinander 
‚und unabhängig voneinander aufzubauen und aus 
ihnen paritätische Verhandlungsausschüsse zu ent- 
wickeln oder neben ihnen entstehen zu lassen. Man 
könnte sagen, daß es genug sei, wenn die nötigen 
Arbeiter-, Angestellten- und Unternehmerverbände 
für sich bestehen, woran heute kein Zweifel mehr 
‘sein kann, vor allem, wenn man Facharbeiter- 
kammern mit Bezirksabteilungen und besondere 
‚Angestelltenkammern schafft. Dann wird die auf 
allen Seiten ausgesprochene Bereitwilligkeit, mit- 


, einander zu verhandeln, schon das Ihrige dazu tun, 


um in den Fällen, wo Verhandlungen nötig sind, 
solche auch zu sichern. Das ist auch in der Tat 
der Fall. Es kommt viel weniger auf die äußeren 
. Organisationsformen als auf den Geist an, in dem 
sie geführt werden und miteinander verkehren. 

Immerhin war vorauszusehen, daß sich weder 
die Angestellten, noch die Arbeiter, noch schließ- 
lich der Gesetzgeber auf einen so losen Zusammen- 
hang, der von dem guten Willen der Beteiligten 
abhängt, einlassen werden. Daher sollen die Wirt- 
schaftsräte geschaffen werden. 


3. 


. „Der vorliegende Gesetzentwurf enthält keine 
Einzelheiten über den Aufbau der Arbeiter- und 
Wirtschaftsräte und die Beteiligung der bestehen- 
den Verbände an dem Aufbau. Es liegen aber doch 


einige Vorschläge hierüber schon vor, so daß man: 


sich über die Möglichkeiten der Organisation ein 
Bild machen kann, und zwar sowohl über die Mög- 
lichkeit eines rein wirtschaftlichen und eines wirt- 
schaitlich-politischen Rätesystems. 

Die Vorschläge sind am Schlusse dieses Ab- 
schnittes in schematischer Form mitgeteilt. Zu 
ihrem Verständnis will ich zunächst den Wortlaut 
der sozialdemokratischen Anträge folgen lassen, 
die dem zweiten Rätekongreß in Berlin vorgelegen 
haben und von denen der Antrag der Mehr- 
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heitssozialisten, der hauptsächlich von Cohen und 
Kaliski vertreten wurde und am 12. 4. 1919 an- 
genommen worden ist, lautet: 


Antrag 


der wumabhängigen 
demokraten. 
1. Die Vertretung der 
werktätigen Bevölkerung 
sind auf politischem Ge- 
biete die Arbeiterräte, auf 
wirtschaftlichem . Gebiete 
die Betriebsräte. 
Die Wahlen der Arbeiter- 
räte und die Wahlen der 
Betriebsräte erfolgen auf 


Sozial- 


Grund des Betriebs- und 
Berufswahlsystems. 
Wahlberechtigt und 


wählbar sind ohne Unter- 
schied des Geschlechtes 
diejenigen, welche ohne 
Ausbeutung fremder Ar- 
beitskraft gesellschaftlich 
notwendige und nützliche 
Arbeit leisten, ihren Le- 
bensunterhalt durch die 
Arbeit ihrer Hand oder 
ihres Kopfes erwerben 
und das 18. Lebensjahr 
vollendet haben. 

Die Wahlen der Arbei- 
ter- und Betriebsräte . er- 
folgen nicht auf bestimmte 
Zeit, sondern auf jederzei- 
tigen Widerruf. 

2. Die Organisation der 
auf politischem Gebiete 
tätigen Arbeiterräte beruht 
auf den Arbeiterräten der 
Gemeinden. Diese Arbei- 
terräte haben bis zum vol- 
len Ausbau der Rätever- 
fassung die Kontrolle der 
Gemeindeverwaltung aus- 
zuüben. Aus:.den kommuna- 
len Arbeiterräten sind nach 
Kreis, Bezirk und Provinz 


-Kreis-, Bezirks- und Provin- 


zialarbeiterräte zu wählen, 
welche die zuständigen 
Verwaltungsbehörden zu 
kontrollieren haben. 

Solange die einheitliche 
deutsche Republik_ noch 
nicht verwirklicht ist, wer- 
den in den einzelnen deut- 
schen Republiken Landes- 
zentralräte gebildet. 

Die gesamte politische 
Macht hat der Rätekon- 
greß. Dieser setzt sich aus 
den Vertretern der Arbei- 
terräte zusammen. Minde- 
stens alle drei Monate tritt 
der Rätekongreß zusam- 
men. Er wählt den Zentral- 
rat, der die Volksbeauf- 
tragten einsetzt und kon- 
trolliert. . 

3. Die Organisation der 
auf wirtschaftlichem - Ge- 
biete tätigen Betriebsräte 
beruht auf den Betrieben 
und Berufen. Jeder Betrieb 
wählt einen Betriebsrat, der 
sich ‘aus den Betriebsver- 
trauensleuten zusammen- 
setzt, welche die Unterab- 
teilungen des Betriebs ver- 


‚treten. Kleine Betriebe und 


Antrag 


der Mehrheitssozial- 
demokraten. 


1. Die Grundlage der so- 
ziälistischen Republik muß 
die sozialistische Demo- 
kratie sein. Die bürgerliche 
Demokratie wertet in 
ihrem Vertretersystem die 
Bevölkerung nach der blo- 
ßen Zahl. Die sozialistische 
Demokratie muß deren Er- 
eänzung bringen, indem sie 
die Bevölkerung auf Grund 
ihrer Arbeitstätigkeit zu 
erfassen strebt. Dies kann 
am besten durch Schaffung 
von Kammern der Arbeit 
geschehen, zu denen alle 
Arbeit leistenden Deut- 
schen nach Berufen als 
Mitglied wahlberechtigt 
sind. Zu diesem Zwecke 
bildet jedes Gewerbe unter 
Berücksichtigung aller in 
ihm tätigen Kategorien 
(einschließl. des Betriebs- 
leiters) einen Wirtschafts- 
rat, in den die einzelnen 
Kategorien ihre Vertreter 
(Räte) entsenden. Die 
Landwirtschaft und die 
freien Berufe bilden ent- 
sprechende Vertretungen. 
Die Räte gehen aus den 
Wahlen hervor, die in den 
einzelnen Betrieben oder in 
den zu - Berufsverbänden 
zusammengelegten Betrie- 
ben erfolgen. Der Wirt- 
schaftsrat ‘ des einzelnen 
Gewerbezweiges der Ge- 
meinde wird mit dem Wirt- 
schaftsrat des ° gleichen 
Zweiges in Kreis, Provinz, 
Land und Reich zu einem 
Zentralwirtschaftsrat ver- 
bunden. Jeder Wirtschafts- 
rat wählt Delegierte in die 
Kammern der Arbeit, die in 
der kleinsten Wirtschafts- 
einheit beginnen. Diese ist 
die Gemeinde. Gemeinden, 
die eine Wirtschaftseinheit 
bilden, werden zusammen- 
gelegt. Die Wirtschaftsräte 
der Kreise, Provinzen, 
Länder und der Gesamtre- 
publik tun dasselbe. Über- 
all besteht eine allgemeine 
Volkskammer ° und eine 
Kammer der Arbeit. Jedes 
Gesetz bedarf der Zustim- 
mung beider Kammern, 
doch erhält ein Gesetz, das 
in drei aufeinanderfolgen- 
den Jahren von der Volks- 
kammer (Gemeindevertre- 
tung, ‚Kreisausschuß, Pro- 
vinzialvertretung, Landtag, 
Reichstag) unverändert an- 
genommen wind, Gesetzes- 
kraft. Jede der beiden 
Kammern hat das Recht, 
eine Volksabstimmung zu 
verlangen. Der Kammer 
der Arbeit gehen in: der 


279 


m 


Berufe, die nicht nach Be- 
trieben erfaßt werden kön- 
nen, werdenzu Wahlkörpern 
zusammengeschlossen. 

Die Betriebsräte haben 
die Interessen der Arbeiter, 
Angestellten und Beamten 
beider Geschlechter in Pri- 
vatunternehmungen, Kom- 
munal- und Staatsbetrieben 
wahrzunehmen und eine 
eingehende Kontrolle der 
Betriebe auszuüben, 
wirken bei der Sozialisie- 
rung der Betriebe mit. 

Das gesamte Reichs- 
gebiet wird in Wirtschafts- 
bezirke gegliedert, wobei 
die Industrie-, Gewerbe-, 
Handels- -und  landwirt- 
schaftlichen _ Verhältnisse 
zu berücksichtigen sind. 

In jedem Wirtschaftsge- 
biete wählen die Arbeiter- 
räte jeder Industrie-, Ge- 
rerbe-, Handels- und 
Landwirtschaftsgruppe so- 
wie die Gruppe der freien 
Berufe die Bezirksgruppen- 
räte. 

Die Bezirksgruppenräte 
eines Bezirks wählen den 
Bezirkswirtschaiftsrat. 

Die Bezirksgruppenräte 
einer jeden Gruppe im 
Reiche wählen die Reichs- 
gruppenräte. 

Die  Reichsgruppenräte 
wählen den Reichswirt- 
schaftsrat. 

Die Bezirksgruppenräte, 
der Bezirkswirtschaitsrat, 
die Reichsgruppenräte, der 
Reichswirtschaftsrat kön- 
nen Sachverständige zu- 
ziehen. e 

Der Reichswirtschaftsrat 
überwacht das gesamte 
wirtschaftliche Leben des 
Reiches und setzt gemein- 
sam mit dem Zentralrat 
die Verwaltungsformen zur 
Aufrechterhaltung der Pro- 
duktion und zur Über- 
leitung der privatkapita- 
Hstischen Produktion in die 
sozialistische fest. 

Der 2. Rätekongreß stellt 
sich auf den -Boden 
des Rätesystems. Danach 
ist der politische und wirt- 
schaftliche Aufbau Deutsch- 
lands auf die Räteorgani- 
sation zu gründen. - 

Die Arbeiterräte sind die 
berufene Vertretung der 
werktätigen Bevölkerung 
auf allen Gebieten des po- 


“tischen und  wirtschaft- 


lichen Lebens. 


Sie 


 beiter 
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Regel alle Gesetzentwürfe 
wirtschaftlichen Charak- 
ters (vor allem die Soziali- 
sierungsgesetze) zuerst zu. 
Es liegt ihr ob, auf diesem 
Gebiete die Initiative zu 
ergreifen. Der Volkskam- 
mer gehen in der Regel die 
Gesetzentwürfe allgemei- 
nen politischen und kultu- 
rellen Charakters zuerst 
zu. Die Zuteilung der De- - 
legierten auf die einzelnen 
Berufe wird durch beson- 
dere Gesetze geregelt. 

2. Die Gewerkschaften 
sind die Vertreter der Ar- 
beiter eines jeden Berufes. 
Die ausführenden Organe 
der Gewerkschaften in den 
Betrieben sind die Be- 
triebsräte. Sie haben (die 
bisherigen und die erwei- 
terten Aufgaben der Ar- 
beiter-, Angestellten- und 
Beamtenausschüsse zu er- 


füllen. Die Regelung der 
Lohn- und  Arbeitsbedin- 
eungen ihres “Gewerbes 


oder Berufszweiges erfolgt 
von Organisation zu Orga- 
nisation, also zwischen Ge- 
werkschaft und Uhnter- 
nehmerverband. Bilden die 
Arbeiterräte die Vertretung 
der Arbeiter für die Fragen 
der Produktion : in den 
Wirtschaftsräten, so sind 
die bisher errichteten 
Arbeitsgemeinschaften, in. 
denen die Arbeitgeberver- 
bände mit den Gewerk- 
schaften zusammenarbeiten, 
Organe zur Regelung der 
Lohn- und Arbeitsverhält- 
nisse, sowie der übrigen 
Beruisfragen. Die Wirt- 
schaftsräte sind die Ver- 
treter der Produktion, die 
von den Arbeitern und 
Unternehmern gemeinsam 
getragen wird. Die  Ar- 
wenden hierbei 
durch die Arbeiterräte ver- 
treten. Der Wirtschaftsrat 
ist der Unterbau für die 
Sozialisierung. 


Der umseitig abgedruckte Vorschlag I stammt 
aus dem Reichswirtschaftsministerium, der Vor- 


schlag II ist der von Cohen-Kaliski. 


Beide Vor- 


schläge unterscheiden sich in wichtigen Punkten. 


Während der erste Vorschlag die vorhandenen 
und schon geplanten Fach- und allgemeinen 
Organisationen als gegeben hinnimmt, sieht der 
Vorschlag von Kaliski einen grundsätzlich neuen - 


Aufbau vor. 


Der erste ‚Vorschlag 1äßt Angestellten, 
Arbeiter- und Unternehmerorganisationen für sch 
bestehen und sichert eine Zusammenarbeit n 
den unteren und-mittleren Stufen in der Form, 
daß auch Bezirkswirtschaftsräte gebildet were, 
die aus Vertretern der Bezirksunternehmerräte ud 0 
der einen und Vertretern der Bezirksarbeiterräte ze 
und Gewerkschaften zu gleichen Teilen uf der 
anderen Seite bestehen. Im. Gegensatz dazu will I: 
Kaliski grundsätzlich nur paritätischeOrganisationen Ei a 
zulassen. Die erst vor kurzem geschaffene Ar- >28 
beitsgemeinschaft der Unternehmer und Auen a 
stelltenverbände läßt sich in diese schematsich 
' geschilderten Aufbauten schlecht einfügen, und 
das wird vielen als ein wesentlicher Mangele- 
scheinen. “ ER 

Während der erste Vorschlag die. gewerb- | 
lichen Organisationen selbständig für sich hin 
stellt und ihnen keine Verbindung mit den. I Fe 
politischen Vertretungen gibt, ihnen auch keinen 
zwingenden Einfluß auf sie verleiht und esdr 
Reichsgesetzgebung vorbehält, In ve = a BEN, 
-sie den so zusammengesetzten Verbänden gewisse Baye 
Rechte und Pflichten auferlegen will, bringt dr 
Vorschlag Kaliski die paritätischen Vertretungen B S = ss 
der Produktion in untrennbaren Zusammenhang Eee 
mit der politischen Vertretung, macht sie beide zu 
gleichberechtigten Teilen der politischen Organi- 
sation. Nur Kaliski arbeitet die Rätevertretung in 
die politische Verfassung hinein. 

Der erste Vorschlag will im Grunde den Ge- 
danken eines Volkswirtschaftsrates verwirklichen, 
freilich eines solchen mit gleichberechtigter Mit- 
wirkung der Unternehmer, Angestellten und Ar-- 
beiter. Damit bekommt die Einrichtung einen ganz 
anderen Charakter. Der Vorschlag Kaliski ist dr 
mit den politischen Parlamenten zusammen- 
gekoppelt sind. Der Grundgedanke des: Volks- 
Versuch berufsständischer Parlamente, dieaußerdem 
wirtschaftsrates ist richtig, kann aber nicht frucht- 
bar werden ohne eine gewisse formelle Mitwirkung 
dieser Körperschaft bei der Gesetzgebung. Ein 
politisches Parlament kann sich zwar nur schwer den 
Gutachten und Vorschlägen einer solchen Körper- 
schaft entziehen. Dazu ist das Sachverständnis ihrer 
Arbeiten zu groß und jeder politisch- parlamentari- 5: a 35 
schen Arbeit auf gleichem Gebiete überlegen, aber Sa en 
immerhin muß man einem solchen Volkswirt 
schaftsrate doch gewisse Rechte geben. Das haben 
frühere Versuche dieser Art bewiesen. 

- Die Frage, ob es sachlich notwendig ist, einen EEE 
so- verwickelten Bau aufzurichten, wie es die = EEPLD: 
zwei. Vorschläge beabsichtigen, muß verneint ° 
werden. Der Aufbau eines solchen Räte 
systems würde die schon vorhandene verwirrende 
Fülle der gewerblichen Berufsvereinigungen nur 
noch steigern, und wie man die ganze dentsbn m 
Volkswirtschaft und die freien Berufe in der Form 
überhaupt praktisch organisieren könnte, wie sie 
"Kaliski vorschlägt, ist vorläufig ganz rätselhaft. ES, 
Meiner Ansicht nach braucht man nur Angestllten- 
und Arbeiterkammern zu schaffen, um eine klare ER ae 
Organisation zu haben, die gegenseitige Verhand- 
lungen mit den längst im Überfluß vorhandenen 
Unternehmerverbänden ermöglicht. Der Zu- | 


az 
ae 


sammenschluß BER neuen Kammern zu Spitzen- 
verbinden würde die Verhandlungen mit den 
Spitzenverbänden der Unternehmer einfach ge- 
stalten. Außerdem würden mit einer solchen Rege- 
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tretung in erträglichen Grenzen gehalten, während 
sie bei der Durchführung der zwei Vorschläge ins 
ungemessene steigen und in gar keinem Verhältnis 
mehr zu dem Wirkungsgrad der geschaffenen Ver- 
bände SEDEng 


lung die Unterhaltungskosten der Organisation 
der deutschen volkswirtschaftlichen Interessenver- 


Vorschlag I 


Kurkau der Selbstverwaltung der deutschen Produktion 
(nach Vorschlägen einzelner Kreise des Reichswirtschaftsministeriums). 


 Bezirksgruppenaufbau Fachgruppenaufbau 
der Unternehmer: der Arbeiter: der Unternehmer: der Arbeiter: 
Gewerbetreibende - Arbeiter Gewerbetreibende Gewerkschaften 
Handelskammern und ' Betriebsräte Fachgruppen der In- 
Arbeitgeberverbände- Ortsräte dustrie 
Bezirksunternehmerräte Bezirksräte Fachunternehmerrat Facharbeiterrat 
Reichsunternehmerräte Reichsarbeiterräte (=Reichsverband der 


deutschen Industrie) 
1/, der Mitglieder !/a der Mitglieder 
Arbeitsgemeinschaftder industriell. Arbeiterverbände 
| i/s der Mitglieder 


!/s der Mitglieder ’/s der Mitglieder 


Reichswirtschaftsrat 


| Vorschlag Il. 
Aufbau der Interessenvertretung. 
(Nach Kaliski.) 


Berufs- und Produktionsorganisation. Politische Organisation. 


Klassenorganisation. Paritätische örtliche Arbeits- 
Betriebsräte gemeinschaften (Arbeiterräte und 
‚Gewerkschaften Syndikate?) für Industrie, Hand- 
‚ Arbeitgeber- } Terkin 2 werk, Handel, Landwirtschaft, 
Unternehmer- freie Berufe wählen Gemeinde- oder Stadtverordneten- 
en Gemeindearbeitskammern Versammlung 
Arbeitsgemeinschaft beide wirken zusammen 


Paritätische Kreisarbeitsgemein- 
schaften für Industrie, Handwerk, 
Handel, Landwirtschaft, freie 

; Berufe wählen 
Kreisarbeitskammern 


der industriellen ‚Arbeiterverbände 


Kreistag 


| | beide‘ wirken zusammen 
Se - er Diese paritätischen Bildungen setzen 
sich aufwärts fort in Provinzial-, 
Landes- und Reichsarbeits- 
gemeinschaften. Diese wählen 


Provinzialarbeitskammern Provinziallandtag 


beide wirken zusammen 
Landesarbeitskammern Landtag 
ER beide wirken zusammen 
Reichsarbeitskammern 


beide wirken zusammen 


Reichstag 


(Schluß folgt.) 


- 
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Die künftige Versorgung mit Leder 
und Lederwaren. 
Von Franz Wenck, Berlin. 


Lange Zeit vor Beendigung des Krieges be- 
schäftigten sich Behörden, Industrielle, Kaufleute 
und Volkswirtschaftler mit der Frage der „Über- 
gangswirtschaft“, für deren Organisation auch viele 
Rezepte verfaßt wurden. Als Mann der Praxis 
habe ich seinerzeit immer empfohlen, die Angelegen- 
heit zurückzustellen, bis der Ausgang des Krieges 
und die dann herrschenden Verhältnisse übersehbar 
sein würden — weil man nur von diesen aus 
brauchbare Vorschläge machen könne. 

Meute ist es ziemlich so weit, und noch immer 
bleibt es schwer, ein Urteil zu bilden, solange nicht 
die politischen und wirtschaftlichen Bedingungen 
des Weltfriedens feststehen. Der zweite wichtige 
Grund der auch heute noch vorliegenden Unsicher- 
heit in der Beurteilung der Aussichten liegt in den 
verworrenen innerpolitischen Verhältnissen, deren 
Lösung maßgeblich sein wird für unsere Ver- 
sorgung. 

Wenn ich trotzdem versuche, dem Wunsche 
der Redaktion zu entsprechen und die Möglich- 
keit der Versorgung mit Leder und Lederwaren zu 


erörtern, so kann das nur in ganz allgemeinen 


Zügen : erfolgen und unter. Berücksichtigung des 
Vorgesagten. 

Unsere Lederwirtschaft während des Krieges 
stand unter dem Zeichen der Knappheit. Trotzdem 
inzwischen der große Heeresbedarf zum wesent- 
lichsten Teile weggefallen ist, fehlt noch immer auf 
allen Verwendungsgebieten ein erheblicher Teil 
von der Menge Leder, die zu einer notdürftig aus- 
kömmlichen Versorgung erforderlich wäre. 

Dieser Mangel beruht darauf, daß uns noch 
immer die Einfuhr ausländischer Rohhäute und 
-felle sowie der Gerbstoffe fehlt, die unserer ein- 
heimischen Lederindustrie vor dem Kriege die 
riesige Ausdehnungsmöglichkeit gab. \ 


Unsere Versorgung mit Leder ist also in erster 
Linie abhängig von der Einfuhrmöglichkeit. Es er- 
scheint zweifellos, daß die Produktionsländer für 
rohe Häute in den Kriegsjahren bedeutende Über- 
schüsse angesammelt haben, so daß große Vorräte 
auf dem Weltmarkt zu unserer Verfügung stehen. 


Wer darüber noch im Zweifel war, kann jetzt aus. 


den vielen Angeboten aus neutralen Ländern er- 
kennen, was älles vorhanden ist. Unsere einheimi- 
schen Preise für Rohware und fertiges Leder 
wurden seither durch die Höchstpreisbestimmun- 
gen wesentlich unter den Weltmarktpreisen ge- 
halten, doch haben unsere Behörden innerhalb der 
letzten Wochen einer ganz erheblichen Erhöhung 


existieren. 


der Preise zugestimmt, die in der zweiten April- 


hälfte in Kraft treten und Steigerungen von über 
50 v. H. bei Leder ergeben wird. 

Trotzdem sind die Preise ausländischer Roh- 
häute unter Berücksichtigung unserer Valuta immer 
noch zu hoch. im Verhältnis zu unseren offiziellen 


neuen Lederpreisen. Daraus ergibt sich theoretisch. 


die Unmöglichkeit der Rohwareneinfuhr, weil alles 
Leder — auch aus Auslandshäuten — in den Ger- 
bereien beschlagnahmt bleibt und den Höchstpreis- 
bestimmungen unterliegt. Die Praxis weicht aber 
wesentlich ab von der Theorie. Jedes Kind im 


Lederfach weiß es, daß seit langer Zeit Rohhäute 


und -felle im Schleichkandel zu erheblichen Über- 
preisen gekauft werden, und zwar seit dem Aus- 


bruch der Revolution in solchem Umfange, daß 


gerade dieser Umstand die Behörde veranlaßte, 
einer so außerordehtlichen Hinaufsetzung der Roh- 


hautpreise zuzustimmen. Damit zlaubt man, all die 


Mengen Häute, Felle und fertiges Leder, die jetzt 
„hinten herum“ verkauft werden, wieder der 
Zwangsbewirtschaftung zuführen zu können! 


Nach meiner Schätzung werden bereits jetztetwa 


30 v. H. Unterleder und 50-60 v. H. Oberleder in 
fertiger Ware im Schleichhandel umgesetzt — 
natürlich zu solchen Preisen, daß auch der Ankauf 
teurer Auslandsrohware bei schlechter Valuta 
immer noch eine rentable Fabrikation ergibt. 
Dieser Zustand ermöglicht eine etwaige Ein- 


fuhr natürlich nur dem Teil der Fabrikation, dr 
Wenn 
also das Reichswirtschaftsministerium seine Vor- 


sich um die Vorschriften nicht kümmert. 


schriften weiter nach theoretischen Ideen abfaßt, 


"anstatt nach den auf die Dauer doch stärkeren 


wirklichen Verhältnissen der Praxis, dann wird 


entweder das deutsche Volk weiter Mangel an 


Leder haben, oder die Zahl-der Lederindustriellen, 


die sich zu hochpreisigen Schleichhandelsgeschäften * 


einfach gezwungen sehen, wird 
werden. 
Monate sicher, daß meine längst während des 
Krieges geäußerte Überzeugung richtig war: wir 
werden nach Friedensschluß eine sehr starke Ein- 
fuhr in Rohhäuten haben. 

Einheimische Gerbstoffe reichen nie aus für 


unsere Lederindustrie; auch hier gibt es Höchst- 


immer größer 
Ich bin nach den Erfahrungen der letzten 


preise, die allerdings fast nur noch auf’dem Papier 


sonders auf argentinische Extrakte, angewiesen. 
Die betreffenden Fabriken haben zwar im Laufe 


des Krieges wegen des mangelnden Exportes nach 


Deutschland viele Betriebe eingestellt oder be- 
schränkt, aber es dürften in den letzten Monaten 
schon überall die Vorbereitungen für Hochbetrieb 


Für größere Mengen ausländischer 
Rohhäute sind wir auch auf Auslandsgerbstoffe, be- - 
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getroffen worden sein, und es Bird jedenfalls in 
verhältnismäßig kurzer Zeit unsere ausreichende 
Versorgung ermöglicht werden. 

"Wird nun unsere Behörde die Einfuhr \ von Roh- 
häuten und Gerbstoffen staatlich regeln wollen? 
Daß es unmöglich ist, damit wirklich die belebende 
und befruchtende Zufuhr für unsere Lederwirt- 
schaft zu schaffen, ist für ieden Fachmann völlig 
klar. Schon die Verschiedenheit in der Qualität 
der unendlich vielen Sorten Auslandshäute, ferner 


die Unmöglichkeit, gewisse Sorten davon etwa in 


allen deutschen Fabriken zu verarbeiten, ver- 
hindert das. Die Höchstpreisverhältnisse _ aber 
machen es ganz unmöglich. 

Will man also eine Versorgung mit Leder nicht 
gewissen Doktrinen zuliebe einschränken oder gar 
verhindern, so lasse man der Industrie und dem 
Importhandel freie Hand, zu kaufen und zu im- 
 portieren, wo sie können, und befreie sie von allen 
behördlichen Fesseln und Devisenvorschriften. 

Unsere Versorgung mit Lederwaren — dar- 
unter am wichtigsten mit Schuhwaren — ist bisher 
ebenfalls knapp. Auch hier ist aber der Mangel 


jetzt und künftig nicht so groß, wie die behördlichen 


Ziffern der Reichsstelle für Schuhversorgung be- 
sagen. Die riesengroßen Ledermengen, die überall 
in Deutschland ohne behördliche Kontrolle ver- 
kauft werden, gehen ja nicht verloren, sondern 
dienen zur Anfertigung oder Ausbesserung von 
Schuhen, Pierdegeschirren, Treibriemen, Sattler- 
‚und sonstigen Lederwaren und versorgen somit die 
Bevölkerung. Der Unterschied dabei ist nur noch 
‘der, daß diese Mengen durch den Schleichhandel 
wesentlich schneller den Verbrauchern zugeführt 
werden, als auf dem behördlich geregelten Wege, 
_ und daß der Verbraucher ganz beträchtlich mehr 
‚dafür zahlen muß, 

Es ist in Fachkreisen bekannt, daß im Ausland 
riesige Mengen fertiger Schuhwaren vorhanden 
sind und auch weiter angefertigt werden, womit 
man Deutschland überschwemmen möchte. 

Die Preise einheimischen Schuhwerks werden 
durch die Lederpreiserhöhung um etwa ?/, steigen, 
bei Verwendung von Schleichhandelsleder natürlich 


noch mehr, und so werden Auslandsschuhe trotz 


schlechter Valuta immer noch gleichpreisig oder 
billiger sein gegenüber deutschen Erzeugnissen. 
Mit anderen Leder- und Borteieuillewaren liegt es 
- ganz ähnlich, 

Amerika wird gern. bereit sein, uns_ seinen 
-  Überiluß, um drüben Preise halten zu können, billig 


zu liefern und auch notfalls mit langfristigen Kre- 


 diten, und das wird unter Umständen noch eine 


En schwere Gefahr werden für die deutsche Schuh- 
industrie und damit auch für unsere Lederindustrie. 


en: 


Gegen diese Gefahr, unter der schließlich am 
meisten unsere Arbeiterschaft im ganzen Leder- 
gewerbe leiden würde, gibt es nach meiner Ansicht 
nur das eine Mittel: man lasse alle beteiligten 
Handels-, Gewerbe- und Industriekreise in freier 
Wirtschaft sich den Platz wieder schaffen, den sie 
mit Fleiß, Ausdauer und eigener Initiative sich 
früher in Deutschland und in der Welt errungen 
hatten. 

Die Versorgung EI schländs mit Leder und 
Lederwaren wird nach Friedensschluß in ver- 
hältnismäßig kurzer Zeit möglich sein, wenn auch 
nicht reichlich, so doch, unseren Verhältnissen an- 
gemessen, ausreichend. Ob diese Versorgung zu- 
gunsten unserer wirtschaftlichen Entwicklung oder 
mehr zum Vorteil des Auslandes erfolgt, ist eine 
andere Frage — möge endlich die Abkehr von 
allem Zwang auch bei behördlichen Stellen zum 
Durchbruch kommen und damit dazu geholfen 
werden, unsere so schwer leidende deutsche Wirt- 
schaft wieder gesund und stark werden zu lassen. 


Zur Lage auf dem Möbelmarkt. 
‘Von Fleischmann, 
Mitglied der Handelskammer zu Berlin. 

Mitte 1918 trat eine große Beunruhigung des 
Publikums dadurch ein, daß durch die Presse und 
von nicht eingeweihten Kreisen die Meinung weit 
verbreitet wurde, daß eine Möbelnot herrsche, und 
daß in absehbarer Zeit der Bedarf des Publikums 
nicht befriedigt werden könne. Infolgedessen setzte 


‚eine wahre Hochflut von sogenannten Notstands- 


aktionen ein seitens der Kommunen, gemein- 
nützigen Gesellschaften und dergl., die das Publi- 
kum mit sogenannten billigen Hausrat- oder Krieger- 
möbeln zu beglücken die Absicht hatten. Ein- 
geweihte Kreise warnten schon damals vor der- 
artigen Bestrebungen und drückten die Ansicht 
aus, daß, sobald nur einigermaßen geregelte Ver- 
hältnisse einträten, in kürzester Zeit die altein- 
gesessene Möbel-Industrie und das Handwerk in 
der Lage sein würden, den Bedarf mehr als reich- 
lich zu decken. Trotzdem ließen sich die Volks- 
beglücker nicht abhalten, gaben zum Teil mit 
öffentlichen Mitteln große Posten in Auftrag, nicht 
etwa aber an das erfahrene Gewerbe, sondern mit 
Hilfe von Architekten wurden neue Werkstätten 
errichtet, und.es wurden auf diese Weise Tausende 
von Schlafzimmern und sogenannten Wohnküchen 
aus billigstem Material gefertigt, zum großen Teil 
unsachgemäß konstruiert, aus nicht gepflegtem 
Holz, die nun der Käufer harrten. 

Es kam dann im November 1918 nach der 
Revolution der Rückschlag. Das Geschäft stockte 
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monatelang, die Arbeiter kehrten in die alt- 
gewohnten Werkstätten zurück, Fabrik und Hand- 
werk nahm sachkundig die Fabrikation wieder auf, 
und in kurzen Wochen war genau, wie voraus- 
gesagt, die sogenannte Möbelnot überwunden, eine 
Möbelnot, die wirklich nie existierte, sondern nur 
zum Teil dadurch hervorgerufen war, daß eine 
Transportnot, Preisnot vorhanden war, weil es 
nicht möglich war, aus den _bekannten Möbel- 
fabrikationszentren die Ware zu verteilen, und weil 
zum Teil das Publikum dann von einer Möbelnot 
sprach, wenn es nicht zu den von früher gewohnten 
Preisen bedient werden konnte, was nur natürlich 
war, da Möbel und Hausrat genau wie alle anderen 
Artikel die durch die Verhältnisse bedingte Preis- 
steigerung mitmachten. 
sich, daß Holzart, Formengebung, vor allem aber 
die Gleichmäßigkeit der obengenannten Hausrats- 
möbel keinen Anklang beim Publikum fanden, auch 
aus dem Grund, weil gerade die Kreise, für die 
diese Möbel bestimmt waren, dafür nicht aufnahme- 
fähig waren, weil sie bezüglich ihrer Ausgaben 
für Möbel nicht kontrolliert werden wollten und 
naturgemäß bei der Gleichartigkeit der Möbel jeder 
Nachbar wußte, was die betreffende Type kostete. 
Kommunale Behörden, wie die Städte Berlin, 
Lichtenberg, Schöneberg und Neukölln, welche 
große Mengen dieser Möbel haben anfertigen 
lassen, mußten sich zum Absatz einer Vereinigung 
von einheimischen . Möbelgeschäften bedienen, 
denen sie die Ware zum Teil in Kommission gaben 
unter Festlegung der Verkaufspreise. 

Während der Markt für sogenannte bürger- 
liche Möbel also reichlich beschickt war, stellte 
sich für sogenannte Luxusmöbel aus echten und 
polierten Hölzern allmählich ein Mangel ein, weil 
die vielen Kriegsteilnehmer aus wohlhabenderen 
Kreisen allmählich Wohnung bekamen und ihre 


lange zurückgestellten Aufträge an den Markt 
Ausführung dieser Klasse. von 


brachten. Zur 
Möbeln waren auch nicht genügend Arbeitskräfte 
zu haben, weil sich die dazu qualifizierten Arbeiter 
erst allmählich wieder die Handfertigkeit an- 
gewöhnen mußten, die sie während der langen 
Kriegsdauer verloren hatten, weil ferner einzelne 
Rohmaterialien, namentlich gut gepflegte ausländi- 
sche Hölzer, Schellack und dergl., teilweise ganz 
fehlten, teilweise nur in den Händen der großen 
alteingesessenen Fabrikanten waren, die natürlich 
nur eine beschränkte Anzahl von Aufträgen über- 
nehmen konnten. Die vielen Unruhen politischer 


und wirtschaftlicher Natur färbten namentlich auch 


auf derartige Großbetriebe ab, während die kleinen 
Handwerksbetriebe, die sich mit der Anfertigung von 


Schon vorher zeigte es- 
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einfachemHausrät beschäftigten und wo nur eine ge- 
ringe Anzahl von Leuten bechäftigt war, lange nicht 
derartig in Mitleidenschaft gezogen wurden. In- 
folge aller dieser Tatsachen und weil naturgemäß 
auch eine Anzahl zu Vermögen gekommener Leute 
ihren Haushalt verbesserten und vergrößerten und 
ferner eine sehr große Anzahl von Aufträgen wäh- 
rend der langen Kriegszeit teils unterblieb, teils 
aus Mangel an Arbeitern nicht ausgeführt werden 
konnte, wurde die Knappheit an derartigen kunst- 
gewerblichen Erzeugnissen der Möbeliabrikation 
immer fühlbarer, wozu auch der Bedarf in den 
besetzten Gebieten kam, weil dort wegen der 
fehlenden Einfuhr von Rohmaterialien so gut wie 
gar nicht gearbeitet werden konnte, so daß also 
im Gegensatz zu dem von Hausratmöbeln über- 
fluteten Markt für diese Gegenstände ein Mangel 
eintrat, der noch vorhanden ist, so daß die Fabriken 
und Werkstätten hochwertiger Möbel voll besetzt 
sind und auch auf viele Monate noch Arbeit haben. 
Es hat sich eben doch herausgestellt, daß Möbel 


kein Luxusbedürfnis sind, sondern zum größten 


Teil eine wirtschaftliche Notwendigkeit zu erfüllen 
haben, so daß wohl, wenn die Verhältnisse einiger- 
maßen ruhigere werden, die Aussichten für die 
Möbelfabrikation keine schlechten genannt werden 


können, zumal dann wohl auch, abgesehen von den 


Wohnungseinrichtungen, mit dem weiteren Gebiet 
des Ausbaues von öffentlichen Gebäuden, Läden, 
Hotels und dergl. gerechnet werden kann. Viel 


wird natürlich davon abhängen, wieweit sich die 


Verhältnisse auf dem Baumarkt klären werden und 
ob die Bautätigkeit, die ja jetzt ganz ruht, wieder- 


aufgenommen werden kann, woran freilich weite 


Kreise wegen der unerhörten Forderungen der Ar- 
beiter einerseits, wegen Mangels an Materialien, 
hervorgerufen durch Kohlenmangel, andererseits 
zweifeln. Möbel waren vor dem Krieg auch ein 
guter Artikel für den Export, namentlich nach den 


. östlichen Ländern hin, so daß, wirtschaftliche Be- 
ruhligung vorausgesetzt, bei dem starken Mangel 


an Möbeln in den östlichen Ländern, namentlich 


in Österreich, Rußland, Kurland, Litauen und der - 


Ukraine, sich auch hier gewisse Perspektiven er- 
öffnen. Der Import von Möbeln kann unserer Va- 


lutaverhältnisse wegen für absehbare an 


in Frage gezogen werden. 


: Was nun die Preisirage anlangt, so dürfte von. 
einem Abbauen der Preise gar keine Rede sein, 


eher muß mit einer weiteren Steigerung gerechnet 


werden. Es ist. ein psychologisches Rätsel, daß 
das Publikum gerade bei Möbeln die auf dem all- 
gemeinen Markt überall eingetretene Preissteige- 
rung nicht verstehen will, und auch in vielen be- 
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hördlichen Kreisen das Verständnis dafür, daß 
selbstverständlich auch Möbel, wie alles andere, 
ganz erheblich im Preise gestiegen sein müssen, 
sich noch nicht durchgerungen hat. Es kann nur 
dadurch erklärt werden, daß bei Möbeln, die an 
und für sich schon ins Geld gehen, dieser Unter- 
schied sich besonders fühlbar macht, während bei 
den vielen-Bedürfnissen des täglichen Lebens, wenn 
auch eine erhebliche Preissteigerung vorhanden 
ist, diese doch nicht so in die Erscheinung tritt, 
weil eben nicht ein derartiges Kapital ausgegeben 
werden muß. Es wurde mit Recht darauf hin- 
zewiesen, daß, abgesehen von den Arbeitslöhnen 
und sonstigen Lohnverhältnissen, die Materialpreise 
zum Teil in einem derartigen Umfange gestiegen 
sind, daß dem durch die jetzige Preissteigerung 
auf das Drei- bis Fünffache noch lange nicht 
Rechnung getragen wird. Holz z. B. ist um das 
Sechsfache, Leim um das Vierzigfache, Schellack 
um das Dreihundertfache, Glas um das Acht- 
zigfache, Marmor um das Dreißigfache ge- 
stiegen, soweit überhaupt Materialen noch zu 
haben sind, da ja zum Teil solche, wie Schellack, 
Messing, Textilien aller Art, die zum Polstern und 
Beziehen nötig sind, gänzlich fehlen oder, wie in 
jüngster Zeit Glas, das hauptsächlich linksrheinisch 
angefertigt wird, vollkommen zu fehlen beginnen. 
Es muß ferner darauf hingewiesen werden, daß an- 
erkanntermaßen die Möbelfabrikation vor dem 
Krieg vollständig daniederlag und daß bei noch 
so gut geführtem Geschäft ein Gewinn von 5 v.H. 
des Umsatzes als außerordentlich günstiges Er- 
gebnis galt. Wenn es während der Zeit, wo sich 
Nachfrage und Angebot verschöben hat, gelungen 
ist, die beteiligten Kreise zu einer angemessenen 
Preisgestaltung und vernünftigen Kalkulation zu 
erziehen, so dürfte auch darin ein Grund zu :er- 
blicken sein, weshalb zum Teil die Spanne zwischen 
“ den früher ruinösen und ietzt höchstens auskömm- 
lichen Preisen dem Publikum etwas höher er- 
scheint, und wenn dadurch, daß nicht, wie früher, 
ein derartiger krasser Modewechsel stattfindet, 
die Fertig- und Lagerware nicht mehr zu Verlust- 
preisen und ‚weit unter dem Selbstkostenpreise 
verkauft werden muß. 


Angesichts der immer weiter steigenden 
Materialpreise, Lohnforderungen, Steuern, der 
durch die Zeitverhältnisse bedingten wesentlich 
verminderten Leistungsfähigkeit der Arbeiter 
dürfte also von einer Minderung der Preislage in 
der Möbelindustrie keine Rede sein. 
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Die Verteilung des Produktions- 


ertrages. 

Von Geh. Kommerzienrat F. Deutsch, 
Vorsitzendem des Direktorlums der Allgemeinen Elektrizitäts- 
Gesellschaft, Berlin. 

Die folgenden Betrachtungen und Feststellungen 
bilden den Beitrag des Verfassers zu Untersuchungen, 
mit denen de Handelskammer zu Berlin 
beschäftigt ist, um über die voraussichtlichen 
Wirkungen von Sozialisierungen auf Grund des 
Gesetzes vom 23. März 1919 Klarheit zu versehaffen. 

Woher kommt es, dass das Wort „Sozi- 
alisierung‘‘ sich mit einer nicht auszurottenden 
Zähigkeit in Millionen von Gehirnen festge- 
wurzelt hat und dass vor allem die Arbeiter- 
schaft darin das Allheilmittel erblickt, das allen 
ihren Besohwerden und der Unzufriedenheit mit 
ihrer wirtschaftlichen Lage mit einem Schlage 
ein Ende bereiten würde? - 

. Diese Unzufriedenheit und die Feindschaft 
der Arbeiter gegen die kapitalistische Pro- 
duktionsordnung erhalten stets neue Anregung 
durch den aufreizenden Gedanken, dass eine 
kleine Zahl von Kapitalisten den weitaus grössten 
Teil des Gewinns aus der industriellen Arbeit 
für sich in Anspruch nimmt, während die 
Arbeiterklasse sich mit einem kleinen Anteil 
daran begnügen muss. 

Dieser Gedanke ist ebenso falsch, wie er 
aufreizend ist, und so lange es nicht gelingt, 
die Arbeiter davon zu überzeugen, ist ein er- 
spriessliches und friedliches Zusammenwirken 
beider Faktoren der wirtschaftlichen Güterer- 
zeugung auf die Dauer unmöglich. 

Es ist nicht schwer, seine Fehlerhaftigkeit 


‚nachzuweisen und insbesondere darzutun, dass 


die Behauptung nicht stichhaltig ist, nach der 
1/ıo der Bevölkerung, nämlich die Kapitalisten, 
2/; des Nationaleinkommens bezieht, während 
die übrigen °/ıo, nämlich die Arbeiter, mit !/s 
abgespeist werden. 

Diese Behauptung ist schon durch den Hin- 
weis auf den Kurszettel der Berliner Börse zu 
widerlegen, nachdem die Durchschnittsdividende 
aller Papiere nicht mehr als 6°/o beträgt. 

Geht man aber einen Schritt weiter und 
studiert die Situation selbst glänzend fundierter 
industrieller Gesellschaften, so ergibt sich 
folgendes Bild: 

Die Durchschnittsdividenden der auf nach- 
stehender Tabelle verzeichneten Gesellschaften 
haben in den letzten zehn Jahren 10 pCt. be- 
tragen ; nimmt man an, dass bei diesem Dividen- 
densatz der Aktionär ungefähr 200 pCt. beim 
Erwerb — häufig auch noch mehr — bezahlt 
hat, so hat er in Wirklichkeit nur eine Ver- 
zinsung von 5 pÜt. für sein angelegtes Kapital 
gebabt. 

Da man aber ohne Risiko Staatspapiere mit 
sicherer Verzinsung von 5 pCt. kaufen kann, so 
bleibt dem Kapitalisten keine Ueberverzinsung als 
RisikoprämiefüralleSchwankungen in der Politik, 
Konjunktur, Konkurrenz und Spekulation, und 
man müsste eigentlich fragen, welches Interesse 
der Kapitalist am Kauf industrieller Werte hat. 
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.Aber die ganze Haltlosigkeit all dieses Aus- 
beutungsgeredes erweist sich erst dann, wenn 
man versucht, das Verhältnis festzustellen, in 
dem Löhne und Gehälter, die von den Gesell- 
schaften ihren Arbeitern und Angestellten ge- 
zahlt werden, ferner ihre Aufwendungen für 


staatliche, kommunale und soziale Lasten zu 


den für Dividenden gezahlten Beiträgen stehen. 


Diese Angaben sind allerdings nicht leicht 
zu erhalten; in den Geschäftsberichten und 
sonstigen Veröffentlichungen finden sie sich 
nur zu einem sehr kleinen Teil; begreiflicher- 
weise, denn die Gesellschaften, soweit sie durch 
ihre Detailorganisation überhaupt dazu imstande 
sind, sind nicht geneigt, dieses streng vertrau- 
liche, für die Konkurrenz aber sehr wichtige 
Material der Oeffentlichkeit preiszugeben, _ 


Trotzdem ist es mir geiungen, im Interesse 
der Sache und zur Aufklärung aller beteiligten 
Kreise von einer Reihe: von Gesellschaften — 
ihre Zahl ist 66 —, die die verschiedensten 
Industrien in allen Teilen Deutschlands ver- 
treten — Bergbau, Hüttenwerke, Maschinen- 
bauanstalten, elektrotechnische Unternehmungen, 
Werften, Automobilfabriken und ähnliche 
mehr —, die erforderlichen Unterlagen zu 
erhalten, deren Resultat natürlich ohne 
Nennung der Namen — ich bier zusammenstelle: 


RE ER ERTEILT IE N ERRET 
er ee a 


Anzahl Gezahlte | Staatliche, 
En Ange: Gehälter |kommunale| Gezahlte 
RE near und und soziale] Dividenden] In °) von 
Arbeiter im 
Nr Durch- Löhne Lasten Nr 3 und 4 
schnitt vor 
10 Jahren in Millionen Mark 


1 3 620 111 11 20 16,4 
2 | 50100 843 | 101 187 19,8 
3 4.280 90 16,5 23 21,6 
4 9 960 160 24 26 14,1 
5 5 100 001° 8 10,5 10,7 
6 8 910 130 18 21 14.2 
7 7 800 175 14 6 31 
8 | 14340 290 59 54,5 15,6 
9 2 400 40 6 9 19,5 
10 3.200 60 5 6 92 
11 6.000 85 9 11,5 12,2 
12 5.400 130 13 25 175 
13 450 10 5 2: 13,3 
14 5 490 135 = 12,5 9,2 
15 5 950 75 14 7,5 8,4 
16 800 6. 1 3,5 50 
17 | 46200 712 45 68 9 
18 | 10635 254 51 56 18,3 
19 8.470 75 7,5 15 18,2 
20 9200 145 24 23 13,6 
21 2.830 52. 5,4 19,6 341 
22 6725 986 26 30° 24,6 
23. | 49830 925 82 160 15,9 
24 | 28000 520 | 102 857,7 9,3 
25 1630 35 = 9 25,7 
26 4 640 98 18,5 18,5 16 
27 | 27620 645 76 86,5 12 
28 4810 72 -6,7 10,8 13,4 
29 | 13000 135 196 | 475 30,7. 
30 |" 4350 85 8 13,5 14,5 
31 | 1345 236 Bl 45°] 18,7 
32 3100 54 3,5 1,8 3,1 
33 | 26500 331 72 24,4 Eu 
34 3 580 61 7 14: | :.20,6 


393 395 5901 | 910,2 | 11251 
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"haben erhalten : 


2a 6 ae 
Anzahl | Gezahlte | Staatliche, DR h & 2: 
ae Gehälter |kommunale| G@eszahlte. ee ©) 
8 Lfd. Arbeiter im und und soziale Dividenden In %% von & & L £ a 
Nr. Durch- Löhne Lasten Nr.8 und 4 ST 
schnitt‘ von 2 

10 Jahren 


in Millionen Mark RT Br 


Sämtliche Zahlen gelten für 10 Jahre 


Ueber- 


trag: | 308305 910,2 | 11251 
35 | 97000 | 1950 | 6516 210 85 
36 | 14510 180 20,8: ar 
87 5415 69 12,2 
38 5.990 86 16,9 
89 | 16100 297 11 ns 
40 | 11100 213 25,4 4 
4 I 6% 12 14 & 
42 2845 69 85 = 
43 | 153% | 187 13,8 3% 
44 9 700 118 9,1 En 
45 | 11100 203 18,6 > 
46 1.020 14 15,9 E 
47 | 88700 780 19,5 3 
48 4.920 99 20,7 Le 
49 1280 al 10 5 
50 2175 34 5,5 I 
61 2336 34 11,7 
52 2.000 26 47. 3 
53 | 11500 228 2; ee 
54 6.200 128 30,2 5: 
55 | 11300 224 15,6 ER 
56 940 19 13,1 3 
57 750 13 13% 4 
58 4475 136 141% ze 
69 | 52000 | 1032 10,8 R 
60 2210 40 10,8 = 
61 | 10915 139 26,2 ie 
62 3 665 49 21,8 Fe 
63 2425 34 7,5 Be 
64 | 25100 544 06 ar 
65 | 11700 220 Br 
66 5520 99 12 2,8 e= 


Sa. : |" 781 | 14248 | 2171,6 | 2152,2 


Aus dieser A. aan sich SR 
folgendes: 

Die Gesellschaften haben zurzeit ein Kapital 
von rund M. 2,5 Milliarden und haben, wie 
vorher gesagt, eine durchschnittliche Dividende 
von 10 pCt. gebracht, liegen also erheblich 
über dem Durchschnitt der Rentabilität des 
Berliner Kurszettels.. Der Gesamtbetrag der , 
von ihnen während der letzten zehn Jahre 
durchschnittlich jährlich gezahlten Dividenden 
beträgt M. 215 220 000. 

Weiter ergibt sich, dass für Gehälter. und. RL 
Löhne in einem Zeitraum von zehn Jahren an er 
jährlich M. 1 424 800 000 en 
gezahlt wurden, während staatliche, kommunale a 
und soziale Lasten 4,388 

-M. 217 160 000 
jährlich erfordert haben. 

Die Dividenden haben also 13 pCt. dieser“ 
beiden Summen betragen, oder mit anderen 
Worten, von jeder Mark, die ausgegeben wurde, ae 


Angestellte und Arbeiter #0; Pfennig te i 
- Staat und Kommunen . IE 1 2 
" die Aktionäre . . . 11,6 43 
Dabei ist zu berücksichtigen, das viele Gesell. “ar 
schaften erhebliche Gewinne aus Finanztrans- 
aktionen, Dividenden aus Tochter- und affiliierten 


Gesellschaften, auch im Auslande, erzielt haben, 


für die die Arbeiter nichts geleistet und nichts 
beigetragen haben. 

Eine weitere Berechnung. wird das noch 
klarer machen. Die sämtlichen Gesellschaften 
haben während der letzten zehn Jahre durch- 
sohnittlich jährlich wie gesagt 

M. 215 220 000 Dividenden 
verteilt und dabei 


783 781 Angestellte und Arbeiter beschäftigt. 


Nimmt man einen Augenblick an, die 
Aktionäre wären alle Idealisten, verzichteten 
auf jede Verzinsung ihres Besitzes und über- 
liessen den Gesamtgewinn den Angestellten und 
Arbeitern, welches wäre das Resultat ? 

Es würden selbst bei diesen besonders gut 


 rentierenden Unternehmungen pro Kopf und 


Stunde nicht mehr als 11 Pfennig, also im Jahre 
270 M. mehr entfallen. 


— 


Bekanntlich besteht bei it Zeiss- Stiftung 


eine ähnliche Einrichtung. 

Professor Abbe, seit dem Tode von Carl 
Zeiss alleiniger Besitzer der Werke, trat im 
Jahre 1891 an die von ihm ins Leben gerufene 
Carl Zeiss-Stiftung sein Eigentum ab. 

Ueber die Zwecke der Gesellschaft heisst es 


im Statut: 


„Neben allgemeinen und wissenschaftlichen 


Zwecken, die die Stiftung zu erfüllen hat, 


soll sie auch zur Erfüllung grösserer sozialer 
Pflichten, als persönliche Inhaber dauernd 
gewährleisten würden, dienen.‘ 


Dementsprechend erhält das Stiftungskapital, 


das unpersönlich und von "einer Kommission, 


. die Staat, Universität und Kommune einsetzen, 


verwaltet wird, nur 5 pOt. Zinsen, während 
nach Dotierung der Stiftungs-Aufgaben, Reserve- 
fonds etc. den Beamten und Arbeitern ein Teil 
- der Gewinne als Gehalt- resp. Lohnnachzahlung 


zugute kommt. 


“ 


Die-Verhandlungen über das Statut dauerten 
mehrere Jahre, erst im Jahre 1896 trat die 


Neuorganisation in Kraft. 


Seit diesem Zeitpunkt, nun mehr als 20 Jahren, 


hat sich die jährliche Nachzahlung auf nie mehr 
als M. 150 bis 200 pro Kopf belaufen, ein Jahr 
8ogar garnichts gebracht, trotzdem Gehälter 
“ und Löhne in Jena zu jeder Zeit erheblich ge- 


_  ringer waren, als in grösseren Industriezentren. 


2 5: 


& 2 


- Resultat. 


Es sind wieder die entsprechenden Zahlen, 
wie vorher erwähnt. 
Ein drittes Beispiel kommt zu demselben 
Die Zusammenstellung des Vereins 
- für die bergbaulichen Interessen in Essen ergibt 


| foikende Zahlen: 


Es waren im Durchschnitt der letzten zehn 


Jahre im Revier beschäftigt: 


: 439 000 Beamte und Arbeiter. 
Die Gesamtlöhne und Gehälter haben betragen 
im: Durchschnitt: 
870 Millionen Mark, 
_ stantliche, kommunale und soziale Dales 
78 Millionen Mark 
und die Ausbeute 
2 ‚106 Millionen Mark. 


Der 


ur 
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Das ergibt für die Kapitalsgewinne 
11 pCt. 
von den Summen ad 1 und 2 und, wenn :man 
alle Dividenden mit verteilt, 
M. 240, — 
Mehreinkommen pro Kopf. 

Es ist klar, dass alle Berechnungen zu ähn- 
lichem Resultat führen müssen, weil eben der 
Anteil des Kapitals an den Gewinnen nur ein 
sehr geringer ist. 

Hierbei muss aber ausdrücklich darauf hin- 
wiesen werden, dass alle vorgenannten Zahlen 
mit Dezember 1917 resp. Juni 1918 schliessen. 

Eine Aufstellung, die schon für das Jahr 
1918/19 aufgemacht wird, muss nach den un- 
geheuren Erhöhungen von Löhnen und Gehältern, 
die seit November 1918 eingetreten sind, das 
Verhältnis von Dividenden zu jenen noch ganz 
ausserordentlich verschlechtert erscheinen lassen. 


Aber wenn dies auch zugegeben wird, so 
wird immer wieder gesagt: dieser prozentual 
geringe Anteil fliesst in die Taschen weniger 
Kapitalisten, in deren Händen sich die Aktien 
befinden, und häuftsich dort zu Riesensummen an. 

Auch diese Behauptung ist falsch, wie die 
nachfolgende Zusammenstellung zeigt. 

Um einen ungefähren Anhalt für die Ver- 
teilung des Aktienbesitzes zu finden, habe ich 
festgestellt, wie gross die Anmeldungen für die 
Generalversammlungen einiger Gesellschaften 
gewesen sind. 

Ich wählte dafür die grössten Gesellschaften: 
. Deutsche Bank, 

Disconto-Gesellschaft, 

Dresdner Bank, 

Allgemeine Elektricitäts-Gosellschaft, 
Gelsenkirchener Bergwerks-A.-G., 

Phönix A.-G. für Bergbau und Hüttenbetrieb 
und fand folgende Zahlen: 

Es meldeten an: 

1. Deutsche Bank 

11 600 Aktionäre . 

das sind 47 pCt. des 

Aktienkapitals, und es 


N . 


M. 127 000 000, — 


- entfallen auf jeden 
Aktionär . . Be 11 000, — 
2. Disconto- Genslischaft 
8434 Aktionäre. . . ,,. 84 058 000, — 
‚das sind 27 pCt. des 
Aktienkapitals, und es 
entfallen auf jeden 
Aktionär . . ET 10 000, — 
3. Dresdner Bank 
10525 Aktionäre . . ,„,. 87200 000,— 
das sind. 40 pCt. des 
Aktienkapitals, und es 
- entfallen auf jeden 
Aktionär . . Er 8 300, — 


4, Allgemeine Elsktrioitäte. Gesellschaft 


‚8600 Aktionäre. M. 79000 000,— 
.das sind 40 pÜt. des 
Aktienkapitais, und es 
entfallen auf jeden 
Aktionär. 2... 320.3, 9 250, — 
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5. Gelsenkirchener Bergwerks-A.-G. 
6 323 Aktionäre . M. 92 000 000, — 
das sind 50 pÜt. des“ 
Aktienkapitals, und es 


entfallen auf jeden 
& Aktionär . . Be 13 000, — 
6. PhönixA.-G. für Bergbau und Hütten- 
betrieb 
4900 Aktionäre . M. 41 900 000, — 
das sind 40 pÜOt. des 
Aktienkapital, und es 
entfallen auf jeden 
Aktionarısz. 3 ..00,2 5 8 600, — 


Aus dieser Zusammenstellung geht hervor, 
dass nur etwa 40 pÜt. der Aktien angemeldet 
sind; berücksichtigt man aber weiter, dass von 
den Banken und Bankiers nicht die einzelnen 
Aktionäre spezifiziert, sondern nur ganze Pakete 


von Aktien zur Vertretung gegeben werden, und _ 


dass schliesslich die grosse Mehrheit der Aktien, 


weil in ungezählten kleinen Privathänden be- 


findlich, überhaupt nicht angemeldet wird, 
so ist es klar, dass der durchschnittliche Be- 
sitz des einzelnen Aktionärs sich nicht höher 
als M. 3000—5000 stellen wird. Das heisst 
aber nichts anderes, als dass das Gros des 
deutschen Aktienkapitals sich in unzähligen 
Händen befindet, also schon so gut wie 
sozialisiert ist. 

Es ist auch ein weit verbreiteter Irrtum, 
dass die Kapitalansammlung in -Deutschland 
aus dem Besitz und der Entwicklung von Aktien- 
gesellschaften hervorgegangen sei. Dies ist un- 
richtig. Handel und Gewerbefleiss haben den 
grössten Teil des Wohlstandes vor Kriegsaus- 
bruch erzielt, also z. B. Apotheker, Sattler, 
Goldschmiede, Schlosser,Schlächter, Installateure, 
Verlagsbuchhändler und Druckereien, ferner 
Konfektions- und Textilhandel, Ein- und Aus- 
fuhrhandel, Pierde- und Schlachtviehhandel usw. 

Die Entwicklung der Aktiengesellschaften 
hing davon ab, dass das auf solche Weise 
ersparte Kapital sich an Unternehmungen in 
Aktienform beteiligte. # 

Nun wird der Einwand gemacht werden, dass 
bei der ganzen vorherigen Gewinnaufstellung die 
stillen Reserven nicht berücksichtigt sind: 

Diese stillen Reserven sind freilich Tatsache, 
aber was hat es mit ibnen für eine Bewandnis? 

Sie sind entstanden durch Abschreibungen 
auf Maschinen, Werkzeuge und Modelle und 
durch vorsichtige Bewertung von Effekten und 
Lägern. 

Ohne sie gäbe es keine Sicherung für den 
Bestand der Gesellschaften, keine Gewähr für 
Dividenden an die Aktionäre und die Existenz 
der Angestellten. 

Die stillen Reserven ermöglichen es den 


Gesellschaften, den nie ruhenden Fortschritt in 


der ganzen Welt zu verfolgen und zu benutzen, 
ihre Fabrikation auf eine hohe Stufe zu bringen 
und dem Absatz ihrer Erzeugnisse einen immer 
grösseren Markt zu schaffen. . 
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Eine Gesellschaft, die zieht die Möglichkeit 
hat, ohne ihre augenblickliche Situation zu 
schwächen, erhebliche Summen für” Patente, 
Neukonstruktionen und Versuche bereitzustellen, 
kann ihre Stellung und ihren Ruf im Welt- 
geschäft nicht behaupten. 

Die Bedeutung der stillen Reserven reicht 
aber bis an die Fundamente des Unternehmens 


und berührt damit auch sehr nahe das Schick- 


sal der Angestellten und Arbeiter; denn sie allein 
ermöglichen einen Ausgleich zwischen guten 
und schlechten Jahren. Wer nicht bei guter 
Konjunktur für Reserven sorgt, wird vom ersten 


widrigen Windhauch umgeworfen, wie wir dies 


leider zu häufig erlebt haben. 


Die Gesellschaften könnten Verluste der 


schlechten Jahre nicht decken, zeitweise un- 
lohnende Fabrikationen nicht weiterbetreiben, 
sondern wären gezwungen,, Gehälter und Löhne 
herabzusetzen und Beamte und Arbeiter zu 
entlassen. 

Die Reserven allein setzen die: Gesellschaft 
in den Stand, alles über Wasser zu halten und 


bessere Tage abzuwarten. Dabei wird man dem 
Einwand sofort entgegentreten können, dass 


die stillen Reserven sehr gross sind und das 
Resultat ändern können. Angenommen, eine 
Gesellschaft sammelte ‚enorme‘: stille Reserven 
an, also in 10 Jahren 30 pCt. des gesamten 
Aktienkapitals, so ergäbe dies jährlich einen 
Zuschuss zur Rente von 1!/s pCt, denn 1!/s pCt. 
muss man mindestens für Verluste zurückstellen. 


Eine wirkliche. Rolle spielen also die stillen 


Reserven für das Gesamtresultat nioht. 


Aber den stillen Reserven verdankt man 08 


auch, dass der Markt vor Beunruhigung bewahrt 


und eine gewisse Stetigkeit in der Bewertung 


der Aktien erzielt wird, die dringend erforder- 


lich ist, weil die stets wachsenden industriellen 
Unternehmungen mit neuen Kapitalforderungen Se 
an den Markt herantreten müssen und hierfür 


das Vertrauen des Marktes nötig haben. 


Starke Schwankungen in den Dividenden Ks 
würden das Kapital abschrecken und die Be 
friedigung neuen Geldbedarfs erschweren, wenn 


nicht gar unmöglich machen. 


Ueber die zwingende Notwändiekeit 3, 


starken inneren Reserven kann danach wohl 
kein Zweifel bestehen, und auch ein sozialisierter 
Betrieb wird sie nicht entbehren können. 
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Denn Sozialismus und Kapitalismus sind keine | 


Gegensätze! 


Beide verlangen die gleichen 
 Produktionsformen, sie werden daher auch in 


der Praxis ohne die gleichen oder ähnlichen 


Organisationsformen nicht auskommen können. 


Was der Sozialismus vernünftigerweise ver- 


langen kann, wenn. das Wort „Sozialisierung‘‘ 


nicht eine blosse Phrase bleiben soll, ist eine 
Organisation unseres Wirtschaftslebens, durch 
welche für die Gesamtheit des Volkes der 
grösstmögliche Nutzen an wird. 


Di strebt. 


Zusammenlegung der Betriebe 
_ als Mittel rationeller Wirtschaft. 


Von Franz Eulenburg, Aachen. 


„Für die Zukunft unserer gesamten Güterver- 
sorgung handelt es sich darum, mit verringerten 
Mitteln nicht nur das gleiche, sondern sogar einen 
wesentlich höheren Ertrag nationaler Erzeugung 
herauszuwirtschaften.“ Unter diesem einleitenden 
Gesichtspunkt sucht der bekannte Nationalökonem 
in eicem soeben herausgekommenen Büchlein 
„Neue Wege der Wirtschaft“ *) aufzuzeigen, die 
auf die Anwendung wissenschaftlicher Betriebs- 
fübrung abzielen. Dabei nimmt der Verfasser 
auch Stellung zu jenem Problem, das in der 
öffentlichen Erörterung unserer Tage zum Mittel- 
punkt des Streites um die „Rationalisierung“ der 
Wirtschaft geworden ist, Seine Ausführungen 
darüber stehen hier als Probe der ideenreichen 
kleinen Schrift. 


Dass der zusammenfassende Grossbetrieb 
ökonomisch eine höhere Stufe der produktiven 
Kraft gegenüber dem zersplitterten Kleinbetrieb 
darstellt, war die grosse Entdeckung von Karl 
Marx: es wurde die Grundlage der gewerblichen 
Entwicklung. Die Gründe dieser Ueberlegenheit 
brauchen nicht noch einmal erörtert zu werden. 
Aber wir sind noch keineswegs am Ende dieser 
Bewegung angelangt. Einmal werden gerade 
durch den individuellen Wettbewerb, gerade 
durch die Freiheit der Konkurrenz von neuem 
viele Betriebe ins Leben gerufen, deren Not- 
wendigkeit erst durch ihren Fortbestand selbst, 
nicht aber durch die Tatsache des Entstehens 
überhaupt gerechtfertigt werden kann. Sodann 
sind dem Prozesse des Wettbewerbes selbst 
Widerstände entstanden, die ihn aufzuhalten 
versuchten und auch zweifellos auch aufgehalten 
haben. Dazu gehört vor allem die Schutzzoll- 
politik, die schon längst nicht mehr eine Er- 
ziehung zur Industrie, sondern je länger je 
mehr in Frankreich wie in Oesterreich, aber 
auch bei uns eine Erhaltung des Bestehenden 
bedeutet. Man hat darum mit Recht von Er- 
“ haltungszöllen gesprochen. Dazu gehört ferner 
ein beträchtlicher Teil der sogenannten Mittel- 
standspolitik in der Gesetzgebung wie in der 
finanziellen Begünstigung, Dazu endlich auch 
die, Kartellpolitik, die zum Teil gerade eins 
Erhaltung der leistungsschwächeren Betrieben er- 
Durch alles dies vermag sich die Aus- 
lese der Betriebe nicht frei zu verwirklichen. 


Durch die Konkurrenz entstehen von selbst 
wieder neue Geschäfte, deren Existenz zunächst 
verteuernd wirkt, ohne schon produktions- 
technisch immer die bequemste und sicherste 
Gütererzeugung zu gewährleisten. Vor allem 
beim Detailhandel, aber auch bei anderen Ge- 
werben (Friseur) kann man eine deutliche Ueber- 
setzung wahrnehmen. Es sei nur auf die Un- 
menge von überflüssigen Zigarren-, Blumen- und 
Papierwarengeschäften hingewiesen worden, die 
sich gegenseitig den Verdienst nehmen: deren 
Funktion könnte durch weit weniger Geschäfte 
\ wahrgenommen werden. Aber auch im Gewerbe 


*) Verlag „Der neue Geist“, Leipzig 1919. 40 S. 1,20M. 
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gibt es genug Gebiete mit einer unverhältnis- 
mässigen Ueberzahl von Betrieben. Die Nieder- 
lassungs- und Gewerbefreiheit darf nicht nur 
darin bestehen, auf eigenes Risiko ein Geschäft 
aufzumachen. Vielmehr besteht sie auch darin, 
dass es wieder verschwindet, wenn es sich nicht 
als lebensfähig erweist. Ein Recht auf Er- 
haltung selbstgewählten Erwerbes kann es nicht 
geben. Oder man müsste das Prinzip selbst 
vom Anfang an verlassen und dieKonzessionierung 
von der Bedürfnisfrage abhängig machen. Nur 
dann könnte man eine Gewähr für Fortbestehen 
sichern. Jene geschilderte Erhaltungspolitik 
verfährt darum nicht konsequent und schädigt 
vielfach mehr, als sie nützt. Es ist darauf 
hingewiesen, dass der Standort der Betriebe 
häufig nur durch Sonderschutz aufrecht er- 
halten wird, für die keine gesellschaftliche 
Nötigung besteht. Hier hat der Krieg selektorisch 
gewirkt. Nicht wenig Betriebe sind aus Mangel 
an Rohstoffen, wegen Einberufung des Besitzers 
oder Fehlers von Aufträgen gänzlich geschlossen 
worden. Ihre Wiedereröffnung ist unwahr- 
scheinlich, weil die Kundschaft sich anders- 
wohin gewöhnt, der Besitzer gefallen ist oder 
sich anderen Berufen zugewandt hat, die Be- 
dürfnisse geändert sind. Ein grosser Teil 
solcher Geschäfte wird ohne Not geschlossen 
bleiben können, ohne dass dadurch eine Be- 
drängnis im ganzen zu gewärtigen ist. 

Eine Zusammenlegung der vorhandenen 
Betriebe hat andererseits vielfach stattgefunden. 
Handwerker und Kleinbetriebe sind mit anderen 
grösseren vereinigt worden. Aus dem Grunde 
der Kohlenersparnis, der ökonomischeren Ver- 
wendung der Rohstoffe, der Ersparnis an Arbeits- 
kräften. So etwa wird das Brotbacken nur in 
einigen Bäckereien noch ausgeführt, während 
die anderen stillgelegt und rur noch am Ver- 
kaufe des Brotes beteiligt sind. In der Schuh- 
warenindustrie ist die Hersteilung der etwa 
500 Fabriken auf einige Etablissements be- 
schränkt worden. Der Gewinn wird auch an 
die nicht mehr arbeitenden stillgelegten Be- 
triebe verteilt. Anderwärts, wie in der deutschen 
Farbenindustrie, ist eine Zusammenlegung und 
Interessengemeinschaft erfolgt. Auch beim 
Handwerk, wo sehr viele Betriebe ganz ge- 
schlossen wurden, hat sich eine Zusammenlegung 
als notwendig erwiesen, die mit Hilfe der amt- 
lichen Organisation der Handwerkerkammer 
zustande gekommen ist. Die Massnahme dürfte 
auch nachdem bestehen bleiben. Der Mangel 


an’ Rohstoffen wird den Aufsaugungsprozess 


der handwerklichen Kleinbetriebe beschleunigen. 
Weiter muss es an handwerklicehem Nachwuchs 
fehlen, da jugendliche Personen kaum in die 
älteren Werkstätten zurückkehren werden. Das 
kann im allgemeinen einen Gesundungsprozess 
des Handwerks selbst bedeuten. Die erhaltenen 
Betriebe werden wirklich leistungsfähig sein 
die die Existenz 
von Handwerkern auch künftig nötig machen, 
zu befriedigen haben. 

Aehnlioh steht es mit den kleinen Industrie- 
betrieben. Auch sie sind freiwillig oder ge- 
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zwungen in grösserer Anzahl zum Stillstand 
gelangt. Wahrscheinlich wird ein Teil von 
ihnen liquidieren müssen, wenn erst die Ge- 
schäftsaufsicht aufhört und der Wettbewerb 
wieder einsetzt. Bei kleinem Kapital dürfte die 
Auflösung sich ohne grossen Verlust vollziehen. 
Anderwärts wird ein Aufkaufen durch grössere 


- Werke stattfinden und dem früheren Besitzer 


nicht selten sogar Vorteile bringen. Dieser 
Prosess wird durch die Schwierigkeit der Kapital- 
beschaffung und des Kredites beschleunigt 
werden. Bei dem hohen Zinsfuss werden nur 
kreditfähige und aussichtsreiche Betriebe von 
dem Kapital Gebrauch zu machen vermögen, 
bei denen die Verzinsung wirklich lohnt. Die 
Banken werden in der Kreditgewährung künftig 
sehr vorsichtig sein müssen, vielfach nach ver- 
einbarten Direktiven handeln, da ihre Mitte] 
nur beschränkts sind. Zugleich wird der Mangel 
an Rohstoffen und Arbeitskräften, ähnlich wie 
beim Handwerk, auch bei manchem kleinen 
Betrieb die Wiederaröffnung erschweren. 


Die Kontingentierung der Rohstoffe, die 
noch geraume-Zeit nach dem Kriege stattfinden 
dürfte, stelit überhaupt die Existenzfähigkeit 
vieler Bstriebe in Frage. Auch ohne Zwangs- 
massregeln werden manche fortarbeitenden 
Werke die stilliegenden in sich aufnehmen, um 
die Kundschaft zu gewinnen und den jenen 
 zufallenden Anteil mit zu erwerben. Die Ueber- 
nahme des freiwerdenden Kontingentes an Roh- 
stoffen wird die grösseren und kapitalkräftigen 
Werke zum Ankauf reizen. Diese Bewegung 
ist im Gange und deutlich wahrzunehmen: so 
bei den Druckereien (wegen des Pepierkon- 
tingents), bei Brauereien (wegen des Gersten- 
kontingents) und anderwärts. Der Prozess der 
Fusionierung von Unternehmungen dürfte sich 
nunmehr in beschleunigtem Tempo vollziehen. 
Geschieht das nicht, so wird eine quotenweise 
Verteilung der Rohstoffe auf viele kleineren 
Betriebe eine ganz unökonomische Regie dar- 
stellen. Jede Kontingentierung bedeutet an sich 
schon eine Art von Mittelstandspolitik. Grössere 
Betriebe bedürfen ihrer nicht. Man hat es 
daker völlig in der Hand, hier eine Auslese der 
leistungsfähigen Betriebe vorzunehmen. 
auf das Braugewerbe schon hingewiesen, wo 
tatsächlich eine ausserordentliche Zersplitterung 
mit  unrentablen Spesen vorherrscht. Diese 
Fusionierung wird nach dem Kriege weiter zu- 
nehmen. Dabei wird sich für die Beschäftigung 
bisher selbständiger Betriebsleiter ohneSchwierig- 
keit Arbeitsgelegenheit finden. Wider die Ab- 
sicht der Gesetzgeber dürfte die neue Umsatz- 
steuer ebenfalls zur Kombinierung vorher ge- 
trennter Betriebe führen, um dis verschiedenen 
Produktionsstadien in einem vorzunehmen. So 
kann also aus mehrfachen Ursachen künftig 


eine Zusammenlegung und ein Konzentrations- 


prozess erwartet werden. 

Freilich .arbeiten die Syndikate an sich dem 
entgegen, 
schwächeren Betriebe verfolgen. Gleichwohl 
haben sie es durch die Art der Rohstoffver- 
teilung in der Hand, selektorisch vorzugehen. 


Es ist. 


indem sie auch die Erhaltung der 
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- scheidenden Mittel, um mit historisch Ueber- 


‚eine einseitige Produktionspolitik, die auf Zu- : 


“zu stark vernachlässigen, 


- Konzentration der Arbeiterschaft 


u A 


Bisher hatten sie vielfach unrationell a 
und einer Oekonomisierung entgegengearbeitet, 

die bei freier Konkurrenz schneller eingetreten 
wäre. Das Syndikat könnte die Zuteilung von 
einer bestimmten technischen Mindestleistung 
abhängig machen und dadurch das Auslese- a 
prinzip sichern. Ein Beispiel aus früherer Zeit : 
ist dafür vorhanden. Die Regulierungsgesetz- 
gebung vor hundert Jahren hat bewusster | 
Weise nur die leistungsfähigen Bauernwirt- 2 
schaften ablösbar gemacht und damit erhaltene a 
während die schwächeren ®ingingen. Sonach 
erscheint die Fusionierung und es RN 
die Zusammenlegung von Betrieben im Hand- 
werk und Kleingewerbe, wie auch unter den 
grösseren Werken selbst, als eines der ent- 


kommenem aufzuräumen und neue Bahnen ein- = 
zuschlagen. Innerhalb der Kartelle wird er 
Egoismus der Einzelunternehmungen nach a ER 
gleichen Richtung wirken, wie er es bisher 
schon im Kampf um das Kontingent (man denke _ = 
an die Kohlenzechen) getan hat. = 


Allerdings ist eines immer zu heuchten er 
Es gibt für die Zusammenlegung der Betriebe 
und die Konzentration ein Optimum, das 
nicht überschritten werden darf, ohne das 
Gegenteil hervorzurufen. Ein einziger Riesen- 
betrieb bedeutet mit nichten schon das höchste 
Mass der Rationalität. Einmal weil von einem 
gewissen Umfangs an auch hier eine bürokratische we 
Verwaltung absolut notwendig ist. Die Ersparnis Ss 
im einzelnen, die Auswahl des Personals, das 
Ineinandergreifen des Apparates, die Ueber- S; 
sichtlichkeit desGanzen lassen dann notwondiger. 5 
weise nach und geschehen nicht mehr 
übersichtlicher Weise. Zeitverluste durch Sk - r 
ständliches Hin- und Herfahren, durch Zwischen- 3 
instanzen, ungeeignete Personenwahl sind unaus 
bleiblich. Es bildet sich ein privater Beamten- 
körper mit seiner Hierarchie, der ebenso lähmend. 
und hemmend wirkt wie der rein staatliche 
Denn natürlich können nicht mehr rein wirt ? 
schaftlioh interessierte und denkende Menschen 
verwendet werden. Sodann ist die schnelle 
Anpassungsfähigkeit des Batriebes an die 
wechselnde Wirtschaftslage und den Weltmarkt. 
von einer bestimmten Grösse an schwerer durch- 
führbar. Das Risiko bei grösseren Kapital- 
anlagen nimmt proportional zu und gefährdet 
den ganzen Betrieb. Endlich aber würde 


sammenlegung in grossen Verwaltungskörpern 
drängte, die Ausnutzung lokaler Vorteile wieder 
. Diese lässt oft eine 
Herstellung in kleinerem Umfang durchaus : 
zweckmässig erscheinen, weil hier das individuelle 
Ausspähen der Vorteile mehr zur Geltung ge 
langt. Die Dezentralisation mancher Gewarbe- 
zweige besitzt ihre unverkennbaren Vorzüge, 
die durch eine zu starke Zusammenlegung sich 
nicht durchsetzen würden. Auch schafft die 
an wenigen 
Plätzen neue Schwierigkeiten, die beim mehr 
dezentralisierten Betriebe fortfallen. DieBoden- 
preise wie die Möglichkeit, noch Gelände hin 
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Eee zukaufen zu können, spielen mit herein. Oft 
muss an Verwaltungs- und Verteilungsspesen 
unverhältnismässig mehr aufgewendet werden, 

als die Ersparnis der Konzentration mit sich 
bringt. Das Optimum hängt eben stets von 
verschiedenen Faktoren ab. Freilich sind wir 

von diesem Höchstmasse noch weit entfernt. 
Insofern wird eine weitere Zusammenlegung 

und Fusionierung wirtschaftlichgünstigeWirkung 
hervorzubringen vermögen. Sie wird.nach dem 
Kriege in erheblichem Umfange zutage‘ treten. 


an mn 


nn nn 


| Winke und Hinweise. 


Der Aussenhandel der Schweiz während des Krieges. 
Deutschland und die Schweiz sind wirt- 

schaftlich auf einander angewiesen. Man ist 

daher auch hüben und drüben bestrebt, die 
früheren wirtschaftlichen Beziehungen ehestens 

wieder anzuknüpfen und, soweit es die staat- 

lichen Beschränkungen gestatten, den Waren- 
austausch zu beginnen. Allerdings sind im 
Wirtschaftsleben der Schweiz ebenso wie bei 

uns während des Krieges zum Teil entscheidende 
Veränderungen eipgetreten, denen deutscherseits 
Rechnung getragen werden muss. In dieser 

= © Beziehung enttält die vom Schweizerischen 
‚Bankverein herausgegebene Schrift: ‚„Rück- 
schau über Handel und Industrie der Schweiz 
1914—1918° manchen wichtigen Fingerzeig. 
Dem Bericht über den Aussenhandel der 
Schweiz sind folgende Angaben entnommen: 
Bei der Einfuhr ist ein bemerkenswerter 
Rückgang der Nahrungsmittel festzustellen ; der 
prozentuale Anteil der Rohstoffe war dagegen 
noch nie so hoch. Gegenüber 1913 hat sich 
pie Einfuhr von tierischen Natrungsmitteln im 
Jahre 1917 um 82,90 pCt. verringert, diejenige 
der Bodenerzeugnisse um 53,40 pCt.. Bei der 
Ausfuhr ist der Anteil der Fertigerzeugnisse 

- seit Kriegsausbruch fortgesetzt gestiegen, 
'  währendderjenigederNahrungsmittel(Schokolade 
und kondensierte Milch) regelmässig abnahm; 
ähnlich verhielt es sich mit den Rohstoffen, 
ausgenommen in den Jahren 1915 und 1916; 
die Abnahme i. J. 1917 betraf besonders das 
Nutzvieh. Trotz der beträchtlichen Zunahme 
des schweizerischen Handelsverkehrs mit Nord- 
und Südamerika, wickelte sich der grösste Teil 
des Aussenhandels mit europäischen Ländern 


x ve ab. Bei der Einfuhr gewann Deutschland. 


1917 den ersten Rang zurück, den es für 1916 
vorübergehend den Vereinigten Staaten hatte 
überlasseen müssen. Die Vermehrung erklärt 
- sich einzig durch die Preiserhöhung und ent- 
- fällt fast ganz auf Kohlen und Rohstoffe. Be- 
sondere Erwähnung verdient die ziemlich starke 
Abnahme der Einfuhr von deutschen Fertig- 
„waren. Trotz der höheren Preise, ist die Ge- 
samteinfuhr auf 195 Millionen Frankengesunken, 
während sie vor dem Kriege mehr als 360 

- Millionen Franken betrug. Bei der Ausfuhr 
steht Deutschland immer noch an erster Stelle, 
die es seit langem einnimmt. Während der 
letzten Friedensjahre nahm dieses Land 22 bis 
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23 pCt. der schweizerischen Gesamtausfuhr auf; 
diese Ziffer ist seit dem Kriege unaufhörlich 
gestiegen und hat für 1917 30 pCt. über- 
schritten. Die Zunahme entfällt zur Haupt- 
sache auf die Fertigerzeugnisse; die Ausfuhr 
von Nahrungsmitteln und Rohstoffen weist im 
letzten Jahre einen ziemlich starken Rückgang 
auf, wenn sie auch noch wesentlich grösser ist 
als in der Friedenszeit. Bei den Fertigerzeug- 
nissen hat sich die Ausfuhr von Textilwaren 
vollständig geändert; die Ausfuhr von Baum- 
wollgarn hat fast gänzlich aufgehört, diejenige 
von rohen Baumwollgeweben, sowie von ge- 
bleichten und gefärbten Geweben, ist mehr oder 
weniger zurückgegangen. Dagegen weisen die 
bedruckten Baümwoll- und Buntgewebe, die 
Plattstichgewebe aller Art (+ 30°/, Millionen), 
sowie die Wirk- und Striekwaren (+ 165) 
Millionen) und die Konfektion bedeutende Zu- 
nahmen auf. Aehnlich verhält es sich bei den 
Seidengeweben (4 23 Millionen), deren Zunahme 


durch eine Abnahme der gezwirnten Florett- 


seide (— 9'/, Millionen) und der Nähseide teil- 
weise ausgeglichen wird. Die Kriegsverhältnisse 
haben auch in der Orientierung der Ausfuhr der 
Erzeugnisse der verschiedenen schweizerischen 


 Metallindustrien eine Aenderung hervorgerufen ; 


die Ausfuhr von Uhren, Instrumenten und 
Apparaten nach Deutschland ist um ungefähr 
16°/s Millionen Franken zurückgegangen. Da- 
gegen ist eine starke Mehrausfuhr festzustellen 
für Werkzeugmaschinen (17!/; Millionen), 
Schmiedewaren (13°/s Millionen), abgedrehte 
Kupferwaren (10°/);s Millionen), Aluminium 
(85/)s Millionen) und Fahrzeuge (ungefähr 
5 Millionen Franken). Der Rückgang der 
Nahrungsmittelausfuhr rührte in erster Linie 
von der Milchindustrie her (— 17!/s Millionen). 

Die Vereinigten Staaten stehen an 
zweiter Stelle unter den Lieferanten an die 
Schweiz; als Abnehmer nehmen sie nur den 
sechsten Rang ein an Stelle des vierten, den sie 
gewöhnlich vor dem Kriege inne hatten. Die 
Einfuhr aus Amerika von Chemikalien, ein- 
schliesslich Kupfervitriol und Ferbwaren, die 


. vor. dem Kriege unbedeutend war, hat hohe 


Ziffern erreicht. Das trifft ebenfalls zu für 
Leder, konzentrierte Futtermittel, Düngemittel 
und Petroleum. Bei der schweizerischen Aus- 
fuhr nach den V. St. ist der fortwährende 
Rückgang der Ausfuhr von Stickereien, Seiden- 
bändern und -geweben bemerkenswert. Käse 
ist. von der Liste der nach den V. St. ausge- 
führten Artikeln gänzlich verschwunden. — 
Seit 1913 hat Italien seinen dritten Rang 
hinsichtlich der Einfuhr in die Schweiz be- 
hauptet, dank der hohen Preise der Rohseide, 
als Abnehmer schweizerischer Erzeugnisse steht 
dieses Land erst an vierter Stelle, aber diesmal 
vor Oesterreich-Ungarn. — Frankreich nimmt 
den vierten Platz unter den Schweizer Lieferanten 
ein; hinsichtlich der schweizerischen Ausfuhr 
steht es dagegen an zweiter Stelle, die früher 
vom Vereinigten Königreiche eingenommen 
worden war. Ander Zunahme der französischen 
Ausfuhr nach der Schweiz sind hauptsächlich 
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beteiligt: Rohseide, Eisen und andere Roh- 
metalle, die Frankreich den Herstellern von 
Muüunitionsbestandteilen als Rohstoffe zu liefern 
hatte, Fertigerzeugnisse, insbesondere Baumwoll- 
und Wollwaren und, in geringerem Masse, die 
Erzeugnisse der Metallindustrie. Die Einfuhr 
französischer Nahrungsmittel: Esswaren, Fette 
und Oele, Fleisch usw. ist erheblich gesunken. 
Bei der Ausfuhr sind die Nahrungsmittel ge- 
stiegen, was besonders auf die Milchindustrie 
zurückzuführen ist, indem die Zunahme der 
Verkäufe von kondensierter Milch den Rück- 


gang der Käseausfuhr mehr als wettgemacht 


die Schokoladeausfuhr 
Der grösste Teil der be- 


hat. Ausserdem ist 
wesentlich gestiegen. 


trächtlichen Zunahme der Ausfuhr von Fertig- 


erzeugnissen entfällt auf die Maschinenindustrie, 
In normalen Jahren lieferte Grossbritannien 
wenig an die Schweiz, war aber ihr zweitbester 
Abnehmer. Zum ersten Mal seit 1900 hat es 
seinen Platz an Frankreich abgetreten und steht 
an dritter Stelle der Absatzländer. Die 
Steigerung der Einfuhr aus England entfällt 
zum Teil auf die Rohstoffe, zum guten Teil 
auch auf die Fertigerzeugnisse und ist zurück- 
zuführen auf die Preissteigerung und auf die 
der Schweiz zur Weiterverarbeitung gesandten 
Mengen Roheisen, Kupfer und anderer Metalle. 
Die Abnahme der Ausfuhr nach Grossbritannien 
ist in erster Linie den zahlreichen Ein- 
sohränkungen zuzuschreiben, die dieses Land 
dem Verbrauch von Luxusartikeln auferlegt 
hatte, hinzu kommen die Massnahmen, welche 
die Schweiz selbst treffen musste, um die Aus- 
fuhr von Nahrungsmitteln zu beschränken. 
Die meisten anderen Länder, mit Ausnahme 
von Russland und Oesterreich-Ungarn, 
deren Ein- und Ausfuhrsummen sehr gering 
waren, haben ihre Stellung behaupten, hier 
und da sogar verbessern können. Die Ver- 


mehrung des Aussenhandels trifft besonders zu 


für dieneutralen MärkteEuropas. Holland 
und Skandinavien sind für einzelne Schweizer 
Industrien ausgezeichnete Absatzgebiete. ge- 
worden. Bei den überseeiscohen Absatz- 
gebieten ist eine ziemlich beträchtliche Ab- 
nahme der schweizerischen Verkäufe in Britisch- 
und Niederländisch-Indien, in Aegypten, Austra- 
lien, Neuseeland und Kanada zu erwähnen. Die 
Textilindustrie hat am meisten gelitten unter 
den allerorts, besonders in den englischen 
Kolonien erlassenen Verboten und Ein- 
schränkungen in bezug auf die Einfuhr der 
sogenannten Luxusartikel. Die Ausfuhr nach 


Brasilien und Argentinien weist .neuer- 


dings eine Abnahme auf; sie ist wesentlich 
geringer als vor dem Kriege. Die Käufe der 
Schweiz in Südamerika sind stark zurückge- 
gangen. Der Verkehr mit dem fernen Osten, 
besonders mit Japan, aber auch mit China, 
‚hat sich seit dem Kriege gut entwickelt. Japan 
sandte hauptsächlich Rohsside, Kupfer, Stroh- 
waren, Speiseöle und gewisse Metalle. Die 
Sohweizer Uhren- und die chemische Industrie 
konnten ihren Absatz leicht verbessern. E.L 


Verantwortlicher Schriftleiter: Dr. Hermann Deite: Berlin W 30, Goltzstrasse Pe 
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_Preisgerichts werden - vor 


Ein Preisausschreiben. 

Die Aeltesten der Kaufmannschaft 
von Berlin haben beschlossen, einen Preis 
von dreitausend Mark auszusetzen für die beste 
Arbeit über ‚Das Problem der berufstän- 
dischen Vertretung‘‘. 

Der Gedanke der 
tretung ist trotz seiner Wichtigkeit bisher 
literarisch verhältnissmässig wenig behandelt 
worden. Es fehlt für eine Gesetzgebung auf 
diesem Gebiet an einem Material, wie es der 
Wichtigkeit der Sache entspricht. 

Es soll deshalb 
Entwicklung des Gedankens der berufständischen 
Vertretung bis zum heutigen Tage dargelegt 
werden. Die Behandlung, die das Problem im 
Auslande in Theorie und Praxis gefunden hat, 


sowie die dort gemachten Erfahrungen sind 
Es ist zu prüfen, welche Auf- 
gaben einer berufständischen Vertretung zufallen 
und in welchem Verhältnis sie zur 
Ferner ist zu 


heranzuziehen. 


würden, 
Volksvertretung stehen müsste, 
untersuchen, welchen Anteil die einzelnen. 
Berufstände an dieser Vertretung haben müssten, 
damit eine gerechte Vertretung aller Stände, 
insbesondere von Handel und Industrie, erreicht 
wird. 


der Kaufmannschaft von Berlin, Berlin C2, 
Neue Friedrichstr. 51, gegen Empfangsschein 
einzureichen. Die Namen der Mitglieder des 
Ablauf der Erin 
bekannt gegeben werden. 

Zur Preisbewerbung berechtigt ist jeder- 


in der Preisarbeit die 


berufständischen Ver- ei 


Die Preisarbeiten sind bis zum i. September 
1919 bei dem Allgemeinen Büro der Korporation 


x 


mann. Die Arbeiten müssen in deutscher Sprache 


abgefasst sein und im Maschinenschrift oder 


deutlich zu lesender Handschrift eingereicht e: Ä 


werden. Sie dürfen keine Namensbezeichnung _ 
tragen, sondern sind statt dessen mit einem 
Kennspruch zu versehen. Der Name des Ver- 
fassers ist in einem geschlossenen Briefumschlag 
beizufügen, welcher denselben Kennspruch trägt. 

Das Ergebnis der Preisbewerbung wird 
möglichst bis zum 15. Oktober 1919 mittgeteilt 
werden. Zur Mitteilung und zur Oeffnung des 


Briefumschlages, welcher den Namen des Preis 


trägers enthält, werden sämtliche Mitglieder, 
des Preisgerichts eingeladen, 

Durch die Zuerkennung des Preises geht 
das Eigentum an der gekrönten Arbeit und 
das Recht zur Vervielfältigung auf die Korporation 
der Kaufmannschaft von Berlin über, 


eines angemessenen Honoras zu erwerben und. 
zu vervielfältigen und zu diesem Zweck den 
entsprechenden Briefumschlag zu öffnen. Die 
übrigen Arbeiten werden sechs Monate von 
Verkündigung des Ergebnisses ab zur Abholung 
gegen Rücklieferung des Empfangsscheins bereit _ 


gehalten und nach Ablauf dieser Zeit mit dm 


zugehörigen Umschlag vernichtet. 


Die Ael- 
testen der Kaufmannschaft von Berlin behalten 

sich vor, den Preis zu teilen und auch eine. 
' weitere nichtgekrönte Arbeit gegen Zahlung 


ViBFETTR 


eg 


Commerz- und Disconto- Bank. 


- Neunundvierzigste 


ordentliche Gener alversammlung der Aktienäre 
am Mittwoch, den 4. Juni #919, 
vormittags 41 Uhr, 


im Sitzungssaale der Bank in Hamburg, Ness Nr. 9. 


- Tagesordnung: 

1. Geschäftsbericht des Vorstandes, sowie Vorlegung der Bilanz 
nebst Gewinn- und Verlust-Reehnung und Vorschlag zur 
Gewinnverteilung. 

2. Bericht des Aufsichtsrates über die Prüfung der Bilanz, der 
Gewinn- und Verlust-Rechnung sowie des Vorschlages zur 
Gewianverteilung. 

3. Beschlussfassung über die Genehmigang der Bilanz und die 
Entlastung des Vorstandes und des Aufsich'srates, sowie über 
die Verteilung des Reingewinnes, 

4. Wahlen zum Aufsichtsrate. 

5. Beschlussfassung über Statutenänderungen. 


Diejenigen Aktionäre, welche sich an der Generalversammlung 
beteiligen wollen, haben ihre Aktien spätestens am 31. Mai d. 1. 
während der üblichen Geschäftsstunden, RER 


in Berlin bei unserer Niederlassung, 
bei der Rank des Berliner Kassen-Vereins (nur 
für Mitglieder des Giro-Effekten-Depots), 
in Hamburg, Altenburg S.-A., Altona, Brandenburg a. 5 , Goftbus. 
Dortmund, Forst i. £., Fürth, Gelsenkirchen, Guben, 
Bannover, Kiel, Leipzig, Lübeck, Mülheim a. Ruhr, Nürn- 
derg, Oberhausen i. Rhid, Recklinghausen, Sterkrade, 
Stettin, Wanne, Wattenscheid bei unseren Miederlassungen 
in Chemnitz beim Ghemnitzer Rank-Verein, 
in Dresden beim Chemnitzer Bank-Verein und’ bei der Mlittel- 
deutschen Privat-Bank A.-G., 
in Falkenstein bei der Vogtländischen Greditanstalt A.-G., 
in Frankfurt a. IM. bei den Herren ], Dreyfus & Co., 
in Köln bei Herrn 1. B. Stein, 
in Löbau bei der Löbauer Bank, = 
in Aanaehurg bei der Mitteldeutschen Privat-Bank A.-G., 
in München bei der Raverischen Vereinsbank und beim Bank- 
geschäft Alfred Lerchenthal, 
zu hinterlegen und bis zum Schluss der Generslversammlung daselbst 
zu belassen oder die Hinterlegung bei einem deutschen Notar dadurch 
nachzuweisen, dass sie einer der genannten Anmeldestellen spätestens 
am 31, Mai d. I. einen ordnungsmässigen Binterlegungsschein des 
Notars in Verwahrung geben. Dieser Hinterlegungsschein gilt nur 
dann als ordnungsmässig, wenn darin die hinterlegten Aktien nach 


- Nummern genau bezeichnet sind und wenn überdies in dem Hinter- 
_ jegungsschein selbst bescheinigt ist, dass die Aktien bis zum Schluss 


der Generalversammlung bei dem Notar in Verwahrung bleiben. 
Gegen Hinterlegung der Aktien oder Einreichung der notariellen 
Hinterlegungsscheine werden Eintrittskarten ausgehändigt. Die zu 
hinterlegenden Aktien können ohne Gewinnanteilscheine und Er- 
neuerungsscheine eingereicht werden. 


Hamburg, den 8. Mai 1919. 
Der Vorstand. 


Lincke. Pilster. 
ee 
u Verlag von Quelle & Meyer in Leipzig = 

Be z TR a 
a Gesundheit und Lebensklugheit ® 
| Von Geheimem Sanitätsrat Dr. R. Paasch @ 

N 104 Seiten. In Leinenband 1.50 Mark NS 


DELL. 


Dieses Büchlein möchte seinen Lesern in allen Fragen, die unsere 
Gesundheit angehen, zu einem selbständigen Urteil verhelfen. Ins- 
besondere mödıte es eine Anleitung geben, unseren seelischen Funk- 
tionen audı auf dem Gebiet diätelischer Fürsorge die Vorherrschaft 
zu sichern und den Begriff ndheit in höherem Sinne zu fassen, 
als es der Tagesgebrauch mi? sich bringt. 
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VILHEIELSIELILSLLN TITELS 
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Aktiva. M “ 
TEN RE TE AN SENT Rt NOT ea 14 490153 
Ftektan 0 a RT ER Ai « 4 208 9841 — 
Hypotheken: 1... 77.2. Ks a 119 000 — 
BUrD-Uftoyeilien na sa 2 a N 1— 
Maschinen- und Geräte: | 
Bestand am 1.1, 1918 ...... M. 510 000,— | 
DUCRRETE ENTER SEN „260 459,14 I 
M. 770 459,14 | 
an a he 3 89 885,35 
M. 680 573,79 

Abschreibung ....::.:rs...- „ 120 573,79] 560 0901 — 
Terrain Johannisthal...........-.....M.  16000,— 

Abschreibung 2.03... 24. Ri 10 000, — 8.000, — 
Grundstücke Bromberg........:..:- ”,.M. 316 171,— 

Abschreibung .............. > 3240,—1| 312 9311 — 
Maschinen- und Geräte-Ersatzteile................... 87 327198 
Ziegelei ..... ER ee Dre 5.079120 
Werkstätte Blankenburg .................. ae 11— 
Debitoren: Im Bau befindliche Strecken M. 3 789 695 39 

Verschiedene Aussenstände.. „ 668 923,68 

5 .  Bankguthaben ............. „1084 057,29 | 5 542 676/36 
al Ar uäler he ses Kassa 1 658 342/44 
Kantonen ae nero ener en 972 0001 — 

13 486 833151 
Passiva, M ei 
Aktien-Kapital.......... a Eee 4 000 000! — 
Roger vatonda een e e Raen 2675 101/51 
Spezialreservefonds ....eeer..u-e0een onerern anne ren 200 0001 — 
Tolonstenan. Hl ei een 18 500) — 
Disidende 1916... .... 22.2. ....»..- +. 300, 
Dividente 1917. ae ee R 1 800, — 2 100 — 
Hypotheken 2.2. sec nenn en ee 257 000|— 
Ersatzteil-Beschaffung.................0enrsconeone ee 167 648136 
Berufsgenossenschaftsbeiträge ...-.......snoeecncnr es 96 795 19 
Kreditoren: Verschiedene...........- M. 1580 347,63 
Bankschulden ..........: „819 256,96 | 1 899 604,59 
Anal ee east er geheeh 1 658 342/44 
Kationen. a RE each 972 000 — 
Gewinn: Vortrag 1917 ..... REES M. 362 890,99 | 
aus. 1018... ...4% „_1176 850.43 | 1539 741142 
13 486 833|51 
: Gewinn- und Verlust-Konto per 31. Dezember 1918. 
Eee I Er 
Linkonton ee nn es en es ia 243 417 59 
Berufsgenossenschaftsbeiträge .......:....--. ce. 2.00: 112 686/19 
Steuern und Abgaben... .».: un... 0.2. 202sen nenn 87 635166 
Bllekten a ac ee se ee ee nenne 246 91234 
Zweifelhafte Forderungen .....ue..serscseeeedenenen 129 915124 
Abschreibungen: 

Pferde........ EA R ns 1,— | 

Maschinen und Geräte.......- „#120 573,79 

Grundstücke. .............:... S 3 240, — 

LOITRNS Fa rer „..10000,— | 133814/79 

Grundstücks-Unkosten ......»- a 11 909113 

Perrain-Unkosten.s. nassen nn 19 904/78 
EEE N DENT DREI APR 1 539 741/42 

25256937|14 

Haben. M e 

VOrragNaus 10911. enksene een nee nn äute des 362 890/99 
Gewinn a. Bauten, Grundstück., Gerätevermiet., Zinsen ete.| 2.168 04615 


j 
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2525 937 14 


Die Auszahlung der für 1918 für die Aktien Nr. 1—4000 auf 
20 pCt. festgesetzte Dividende erfolgt sofort in Berlin bei der 
Gesellschaftskasse, der Deutschen Bank und den 
Herren Georg Fromberg & Co., in Bromberg bei Herrn 
M. Stadthagen, in Hildesheim bei der Hildesheimer 
Bank gegen Einreichang des Dividendenscheines pro 1918. 


Berlin, den 8. Mai 1919. 
Julius Berger Tiefbau-Aktiengesellschaft. 
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DEUTSCHE WIRTSCHAFTS-ZEITUNG 


LT TTInmmnmnnm ss zernkm;es nn nn nn nn nenn nenn ann nungen 


Dresdner Bank. 


Sechsundvierzigste 
ordentliche Generalversammlung. 


Gemäss $ 25 der Statuten werden die Aktionäre zur seohs- 
undvierzigsten ordentlichen Generalversammlung, 
welche 


Sonnabend, den 31. Mai 1919, 
mittags 12 Uhr 


im Bankgebäude: Dresden, König-Johann-Strasse 3, stattfinden wird, 
eingeladen. 
Tagesordnung: 


Vorlage des Jahresberichtes mit Bilanz-, Gewinn- und Verlust- 
rechnung und den Bemerkungen des Aufsichtsrates hierzu. 
Beschlussfassung über die Genehmigung der Jahresbilanz und 
die Gewinnverteilung. 

Beschlussfassung über die Entlastung des Vorstandes und des 
"Aufsichtsrates. : 

Wahlen in den Aufsichtsrat gemäss $ 18 der Statuten. 


Zur Ausübung des Stimmrechtes in der Generalversammlung 
sind nach $ 27 der Statuten diejenigen Aktionäre berechtigt, welche 
ihre Aktien oder eine Bescheinigung über bei einem deutschen Notar 
bis nach Abhaltung’ der Generalversammlung hinterlegte Aktien spä- 
testens am 5. Tage vor dem Tage der Generalversammlung, den 
Tag der Generalversammlung nicht mitgerechnet, bei einer der nach- 
bezeichneten Stellen: ß 

bei der Dresdner Bank in Dresden und Berlin, sowie 
ihren übrigen Niederlassungen, . 

bei der Allgemeinen Deutschen Credit-Anstalt in Leipzig, 

bei der Württembergischen Vereinsbank in Stuttgart, 

bei der Deutschen Vereinsbank in Frankfurt 

bei dem Bankhause L & E. Wertheimber a.M., 

bei dem Bankhause F, A. Neubauer in Magdeburg, 

bei dem Bankhause A. Levy | in Cöln 

bei dem Bankhause Siegfried Simon | '” 3 

bei der Dürener Bank in Düren, ; 

bei dem Bankhause Simon Hirschland in Essen, 

bei der Eschweiler Bank in Eschweiler, 


BE er 


‚bei der Bergischen Kredit-Anstalt Aktiengesellschaft in 


Gummersbach 
gegen eine impfangsbescheinigung deponieren und während der 
Generalversammlung deponiert lassen. 
Stimmberechtigt sind auch diejenigen Aktionäre, die eine Be- 
scheinigung der Bank des Berliner Kassenvereins vorlegen, wonach 
_ ihre Aktien spätestens am 5. Tage vor dem Tlage der Generalversammlung, 
‚Jen Tag der letzteren nicht mitgerechnet, bei der Bank des Berliner 
Kassenvereins bis nach Abhaltung der Generalversammlung hinter- 
legt sind. 
. Dresden, den 8. Mai 1919. 


Direktion der Dresdner Bank. 


E. Gutmann. Nathan. 


pr = er ne en a nn nn > 


 Derlagsbuhhandlung Quelle & MI in Leipzig, Kreuzftraße 14 


Ber rote Aufruhr in Finnland 


1918. Eine Schilderung auf Örundlage offizieller Urkunden. Bon Henning BSöderhjelm. / 18% Breiten. Brh. Ml.3.28. Beb. pt.4.80. 


„Die eine folhe ‚Diktatur des Proletariat/ in der Braris augfieht, darüber gab ung 
der rote Aufruhr in Finnland eine anfhaulihe Belehrung, Eine foldhe Diktatur bes 
deutet in Wirklichkeit Soglafjung und Aufftahelung der beftialifhen Injtinkte der Men= 
“ fhen, Sie bedeutete ganz einfach Iprannet der Ihlimmiten Elemente des Volkes... 
Es dürfte für deutiche Lefer lehrreih fein, aus diefem Buch zu erfahren, von welcher 
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Deutsche Bank. 


Die Aktionäre unserer Gesellschaft werden hierdurch zu der 
am 4, Juni 1919, 11 Ihr vormittags, in unserem Bankgebäude, Eingang 
Kanonierstr. 22, stattfindenden 


ordentlichen Generalversammlung 


eingeladen. Aktionäre, welche ihr Stimmrecht nach Massgabe 5 23 
der Satzungen ausüben wollen, müssen ihre Aktien (oder die darüber 
lautenden Hinterlegungsscheine der Reichsbank) mit einem der Zahlen- 
reihe nach geordneten doppelten Nummernverzeichnis spätestens 


am 31. Mai d. I. { 
in Berlin bei der EiTektenkasse derDeut- 
schen Bank, Rehrenstr. 11 


(für die Mitglieder des Giro-Effekten- 

Depots auch bei der Bank des Berliner 
Kassen-Vereins), 

„ dem Schlesischen Rankverein Filiale der 
Deutschen Bank, 

„ der Rergisch-Märkischen Rank Filiale der 
Deutschen Bank, 


„ Breslau 
„ Elberfeld 


 „ Aachen, Augsburg, Barmen, Bremen, Chemnitz, ae Danzig, 


Darmstadt, Dresden. Düsseldorf, Frankfurt a. IM., Görlitz, Hamburg, 
Köln a. Rh., Königsberg i. Pr., Leipzig, München, Nürnberg, Posen, 
Saarbrücken, Stettin, Trier, Wiesbaden 
bei den Filialen und Zweigstellen der Deutschen Rank, 
ausserdem: R j 

Düsseldorf bei dem Bankhause (. G. Trinkaus, 
Essen a. d. Ruhr „ der Essener Gredit-Anstalt, 

„ Frankfurt a. M. ne 


Deutschen Vereinsbank, 
dem Bankhause £. Speyer Ellissen, 


».% 


an „ Tacob S. B. Stern 

2 Ay : Gebrüder Sulzbach, 
„ Bannover „ der Bannoverschen Bank, 
„ £udwiashafen a. Rh. „ . Pfälzischen Bank, 
„ Mannheim „Rheinischen Greditbank, 

„ » Süddeutshen Bank Abteilung der 
Pfälzischen Bank, 

„ Stuttgart „.». Württembergischen Vereinsbank 


„ dem Bankhause G@. A. Keller’s Söhne 
oder bei einem deutschen Notar hinterlegen und bis nach der 
Generalversammlung belassen. Stimmkarten werden bei den Hinter- 
legungsstellen ausgehändigt. 
Tagesordnung: 

Jahresbericht über die Geschäfte der Gesellschaft. 

Die Rechnungsablage mit dem Bericht des Aufsichtsrats. 
Beschlussfassung über die Genehmigung der Jahresbilanz, die 
Gewinnverteilung, sowie über die Entlastung des Vorstands 
und des Aufsichtsrats. 

4. Wahlen zum Aufsichtsrat unter Festsetzung der Zahl seiner 


Mitglieder. 
Berlin, den 12. Mai 1919. 


Deutsche Bank. 


Mankiewitz. Heinemann. 


a 


Art Die neue ‚politifhe‘ Bewegung fft, die jeht aud in Deutfhland Verbreitung 
fucht. — Die deutfhen Truppen in Finnland haben das finnifhe Volk und feine Kul- 
fur vor einem fiheren Untergang gerettet. Darin waren fi alle dentenden Menfhen 
{n Finnland von Anfang an im Blaren. Nach) der Lektüre des hier angezeigten Buches 
wird e# hoffentlich auch In Deutfchland der Fall fein.” Leipziger Tageblatt. 
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Actien-Gesellschaft. Johannes Jeserich 
Bilanz _am_31. Dezember 1918, Die für das Jahr I918 für die 
3 ARITe M 4|Vorzugsaktien festgesetzte 
fundstücks - Kont«| Divid 6 1 it 
Lausitzerstr. 44..| 541548185 ne a e nn 
Bundetticke- Konto - 60.— gezen Einreichung des 
 Steglitz.....20... 77901 59 | Dividendenscheines pro 1918 
en 1492959 | (No. 17), die für die Stamm«- 
'Efiekten-Konto ....| 6987 032 — | akti fest t ividend 
Effekten-Zinsen-Kto| 1285151, ggg yon Me ES 
Futter-Konto ...... 60 143/02 | PO "97 von ae 
Konto-Korreut-Kto.| 2.006 780/32 | gegen Einreichung des Dividenden- 
Pferde-Konte .. 100 000|— |scheines pro 1918 (No. 31) von 
Wehen. 10 N -!heute ab bei der Gesell- 
Bi neniKonto. j _ |schaftskasse in Char- 
Maschinen-Konto.. i -- |lottenburg, der National- 
en Drucken 1—- |bank für Deutschland in 
üterschuppen - Kto] _ 20000 — i 
ne Konto... 6 435/46 Er ne Bert Se 
"7 Kautions - Effekten- UBER VOR TIREE . 
Konto ..34 850.— M. Strupp, Aktiengesell- 
| 3536060 78| schaft in Meiningen und 
Passiva, Mi deren Filialen zur Auszahlung. 
a DL Epital, - ae er —| Charlottenburg, 6. Mai 1919. 
orz.-Aktien-Kapi —|ı - N 
| Ben -Fonds-Kto.| 155 820 — Ben marstand 
 Spez.-Res.-Fonds-Ko.| 70000 — | mm B 
Kriegs-Res.-Fds.-Ko 60 0001 — en 
Be arEono:. 15 582 — FAIR Die ' 
ypotheken-Konto .| 300 000 — | Bu iı,Verlars- 
nen Enno. 0.080 = | Buchärue erei u.Verlags-Anstalt 
_ Konto-Korrent-Kto| 1 208 935178 Be 
Kaut.-Kto. 34850. — Ad. Haussmann 
Unf. - - Versicherungs- BERLIN 8,W., Koch-Strasse Ne, 67 
Prämien-Konto .. 16 000 — empfiehlt sioh 
Gew.-u.Verlust-Kto.)_ 149 939— | zur Anfertigung von Druckaufträgen allar Art, 
3 536 060178 Be u 


R Berliner Spediteur-Verein 


RETTEN, 


DEUTSCHE WIRTSCHAFTS- ZEITUNG 


Industrie- und Commerz-Bank A.-6., Charlottenburg. 


Bilanz am 31. Dezember 1918. 


ee 

ee ee gen aaa ne 7 865. _ 
Hypothekenforderungen . SERne He RE 672 721113 
Anteile und Aktien.......... nn a äcuch 163 7711— 
Aussenstehende Forderungen... ....:..:..2rrr20 2000 '..1 8104 925/51 
N RA Ne RE PR EL 3 242350 — 
Kassenbestand........- RER a NR 14 208/93 
Wertpäpiere van cnonooccner sen une anne ns nes nesne 46 148 15 
Patentverwertungs-Konto............-222sencseeen 0: 33 00377 
Grundstück-Konto Jöhstadt ...........:.... EEE: 61 5001 — 
Grundstück-Konto Bischofswerda .......... ee... 100 000) — 
Bürgschaftsdeckung RE 557 500, — 
Verlıst. .. ..7.. er ss RE ER RE Er 415 249/21 
5 196 41270 

Passiva. N. ei] 

Aktienkapital, Stammaktien.....ess22s2eeuere seen 1 000 000 — 
Aktienkapital, Vorzugsaktien 900 000.—, hierauf eingezahlt| 872500 — 
ee ER N 1 933 087/31 
Akzepte...... RE REN EN ER 40 077127 
Hypotheken Jöhstadt ...... ER RE ee 61 500 — 
Zweifelhafte Forderungen .....2:...c»cesesn sonen ar 731 748 12 
BEBFSECHBELONN nn 00. cas east esenegenaan nee neh 007.500 — 


5 196 412 70 
6Gewinn- und Verlust-Rechnung am 31. Dezember 1918. 


Debet. AM 

Verlust-Vortrag am 1.1.1918 ............2222r2 220. 662 220141 
Generalunkosten........:r:2.. +. EEE 67 524166 
Abschreibungen -.....u. os 4002.00 Ferner ra 200,000 — 

829 745| 10 
Ertrag aus Unternehmungen ............-- are 414 495,89 
Verlust Dee wunes en er EEE 415 249 21 
| 829 745/10 


Aktiengesellschaft 


‚Aval-Konto ....... 


—— 


Grössere 
Büchersammlung 


umfassend Weike tiber 


Anarchismus, 
Arbeiterbewegung, 
Politik, Soziologie, 
und Volkswirtschaft 


zu kaufen gesucht. 


Karl W. Hiersemann, 
Antiquar, 


Leipzig, Königstr. 29. 


Franz Seiffert & (Co. 


Aktiengesellschaft. 
Bilanz per 31. Dezember 1918. 
Aktiva. 91% er 
Grundstücks-Konto .| 266 666103 
Gebäude-Konto ....| 438 0001— |- 
Maschinen-Konto... 1i— 
Werkzeug-Konto... 1— 
Utensilien-Konto ... 1 
Beleuchtungs-Konto 1i— 
Fuhrpark-Konto.. 11— 
Modell-Konto...... 1— 
Patent-Konto...... 1— 
Zeichnungen-Konto. 11— 
Neuanschaffung.-Kt. S1 666 — 
Kassa-Konto....... 103 735/80 
Wechsel-Konto .. 10 804/25 
Bankguthaben .....| 1810 304/36 
Konto: Eigene Teil- 
schu!dverschreib. . 75 075 — 
Kautions-Konto....| 217 960/20 
Effekten-Konto ....| 2449 551 — 
Waren-Konto...... 1 197 612170 
Konto-Korrent-Kto., 
Forderungen..... _1973 900/70 


8 = "8625 284113 


"Passiva. a en 
Aktienkapital- Kontoj 2 000 000 — 
Obligat.-Konto ....| 406 500 — 
Reservefonds-K.onto 200 000 — 
Reservefonds-Kto. Il] 690 000| — 

11 044 80 
Konto-Korrent-Kto. | 1 963 35607 
Zinsen-Konto B: 
Noch nicht erhob, 
Obligat.-Zinsen u. 
- Divid.-Scheine . 
Talonstener-Konto ; 


14712175 
7 en 


Oblig.-Agio-Konto . 1219 — 
Kriegsge winnsteuer- 
Rücklage-Konto ..| 1209 840 — 
Friedenswirtsch.-Ko.| 200 000 — 
Gewinn u. Verlust- 
Kontos care 51 
8 625 28413 


Der Dividendenschein pro 1918 
wird wit M.240.— bei A. Hirte 
Markgrafenstr. 76, National- 
bank für Deutschland und 
Commerz- und Disconto- 
bank cingelöst. 


- 


Bilanz per 31. nn — 1918. 


Aktiva. 
E> 010 30 


Bau-Terrain-Konto . 
Fabrik-Grundst.-Ktol 221 827173 
Fabrik-Gebäude- Kto] 635 496 — 
Maschinen-Konto... 59 40968 
Transmissions-K.onto i— 
Werkzeug-Konto.... 1 
Fabrik-Utensil.- Kto. 1— 
Gesch.-Utensil.-Kto. 1 | — 
Fuhrwerks-Konto . 1i-— 
Elektr. Kraft- und | 
Licht-Konto...... - 
Holz-Konto ....... 89 732/42 
Fabrikations-Konto .| 572 924183 
Kassa-Konto ...... 13 335/83 
Wechsel-Konto ... 700 — 
Effekten-Konto ... 26 0001 — 
Konto-Korrent-Kto. 253 131163 
Versicherungs-K.onto 1993,54 
3 143 587/96 
Passiva. AM P} 
Aktien-Kapital-Kto. | 1 000 000 — 
Reservefonds-K.onto 10 514/98 
Talonstouer-Konto . 10 000 — 
Hypotheken-Konto .| 74059470 
Konto-Korrent-Kto. 56 149184 
Konto feste Darlehen] 250 000 — 
Interims-Konto .... 6411422 
Gew.- u. Verl.-Kto.: 
Reingewinnn 1918 12 21422 
2143 687199 
&ewinn- und Verlust-Konto. 
Debet. AM 4 
Abschreibungen: 
Fabrik-Geb.-Kto.2% 12 970, — 
Maschinen-Kto. 10% 1655821 
Transmissions-Kto. | 
bis M.1.— 2112]42 
Werkzeug-Konto | 
bis M. 1.— 2132113 
Fabrik-Utensil.- Kto. 
bis M. }.— 149452 
Gesch.-Utensil.-Ko. 
Bi8:M. 1 40150 
Fuhrwerks-Konto | 
bis M. 1.— 9 3701 — 
Elektr. Kraft- und 
Licht-Ko. bisM.1.— 2065 — 
Reingewinnn ...... ___ 1221422 
| 58 967 — 
Kredit. _ aM | 
Gewinn: 
abzügl, sämtl, Unk. 58 967 — 
58 967 — 


Berlin, den 4. April 1919. 
Oscar Köhler 
Aktiengesellschaft 


für Mechanik-Industrie 
Wege. ppa. Joh. Köhler 


EEE EEE EINE ELREE 
ja übernehme Vertretungen beim 


Oberverwaltungsgericht, den 
Bezirks- und Kreis- (Stadt-) Aus- 


schüssen, insbesondere auch in 
Grund-, Umsatz- und Zuwachs- 


steuersachen usw. und Vorberei- 
tung durch Schriftsätze, auch 
die Abfassung verwaltungsrecht- 
licher Gutachten. 


Dr. jur. Seidel, 
Geheimer Regierungsrat 
Berlin-Friedenau, Rheinstr. 10 
EEE EEE SE 
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DEUTSCHE WIRTSCHAFTS- ZEITUNG 


„ADLER“ | 
deutsche Portland-Cement-Fabrik Actien-Gesellschaft. 


Die für das Geschäftsjahr 1918 auf 6% = M. 60.— festgesetzte 
Dividende für jede Aktie sowie aus dem Gewinnvortrage M, 100.— 
Kriegsanleihe mit Zinsschein per 1.7.19 für je M. 2000.— Aktien 
gelangt sofort bei der Deutschen Bank, der Nationalbank 
für Deutschland und der Commerz- und Disconto-Bank 
zur Auszahlung. 

Berlin, den 9. Mai 1919, 


Hermann Mayor. N (0, Aktiongesellschaft 


Der Vorstand. 


Bilanz 
für das zwölfte @eschäftsjahr, abschliessend am 31. Dezeniber 1918. 
Er Aktiva. MA. | | MM 13 
Warenbestände . 4... 0.0... tn... ı 1 2427 608 — 
Inventar-Konlo3%9 5... ana, | 1 — 
Fuhrpark-Konto u. .2.22.2..2. 2: 1— 
MAT RE NEE RE SR ER ET 71 49210 
71493 10 

Abschreibung Sun 2 er ee 71.492110 1i- 
Fabrikeinrichtungs-Konto_................ 1— 

DIOR ee we een et 16 679165 

16 680165 

Abschreibung... 2..0.2.00,.2.00 2.20, _16 679165 I 
Antomobll-Konto..2.2-. 20.2 0. 22. 1- 
Grundstücken... 2220. nern = 171.760 000) — 
Kassa-Bestand .r.:n24. 0 nn eat nun | 13 328/61 
Bank-Quthaben „.4.%. 2.22.00 sa maaıı 969 300/40 
Postscheck-Konto ........::.:.2.2r0000.& 8 630/39 
Biffekten-Kautions-Konto................- 249 934 — 
Hifekten-Konto . ... 2.0 er 1. 1.275 680 — 
Kriegssteuer-Effekten-Konto.............. | 592 740 — 
Beteiligungs-Konto .........r..:2.22220.- | 108 045 
Dobitören 022.4. 0 0 Mm ae. 339 768130 
Hypotheken-Amortisativuns-Konto.......... | 164 38294 
Grundstücks-Konto Niederlehne ........... | 20 000 — 
Hermann Meyer Pensions- u. Unterstützungs- | 

Kasse (Effekten) ....................: |__ 1. 200 0001 — 

= | 8119 391/54 

Passiva. AM |4 ul 4 

Aktien-Kapital......... N, | | 2 000 000|— 

Reserve-Fonds-Konto I..................: 200 0001 — 
Reserve-Fonds-Konto IT........:......... 550 000 — 

Zugang aus dem Kriegs-Reservefonds .| 50000|—| 600 00 1 — 
Erneuerungs- und Reparatu-en-Konto...... Fe 250 000) — 
Kreditorent ne wre net 2.010 89359 
Kriegssteuer-Rücklage ................... 821 800 — 
Rückstellungs-Konto............ 22... 3925 — 
Haus-Abschreibungs-Konto ..............: . 342 051/26 

ZUPRDE A EEE EN: 27 0001—| 389 051120 
Herm. Meyer Pensions- u. Unterstütz.-Kasse 256 650 — 
Hypotheken-Konto .........2..22rsr000. 1100 000 — 
Proviwions-Konto 7,2... 002, 783/13 
Talonsteuer-Reserve-Konto ............... 4000 — 
Erholungsheim-Konto Niederlehne......... 20 000) — 

Gewinn- und Verlust-Konto: 
Kriegs-Reservefonds ........cerrec.2200.. 100 000 — | 
Vortrag per: 1918 7... enge 107 523/54 | 
Gewinn an-1918::.. 3 nr 389 936183 

597 460137 

Abschreibungen. .......20..2.00ss00 0: 115 171175| 482 28862 

Verteilung des Reingewinns: 

Tantieme für den Aufsichtsrat ........... 33 6001 — 
Tantieme an den Vorstand .........0,..:- 40 000, — 
184 Dividende... 0... na. 360 000 — 
Vortrag auf neue Rechnung NER RE 48 688/62 
482 28862 B2 
8119 391154 


Fe EEE TEE ERS EEE ER EEE 


Verlag: Quelle & Meyer, Leipzig. — Druck von Ad. Haussmann, Berlin SW. 68, Kochstrasse 67. 


-81/,% Schuldverschreibungen Ausgabe 1906........ 
.4% Schuldverschreibungen Ausgabe 1909.......... 


‚Noch nicht vorgel. ausgeloste Schuldverschreibungen 
Noch nicht erhobene Dividenden und Zinsen auf 


u 


Gewinn- und Veriust-Konto. ca 
SEITE S Dopet, =: 05 2 Sa ee 


Hypotbeken-Zinsen-Konto ... .........-erzce.eeennen 41 14388 R 
Grundstücks-Unkosten-Konto........222.2. 2222220220 2899576 
Handlungs-Unkosten ..... EEE  . :-..1 1187 757186 
Steuar-Kontor 2. u... ne ee re Re Re 93 138185 
Talonstener- Rückstellung... va. vu re » 2.0001— 
Abschreibungen ..... ee a 115 17175 
Kriegsstener-Ronto . 43... Se 2 en 1632000 — 
Reingewion sen er re 482 288,62 
2 113 690]67 
Kredit. M. 4 
Bruttogewinn aus Fabrikation, Handel, Beteiligungenf 
und:Zinsen ... Bun ar 1 801 798/10. 
Hans-Ritrags-Konto , ..s-- 2.2... 0 ne 104 39603 
Kriegs-Reserve-Fonds-Konto .........2..:2022e200n020 100 000|— 
Vortrag ans dem Jahre 1917 ...........2.».. BR 107 523154 


2113 690187 
Berlin, im April 1919. 
Der Aufsichtsrat. Der Yorstand. 
Wilhelm Müller, Vorsitzender. Ti Muhr. Galliner, 
Vorstehende Bilanz mit Gewinn- und Verlust-Rechnung haben 
wir mit den ordnungsmässig geführten Büchern der Gesellschaft 
verglichen und in Uebereinstimmung gefunden. 
Gustav Gersen. Oscar Krause, 
Gerichtlicher Bücherrevisor für die 


Gerichte des Landgerichtsbezirks I Berlin. 2: 


Diridendenscheine werden bei der Bank für Handel und Be E 


Depositenkasse CD, Berlin, Beuthstr. 1, eingelöst. 


Hochbahngesellschaft Berlin. 


Aktiva, 
Noch nicht eingeford. Einzahlung von 75% auf die 
Stammaktien Nr. 50 001—60 000... 
Bau- u. Grunderwerbs-Konto der Bahnanlage 
Bau- u. Grunderwerbs-Konto der Erweiterungslinien 
Konto Kraftwerke und Betriebsstätten........... i 
Konto Betriebsmittel ........-.2.c0c2022cen non 
Vorrät. Betriebsmaterial. .........cuececcnecsce ca 
Grundstücke und Gebäude.........zccrresenencn. 
Bureauinventar....... IRRE ne 
Kasse 
Wertpapiere und Beteilig...............r.202 2000 
Guthaben bei der Deutschen Bank 
Verschiedene Debitoren 


w....e. s.oo..s 


..00.. 


Pe a a or Er EB Er Er Er BE Be er BE 


De er Er rer 


Du u ur er ee Er Er SEE 


Aktienkapital: 


Passiva, 
a) Stammaktien 
b) 5% Vorzugsaktien........... nd 
Gesetzlicher Reservefonds 
4% Schuldverschreibungen Ausgabe 1899.......... 


.one nee 0 Eee 


4% Schuldverschreibungen Ausgabe 1907 .......... 
4% Schuldverschreibungen Ausgabe 1910.......... 
4% Schuldverschreibungen Ausgabe 1912... A 
41/5 % Schuldverschreibungen Ausgabe 1913.42 
Hypothekenschulden.......cocreconssonononcnarcre 
Rückstellung aus 1912 u. 1913 für Einnahmeausfälle 
Bahnanlage-Tilgungsfonds ......... ER SE 
Rückstellung für die Talonsteuer......ecec2 20.00. 
Ernenerungsfonds.«...252. 00200. 00 den gan nen 
Rückstellung für Unterhaltungsarbeiten 
Fonds für aussergewöhnl. Ausgaben im Betriebe.. 
Rückstellung für Aktien d. Allg. Berl. Omnibus-Ges. 
Im Jahre 1919 fällig werdende Schuldverschreib.- 
Zinsen und Bauzinsen auf die Vorzugsaktien .... 


„0.000006 
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Aufsätze. 


Die geplante allgemeine Vermögens- 
abgabe und der Abbau der Preise. 
| ‚Von Dr. Otto Heyn, Nürnberg. 


Einer der Gründe, mit welchen die Erhebung 


der von der Reichsregierung geplanten allge- 


meinen Vermögensabgabe von 25-30 und noch . 


mehr Prozent gerechtfertigt oder doch. gestützt 
wird, ist die Behauptung, daß dadurch der all- 
gemein gewünschte und für nötig gehaltene Ab - 
bau der Preise herbeigeführt werden würde. 
Urheber dieses Gedankens ist der vormalige 
Staatssekretär Schiffer, der sich bei seinem 
bekannten, am 9. Dezember 1918 auf Einladung 
des Deutschen Industrie- und Handelstages in der 
Handelskammer Berlin gehaltenen Steuervortrage 
hierüber folgendermaßen äußerte: 


| „Wenn ich jedoch der Ansicht bin, daß eine 
sehr scharfe Erfassung von Einkommen und 
Vermögen geboten ist, so glaube ich zugleich, 
daß gerade diese Maßregel mittelbar dem Wirt- 
schaftsleben - sogar außerordentlich zu Hilfe 
kommen wird; denn sie wird das herbeiführen, 
was wir dringend brauchen: eine Senkung 
der Preise durch’Beseitigung der 
zusätzlichen Kaufkraft, die durch die 
im Kriege betriebene Wirtschaft geschafien 
worden ist. Die Senkung der Preise durch Be- 


seitigung der zusätzlichen Kaufkraft ist es, die 


| sowohl im Innern gesunde Verhältnisse herbei- 
Aühren wird, als auch allein es ermöglicht, uns 


an der Weltwirtschait mit Produktionskosten zu 


beteiligen, die überhaupt erst eine Be Teil- 
nalıme ermöglichen.“ ER 


Nun ist gewiß richtig, daß die durch die 
Kriegskredite geschaffene zusätzliche Kaufkrait 
des Staates und die dadurch ermöglichte Nach- 


frage nach Heeresartikeln, die ihrer- 


seits wieder zu vermehrter Nachfrage nach Roh- 
stofien für die Herstellung dieser Artikel und nach 
Arbeitskräften führte, — neben der Knappheit des 
Angebots — Ursache für die Steigerung der Preise 
gewesen ist und daß die dadurch geschaffene Ent- 
wicklungstendenz durch die Nachfrage der 
Lieferanten und Arbeiter, auf die die 
staatliche Kaufkraft nach und nach übertragen 
wurde, weitergeführt und verstärkt worden ist. 
Es wäre aber falsch, anzunehmen, daß die hohen 
Preise noch jetzt hierauf beruhen. Die Nachfrage 
des Staates hat mit Beendigung des Krieres und 
nach Verbrauch der Kriegskredite im wesentlichen 
aufgehört. Die Unternehmer haben die Käufe, die 
sie unter Ausnützung der auf sie übertragenen 
Kaufkraft vornehmen konnten, größtenteils abge- 
schlossen, nachdem sie einerseits Rohmaterial aller 
Art, Maschinen und andere Produktionsmittel, 
andererseits Effekten, namentlich Kriegsanleihe, 
erworben haben. Die Arbeiter haben den auf sie 
übergegangenen Teil jener Kaufkraft entweder zu 
besserer Lebenshaltung verbraucht oder ebenfalls 
zum Ankauf von Kriegsanleihe oder' anderen zins- 
tragenden Werten verwendet. Das liegt alles in 
der Vergangenheit. Im wesentlichen hat daher die 
durch die Kriegskredite geschafiene Kaufkraft 
schon ihre Wirkung getan. Jetzt besteht eine 
preistragende Nachfrage nach Waren, soweit 
sie auf jene zusätzliche Kaufkraft zurückzuführen 
ist, nur noch insoweit, als die Erträgnisse des mit 


‚der zusätzlichen Kaufkraft beschaffiten Kapitals zur 


Nachfrage nach Waren verwendet werden. Außer- 
dem wird sie genährt durch die hohen Löhne, 


welche, zum Teil aus der früheren Zeit stammend, 
durch die allgemeine Teuerung aufrechterhalten 
und infolge der politischen Ereignisse noch ge- 


... steigert worden sind. 


Die hiernach von der (durch die Kriegskredite 
zeschaffenen) zusätzlichen Kaufkraft des Staates 
übriggebliebene zusätzliche Nachfrage auf dem 
Warenmarkte würde nun zweifellos, zumal nach 


der Ermöglichung einer Vergrößerung der Produk- 


tion durch die Rückkehr so vieler Arbeitskräfte, 
nicht genügen, um die gegenwärtigen, gegenüber 
1913 um 100-400 Prozent und noch mehr ge- 
steigerten Preise aufrechtzuerhalten, wenn nicht 
ein anderer Faktor eingriffe, der dem schwindeln- 
den Preisgebäude eine Stütze verliehe. Das ist 
die Steigerung der „Löhne“, die ihrerseits wieder 
zu einer Steigerung der Preise für Rohmaterial 
und Halbiabrikate führt, die Produktionskosten 
vermehrt und so zur Folge hat, daß ein Angebot 
von Waren nur noch zu hohen Preisen stattfindet. 
Dieser letztere Umstand ist es, der — neben der 
Fernhaltung der Einfuhr durch die Blockade und 
der Verteuerung derselben durch den niedrigen 
Kursstand unserer Valuta — das jetzige Preis- 
niveau aufrechterhält. Ein Rückgang der Preise 


8 deshalb — abgesehen von der Aufhebung der 


Blockade und der Möglichkeit einer Hebung des 
Kurses unserer Valuta — in erster Linie davon ab- 
hängig, daß die „Löhne“ sinken, genauer, daß der 
Lohnanteilan den Preisen zurückgeht. 


Schiffer glaubt den Rückgang der Preise da- 
durch erzwingen zu können, daß er durch hohe 
Einkommens- und Vermögenssteuern die zusätzliche 
Kaufkraft beseitigt und dadurch die Nachfrage 
einschränkt. Daß eine Einschränkung der Nach- 
frage im allgemeinen zu Preisrückgängen führt, ist 
gewiß richtig. Die Intensität der Wirkung hängt 
von dem Umfange der Einschränkung ab. In 
welchem Umfange wird aber die Nachfrage, und 
zwar die Nachfrage nach Waren, durch Schiffers 
neue Steuern eingeschränkt? Das hängt wesent- 
lich davon ab, welche Kreise zur Steuer 
herangezogen werden. Sind es nur die 
Reichen und Wohlhabenden, 
deren. Warennachfrage allerdings zweifellos eine 
Minderung erfahren, aber bei der verhältnismäßig 
geringen Zahl der in Betracht kommenden Per- 
sonen fällt diese Minderung nicht stark ins Ge- 
wicht. “Überdies wird der günstige Einfluß, den sie 
auf die Preise ausüben könnte, ausgeglichen — 


wahrscheinlich mehr als ausgeglichen — dadurch, 


daß auch die Nachfrage dieser Personen auf dem 
Eifekten-, ihr Angebot auf dem Kapitalmarkte eine 
Minderung erfährt; daß infolgedessen der Produk- 
tion weniger Kapital und nur zu erhöhtem Zinse zu- 
fließt, und daß dadurch die Herstellung von 
Waren beeinträchtigt und auf diese Weise un- 


günstig auf das Angebot von Waren eingewirkt 


wird. Nur dann, wenn von der Steuer auch die 


so wird . 


mittleren und unteren Klassen, die das 
Hauptkontingent den Warenkäufer stellen, ergriffen 
werden, und nur insoweit, als diese nicht in. der 
Lage sind, die ihnen aufgebürdeten Lasten (die Ar- 
beiter durch Streiks!) von sich abzuwälzen, wird. 
der gewünschte Erfolg erreicht, wird eine Min- 
derungderNachfrage in wesentlichem Um- 
fange wirklich herbeigeführt werden. 
Werden dann aber die Preise zurückgehen? 
Das hängt davon ab, wie das Angebot sich 
gestaltet, speziell davon, ob die Besitzer der 


"Waren sich veranlaßt sehen, diese Waren billiger 


abzugeben. Nun ist es gewiß möglich, daß bei 
starker Finschränkung der Nachfrage die Besitzer 
verderblicher Waren oder solcher Waren anderer 
Art, von denen sehr reichliche Vorräte vorhanden 
sind, sich zu einem billigeren Angebot herbei- 
lassen, weil sie fürchten, diese Waren später 
überhaupt nicht, oder doch nur mit noch größeren 
Verlusten absetzen zu können. Auch das wird nur 
dann geschehen, wenn nicht die Ausfuhr bessere 
Chancen bietet. Soweit aber die Waren erst 
produziert werden — und das ist doch die 
Mehrzahl — wird das nur bis zu einem gewissen 
Grade zutreffen. Bei Waren, deren Preise hoch 
über den Produktionskosten stehen, wie vielfach 
bei Monopolgütern, mag das noch am ehesten ge- 
schehen. Im übrigen aber wirkt hindernd, daß die 
Produktion nicht unternommen wird, wenn nicht 
wenigstens die Kosten herausgewirtschaitet 
werden können. Die Produktionskosten 
gehen aber nicht zurück, wenn die 
Steuern vermehrt werden,im Gegenteil, 
sie steigen. Diese Steigerung erfolgt zunächst 
indirekt dadurch, daß in Anlaß der schon er- 


-wähnten Einschränkung des Kapitalangebots 


die Zinslasten für” das benötigte Betriebskapital, 
und soweit Neuanlagen erforderlich sind, auch die 
Kosten des Anlagekapitals vergrößert werden. 
Es geschieht aber ferner auch direkt, einerseits 
durch etwaige Sonderauflagen an Gewerbesteuern 
und indirekte Produktionssteuern, die uns bevor- 
stehen mögen, andererseits dadurch, daß die 
Unternehmer, vom Rohstoffproduzenten an bis 
zum Hersteller des Fertigfabrikats und den am 
Absatz beteiligten Händlern, ja auch die Arbeiter 
versuchen werden, die auf sie entfallenden direkten 
oder indirekten Steuern durch Erhöhung ihrer 
Preise bzw.. Löhne abzuwälzen. Hierdurch 
wird eine Tendenz geschaffen, die nicht nur einer 
Herabsetzung der Preise entgegenwirkt, sondern 
einer Erhöhung Vorschub leistet. Diese Tendenz 
wird sich ohne weiteres durchsetzen, wenn den 


Gegenstand der Produktion Waren bilden, die 


nicht nur im Inlande, sondern auch im Aus- 
lande einen Markt haben und bei Einschränkung 
des Absatzes im Inlande in entsprechend größerer 
Menge exportiert werden können. Trifit das nicht 
zu, so wird der Unternehmer zunächst versuchen, 
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die Produktionskosten in ihren übrigen Teilen her- 
abzudrücken, namentlich durch Verbesserung des 
Betriebes oder Herabsetzung der Löhne. Gelingt 
das nicht, so hat er zu überlegen, ob es für ihn 
weniger verlustbringend ist, weiter zu produzieren 
und zu niedrigeren Preisen zu verkaufen, oder die 
Produktion einzuschränken bzw. einzustellen und 
auf seinen Absatz ganz oder teilweise zu ver- 
zichten. Wofür er sich entscheidet, wird einer- 
seits von der Größe des Anlagekapitals, das ver- 
Zinst werden soll, abhängen (soweit sich auch bei 
herabgesetzten Preisen noch eine Rente erzielen 
läßt), andererseits davon, ob die Konjunktur ihm 
gestattet, seine eigene Arbeitskraft mit größerem 
oder geringerem Erfolge anderweitig zu ver- 
werten. Ob eine ‚Herabsetzung der Löhne ge- 


lingen würde, ist unter den derzeitigen Verhält- . 


nissen mindestens zweifelhaft. Der (mehr oder 
weniger vollständige) Verzicht auf die Kapital- 
rente und den Unternehmergewinn aber würde in 
Anbetracht des sehr niedrigen Verhältnisses dieser 
Faktoren zu dem Gesamtumsatz eines Unter- 
nehmens eine starke Herabsetzung der Preise auf 
die Dauer kaum ermöglichen.*) 

Hiernach sind die Aussichten dafür, daß 
durch die neuen Steuern eine Herab- 
setzung der Preise herbeigeführt werden würde, 
gering. Selbst dann aber, wenn sie sich ver- 
wirklichten, wäre dieser Erfolg auf die Dauer nur 
zu erzielen um den Preis einer mehr oder weniger 
schweren Schädigung entweder der Arbeiter 
oder der Unternehmer, und deshalb nur auf Kosten 
der Wohlfahrt des Ganzen. Dieser Umstand ver- 
dient umso mehr Beachtung, als damit auch die 
Steuerkraft des Landes geschwächt und der 
finanzielle Erfolg des ganzen Vorgehens für die 
Zukunft in Frage gestellt würde. 

Ist das richtig, so muß es als dringend 
wünschenswert bezeichnet werden, daß diese Fr- 
kenntnis sich in den maßgebenden Kreisen Bahn 
bricht und daß man endlich einmal aufhört, die 
Auferlegung der neuen Steuern und namentlich die 
Erhebung der geplanten großen allgemeinen Ver- 
mögensabgabe mit der Notwendigkeit des Ab- 
baues der Preise zu begründen. Weit davon ent- 
fernt, den Abbau der Preise zu begünstigen, wür- 
den die neuen Steuern gerade im Gegenteil die 
Tendenz haben, diesen Abbau zu hindern und dem 
Einfluß anderer, wirklich” preisdrückender Fak- 
toren entgegenzuwirken.**) 


*) Nach einer Veröffentlichung der Berliner Handels- 
kammer vom 12. April 1919 betrug bei 66 glänzend fun- 
dirten Aktiengesellschaften der Dividendenbezug der 
Aktionäre durchschnittlich nur 11,6 Prozent der Ausgaben 
an Löhnen, Gehältern und öffentlichen Lasten. Wieviel 
weniger an dem Gesamtumsatz! . 

*#) Wenn nach den Ausführungen im Texte nicht 
einmal die Erhebung einer großen allgemeinen Ver- 
mögensabgabe, welche die Kreditinflation im 


I. 


Ein Abbau der Preise (soweit die neuen 
Steuern ihn überhaupt zulassen!) ist — unter Vor- 
aussetzung der Wiederherstellung geordneter .Ver- 
hältnisse im Innern — nur möglich: 1. durch den 
Wegfall der äußeren und inneren Schranken der 
Einfuhr (Aufhebung der Blockade, Erteilung von 
Einfuhrerlaubnis etc.), 2. durch ein Wiederauf- 
steigen des Kurses unserer Valuta mit der Folge 
der Verbilligung der Einfuhr und der Verminderung 
des Erträgnisses der Ausfuhr, 3. duch die Herab- 
minderung der Produktionskosten, namentlich des 
Lohnanteils an denselben, mit der Folge der Ermög- 
lichung eines reichlicheren und billigeren Angebots 
von Erzeugnissen der inländischen Produktion. 

Nach der Wiederherstellung von Ruhe und 
Ordnung im Innern, die die Voraussetzung für jede 
Besserung der Verhältnisse bildet, würde schon 
die Wiederzulassung der Einfuhr an sich uns eine 
Ermäßigung der Preise bringen. Bei dem der- 
zeitigen Tiefstande unserer Valuta, der (Ende April) 
nicht mehr als 30 Prozent des Parikurses beträgt, 
könnte eine Ermäßigung allerdings nur bei einzel- 
nen Waren, deren Preise eine ganz abnorme Höhe 
erreicht haben, so z. B. bei Gewürzen, Tabak, 
Textilien aller Art, Oelen und Lacken eintreten. 
Im übrigen würde nur die reichlichere Versorgung 
von wohltätigem Einfluß sein. Jede weitergehende 
Wirkung hängt davon ab, ob unsere Valuta sich 
wieder erholt und wie hoch ihr Kurs steigt. 

Wie der Kurs unserer Valuta sich in. Zukunft 
gestalten wird, ist schwer vorauszusehen. In 
hohem Maße hängt sein Stand von Export und 
Import, und deshalb unter anderem von dem Um- 
fang und den Kosten der inländischen Produktion 


ab. Von wesentlichem Einfluß ist ferner die z. Zt. 


noch unbekannte Belastung, die unsere Zahlungs- 


ganzen nach dem Plane Schiffers, wenigstens zum 
größten Teil, beseitigen soll, zu einem Abbau der Preise 
führen würde, so folgt schon daraus, daß die viel weniger 
weitgehende Beseitigung der Noteninflation, mit 
welcher nur der durch Anleihe bei der Reichsbank auf 
dem Wege der Notenausgabe realisierte Staatskredit 
(Notenkredit) eingeschränkt würde, diese Folge erst 
recht nicht haben kann. Die Beseitigung der Noten 
selbst aber, die nur Geldzeichen sind und Staatskredit 
repräsentieren, ist ohne jede Bedeutung — so 
lange nicht die dadurch herbeigeführte Verknappung der 
Umlaufsmittel die (einem Abbau der Preise entgegen- 
wirkende) Folge hat, daß wegen Mangels der erforder- 
lichen Geldzeichen verfügbare Kredite nicht erteilt (aus- 
gezahlt) werden können und dadurch der Diskont in die 
Höhe getrieben wird. 


(Näheres über den Einfluß einer Verminderung der 
Notenmenge auf die Preise in den Aufsätzen des Ver- 
fassers: Notenmenge und Preise, in der Wirtschafts- 
zeitung der Zentralmächte vom 22. März 1918, und Der 
Einfluß einer Verminderung der Notenmenge durch Ver- 
mögensabgabe Auf die Preise, im Bankarchiv vom 
15. September 1918, S. 246,) 
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bilanz durch die Kriegsentschädigungsforderungen 


unserer Feinde erfahren wird. Diese beiden Fak- 
toren sind aber nicht allein bestimmend. Es ist als 


. „sicher anzunehmen, daß der Kurs sich sofort bessern 


würde, wenn einerseits die Unsicherheit hinsicht- 
lich der "Bedingungen des Friedensschlusses be- 
seitigt wäre, und wenn andererseits die Zuckungen 
der Revolution aufhörten und Ruhe und Ordnung 
im Lande herrschten. Dann würden wir wieder 
Kredit erhalten, vielleicht weniger der Staat als 
private Firmen, aber immerhin Kredit, und in 
großem Umfange — aus den Vereinigten Staaten 
sollen ja schon Milliardenangebote vorliegen—, und 
infolge der Entlastung, die unsere Zahlungsbilanz 
duch diese Kredite erführe, sowie infolge der Spe- 
kulation, die dann, hierdurch angeregt, (namentlich 
auch unter Erwerb unserer Kriegsanleihen und 
sonstiger auf inländische Valuta lautenden Wert- 
papiere) einsetzte, würde der Kurs steigen. 
Selbst die großen Mengen im Auslande befindlicher 
Marknoten würden das nicht hindern, da diese in 
der Hoffnung auf weitere Wertsteigerung nur nach 
und nach zum Angebot gebracht werden würden. 

Würde aber der Kurs wenigstens wieder auf 
50 oder 60 Prozent des Paristandes statt ca. 30 
Prozent wie jetzt hinaufgehen, dann würde es 
möglich sein, nach Aufhebung der Blockade eine 


Reihe von Bedarfsartikeln: Lebensmittel, Kleidung, ° 


namentlich aber industrielle Rohstoffe und Futter- 
mittel (zunächst auf Kredit) zu Preisen zu beziehen, 
die wesentlich unter den Inlandspreisen liegen. 
Allerdings sind die Auslandspreise keineswegs 
niedrig — die Preise für Getreide und Mehl sogar 


höher als bei uns —, aber es würden doch z. B. 


alle Textilwaren und damit unsere Kleidung eine 
wesentliche Verbilligung erfahren, und selbst die 
ausländischen Lebensmittel würden zu Preisen ge- 


liefert werden, die die heutigen Hamster- oder gar 


die Schleichhandelspreise bei weitem nicht er- 
reichen, Auch die aus den ausländichen Rohstoffen 
hergestellten Fertigfabrikate würden trotz der 
hohen Arbeitskosten im Inlande erheblich billiger 
geliefert werden können als jetzt. Die bei den ge- 
steigerten Löhnen wesentlich vermehrte Nach- 
frage würde allerdings — neben den hohen Pro- 


duktionskosten — einstarkes Sinken der Preise 


hindern, so lange noch das Angebot hinter dem 
Bedarf zurückbliebe. Bei hinreichender Zufuhr 
ausländicher Rohstoffe würde aber unsere Pro- 
duktionsfähigkeit ausreichen, um nach und nach 
auch den vermehrten Bedarf zu Produktionskosten- 
preisen zu decken. 

Der dritte Faktor, von dem wir Hilfe erwarten 
können, ist de HerabminderunzgderPro- 
duktionskosten, namentlich des 
Lohanieils an denselben. Herabminde- 


rung des Lohnanteils ist nicht gleichbedeu- 
‚Letztere‘. 


tend mit Herabsetzung der Löhne. 
hängen von der Höhe der Preise ab und können — 


‚langen. TER 
dauernd bewegte, indem man annahm, daß die 

_ Preise nicht ohne die Löhne herabgesetzt werden 
während die Herabsetzung der Löhne 


von Ausnahmen abgesehen —, wenn über- 


haupt, so erst nach einem Sinken der Preise für 
den Lebensbedarf herabgesetzt werden. Aber auch 


bei voller Aufrechterhaltung der Lohnsätze 
muß der Lohnanteil an den Produktionskosten dann 


zurückgehen, wenn das Arbeitsergebnis, das 


in letzter Zeit stark gesunken ist, wieder zunimmt. 
Daß, um dahin zu gelangen, die Arbeitszeit wieder 
verlängert wird, dürfte ausgeschlossen sein. Es 


genügt aber, wenn nur wieder eine ernstere ÄAuf- - 


fassung über die Arbeitsplicht platzgreift, wenn die 
Arbeitslust wieder zunimmt, wenn die Akkord- 
arbeit wieder eingeführt wird. Dann werden nicht 
nur von iedem einzelnen in der gleichen Zeit mehr 


Produkte hergestellt, sondern es werden auch die 


Produktionsmittel besser ausgenützt. Dadurch aber 
wird der Kostenanteil für das einzelne Produkt her- 
abgedrückt. Außerdem gestattet dann die Vergrö- 


Berung des Absatzes eine günstigere Verteilung der 
Generalunkosten und des Unternehmergewinnes ; 


unter geringerem Stückaufschlag. 


Auf diese Weise wird die Möglichkeit ge- 
schaffen, vielbilliger als jetzt zu produzieren, _ 
ohne daß etwas anderes geschieht, als daß die Ar- 


beiter wieder vernünftig werden und sich der Not- 
wendigkeiten des Lebens erinnern. Es ist keines- 


wegs erforderlich, daß zunächst die Löhne herab-, 


gesetzt werden, um zu billigeren Preisen zu ge- 
Der circulus vitiosus, in dem man sich 


könnten, 


durch die Ermäßigung der Preise bedingt sei, 


existiert nicht. 
weiteres gangbar ist, wenn wir nur wollen, oder. 
vielmehr, wenn die Arbeiter wollen. Freilich - 


ist zu berücksichtigen, daß die Verbilligung der > 2% 
Produktion durch die Ermäßigung der Kosten 
eine 
‘entsprechende Ermäßigung der Preise noch 
nicht ohne weiteres herbeiführen wird. Dazu ist 
dieNachiragezugroß, die infolge der hohen 
Löhne diejenige der Zeit vor dem Kriege weitüber- 


namentlich des Lohnanteils an denselben, 


schreitet, während unser Produktionsapparat dieser 
Steigerung der Nachfrage noch nicht angepaßt ist. 
Die Nachfrage wird deshalb die Preise vorerst” 


zweifellos nicht unerheblich über den Produk- 
tionskosten halten (soweit nicht zwangsweise ein- - 


gegriffen wird), und erst dann, wenn unser Produk- 
tionsapparat die erforderliche Erweiterung erfahren 
haben wird, dürfte — bei freier Konkurrenz — die 


Senkung auf den natürlichen Stand der Produk- 


tionskostenhöhe eintreten. Trotzdem wird aber, 
mit dem jetzigen Zustande verglichen, schon un- 
mittelbar eine sehr erhebliche Minderung zu er-. 
warten sein, die dann mit dem Fortschreiten der 
Produktion nach und nach zunimmt. Re: 
‚Sind unter dem Einfluß diaser, en die, 


Preise N und damit die Lebensunter- € Fe 


Es gibt einen Ausweg, der ohne - 


7 
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haltskosten ermäßigt worden, dann kann auch an 
eine Minderung der Lohnsätze gedacht werden. 
Hierdurch wird dann ein weiteres Sinken der Pro- 
duktionskosten und nach abermaliger Ausdehnung 
der Produktion eine weitere Herabsetzung der 
Preise ermöglicht, was wiederum. zu neuen Lohn- 
herabsetzungen und neuen Preisermäßigungen An- 
laß geben mag. Eine Grenze findet diese Abwärts- 
bewegung einerseits in dem Willen der Arbeiter, 
ihren Lebensstandard zu verbessern, und ihrer 
Macht, diesen Willen durchzusetzen, andererseits 
darin, daß die Steuern im Inlande und die durch die 
Kriegsentschädigung festgesetzten Leistungen nach 
dem Auslande, sowie die dadurch und durch den 
Umfang des ausländischen Kredits bedingte Höhe 
des Kurses unserer Valuta einen Preisabbau nur 
bis zu einem gewissen Grade zulassen. 


m. 


Im Gegensatz zu Schiffer, der sich einen Abban 
der Preise von der Schmälerung der zusätzlichen 
Kaufkraft und dem Rückgang der inländischen 
Nachfrage verspricht, ist m. E. also in erster 
Linie auf eine Vermehrung und Verbilligung des 
Angebots hinzuwirken, dazu bedarf es neben 
der Wiederherstellung von Ruhe und Ordnung, 
welche uns die Gewährung ausländischen Kredits 
und die Wiederaufnahme ergebnisreicher Arbeit 
verspricht, einer Förderung und Aus- 


| dehnung der Produktion, die die Ver- 


sorgung der Inlandes und die Bereitstellung der er- 


_forderlichen Mittel zur Bezahlung der Leistungen 


des Auslandes und zur Abtragung unserer Schulden 
gegenüber dem Auslande sichert. Hierzu ist aber 
Kapital nötig. Dieses Kapital ist jetzt im In- 
ande vorhanden und wird auch willig zu niedrigem 


Zinse zur Verfügung gestellt. Die Versorgung 


mit Kapital würde aber beeinträch- 
tigt werden, wenn die Schifferschen Pläne hin- 
sichtlich der Erhebung nicht nur einer hohen Ver- 
mögenszuwachssteuer, sondern außerdem 


einer allgemeinen Vermögensabgabe von 


20-30 und noch mehr Prozent zur Ausführung ge- 
langten. Für den Staat ist es ja gewiß angenehm, 


_ wenn seine während des Krieges so stark ange- 


wachsenen Schulden in kürzester Zeit um 50-100 
Milliarden Mark gemindert werden. .Nötig ist aber 


' diese Schuldentlastung nicht. Auch bei der jetzigen 


Schuldenlast findet ja der Staat im Inlande immer 
noch verhältnismäßig billigen Kredit (soweit solcher 


überhaupt erforderlich ist) und das Ausland — 


„namentlich Amerika — trägt, wie die Erfahrung ge- 
lehrt hat, unter der Voraussetzung der Wiederher- 
‚stellung von Ruhe und Ordnung und der Rückkehr 


zu geordneter Finanzwirtschaft ebenfalls kein Be- 
denken, uns bei dem jetzigen Schuldenstand die 
erforderlichen Geldmittel vorzustrecken, um die. 


 unentbehrlichen ausländischen Lebensmittel und in- 


 dustriellen Rohstoffe zu bezahlen. Ebensowenig 
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wird durch solche Schuldentlastung materiell etwas 
gebessert. Insbesondere wird die Kredit- 
würdigkeit des Staates nicht gehoben. Es ist ja 
nicht wie bei der Sanierung irgend eines industri- 
ellen Unternehmens, die so gerne zum Vergleich 
herangezogen wird. Bei einer soichen Sanierung 
etwa einer Aktiengesellschaft, die durch Zusam- 
inenlegung der alten und Ausgabe von neuen Aktien 
erfolgt, werden dem Unternehmen von außen 
her neue Mittel zugeführt, die dann ermög- 
lichen, die Schulden ganz oder teilweise abzutragen. 
In unserem Falle liegt aber die Sache so, daß durch 
Erhebung der Vermögensabgabe keine neuen 
Mittelvonaußen hereinkommen. Denn was 
der Staat erhält, müssen die Bürger bezahlen, und 
soweit sie bezahlen, wird ihre Stenerkraft ge- 
schwächt, verliert also das Besteuerungsrecht des 
Staates an innerer Bedeutung. 


Es würde aber nicht nur keine Verbesserung 
der Lage, sondern wahrscheinlich eine starke 
Verschlechterung eintreten, weil der Pro- 
duktion das für den Wiederaufbauunserer 
Volkswirtschaft benötigte Kapital ent- 
zogen werden würde. Bestimmte Behauptungen 
lassen sich hierüber allerdings nicht aufstellen und 
möglich ist es immerhin, daß wir wenigstens einen 


' Teil des durch die Vermögensabgabe in Anspruch 


genommenen Kapitals entbehren können, ohne daß 
der Wiederaufbau gefährdet wird. Wer sagt uns 
aber, daß es so ist? Und wer gibt uns die nötige 
Sicherheit dafür, daß das zutrifft? Wenn in 
der Gegenwart Kapital reichlich angeboten ist, 
so wollen wir uns doch dadurch nicht täuschen 
lassen. Wir leben ja in einer geschäftsstillen Zeit, 
in der die Produktion überall stagniert, und überdies 
steht noch die Erhebung der Vermögens- 
zuwachssteuer bevor, die viele Milliarden 
Mark beansprucht. Wird nach der Begleichung 
dieser Vermögenszuwachssteuer noch genügend 
Kapital übrigbleiben, um die Erhebung einer großen 
allgemeinen Vermögensabgabe zuzulassen, ohne 
die volle Wiederaufnahme der Produktion unmög- 
lich zu machen? Das ist die Frage, die gestellt und 
beantwortet werden muß, ehe so einschneidende 
Maßnahmen getroffen werden dürfen. 


Das Anlagekapital kommt hierbei weniger 
in Betracht. Denn die Produktionsanlagen sind 
vorhanden und ihrer Erweiterung mag es vorerst 
nicht oder nur in geringem Umfange bedürfen. Aber 
das Betriebskapital! Der Fabrikant braucht 
doch flüssige Mittel, um sein Rohmaterial anzu- 
kaufen, seine Arbeiter zu bezahlen, seinen Absatz 
in die Wege zu leiten. Der Kaufmann muß Geld 
haben, um Waren zu beschaffen, seine im Kriege 
gänzlich geleerten Lagerräume wieder aufzufüllen 
und seine Hiliskräfte zu bezahlen, der Landwirt 
muß Düngemittel und Samen beschaffen, Futter- 
mittel kaufen und ebenfalls Löhne zahlen. Bei den 
heutigen Preisen und Lohnsätzen sind hierzu sehr 
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zroße flüssige Mittel erforderlich. Könnten sie 
nach Erhebung der Vermögensabgabe noch be- 
schafft werden? 


Man mag einwenden, daß die Vermögens- 
abgabe das flüssige Kapital, dessen es in erster 
Linie bedarf, unangetastet lasse, da zweifellos die 
Bezahlung in Kriegsanleihe vorgeschrieben oder 
durch Festsetzung eines günstigen Anrechnungs- 
kurses veranlaßt werde, denn es handle sich ja 
darum, die finanziellen Verpflichtungen des Staates 
in möglichst bedeutendem Umfange zu mindern, und 
dieses Ziel würde bei der Einzahlung in Noten und 
deren Vernichtung nicht erreicht werden, ‚weil 
damit zugleich die große Einnahme des Staates aus 
dem Notenumlauf (Notensteuer und Gewinnbeteili- 
eung bei der Reichsbank) verloren gehe. Das ist 
richtig, aber wenn auch die Kriegsanleihe selbst 
nicht zum flüssigen Kapital gehört, so bietet sie 
doch dem Besitzer die Möglichkeit, sich auf dem 
Wege der Lombardierung usw. flüssiges Ka- 
pitalzubeschaffen. Diese Möglichkeit einer 
„Mobilisierung“ speziell der Kriegsanleihe, aber 
auch anderen „immobilen“ Kapitals, die während 
des Krieges stets als Mittel der Kapitalbeschaffung 
für die Übergangszeit unter Zusicherung des Fort- 
bestandes der Darlehnskassen in Aussicht gestellt 
worden ist, würde für den Betrag des ganzen Er- 
gebnisses der Vermögensabgabe, also für 50-109 
Milliarden Mark, vollständig beseitigt 
werden. Dadurch würden aber viele Produzenten 
der Möglichkeit beraubt werden, sich die be- 
nötigten flüssigen Mittel zu beschaffen, weil sie den 
Banken oder anderen Darlehnsgebern nicht mehr 
die nötige Sicherheit zu bieten vermöchten. In 
dieser Beziehung ist noch besonders zu berück- 
sichtigen, daß in einer Zeit, in welcher wegen der 
völligen Umwälzung aller Produktionsbedingungen, 
namentlich mit Rücksicht auf die übermäßige Höhe 
aller Materialpreise und Löhne, und in Anbetracht 


der bestehenden politischen Unsicherheit die Ren- 


tabilität der einzelnen Unternehmungen in vielen 
Fällen durchaus nicht gesichert erscheint, bei der 
Prüfung der Kreditwürdigkeit besonders scharf 
veriahren werden dürfte! 
durch Zusammenlegung von Betrieben und dergl. 


“geholfen werden. Dann aber würde sich nicht nur 


die unerwünschte Folge ergeben, daß eine große 
Anzahl bisher selbständiger Existenzen ihre Selb- 
ständigkeit einbüßte, sondern es würde auch eine 
Umorganisation der. Produktion stattfinden, die 
zum mindesten einen vorübergehenden Stillstand 
hervorrufen und so den Wiederaufbau der Volks- 
wirtschaft stören müßte, Soweit die Anwendung 
so drastischer Mittel nicht nötig wäre, würde 
wenigstens die Schaffensfreudigkeit einer großen 
Anzahl von Produzenten eine starke Einbuße er- 
fahren, denn viele würden, um den Beirag der Ver- 
mögensabgabe . aufzubringen und sich außerdem 


mit dem benötigten Betriebskapital zu versehen, - 


Vielleicht könnte hier 
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unter Hypothezierung und Lombardierung ihres 
Besitzes Verpflichtungen zur Zinszahlung usw. auf 
sich nehmen müssen, die — namentlich unter den 
derzeitigen Verhältnissen — die stete Gefahr eines 
Zusammenbruches mit sich brächten. Ra 


Bei den letzteren Erwägungen ist immer noch 
die Voraussetzung gemacht worden, daß 
nach der Erhebung der Vermögensabgabe, wenn 
auch vielleicht nicht in den Händen des einzelnen 


- Produzenten, so doch im ganzen genug Ka- 


pital übrig bliebe, um den Wiederaufbau 
der Volkswirtschaft zu sichern. Wie aber, 
wenn diese Voraussetzung nicht zu- 
trifft? Wenn nach der Vernichtung des in den 
Kriegsanleihen steckenden Vermögens das ver- 
bleibende Kapitalnicht ausreicht, um die Produk- 


_ tion wieder auf die frühere Höhe zu heben und ihr 


die erforderliche weitere Ausdehnung zu ermög- 
lichen? Wollten wir dann etwa das Ausland 
um Beistellung des Fehlenden bitten? Das Aus- 
land muß ohnehin schon sehr weit gehen, wenn es 
uns die benötigten Lebensmittel und Rohstoffe, die 
wir ja zurzeit, selbst wenn keine Kriegsentschädi- 
gung zu entrichten wäre, gar nicht bezahlen 
können, auf Kredit gibt. Daß es uns darüber hin- 
aus noch mit Kapital versorgen würde, ist sehr un- 
wahrscheinlich. Abgesehen hiervon wäre es auch 
ganz unwirtschaftlich, Kapital im "Auslande zu 
suchen, wenn wir es im Inlande beschaffen können. 
Es bliebe deshalb nur übrig, daß der Staat das 
eben eingezogene Kapital wieder hergäbe, 
um den begangenen Fehler wieder gutzumachen. 
Das würde aber zum mindesten Zeit kosten, um- 
fangreiche und sehr schwierige Erhebungen verur- 
sachen und die schlimmsten Streitigkeiten darüber 
verursachen, wem das zurückzugebende Kapital 
anvertraut werden sollte. Außerdem würde die 
Regierung sich wahrscheinlich nicht leicht und mit 
der nötigen Schnelligkeit zu einem solchen Vor- 
gehen entschließen, weil darin das Eingeständnis 


- des gemachten Fehlers liegen würde, und hierzu 


niemand, am allerwenigsten aber eine sozia- 
listische Regierung, gern sich herbeiläßt. 


Bei dieser Sachlage muß schon die Vorsicht 
dahin führen, von einer Maßnahme Abstand zu 
nehmen, für die zum mindesten die Möglich- 
Keit besteht, daß sie uns schwersten Schaden 
bringen würde. Kommt dann noch hinzu, daß es 
für den Staat gleichgültig ist, ob er von einer Ka- 
pitaischuld befreit wird, die ihn Zinsen kosiet. 
oder ob er Jahr für Jahr den Betrag der Zinsen 
auf dem Steuerwege erhebt, während es für den 
Staatsbürger, wenigstens für den Produzenten, 
viel leichter ist, mit ungeschwächter Kapitalkraft 
diese. Zinsen aufzubringen, so muß man not- 


wendig zu der Entscheidung gelangen, daß vorerst 


und bis zur einwandfreien Feststellung der Unschäd- 
lichkeit der geplanten Operation von der Er- 


hebung einer großen allgemeinen Vermö- 


BE ae TaRgE 


‚augesehen werden kann, 
die grundsätzlich ungleich wichtigere und be- 
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gensabgabe abgesehen werden muß. Das 
ist gewiß bitter, denn unsere Steuertechniker sind 
in der größten Verlegenheit, die Riesensummen 
aufzubringen, die nötig sind, um das Reichsbudget 
zum Ausgleich zu bringen, und die Vermögens- 
abgabe schien ein so einfaches Mittel zu sein, um 
das Jahressoll um 2-5 Milliarden Mark herab- 
zudrücken. Diese Rücksicht darf uns aber nicht 
veranlassen, einen Sprung ins Dunkle zu 
wagen, der wahrscheinlich ein Sprung ins Ver- 
derben sein würde. 


Das 'Mitbestimmungsrecht der 
Angestellten. 
Von Professor Dr. Adolf Günther, Berlin. 


In den letzten Jahren vor dem Kriege ist es 
in einigen wenigen Fällen zu schärferen Aus- 
einandersetzungen zwischen Unternehmern und 
Angestellten, besonders Technikern, gekommen; 
während ein Konflikt der im Deutschen Techniker- 
verband organisierten technischen Marineange- 
stellten verhältnismässig rasch und schmerzlos 
(durch Nachgeben der Behörde) beigelegt wurde, 
hat der Streik der, vorwiegend dem Bunde technisch- 
industrieller Angesiellier zugehörigen Eisenkon- 
struktionstechniker in Berlin als erste Erscheinung 
dieser Art viel Aufsehen erregt. Er misslang, 
ist aber deshalb heute nicht weniger, interessant, 
weil er als ein, allerdings verhältnismässig harm- 
loses Vorspiel der gegenwärtigen Vorkommnisse 
n, Freilich spielte damals 


rechtigtere Forderung von Arbeitstarifverträgen für 
Angestellte die Hauptrolle; damit war mittelbar 
auch der Gedanke eines, natürlich noch in mässigen 
Grenzen gehaltenen Mitbestimmungsrechtes der 
Angestelltenorganisationen (nicht aber der Ange- 
stellten!) zur Diskussion gestellt, indessen sollte 


‚sich dieses Mitbestimmungsrecht auf die Arbeits- 


bedingungen, nicht auf Kündigung oder Einstellung 
beziehen, 

Wer die heutigen, vieifach wilden Streiks der 
Angestellten der Ruhe, die vor dem Kriege ge- 
herrscht und die sich auch im Kriege behauptet 
hatte, gegenüberstellt, der vermag kaum zu glauben, 
dass es sich im wesentlichen um dieselben Menschen, 
jedenfalls um dieselben Schichten handelt. Frei- 
lich, es war eine Ruhe vor dem Sturm gewesen; 
und bei aller Verurteilung der Auswüchse und 
der Unklarheit in Zielen und Mitteln, die 
organisatorische Uebung vielfach vermissen lassen, 


muss man doch verstehen lernen, warum sich 
heute eine ungeheure Fülle von Unrast, mühsam 


zurückgehaltenem Groll, Enttäuschung und Ver- 
bitterung in ungeregelten und manchmal wahllosen 
Handlungen entlädt. Entscheidend ist dabei, dass 
auch sehr zurückhaltende Verbände der Handlungs. 
gehilfen, Bankbeamten und Techniker, die kaum 
noch die Umbildung zu Gewerkschaften vollzogen 
haben, sich Seite an Seite mit den seit je ge- 
werkschaftlich gerichteten Organisationen, mit frei- 
gewerkschafilichen Verbänden und selbst mit 
Gruppen, deren Wortführer bereits den Unab- 
hängigen nahestehen, zusammenfinden. Das mag 
zum Teil aus Selbsterhaltungstrieb geschehen, 
denn es fehlte nicht an Bemühungen, nurmehr 
die ganz links stehenden Organisationen als Be- 
rufsvertretungen anzuerkennen; indessen müssen 
sich doch auch die Mitgliedschaften innerlich ge- 
wandelt haben; der einst mögliche Anschluss der 
Angestelltenbewegung an den Mittelstand, als 
dessen Erneuerung sie Schmoller (in bemerkens- 
wertem Gegensatz zu Adolph Wagner) ansah, ist 
verpasst, die künftigen Angestellten werden 
Arbeitnehmer wie alle andern sein, nur wenig 
Sonderrecht, vielleicht auch . keine Sonderver- 
sicherung mehr beanspruchen, aber alle anerkannten 
und noch zu erringenden Rechte der Arbeiter 
auch für sich fordern. Wenn unter diesen 
Rechten heute das der „Mitbestimmung“ im 
Vordergrund erscheint, so ist es nicht unmöglich, 
dass die Angestellten als Vortrupp aller Arbeit- 
nehmer, jedenfalls bestimmter Handarbeitergruppen, 
zu gelten haben. Lässt sich nun dieser Anspruch 
eines Mitbestimmungsrechtes der Betriebsange- 
hörigen überhaupt in das bestehende Arbeitsver- 
hältnis und in die privatrechtlichen Produktions- 
bedingungen einordnen ? 

Dabei liegen allerdings bestimmte Gesichts- 
punkte vor, welche gerade dem Angestellten dies 
Recht im gegenwärtigen Zeitpunkt als 
wichtig erscheinen lassen. Viele von ihnen kämpfen 
heute tatsächlich um ihre Existenz. Zwar hat die 
Verordnung des Demobilmachungsamts vom 24, Jan. 
1919 Reihenfolge und Art der nach Kriegsende 
erfolgenden Einstellungen und Entlassungen zu 
ordnen versucht und sie ist dabei in einigen 
wichtigen Punkten noch über die für Arbeiter 
vorgesehene Regelung. hinausgegangen; so soll 
z.B. der aus dem Feld zurückgekehrte neueinzu- 


‚stellende Angestellte nicht nur seinen alten Platz 
möglichst wieder finden, sondern er soll auch auf 


die Vergütung Anspruch haben, die den Daheim- 


‚gebliebenen unter sonst gleichen Verhältnissen 


gezahlt wird ($.4 a.a. O.) In anderen Punkten 
aber bleibt die Angestellten-Verordnung zurück 
und vor allem, ihre Sperrfristen für Kündigung 
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waren abgelaufen. Indessen liegen die Arbeits- 
marktverhältnisse für Angestellte sicher noch 
weniger günstig als für Arbeiter, sie werden sich 
wahrscheinlich auch in nächster Zukunft nicht 
. bessern; die Gehälter haben bekanntlich weit 
weniger angezogen wie die Löhne, Verf, konnte 
zeigen,*) dass z. B. die Aufsichtsbeamten der 
deutschen Rüstungs-Industrie im Kriege vielfach 
schlechter gestellt waren wie die Handarbeiter. 
Nun fürchtet man nicht ohne Grund, dass die 


notwendigen Entlassungen ohne Rücksicht statt- 


finden, dass Schiebungen nach persönlicher Laune 
und Beziehung vorkommen; man erkennt, dass 
die Frauen in Angestelltenberufen. während 
des Krieges noch sesshaiter geworden sind, als 
dies schon vorher der Fall war, man leidet unter 
gewissen Nachwirkungen des Hilfsdienstgesetzes. 
Alles Gründe, das Mitbestimmungsrecht innerhalb 
des einzelnen Betriebs gerade im Augenblick als 
besonders vordringlich zu erachten und auf diese 
Weise massgebenden Einfluss auf Kündigung und 
Einstellung zu gewinnen. Neben der grundsätz- 
lichen Forderung steht also ein sehr stark 
empfundenes Augenblicksbedürfnis. 

Dazu kommt, dass trotz aller radikaler 
Aeusserungen der organisatorische Zusammenhalt 
leider noch nicht annähernd in dem Masse ge- 
währleistet ist wie bei den Arbeitern. Die Arbeiter- 
gewerkschaften sind, trotz der Arbeiterräte, mit 
vielen Millionen Mitglieder festgefügt, sie be- 
herrschen den Arbeitsmarkt, beeinflussen die 
Gesetzgebung, gewähren dem einzelnen, ob er 
nun in Arbeit ist oder nicht, den denkbar stärksten 
Rückhalt; dagegen ist der Angestellte in viel 
höherem Masse auf seine persönliche Stellung im 
Betriebe angewiesen; für ihn ist heute noch der 
Betrieb, nicht der Beruf taisächlich oberstes, 
auch soziales Organisationsprinzip (nur mit dieser 
Beschränkung auf den Angestellten in seiner der- 
zeitigen Lage hat Lederer, der in seiner Schrift: 
„Soziologie der Revolutionen“ diese Tatsache 
verallgemeinern zu sollen glaubt, einigermassen 
Recht), Deshalb ist der Angestelltenaus- 
schuss für den Angestellten von ungleich 
grösserer Bedeutung als der Arbeiteraus- 
schuss oder Betriebsrat für den Arbeiter. Lebt 
dieser vorzugsweise von der Freizügigkeit, so 
handelt es sich für den Kaufmann, Bank- und 


Technikerbeamten gegenwärtig in höherem Grade 


um Verbleiben und gesicherte Erwerbsmöglich- 


a) Kriegslöhne und -Preise und ihr Einfluss auf Lebens- j 
kosten und Kaufkraft, Schriften der Gesellschaft für soziale 


Reform, Heft 66, 1919, Verlag Gustav Fischer, Jena. 


und der ihn nun wieder neueinstellt. Der Daseins- 


keiten in dem Betrieb, dem er früher angehörte 


kampf wickelt sich dementsprechend für den 
Privatangestellten — ähnlich wie für den Beamten, 


.. der freilich ungleich günstiger gestellt ist — auf 


- Arbeitgeber durch das Mitbestimmungsrecht not- 


die allein das Risiko erträglich macht und die, 


‚in dem sie durchgeführt werden. Da kann man 


kann mit dem, was heute als Mitbestimmungs: S 
‚recht gefordert wird, sicher im Sinn von Abbe 
‘oder Freese, mit denen wir uns- ‚aber nicht ‚ohne BR a 
begründen, man kann aber auch die Produktion | 


Bin, Aush der Erzeugung auf. ‚aaaz 


dem viel engeren Raum des einzelnen Unter- - 


nehmens ab, während dem Arbeiter die Weite Su 
des über alle Betriebe erstreckten Berufs fen 
steht. Wenn also das Mitbestimmungsrecht auch At 
eine grundsätzliche Seite hat und in diesem. Sinn 
die Angestellten und ein Teil der Arbeiter einig 
gehen, so lässt sich die ganze heisse Leiden- 
schaftlichkeit des gegenwärtigen Kampfes doch 
nur aus dem unmittelbar empfundenen, praktiscn > 
Bedürfnis und aus der unzweifelhaften re ee 
der Angestellten heraus verstehen: 


Wurde die Sachlage bisher vorwiegend vom 
Standpunkt des Arbeitnehmers aus gewürdigt, o 
fragt es sich weiter, wie die Unternehmer sich u 
einem Verlangen stellen, das menschlich begri- 
lich ist und das doch auf seine wirtschaftlich 
technischen Möglichkeiten ebenso wie auf eine 
grundsätzliche soziale Brauchbarkeit hin untersucht 
werden muss. Nicht zuletzt ist auch der Ange- 
stellte an der Möglichkeit interessiert, die dutsc 
Industrie wieder aufzurichten;werdendieBindungen 
und Reibungen, die nach Ansicht massgbener 


wendig entstehen, vereinbar sein mit jener freien 3 
und verantwortungsfreudigen Unternehmertätigkelt, 


solange das sozialistische Experiment nicht allge- 
mein neue Unterlagen geschaffen hat, allein die : 
deutsche Volkswirtschaft tragen kann? = 

Die Frage lässt sich schwerlich generell: be- z 
antworten; denn es wird vielleicht in der Praxis 
weniger aufden Wortlaut der neuen Bestimmungen, E 
ob sie nun durch Vereinbarung oder durch Gesetz 
zustandekommen, als auf den Geist ankommen, 


mit Grund hoffen, dass Verstimmung, Argwohn, 


Nervosität und grosse Worte, die heute überall 


den Ton angeben, mit der Zeit zurücktreten, dass 
Kriegs- und Revolutionspsychosen einerbesonnenen 
Abwägung sozialer Ansprüche und wirtschaftlich“ 3 
technischer Erfordernisse Platz ınachen. Man 


weiteres identifizieren, eine konstitutionelle Fabrik 


beeinträchtigen, mindestens (was heute, bei den 
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gleiche hinauskommt) verlangsamen; man denke 


allein an den Zeitverlust, der aus den wahrschein- 
lich sehr gründlichen Verhandlungen notwendig 
für die Leitung entstehen wird; diese muss natur- 
gemäss stets ihre obersten Beamten delegieren, 
die durch andere Angestellte in diesen Angelegen- 
heiten nicht vertreten werden können. Wichtig ist 
in diesem Zusammenhange besonders, ob die 
Anrufung des Ausschusses oder der Vertretung 
die Kündigung oder die Einstellung hinausschieben 
soll. Bekanntlich fordern das die Angestellten. 
Wichtig ist ferner, bis zu welcher Gruppe von 
Angestellten das Mitbestimmungsrecht reichen wird. 


Auch hier wiegen die De nen 


schwer. 
Im ganzen ‘wird man sich nicht ats 


dass das geforderte Mitbestimmungsrecht theo- 


retisch sich nicht organisch in ein Rechts- 
system eingliedern lässt, welches auf Grundlage 
des Arbeitstarifvertrags die Gehalts- und Arbeits- 
bedingungen von Organisation zu Organisa- 
tion regelt. Denn, um nur eines zu betonen, 


man kann nicht die Gehälter tariflich regeln und 


gleichzeitig die Beschäftigung bestimmter An- 
gestellter fordern. Da nun der Arbeitstarifvertrag 


heute von allen massgebenden Arbeitgeber- 


organisationen ebenso wie von den Gewerk- 
schaften im Grundsatz angenommen ist, wird man 
sich fragen müssen, ob das Mitbestimmungsrecht 
in der heute von Angestelltenverbänden geforderten 
Form nicht geradezu einen Strukturfehler bedeuten 
würde. Es stellt, von einem bestimmten Gesichts- 
punkt aus gesehen, nahezu einen Rückfall in 
eine veraltete, gerade durch den Arbeits- 
tarifvertrag im Prinzip ersetzte Ordnung 
des Arbeitsverhältnisses dar. Bekanntlich 
sieht schon die geltende Reichsgewerbeordnung 
die Arbeiterausschüsse vor, von denen man sich 


im Zusammenhang mit Arbeitsordnung, Zeugnissen, 


Festlegung von Kündigungsfristen usw. eine be- 
sonders heilsame Wirkung versprach. Bezeichnen- 


 derweise sind es gerade Unternehmer gewesen, 


die für die Arbeiterausschüsse usw, eintraten, die 
von diesen Einrichtungen ausgesprochenermassen 
Unterstützung in. ihrem Kampf gegen die Arbeiter- 


gewerkschaften erwarteten. Damals war der Grund- 
satz des „Betriebs“ gegenüber dem des „Berufs“ 
eine 


Parole scharfmacherischer Kreise, 
der Standpunkt des „Herrn -im - eignen - Hause“ 


konnte sich schliesslich mit abhängigen Fabrik- 
=  ausschüssen, "nicht aber mit Gewerkschaften und 


_ Tarifverträgen abfinden. Wenn heute-von einer 


pe ‚der: Arbeitnehmer ein sehr ‚ähnlicher 


Standpunkt vertreten wird, so liegt der Grund 
natürlich in der unterdessen erfolgen Um- 
kehrung der Machtverhältnisse, die es 
immerhin möglich macht, dass Ausschüsse und 
Arbeiterräte nun ihrerseits das verpönte 
Hausherrenrecht geltend machen werden; 
dafür liegen schon Beispiele vor. Jener Stand- 
punkt ist aber dadurch, dass sich die politischen 


. und wirtschaftlichen Verhältnisse gründlich ver- 


schoben haben, weder gerechter noch technisch 
oder sozial brauchbarer geworden. = Und wir 
stehen schliesslich vor der entscheidenden Frage, 
ob wir das Schwergewicht von der Berufsver- 
tretung hinweg auf die Betriebsvertretung legen, 


ob wir damit in Betriebführung und Kalkulation, 


überhaupt in die spezifische Unternehmerfunktion 
eingreifen wollen, ohne gleichzeitig auch die 
Verantwortung zu teilen. 


Denn es ist klar, dass Entlassung” und An- 
nahme von Angestellten in geringerem Masse 
Vorgänge der Verteilung, als solche der Er- 
zeugung selbst sind. In einem sozialisiertem 
Betrieb mag ein Ausgleich möglich sein; das 
Wesen der privatwirtschaftlichen Produktion ist 
mit dem Mitbestimmungsrecht in dieser Form 
nur schwer zu vereinen. Mit Recht wendet ;sich 
die Begründung zum Entwurf eines $ 34a 'der 
Reichsverfassung, der das Rätesystemn in der Ver- 
fassung zu verankern unternimmt, gegen wilde. 
Sozialisierungsmassnahmen © innerhalb der 
einzelnen Unternehmungen. Grundsätzlich wird 
das Mitbestimmungsrecht des’ Angestelltenaus- 
schusses, auch wenn es selbstverständlich mit viel 
geringeren Ansprüchen auftritt, nicht völlig anders 
zu beurteilen sein wie jede auf die einzelne 
Unternehmung beschränkte, von den unmittel- 
baren Nutzniessern und Interessenten 
vorgenommene und nicht nach den "grossen 
Gesichtspunkten der gesamten Berufs- 
verhältnisse bemessene Beeinflussung des 
Produktionsprozesses und seiner Unterlagen. 


Soweit die theoretische Beurteilung. Praktisch 
muss heute wahrscheinlich mit den Betriebs- und 
Wirtschaftsräter gerechnet werden und auch das 
Mitbestimmungsrecht der Angestellten sieht ge- 
setzlicher Regelung entgegen, die mindestens vor 
einer Fortsetzung der Arbeitskämpfe und einer 
Regelung von Fall zu Fall den Vorzug verdient. 
Vielleicht könnte man zweckmässig im Augenblick 


an eine tatsächliche zeitliche Begrenzung 
. eines solchen Mitbestimmungsrechtes denken; das 


wäre kein Novum, denn sehr viele Massnahmen 


‚der nachrevolutionären Gesetzgebung gelten nur 


auf Zeit, so jene über Einstellung und Entlassung 
der Arbeiter und Angestellten, so die Erwerbs- 
losenfürsorge, so praktisch auch die Verordnung 
über Ärbeitstarifverträge vom 23. Dezember vorigen 
Jahres oder das Arbeitskammergesetz im Bergbau. 
Eine solche, 
schränkte, später im Rahmen eines neu zu 
schaffenden Sozialrechtes auszugleichende Mass- 
nahme, der auch rückwirkende Kraft eingeräumt 
werden müsste, würde berechtigten Befürchtungen, 
die die Angestellten gegenwärtig hegen und denen 
oben Ausdruck gegeben wurde, Rechnung tragen. 
Die Industrie aber würde sich damit wohl wie mit 
so vielem anderen abzufinden wissen und jeden- 
falls aus der Unsicherheit herauskommen. Unter- 
dessen würden die Angestellten ihre vornelhmste 
Aufgabe darin erblicken, ihre Berufsorganisa- 
tion auszubauen. Hier ist noch sehr viel zu 
tun; überall bestehen Konkurrenzverbände, und 
die Besorgnis vor dem Vorsprung, den die Werbe- 
kraft des Wettbewerbers durch erfolgreiche Agitation 
erfährt, ist ja nicht zuletzt der Grund für manche 
Ueberspannung einer an sich berechtigten 
Forderung. Haben die Angestellten erst einmal 
die Gewissheit, dass grosse, leistungsfähige Ver- 
bände, die nicht nur Bruchteile umschliessen, 
hinter dem einzelnen stehen, dann wird der 
Schwerpunkt wahrscheinlich von selbst wieder 
vom Betrieb weg auf die Gesamtheit des 
Berufs gelegt werden. Selbstverständlich wird 
die Neuordnung des Arbeitsrechts, die 
heute in raschem Flusse ist, auch an den Ver- 
hältnissen des einzelnen Betriebs nicht vorbei- 
gehen. Es wird dann aber hoffentlich der Nach- 
druck auf den organischen Gemeinschaften 
der Berufsangehörigen und nicht auf den, im 
sozialen Sinn mehr oder weniger zufälligen 
Aggregaten der Betriebsangehörigen 
liegen. Hier scheiden sich. die Geister: die 
Betriebsgemeinschaft bedeutet heute ein vor- 
wiegend wirtschaftlich-technisches, nicht ein soziales 
Band; in ihr entscheiden vielfach, wenigstens augen- 
blicklich noch, die Massen der Unorganisierten, 
vielleicht nicht selten die, die früher wirtschafts- 
friedlich orientiert oder wenigstens indifferent ge- 
wesen waren. Der alte Patriarchalismus mit seinen 
gutgesinnten Arbeiterausschüssen und „Wohlfahrts- 
einrichtungen‘ aber ist auf deutschem Boden ge- 
wiss nicht mehr zum Leben zu erwecken; man 
möge nicht, in romantischer Anwandlung, eine 
über die Produktionsinteressen hinausgehende, 
soziale Zusammengehörigkeit der Angehörigen 


einer Unternehmung konstruieren, die durch die |. 


auf die Uebergangszeit be- 
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Zufälligkeiten des individuellen Arbeitsvertrags-. 
‚abschlusses Kollegen wurden. 


Die beiden Pole 
unserer bisherigen Entwicklung sind vielmehr 
Unternehmung und Berufsorganisation, 
diese letztere aber soll nicht als Werkverein mit 
revolutionären Tendenzen nachempfunden werden. 
Vestigia terrent. 
spätere politische und sozialpolitische 


Haltung dieser „revolutionären Werkvereine“ 


ohne gewerkschaftliche Zucht? 


Dies gilt mindestens, solange die privat- 


rechtliche Grundlage gewahrt bleibt. In 


sozialisierten Betrieben entfällt überhaupt die 


Möglichkeit einer Diskussion gleich der gegen- 
wärtigen. Einstweilen scheint indessen das Ge- 
fühl für die Notwendigkeit, dem privaten Unter- 
nehmer einen erheblichen Teil .an der Wieder- 
aufrichtung unserer Industrie zu belassen, vorzu- 


herrschen, von hier aus ergibt sich dann als 


Folgerung: Kontrolle des Verteilungs-, soweit 
nötig auch des Erzeugungsprozesses durch starke 


und geschlossene Berufsverbände der Arbeitnehmer, ° 


einschliesslich der Angestellten (und der Ver- 
braucher); nur auf diese Weise ist es übrigens 


möglich, die sozialpolitischen Grundsätze zu 
‚internationalisieren. Wenn die politische Lage es 


fordert, so kann daneben, solange die misslichen 
Verhältnisse bei den Angestellten dauern und 


deren organisatorische Grundlagen noch nicht 
- genügend gefestigt sind, Ausschüssen das Mit- 


bestimmungsrecht ohne Bedenken eingeräumt 


werden. Vielleicht ist es dann die letzte Lebens- 
äusserung einer besonderen „Standespolitik* dieser 


schwerkämpfenden Schicht, der Deutschland soviel 
verdankt und die so wenig greifbare Anerkennung 


fand; der Möglichkeit einer „gewerkschaftlicken 3 


Standespolitik“ der Privatangestellten hat Verf. 


früher einmal Raum geben zu können geglaubt. 
vielleicht ohne 
zwingende Notwendigkeit, hinweggegangen;heute _ 
‚ist den Angestellten die Parole der vorbehaltlosen 
Gewerkschaftsarbeit mit den Arbeitern und 
wohl den meisten anderen Gruppen der Be 
völkerung, die Unternehmer eingeschlossen, ge- 
Ihren Berufsverbänden verbleibe das mit 


Die Entwicklung ist darüber, 


mein. 
gewerkschaftlichen Mitteln zu sichernde und 
zunächst auf gewerkschaftliche, in der Folge auf 


gemeinwirtschaftliche Ziele abzustellende Mitbe- g 
stimmungsrecht, an den Arbeitsbedingungen, an 


der Verteilung und der Erzeugung. 


Und wer garantiert für die 
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Hausindustrie. 


‚Von Geh, Kommerzienrat Carl Craemer, So nneberg, S.-M 


Die nachstehenden Ausführungen beanspruchen 
angesichts der neuerdings hervorgetretenen Be- 
strebungen, Hausindustrie und Heimarbeit zu 
beseitigen, besondere Beachtung, 

Hausindustrie wird vielfach in Verkennung 
der volkswirtschaftlichen Bedeutung zu niedrig 
eingeschätzt, sie wird sogar mitunter als eine 
schädliche, mindestens überflüssige Einrichtung 
angesehen, der die Daseinsberechtigung ab- 
gesprochen wird. Vielleicht trägt auch der 
Umstand zu solcher Beurteilung bei, dass sie 
nioht in grossen Fabrikanlagen augenfällig 
bervortritt, sondern in aller Bescheidenheit 
in den Häusern und Hütten ihre Arbeit voll- 
zieht. Aber sie arbeitet und glaubt Anspruch 
auf Anerkennung ihrer Leistungen erheben zu 
dürfen. 


Einzelne Hausindustrien mag es wohl geben, 
denen es an der wünschenswerten Lebenskraft 
fehlt, dagegen besteht eine stattliche Reihe 
solcher, die sich unausgesetzt weiter entwickeln 
und es zu beachtenswerter Vollendung gebracht 
haben. Von denen wollen wir nur die folgenden 
hervorheben, die sich mit Herstellung von 
Spielwaren und Puppen, von Glaswaren, nament- 
lich Christbaumsehmuck, künstlicher Menschen- 
augen, von Attrappen, von Korbwaren, Porzellan, 
Holzwaren, Wirkwaren, Stiekereien, Masken 
befassen. — 

Hausindustrien sind zumeist aus den Ver- 
'hältnissen herausgewachsen, sie sind bodenstän- 
dig, nur einige wenige verdanken ihr Dasein 
den Fabrikbetrieben, von denen sie sich abge- 
zweigt haben. ; 


Eins der bedeutendsten Hausindustrien ist 
div der Spielwaren und Puppen, die ihren 
Hauptsitz in Nürnberg-Fürth, in Sonneberg, 
(Meininger Oberland) und im Erzgebirge hat, 
die sich aber allmählich auf andere Bezirke, 
auf viele Städte und Orte ausgedehnt und 
daselbst eingenistet hat. Mit ihren Erzeugnissen 
hat: sis vor dem Kriege neben dem in Fabriken 
hergestelltenSpielzeug den Weltmarkt beherrscht. 


Die Gesamtproduktion an Spielwaren in der 
deutschen Hausindustrie wird vor dem Kriege 
einem Werte von 100 Millionen Mark nahe ge- 
kommen sein, von denen 75°), als Arbeitslohn 
‚anzusprechen sind, da es sich fast durchweg um 
Handarbeit handelt. Aus dieser Hausindustrie 
sind im Laufe der Zeit Fabrikbetriebe heraus- 
gewachsen für solche Waren, die zur Massen- 
erzeugung sich eignen ; diese Betriebe bleiben 
aber für einen guten Teil ihrer Fabrikate auf 
die Hausindustrien angewiesen, z. B. werden 
Bestandteile wie gedrückte Rohware, Sohnitz- 
und Drechslerarbeit, Glasaugen, mechanische 
Bewegungen u. dergleichen mehr fast nur vom 
ee Erle reionden für die Fabriken go- 
iefert. 


Spielwaren und Puppen würden in Deutsch- 
land ohne die Hausindustrie niemals zu der 
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Bedeutung gelangt sein, zu der sie sich in 
Wirklichkeit aufgesohwungen haben. Tausend 
Köpfe vermögen weit mehr auszudenken als 
einzelne Leiter von Fabriken. 

Durch die ausserordentiich grosse Zahi 
seibstschaffender Industrieller, die sich un- 
ausgesetzt bemühen, neues auszudenken, erklärt 
sich die unendliche Vielfältigkeit der Modelle 
und Formen, der angewandten Hilfsstoffe, der 
Reichtum der Muster, die für jedes Land, für 
jeden Geschmack abgepasst, nach Hundert- 
tausenden zählen. Jeder dieser kleinen Fabri- 
kanten verleiht seinen Erzeugnissen einen 
besonderen Charakter, der sie begehrenswert 
macht, der sie abweichend gestaltet von sonst 
gleichen Artikeln der Konkurrenz, der auch 
für ihren Wert mitbestimmend ist. — 

Aehnlich verhält es sich bei der Christ- 
baumschmuckindustrie; auch hier ist die Viel- 
gestaltigkeit bewundernswert gross, und wenn- 
gleich die Formen nicht allzusehr voneinander 
abweichen, so weiss doch jeder der zahlreichen 
Glasbläser seinen geblasenen und geformten 
Erzeugnissen einen besonderen Stempel der 
Originalität aufzudrücken. 

Eine schärfer ausgeprägte Hausindustrie 
als die des Glas-Christbaumschmucks wird 
kaum zu verzeichnen sein und auch bei diesem 
liohtstrahlenden Schmucke, der die Kinderherzen 
jauchzen macht, ist die grosse Bedeutung und 
stets zunehmende Beliebtheit der Hausindustrie 
zu danken. 

Und wenn wir nun die Industrie der künst- 
lichen Menschenaugen betrachten, so trifft 
hier grundsätzlich dasselbe zu. Jeder Einzelne, 
der sich damit befasst, ist ein Künstler, der 
frei und unabhängig, abseits vom Fabrikbetriebe, 
arbeiten will, der es versteht, das Naturkunst- 
werk ‚‚das Auge‘ in staunenswert ähnlicher 
Weise nachzuahmen, der seine Kunst zum Wohle 


‚der leidenden Menschheit einsetzt. 


Zu grosser Bedeutung hat sich auch die 
Hausindustrie der Attrappen emporgearbeitet; 
ihr sind die tausenderlei originellen, teils sehr 


‘humorvollen Artikel entsprossen, die zumeist 


zum Füllen mit Süssigkeiten Verwendung finden 
und in der ganzen Welt reichen Absatz haben 
für Weihnachten, Ostern und für manch 
anderes Fest. 

Auch die Korbindustrie verdankt ihren 
Ursprung und ihre Bedeutung der Hausindustrie, 
wie auch die Vielseitigkeit der Flechtarbeit und 
des verwendeten Materials. Sie arbeitet eben- 
falls Hand in Hand mit der Kaufmannschaft 
zum Vorteile dieser wie der Arbeiterschaft selbst. 

Es liesse sich noch eine ganze Zahl weiterer 
Industrien nennen, bei- denen wenigstens zum 
Teil der Hausgewerbebetrieb eine grössere 
Rolle spielt, die lohnende Arbeit und Erwerb 
bieten und eine berechtigte und befruchtende 
Stelle in der Volkswirtschaft bei uns einnehmen. 

Auch das Ausland hat vielfältig Hausindu- 
strien und Heimarbeit, es sucht sie zu erhalten 
und auszubauen und es sucht neue einzuführen, 
wie dies namentlich für Spielwaren in England, 
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Frankreich, Italien, Belgien mit grossem Nach- 

drucke und reicher Unterstützung von seiten 

der Regierung betrieben wird. 
Das Bestreben in Deutschland, die Schatten- 


- geiten, die ebenso wie jede Industrie, auch die 


Hausindusirio hat, aufzuspüren und auszu- 
merzen, verdient volle Unterstützung, wenn 
aber gewisse Kreise sich mit dem Gedanken 
tragen, die Hausindustrien allgemein abzu- 
sohaffen, mögen sie nun vegetieren oder mögen 
sie florieren, so muss solchem Bestreben mit 
aller Entschiedenheit als verwerflich und schäd- 


lich entgegengetreten werden, jetzt mehr denn 


je, da es gilt, Bestehendes zu erhalten und zu 
kräftigen, da es gilt, namentlich die Industrien, 


die den weitaus grössten Teil ihrer Produktion 


in alle Welt hinaussenden, zu schützen, und zu 
diesen gehören die besprochenen Hausindustrien 
in erster Linie. 


Das Rätesystem. 
Von Dr. Otto Brandt, Düsseldorf, 
(Schluss). 


4. 
Zu diesen Vorschlägen tritt nun der der Reichs- 
regierung vom 5. April, der an der Spitze dieses 
Aufsatzes wiedergegeben ist. Er stelit die Organi- 


sation der Wirtschaftsvertretung folgender- 

maßen auf. 
Arbeitergruppen: Unternehmergruppen: 
Betriebsarbeiterrat Die bestehenden öffentlich- 
Bezirksarbeiterrat rechtlichen und privaten 
Reichsarbeiterrat. Verbände. 


Paritätische Gruppen: 
Bezirkswirtschaftsrat 
Reichswirtschaftsrat. 
Das Bedenkliche an dem Vorschlag ist .zu- 
nächst, daB er wieder ein Mantelgesetz schafit, 
dessen eigentlicher Inhalt selbst in Grundlinien nur 


sehr undeutlich erkennbar ist und in seinen Einzel- 


heiten später durch ein Reichsgesetz festgelegt 
werden soll. Von diesem nun schon mehrfach in 
den wichtigsten Angelegenheiten beliebten Ver- 
fahren muß unter allen Umständen abgegangen 
werden, wenn nicht das Wirtschaftsleben schweren 
Schaden leiden soll. Auch die Reichsregierung 
sollte wissen, daß man erst wägen und dann wagen 
muß. Andererseits kann man nicht mehr als ein 
Mantelgesetz schaffen, wenn man die Angelegen- 
heit in der Verfassung regeln will, was sicherlich 
in gewöhnlichen Zeiten keinem indien Sinn kommen 
würde, aber in diesem Falle aus politischen Grün- 
den- vielleicht nicht zu umgehen war. Die tech- 
nischen Einzelheiten eines solchen Aufbaus, d<ssen 
Wirkungen noch niemand übersehen kann, müssen 
schnell und ohne die Fesseln, die einer Verfassungs- 


änderung angehängt sind, geändert werden können. 


Der Vorschlag der Reichsregierung ist im 
wesentlichen eine Anerkennung der oben. g2- 
machten grundsätzlichen Ausführungen. 
von einem Bezirksarbeiterrat oder einer Arbeiter- 
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kammer spricht, scheint im Grunde gleichzultig zu _ 
sein. Die Regierungsvorschläge gehen nur iuso- 
fern weiter wie meine Vorschläge, als die pari- 
tätischen Verhandlungsausschüsse in Form von 


"Wirtschaftsräten feste Form und dauernde Organi- 


sation erhalten sollen und "damit in der Spitze in 
der Tat eine Vertretung geschaffen wird, die man 
als Volkswirtschaftsrat bezeichnen darf. Die 
Einzelheiten des Aufbaus sind aber noch incht klar 
erkennbar, und es wäre möglich, daB doch ein um- 
fangreicherer Bau aufgeführt werden soll. 

Welche Stellung die Handelskammern darin 
haben werden, ist noch nicht zu übersehen, muß 
aber schnell klargestellt werden, da es für die 
Handelskammern geradezu eine Lebensfrage ist, 
daß sie an der Organisation beteiligt werden, wo- 


gegen auch der einzelstaatliche Charakter der 


Kammer und der Umstand, daß die Minderkaufi- 
leute in ihnen nur in der Form der Kleinhandels- 
ausschüsse vertreten sind, nicht _ spricht. 
Natürlich würden sich die Handelskammern ein- 
schneidenden Organisationsänderungen unterwerfen 
müssen, wenn sie berücksichtigt werden sollen. 
Es wäre u. a. überall das allgemeine Wahlrecht 
einzuführen, der Kleinhandelsausschuß muB zu 


einer Kleinhandelsabteilung für alle Kleinhändler 3 


werden. Etwaige schlimme Folgen des allgemeinen 
gleichen Wahlrechtes sind durch die Anordnung 
von Wahlen nach Fachgruppen zu. verhindern, 


Die kleinen Handelskammern müssen. sich mit - 
den großen zu Bezirksarbeitsgemeinschaften zu- 
sammenschließen u. a. mehr. Unsere Besorgnisse , 


wegen..des Schicksals der Handelskammern sind 
damit keineswegs geschwunden, daß sie in den 
vorläufigen Plänen des Reichswirtschaftsmini- 


‘steriums berücksichtigt sind. Es ist kaum daran 


zu zweifeln, daß die Fachverbände jetzt genau so.“ 
Sturm gegen die Handelskammern laufen werden, 


wie sie das bisher getan haben, und es ist leicht 


möglich, daß sie dabei vom Reichsarbeitsmini- 


sterium unterstützt-werden, das sich nicht auf de 


Pläne des Reichswirtschaitsministeriums festgelegt 
hat, sondern in ihm sind einflußreiche Kreise der 
Ansicht, 


arbeitsministerium ohnehin 
organisationen wie 
gemäß nicht mit innerer Anteilnahme einsetzen 


wird. Die Handelskammern werden also um ihr 


für Unternehmer- 


Bestehen kämpfen müssen, dabei allerdings an den 


Handwerks- und Landwirtschaftskammern auf der 
einen Seite und den Gewerkschaften auf der an- 


deren Seite Bundesgenossen haben, denn wenn 
man die Handelskammern ausschaltet, muß man 
. auch die Handwerks- und Landwirtschaftskammern 


und die Gewerkschaften unberücksichtigt lassen, 
Und es wäre merkwürdig, wenn man bei einem 
allgemeinen öffentlich-rechtlichen Aufbau der ge- 
werblichen Vertretung die Körperschaften beiseite 
schöbe, die schon bisher eine öffentlich-rechtliche 


‘Verfassung hatten. "= 2 20% 2 0 me 1) Br 
Daß der Aufbau verwickelter sein soll, alsman 
auf den ersten Blick vermutet, schließe ich daraus, 


4 


daß man die Bezirksunternehmerräte, 
; ebenso wie die Bezirksarbeiterräte, aus allgemeinen 
' "Wahlen hervorgehen lassen solle. Diese Ansicht 
kann immerhin siegen, zumal sich das Reichs 


Handelskammern  natur- 
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daß die Arbeitervertretungen nach Beechksweiren 
und Wirtschaitszweigen gegliedert und zugleich 
örtlich und in Bezirken aufgebaut werden sollen. 
Damit werden sie Parallelorganisationen zu den 
Berufsgruppen der Arbeiter in den Gewerkschaften, 
der Unternehmer in den Arbeitgeberverbänden und 
Fachverbänden und zu den Bezirksgruppen der 
Arbeiter in Gewerkschaftskartellen und der Unter- 
nehmer in den Handelskammern. Sie sollen alle 
in den Wirtschaftsräten zusammenarbeiten, und 
auch das Verhältnis zu anderen sozialen Ver- 
waltungskörpern, zu den Arbeitsgemeinschaften der 
Arbeiter, Angestellten und Unternehmer. soll noch 
geregelt werden. _ 

Es scheint daher nicht unwahrscheinlich, daß 
der Gesamtaufbau dem oben mitgeteilten Vor- 
schlag I ähnlich oder gleich sein wird. 


5 . r 
Die kurze Regierungsmitteilung enthält über 


die Skizzierung der äußeren Organisationsform 


hinaus auch einige wichtige Mitteilungen über den 


- sachlichen Inhalt der geplanten Reform der wirt- 


schaftlich-sozialen Interessenvertretung, 

Die Arbeiter sollen gleichberechtigt und ge- 
meinsam mit den Unternehmern an der gesamten 
wirtschaftlichen Entwicklung, insbesondere an der 
Regelung der Lohn- und Arbeitsbedingungen, mit- 
wirken. In dieser Fassung liegt eine gewisse Be- 
grenzung des Aufgabenkreises, auf die ich noch zu 
sprechen komme. 

Die Begründung des Gesetzentwurfes erklärt, 


daß der Arbeiterrat die Gewerkschaften nicht aus- 


schalten, sondern deren Arbeit ergänzen soll, und 
zwar dadurch, daß die Tätigkeit des Arbeiterrates 
besondere Autorität erhält, die verschiedenen poli- 


tischen Richtungen der Gewerkschaften in einem 


öffentlich-rechtlichen Vertretungsorgan vereinigt 
und gewisse über die Behandlung der _Arbeits- 
bedingungen hinausgehende °Arbeiterinteressen, 
z. B. solche der Wohnungs- und Gesundheitspflege, 
und gewisse Befugnisse der sozialen Verwaltung 
den verschiedenen Stufen der Arbeiterräte über- 
antwortet werden. Trotz dieser Erklärungen kann 
es keinem Zweifel unterliegen, daß die Gewerk- 
schaften durch die Arbeiterräte etwas beeinträch- 
tigt werden, was aber im Interesse der Sache in 
den Kauf genommen werden muß. Sache der 


‚praktischen Arbeit wird es sein, den Gewerk- 
schaften, deren 


Erhaltung die Unternehmer 
wünschen müssen, den gebührenden Einfluß zu er- 
halten. 

Auch bei der Skizzierung der Aufgaben der 
Betriebsarbeiterräte sucht die Begründung des Ge- 


 setzentwurfes nach einer scharfen Abgrenzung 
gegen die Aufgaben der Gewerkschaften und findet 


sie darin, daß die Gewerkschaft die Lohn- und 
Arbeitsverhältnisse im allgemeinen für eine ganze 
Berufsgruppe regelt, der Betriebsarbeiterrat aber 
nur im Rahmen dieser allgemeinen Regelung, wie 


‚er vor allem in Tarifverträgen gegeben sein wird, 


eingreifen und seine Fürsorge der Regelung von 


-  Lohnverhältnissen widmen soll, die noch nicht 
allgemein geordnet sind. Im übrigen übernimmt 


der Betriebsarbeiterrat die Befugnisse der Arbeiter- 


_ und Angestelltenausschüsse gemäß der Verordnung 
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vom 28. Dezember 1918, die aber in der rein wirt- 


schaftlichen Richtung erweitert werden soll, wie es 


die vorläufige Anweisung für Betriebsräte im Berg- 

bau ergibt. 

Der Betriebsarbeiterrat hat demnach folgende 

Aufgaben und Rechte: \ 

1. Förderung des guten Einvernehmens innerhalb 
der Arbeiterschaft (Angestelltenschaft) sowie 
zwischen dieser und dem Unternehmer; 

2. Wahrnehmung der wirtschaftlichen Interessen 
der Arbeiter (Angestellten) in dem Betriebe . 
gegenüber dem Arbeitgeber; 

3. Überwachung der Durchführung der Tarif- 
verträge gemeinsam mit dem Unternehmer; 

4. Mitwirkung bei der Regelung der Löhne und 
sonstiger Arbeitsverhältnisse im Einverneh- 
men mit Gewerkschaften. und Angestellten- 
verbänden *); 

5. darüber hinaus Verständigung mit der Be- 
triebsleitung über allgemeine Gehalts-, Lohn- 
und Arbeitsbedingungen im Rahmen der ge- 
setzlichen Bestimmungen und der von den 
Gewerkschaften und Angestelltenverbänden 
getroffenen Vereinbarungen; ' 

6. Überwachung der Durchführung der Grund- 
sätze, die mit Gewerkschaften und An- 
gestelltenverbänden über die Einstellung und 

Entlassung von Arbeitern und Angestellten 
vereinbart worden sind; 

7. Mitwirkung bei der Bekämpfung der Unifall- 
und Gesundheitsgefahren im Betriebe; Zu- 
ziehung bei -Unfalluntersuchungen; 

8. Recht der Einsichtnahme in alle Betriebs- 
vorgänge, soweit damit keine Verletzung der 
Betriebsgeheimnisse verbunden ist. 

Berechtigung von zwei Arbeiter- und einem 
Angestelltenmitglied des Betriebsrates, dar- 
über hinaus alle Betriebsvorgänge einzusehen, 
soweit dem nicht gesetzliche Bestimmungen 
entgegen sind; 

9, Raterteilung an die Betriebsleitung; 

10. Fürsorge für möglichst hohen Produktions- 
stand des Unternehmens gemeinsam mit der 
Betriebsleitung; 

11. Ausführung aller gemeinsam mit der Betriebs- 
leitung gefaßten Beschlüsse übernimmt die 

. Betriebsleitung. Eingriffe in diese und selb- 

- ständige Anordnungen stehen dem Betriebs- 
arbeiterrat nicht zu. 


Über das Mitbestimmungsrecht der Angestell- 


ten ist unterdessen in dem Streik der Berliner 


Bankangestellten eine vorläufige Einigung mit den 
Bankleitungen in folgender Form erzielt worden: 


* Die Bankleitung ist verpflichtet, dem Angestellten- 
ausschuß von jeder Neueinstellung eines Angestellten 
Kenntnis zu geben. Für Neueinstellung von General- 
und Handlungsbevollmächtigten, von Direktoren und 
Angestellten in leitender Stellung der Firma, die in 
das Handelsregister eingetragen sind, gilt das nicht. 
Gegen jede Neueinstellung, von der dem Ausschuß 
Kenntnis zu geben ist, kann er innerhalb fünf Tagen 


*) Die bevollmächtigten Vertreter der Gewerkschaften 
und Angestelltenverbände” sind, sofern sie im Einverständnis 
mit dem Arbeiter- und Angestelltenausschuß als dessen 
Beauftragte auftreten, als verhandlungsberechtigt anzu- 
erkennen. (Verordn. v. 28. 12. 18.) 


Einspruch erheben, wenn wichtige berechtigte Inter- 
essen der Angestelltenschaft oder des Betriebes da- 
“durch verletzt sind. Die politische Betätigung des An- 
gestellten oder seine Zugehörigkeit oder  Nicht- 
zugehörigkeit zu einer Organisation darf jedoch keinen 
— Grund zur Erhebung (des Einspruches abgeben. Gründe 
und Beweisstoff sind bereits in der Verhandlung mit 
der Bankleitung zum Vortrag zu bringen. Zur Prüfung 
der Einstellung bestimmt der Angestelltenausschuß 
einen ständigen Unterausschuß, der aus zwei seiner 
Mitglieder mit mindestens zehniähriger Dienstzeit bei 
‘der Bank besteht, die auch das Vertrauen der Bank- 
leitung besitzen. Die Mitglieder des Unterausschusses 
sind verpflichtet, über die bei Wahrnehmung ihrer Auf- 
gaben ihnen durch die Bankleitung gemachten vertrau- 
lichen Angaben Stillschweigen zu bewahren. Verletzen 
sie diese Pflicht oder mißbrauchen sie ihr Amt auf 
andere Weise, so kann die Bankleitung ihre Ab- 
berufung oder die Ernennung anderer Mitglieder ver- 
langen. Kommt über den Widerspruch eine Einigung 
zwischen dem Ausschuß und der Bankleitung nicht zu- 
stande, so kann (diese innerhalb drei Tagen nach Be- 
endigung der Verhandlungen den Schlichtungsausschuß 
anrufen. Fühlt sich ein Angestellter durch etwaige 
seine Person betreffende Maßnahmen der Bankleitung: 
zurückgesetzt oder sonstwie benachteiligt, so hat er, 
wenn er. sich unmittelbar an ‚die Bankleitung 
wenden will oder sich erfolglos an sie gewandt hat, 
das Recht, den Angestelltenausschuß mit der Wahrung 
seiner Interessen zu betrauen. Zur Erledigung solcher 


Beschwerden ist die Bankleitung verpflichtet, dem 


obenerwähnten Unterausschuß alle erforderlichen 
Auskünfte zu geben und mit der Zustimmung der Be- 
triebsangestellten auch alle seine die persönliche und 
geschäftliche Tätigkeit betreffenden Angaben auf 
Grund der Personalakten zu machen. Von der be- 
absichtigten Kündigung oder Entlassung eines Ange- 
stellten hat die Bankleitung dem Ausschuß vorher 
Kenntnis zu geben. Der Ausschuß kann innerhalb drei 
Tagen widersprechen, wenn er der Ansicht ist, daß 
der Entlassung wichtige Gründe entgegenstehen, 
welche die Entlassung als gegen die berechtigten Inter- 
essen der Angestellterischaft der Bank verstoßend oder 


als eine nicht durch die Verhältnisse der Bank bedingte 
unbillige Härte gegen den. betreffenden Angestellten 
erscheinen lassen. Bei den Verhandlungen über Wider- 
spruch haben beide Teile ihre Gründe anzugeben und 
ihre Unterlagen vorzulegen. Der Widerspruch oder 
die Anrufung des Schlichtungsausschusses hat für die 
Kündigung keine aufschiebende Wirkung. Die Ent- 
scheidung des Schlichtungsausschusses ist für beide 
Teile endgültig. Be 
Ob es bei den obigen, aus den vorhandenen 
gesetzlichen Bestimmungen zusammengestellten 
Befugnissen der Betriebsräte bleibt oder man 
vor allem beim Mitbestimmungsrecht noch weiter 
geht, steht noch nicht fest. Zunächst gehen schon 
diese Befugnisse über das hinaus, was die Unter- 
nehmer bisher zugestehen wollten, und bleiben 
hinter dem zurück, was die Arbeiter verlangen. 
Die Unternehmer wehren sich dagegen, die An- 
nahme oder Entlassung von Angestellten von der 
Mitentscheidung der Betriebsarbeiterräte abhängig 
zu machen, weil sie davon fortgesetzte Zusammen- 
stöBe zwischen der Betriebsleitung und dem Be- 
triebsarbeiterrat befürchten, der besonders dann 
sachlichen Überlegungen nicht zugängiz sein 
werde, wenn es sich um Stellungnahme gegenüber 
solchen Arbeitern (Angestellten) handele, die 
zwar untüchtig und nachlässig seien, aber zu- 
fällig in? den Organisationen einen großen Ein- 
fluß haben. Man werde dann in der Entlassung 
stets eine Kampfstellung gegen die Organisation 
vermuten. 
Oit werde es sich bei Entlassungen gar nicht 
um Pilichtverletzungen eines Angestellten, vielleicht 
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nur um eine persönliche Nichteignung für eine be- 
stimmte Tätigkeit handeln, die mit einer geeigne- 
teren zu vertauschen in dem Betriebe keine Mög- 
lichkeit bestehe, wenn man nicht andere An- 
gestellte, die sich bewährt haben, schädigen wolle. 

Die Aufgabe der Arbeitervertreter, der Leitung 
des Werkes in Betriebsfragen zu raten und den 
Produktionsstand zu steigern, gehe weit über das 


hinaus, was Arbeiter zurzeit leisten könnten. Dazu - 


bedürfe es erst einer langen geistigen und techni- 
schen Schulung. 

Anderseits verlangen die Arbeiter u. a. eine 
Mitbestimmung bei der Produktionsregelung selbst, 
bei Betriebserweiterungen, Einsicht in die Bücher, 
volle Übersicht über die wirtschaftliche Lage des 


‚Betriebes u. a. m. 


Die Bedenken der Unternehmer sind sicherlich 
nicht unberechtigt, aber es gilt, angesichts der poli- 
tischen Verhältnisse einen entschlossenen Schritt 
freiwillig in der Richtung der Arbeiterforderungen 


zu tun, der sonst doch erzwungen wird. Ob. 


schließlich die Arbeiter bei den „sonstigen Arbeits- 
bedingungen“, wozu doch schließlich auch die An- 
nahme und Entlassung von Arbeitern gehört, mit- 
wirken, oder bei der Durchführung der Grund- 
sätze, die über Einstellung und Entlassung von 
Arbeitern zwischen Gewerkschaften und Unter- 


nehmerverbänden für die Betriebsräte im Bergbau 


vereinbart worden sind, ist nicht wesentlich. Auch 
bei der unbestimmteren „Mitwirkung“ werden 
Kampffälle der obengenannten Art 
können. Die Angestellten insbesondere machen 
geltend, daß diejenigen von ihnen, die sich in ge- 


eintreten _ 


hobenen Stellungen befinden, längst ein, wenn auch 


nicht förmliches, so doch tatsächliches Mit- 
bestimmungsrecht im Betrieb selbst in mehr oder 
weniger großem Umfange hätten, und zwar nicht 
nur die Beamten, die durch Eintragung ins Handels- 
register als solche in gehobener Stellung gekenn- 


se 


zeichnet und von den Wahlen zu den Angestellten- 


ausschüssen ausgeschlossen seien. Auch seien die 
Angestellten wohl fähig, ein Mitbestimmungsrecht 
bei der Annahme und Entlassung ihrer Arbeits- 
genossen auszuüben. 


nötigen allgemeinen Überblick über die Verhält- 


nisse des Betriebes, sondern niemand sei ‚auch 
besser imstande, die Arbeitsleistungen eines An- 


gestellten zu beurteilen, als der eigene Arbeits- 


genosse. Man dürfe daher erwarten, daß ihr Urteil 
gerecht sein und den Verhältnissen des Betriebes 
Rechnung tragen werde. 

Mögen die Dinge liegen, wie sie wollen, über 
das Beispiel von Mitbestimmungsrecht, das in der 
oben wiedergegebenen Einigung der Banken mit 
ihren Angestellten gegeben ist, wird schwer weg- 


zukommen sein. Ich halte es für unwahrscheinlich, 
daß ein solches Zugeständnis von der zu erwarten- 


den Gesetzgebung wieder beseitigt wird. 


Sie hätten nicht nur den 


"Was dabei herauskommt, wenn die Arbeiter- DR 


vertreter die Betriebsleitung beraten, wird abzu- 
warten sein. Auch hier wird unter Umständen ein 
Weg gegeben sein, die Arbeiter zur sparsamen 


Verwendung von Rohstoffen, zur schonenden Be- 


handlung. der Werkzeuge und. Maschinen anzu- 


halten, manch kleine Verbesserung aus findign 
Köpfen hervorzulocken, den faulen Arbeiter durch 


I 


' währleisten. 
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die eigenen Arbeitsgenossen zum Fleiße anzuhalten 
u. a.m. Dies gilt vor allem für die Mitarbeit der 
Angestellten, die man in den Ver. Staaten längst 
in viel stärkerem Maße zu entwickeln gewußt hat, 
als bei uns. “Freilich werden solche Erfolge nach 
wie vor am sichersten erzielt, wenn man den 
Arbeiter durch Prämien am Erfolge solcher Ver- 
besserungen im Betriebe beteiligt. Die Betriebs- 
leitung würde sich manchen Ärger und Streit 
Sparen, wenn sie die Betriebsräte für Ordnung und 
Zucht in den Werkstätten verantwortlich machen 
könnte, wobei man davon ausgehen muß, daß in 
geregelten Zeiten diese Räte die Autorität be- 
kommen, die sie zurzeit allerdings nicht haben. 
Wie sich die Unternehmer zu derartigen Er- 
weiterungen der Arbeiterbefugnisse stellen, ist eine 
Sache des Vertrauens in ihre Fähigkeit, die geistige 
Führung im Betriebe auch dann zu behalten, nach- 
dem die Machtmittel, den Arbeiter physisch zu be- 
herrschen, geschwunden sind. Allerdings verlangt 
diese neue Führung ganz andere Methoden, eine 
andere innere Einstellung gegenüber der Arbeiter- 
schaft. Auf der anderen Seite auch eine andere 
Einstellung der Arbeiter gegenüber dem Unter- 
nehmer und eine Arbeiterbildung und Selbst- 
beherrschung, von der bisher in vielen Arbeiter- 
kreisen nur wenig zu bemerken gewesen ist und 
zu deren Herbeiführung die Arbeiterorganisationen 
bisher so gut wie nichts getan haben. Hier liegen 
also gewaltige Aufgaben auf beiden Seiten, die 
größten auf seiten der Arbeiter selbst vor, denen 
diese Rechte gewährt werden, bevor sie dazu in 


Ihrer Gesamtheit reif sind. 


Wenn.die Dinge aber so liegen, wird man den 
Arbeitern zurzeit eine Mitwirkung bei Betriebs- 
erweiterungen und dergleichen Rechte nicht ge- 
währen können, weil davon etwas Ersprießliches 
nicht zu erwarten ist. Rechte dieser Art sollen 
döch in dem Umfange gegeben werden, wie die 
daraus entspringende Tätigkeit der Arbeiter die 
Erzeugung fördert. Aehnlich liegt es mit der 
Einsicht in die Bücher. 
nicht gewähren können, weil Bücher doch auch 
Betriebsgeheimnisse sind, ihre Offenlegung daher 
mißbraucht werden könnte, Man bedenke ferner, 
daB der Arbeiter stets geneigt sein wird, die Lohn- 
beträge mit den Bruttoergebnissen des Werkes zu 
vergleichen. Jedes Werk, das seine Bücher offen- 
legt und gute Ergebnisse gehabt hat, müßte daher 
mit seinem Betriebsrat und seinen Arbeitern viel- 
fach einen Kampf um die Rücklagen führen, die den 
Werken die Stetigkeit der Betriebsführung ge- 
Diesen Kampf müssen die Werke 
jetzt schon vielfach mit Aktionären ausiechten, 
denen der Anteil am Unternehmen nur Speku- 
lationsgegenstand ist. Viel heftiger würde er 
werden, wenn er von der ganzen Arbeiterschaft 
aufgenommen würde und wenn glänzende Fr- 
gebnisse eines Werkes verallgemeinert und zu 
Lohnforderungen für eine ganze Industriegruppe 
benutzt würden. 

Der Gesetzentwurf wünscht die Einsicht in die 
Bücher, damit sich die Arbeiter über. die Preis- 
und Lohnbemessung ein ‚Bild machen können. 
Soweit das nötig ist, sollten die Unterlagen nicht 


ur 
v 


| 
| 
| 


Auch diese wird man 


ar nn nen 
— 
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verweigert, sondern bereitwillig, aber nur frei- 
willig und in dem von der Betriebsleitung selbst 
für zulässig gehaltenen Umfang gegeben werden. 
Es hat sich gerade im Kriege und in der Revolution 
gezeigt, welche phantastischen und unrichtigen 
Vorstellungen die Arbeiter und sogar die An- 
gestellten über den Verdienst der Unternehmer 
haben und welche unerfüllbaren Forderungen dar- 
auf aufgebaut wurden. Dem muß durch 
eine systematische Aufklärung entgegengearbeitet 
werden. 

Die Begründung des Gesetzentwurfes läßt es 
noch often, ob die Angestellten- und Arbeiteraus- 
Schüsse neben den Vertrauensleuten bestehen 
bleiben sollen oder nicht. Hierüber kann aber kaum 
ein Zweifel sein, 

Entweder baut man die Befusnisse der Aus- 
schüsse aus und macht sie zu Betriebsräten, oder 
die Ausschüsse müssen unbedingt iallen, sonst 
wissen weder die Arbeiter und Angestellten noch 
die Unternehmer später, wer Koch oder Kellner 
ist. Heute liegen die Dinge im Bergbau allerdings 
so, dah die Betriebsräte ausführende Organe der 
Arbeiter- und Angestelltenausschüsse sind. Das 
läßt sich formell vertreten, aber man kann den 
Betriebsräten keine selbständige Stellung neben 
den Ausschüssen geben und ihnen dieselben oder 
auch andere Aufgaben zuweisen, wie den Aus- 
schüssen. Das führt unweigerlich zu Verwick- 
lungen und zu zweckloser Häufung von Arbeiter- 
und Angestelltenvertretungen. 


6. 


Die Wirtschaitsräte, also die paritätischen 
Vertretungen, sollen zur Erfüllung gesamtwirt- 
schaftlicher Aufgaben und zur Mitwirkung bei der 
Ausführung von Sozialisierungszesetzen zu- 
sammentreten. Sie sollen im Dienste der Pro- 
duktionspolitik stehen und die Arbeiter als Produ- 
zenten an ihr beteiligen. Auch hier eine bestimmte 
Begrenzung der Aufgaben, die wohl vor allem das 
Arbeitsgebiet der Gewerkschaften und der Unter- 
nehmerverbände schützen soll. 

Wichtig ist ferner, daß sowohl den Arbeiter- 
räten wie den paritätischen Organen gewisse noch 
unbekannte Aufsichts- und Verwaltungsbefugnisse 
(Erlaß von Ausführungsvorschriften sozialpoliti- 
scher Gesetze und Gestattung von Ausnahmen) 
übertragen und dem Reichswirtschaftsrat bei der 
Gesetzgebung eine beratende Mitwirkung gesichert 
werden sollen. 

Was eine Mitwirkung dieser Vertretungskörper 
bei der Ausführung der Sozialisierungsgesetze be- 
deuten soll, ist nicht klar, wenn man sich. vor- 
stellt, daß bei den sozialisierten Industrien überall 
ähnliche eigene paritätische Verwaltungsorgane 
geschaffen werden, wie es im Kohlenbergbau be- 
absichtigt ist. 

Der Aufschluß, den die Begründung des Ge- 
setzentwurfes über diese dunklen Andeutungen 
gibt, kann uns bedenklich stimmen. Es wird uns 
gesagt, daß die Produktionspolitik, die die Wirt- 
schaftsräte machen sollen, auf Produktionsförde- 
rung abzielt, die die elementare. Voraussetzung 
jeder Sozialisierung sei. Solange ein Betrieb nicht 


335 | DEUTSCHE WIRTSCHAFTS- ZEITUNG | | 336 


in gemeinsames (?) Eigentum überführt sei, sei die ı 


Lösung der gesamtwirtschaftlichen Aufgaben ein 
gemeinsames Werk der selbständigen und un- 
selbständigen Arbeit. Die Sozialisierung aber solle 
durch die Wirtschaitsräte insofern gefördert wer- 
den, als diese die gesamtwirtschaftlichen Formen 
und die Fähigkeit zu gesamtwirtschaitlicher Ver- 
waltung zu schaffen haben und als sie insbesondere 
für die Arbeitervertreter die Schule sozialistischen 
Geistes und Könnens werden sollen. Auf diese 
Weise sei auf dem Wege der Selbstverwaltung 
neben oder an Stelle des Schematismus der staat- 
lichen Gesetzgebung eine Arbeits- und Wirtschafts- 
gemeinschait des Volkes zu schaffen, die nicht 


einen politischen Mechanismus, sondern einen so- 


zialen Organismus herstelle und den starren Ver- 
waltungsapparat des Staates durch beweglichere 
Formen entlaste, 


Gegen - diese Absichten des Gesetzentwuries 
wird von allen denen, die auf dem Boden der 
Privatwirtschaft stehen, der entschiedenste Wider- 
spruch eingelegt werden müssen. 


Auch nachdem wir diese allgemeinen Aus- 
führungen gehört haben, wissen wir nicht, was die 
Wirtschaftsräte bei der Ausführung der Sozialisie- 
rungsgesetze mitzuwirken haben werden. Wir 
können aus diesen Erklärungen höchstens ent- 
nehmen, daß sie neue Sozialisierungen vorbereiten 
sollen. Das mag gelegentlich nötig sein, aber es 
ist grundsätzlich bedenklich, den Wirtschaftsräten 
von vornherein die Aufgabe zu stellen, ganz all- 
gemein die Privatwirtschaft der Gemeinwirtschaft 
zuzuführen oder die Wirtschaftsräte zum Unter- 
bau der Sozialisierung zu machen, wie sich der Be- 
schluß des Rätekongresses ausdrückt. Dazu 
werden sie in den meisten Fällen nicht geeignet 
sein. Auch ist es an sich falsch, die Wirtschafts- 
räte mit Sozialisierungsaufgaben zu betrauen. Die 
Sozialisierung ist stets auf ein einzelnes Gewerbe 
beschränkt und von Gewerbe zu Gewerbe ver- 
schieden anzufassen. Die Bezirksräte sind aber, 
wie ihr Name sagt, nicht auf der Grundlage des 
Gewerbes, sondern auf einer Landschaftsgrundlage 
aufgebaut. Daher können Sozialisierungsbestre- 
bungen auch nur in den Fachorganisationen vor- 
genommen werden. 


Allerdings ist von diesem Programm bis zur 
Durchführung noch ein weiter Weg, und dadurch, 
daß die Unternehmerverbände gleichberechtigt in 
den Wirtschaftsräten mitarbeiten, wird für sie 
reiche Gelegenheit sein, die Vertreter der Arbeiter 
über die Verderblichkeit des Sozialisierens aus 
Prinzip aufzuklären und Gesetze zu verhüten, die 
. die Industrien und den Handel vernichten. Ob sich 
dann die durchgedrungene Einsicht bei den Arbeiter- 
vertretern auch in eine entsprechende feste Haltung 

umsetzt, wenn von den Organisationen, von denen 
sie in die Wirtschaftsräte gewählt worden sind, 
agitatorisch auf sie gedrückt wird, ist eine andere 
Frage. Und ob eine solche objektive Auseinander- 
setzung in den Wirtschaftsräten auch entsprechende 
Beschlüsse zeitigt, wird u. a. auch von der Art der 


Bildung und Zusammensetzung der Wirtschaftsräte- 


im einzelnen abhängen, über die wir gar nichis 
wissen, 
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U. a. bleibt immer noch offen, weiche Unia: 
nehmerverbände für die Bestellung der Vertreter 
ausersehen sind und wie die Vertretung der ver- 
schiedenen Parteien gegeneinander abgewogen 
wird. 

Abgesehen von diesem srundsitzliehen aller- 
dings entscheidenden Einwand, können Industrie 
und Handel, wie oben schon ausgeführt wurde, 
damit einverstanden sein, daß sie einen Volkswirt- 
schaitsrat bekommen, den sie immer geiordert: 
haben, ‚und daß dieser auch Befugnisse, wie sie 
der Gesetzentwurf vorschreibt, oder a 
darüber hinaus, Daten Vollrechte erhält. 

Im Grunde bekommen wir dann im Reiche in 
Gestalt des Reichstages und des Reichswirt- 


schaftsrates eine Art Zweikammersystem, wenn 


auch der Reichswirtschaftsrat nicht die gleichen 
Befugnisse hat, wie der Reichstag. Kaliski da- 


gegen und mit ihm der zweite Rätekongreß wollen _ 


ein Doppelparlament schafien, dessen beide’ Häliten 
noch dazu auf verschiedenen Wahlgrundlagen be- 
ruhen. Das muß zu ständigen Reibungen führen, 


jede der Parlamentshäliten wird, um die Ober- 


macht kämpien. Das Unternehmertum kann nicht 


hoifen, in den Bezirksräten und dem Reichswirt- 


schaftsrat Interessen des einzelnen Kapitalisten 
oder des Kapitalismus vertreten zu können, wie 
sie von der Sozialdemokratie als verwerflicher 
Egoismus gewöhnlich gekennzeichnet werden. Das 
ist auch bisher in den Unternehmerverbänden gar 
nicht geschehen. Wohl aber darf erwartet werden, 
daß es in diesen Körperschaften gelingt, für die 
deutsche Unternehmung und die deutsche Volks- 


wirtschaft und für ein richtiges Verständnis der 


gewaltigen Leistungen auch des Unternehmers zu 
arbeiten. Das ist alles, was geschehen kann, ist 
aber auch genug, wenn es erreicht wird. 

Diese Stellungnahme setzt voraus, daß die 
Wirtschaftsräte streng paritätische Organisationen 
sind und bleiben. Ganz sicher ist das nicht, denn 
die unabhängige Sozialdemokratie wird ihren 


Kampf um die vollständige Ausschaltung des Unter- 
nehmers aus der volkswirtschaftlichen und po- 


litischen Organisation nicht aufgeben. Ist sie dabei 
einmal siegreich, so wird die Arbeiterschaft allein 
ausschlaggebend, sowohl in den politischen, wie in 
den wirtschaftlichen Parlamenten. Wegen dieser 
möglichen Gefahr braucht man sich aber von dem 


Gedanken der Wirtschaftsräte nicht von vornherein RU 
Im Gegenteil, er ist vielleicht gerade 


abzukehren. 
ein Mittel, eine der deutschen Volkswirtschaft 
gefährliche Radikalisierung zu verhindern. 


j 


n 


Bücherschau. 


R. van der Borght, Beichs-Versichorungs- | 1 


monopol?_ Siemenroth, Berlin 1919. 3 M. 
Die Ueberführung des Versicherungswesens in 
Staatshand würde nach Ansicht des Verfassers, 
der wohl gar zu schwarz sieht, nur. ‚Nachteile 
mit sich bringen und die gehegten Erwartungen 
in finanzieller, volks- und weltwirtschaftlicher 
Beziehung enttäuschen. Das Versicherungswesen 
sei nicht, zum mindesten jetzt. noch a reif 
zur a. Te weh esse mr Monspelikerung re 5 : 
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Allgemeine Deutsche Credit-Anstalt, Leipzig. 


Bilanz-Konto per 31. Dezember 1918. 
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Aktiva. WA 
Kasse, fremde Geldsorten, Kupons und Guthaben bei Noten- und Äbrechnungsbanken]| 89 436 647 
Wechsel und unverzinsliche Schatzanweisungen ..20..cerewenesenennen sheet 001.890.346 
Nostroguthaben bei Banken und Bankfirmen...... N te er a a Bee PL Hear 128 228 287 
Lombards und Reports gegen börsengängige Wertpapiere einschliesslich Vorschüsse 

Dean DontscherKriegsanicihe, ee een nee aka ae “ssc.t. 59.080.157 
Vorschüsse auf Waren und Warenverschiffungen . NEN a De 3 Ih 10 542 892) 
RESTE WELL DRBIerBs 0 en a aa a ee ERNEST 5 58905 218 
Konsortial- und Finanzgeschäfte......., ER a RO RE ANDRE Er DR 14 816 606) 
Eitgeraae Beteiligungen bei Banken... .ci..cneeensenenee lea een denee een 7213 117 
Debitoren in laufender Rechnung......... RAR SFR RAR A RI I EEE REN 505 4658 499 
Aval- und Bürgschaftsdsbitoren............ RER RE RR Ze .M. 52795 124.43 
Bankpebäude: . oc tunen NE SEE ER Sa HERE URN RES RE DIR 9 214 500 
EBIRBSLIOHFARZUSLHynotbeken ca. see te nn ea eh nn Kane une 3 185 734 
I EEE ee ee ans le ARE RR 10001 — 
Pfandbrief- "Abteilung Aktiv- Bao m een IN RE le BEER 2130 426 

1 390 113 534 
Passiva. M. 
Aktienkapital ...... EN DEE REN a ME NE ERTENS ES - 125 000 000 
Reserven: 

Reservefonds I oo uee..eoen.. RE ER RE Be ylr, M. 40 000 000.— 

Reservefonds BE: EA er Be ED oe „17 609 000.— 57.600 000 
Kredttoren.. ....#.... 0 RENTE NE N a EEE TEN 1162 859 280 
Berne nudenchecks ne. ea Er BEN NE EIER A 29 756 875 
Aval- und Bürgschaftsverpfliehtungen ne GE RE REEL m. 52 795 124.43 
Beamten-Pensionsfonds ....... Be SE nr ER ER RR EI RR 2 414 269 
BkkiereThyadonde, Dock nicht eriobene cn. see. uanat es enable 129 996 
Gewinn- und Verlust-Konto 

WIND ee GT EEE N eier 12353 413 


1 390 113 534 
‚Gewinn- und Verlusti-Konto per. 3t. Dezember 1918. 


Soli, A 4 

NASSEN DE EA ER ER ER RS ER EL RR 3 721 688189 
Handlungsunkosten einschliesslich Krieg Esfürsorge) en ER ee RA PR 11 486 028152 
Abschreibung auf Bankgebäude ...:....ccucsar sec se ER a 165 26201 
Reingewisn des 63. Rechnungsjahres ...... BR RE NE ee el ee 12 353 413'64 
27 726 393 06 

Haben. 77 4 

Uebertrag vom vorigen Rechnungsjahre IE REN Elba arerhe Dieses 483 786 28 
Zinsen in laufender Recbnung sowie von Wechseln.........2cccseenaneenaeeeenenn 20 115 108177 
Zrsal: und ewinu auf Wertpapiere . een nee ne nen ne ae nen 1 068 350 91 
Ba NER RE Sr ARE EN RE II ANNE a Re 5 602 292,80 
Ertrag‘ der dänsrnden Beateilignnren 4. ..23..%....: ee RE RE Re REN 336 402177 
Ueberschuss der Pfanibrief-Abteilung .......2:.2.22222.220 ELLE De a Wr ak 120 451 53 


“ 


27 726 393 
Allgemeine Deutsche CGredit- Anstalt: 


Keller. Petersen. Dr, Schoen. 
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See von Quelle & a in San Frreiionnuisenae | 
Derfon und Perfönlichfeit |: Staat und 
Bon Prof. Dr. F.Niedergall i 
175 Seiten. Sn Leinenband M. 4.— | 1 Sejellic) af 


„Ein eigenartiger Reiz ift es, dem Verfaffer zu folgen bet ber Löfung 
Ko Na Sinne den Begriff der erföntichtes zu faffen. Ausgehend von Bels 
dem Leben, verhört er den Sprahgebrauch, prüft unfere Empfindungen, 
die Wirklichkeit des Lebens und zeichnet fo ein Elares Bild von 
ibeal, das In bem Edeliwort Perfönlichteit entre wird, 


in der Öegenwart 


bon 


Prof. Dr. %, Vierfandt 


162 ©. Gebunden M. 1.50 


Diesübera.s feffelnde Büdjlein ftellt 
fich in den Dienit der neuen bürger- 
lihen Gefinnung. €s ijt eine jozio= 
Kalle @inleitung in die Politit, 

die uns bisher leider gefehlt hat 
und der wir doch fo dringend be- 
N dürfen. 


en an duch 
dem 5 er Lebens: 
Die Begriffe Perfon und Derfönlichkeit kr stvel Stufen von Werten dars die 


EIS SEISITSISITTESSIERT TER E 


’ 
A| Perfon mit Eigenart und Eigenrecht If bie eine, die Verfönlichteit als eigen; 
2 artiger Befig der are seiftigen Werte ift die andere, ft ns a theoretifche 
Seil daL Mufter einer Unterfuhung und als foldes von Höchften Wert 
für ben Lehrer, fo bildet der zweite Teil eine lehrreiche eng duch 
wichtige .. ebiete: ber gefellfhaftlihe Werfehr, das Gerualproblem, die 
Alkoholfeage, Ehe, Erziehung, Religion, foziale Frage, Politik, Kunft und Dich; 
tung, bei der das Verhältnis ber beiden Begriffe ven Schlüffel sum Verftändn 8 
und zur Löfung Pe Tragen bietet —- eine Be e Pflichtenlehre und 
98 folde von Höhftem Wert für Erzieher, die Verfönlichkeiten. fein 
follen, um ‚got am und ee als Bildner von pr nlihtelten tätig fein 
au Fönnen,“ Blätter für das bayı. Somnaftalfhulmelen. 


P nn nn nn nn m mann m en nn! 
RN EEE DET DI ULBIENDIIDIABI LEI ENO EI DHOEDON EIER ON DOOR. LETTER er 
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Deutscher Eisenhandel 
Aktiengesellschaft Berlin. 


Bilanz am 31.- Dezember 1918, 


Aktiva. 

Grundst. Neue Grün- 
u. Alte Jakobstr,. 

Grundstück 
Sickingenstrasse..| 1 029 084 — 
Inventar. 24.2... 4 1 
Waren, Bestand.. 259 999106 
Kasse u. Bankguthab. 10 730 390/23 
Wechsel .......... 25 969192 
Effekten ....... ...1 1423 819[75 
Debitoren .........| 4851 533/72 
Beteiligungen .....|22 641 000 — 
41 781 889168 
A, 4 
23 000 000| — 
4709 060 — 
3 000 000 — 
1 500 0001 — 


A, 4 
1 320 092] — 


Passiva. 
Aktien-Kapital ..... 
Teilschuldverschr. .. 
Reservefonds ...... 
Delkrederefonds..... 
Rückstellang für 

Tal onsteuer. AER DEN 
Kreditoren einschl. 
Kriessgewinn- 
steuer- Rücklage . r 
Ausgeloste, nicht be- 
hobens Teilschuld- 
verschreibungen ... 
Noch nicht abgehob. 
Dividende ...,.... 
Gewinn GA 


302 645 — 
3 464 970/28 


8000 


5 6401— 

5 791 634/40 
41 781 889/68 
Gewinn- uni Verlust-Rechnung. 


bLebet. 974 3 
Absechr. auf Grunäst.| 1 550 824 — 
Delkrederefonds....| 1500 0001 — 
Netto-Gewinn .....! 3 041 63440 
Aus freigew. Reserv.| 2750 000 


8 842 45810 


ll. ee 
646 248190 


Kredit. 
Vortrag aus 1917.. 
Gawinn auf Woare:i. 

und Beteiligungen] 3 607 36209 
Anus freigew. Reserv.| 4 250 0901 — 


ZINSEN»... 2 N 3353 777141 
Verfaliener Dividen- 
denschein ....... 10 


| 555 a58|4U 

Die au: M, 300.— festgesetzte 
Dividende, sowie die Sonder- 
vergütung von Mı 107,50 für 
jede Aktie wird von heute ab 
bei unserer Gezellschafts- 
kasse in Beriin SW,, Neue 
Grüssirasse 17, bei der 
Sirectisn der Disconto- 
Gesellschaft in Berlin, 
bei der Beriiner Handels- 
Geselischaft in Berlin, bei 
dem Schlesischen Bank- 
verein, Filiale der Deut« 
schen Bank in Breslau 
und kei der Allgemeinen 
Beuischen Credit-Änstalt 


i in Leipzig und Dresden aus- 


gezahlt. 
Berlin, den 15. Mai 1919. 


Deutscher Eisenhandel 
Aktiengesellschaft. 
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Berliner Holz-Comptoir. 
Bilanz am 31. Dezember 1918. 


Aktiva. M |4 
“Torsten-Konto .....ı 4 902 281118 
Waren-Konto ..... 5 626 867161 
Oderberger Werke .| 280102) — 
Grundstücke und 
Berliner Werke ..| 2 322 674/28 
Kontorutensilien ... _ 
Hypoth.-Forderung.. 971501 — 
Wertpapiere ...... 745 345/114 
Kassenbestand .....| 148848108 
Kundenwechsel .... 62 157140 
Hinter]. Sicherheit. u. 
Avale . 359 201.— 
Debitoren ......... 1 998 320119 
Oderberger Schlepp- 
schiffahrt G.m.b.H. 
Anteile ......... 19 112188 
Kriegsschäden-Kto..| 106 126/11 
16 309 485187 
Passiva. M. 4 
Aktien-Kapital ....| 6 000 000 — 
Reservefonds ...... 601 170/20 
Reserve-Fonds II...| 1000001 — 
Versicherungs-Fonds 60 000|— 
Feuerversich.-Fonds 200 000/— 
Deleredere-Fonds .. 50 000 — 
Rückstellung für 
Talonst. (gefüllt). 60 000|— 
Pension- und Unter- 
stützungs-Fonds..| 279 465155 
Hypotheken-Schuld.| 1 240 500 — 
Beamten-Sparkasse .| 421 810/95 
Kreditoren ........ 5.085 770154 
Akzepto. 42.4... 300 000 — 
Empfangene Sicher- 
heiten und Aval- 
verpfl. 359 201.— 
Nicht abgeh. Divid. 6 774 — 
Rückst. f. Kriegsge- 
winnsteuer a. 1917] 690 000 — 


Gewinn u. Verl.-Kto.| 1 213 99463 
16 309 48587 
Die Auszahlung der Dividende 
pro 1918 mit M.48.— resp. M. 96.—, 
suwie des Bonus mit M. 86. - 
resp. M. 72.— erfolgt vom Montag, 
den 19. Mai cr. ab gegen Ein- 
lieferung der Dividendenscheine 
nebst arithmetisch geordnetem 
Nummoernverzeichnisan der Coupon- 
kasse der Direction der Disconto- 
Gesellschaft in Berlin. 
Berlin-Charlottenburg, 
den 17. Mai 1919. 


Der Vorstand. 


Biffenihaft und Bildung 
Stoffwechfelund DIA 


pon Gefunden und Kranfen 
Bon 


Seh. Med.»Rat Prof. Dr. E, U. Ewald 


128 ©eiten mit zahlr. Abb. 
Gebunden M. 1.50 


Verlag von Quelle & Meyer, Leipzig 


DEUTSCHB WIRTSCHAFTS-ZEITUNG 


F. Bufzke & Co. 
Aktiengesellschaff für Metali- 
indusfrie Berlin. 


Bilanz am 21. Derciuver iVis 


Aktiva. M 4 
Grundstück- und Ge- 

bäude-Konto..... 1 820 000) — 
Masch.-u.Werkz.-Ko, 1l— 
Modell-Konto ..... 11— 
Utensilien-Konto... 1— 
Patent-Konto...... 1— 
Kassa-Konto ...... 37 388/01 
Wechsel-Konto ... 5 073157 
Effekten-Konto ....| 2301 571/17 
Konto-Korrent-Kto. | 1 251 868111 
Waren-Konto .....| 1329 000 En 
6 744 904.86 

Passiva. AU | 
Aktienkapital-Konto| 3 000 000| — 
Hypotheken-Konto .| 741 0001 — 
Reservefonds-K.onto 300 000/— 
Dispositionsf.-Kontol 120 000 — 


Reserve für Berufs- 


genossenschaft ... 20 0001 — 
Dividenden-Konto.. 12201 — 
Arbeiter-Unter- 
stützungsfonds-Ko. 99 694157 
Beamten-Unter- 
stützungsfonds-Ko| 190 176|— 
Konto-Koerrent-Kto. | 1 814 29293 
Gewinn-u.Verl.-Kto.) 458 521136 
6 744 904186 
Gewinn- und Verlust-Konto. 
Soll, TAB 
Abschreibungen ....| 14987306 
Handlungs-Unk.-Ko.| 623 642/54 
Reparaturen-Konto . 22 827103 
Hypothek.- Zins.-Ko. 29 918135 
Konto-Korrent-Kto. 4 19380 
Bilanz-Konto ...... 458 521 36 
1 281 97614 
Haben. NM. 4 
Vortrag aus 1917... 35 235112 
Hausertrags-K.onto . 20 299/29 
Zinsen-Konto...... 171406111 
Waren-Konto...... 1.055 035/62 
1281 97614 


Die auf 10% festgesetzte Divi- 
dende gelangt mit 34. 600.— pro 
Dividendenschein pro 1918 sofort 
zur Auszahlung. 

Berlin, den 16. Mai 1919. 


Der Vorstand. 
E. Bluhm. Haupt, 


Die am d. Juli und f, Sep« 
tember 1919 fälligen Zinsscheine 
unserer Pfandbriefe und Kommunal- 
Obligationen werden vom 85. Juri 
und 15, August 1919 ab au 
unserer Kasse, sowie an den 
früber bekannt gemachten Stellen 
eingelöst: 

Berlin, den 26. Mai 1819. 


Praussische 
Hypotheken-Astien-Bank. 


uni, 


Jaggaaaz 
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‚Verlag von Quelle & Meyer in Leipzig 


7 LLHLEES: 


Unjere Volksernähbrung 


auf der Grundlage unferer Landwirtichaft 


Herausgegeben 
von 


Drofeljor Dr. Shoenihben 
58 Seiten Text und 46 Rartenbeilagen 


Steif brofcbiert M. 2.80 


Der Verfajjer bebandelt diefe Srage auf Grundlage 
eines umfangreicen jtatijtijchen Materials, das jich auf 
die letzten Jahre vor Rriegsausbruch bezieht. Die Aus» 
wertung unferer Ernteerträge an Nährfrüchten wird im 
einzelnen unterfucht und berechnet, ob jene Erträge für 
die Ernährung des arbeitenden deutjchen Volkes aus- 
reicdend find. Die Erörterungen, die durchweg durch 
finnreiche grapbifche Darjtellungen erläutert und für 
jedermann verjtändlich gemacht werden, dürften dazu 
beitragen, das gegenfeitige Verjtändnis zwijcben Stadt 
und Land zu fördern. Sür die Band des Lehrers, der 
feine Aufgabe in jtaatsbürgerlicher Unterweijung der 
Jugend fieht, wird die Schrift von befonderem Werte fein. 
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gie Vereinigten Staaten von Amerika 
Shre wirtfehaftliche, politifche und fozigle Entwidlung ; 


Bon Prof. Dr. PB. Darmftaedter, 
248 Seiten. Sn Leinenband M. 4.— 


„Beofeffor Paul Darmfkaedter fehildert den Werdegang und die Ents 


wiclung ber Vereinigten Staaten von Nordamerika, fowie deren 
heutige Zuftände und ihre Aufgaben für die Zukunft. Diefem Buche 


und erfchöpft in urger Darftellung das intereffante Thema völlig. .. 
Wir werden Zeugen der eigenarfigen und verfchiedenarfigen Entz 
frehung der englifchen Kolonien in Amerika, ihres Kampfes gegen 
das Mutterland, der Bildung des Staates, der Entwidlung des 


‚Tann man uneingefchränftes Lob erteilen, es ift glänzend gefchrieben 


MWirtfihaftsiebens und der Umgeftaltung der politifhen Parteien, 


Gerade heute, wo biefes Land Überhaupt für ung Europäer eine 
Bedeutung gewonnen, die e8 zu einem internationalen Faktor ger 
macht hat, muß ein foldes Buch) im höchften Grade erfreuen, und wir 


ohnfchen deshalb auch der ganzen Zolge beftes Gedeihen,“ 


: Neue Freie Preffe. 
„E8 ift mir eine Freude, diefen Abriß der ameriknifchen Gefchichte 
einem politich und Sfonomifch intereffierten Leferkreig anzuzeigen. 


Das Buch ift ganz vorzüglich geeignet, allen Denen, die fi über 


die Entwidlung der amerifanifhen Union orientieren wollen, als 
Einführung zu dienen.” - Die Hilfe, 


Berlag von Quelle 8 Mep 


erin Leipzig 
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Aufsätze. i gehabt. Erst mit der Zunahme der Thesaurierung 
Vom Wesen der Inflation von Papiergeld — in der Hauptsache seit der 
? politischen Umwälzung — ist dieser Teil des 


Von Professor Dr. W. Prion, Berlin.*) 


Die von der Reichsfinanzverwaltung während 
der Kriegszeit verausgabten 160 Milliarden M., 


Papiergeldes Ausdrucksmittel für die aufgeblähte 
Kaufkraft der Einzelwirtschaften geworden. Sonst 
ist der erhöhte Umlauf an Noten durchaus Folge 
der herrschenden Teuerung, des Zahlungsmittel- 
bedarfes, keineswegs aber die Ursache der Inflation 
(unten). Dagegen bot die Aufnahme von insgesamt 
etwa 34 Milliarden M. Papiergeld (31. Dez. 1918) 
durch den Verkehr Raum, um in dieser Höhe 
Mittel für die Reichskasse unverzinslich flüssig zu 
machen. 


Weil ein grosser Teil der ins Riesenhafte 
gestiegenen Kaufkraft — infolge des herrschenden 
Mangels an Waren und Arbeitskräften — hier keine 
Verwendung finden konnte oder durch die stei- 
genden Preise einstweilen vom Kaufe abgehalten 
wurde, verfügten die Einzelwirtschaften anderweitig 
darüber. Durch die Zeichnung auf die unbe- 
grenzten Kriegsanleihen des Reiches ist die freie 
Kaufkraft in erheblichem Umfange (auf 9 Kriegs- 
anleihen Zeichnungen im Nennbetrag von fast 
100 Milliarden M.) wieder auf den unermüdlichen 
| grössten Käufer in der deutschen Volkswirtschaft, 
auf die Reichskasse, übertragen worden, wodurch 
in regelmässigen Zeitabschnitten auch gewisse 
Teile der vorher. ausgegebenen Zahlungsmittel 
zur Reichsbank zurückgeflossen sind. Durch den 
Kauf von anderen Wertpapieren ist eine Um- 

*), Aus einem Vortrage über den Einfluss der deutschen ung ee IN: N une. 35: 
Kriegstinanzierung auf die Preise, gehalten am 30, März 1918 Einzelwirtschaft erfolgt, bei der die Kaufkraft der 
vor der Rechts- und staatswissenschaftlichen Arbeitsgemein- ‚ Kriegsanleihe entzogen aber auch vom Gütermarkt 
schaft der Universität Berlin. | ferngehalten sein kann. Bei der Einzahlung von 


aus der Zurückleitung der Kaufkraft von den 
Einzelwirtschaften bezw. den Banken auf das 
Reich, haben bei ihrer Verausgabung zunächst 
die Zahlungsmittel und -einrichtungen — Noten, 
Giro- und Scheckverkehr — deren Ausdehnung 
stossweise vergrössernd, durchlaufen und bei einer 
grossen Zahl von Empfängern der Zahlungen 
entweder kaufbereiten Gegenwert für ausverkaufte 
Bestände oder unmittelbar oder mittelbar — 
durch Ausscheiden der Kosten aus den Ein- 
nahmen — stark und sehr stark erhöhte Ein- 
kommen gebildet. Mit dieser täglich in grösstem 
Umfang neu entstandenen Kaufkraft konnten | 
mit Leichtigkeit Güter und Dienstleistungen aller 
Art gekauft werden, wodurch die aus dem ge- 
waltigen Kriegsbedarf, aus der Vernichtung zahl- 
reicher Güter durch den Krieg und aus dem | 
Mangel an umsatzfähigen Gütern entstehende 
Tendenz zur Preissteigerung in der wirkungs- | 
vollsten Weise verstärkt wurde. Die anhaltenden 
Preissteigerungen wie die grösseren Kassenreserven 
auf Grund der erhöhten Preise haben die Bindung 
dauernd steigender Mengen Zahlungsmittel — | 
Noten und Darlehnskassenscheine — zur Folge | 
en 

| 
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Einlagen bei den Kreditinstituten ist die Kauf- 
kraft in der Hauptsache auf die Reichskasse (durch 
Uebernahme von Reichsschatzanweisungen von 
seiten der Kreditinstitute in Höhe von 30 Milliarden 
Mark Ende 1918) übertragen worden, obwohl 
nicht unbedeutende Teile dieser Einlagen nur auf 
kurze Zeit bei den Banken hinterlegt worden 
sind, während welcher die Kaufkraft für die Be- 
sitzer nur ruhen, nicht etwa als endgültig abge- 
treten gelten soll. Lediglich die Entrichtung von 
Steuern bedeutete eine unwiderrufliche Minderung 
der Kaufkraft der Einzelwirtschaften und Ueber- 
tragung derselben auf den Steuerfiskus. Da je- 
doch in Deutschland wirksame Kriegssteuern fast 
garnicht oder erst gegen Ende Krieges zur Ein- 
führung gelangt sind, und bis dahin ausserdem 
die Abwälzung der Steuern auf die Preise und 
Einkommen nicht sonderlich erschwert war, so 
sind in Wirklichkeit die zahlreichen Einzelwirt- 
schaften, deren Kaufkraft im Kriege und durch 
den Krieg besonders stark gestiegen ist, von den 
Steuern nur wenig belästigt worden. 


Tatsächlich ist zwar der grösste Teil der in 
der Kriegswirtschaft entstandenen oder freigesetzten 
Kaufkraft auf dem Wege der Kriegsanleihen und 
der Schatzanweisungen der Reichskasse wieder 
zugeführt — wenn auch nur auf längere oder 
kürzere Zeit geliehen — worden. Aber zu be- 
achten ist, dass erstens nur ein Teil, keineswegs 
die gesamte, für die Existenz der Einzelwirtschaften 
nicht unbedingt notwendige Kaufkraft an das 
Reich abgetreten worden ist, wie das wohl mög- 
lich und sicherlich wünschenswert gewesen wäre. 
Vor Abzweigung ihrer Kaufkraft zur Kriegsanleihe 
und zu den Schatzanweisungen haben vielmehr 
gerade die leistungsfähigen Einzelwirtschaften Güter 
und Dienstleistungen für Produktions- und Konsum- 
tionszwecke aufgekauft und dadurch das Zustande- 
kommen der hohen Preise ermöglicht und geför- 
dert. Eine Grenze fand diese Geltendmachung 
der Kaufkraft am Gütermarkt ausser — allgemein — 
in den Einkommensverhältnissen und dem freien 
Willen der Einkommens- und Vermögensbesitzer 
auch in den behördlichen Rationierungen, in dem 
Mangel an Waren und in den Erschwerungen des 
Schleichhandels. Auf der andern Seite wurde je- 
doch die Verwendung immer grösser werdender 
Einkommensteile zu Kaufzwecken gefördert durch 
das von der Rationierung nur knapp befriedigte 
Nahrungsbedürfnis und die im Schleichhandel 
eingetretenen sprunghaften Preissteigerungen sowie 
insbesondere auch durch den Ueberfluss an Kauf- 
kraft in den Händen plötzlich reich gewordener 
Kriegsgewinner. 
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Und zweitens ist nicht zu übersehen, dass. 


sowohl die Reichsschatzanweisungen, wie auch 


die Kriegsanleihe durch Verkauf und Verpfändung 

die Möglichkeit boten, die darin gebundene Kuf- 
kraft für den Besitzer wieder aufleben zu lassen, 
‚auch ohne dass anderes, bereits vorhandenes Geld- 


kapital in die Lücke (durch Uebernahme der 
Wertpapiere) eingreifen musste. Die Verwendung 
der Anleihestücke als Zahlungsmittel war schon 


während des Krieges keine Seltenheit. Wichtigerund 


entscheidend zugleich ist, dass das Reich sowohl 
die Einlösung der Reichsschatzanweisungen inner- 
halb kurzer Frist, wie auch die Reichsbank den 
Rückkauf der Kriegsanleihe nach dem Kriege 
versprochen haben aus Mitteln, die in der Haupt- 
sache nur aus neuen Krediten geschöpft werden 


können, da die Kapitalneubildung oder die Til- In 


gung aus laufenden Steuern nur langsam vor 


sich gehen wird. Wenn bei der Wiederingang- 
setzung des deutschen Wirtschaftslebens, dieheute 
noch durch den verlorenen Krieg und die Folge 
erscheinungen der politischen Umwälzung gehin- 


dert wird, die Kapitalien aus der Kriegsanleihe 


mit den Reichsschatzanweisungen zurückgerufen 
werden — aus Gründen der Produktionssteige- 
rung ist das zu wünschen —, dann wird de * 


während des Krieges entstandene und in der 
Kriegsanleihe und den Reichsschatzanweisungen 
aufgestapelte überreichliche Kaufkraft zum min- 


desten einer Preissenkung lange Zeit im Wege 
stehen. Allerdings wird dann auch mit der Pro- 
duktionssteigerung wieder eine Vermehrung dr 
umsatzfähigen Güter zu erwarten sein, anstatt 
wie bisher — durch die Zerstörungen des Krieges — 
eine Verminderung, so dass sich das Verhältnis 
zwischen Angebot und Nachfrage nach Waren 
wieder bessern kann. Endlich ist zu berücksich- 
tigen, dass nach Beendigung des Krieges bee 
stimmte Massnahmen zur Verringerung der Kauf- 
kraftmenge durchgeführt werden können, was 
während des Krieges als unmöglich oder als un- 


tunlich angesehen worden ist. 


Wenn man ein militärisches Bild gebrauchen 


will, so kann man sagen, dass die aus der Kriegs- 


wirtschaft zurückgebliebene Kaufkraft der Einzel- 
wirtschaften eine Bereitstellung mit Tiefengliede- 

rung eingenommen hat. Als Vorposten gelten 
die über den unmittelbaren Zahlungsbedarf hinaus- RT 
gehenden Papiergeldmengen in den Kassen der IR N 


Einzelwirtschaften sowie ein Teil der Giroguthaben 


bei der Reichsbank, insgesamt etwa 20 MilliardenM. R 


am 31. Dezember 1918, die in jedem Augenblick 


bereit sind, als Käufer für Waren und Dient- 
leistungen aufzutreten, sobald sich dazu ine Ger 


2 
RE 


. (gegen 5,5 Milliarden M. Ende 1913), weniger bei‘ 


= 


‚anleihen aufgesögen worden. 


legenheit bietet. Der ersten Kampflinie vergleich- 
bar sind die Guthaben, die, um der Zinslosigkeit 
zu entgehen, auf tägliche Kündigung bei den 
Banken eingezahlt worden sind, bis sie in den 
Wettkampf am Gütermarkt eingreifen können, 
oder in eine Kapitalanlage umgewandelt werden 
sollen. Ihr Betrag ist auf weitere 14 Milliarden-M. 
zu veranschlagen. Die ersten Reserven bilden 
die Hinterlegungen mit Kündigung, insonderheit 
bei den Banken in Höhe von 13 Milliarden M. 
(gegen 3 bezw. 4 Milliarden M. Ende 1913) und bei 
den Genossenschaften in Höhe von 10 Milliarden M. 


33 Milliarden M. Einlagen der Sparkassen, bei 
denen der Charakter als Kapitalanlage noch vor- 
herrschendürfte. Von dermilitärischen Kriegführung 
unterscheidet sich diese finanzielle Gliederung nun 
sehr wesentlich dadurch, dass die finanziellen Re- 
serven in Wirklichkeit garnicht mehr vorhanden 
sind, weil sie längst verbraucht sind. Die Depo- 
siten und sonstigen Einlagen sind zum grössten 
Teil an das Reich (die Bundesstaaten und Ge- 
meinden) weitergegeben worden, indem sie Anlage 
in Schatzanweisungen des Reiches und in sonsti- 
gen Krediten gefunden haben. Die Reichsschatz- 


anweisungen, deren Umlauf ausserhalb der Reichs- 


bank Ende 1918 ungefähr 25 Milliarden M. be- 
tragen haben dürfte, sind zwar formell nach 3 
bis 6 Monaten fällig; aber diese Fälligkeit steht 
‚im wahren Sinne des Wortes nur aufdem Papier. Ihre 
Einlösung kann regelrecht nur aus einer Umwand- 


. Jung in eine langfristige Anleihe erfolgen, was 


zur Voraussetzung hat, dass genügend anlage- 


handen sein muss. Dieses ist jedoch schon zu 
einem erheblichen Teil von den bisherigen Kriegs- 
Da endlich in den 
Kriegsanleihen auch solches Kapital steckt, das 


später wieder in der Produktion, im Handel, Ver- 


kehr, Schiffahrt, Landwirtschaft und Gewerbe 
verwendet werden soll, so kann man — in dem 
Bilde von der Bereitstellung — bis zu einem ge- 
wissen, nicht näher bestimmbaren Grade die in 
den Kriegsanleihen in Höhe von weiteren 88 
Milliarden M. aufgestapelte Kaufkraft als Armee- 
reserve bezeichnen, die zuletzt in den Kampf 
eingreifen soll — aber auch schon vom Reich 


_ verausgabt worden ist, ohne dass es dem letzteren 


möglich wäre, sie sofort, etwa aus den damit 
gekauften Sachgütern zurückzuerstatten. 

In diesem Aufmarsch steht das gewaltige 
Heer von Kaufkraft Gewehr bei Fuss, um bei 
der ersten sich bietenden Gelegenheit den Kampf 


mit dem Mangel an Waren um die Preise auf- 


.. suchendes Sparkapital für diese Anleihen vor- | 


x 
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zunehmen. Einen Vorgeschmack von der Marsch- 


bereitschaft dieser Milliarden haben wir schon in 
der Zeit nach der politischen Umwälzung be- 


' kommen, als die ängstlichen Leute begannen, 


ihre Kriegsanleihe zu veräussern und dafür Papier- 
geld und Depositen anzusammeln. In der Zeit 
vom 1, Oktober 1918 bis 31. März 1919 mussten 
über 20 Milliarden M. Papiergeld neu ausgegeben 
werden. | 

Angesichts der Tatsache, dass ein grosser 
Teil, vielleicht der grösste Teil der durch die ge- 
steigerte Kaufkraft umgesetzten Güter verbraucht, 
vernichtet worden ist, also der den Einzelwirt- 
schaften verbliebenen Kaufkraft nicht mehr gegen- 
übersteht, entspricht es mehr den wirklichen Ver- 
hältnissen, wenn man sagt, dass diese (subjektive) 
Kaufkraft der Einzelwirtschaften aufgebläht sei. 
In Wirklichkeit liegt eine Aufblähung dieser sub- 
jektiven Kaufkraft der Einzelwirtschaften vor. Will 
man für Aufblähung das Wort Inflation benutzen, 
so müsste man genau von einer Kauikraftinflation 
(Kaufkraft in dem hier umschriebenen Sinne) 
sprechen. Dann käme diese Inflation zum Aus- 
druck in der Zunahme des Umlaufs an Noten 
(Thesaurierung), vor allem in dem Anwachsen 
der Depositen und in der gewaltigen Menge der 
Kriegsanleihen. Das Wort Noteninflation würde 
nicht nur sachlich ungenau sein, weil der Noten- 
umlauf die Folge der gestiegenen Kaufkraft der 
Einzelwirtschaften ist, sondern auch — abgesehen 
hiervon — zu eng sein, weil sich die Inflation 
auch auf die Depositen und die Kriegsanleihe 
erstreckt. Dasselbe gilt für die Bezeichnung: Geld- 
inflation, wenn auch der Begriff Geld die Depo- 
siten, das Girogeld, mit umfassen kann, je nachdem 
er verwendet wird. 

Endlich: die erhöhte — jetzt verständlich — 
äufgeblähte Kaufkraft hat sich in der Hauptsache 
niedergeschlagen in Forderungen an das Reich, 
unmittelbar auf Grund der Kriegsanleihen, mittel- 
bar über die Noten und Depositen auf Grund der 
Schatzanweisungen. Auf diese Weise ist das 
Reich die in der Hauptsache durch seine Zahlungen 
erzeugte Kaufkraftsteigerung seinen eigenen Bürgern 
schuldig geworden. So besteht letzten Endes die 
erhöhte Kaufkraft der Einzelwirtschaften in Forde- 
rungen an das Reich, an die Gesamtheit der 
Einzelwirtschaften. Das Reich hat aber die er- 
haltenen realen Güterwerte dem Verbrauch, der 
Vernichtung entgegengeführt. 

Der Konsumtivkredit des Reiches ist die letzte 
Ursache der (Kaufkraft-) Inflation; ein Konsumtiv- 
kredit in einem nie für möglich gehaltenen Um- 
fang ist die Ursache gewesen, dass privatwirt- 
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schaftlich zu Recht bestehende Forderungen in 
Höhe von 150 Milliarden M. neu entstanden sind 
und Anspruch erheben auf einen volkswirtschaft- 
lichen Güterbestand, der der Menge nach eine 
Verminderung, sicherlich “keine entsprechende 
Vermehrung erfahren hat. Mit Recht ist, ins- 
besondere von Mombert hervorgehoben worden, 
dass es sich daher bei der Kriegskostendeckung 
um 2 Probleme handele: 1. um der Wiederersatz 
der fehlenden Güter (des Kapitais im volkswirt- 
schaftlichen Sinne) und 2, um die Regelung des 
Schuldverhältnisses des Reiches zu seinen Bürgern 
im Sinne der Schuldenabtragung. Inwieweit bei 
der Lösung des letzteren Problems anti-inflatio- 
nistische Bestrebungen verfolgt werden können 
oder sollen, mit anderen Worten: ob von der 


„finanziellen“ Seite ein Abbau der Preise, eine 


Preissenkung, herbeigeführt werden kann und 
soll, muss einer besonderen Erörterung vorbehalten 
bleiben. 


Das wirtschaftliche Zerstörungswerk 


der Münchener Räterepublik. 
Von Dr. Leo Blum, | 

Schriftleiter der „Münchener Neuesten Nachrichten“. 

München, das bisher meist nur in künst- 
lerischen Dingen die Fährung in Deutschland 
hatte, scheint den Beruf zu haben, auch in der 
deutschen Revolution ander Spitzezumarschieren. 
Zwei Tage vor dem übrigen Deutschland setzte 
in München im November des verflossenen Jahres 
die politische Umwälzung ein und nunmehr 
hat es in knapp vier Wochen alle nur denk- 
baren Stufen einer Räteherrschaft bis 
zum letzten Extrem des rein asiatischen Bolsche- 
 wismus durchlaufen. Ueber die Gründe, warum 
München der geeignete Boden für all diese 
Experimente war, soll hier nicht weiter ge- 
sprochen werden. Neben den Erscheinungen, 
die man unter dem Begriff Schwabingertum 
zusammenfassen kann, fällt ein Teil der Schuld 
an der traurigen Entwicklung, deren Peripetie 
wir eben miterlebt haben, auch auf die Fehler 
und Unterlassungen der Regierung Hoffmann 
und der Parteien des Landes, wie auf die 
Lässigkeit und Gleichgültigkeit des Bürgertums 
und der denkenden Mehrheit der Arbeiterschaft, 
die im ganzen genommen keineswegs radikaler 
ist als in anderen Städten des Reiches. Ein 
‚gerüttelt Mass des Samens, aus dem schliesslich 
die Herrschaft eines eitlen Literatenklüngels, 
verstiegsener Narren, gerissener Ausbeuter der 
revolutionären Konjunktur und zuletzt skrupel- 


loser Verbrecher und Hochstapler emporschiessen 
konnte, hat auch der plötzlich von der Regierung 
an die Spitze eines neu gegründeten Zentral- 
wirtschaftsamtes berufene Dr. Neurath aus- 
gestreut. Dieser phantastische Dilettant, der 
die schwierigsten wirtschaftlichen Probleme im 
Handumdrehen löste und dem jede, aber auch 
jede Kenntnis von Bayerns Industrie und Handel, 
Landwirtschaft und Gewerbe fehlte, verstand es 
durch sein mit demagogischem Geschick in die 
Massen geschleudertes Schlagwort von der 
Vollsozialisierung den Sozialisierungskoller in 
sonst ruhigen Arbeiterköpfen auf die Siedehitze 
zu treiben und die Bahn frei zu machen für 
die Aufrichtung einer Räterepublik München, 


_eines wirtschaftlichen Gebildes, das für jeden 


Einsiohtigen schon wegen seiner engen lokalen 
Begrenzung von vornherein eine Totgeburt war. 


Anstatt Freiheit, Gleichheit, irdischem Glück 
und all den anderen schönen Dingen, die den 
betörten Arbeitern versprochen wurden, hat die 
Räteherrschaft München einen heute in seinem 
ganzen Umfang noch gar nicht zu überbliokenden 
Schaden zugefügt, den in der Hauptsache gerade 
die werktätige Bevölkerung der Stadt wird 
tragen müssen. Das Wirtschaftsleben der 
bayerischen Hauptstadt war ohnehin infolge 
der ungünstigen Produktionsbedingungen, die 
durch die grosse Entfernung von den wichtigsten 
Rohstoffgebieten, die teuren Transportkosten 
und die verhältnismässig hohen Arbeitslöhne 
bedingt sind, eine zarte Pflanze, die während 
des Krieges ziemlich künstlich zu kräftigerem 
Wuchs emporgezüchtet worden war, gerade 
darum aber für die nächste Zeit besonderer 
Pflege bedurft hätte. Um so verheerender sind 
die Wirkungen der völligen Lahmlegung 
und Unterbrechung desErwerbslebens 
der Stadt, die sich von Woche zu Woche in 
rasendem Tempo steigerten und schliesslich den 
gänzlichen wirtschaftlichen Zusammenbruch nur 
noch als eine Frage von wenigen Tagen er- 
scheinen liessen. Wer sehenden Auges durch 


_ die Fabriken und Kontore, Geschäftsräume und. 


Läden schritt, dem starrte überall das Bild 
eines mehr oder minder raschen Absterbens 
und Zerfalls entgegen. Infolge der immer 
engeren Abschliessung Münchens von der Aussen- 
welt wurde allmählich jede Rohstoffbeschaffung 
für die Industrie unmöglich, der Kohlenmangel 
wurde derart gross, dass, wenn der Zustand 
noch einige Tage gedauert hätte, beispielsweise 
die Münchner Brauindustrie zur völligen Be- 
triebseinstellung gezwungen gewesen wäre, was 
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Zehntausende von Arbeitern, Angestellten und ! hatten einen Einnahmeausfall von gewiss 


Bediensteten brotlog gemacht hätte. Selbst die 
Münchener Bäckereien standen vor dieser Gefahr, 
weil ihre Vorräte an Braunkohlenbriketis zu 
Ende gingen. Durch die Postsperre, die 
Stillegung des Zugverkehrs und die 
Unterbindung des Telefonverkehrs nach 
auswärts konnten Bestellungen, auch wenn sie 
noch so dringend waren, nicht auslaufen und 
umgekehrt Aufträge von aussen die Münchener 
Adressaten nicht erreichen. Besonders nachteilig 
war dies für die Grosshandelsfirmen, die in 
Saisonartikeln arbeiten; deren Bestellungen 
sind vielfach so verspätet in die Hände der 
Fabrikanten gelangt, dass sie von diesen nicht 
mehr zur Ausführung angenommen werden 
konnten. Der in München recht bedeutende 
Handel in solchen Artikeln wird infolgedessen 
im kommenden Herbst und Winter häufig ohne 
Waren sein. Erhebliche Aufträge sowohl vom 
Ir- wie vom Auslande wurden zurückgezogen 
und Sendungen, die bereits unterwegs waren, 
zurückgerufen. Auch der Besuch der in die Zeit 
der Münchener Räteherrschaft fallenden Leip- 


ziger Messe, für die schon weitgehende Vor- 


bereitungen getroffen waren, wurde ausser- 


ordentlich erschwert, so dass den zahlreichen 


Interessenten in München erhebliche Ausfälle 
und vergebliche Ausgaben erwuchsen. 


Von tief einschneidender Wirkung war der 
neuntägige Generalstreik (einschliesslich der 
Oster - Feiertage), dessen Sinnlosigkeit der 
Münchener Arbeiterschaft aber doch bald klar 
wurde; die wachsende Erbitterung über diesen 
Wahnwitz gerade in den Kreisen der Arbeiter 
nötigte schliesslich die skrupellosen Gewalt- 
haber der Räterepublik zur vorzeitigen Auf- 
bebung des Arbeitsverbotes. Die erzwungene 
Fortzahlung der vollen Löhne und Gehälter 
bedeutete eine schwere finanzielle Belastung für 
die einzelnen Unternehmungen, umsomehr als 
auch für die an der Front der Roten Armee 
und im Innendienst der Räterepublik tätigen 
Arbeiter die Löbne fortgezahlt werden mussten. 
Mindestens 7 Millionen Mark täglich dürften so 
allein für Gehälter und Löhne ohne jede Gegen- 
leistung unproduktiv aufgebracht worden sein. 
Auch an den Tagen, an welchen gearbeitet wurde 
— es waren das während der Zeit der zweiten 
Räterepublik im ganzen nur sechs —, blieb das 
Arbeitsergebnis weit hinter dem normalen zurück. 


Der gesamte Produktionsausfall in Ge- 


werbe und Industrie wird auf mehr als 140 
Millionen Mark veranschlagt; die Detailgeschäfte 


50 Millionen Mark. Bezeichnend für die 
angeblich dem Wohle der minder begüterten 
Klassen des Volkes dienende Tätigkeit der Räte- 
regierung ist, dass die mittleren und kleinen 
Gewerbetreibenden ganz besonders hart von 
dem Generalstreik betroffen wurden und viel- 
fach in schwere finanzielle Bedrängnis 
gerieten. Auf 10 Millionen Mark wurde in 
einer Betriebsräteversammlung schon vor Ab- 
lauf des Generalstreiks die Summe angegeben, 
die das Kleingewerbe für die Streiktage auf- 
zubringen habe. Mit 800000 Mark mussten 
die städtische und die Staatskasse einspringen, 
um jene Arbeiter zu befriedigen, deren Arbeit- 
geber zur Lohnzahlung ausserstande waron. 
Wie auch auf grosse Firmen die Ausschöpfung 
der flüssigen Mittel gewirkt hat, zeigen die 
Bayerischen Geschützwerke Fried. Krupp, die 
Bayerischen Motorenwerke und die Bayerischen 
Flugzeugwerke,drei der bedeutendstenMünchener 
Industrie-Unternehmungen, die, ohnehin mit 
grossen Schwierigkeiten bei der Umstellung 
auf die Friedensp‘.oduktion kämpfend, angesichts 
ihrer Entblössung von Zahlungsmittseln die 
demnächstige Betriebseinstellung angs- 
kündigt haben. 

Grosse Unruhe und weitgehende Störungen 
in die Betriebe brachte die Hals über Kopf 
erfolgte Einführung von Betriebsräten, 
namentlich wegen der sehr weitgehenden und 
überdies höchst unklaren Abgrenzung der 
Kompetenzen dieser Organe. Angesichts der 
offenen Tendenz der Führer, nicht den gesunden 


Grundgedanken der Betriebsräte-Organisation 


zur Reife zu bringen, sondern diese bloss als 
politisches Agitationsmittel zur Durchsetzung 
ihrer wahnwitzigen Ziele auszunützen, muss 
man sich fast wundern, wenn zahlreicho ein- 
sichtige und verständige Betriebsräte, deren 
Machtbefugnisse unter der Räteherrschaft weit 
über die Regelung der sozialen und wirtschaft- 
lichen Angelegenheiten der Arbeiterschaft hin- 
ausgingen und tief in die eigentliche Geschäfts- 
führung und Leitung eingriffen, ihre Aufgabe 
keineswegs bloss destruktiv auffassten. Es 
trat eine engere Verknüpfung zwischen 
Arbeitern und Betrieb ein, und manch- 
mal waren gerade die Betriebsräte die 
energischsten Sachwalter der Interessen der 
betreffenden Unternehmungen auch gegen- 
übsr den Räteinstanzen, In anderen Fällen 
freilich haben sich die Betriebsräte als schwerer 
Hemmschuh für die Unternehmungen erwiesen, 
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haben in rohem Dilettantismus feingliedrige 
Geschäftsorganisationen zu zerreissen versucht 
und tiefgehenden Schaden angerichtet, dessen 
Wirkung in materieller, wie in psychologischer 
Hinsicht noch lange Zeit fühlbar sein wird. 
Auch an krassen Uebergriffen hat es 
nicht gefehlt; so wurde bei der Lokomotivfabrik 
Krauss & Co. Direktor und Oberingenieur ab- 
gesetzt und bei der Metallpapier-, Bronzefarben- 
und Blattmetallwerke A.-G. das Unternehmen 
und sogar das Privateigentum des Direktors 
beschlagnahmt. Vom Zentralwirtschaftsamt 
wurde zwar dieser Schritt für ungültig erklärt, 
jedoch hat sich der Betriebsrat daran nicht 
gekehrt, 
die Auslieferung der Schlüssel verlangt, ein 
Vorgehen, das nunmehr den verdienten Be- 
gründer und Direktor des Unternehmens zu 
seinem Rücktritt veranlasst hat. Ein kaum 
weniger bedenklicher Fall war bei einem in 
finanziellen Schwierigkeiten befindlichen Unter- 
nehmen zu verzeichnen; dort nötigte der Be- 
triebsrat mit Unterstützung der Räteregierung 
die Bayerische Staatebank, der Firma einen 


ungedeckten Kredit in beträchtlicher Höhe zu 


gewähren, der wohl als verloren anzusehen ist, 
Verschiedentlich wurden auch unter Androhung 
von Gewalt wesentliche Lohnerhöhungen und 
die Auszahlung grosser Barbeträge als Sonder- 
zulage oder Entschuldungssumme erpresst. 


Ein besonderes Kapitel für sich bilden die 
Massnahmen der Räteregierung hinsichtlich des 
Geld- und Zahlungswesens, die auf eine 
glatte Abschnürung dieser Lebensader alles ge- 
schäftlichen Verkehrs hinausliefen und deren 
Wirkung nicht an den Grenzen der Räteherr- 
lichkeit Halt machte, sondern, wie die Bewe- 
gung der deutschen Valuta in den kritischen 
Wochen zeigte, das ganze deutsche Wirtschafts- 
leben in Mitleidenschaft zog. Zwei Männer 
haben sich während der vierwöchigen Räte- 
herrlichkeit auf diesem Gebiete versucht: der 
finanzielle Wunderdoktor Silvio Gesell, der, 


in der Schweiz mit seiner Freigeld-Theorie nicht 


ernst genommen, gleich all den anderen frag- 
würdigen Existenzen München als das geeignete 
Pflaster erkannte, um am lebendigen Wirt- 
schaftskörper seine Doktrin erproben zu können. 
Sein Nachfolger im ‚„Volksfinanzhaus‘‘ war der 
jugendliche Bankbeamte E.K. Maenner, dessen 
Geldbeschaffungsmethoden — ob aus eigenem 
Entschluss oder mehr auf Drängen der russischen 
Drahtzieher der ganzen dritten Münchener Re- 
volution, ist noch nicht klar — den Praktiken 


‚sondern schliesslich unter Drohungen 
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Kinos, Kleinbühnen, Kaffees, der grösseren Gaststätten, sind 


grosszügiger Geldschrankknacker sehr ähnelten. 4% 
Alle Künste reichten aber nicht aus, um die 
riesigen Geldansprüche der Räteregierung und 
ihrer nicht gerade billigen Anhänger zu be- 
friedigen. Die Finanznot und Zahlungs 
mittelknappheit stieg immer höher, ine 
Erscheinung, die nicht zuletzt zur inneren Aus- 
höhlung der Räterepublik und zur Ernüchterung 
der Arbeiter beigetragen hat. Die Rechnung über 
die ungeheuerliche finanzielle Miss- 
wirtschaft, bei der, wie jetzt erst nach nd 
nach bekannt wird, Betrug und Unterschlagung 
an der Tagesordnung waren, wird dem bye 
rischen Volke präsentiert werden, und daan 
dürfte auch die wieder ins seelische Gleich- 
gewicht gekommene Arbeiterschaft erkennen, 
dass eine schamlosere Ausbeutung gerade des 
werktätigen Volkes wohl noch nie in Deutschland 
dagewesen ist. N = 
Um die immer schärfer auftretende = 
Zahlungsmittelknappheit, die durch die 
Angsthamsterungen aller Schichten der Be- 
völkerung, nicht zuletzt der Proletarier, noch 
gefördert wurde, zu beheben, scheute man auch 
vor den rigorosesten Eingriffen in den Zahlungs- 2: 
verkehr und in das Münchener Bankwesen nicht 
zurück. Die Barabhebungen bei den Geld- 
instituten und die Verfügungen über 
Depots wurden weitgehenden Besohrän- 
kungen unterworfen, Auszahlungen an Firmen 
ohne Gegenzeichnung der Betriebsräte wurden 
verboten, die Safes wurden zwangsweise 
geöffnet und nach Bargeld durchsucht, wobei 
allerdings das Ergebnis ein lächerlich geringes 
war, und schliesslich verstieg man sich zu einer | 
Verfügung, die als Zeitdokument so interessant 
ist, dass sie hier auszugsweise wiedergegeben 3 


sei. Es heisst dort: 3 
Sämtliche Tageseinnahmen der Grossbe © 
triebe, wie Fabriken, Kaufhäuser usw., der De 


täglich durch die Betriebsräte im Beisein der Besitzer oder ß 
deren Bevollmächtigten auf den Banken oinsube.s 
zahlen, woselbst die Beträge gutgeschrieben werden. 
Ueber die einbezahlten Beträge kann nach den Weisungen 
für Geldinstitute ‚und deren Ergänzungen verfügt werden. 
Diejenigen Betriebe, die sich weigern, die Einzahlungen zu 
leisten, sind durch die Betriebsräte dem Volksfinanzhaus 
umgehend namhaft zu machen. "7 $, Rz % 

"Weiterhin sind sämtliche Wohnungs- und Pacht- en 
mieten durch die Haus- bezw. Grundstückseigentümer oder 
deren Stellvertreter in der Zeit vom 1. bis 10. Mai auf Konto Sa 
bei einer Bank einzubezahlen. Die Mieter haben dabei de 
Kontrolle auszuüben. Bei der Einbezahlung sind die Verr- 
zeichnisse der Mietenzahler einzureichen, die durch eine 
Kommission des Finanzvolkshauses geprüft werden. Ueber 
Mietkonten kann ebenfalls nach den Weisungen für Geld 
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"halb der Banken an einem Orte stattfinden. 


'bruch der Räteherrschaft. 
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institute und deren Ergänzungen verfügt werden. Mieten, 
die vierteljährlich, halbjährlich usw. bezahlt werden, sind 
künftighin monatlich einzukassieren. : 

Die Betriebsräte werden hiermit angewiesen, sofort die 
Kassen dahin zu prüfen, ob sich in denselben grössere Bar- 
bestände befinden, und haben gegebenenfalls umgehend zu 
sorgen, dass dieselben ebenfalls auf Konto einbezahlt werden. 

Vorausbezahluug von Gehältern usw. ist strengstens 
verboten. 

Es ist verboten, bei mehreren Banken ein Konto ein- 
zurichten. Wer bereits in mehreren Geldinstituten solche 
hat, hat dieselben sofort auf das Konto eines Institutes 
übergehen zu lassen. Wer nach dem 1. Mai 1919 noch ohne 
Wissen des Volksfinanzhauses bei mehr als einem Bank- 
institut Kontos inne hat, verliert alle Rechte auf die anderen 
Konxti. 

Die Bankinstitute und deren Betriebsräte sind streng 
angewiesen, allen Geldverkehr bargeldlos durch- 
zuführen. Soweit es möglich ist, müssen Schecks als Zahlungs- 
mittel verwendet werden. Bargeld kann nur im äussersten 
Falle, wenn es sich um Lohnauszahlungen und Gelder für 
den notwendigen Tagesbedarf handelt, ausgegeben werden. 

Sämtliche Betriebsräte haben das Recht, obne Wissen 
der Besitzer oder Betriebsleitung Einsicht in dieBank- 
kontos zu verlangen, wenn sie einen rechtsgültigen, mit 
Photographie und Stempel versehenen Ausweis besitzen. 

Depotverschiebungen können nur mehr inner- 
Nach auswärtigen 
Banken dürfen unter keinen Umständen Wertpapiere versandt 
werden, wenn es nicht vom Volksfinanzhaus und von dem 
politischen Kommissar genehmigt wurde. 

Das Bankgeheimnis ist ab heute gegenüber dem 
Finanzvolkshaus und dessen Aemtern und Organen aufge- 
hoben. Die Einsichtnahme der Depots und Kontos usw. 
kann jederzeit durch mit Lichtbildausweis versehene Kontroll- 
beamte des Finanzvolkshauses vorgenommen werden. 


*  _Nochweiter aufdiesem Wege nach russischem 


hinderte der Zusammen- 
Es scheint aber 
tatsächlich die Absicht einer rücksichtslosen 
Plünderung der Banken bestanden zu haben 
und noch kurz vor dem Erscheinen der Be- 


Muster fortzufahren, 


‚freier soll versucht worden sein, den Leiter der 


Münchener Reichsbankhauptstelledurch Drohung 
mit dem Revolutionstribunal zur Herausgabe 


a _ aller noch vorhandenen Barbestände zu zwingen. 


Auch an die Geldheorstellung hat man sich 


_ gemacht; beabsichtigt war, 110 Millionen Mark 


Gutscheine der Bayerischen Staatsbank über 
20 Mark und 40 Millionen Mark über 50 Mark 
auszugeben. Es ist nun allerdings nur zum 
Druck von 10 Millionen Mark in 20 Mark- 
Scheinen gekommen, wovon wieder nur 2,6 
Millionen Mark ausgegebeu wurden. Schon 


die Gerüchte darüber genügten übrigens, dass 
diese Gutscheine allenthalben nur mit einem 


gewissen Misstrauen genommen wurden und 


Eu jeder sich ihrer so rasch wie möglich zu ent- 
ledigen suchte, während andere Zahlungsmittel 
fast ganz aus dem Verkehr verschwanden. 
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‚Lebensfreude ist dahin, 
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Leider ist die Wirkung dieser Massnahmen 


‚und Eingriffe nicht mit ihrer nunmehrigen Auf- 


hebung beseitigt. Sie haben eine tiefe Diskre- 
ditierung Münchens und darüber hinans 
auch Bayerns im ganzen übrigen Reich und im 
Ausland geschaffen, das Vertrauen auf die Sicher- 
heit der in München angelegten Kapitalien 
erschüttert und eine Atmosphäre des Misstrauens 
erzeugt, die erst in Jahren wieder aus- 
geglichen werden kann. Sind schon während 
der Räteherrschaft viele Millionen ausserbaye- 
rische Guthaben und Depots von den Münchener 
Banken abgezogen worden, so scheint jetzt eine 
wahre Flucht der grossen und kleinen Kapitalisten 
aus den Münchener Banken einzusetzen. 
Tausende von Depots werden nach ausserbaye- 
rischen Instituten überwiesen, darunter sogar an 
solche, deren Solidität nicht entfernt an die der 
Münchener gemischten Banken heranreicht, die 
in dieser Beziehung bekanntlich mit an der 
Spitze der deutschen Bankwelt marschieren. 
In einiger Zeit dürfte ja wieder eine Reaktion 
auf diese Bewegung eintreten, aber eine dauernde 
Schädigung des Depot- und Effektengeschäftes 
der Münchener Banken wird doch als Folge der 
überstandenen Ereignisse zurückbleiben. 


Schwere Wunden hat der Ruf Münchens 
als solcher erlitten, eine ideelle Einbusse, deren 
materielle Auswirkung sich erst nach ‘Jahren 
in ihrem vollen Umfang zeigen wird. Die Stadt 
der gemütlichen Geruhsamkeit und behaglichen 
schon beginnen wohl- 
habende Familien, verängstigt und empört über 
die zahllosen Plünderungen und Gewalttaten 
während der letzten vier Wochen, aus München 
wegzuziehen und die Ansiedlung vermögender 
Leute, die in München gerne ihren Lebensabend 
verbrachten, dürfte fürs erste stark gehemmt 
werden. Die Stadtgemeinde, die ohnehin durch 
die lange Stilllegung der städtischen Betriebe 
einen Einnahmeausfall von mindestens 1!/s Mill. 
Mark erlitten hat, wird all diese Verluste in 
Gestalt verminderter Zahlungsfähigkeit 
und Steuerkraft der Bevölkerung mitzu- 
tragen haben. Erst in den nächsten Jahren 
wird man an dem Rückgang des Steuersolls und 
den verteuerten Kosten der Geldbeschaffung 
infolge des geschwächten Kredits der Stadt die 
Höhe dieses Schadens ermessen können. Die 
Rückwirkung auf die Staatsfinanzen in vermin- 
dertem Steueraufkommen — München allein 
hat vor dem Krieg etwa ein Viertel der 
bayerischen Staatssteuern aufgebraucht — 
kann natürlich auch nicht ausbleiben; dazu 
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tritt die unmittelbare Belastung des bayerischen 
Staatsfiskus durch die beiden Räterepubliken, 
die auf 30—40 Millionen Mark veranschlagt 
wird. 

Wohin man blickt, nirgends eine 
positive Leistung für die arbeitenden 
Klassen der Stadt als Erbe der Räteregierung, 
überall ein Bild der Verwüstung, der Erschütte- 
rung der Existenz vieler Bürger und vor allem 
Arbeiter, der Verschleuderung Öffentlicher Mittel 
und teilweise schamlosen Eigennutzes der Führer. 
Der Optimistmagin alldemeinStück gigantischer, 
kostspieliger staatsbürgerlicher und wirtschafts- 
politischer Erziehung der Massen sehen, die 
gerade noch im letzten Augenblick abgebrochene 
Vorführung der praktischen Konsequenzen einer 
terroristischen Uebertragungrussischer Methoden 
auf deutschen Boden. Die Rolle des Mene tekels 
für das übrige Reich ist München teuer zu 


stehen gekommen, und ob der Kursus schon 


beendet ist, bleibt abzuwarten. 


Das Wäscheverleihgeschäft. 
Von Carl Brenner, Berlin. 
1. Einleitung, 


Bei dem einfachen Drum und Dran ein 


Reingewinn mit vier Nullen, da lohnte es sich 
wohl, die Gelegenheit wahrzunehmen und ein- 
mal einen genauen Einblick zu tun. 

Zurechtgefunden haben wir uns bald. Auf 
dem Hofe ist nicht viel zu sehen. Da stehen 
einige Handwagen zum Ausfahren der Wäsche. 
Sie sind an die Stelle mehrerer Gespanne ge- 
treten, die in Friedenszeiten den Verkehr mit 
der Kundschaft besorgten. 

Die Wäscheschränke drinnen haben ja eine 
ganz ansehnliche Grösse; aber gezählt sind sie 
bald. An ein Wäscheverleihgeschäft erinnern 
uns auch einige Vorschläge, die über einem 
kastenartigen Abteil eine hohe Borte zum Auf- 
stapeln der Wäsche haben. Nicht mehr die 
Hälfte von ihnen ist jetzt in den unruhigen 
Zeiten in Gebrauch. 

Hinter einem langen Tische, 
andern Zwecken dienen könnte, 
starke Nähmaschinen aufgestellt, 


| An dem Tische, der zum vorläufigen Auf- 
stapeln und zum Ausbreiten der Wäschestücke 
bestimmt ist, und an den Maschinen schaltet 
die „Wäschedirektrice‘“‘, vulgo Aufseherin, mit 
ihren Gehilfinnen. 

Drinnen am Schreibtisch hilft dem Inhaber 
eine Kontoristin. 

2. Entwickelung des Geschäftes. Geschichtliches. 

Als er sein Geschäft angefangen hat, hat 
ihm niemand gehoifen, auch kein Fahrer, von 
denen er jetzt acht beschäftigt, die allerdings 
während des Krieges auf drei zusammenge- 


der auch 
sind einige 
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schmolzen sind. Da hat er sich selbst mit seinen 
Handtüchern auf den Weg gemacht, um sie für 
5 Pfg. das Stück in erster Linie an Gastwirte 
auszuleihen. Einige Hundert hat er anfangs 
nur besessen. „Drei genügen auch für den An- 
fang‘‘, meint er scherzend. 

Im Wäscheverleihgeschäft erleben wir wirk- 
lich den Fall, dass einer ‚mit nichts anfangen _ 
kann‘‘ und es doch zu etwas bringt. 

Darum sind denn auch in den letzten 20 
Jahren die Wäscheverleihgeschäfte in Berlin 
wie Pilze aus der Erde geschossen. 
gab es hier nachweislich noch kein Wäschever- 
leihgeschäft; jetzt zählt man deren über 100. 

Der erste, der ein gemachter Mann gewor- 
den ist, war ein Wiener, Leopold Figner. 
Irgendwo lebt er jetzt als wohlbestellter Rentier. 
Seinen Aufenthaltsort auszukundschaften, um 
näheres über die Gründung und Entwicklung 
des ersten Berliner Wäscheverleihgeschäfts zu 
erfahren, ist mir nicht gelungen. 

Auch er hat sich aber zunächst an die 
Gastwirte gehalten. Bei ihnen hat sich das Be- 
dürfnis, im Augenblick wieder frische Wäsche 
zur Hand zu haben, wohl am ersten herausge- 
bildet. Sie waren auch die besten Werber für 
das neue Unternehmen. Allmählich hat sich 
dann der Kundenkreis erweitert. Friseure, 
Schlächter, Bäcker, Drogisten, Kolonialwaren- 
händler, bald auch grössere Restaurants und 
Hotels, Behörden, Sshulen, Banken, Kranken- 
häuser haben sich die Einrichtung zunutze ge- 
macht, und die Liste der Wäschestücke ist 
immer länger geworden. 

In unserem Geschäft weist sie neben den 
Handtüchern, dem Hauptartikel, auch Staub- 
tücher, Vorstecker, Rolihandtücher, Servietten, 
Tischtücher, Tafeltücher, bunte Deoken, Schürzen, 
Jacken, Kittel, Frisiermäntel, Sammeltücher, 
Bettwäsche (grosse und kleine Bezüge, Laken), 
Frottierhandtücher und Kaffeebeutel auf. Wir 
haben also vier Hauptabteilungen: Küchen- 
wäsche, Tischwäsche, Bettwäsche, Berufswäsche. 


Das moderne, kapitalkräftige Wäschever- 
leihgeschäft ist dazu übergegangen, für Hotels 


‘ und Restaurants Wäsche zu beschaffen, die diese 


sich nach ihrem Geschmack und nach ihren Be- 
dürfnissen haben auswählen, ja sogar mit ihren 
Namen haben zeichnen lassen dürfen. Auf be- 
stimmte Bedingungen der Verleihanstalt, deren 
Eigentum die Wäsche selbstverständlich bleibt, 
haben sie eingehen müssen; dafür gehen sie 
aber sicher, dass diese Wäsche ausschliesslich 
zu ihrem ‚Gebrauch pünktlich bereitgehalten 
wird. Solchen Verleihgeschäften grössten Stils 
sind nicht nur Wäschereien, sondern gewöhnlich 
auch eigene Webereien angegliedert. 

Schon manchem strebsamen Gastwirt, der 
das Geld für die kostspielige Wäscheausstattung 
nicht aufbringen konnte, ist es so ermöglicht 
worden, sein Unternehmen zu vergrössern. 


3. Eigenart des Wäscheverleibgeschäfts. 


Das Wäscheverleihgeschäft nimmt im Er- 
werbsleben eine eigenartige Stellung ein. Ein 


Vor 1895 
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Viertel bis ein Drittel seiner Ware, die zugleich 
den wesentlichen Teil seines Kapitals darstellt, 
ist stets unterwegs. 

Freilich braucht der Wäscheverleiher sich 
nicht um das Eintreffen des Geldes, der Leih- 
gebühr zu sorgen: sie ist im voraus eingenom- 
men. Das Verleihgeschäft isteinBargeschäft. 
Aber über den Zustand, in dem er die Wäsche 
zurück erhält, ist der Verleiher im ungewissen., 
Den hauptsächlichsten Risikos des Warenkauf- 
mannes, dem Mode- und Konjunkturrisiko ist 
er kaum unterworfen; aber für ihn entsteht 
ein neues Risiko, das Wäschebehandlungs- 
risiko, wie wir es nennen könnten. Nur von 
einem Teil seiner Kunden darf er erwarten, 
dass sie die Wäsche vertragsgemäss pfleglich be- 
handeln; aber den Nachlässigen, den Rücksichts- 
losen, steht er als der schwächere Teil gegen- 
über. Freilich kann er sich durch hinterlegte 
Gelder sichern; aber an diese Gelder heran- 
kommen kann er nur in seltenen Fällen, weil 
es schwer fällt, unvorsohriftsmässige Behand- 
lung der Wäsche einwandsfrei nachzuweisen. 
Wie will er z. B. feststellen, dass die Wäsche 
zwischendurch von den Entleihern selbst mit 
scharfen Waschmitteln gereinigt worden ist? 
Alle seine Berechnungen über die Lebensdauer 
seiner Wäsche werden dadurch über den Haufen 
gestossen. Schmutzfleck ist auch Schmutzfleck. 
Ob die Wäsche mit scharfen, ätzenden Flüssig- 
keiten in Berührung gebracht ist, ist bei der 
Rückgabe nicht immer gleich zu erkennen und 
nachzuweisen, wer solche Wäsche, die (nach- 
zuweisen wo) nachher durchlöchert aus der 
Wäscherei zurückkommt, in Gebrauch gehabt 
hat, wäre nur durch umständliche Zeichnung 
und Lagerung möglich. Wie will der Besitzer 
es auch herausbekommen, wenn seine Wäsche 
in Hotels missbraucht wird, indem sie nach 
jedesmaligem Gebrauch eingesprengt, gerollt und 
dann wieder benutzt wird? Schmutz, Schweiss 
werden 'bei solcher Behandlung in die Wäsche 
hineingearbeitet und wirken so zerstörend auf 
die Faser ein, dass sie vor der Zeit schadhaft 
wird. Darum ist der Wäscheverleiher gezwungen, 
solche Verluste gleich in seine Rechnung einzu- 
beziehen. Er tut es schon, indem er den Preis 
zu ersetzender Wäschestücke hoch ansetzt. 

Manche Bestimmungen der scharfen Ver- 
träge, wodurch der Wäscheverleiher sich zu 
sichern sucht, behalten ihren papierenen 
Charakter. Natürlich gelingt es dann und 
wann, böswillige Kunden zu überführen und 
vor den Richter zu rufen; aber das Ende des 
Streites ist häufig unbefriedigend, denn wo 
nichts ist, hat der Kaiser sein Recht verloren. 
Immerhin kann unsere Firma mit 300—400 M. 
monatlich, die als Ersatz für verlorene oder 
verdorbene Wäsche zu leisten sind, rechnen. 

Der Wäscheverleiher sucht sich nicht nur 
vor unpfleglicher Behandlung der Wäsche, 
sondern auch gegen das Anwachsen der Bestände 
bei der Kundschaft zu schützen. 

Hier liegt ein zweiter wunder Punkt des 
Wäscheverleihens. Es handelt sich darum, ob 


der Entleiher jedesmal nur die Wäsche bezahlen 
soll, die er beim Wechseln neu entnimmt, oder 
ob er immer die Gebühr für den ganzen Bestand 
zu entrichten hat. 

Die ersten Wäscheverleihgeschäfte hielten 
an der zuletzt genannten Praxis fest. Je 
grösser aber der Wettbewerb wurde, je schwie- 
riger wurde es, in dieser wichtigen Frage eine 
Einigung herbeizuführen. Weil es verhältniss- 
mässig leicht ist, ein Wäscheverleihgeschäft zu 
gründen, wuchs die Zahl der Geschäfte in 
kurzer Zeit beängstigend, und es kam eine wilde 
Kundenrjagd in Schwang. Namentlich durch 
Ablassen von der grundlegenden Bedingung 
des- Bestandbezahlens, die natürlich vielen 
Entleihern unbequem war, suchten gewinnsüchtige 
Anfänger die Kunden an sich zu ziehen. Der 
Erfolg entsprach allerdings durchweg keines- 
wegs ihren Erwartungen. Sie bekamen wohl 
neue Kunden; aber ihre Ausgaben steigerten 
sich bald derart, dass von einem Gewinn nicht 
mehr die Rede sein konnte. Die bei den 
Kunden lagernden Bestände wuchsen bald ins 
Riesenhafte, und die Verleiher waren gezwungen, 
immer neue Anschaffungen zu machen. Das 
weniger kapitalkräftigen Uniersnehmern dabei 
bald der Atem ausging, liegt auf der Hand 
Zu welchen Misständen es führte, als man fast 
allgemein nicht mehr an der Bezahlung des 
Bestandesfesthielt,mag durch einBeispielmildestor 
Art belegt werden. Ein Königliches Landrats- 
amt, daswöchentlich 400 Handtücher gebrauchte, 
hatte einen durchschnittlichen Bestand von 
1 300 Handtüchern. Jeder Beschreibung spot- 
teten aber erst die Zustände in vielen Gast- 
wirtschaften, Restaurants und Hotels. Es war 
daher eine der ersten Massnahmen, die unser 
Geschäft bei seiner Reorganisation während 
des Krieges traf, dass es das Bestandbezahlen 
wieder einführte. Freilich sprangen viele 
Kunden ab; dafür stieg aber der Reingewinn 
auf das Dreifache. Das lästige Warten der 
Kutscher am Wechseltage hatte bald ein Ende. 
Die Wäsche brauchte nicht mehr aus allen 
Ecken und Winkeln hervorgesucht zu werden 
sondern wurde dem Vertrage gemäss hübsch 
abgezählt bereitgehalten. Etwa verloren 
gegangene Stücke konnten gleich gemeldet 
werden, so dass Klarstellung des Sachverhalts 
möglich war. Die Abnehmer fanden auch Zeit, 
einen Ueberschlag zu »machen, ob es zweck- 
mässig sei, sich beim Wechseln gewohnheits- 
mässig die alte Stückzahl aushändigen zu lassen, 
oder ob die etwa nieht gebrauchte Wäsche auch 
mit in Rechnung gezogen werden musste. So 
wurde nicht nur eine glatte Abfertigung der 
Kutscher ermöglicht, sondern der Verleiker 
wurde auch instand gesetzt, eine Uebersicht 
über seinen Bedarf zu behalten. Ihm das Recht 
einzuräumen, für unbenutzte Wäsche zum 
zweitenmal die Gebühr einzuziehen, musste ihnen 
auch als billig erscheinen, weil sie ihm durch 
ihre verkehrten Massnahmen die Möglichkeit 
raubten, gebrauchsfertig gemachte Wäsche 
anderweitig zu verwerten. 
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Eine dritte Schwierigkeit, die es für den 


Wäscheverleiher zu überwinden gibt, ist die 


Unehrlichkeit der Fahrer. Sie daran zu hindern, 
das auch festzuhalten, was ihnen unlautere 
Kunden in die Hand gleiten lassen, damit sie 
bessere Wäschestücke, die ihnen wegen nach- 
lässiger Behandlung gesperrt waren, erhalten, 
wird nur in den seltensten Fällen möglich sein. 
Ihnen jedoch bald das Handwerk zu legen, wenn 
sie es versuchen wollten, ein sogenanntes ‚‚wildes 
Wäscheverleihgeschäft‘‘ aufzutun, wird bei 
geeigneter Kontrolle immer gelingen. Hier 
hängt viel von der Einrichtung der Kunden- 
karten ab. 


So kann der Fahrer ganz beliebige Leih- 
preise fordern, wenn keine Spalte dafür vor- 
gesehen ist. Die Kunden bekommen die Karte 
beim Wäschewechsel auch garnicht zu Gesicht. 
Dem Fahrer ist es ganz unbenommen, eine 
grössere Anzahl von Wäschestücken als 
„geliefert‘‘ anzugeben, dafür im Geschäft die 
Gebühren auch zu entrichten, die betreffenden 
Wässchestücke aber zu veräussern, wenn es ihm 
richt einträglicher erscheint, solche Wäsche- 
stücke selbst zu verleihen. Sind dagegen 
die Leibhgebühren, womöglich mit farbiger 
Tints eingetragen, so kann der Entleiher 
sich von der Richtigkeit der Eintragungen 
überzeugen und selbst 
schrift bestätigen. 

4. Das Kartensystem,. Die Wäsche, 

Die Kundenkarten sind übersichtlich in 
einer Kartei zusammengestellt und zwar in 
6mal 3 Gruppen, für jeden Wochentag 3 Gruppen. 
Jeder Wochentag und jede Gruppe sind durch 
eine Leitkarte gekennzeichnet. Die 3 Karten? 
gruppen entsprechen jedesmal 3 Kundengruppen, 
dis von den 3 Fahrern an dem betreffenden 
Wochentage mit Wäsche versorgt werden. Buch- 
mässig werden die verschiedenen Arbeitsgruppen 
durch einen Bruch bezeichnet, dessen Zähler die 
Gruppe oder die ‚Tour‘ und damit auch den 
Fahrer bezeichnet und dessen Nenner den 
Wochentag ergibt, ?/; bedeutet also: Tour des 
Fahrers Nr. 2 von Mittwoch usw. 


Die Kundengruppen sind so zusammen- 
gestellt, dass der Fahrer ohne Zeitverlust seine 
Runde machen kann. Selbst der Neueintretende 
kann sich nach der Kartengruppe, die ihm bei 
der Abfahrt unmittelbar aus der Kartei heraus 
überreicht wird, leicht zurechtfinden, wenn er 
nur einige Ortskenntnisse besitzt. Jede Kunden- 
gruppe wird einmal wöchentlich bedient, Aus- 
nahmen machen nur Hotelbetriebe ersten Ranges, 
die täglichen Wäschewechsel haben. 

Ausserdem erhält jeder Fahrer täglich 
seine Fahrerkarte ausgehändigt. 


Auf der Vorderseite sind vom Kontor die 
Wäschestücke verzeichnet, die an dem betref- 
fenden Tage zu besorgen sind. 


Die erste Eintragung, die der Fahrer selbst 
unter „Aufträge der Kunden‘ in seiner Karte 
macht, batrifft etwaige Aenderungen in der Art 
der Wäschestücke, die der Kunde in der näch- 


durch Namensunter- _ 
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. zugehörige Fahrerkarte liegt oben auf. Die 


sten Woche zu erhalten wünscht. Im grossen 
und ganzen liegen aber sowohl Stückzahl wie 
Gattung fest.  . 
Die Anzahl der abgesetzten sauberen und zu- 
rückerhaltenen gebrauchten Wäschestücke trägt 
er sofort in die Kundenkarte ein. Um das An- 
wachsen oder Abnehmen der Kundenzahl in dn 
einzelnen Gruppen stets bequem überwachen zu 8 
können, gehören zu jeder Kundenkartengruppe 
besondere Bestandskarten. Siesindinder- 
selben Kartei gleich hinter den Kundenkartien 
aufgestellt und haben zu besserer Unterschei- 
dung eine andere Farbe. Für jeden Artikel ist 
eine besondere Bestandskarte eingerichtet... 
Zu Beginn des Geschäftsjahres wird in 


der Bestandsspalte die Zahl der Wäschestücke RE, R 


eingetragen, die bei der betreffenden Kunden- 
gruppe lagert. Der durch die Aus- und Rück- a 
lieferung sich dauernd ändernde Bestand wird 


: dann fortlaufend vermerkt, und der Ertrag ist 


deshalb immer gleich genau zu erkennen. ‚Bes. 
deutende Schwankungen in den Bestandsziffern 
geben u. U. Anlass zu besonderer Bearbeitung 
des betreffenden Kundenkreisee. sr 
Selbstverständlich dienen die Bastands- 
karten auch den Zwecken der Inventur. Neben 
dieser Kundenkartothek wird noch eine Lager- 
kartothek, die als Unterabteilung wieder eine 
Wäschekartothek hat, geführt. Die Blätter der 
verschiedenen Kartotheken zeigen dieselbe Ein 
richtung, nur dass sie in der Farbe vonein- * 
ander abweichen. Da also auch die Bestände 


im Hause und in der Wäscherei mit Hilfe dr 


Karten jederzeit festzustellen sind, wickelt sich 
eine Gesamtinventur leicht ab, Die Reserve- 
wäsche hält der Chef jetzt unter eigenem Ver- 
schluss, während die Betriebswäsche von der 
Aufseherin verwaltet wird. Sorgfältig nao 
Artikeln geordnet ist die Wäsche in de 
Schränken untergebracht. Das sogenannt 
Stopfregal enthält die ausbesserungsbedürftige 
Wäsche. Ueber die abgängige Wäsche wird 
noch wieder besonders Buch geführt. Wir 
werden noch darauf zurückkommen, 
5. Die Touren. Er 
Nachmittags erhält die Aufseherin die 
neuen Fahrerkarten aus dem Kontor. Sie sind 
nach den Fahrerkarten vom vorhergehende: 
Tage und nach den Kundenkarten aufgestellt. 
Die Aufseherin fängt nun an, die drei Touren 
für den folgenden Teg aufzubauen. Die Zahl 
der einzelnen Wäschestücke trägt sie nach Ar- 
tikeln geordnet in ihre Kladde, das Wäscheaus- 
gangsbuch ein. Die hohe Borte der Wäsche- 
stände nimmt die einzelnen Stapel auf, die da- 
Kontoristin zählt nun die 
einmal nach. ‚1 12V A 
Das ist natürlich auch das erste, was dr 
Fahrer tut, wenn er am anderen Morgen 7,30 
Uhr seinen Dienst antritt. Nachdem er nun 
die Wäsche in den Karren geladen hat, holt 
er sich seina Kundenkarten aus dem Kontor. 


Wäschestücke noch 


Die Tour ist so berechnet, dass er nachmittags 
um 4 Uhr zurück sein kann. Die einzelnen 


Kunden wissen deshalb auch ziemlich genau 
die Zeit, wann der Fahrer eintrifft und halten 
ihre Wäsche bereit. Den Bestand und den zu 
zahlenden Leihpreis hat der Fahrer - bald fest- 
gestellt. Nach neuen Kunden hört er sich 
eifrig um, und seine Rückkehr ins Geschäft 
kann sich nur dann verzögern, wenn die Be- 
sprechungen mit solchen Kunden sich etwas in 
die Länge gezogen haben. 

Es ist allerdings auch schon vorgekommen, 
dass man weder Kutscher noch Karren wieder- 
gesehen hat. Bei seiner Rückkehr stellt der 


Fahrer an der Hand der Kundenkarte die 


kassierten Beträge auf der Rückseite der Fahrer- 
karte zusammen, stellt die Summe fest und 
vergleicht sie mit seiner Barschaft. Die Stück- 
zahl der zurückgebrachten nicht abgesetzten 
sauberen Wäsche trägt er auf der Karte ein. 
Von der Aufseherin lässt er die gebrauchte 
Wäsche, die Stück für Stück gleich einer Prü- 
fung unterzogen wird, eintragen. Auch in 
ihrer zweiten Kladde, in dem Wäscheein- 
gangsbuch, vermerkt die Aufseherin die zu- 
rückgebrachtien Wäschestücke.. Die Kunden- 
karten gibt der Kutscher im Kontor ab und 
zählt seinen Tageserlös auf. Auch die Fahrer- 
karte wandert gleich ins Kontor. 

Die Abrechnung erfolgt auf Grund von 
Abrechnungszetteln, 

Auf diesen Zeiteln wird die vereinnahmte 
-Leihgebühr noch einmal wieder nach Artikeln 
auseinandergezogen, während der Kutscher 
seine Teilbeträge einfach nach den Nummern 
der Kundenkarten erhalten hatte. Stimmen die 
Ergebnisse nicht überein, so muss zu dem um- 
ständlichen Ansagen gegriffen werden. Etwaige 
Differenzen werden in die Differenzspalte der 
Fahrerkarte und in das sogenannte Differenzbuch 
‚eingetragen. Die Eintragung hat der Kutscher 
durch seine Namensunterschrift zu bestätigen. 
Abzuliefern hat er jedenfalls den Betrag, der 
sich auf Grund der Kundenkarten ergibt. Zum 
Schluss wird ihm über den abgegebenen Betrag 
auf der Rückseite der Fahrerkarte Quittung 
geleistet. Besondere Belohnung bringt es ihm 
ein, wenn er unter der Rubrik „Neue Kunden“ 
such Namen aufzuweisen hat. 

6. Verkehr mit der Wäscherei. 

Die Aufseherin macht sich mit ihren Ge- 
 hilfinnen gleich daran, die zurückgebrachte 
Wäsche auszusortieren und für die Abgabe an 
die Wäscherei zu bündeln. Handtuchbündel 
enthalten immer zehn Stück, Servietten, Staub- 
tücher und Vorstecker dagegen vereinigt sie 
immer zu zwanzig. Die grösseren Wäschestücke 
werden einzeln zusammengelegt. Dann wird 
die Wäsche in verschliessbare Säcke gestopft 
_ und zum Abholen bereitgestellt. Die Aufseherin 
versäumt nicht, in der dritten Kladde, dem 
Wäschereibuch, die Anzahl und Art der 
'hinausgehenden Stücke zu verbuchen. 

Die Wäschereien holen die Säcke gewöhn- 
lich am Mittag des folgenden Tages ab. Zu- 
gleich bringen sie dann die saubere Wäsche 
zurück. Nachdem die Aufseherin die Stücke 
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auch in das Wäschereibuch eingetragen hat, 


gibt sie dieses im Kontor ab, damit die Liefer- 


zettel mit dem Buch verglichen werden. Et- 
waige Abweichungen werden möglichst sofort 
telefonisch klargestellt. 

Jedes gewaschene Stück wird von der 
Aufseherin und ihren Gehilfinnen auseinander- 
gebreitet und auf Ausbesserungsbedürftigkeit 
untersucht. Sobald wie möglich machen sie 
sich auch daran, die Schäden zu heilen, damit 
das Stopfregal sich nicht zu sehr füllt. Solche 
Wäsche, die ihren Lauf vollendet hat, wird 
gleich ausgeschieden. Allwöchentlich stellt die 
Aufseherin einen Wäscheverlustzettel darüber 
aus, den sie nebst der ausgesonderten Wäsche 
im Kontor abgibt. 

Die drei Kladden der Aufseherin bilden 
die Grundlage für die Aufstellung der Kunden-, 
der Lager- und der Wäschereikartothek. Die 
Uebertragung in die Karten erfolgt aber erst, 
nachdem die einzelnen Posten in dem Wäsche- 
Aus- und -Eingangsbuch vereinigt sind. 

7. Buchhaltung und Statistik. 

Das Wäsche-Aus- und -Eingangsbuch ist 
foliiert. Sowohl auf der Eingangs- wie auf der 
Ausgangsseite sind die verschiedenen Artikel 
in fünf Hauptgruppen: Küchenwäsche, Tisch- 
wäsche, Berufswäsche, Bettwäsche und Ver- 
schiedenes zusammengefasst. 

Tag für Tag wird hier die von der Kund- 
schaft entnommene und zurückgelieferte Wäsche 
nach Touren, die durch die bereits erwähnte 
Bruchform bezeichnet sind, eingetragen. Haus- 
kunden werden besonders aufgeführt. Nur die 
täglichen Endergebnisse stehen in den Lager- 
und Bestandskarten. Diese beiden Kartotheken 
korrespondieren miteinander. Zugänge in der 
Lagerkartothek bilden Abgänge in der Kunden- 
karthothek und umgekehrt. Nur in zwei Fällen 
bildet das Wäsche - Aus- und -Eingangsbuch 
nicht die Grundlage für die Uebertragungen, 
wenn neue Wäsche zugeht und schadhafte ab- 
geht. Diese Zahlen werden im ersteren Falle 
dem Verzeichnis neuer Wäsche, das der Besitzer 
selbst führt, und im letzteren Falle dem 
Buche über Wäscheabgänge entnommen. 
Die Kundenkartothek kann übrigens auch zweck- 
mässig mit Hilfe der Abrechnungszettel in 
Ordnung gebracht werden. 

Nicht nur der Einführung strenger Ord- 
nung, sondern vor allen Dingen auch dem Aus- 
bau der Buchhaltung und Statistik verdankt 
uneer Geschäft seinen neuen Aufschwung wäh- 
rend des Krieges. 

Es galt statistisch festzustellen, wie gross 
der Umsatz an Wäschestücken im Laufe eines 
Jahres ist, mit welcher durchschnittlichen Leih- 
gebühr für jeden Artikel zu rechnen ist und 
mit welchen Gesamtbeträgen die einzelnen 
Wäschegattungen an der Leihgebühr beteiligt 
sind. Damit waren wichtige Anhaltspunkte zur 
Umgestaltung des Geschäftes gegeben. 

In der Umsatz- und Preisstatistik 
eind für jeden Artikel zwei Spalten eingerichtet, 
eine für die innerhalb einer Tour umgesetzten 
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Wäschestücke und eine für die vereinnahmten 
Beträge. Für jeden Tag sind also drei Zeilen 
bestimmt, die sich unter Umständen auf vier 
vermehren, nämlich dann, wenn Hauskunden 
abgerechnet haben. 

Die Gesamtbetragsspalte bringt die Tagss- 
einnahmen, die die Richtigkeit der Eintragungen 


in die Fahrerkarten auch xoch einmal bestätigen | 


sollen. Die Tagesergebnisse werden monatlich 
zusammengefasst. Monatlich wird auch die 
durchschnittlich erzielte Leihgebühr festgestellt, 
indem die monatliche Umsatzziffer als Divisor 
genommen wird. Zugleich wird noch einmal 
eine Kontrolle des Monatsabschlusses im Kassen- 
buch ausgeübt, indem das Monatsergebnis der 
Statistik durch den Kassavortrag und alle Posten, 
die die Leihgebühr nicht betreffen, ergänzt wird. 

‘Um einen raschen Ueberblick über den 


Wäschsumsatz und die Preisgestaltung gewinnen 


zu können, werden die Monatsergebnisse auch 
wieder in einer Jahresübersicht zusammengestelit. 
Hier sind die einzelnen Artikel untereinander 
angeordnet, während für jeden Monat zwei 
senkrechteSpalten, einefür dieStückzahlund eine 
für den Durchschnittsleihsatz bestimmt ist. 

Auch die Wäscheverluststatistik ent- 
hält zwölf Doppelspalten, eine Stück- und eine 
Betragsspalte für die zwölf Monate unterein- 
ander. Sie werden auf Grund des Wäsche- 
abgangsbuches ausgefüllt. Ueber die Aus- 
rangierung entscheidet der Besitzer letzten 
Endes selbst. Als Preise werden die ange- 
nommenen Inventurpreise eingesetzt. Im Durch- 
schnitt kann ein Fünftel der Wäsche als mehr 
oder weniger verbraucht angeseken werden. 
Das Wäscheausgangsbuch dient auch dem Karto- 
-thekverwalter als Unterlage für die Berichti- 
gung der Lagerkarten. Er vollzieht die Ein- 
tragungen erst, nachdem er die Stückzahl noch 
einmal verglichen hat. 

S. Kalkulation. 

Die Umsatzstatistik gibt manchen inte- 
ressanten Aufschluss über die Wirkungen des 
Krieges, die näher anzugeben, hier zu weit 
führen würde. 

Die Leihpreise haben sich im Laufe des 
Jahres durchschnittlich mehr als verdoppelt, 
teilweise sogar verdreifacht. Das hat zunächst 
seinen Grund in dem stetigen Anwachsen der 
Waschpreise und der Löhne, die schliesslich 
auch im Durchschnitt auf das Doppelte stiegen. 
Auch der höhere Nutzungswert der Wäsche, 
der nur geschätzt werden kann, weil Wäsche 
im freien Handel nicht mehr zu haben war, ist 
zu berücksichtigen. Es mag nicht zu hoch 
gegriffen sein, wenn wir durchweg das Drei- 
fache des Anschaffungswertes als Nutzwert an- 
nehmen. Eine ähnliche Preissteigerung haben 
die nötigen Materialien erfahren. 

Um festzustellen, wie sich die vereinnahmte 
Leihgebühr auf die einzelnen Artikel verteilt, 
müssen wir zunächst berechnen, in welchem 
Verhältnis die Unkosten zur Roheinnahme stehen, 

Es zeigt sich, dass in unserm Geschäft 
Löhne, Gehälter, Zinsverlust, Miete, Beleuchtung, 


DEUTSCHE WIRTSCHAFTS-ZEITUNG 


360 


. unsere Rechnung nicht zu verwerten. 


Heizung, Abschreibungen am Inventar, Steuern, 
Telefon, Beiträge, Provisionen, Reparaturen, 
Porti mit 27 Pfg. auf einer Mark Leihgebühr 
lasten. Zur Ermittelung des Reingewinns 
müssen wir nun noch ausser diesen 27 pCt. die 
Waschspesen und den Wäscheverschleiss, die 
sich nicht gleichmässig auf die einzelnen Wäschs- 
gattungen verteilen, absetzen. 

Der Wäscheverschleiss kann erst gefunden 
werden, wenn der. durchschnittliche Neuwert und 
vor allen Dingen auch die durchschnittliche 


Verleihziffer, d. h. die durschnittliche Lebens- 


dauer der Wäschbestücke, in Wäschewechseln 
angegeben, bekannt sind. Der durchschnittliche 
Neuwert ergibt sich durch Division der für die 
einzelnen Artikel verausgabten Summen durch 
die Stückzahl. Die Verleihziffer ist exakt erst 
mit Hilfe eines umständlichen Zeichnungs- 
verfahrens, das bisher noch nicht angewandt 
ist, zu erfahren. 
angestellt worden, um zu ermitteln, wie oft 
bestimmte Wäschestücke durch die Maschine 
geschickt werden können, bis sie in Fotzen 
herauskommen. Doch sind diese Zahlen für 
Darum 
haben wir es hier mit Annäherungswerten, die 


“durch Schätzungen auf Grund langjähriger Er- 


fahrung gewonnen worden sind, zu tun. 
In bezug auf die Waschspesen zeigt sich, 


Wohl sind schon Versuche 


dass das Waschen von Berufswäsche verhältnis- 


mässig am teuersten ist. 
zusammen, dass für diese Stücke nicht nur 
das Reinigen, sondern auch Stärken und Bügeln 
in Frage kommt. Jacken sind wieder ver- 
hältnismässig teurer als Frisiermäntel, wenn 
man die Grösse in Betracht zieht, weil sie 
wegen der Stärke des Stoffes und wegen der 
Knöpfe nicht maschinell (gereinigt) getrocknet 
werden können,sondern Lufttrocknung erfordern. 
Die übrige Wäsche wird nur gereinigt, gerollt 
und gelegt. 

Wenn wir eine Leihperiode mit durch- 
schnittlich 9 Tagen annehmen, so zeigt sich, 
dass die Lebensdauer von vier Wäschestücken, 
nämlich von Handtüchern, Staubtüchern, Jacken 
und Semmeltüchern, etwa ein Jahr beträgt. 
Etwas darüber hinaus kommen Rolihandtücker, 
Servietten und Schürzen. Auf 50 steigt die 
Verleihziffsr bei Tischtüchern, Tafeltüchern, 
Bettwäsche und Frottierhandtüchern. 

Kaffesbeutel können anderthalb Jahr und 
bunte Dacken fast zwei Jahre gebraucht werden. 
Noch nicht ein Jahr halten Vorstecker aus, und 
Frisiermäntel sind schon in dreiviertel Jahren 
verbraucht. In Wirklichkeit sind nun einige 
Wäschestücke länger zu benutzen, weil sie 
innerhalb 9 Tagen nicht jedesmal gewaschen 
werden. Die Entleiher behalten sie länger als 
eine Woche. So bleiben Tischtücher in der 


Regel zwei Wochen ausser dem Hause, manchmal 


auch drei und vier Wochen, Tafeltücher im 
Durchschnitt drei Wochen, bunte Decken vier, 
sechs und auch acht Wochen, Frisiermäntel 
zwei bis drei Wochen, Semmeltücher ebenfalls 
vier bis acht Wochen und endlich Bettwäsche 


Das hängt damit 


B 
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fast regelmässig vier Wochen. Trotzdem wird 
für jede Woche der Leihpreis berechnet mit 
“einziger Ausnahme der Bettwäsche und der 
Semmeltücher, bei denen die Gebühr für vier 
Wochen festgesetzt ist. Die Firma verleiht 
jetzt nur noch Bettwäsche auf vier Wochen für 


Insassen der betreffenden Häuser. Mit der 
eigentlichen Hotelwäsche, die ja eigentlich 
täglich gewechselt werden müsste, hat sie 


- schlechte Erfahrungen gemacht. Vielfach ist 
die Wäsche von den Kunden eingesprengt, 
durch die Mangel geschickt und dann wieder 
aufgelegt worden. Nach Wochen kehrte sie dann 
erst wieder zurück. Diesem Treiben ist jetzt 
ein Ende gemacht. Die Verleihziffer bezieht 
sich also immer auf wirklichen Wäschewechsel. 

Bei der Ermittelung des Reingewinns 
fällt die grosse Spannung zwischen 27,3 pCt. 
und 56,8 pCt. auf. 

Zweimal, bei Frisiermänteln und Servietten, 
werden fast drei Viertel der Roheinnahmen 
durch die Unkosten verzehrt; bei Semmel- 
tüchern dagegen fällt noch nicht die Hälfte 
aus. Mehr als zwei Drittel der Leihgebühr 
werden eingebüsst bei vier Artikeln, ausser bei 
den Frisiermänteln noch bei Servietten, Schürzen 
und Jacken. Etwa drei Fünftel gehen verloren 
bei Kaffeebeuteln, Vorsteckern, Tischtücherp, 
Handtüchern, eben unter der Hälfte bleiben noch 
die Bettwäsche und die Tafeltücher. In zwei 

Fällen, bei den Rollhandtüchern und den 
Frottierhandtüchern, wird die Hälfte erreicht, 
und die Semmeltücher endlich bilden die oben 
erwähnte Ausnahme. 

Die Reihenfolge der Artikel nach der 

Ertragsfähigkeit ist darnach folgende: 

Semmeltücher*),, 2. Rollhandtücher, 
3. Frottierhandtücher, 4. Tafeltücher, 5. Bett- 
wäsche*),, 6. Handtücher, 7. Staubtücher, 
8. Tischtücher, 9. Vorstecker, 10. Decken, 
11. Kaffeebeutel, 12. Jacken, 13. Schürzen, 
14, Servietten, 15. Frisiermäntel. Nun ent- 
spricht ja freilich diese Reihenfolge nicht ganz 
den tatsächlichen Verhältnissen, weil sich bei 
den Artikeln, deren Reinigung durch die 
Kundschaft hinausgeschoben wird, die Gewinn- 
quote etwas erhöht. Die wirkliche Lebensdauer 
der Stücke wird dadurch verlängert, und für 
ihre Erneuerung braucht deshalb erst später 
wieder Kapital eingesetzt zu werden. Nicht 
nur Konjunkturgewinn kann dadurch eintreten, 
sondern auch Unkosten werden gespart. Das 
in Wäsche angelegte Kapital wird also durch- 
schnittlich vierzigmal im Jahre umgesetzt, 
ohne dass in seiner Ertragsfähigkeit wesentliche 
Einbussen zu verzeichnen wären. Am Ende 
dieser Periode tritt dann allerdings der merk- 
würdige Fall ein, dass es vernichtet ist. Es 
ist vernichtet, nachdem die Wäschestücke auch 
die letzte Klasse von Kunden nicht mehr zu- 

-frieden stellen können. (Die Einteilung, die der 
Wäscheverleiher mit seinen Kunden vornimmt, 


*) Hier ist jedoch zu berücksichtigen, dass die Gebühr 
‘wegen der vierwöchigen Leihfrist höher angesetzt ist; relativ 
genommen, folgen die beiden Artikel erst später. 


: Reinigung übertrüge. 


entspricht natürlich nicht der gesellschaftlicheu 
Einteilung.) Dass der Verleiher für regelmässige 
Rückstellung sorgt, haben wir ja gesehen. Bei 
den Wäschestücken, deren Lebensdauer durch die 
verschiedenen Gebräuche beim Wechseln künst- 
lich verlängert wird, hat er noch Zinsgewinn. 

Interessant ist, auch zu erfahren, nach wie- 
vielmaligem Wechsel der Anschaffungswert der 
einzelnen Stücke durch den Reingewinn wieder 
hereingebracht wird. 

4,37 mal muss bei Semmeltüchern, 5,2 
mal bei Staubtüchern, -7,81 mal bei Kaffee- 
beuteln, 8,42 mal bei Frottierhandtücher», 
8,76 mal bei Handtüchern, 8,8 mal bei Roll- 
handtächer», 11,31 mal bei Tischtücherp, 11,32 
mal bei Tafeltüchern, 11,9 mal bei Vorsteckern, 
12,65 mal bei Jacken, 14,9 mal bei Bettwäsche, 
17,2 mal bei Decken, 19,34 mal bei Servietten, 
20,83 mal bei Schürzen und 21,12 mal bei 
Frisiermänteln gewechselt werden. Nun fragt 
es sich, ob die grosse Spannung zwischen den 
Gewinnanteilen nicht durch einheitliche Preis- 
gestaltung zu baseitigen wäre. 

Hier treten uns grosse Schwierigkeiten 
entgegen. Es wird nämlich nicht so leicht 
möglich sein, einen einheitlichen Waschpreis zu 
vereinbaren. Mit mehreren Waschanstalts- 
besitzern zu verhandeln, könnte ja vermieden 
werder, indem man einer Wäscherei die gesamte 
Aber nach welchen 
Grundsätzen soll die Gebühr festgesetzt werden? 
Für den‘ Wäschereibesitzer kommt der Wert 
des Wäschestücks wenig oder gar nicht in 
Betracht. Es fragt sich nur: Wie hoch ist der 
Grad der Verunreinigung? Wie gross ist das 
Stück? Sind noch Nebenarbeiten zu erledigen ? 
Ist viel Handarbeit erforderlich? Der gang- 
barste Weg zur Einigung wäre wohl der, dass 
ein Normalstück angenommen würde. Als 
solches käme am besten der Hauptartikel der 
betreffenden Verleihanstalt in Frage, für unsere 
Firma das Handtuch. Die obigen Stücke würden 
dann der Fläche nach in Handtüchern gewertet. 
Einige durchschnittliche Verunreinigungs- und 
Bearbeitungsstufen würden festgestellt und da- 
nach ein Zuschlag oder Abzug gemacht. 

Nicht weniger wichtig aber wäre eine 
einheitliche Regelung des Leihpreises. Hier ist 
der Wert des Stückes und der Grad des Ver- 
schleisses massgebend. Auch hier würde am 
besten als Normalstück der Hauptartikel auf- 
gestellt und ein bestimmter Bruchteil seines 
Wertes als Leibgebühr festgesetzt. Derselbe 
Bruchteil gölte dann für die anderen Artikel 
mit Zuschlägen oder Nachlässen entsprechend 
der Abnutzung. 

Die Waschpreisfrage wird am schwersten 
zu lösen sein. Darum wird es das Bestreben 
jeder Grosswäscheverleihanstalt sein, sich von 
den Wäschereien unabhängig zu machen. 
Schwierig wird das sein, wenn sie sich nicht 
an ihrem natürlichen Standort, einem Gewässer, 
möglichst einem fliessenden Gewässer, nieder- 
lassen kann. Soll sie mit teurem Leitungs- 
wasser arbeiten, so kann sie nicht in Wettbewerb 
treten. Möglich wird die Angliederung einer 
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Dampfwäscherei — und solche kommt wohl 
für die Grossstadt nur in Frage — erst bei 
einem gewissen Umsatz, weil die Maschinen 
unbedingt durchlaufen müssen. Nach ander- 
weitigen Berechnungen darf der Umsatz nicht 
unter 300000.— M. bleiben. Eine solche 
Verleihanstalt ist immer Herrin der Lage. 
Schon weil sie eine weitergehende Arbeits- 
teilung eintreten lassen kann, wodurch es z. B. 
ermöglicht wird, Missbraucher der Wäsche 
gleich festzustellen, wird ihr Gewinn bedeutend 
erhöht und kann sie ihre Preise im 'Kampfe 
niedriger stellen. Dabei mag erwähnt werden, 
dass die Berliner Grossbetriebe diese be- 
herrschende Stellung nicht ausnutzen, sondern 


vielmehr alles getan haben, sämtliche Wäsche- 


verleiher zusammenzuschliessen. Im übrigen ist 
es vom privatwirtschaftlichen Standpunkte aus 
auchja vorteilhafter, eineGrundrentezugeniessen, 
als sich auf Konkurrenzkämpfe einzulassen. 

Erst kürzlich haben die Berliner Wäsche- 
verleiher eine Vereinbarung getroffen, dass jedem 
sein Kundenkreis möglichst erhalten bleibt. 
Wegen der Preisfestsetzung abspringende Kunden 
finden überall verschlossene Türen. 

9. Bedeutung des Wäscheverleihgeschäfts. 

Wenn wir nach der Berechtigung des 
hohen Gewinnsatzes im Wäscheverleihgeschäft 
fragen, so können wir uns einmal auf den 
privatwirtschaftlichen Standpunkt stellen und 
die hohe Verlustgefahr ins Feld führen. Sie 
ist schon genügsnd erörtert. Hinzufügen wäre 
noch, dass auch der wahrscheinliche Preissturz 
der im Jahre 1916 erworbenen Wäsche, wo 
der freie Handel noch nicht unterbunden war, 
mit in Rechnung gezogen werden musste. Wir 
können die Rechtfertigung aber auch vom 
volkswirtschaftlichen Standpunkte aus versuchen. 
Wir fragen uns: Würde eine Lücke in dem 
Ganzen unserer Volkswirtschaft entstehen, wenn 
wir uns die Wäscheverleihanstalten wegdenken ? 
Jedensfalls eine grössere, als wenn manches 
Unternehmen ausfiele, das künstlich gesteigerten 
Bedürfnissen dient und einen ebenso grossen 
oder grösseren Gewinn abwirft. Wenn zahl- 
reiche Restaurants, Pensionen, die von den 
Wäscheverleihanstalten versorgt werden, vor 
die Notwendigkeit gestellt würden, selbst ihre 
Wäsche zu beschaffen, so könnten viele ihre 
Tore schliessen. Selbst angenommen aber, sie 
wären dazu imstande, so fragte es sich, ob die 
Allgemeinheit besser dabei führe. Es bleibt 
immerhin ein Unterschied für die Volkswohl- 
fahrt, ob ein Gasthofbesitzer die Wäsche von 
seinem eigenen Personal reinigen lässt, oder ob 
eine Verleihanstalt ihm wöchentlich, täglich auf 


Stunde und Minuten ihre Wäsche zur Verfügung 


stell. Auch dann könnte der ‘Grad von 
Ordnung und Sauberkeit nicht erreicht werden, 
wenn die Hotelwäsche in eine Wäscherei gegeben 


würde. Dasselbe gilt auch für andere Geschäfte, 
für Schlächtereien, Bäckereien, Kolonialwaren- 


handlungen usw. Durch die regelmässige 
Verbindung mit der Wäscheverleihanstalt wird 
das Bedürfnis nach peinlicher Sauberkeit bei 
manchen erst geweckt. Besonders in Kriegs- 


m 


zeiten aber hat sich die Einrichtung der Wäsche- 
verleihanstalten insofern als segensreich 
erwiesen, als der allgemeine Wäschemangel 
nieht so fühlbar wurde. Wären die viel Wäsche 
verbrauchenden Betriebe auf sich selbst gestellt 
gewesen, so wären sie in noch viel grössere f 
Schwiörigkeiten geraten. Dass man die Entloh- 
nung, die die Verleihanstalt beansprucht, für See 
angemessen hält, geht auch am besten daraus 
hervor, dass viele Behörden, die doch sonst 
für besonders sparsam galten, immer mehr 
dazu übergehen, ihre Wäsche von den Wäsche 
verleihanstalten zu beziehen. Kurz, den Wäsche- 
verleihanstalten dürfen wir eine nicht unerheb- 
liche Bedeutung für die Förderung der Volks- 
gesundheit zuschreiben, und deshalb ist ihnen 
eine günstige Entwicklung nur zu wünschen. 


Winke und Hinweisen & 


Vereinheitlichung des deutschen Zollwesens. 
Der Entwurf der neuen Reichsverfassung 
bestimmte in der ursprünglichen Fassung des 
Ministers Preuss in Artikel 7: _ Ei 

„Die Gesetzgebung über das Zollwesen 
sowie über alle Angelegenheiten, die de 
Einheit des Zoll- und Handelsgebiets und 
die Freizügigkeit des Warenverkehrs be 
rühren, ist ausschliesslich Sache desReichs.‘‘ 
Bei den Beratungen im Staatenausschuss 
ist es jedoch den einzelstaatlichen Vertretern 
gelungen, das partikularistische Prinzip nach- 
träglich wieder in den Verfassungsentwurf de 
Reichsministers Preuss hineinzubringen und in 
den „Schlussbestimmungen‘‘ folgenden Artikel 
115 einzufügen: : E 
„In Bayern, Sachsen, Württemberg, 
Baden, Hessen, Bremen und Hamburg 
verbleibt es hinsichtlich der Erhebung un« 
Verwaltung der Zölle und Verbrauchs- 
steuern bei der Vorschrift des Artikel 35 
Abs. 1 der Verfassung des Deutsch 
. Reichs vom 16. April 1871.“ BR. 
Der mit der Beratung der Verfassung be:- 
traute achte Ausschuss der Nationalversammlung 
hat dann in seiner Sitzung vom 25. März 
schliesslich allerdings folgende Umgestaltung 
des Artikels115in folgender Fassung beschlossen: ei 
„Der Zeitpunkt des Inkrafttretens der 
Bestimmungen in Artikel 7 Abs. 3 wird 
durch die Reichsregierung festgesetzt, die 
dann die Erhebung und Verwaltung der 
. Zölle und Reichssteuern in Bayern, Sachsen, 
Württemberg, Baden, Hessen, Bremen und 
Hamburg bis zum 1. Juli 1921 diese 

- Ländern überweisen wird‘, e Ka 

hat also den Artikel zu einer blossen Ueber- 
gangsbestimmung abgeschwächt. Es besteh 
jedoch die Befürchtung, dass dies lediglich ein 
schwächlicher Kompromis sei, zu dem 
man sich verstand, weil die Vertreter der vollen 
Zolleinheit hofften, dass die Stimmung in zwei 
Jahren einer vollen Beseitigung des Artikeis 
günstiger sein werde, die einzelstaatlichen Ver- 
treter umgekehrt, dass sich alsdann da 


hr 
ne 


- Unklarheit der 


 nügend Gelegenheit hat, 


verschoben ist. 


Provisorium in ein Definitivum werde umwandeln 


lassen, Wenigstens ist es sachlich nicht ein- 
zusehen, was für ein praktisches Bedürfnis für 
eine solche unterschiedliche Behandlung der 
verschiedenen Bundesstaaten während der 
nächsten zwei Jahren vorliegen soll. Es muss 
daher wohl sehr damit gerechnet werden, dass 
die erstrebte Zolleinheit des Deutschen Reiches 
noch einer scharfen Bekämpfung im Plenum 
ausgesetzt sein wird, deren Ausgang bei der 
allgemeinen innerpolitischen 
Verhältnisse _noch keineswegs vorausgesagt 
werden kann. ne 

Der Handelsvertragsverein hat deshalb der 
Verfassunggebenden Nationalversammlung eine 
von seinem Vorsitzenden, Wirklichen Geheimen 
Rat Lusonsky, ausgearbeitete umfangreicha 
Denkschrift unterbreitet, in welcher sehr ent- 
schieden Stellung gegen jede Wiederbe- 
lebung partikularistischer Tendenzen 
in der Zollverwaltung genommen wird. 
Wir entnehmen dieser Denkschrift folgende 
Hauptgesichtepunkte: 

1. Die bisherigen partikularistischen Privi- 
legien sind erwissenerweise äusserst unwirt- 
schaftlich; Sie erfordern für jeden Bundes- 
staat eina eigene Zollverwaltung, wodurch un- 
nötigerweise eine Unmasse von Personal und 
Arbeitskraft in Anspruch genommen wird. Sie 
erfordern ferner eine besondere Kontrolle durch 
einen besonderen Apparat von 15 Reichsbevoll- 
mächtigten und 42 Staatskontrolleuren. Dazu 
kommen die mit dam Abreohnungswesen zwecks 
der Rückvergütung der Zollverwaltungskosten 
an die FEinzelstaaten verbundenen grossen 
Schwierigkeiten und Arbeitslasten, welche eine 
ständige Klage der beteiligten Behörden bilden. 

2. Die partikularistische Organisation bringt 
aber auch eine geringerwertige Leistung 
als eine einheitliche Reichsverwaltung: Die 
Landeszentralen ermangeln wegen der Kleinheit 
ihres Bezirks ausreichender Unterlagen zur 
Gewinnung zuverlässigen Urteils und die mitt- 
leren und örtlichen Instanzen haben keinen 
genügenden Spielraum für die Ausbildung und 
Verwertung ihres Personals (weil dieses nicht ge- 
die verschiedenen 
Zweige des Zollwesens praktisch kennen zu 


lernen), können auch nicht für wichtige Einzel- 


zweige Spezialisten herausbilden, zufällig vor- 
handene nicht nutzbringend verwerten. Ausser- 


| dem werden durch die unverlässliche Reichs- 


kontrolle die laufenden Dienstgeschäfte höchst 
unerwünscht beeinträchtigt und häufig Ver- 
zögerungen herbeigeführt. 

3. Das Abrechnungsverfahren ent- 
spricht nieht mehr den tatsächlichen heutigen 
Verhältnissen, weil es zugeschnitten ist auf eine 


Zeit, wo die Zollabfertigung grundsätzlich an 


der handesgrenze erfolgte, während heute 
sie in sehr grossem Umfange in das Inland 
| Daher behaupten manche 
Bundesstaaten, ihre Auslagen unzureichend ver- 


gütet zu erhalten, während andere wahrschein- 
lich unberechtigte Ueberschüsse daraus ziehen. 


(Wie bedeutsam diese finanzielle Seite ist, erhellt 


ı gebiet‘; gekürzt werde; 
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daraus, dass diese Vergütungen für die Zoll- 
verwaltung 1911 rund 40 Mill. M. betrugen.) 

4, Das bisherige System verhindert 
eineeinheitliche Zolltarifpraxis, sofern 
über alle Zollstreitigkeiten in höchster Instanz 
einzelstaatiich, daher je nach dem wirtschaft- 
lichen Charakter des betreffenden Bundesstaates 
und den in seiner Regierung herrschenden 
Neigungen und Anschauungen oft wesentlich 
verschieden entschieden wird. Zwar kann der 
Bundesrat durch Abänderungen des ‚„Amtlichen 
Warenverzeichnisses zum Zolltarif‘‘ verbindliche 
Normen für Einzelfälle aufstellen, aber nur, 
wenn er im Beschwerdewege überhaupt mit der 
Streitfrage befasst wird, und auch dann sind 
Verzögerungen von Monaten und oft Jahren 
die Folge. Die nachdrücklichen Bemühungen 
des Reichsschatzamtes für eine möglichst ein- 
heitliche Handhabung des Zolltarifs werden 
vollen Erfolg nur durch Vereinheitlichung der 
Zollverwaltung erzielen können. 

Darum muss der Artikel 115 der 
Verfassung fallen. Die Erfahrung hat es 
zur Genüge gezeigt, dass es ausserordentlich 
schwer, wenn nicht unmöglich ist, in normalen 
Zeiten Machtbefugnisse, die den Einzelstaaten 
einmal eingeräumt waren, wieder zu beseitigen. 
Deshalb muss jetzt die Neugestaltung der Reichs- 
verfassung-benutzt werden, um dem Entstehen 
neuer Partikularismen grundsätzlich vorzu- 
beugen. 

Die Denkschrift begrüsst dann noch die 
Beschlüsse des Verfassungsausschusses, wonach 
bei Besetzung der örtlichen Reichsfinanzstellen 
künftig nicht mehr die Beschäftigung von An- 
gehörigen des betreffenden Einzeistaates Regel 
und die Neuschaffung oder Aenderung von 
Freihäfen und Freibezirken der Reichsgesetz- 
gebung unterworfen sein soil, und spricht 
den Wunsch aus, dass die Bezeichnung 
des Deutschen Reiches als ‚‚einheitliches Zoll- 
und Handselsgebiet‘ auf ‚einheitliches Zoll- 
denn einerseits sei 
dieser übernommene Bagriff seinerzeit in die 
alte Reichsverfassung nur im Hinblick auf die 
erstrebte Vereinheitlichung der Währung, des 
Notenbankwesens usw. hineingebracht worden, 


' daher heute überholt, andererseits könnten da- 


durch mancherlei Zweifel und Missverständnisse 
entstehen, so z. B. das kaufmännische Unter- 
riohtswesen, der Handel mit Giften, das Pfand- 
leihgewerbe usw., deren Regelung den Einzel- 
staaten überlassen bleiben soll, gelegentlich 
einmal vom Reich für sich in Anspruch ge- 
nommen werden. 

Schliesslich empfiehlt die Donkschrift, den 
Abs. 2 des Artikels 80 zu streichen, wonach 
„die Zollgrenze mit der Grenze gegen das Aus- 
land zusammenfällt‘‘. Denn über die Zuständig- 
keit des Reiches zur Regelung dieser Frage sei 
ohnehin kein Zweifel; dagegen würde dieser 
Passus im Falle zollpolitischen Anschlusses 
irgend eines Nachbargebietes, womit bei der 
derzeitigen Unübersichtlichkeit der Verhältnisse 
doch immerhin gerechnet werden müsse, jedes- 
maleine Verfassungsänderung notwendigmachen. 
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Die Messe In Brüssel. 
(Der Ausstellungsboykott als neue Waffe 
im Wirtschaftskampf.) 

Wie belgische Blätter melden, ist kürzlich 
ein Gesetzentwurf, betreffend die Durchführung 
der in Brüssel geplanteu Jahres-Herbstmesse, 
den zuständigen Körperschaften vorgelegt 
worden. Die Kosten werden zunächst auf 
900 000.— Fr. veranschlagt, wovon 600 000.— 
im Wege des Kredites, 300 000.— durch eine 
Beihilfe der Regierung beschafft werden. 
Ein Wettbewerb für Klein-Erfindungen (Neu- 
heiten, Werkzeuge, Spielwaren) soll der Messe 
angegliedert werden. In dem Gesetzentwurf 
heisst es weiter, dass sich auf der Messe die 
Fabrikanten und Einkäufer der allierten und 
neutralen Länder sowie Belgiens treffen sollen. 
Daraus ist die Folgerung zu ziehen, dass auch 
die Brüsseler Messe deutschen Interessenten 
verschlossen bleiben soll, wie dies jüngst für 
Lyon gemeldet wurde. Aehnliche Absichten 
waren bereits früher für verschiedene Aus- 
stellungen aus Frankreich bekannt geworden. 
Von der im September-Oktober in London be- 
vorstehenden Schiffahrt- und Maschinenbau- 
Ausstellung wird berichtet, dass die britischen 
Aussteller über die durch das Programm jetzt 
vorgesehene Ausmerzung des deutschen Wett- 
bewerbes sehr erfreut seien. Endlich liegt ein 
neuer ernster Fall in einem neutralen Lande 
vor, wo eine mächtige englische Interessenten- 
gruppe die Beteiligung deutscher Firmen an 
einer wichtigen Fach-Ausstellurg zu verhindern 
sucht. Immer mehr gewinnt es den Anschein, 
als ob das Mittel des Ausstellungs- und Moss- 
boykotts als eine neuartige Form des Wirt- 
schaftskampfes von unsern Gegnern in plan- 
mässiger Weise zur Anwendung gebracht werden 
soll, um die Bemühungen der deutschen Industrie, 
auf dem Weltmarkte wieder Fuss zu fassen, von 
vornherein zu ertöten. DBerücksichtigt man 
andererseits, wie ausserordentliche Anstren- 
gungen die bisherigen Gegner machen, um 
gerade durch Ausstellungen und Messen ihren 
eigenen Aussenhandel zu fördern, so stellt 
sich dieses Vorgehen als eine neue schwere 
Bedrohung der deutschen Industrie dar. Die 
ständige Ausstellungskommission hat die Reichs- 
regierung auf die grosse Gefahr aufmerksam 
gemacht, so dass hoffentlich versucht wird, 
mit dem Wirtschaftskrieg auch den Ausstellungs- 
boykott aus der Welt zu schaffen. 


Britische Importausstellungen in Süd-Amerika. 

Das britische Uebersee-Handelsamt ist jetzt 
dazu übergegangen, die Industrien, die es seit 
einigen Jahren durch die britischen Messen und 
die damit verbundenen Veranstaltungen plan- 
mässig gefördert hat, durch Ausstellungen auch 
auf den überseeischen Märkten einzuführen. 
Ein Spezialkommissar des genannten Amtes hat 
jüngst eine Ausstellung der britischen Bijouterie- 
waren und verwandten Industrien in Buenos 
Aires eingerichtet, die nach einem Bericht der 
Times einen bemerkenswerten Erfolg erwarten 
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lässt. Die Vertreter von über 70 Firmen 
hätten sich bis zum Berichtstage für den Be- 
such der Ausstellung angemeldet und sich sehr 
günstig über die ihnen bisher unbekannten 
britischen Leistungen auf diesem Gebiete ge- 
äussert. Zugleich seien von ihnen wertvolle 


Anregungen und Auskünfte gegeben worden, 


die für britische Fabrikanten nutzbar gemacht 
werden sollten. 

Ganz in der gleichen Richtung bewegt sich 
die Absicht der britischen Handelskammer in 
Sao Paulo, die Einfuhr britischer Waren auf 
dem brasilianischen Markt durch eine Reihe 
aufeinanderfolgender Spezial-Ausstellungen zu 
fördern. Jede Ausstellung soll drei Monate 
dauern und jeweilig die Erzeugnisse einer be- 
stimmten Industrie nebst verwandten Zweigen 
umfassen. Der Anfang soll mit der Textil- 
Industrie gemacht werden. Diese Ausstellung, 
deren Eröffnung etwa für den 1. September 
beabsichtigt ist, soll Muster von baumwollenen, 
wollenen, leinenen und seidenen Stückwaren, 
ebenso Trikotagen, Strumpf- und Strickwaren 
umfassen. Interessierte englische Firmen werden 
in ausführlichen Veröffentlichungen der. eng- 
lischen Presse aufgefordert, mit der Absendung 
ihrer Muster sofort zu beginnen. Nur Fabrikanten 
sind zugelassen. 


Die Handelskammer, in deren Räumen die 


Ausstellung stattfindet und deren Sekretär an 
der Spitze der Ausstellung steht, nimmt nicht 
selbst die Aufträge entgegen, ist aber bemüht, 
Abschlüsse in jeder Beziehung zu fördern. Sie 


erteilt den Interessenten bereitwilligst Auskunft 


über die Fabrikanten u deren Vertreter am 
Platzes; sie sorgt für die Verteiluug von Preis- 


listen und sonstigen Drucksachen, welche ihr 


zu diesem Zwecke zur Verfügung gestellt 5 


werden usf. Sie erstattet kostenlos dem Aus- 


steller fortlaufend Bericht über das Interesse, 


welches seine Erzeugnisse auf der Ausstellung 
finden, über Namen und Adressen der Besucher, 
über deren Wünsche hinsichtlich anderer Aus- 
führungen u.a.m.; sie gibt Anregungen über 
etwa empfehlenswerte Veränderungen der an- 
gebotenen Waren oder deren Verpackung, be- 
nennt geeignete Vertreter usw. Auch ein 


Schreib- und Lesezimmer wird den Besuchern 


der Ausstellung zur Verfügung gestellt, in dem 
reichliches Nachschlagematerial über die Ver- 


hältnisse der englischen Industrie eingesehen 


werden kann. 

Diese englischen Massnahmen stellen, wie 
die Ständige Ausstellungskommission für die 
Deutsche Industrie hierzu bemerkt, angesichts 
des bisherigen Vorgehens des Uebarsee-Handels- 


amtes offenbar nur den Anfang einer Kette 


ähnlicher Veranstaltungen dar, mit dem Zweck, 


in Süd-Amerika wie in anderen Absatzmärkten Fir ; 


der britischen Industrie zu einer wirksamen 


Einführung zu verhelfen; sie erfordern daher 


aufmerksame Beachtung der deutschen Industrie 
gerade in dem Augenblick, wo diese sich an- 
schickt, die abgebrochenen Beziehungen mit 


ihren früheren Absatzgebieten wieder ar en 


zunehmen. 


Verantwortlicher Schriftielter: Dr. Hermann Deite. Berlin W 30, Goltzstrasse 23, 


nennen 
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Commerz- und Disconto-Bank. 


Bilanz per 31. Dezember 1918. 


Gewinn- und Verlust-Rechnung für das Geschäftsjahr 1918. 


Hamburg, den 4. Juni 1919. 
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1 Berlag von Quelle & Meyer in Leipzig 
1] ar a a Tr > rm 


&ı Der deutiche Staat des Mittelalters 


Ein Grundriß der deutfhen Berfaffungsgefchichte 
von Geheimrat Profeffor Dr. ©. dv. Below 


& 

s 2 Bände zu je zirfa 25 Bogen. In Originalleinenband je 10 Martf 
© 

© 
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1. Band: Die allgemeinen Fragen. 
„Mit altem Nahdrude aber weifen wir darauf hin, daß diefes Bud) 
in die Hand jedes Gejhichtslehrerg, 
der auf der Prima Unterricht erteilt, gehört. Die überaus Tüdenhafte, ja geradezu 
mangelhafte Darftellung der ee Berfafung In unfern Lehrbücdhern 
ei Neuauflagen die betreffenden Adfchnitte 


fann aus diefem Bude nur lernen und b 
Deutfches Philofogen«DBlatt. 


der gründlihften Revifion unterziehen.“ 


SISVGISCUWGICISCUS 


SS IWKIHWUWGWISITSCISIH 


Aktiva. A 4 AM Pr 
Kasse, fremde Geldsorten, Zinsscheine und Guthaben bei Noten- und | 
Abrechnungsbanken ........ RE | 26 744 75281 
Wechsel und unverzinsliche Schatzanweisungen.......... 2222002200: 742 265 724193 
Nostroguthaben bei Banken und Bankfirmen .........=ccccececeecen | 63 605 600 20 
Reports und Lombards gegen börsengängige Wertpapiere............ | 160 399 603|44 
Vorschüsse auf Waren und Warenverschiffungen ....2..222ccccre0n 0: | 2 719 467177 
davon am Bilanztage gedeckt: | 
a) durch Waren, Fracht- oder Lagerscheine ....... M. 2409 585.82 | 
b) durch andere Sicherheiten ..........» ER „309 710.85 | 
Eigene Wertpapiere: | 
a) Anleihen und verzinsliche Schatzanweisungen des Reichs und 
der Bundesstaaten .......... Ka a 48 470 879197 | 
b) Sonstige bei der Reichsbank und anderen Zentralnotenbanken 
Bafsskharo: Wertpapiere u... en een 2131 21941 
c) Sonstige börsengängige Wertpapiere........ Ds N ia es 20 844 309102 
d) Sonstige Wertpapiere... .....-:...rcc000. EN ee I ER RI ER e 6 283294001] 74279 348/41 
Bensumelelligungen.22. 2.228050 ie seta sieenunenäteeieese 20 833 486199 
Dauernde Beteiligungen bei anderen Banken und Bankfirmen ........ 12 332 040 — 
Debitoren in laufender Rechnung: | 
ER ER EN EZ SEEN 224 394 655 34 
b) ungedeckte..... RI RR RR RE PROREN 142 322 273163] 366 716 928|97 
Ausserdem: Aval- und Bürgschsftsdebitoren M. 78349 322.27 
Barkgebäude und Inventar in Hamburg, Berlin, Kiel, Hannover, Altona, 
Leipzig, Altenburg, Gelsenkirchen, Wattenscheid und Guben... 6 828 829125 
Senasoerimmobilien. sans. cu eoanenenesesens nenne ih ne. 8 856 635 95 
BB Hypothokan en sn aennaaeeenalnernie: 4 146 414128 4 710 221167 
1481 436 004/44 
Passiva. AM NE. 4 
Aktienkapital..... ne male An a 85 000 0001 — 
Mreservolondß Le... en enneae ee Te I NOTARE ENTE IND 8 500 000 — 
a RER ALIEN OBRrı SAN 8 500 000|— 
 Beamten-Pensions- und Unterstützungsfonds...............ureceer oe 1 528 513/50 
Kreditoren ..... ee a 1 317 864 453/03 
Akzepte und Schecks: 
RE ER TE ER 41 816 062/96 
b) noch nicht eingelöste Schecks ............::ccc0cnsearenena 579241469] 50608477165 
Ausserdem: Aval- u. Bürgschaftsverpflichtungen M. 78349 322.27 
Dividenden-Rückstände ...... N EN ne 106 17350 
De EEE TER ARTE 9 328 386.76 


1 481 436 004144 


A Ausgabe. M -|4 Einnahme. M. 4 
u 11 082 207176 ||Gewinnvortrag von 1917........... 550 492138 
Steuern einschl. Rückstellung für Haben- ZUINSEnS SE ee De 16 182 352162 

emsensteuer 1918....0.....:..0... 1409 917|— || Provision... ..ae os on neeeennenenen 7327 13101 
- Verlust auf Wertpapiere ............ 1 976 914 53|| Gewinn auf Sorten und Zinsscheine.| 217 472/65 

Abschreibunga.Bankgebäudeu.Inventaı| 430 02261 
BOINSOWINN. ne daosaorun nee. Re 9 328 386176 Er 
24 227 448|66 24 237 448166 


Der Vorstand. 


Aktiengesellschaft 
Mix & Genest Telephon- 
und Telegraphen-Werke, 

Berlin-Schöneberg, 

Geneststr. 5. 


Die Aktionäre werden hiermit 
zu dee am Montag, den 
30. Juni 1919, vormittags 
1i!/,;, Uhr, im Sitzungssaal der 
Aktiengesellschaft Mix 
& Genest, Telephon- und 
Telegraphen-Werke, Ber- 
lin-Schöneberg, Genest- 
strasse 5, stattfindenden 30. 
ordentlichen Generalver- 
sammilungergebensteingeladen. 


Tagesordnung ı 


1. Vorlegung der Bilanz, der 
Gewinn- und Verlust-Rech- 
nung und des Prüfungsberichtes 
für das Jahr 1918. 

2. Beschlussfassung über die 
Entlastung des Vorstandes 
und des Aufsichtsrats. 

3. Wahl des Revisors für 1919. 


Diejenigen Aktionäre, welche 
an der Generalversammlung teil- 
nehmen wollen, haben gemäss 5 8 
unserer Satzung ihre Aktien oder 
einen Depotschein der Reichsbank 
über deren Hinterlegung bis zum 
Donnerstag, den 26. Juni 
1919, 
bei unserer Gesellschafts- 

kasse Berlin - Schöne- 


berg, 
„ der Bank für Handel und 
Industrie und ihren 


sämtlichen Niederlas- 
sungen, Berlin W. 56, 
Schinkel-Platz 1/4, 

„der Direktion der Dis- 
conto = Gesellschaft, 
Berlin W. 8, Unter den 
Linden 35, 

‚ dem Bankhauss S. Bleich- 
röder, Berlin W. 8, 
Behrenstr. 62/63, 
oder bei einem Notar 

gegen Bescheinigung zu hinterlegen 


Berlin-Schöneberg, 
den 6. Juni 1919. 
DerVorsitzende des Aufsichtsrats 
Dr. v. Hentig. 


Öchubert und das deutfche Lied | 
Don Prof. Dr. Frhr. H. von der Pfordten. 5 


151 Öeiten. 


Gebunden M. 1.50 


Nenn tole Sranı Schubert und dag beutfche Led sufanımen nennen, [9 bedeutet N 
dieg bie allerinnigfte Verbindung, die fidh denken läßt. Schubert und unfer Lied % 
find ein und basfelbe; er hat es gefchaffen und vollendet zugleih. So bietet X 
dies Bud nicht nur eine an in feine Kompofttionen und feinen Br, 
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UNnNVvg IHISLINYA . 


DEUTSCHE WIRTSCHAFTS-ZEITUNG 


Bekanntmachung. 


pie Zwischenscheine der IX. Kriegsanleihe 
für die 4/,°, Schatzanweisungen können vom 4. Juni ab, 
tür die 5°/, Schuldverschreibungen vom 23. Juni d. Js. ab 


in die endgültigen Stücke mit Zinsscheinen umgetauscht werden. 
Der Umtausch findet bei der „Umtauschstelle für die Kriegsanleihen‘, 
Berlin W 8, Behrenstrasse 22, statt. Ausserdem übernehmen sämtliche 
_ Reichsbankanstalten mit Kasseneinrichtung bis zum 5, Dezember 1919 die 
kostenfreie Vermittlung des Umtausches.. Nach diesem Zeitpunkt können die 
 Zwischenscheine nur noch unmittelbar bei der ‚„‚Umtausohstelle für die Kriegs- 
 anleihen“ in Berlin umgetauscht werden. 
Die Zwischenscheine sind mit Verzeichnissen, in die sie nach den Be- 
_ trägen und innerhalb dieser nach der Nummernfolge geordnet einzutragen sind, 
während der Vormittagsdienststunden bei den genannten Stellen einzureichen; 
 Formulsre zu den Verzeichnissen sind bei allen Reichsbankanstalten erhältlich. 
E Firmen und Kassen haben die von ihnen eingereichten Zwischenscheine 
_ reohts oberhalb der Stücknummer mit ihrem Firmenstempel zu versehen. 


’ “r Von den Zwischenscheinen der früheren Kriegsanleihen ist eine 
. . grössere Anzahl noch immer nicht in die endgültigen Stücke umgetauscht worden. 
1 - Die Inhaber werden aufgefordert, diese Zwischenscheine in ihrem eigenen Interesse 
r Eoßplichit bald bei der „Umtauschstelle für die Kriegsanleihen“, Berlin W 8, 
.. Pehrenätennne 22, zum Umtausch einzureichen. 

1 
k 
sr 

| ‚Consolidirtes Braunkohlenbergwerk „Caroline“ bei Offleben, 
Actien- seaschal zu Magdeburg. 


Berlin, im Juni 1919. 


’ 


“ 


Reichsbank Direktorium. 


v. Grimm. 


ae Er 


Havenstein. 


Die Dividende für das Geschäftsjahr 1918 ist mit 30 % gegen Einlieferung der 
3 "Dividendenscheine No. 6 und zwar von den Aktien 4 300 M. nit M. 90.— per Stück 
E und von den Aktien & 1200 Hl. mit M. 360. per Stück vei der Geselt- 
2  schaftskasse in Völpke und bei der Bank-Commandite Simon, 
r. Katz & Go. in Berlin W. 9, Vossstrasse 13, sofort zahlbar. 


ne den 14. Juni 1919. 
Der Vorstand. 


UNION“, 


Baugesellschaft auf Actien. 
Bilanz am 31. Dezember 1918. 


A. Grundstücksabtallung. A 4 
Aktiva. 
Bebauter@rundbesitz]| 984 228/91 
Unbebaut. Grundbes.| 837 624182 
Elektr. Kraftwerk 
Andreasstr. 32... 3— 
Inventar. ........0 1- 
Materialien-Konto .. 2 295197 
Hinterlegungen .... 1188110 
Wertpapiere....... 94001 — 
Besitz an Anteil. von 
Gesellsch. m. b. H.| 153 457 — 
Ford. a.Tochtergesch.| 1 122 130/90 
Gemeindsch. - Grund- 
stücks-Geschäfte..| 1 922 957138 
Hypoth.-Forderung .| 830 981/29 
FRE ..205 988.70 
Schuldner Be 374 987/08 
Wechsel-Konto..... 29 603185 
Kassa-Konto....... 30 669172 
B. Bäuabtellung, 
Rüstzeug-Konto.. 20 0001 — 
Baumasch. u, Geräte 20 0001 — 
Fuhrwerks-Konto... 1000 — 
Best. an Baustoff .. 4 561105 
Hinterlegungen .... 19 0401 — 
Vorausbez. Versiche- 
rungs-Prämien . 9 251175 
Avale.... 76 920.— 
In Ausf. begr. Bauten] 176 554,91 
Schuldner ........: 939 113/64 


Gewinn- u. Verl.-Kt.| 2 690 197 73 
10 = 948 10 
Passiva, 


4 
Aktien-Kapital-Kto. | 6 000 0001 — 
A. Grundstücksabtellung. 
Hinterlegungen .... 8240 — 
Akzepten-Konto.... 67 000|— 
Bankgläubiger ..... 2572 898159 
Avale.....205 088.70 
Gläubiger ET 291 866 34 
Vorausbez. Mieten... 583 657169 
B. Bauabtellung. 
Bankgläubiger ..... 877 696.68 
Avalo....._16 020. 
Gläubiger een 313 598 80 
10 179 948110 


Gewinn- und Verlust -Konto. 


Ausgabe. M. 4 
Handigs.-Unkost.-K.| 267 164158 
Steuern-Konto ..... 5450110 
Anzeigen-Konto.. 8 629150 
Fuhrw.-Unkost. -Kto. 827189 
Wohlfahrts-Kto. ... 5512115 
Maschinenbetrieb 

Andreashof....... 123 291/44 
Lau‘. Abschreibung. 68 604 36 
Besond. Abschreibg.| 2 967 438 33 

3 436 918140 
Einnahme. 
Vortrag aus 1917... 
Uebersch.d. bebauten | 

Grundbesitzes.... 57 166164 
Gewinn aus Bauaus- 

führungen usw. ..| 68841871 
Vorlust u. 0 2.690 197 73 

3 436 918j40 


DEUTSCHE WIRTSCHAFTS-ZEITUNG 


 Dentsche Schiffspfandbriefbank | Deutsche Fon- 8 Steinzeug- 


Aktiengesellschaft Berlin. 
Vermögensaufstellung für 1918. 


Werke Aktiengesellschaft. 


Bilanz-Konto per 31. Dezbr. 1918. 


Bestände, M 4 Aktiva. |. .# 4 
Noch einzufordernde Grundst.u. Geb.-Kto.j 4415 69009 

75% auf10000 000,— | | Arbeiter - Wohn- 

Mark Aktienkapita:| 7500000 —| häuser-Konto.... 66 300138 
Kassen-Bestand .... 214806 3 Ben = n 3 > 
Bestand an Reichs- asch.- u. Utens.-Ko. l 

und Staatsanleihe .| 900 000/— | Effekten- u. Betelli- 
Bankguthaben ..... 1 361 543/40 “ en a8 iM en 
Debitoren ......... 83816 | Kassa-Konto....... 34 80 
Schiffspfandrechte ..| 277 579160 | Wechsel-Konto .... 6 594162 
Einrichtung ....... 1/— | Kautions-Konto..... 5836 — 
Kautionen.....::.. 185/— IK. f. vorausbez. Feu- 

10 041 49522 | _ erversicherungspr. 65 6671 — 

Verpflichtungen. 977 4 re Sa 
Aktienkapital ......[10 000 000 — Inventar Konto e% um 
ee An 5 223186 Pferde-Eisenb.-Kto.. u 

rovisionSverrech- Patente-Konto .... 1— 

nungs-Konto...... 10 1711 — Tongewinnungs- 

Kreditoren a 18292128 | ‚ooit-Konto ci... 12 
Be u. Verlast- 7808113 Neue Fördar-An].-K. i— 
el a SE Re our: Inventur-Konto.....| 1.053 834197 
22 | Aval- Hypotheken - | 
Berlin, den 31. Dezember 1918.| Konto 1048500. — I 
Der Aufsichtsrat. „111.981 465169 
Dr. Hirte, Vorsitzender. Passiva. M |4 
ien-Kapital-Kto. _ 
Der V:rstand. Aktie -K ital-Kto.| 7.000 000 
Schadt. Dr. Merckens, |F eher sool-: 
Bilanz am 81. Dezember 1918, | Fartial-Obligat.-Kto.| 459 500| — 
RR Te Partial- Obligationen 
iva. . 3| Amortisations-Ko 20 105 — 
Grundstücke ...... 86 143106 | Reservefonds I ....| 708701154 
Be } a ; 479 803146 | Reservetonds II....| 700000|— 
sren, Metal.e un Hypoth.-Schuld.-Kt.| 402000183 
sonstige Vorrä:e .| 157011192 | Dividenden-Konto .. 6 1821 — 
Ta nn es 70 830/18 Ben H ER a 7 
S nu. - elkredere-Konto .. _ 
einrichtung ...... 126 079/55 | Kto.-Korrent-Kto...| 1419 149160 
Pferde und Wagen. 1/— | Kto. f. Ueberleit. zur 
Kataloge und Druck- Friedenswirtschaft| 150 000|— 
platten ......... 11— | Aval - Hypotheken - 
Geschäftseinricht. .. 11—| Konto 1 048 500— 
Kassenbestand ..... 5 972/76 | Gew.-u.Verlust-Kto.| 883 007|97 
DER 1 248145 
E e ten Dar Br rer rer 446 358 a u en ua 
Bankguthaben ..... 203 298/58 11 931 465|69 
Debitoren ......... 47709553 | Die auf 11% festgesetzte Divi- 
2.003 84449 | dende gelangt sofort zur Aus- 
. zablung und zwar in Berlin bei 
Aktion Kapital’ 1008 ae der Berliner Handels -Ge- 
Dan ee 120 82519 f sellschaft und den Bankhäussern 
: TNERS TE m _|Arons & Walter und Gebr. 
Teilschuldve’schreib. 400 000 : Ä i 
Anleihe - Tilgungs- Arnheld (Berliner Büro), in 
Konto 8 14 c00— Bresiau bei dem Bankhause 
Anläike-Zinsen: ed S G. Va Pachaly’s Enkel und 
Agio-Konto 8780| — | der Dresiner Bank Filiale 
Kesäitoren AOTLER 312 20099 Breslau, in Dresden bei dem 
RT ch 148 037159 eher Arnhold, so- 
..—. 1, 0 0, 290 0° er £ ’ g k y 
oa | Te iu arloitenburg und 


Die in der heutigen General- 
versammlung für das Jahr 1918 
festgesetzte Dividende von 70), 
ist sofort zahlbar an der Kasse 
der Gesellschaft, Ritterstr. 4i der 
Nationalbank für Deutschland, 
der Commerz- und Disconto-Bank 
sowie bei dem Bankhause Braun 
& Co. in Berlin. 


Berlin, den 12. Juni 1919. 


Akt.-bes. vorm. H. Gladenbeck 
& Sohn Bildyiesserei, 


Münsterberg i. Schi. bei den 
Geseallschaftskassen. 


Charloitenburg, den 6. Juni 1919. 
. Ber Verstand. 
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i Verlag von Quelle & Meyer in Leipzig i 


Wefdeutfhland 
zur Römerzeit 
Bon Profeffor Dr. Dragendorff 


124 Öeiten mit zahlr. {bb 
Gebunden M. 1.50 
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Verlag von Quelle & Meyer in Leipzig 


Die Kleinwohnung 
Studien zur Wohnungsfrage 


von 


Baudirektor Prof. F, Shumader 
112 Seiten mit 70 Abb. auf Tafeln * Geb. M. 1.50 


Die Frage nadı der Reform der kleinen Wohnung 
ift eine der Kernfragen für die Aufwärtsentwik- 
lung unferes Volkes. Sie ift nicht etwa eine ardi- 
tehtonifche Liebhaberei, fondern eshandeltfihhier 
um foziale Fragen (hlechthin, ja um den Punkt, an 
dem alles foziale Bemühen anzulegen hat, Aber 
es ift nicht nur das Ziel, audı der Weg führt dur 
Gebiete, in denen fich volkswirtfhaftlicie und bau- 
lihe Überlegungen mannigfaltig und eng durd- 
dringen. In welder Weife, wird hier von autori- 
tativer Seite an Hand einer Fülle von Abbildungen 
aus den Erfahrungen der Praxis einer Groäftadt 
heraus gezeigt und Ar wie fi in diefer 
Frage: wirtfhaftliher Zwang, organifatorifdhe 

“ Forderungen und geftaltende Abfichhten in nalür- 
lihem Fluß miteinander mifden. at 
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Verlagin Leipzig | 
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Quelle a Meyer 
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Deiae 
der Studienaljejloren 
undStudienreferendare 


Dentichrift des Berbandes der Gfudien- 
affefforen u. Studienreferendare Preußens 


Seheftet zirfa M. 2.— 


Der „DBerband der Stubdienaffefjoren und Gtubdienreferendare 
Preußens“ läßt foeben unter obigem Titel eine Schrift in unferem 
Verlage erfiheinen, die zunädft einmal alle Philologen aufflären 
fol über das, was der Verband. will und erftrebt. Gie gibt ein 
Bild von der augenblidlihen Notlage der Studienaffefforen und 
Ötudienreferendare und enthält die Denffhrift und die dringenden 
Forderungen bes Verbandes. Die Denffihrift erfheint bier zum erften 
Male im Drud, fo daß die Schrift in die Hand eines jeden gehört, 
der nicht-teilnahmslog der Standesbewegung gegenüberficht,. 2b« 
gedrudt find wichtige Erlaffe, bie für. die Affefforen und Referendare 
von Bedeutung, aber nicht einem jeden gleih zur Hand find, 
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ee 
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- 6Uhr abends beider Gesellschaft, 


DEUTSCHE WIRTSCHAFTS-ZEITUNG 


Essener Credit-Anstalt, Essen- 
Ruhr, oder einerihrerFilialen, 


Deutsche Erdöl-fiktien- 


F hinterlegen : 
gesellschaft zu Berlin. a) ihre Aktien oder die darüber 
lautenden Hinterlegungs- 


scheine der Reichsbank, 


Die Aktionäre werden zu der x a 
b) ein Nummernverzeichnis der 


in Berlin W. 8, im Sitzungssaal > 3 
der Disconto-Gesellschaft, Behren- zur Teilnahme bestimmten 
strasse 42 II Aktien, 

am4.Juli1919, vormittags11 Uhr, Dem Erfordernis zu a) kann 
stattfindenden ordentlichen General- | auch durch Hinterlegung der Aktien 
versammlung eingeladen. bei einem deutschen Notar genügt 


Zur Teilnahme an der General- | werden. 

versammlung und Ausübung des Tagesordnung. 
Stimmrechts sind diejenigen Aktio-| 1, Vorlegung des Berichts des 
näre berechtigt, welche spätestens Vorstands und des Aufsichts- 
am dritten Werktage vor der anbe- rats sowie der Bilanz nebst 
raumten Generalversammlung bis Gewinn- und Verlustrechnung 
für das Jahr 1918. 
. Beschlussfassung über die 
Genehmigung der Bilanz und 
über die Verteilung des Rein- 
gewinns. 

Beschlussfassung über die 
Entlastung des Vorstands und 
‚des Aufsichtsrats. 

Wahlen zum Aufsichtsrat. 


Der Aufsichtsrat. 
- Dr. Ernst Springer, 
Geheimer Oberfinanzrat. 
Vorsitzender. 


Berlin W. 62, Kurfürstenstr. 112,| 2 
oder bei den nachstehenden Banken : 
Direction der Disconto-Gesell- 
schaft, Berlin W. 8, oder ei- 
ner ihrer Filialen, 3. 
S. Bleichröder, Berlin W. 8, 
Dresdner Bank, Berlin W. 56, 
oder einer ihrer Filialen, 4, 
A, Schaaffhausen’scher Bank- 
verein A.-6., Cöln oder einer 
seiner Filialen, 
Hardy & Co. 6.m.b.H., Berlin 
W. 56, 


Köln-Rottweil Aktiengesellschaft, 


Berlin. 


Die Diridendenscheine für 1918 und zwar Reihe 8 Nr. 9 


der Aktien Nr. 1—-18750 und Reihe 1 Nr. 8 der Aktien 


Nr. 13 7651-27 500 gelangen vom 16. cr. ab mit 15% = M. 180.— 
für das Stück bei nachstehenden Stellen zur Auszahlung: 


bei den Geschäftsstellen unserer Gesel!schaft 
in Berlin, Köln und Rottweil, 
„ der Direction der Bisconto-Gesellschaft 
le in Berlin, = 
„_ „ Deutschen Bank in Berlis, 
„ „ Nationalbank für Deutschland in Berlin, 
„ dem Bankhause Delbrück, Schickler & Co. 
in Berlin, 
„ „ Bankhause A. Levy in Köln, 
A. Schaaffhausen’schen Bankverein 


in Köln, 
“„ „ Bankhause Deichmann & Co. in Köln, 
a R Sal. Oppenheim jrı & Co. 
in Köln, 
„ „ A. Sehaaffhausen’schen Bank- 


verein A.-G. in Bonn, 
„ der Württembergischen Vereinsbank 
in Stuttgart, 
„ » Württembergischen Bankanstalt vorm. 
Pflaum & Co. in Stuttgart, 
„ dem Bankhause Stahl & Federer A.-G. 


35 in Stuitgart, 


„ der Norddeutschen Bank in Hamburg, 
„ „ Deutschen Bank, Filiale Hamburg, 
in Hamburg, 
„ „ Direction der Disconto-Gesellschaft 
in Essen (Ruhr), 
Deutsehen Vereinsbank 
in Frankfurt a. M., 
„ » Direction der Disconto-Gesellschaft 
in Frankfurt a. M,., 
„ dem A. Schaaffhausen’schen Bank- 
verein A.-G. in Düsseldorf: 


Berlin, den 14. Juni 1919. 


Der Vorstand. 


nn nn nn nn En nn nn en nn ne ren nr ne nen 


Bilanz am 3Ii. Dezem&er 19318. 


Aktiva. A d 
Fehlende Einzahlung auf Aktienkapital ............ 4250 000) — 
rundstück? 00 ee era ae ae ee 4 314 310|73 
Behaude?: 2. a ee held 7 014 325124 
Maschinen... .. Ve Ara RE N a. er 23— 
WEOFRTZEUBE. en een sale see 23 — 
Pabrik-Utenstlönuae en rn a ra 21— 
Modelle und Konstruktionen ...... see ceseseecnc. 2— 
MoBIlon 42,02 0 va a Rn a er EN 2)— 
Kriegsausrüstungen ....co.n.eeoanseesnersaneenenn 2— 
Patente sa a Re union. ehleiaca ans 21 — 
Beteiligungen. ne es cn man enear sauna nenne 9 298 565108 
Bilokten Tee N ale char 44 668 027195 
Barikguthaben. sn ee an te 17 141 306190 
EN a en de N TER 204 634153 
aCHbeh le nd elanen ar 156 602|54 
Deobitorou ee el a ne Be ale 83 976 582101 
Lieferungs-Kautionen, a... ur ..eneene nennen 298 461|77 
SI WAaren- Bestände 27 2 ee nee sen ee 16 119 069118 
Bürgschafts-Schulduer.............. M. 11941 661.24 
137 441 899/98 
Passiva. MM e) 
Aktien Kapttale va en anne zieren 58 000 000 — 
Reservefonder, nn N lee ne a Rn el 17 727 092/48 
Hypottekeni en ae en ee 250 447113 
Obligatiönen u. ae sc arts 19 865 000 — 
Ausgeloste Obligationen .........2r2ereeeecceneenn 38 990 — 
Obligations-Zinsena 2 2 neue 282 915 — 
Bividanden za se ee ea ee seele 47 950 — 
KEVOBHLOrONn. 2 3 ee I ke ers 22 516 432156 
Rückstellung für Verpflichtungen aus 1918 ......... 1 926 101/76 
e „ Aktien-Stempel ................. ; 191 250 — 
Tälonsteuer-Röserve .i.... . oa near nansnne 286 000 — 
Kriegsresarva.... 2.0.1.0 0 ke een tas.n 7 444 807/46 
Weren-Rücklage .... 2 zn een neaen ..1 1000 0001 — 
Wohlfahrts-Einrichtung ...........-..zuesencrenoses 1 655 062150 
Bürgschafts-Gläubiger.............- M. 11941 661.24 
Gewinn- und Verlust-Konto........0oeeeeeeeeon "..| 12709 851108 
Hiervon: 
Rückstellung für Talonsteuer...M. 60 000,— | 
Zuwendung an Wohlfahrtseinrich- | 
tung für Beamte und Arbeiter „ 500 000.— | 
Rücklage zur Kriegsreserve für | 
Kriegsgewinnsteuer.......... » 5.000 000.— | 
120/,Dividendeauf M.47750000.— „ 5 730 000.— | 
10°/, Tantieme an den Vorstand... „ 465 853.66 | 
0/0 „ » „ Aufsichtsrat „ 372 682.93 | 
Vortrag auf neue Rechnung.... - 681 314.50 | 
M. 12709 851.00) | 
137 441 899/98 


Gewinn- und Verlust-Konto am 31. Dezember 19i8. 


Soll. AU e 
Handlungs-Unkosten .......22... 0: M. 4758 854.68 
Provisiönen; sr... re a 172 379.90 
Obligations-Zinsen .........r.02 0... x 871425. —| 
Patent-Unkosten: =. ir neun. S 17 674.42 
STONARD NEN a ei Dare „ 2424 180.83 
Angestellten-Versicherung .........» 149 998.09| 8894 sıabn 
Abschreibungen: 
auf Gebäudes... ccueecsssee- M. 642811.09 
„ Modelle und Konstruktionen „ 333 840.24 
DEMODOnten ee auee > 73 093.61 
» Kriegsausrüstungen .......- „1528971 18| 2578716112 
10 973 229104 
Bilanz-Reingewinn .....nuecnerenccnoncrnenarnnne .[_12 709 851108 
23 683 08U|13 


Haben. M 4 
Vortragsaus 1917 nenne rnnennnecnnr nn 2 547 411j12 
Geschäfts-Gewinn nach Abzug der Fabrik-Unkosten..| 23 135 669|01 

28 683 080/13 
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£ederfabrik Jirschberg vorm. Keinrich Knoch 8 Co. 


Bilanz am 3l., Dezember 1918, _ 


Aktiva, NM. - M, J 
An Grundstücke und Gebäude............ 1140231|9 
+ 8°), Abschreibung ..... 84 206.95 
Extra-Abschreibung ...... 100 000.— | 134 206/95| 1 006 024195 
„ Graben..... RE. ER 24 297129 
-- 8°/, Abschreibung .... 1 943.78 
Extra-Abschreibung ...... 10 000.— | 11 943178 12 353/51 
„ Maschinen und Kessel ............... 147 20736 
+ 10°/, Abschreibung ... 14 720.74 r 
Extra-Abschreibung....... 50 000.— | 64720174 82 486/62 
Wars. BA PU RSS EN 3.074 926 — 
„ Cassa und Postscheck................ 276 335/23 
wu Hilfekten. „ou sn LE ae 12 539 766130 
„ Dobitoren = „LS es ln. 12 951 818144 
„ Betriebsmaterialien................. 10 — 
| 129 943 721|05 
Passiva, NM. ei A 4 
Per Aktien-Kapital ..........2..22...... | 4 000 000|— 
SWORDgALIOnen. 826 000 — 
N HROBOTVEIONAS EN et ar ern 400 000 — 
„ Spezial-Reservefonds................. 2 000 000, — 
„ Dividenden-Ergänzungsfonds .......... 300 000 — 
„ Kriegsreservefonds.........c2c200eo.. 1 000 0001 — 
ALOE, RT So: RR 24 780 — 
sn ODDATKABSO sr en 2 251 825157 
» Obligationszinsen....ou.-..2002.0.0.. 98101 — 
„ Nicht erhobene Dividende ..... Alle ale 1 200 — 
„» Kreditoren..... LEN 13 722 592/57 
ne ralten ieh 2 3635 114 — 
.\Talonstener is. al ya 80 000 — 
on SINTErIN u ES En 100 000 — 
WAZIDBOI see SEE SWR N en ‚180 009 — 
ukKlaranlagen nee en 150 000. — 
„ Gewinn 
Vortrag aus 1917... 1. 20,9%, 447 990144 
Gewinn in 4918, ......0 222 814 408|47| 1 262 398,91 
Hiervon auf: 15°, Dividende von oe 
M. 4 000 000.—......... 600 0001 — 
Tantieme an den Aufsichtsraı| 98 000|— 


. Ueberweisung an die Wohl- 
fahrts- E nrichtungen für 
die Beamten und Arbeiter 
der Lederfabrik G.m.b.H.| 250 000 — 
Vortrag auf neue Rechnung] 314 398191 
1262398]91]29 943 721]05 
Gewinn- und Verlust-Ausweis am 3l. Dezember 1918. 


Debet. M || Br) Kredit. Mm |4 
An Abschreibungen: Per Vortrag 
auf Grundstücke aus 1917| 447 990144 
und Gebäude.|134 206/95 „ Gewinn 
„Gruben...... 11 943178 auf Waren- 
„ Maschinen und Konto ...[1025279194 
Kessel...... 64720174] 210 871147 
„ Gewinn-Saldo .. |  11262398|91 
| 11473270138 1473270]38 


Gemäss dem Beschluss der am 24. d. Mts. stattgehabten ordent- 
lichen Generalversammlung gelangt eine Dividende von 15°), oder 
pro Aktie M. 150.— zur Verteilung. Dieselbe kann von hsuta 
ab gegen Aushändigung des Dividendenscheines Ko. 
unserer Kasse oder bei der Direction der Disconto- 
Gesellschaft, Berlin und Frankfurt a. M., bei der Nord- 
deutschen Bank in Hamburg, Hamburg, beim 
A. Schaaffhausen’schen Bankverein Akt.-Ges., Cöln, 
bei der Dresdner Bank, Frankfurt a. M., und bei der 
Vogtländischen Bank, Abteilung der Allgemeinen 
Deutschen Credit-Anstalt, Plauen i. Vgtl. in Empfang 
genommen werden. 


Hirschberg (Saale), den 24, Juni 1919. 


Lederfabrik Hirschberg vorm. Heinrich Knoch 8 Co. 


Knoch, Kern. M. Knoch. F. Kuoch. 


DEUTSCHE WIRTSCHAFTS-ZEITUNG. 


Julius Pintsch Aktiengesellschaft. 


Bilanz vom 31. Dezember 1918. 


Aktiva. 


Maschinen, Werk- 
zeuge u. Utensil 


Passiva. 


Reserve-Fonds ..... 
Spez.- Reserve-Fonds 


26 bei. 


NM. 4 MM. 
Grund und Gebäude] 7 267 453/— ||| Aktien-Kapital ....|18 000 000 


Pferde und Wagen 1/— ||| Wertminderungen ..| 1 000 000 — 
Modelle........... 1j—|}Teilschuld-Ver- 
Patente........... . 11—||| schreibungs-Kto. Ij 4 285 000 — 
Mündels. Wertpap.| 7 925 773|10|||Teilschuld-Ver- 
Kassa ..2....,3%..: 508 070/51 schreibungs-Kto.II] 500 000 — 
Wechsel-Konten ... 19 407|30|| Beamten- Unterstütz] 250 000 — 
Beteiligungen...... 1 300 896|63||| Arbeiter- Unterstütz| 250 000/— 
Schuldner ........ ‚110 240 665157|||Dividenden-Konto .. 5180— 
Vorauszahlungen ...| 4561 666 —|||Teilschuld-Ver- } 
Bankguthaben .....| 2301 064|— ||| schreibungs-Zinsen 47250 
Vorräte....... ....1 8.367 020|961|| Hypotheken-Konto 
Aval-Konten He Andreasstr. 70....| 140000 — 
M. 2256 865.— Gläubiger ........» 8 370 02522 
Vorauszahlungen. ...| 4561 666 — 
Aval-Konten 
M. 2 265 865.— SE 
Gewinn-Vortr.a.1917! 46 470187 
Reingewinn 1918 ..| 1 843 206 48 
42 392 021/07 42 492 02107 
Gewinn- und Verlust-Rechnung. _ Aue, 
Soll. MM. 4 "Haben. M eu 
Verwaltungs- und IiGew.-Vortr. aus 1917 46 470187 
Handlungs-Kosten| 4 711 470/78 || Fabrikations-Konto .|12 251 757/54 
Steuer-Konto\..... 2 006 42810 ||Miets-Eingänge .... 3 942/54 
Wohlfahrts-Ausgab. | 366 132/07 || Effekten-Zinsen ....| 8385 202114 
Kurs-Verluste ..... 795 897|69 || Eingegangene bereits ' “ah 
Versicherungen .... 68 527/04 || abgeschrieb. Forder.| 
Agio auf Teilschuld- aus dem Inlande 1223138 
Verschreibungen .| _ 8160) — ausd.feindl. Aulj| 3458216 
Teilschuld-Ver- Gewinn bei Beteilig.]| 152 762j36 
schreibungs-Zinsen| 239 490/— ||Zinsen ............ 87 34041 
Abschreibungen ....| 1 860 420155 2 
Reparat. u.Unterhalt.| 987 077/82 | 
Gew.-Vortr. aus 1917 46 470187 
Reingewinn 1918 ..| 1 843 206 48 a BR 
12 933 281]4U 112 933 281]40 


Die Gewinnanteilscheine für 1918 gelangen bei der Kasse 
der Gesellschaft in Berlin, der Berliner Handels- 
gesellschaft in Berlin, der Deutschen Bank in Berlin. 


und der Direction der Disconto-Gesellschaft in Berlin 


init M. 100.— sowie mit M. 47. — aus dem freigewordenen. 


4 
j 


Spezial-Reservefonds pro Stück von morgen ab zur Auszahlung. 


Berlin, den 23. Juni 1919. 


Julius Pintsch Aktiengesellschaft, 


Der Vorstand. 


EIERN IELTIIERTENEEBEr 
Die Auszahlung der für das Geschäftsjahr 1918 auf 
10 pCt. festgesetzten Dividende erfolgt sofort in Berlin 
und Bielefeld bei der Deutschen Bank, in Berlin 
bei der Direction der Disconto-Gesellschaft und 
bei dem Bankhause Gehr. George, Charlottenstrasse 62, 
Wegen Aushändigung je einer Aktie für 10 Aktien 
gegen Verzicht auf die Sondervergütung bezw. wegen Aus- 
zahlung der Sondervergütung von IO pCt. bei Nich 
bezug neuer Aktien ergelit besondere Anzeige. KRAN“ > 
Berlin, den 21. Juni 1919. ie 


Vereinigte Kammerich’ und Belter & Schnee- 
vogl’sche Werke Aktiengesellschaft. 


Der Vorstand. uno 
Max Gustav. _Richard Kusserow., 
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Aufsätze. 


Das Mitbestimmungsrecht. 
Von Dr. Weber, Berlin. 

Neben den immer wieder auftauchenden ma- 
teriellen Forderungen der Arbeitnehmer in Handel, 
Industrie, Landwirtschaft und Gewerbe drängt sich 
das Verlangen der Angestellten und Arbeiter nach 
einem Mitbestimmungsrecht in ihren Betrieben 
immer mehr in den Vordergrund. Diese Bewe- 
gung hat in Angesteliten-Kreisen später eingesetzt 
als bei den Arbeitern. Sie hat in den letzten 
Wochen teilweise Formen angenommen, die 


. selbst in Kreisen derjenigen, welche der Frage an 
sich durchaus sympathisch gegenüberstehen, be- 


rechtigtes Misstrauen hervorgerufen haben. Jede 


' Mitarbeit an leitender Stelle setzt voraus, dass 


der ausübende Träger solcher Mitarbeit hin- 
reichende Schulung und dasjenige Mass ruhiger 
Erwägung besitzt, das im wirtschaftlichen Leben 
von einem Leiter unbedingt verlangt werden 
muss. Die Forderungen gewisser Kreise von An- 
gestellten und Arbeitern hinsichtlich ihres Mit- 
bestimmungsrechtes auch in allen wirtschaftlichen 


Dingen schiessen über das Ziel weit hinaus. Es 


kann ganz davon abgesehen werden, an dieser 
Stelle die Stellung derjenigen Arbeitnehmerkreise 


“ näher zu untersuchen, welche der unabhängigen 


Sozialdemokratie nahestehen. Diese formulieren 


' das Mitbestimmungsrecht dahin, dass sie sagen, 
die gesamte Produktion dürfe nur im Interesse 


der Allgemeinheit geführt werden, der Profit des 


_ Einzelinteresses dürfe nirgends mehr im Reiche 
massgebend sein, und zu dem Zweck müsse, so 


lange die alleinseligmachende Sozialisierung der 
deutschen Wirtschaft noch nicht durchgeführt sei, 
die Produktion kontrolliert und überwacht werden 
durch Arbeiterräte, durch die Arbeiter und An- 
gestellten. 


Es liegt auf der Hand, dass dieser Plan nie- 


. mals den Zweck erreichen wird und kann, den 


die Träger des Gedankens im Auge haben. Wer 
im Wirtschaftsleben an leitender Stelle gestanden 
hat oder steht, weiss, dass die Entschlussfähigkeit 
und der Intellekt des einzelnen Kopfes des Unter- 
nehmens ausschlaggebend ist für dessen Prospe- 
rität. Die tüchtigsten Angestellten, die besten 
Arbeiter gewährleisten niemals nutzbringende 
Arbeit; wo der Kopf nichts taugt, geht das Unter- 
nehmen zugrunde. Und wenn dieser Kopf ge- 
zwungen wird, bei seinen Dispositionen aller und 


| jeder Art auf ein Gremium Rücksicht zu nehmen, 


das, aus allgemeinen Wahlen hervorgegangen, 
niemals (und das ist menschlich) die geeig- 
netsten Kräfte für solche Aufgabe enthält, wird 
er gelähmt und sein Unternehmen geht zugrunde. 
Diese Art von Betriebsräten muss grundsätzlich 
verworfen werden. Einsichtige Kreise der Ange- 
stellten und Arbeiter tun dies auch bereits. Sie 
sagen sich dabei vor allen Dingen auch, dass in 
dem jetzigen Stadium der wirtschaftlichen Ent- 
wicklung, wo zum Wiederaufbau unseres Wirt- 
schaftslebens alle irgendwie verfügbaren Kräfte 
auf das äusserste angespannt werden müssen, 
keine Zeit sei zu derartigen törichten Experimenten. 
Man mag zu der Frage der Sozialisierung des 
deutschen Wirtschaftslebens stehen, wie man wolle. 
Eins ist sicher: man kann keinen ungünstigeren 
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Zeitpunkt ausfinden als den jetzigen, um diese 
Sozialisierung durchzuführen. Ganz abgesehen 
davon, dass man unter allen Umständen vermeiden 
muss, den feindlichen Gegnern, deren einziges 
Bestreben dahin geht, uns für das nächste Jahr- 
hundert vom Weltmarkt auszuschliessen, unnötiger- 
weise noch mehr staatliches Eigentum zum Zu- 


griff zur Verfügung zu stellen, als ohnehin bereits 


vorhanden ist, kann von einer wirklichen Durch- 
führung der Idee der Einengung oder gar der 
Beseitigung des Kapitalismus keine .Rede sein, 
solange auf unseren Konkurrenzrebieten, England 
und Amerika, der Imperialismus . »d mit ihm der 
Kapitalismus, wie er es zurzeit tur, . die grössten 
Orgien feiert. Die Sozialisierung aber durch Be- 
triebsräte vorzubereiten, wäre ein Wahnsinn. Die 
Sozialisierung hat nur Zweck, wenn sie den alten 
kapitalistischen Mehrwert und darüber hinaus 
noch die vom Sozialismus erträumte' Steigerung 
der Produktivität der Kopf- und Handarbeiter dem 
Staate zuführt. Wo soll ein Mehrwert sein, wenn 
die Unternehmungen stocken, wenn sie durch die 
Konkurrenz des Auslandes, deren Wucht und Be- 
deutung für unser Wirtschaftsleben heute eigentlich 
noch niemand recht erkennen will, erdrückt werden. 
Deshalb sollten auch die Führer der radikalen 
Richtung der Sozialdemokratie die Frage der An- 
gestellten- und Arbeiterräte nicht vom rein agita- 
torischen Standpunkt aus behandeln, sondern be- 
sonders nach der wirtschaftlichen Seite hin durch- 
denken. Kein noch so rückständiger Unternehmer 
wird etwas dagegen haben, dass den Angestellten 
und Arbeitern ein Mitbestimmungsrecht in den 
Fragen der Arbeitszeit, des Urlaubes, des Gehaltes, 
der Konkurrenzklausel oder des Erfinderschutzes 
eingeräumt wird. Weit schwieriger und bereits 
sehr umstritten ist die Frage, ob dieses Mitbe- 
stimmungsrecht auch auf die Einstellung und Ent- 
lassung von Arbeitnehmern ausgedehnt werden 
soll. Bei Entlassungen wird man zu unterscheiden 
haben zwischen Entlassungen, welche den Cha- 
rakter von Massregelungen haben, und Entlassun- 
gen, welche durch die Geschäftslage oder in der 
Persönlichkeit des zu Entlassenden und seiner 
Leistungsfähigkeit begründet liegen. Besonders 
die Angestellten sollten sich sagen, dass sie selbst 
in der Regel nicht in der Lage sind, bei einem 
Kollegen ein entscheidendes Urteil darüber abzu- 
geben, ob er für seinen Posten tauglich ist oder 
nicht. Das kann letzten Endes nur die Leitung 
eines Unternehmens beurteilen. Es ist allerdings 
zuzugeben, dass sich die Frage der Entlassungen 
speziell auch bei den Angestellten regeln lassen 
wird und kann, besonders dann, wenn dem Unter- 


mL nn 


nehmer ermöglicht wird, unfähiges Personal unter 


allen Umständen entlassen zu können. Wer selbst 


die kaufmännische Laufbahn vom: Lehrling an 
durchlaufen hat, weiss, dass in der Kollegenschaft 
selten die Tüchtigkeit eines Kollegen freimütig 


anerkannt wird, dass vielmehr in der Regel die- 


jenigen am beliebtesten zu sein pflegen, die qua- 
iitativ vielleicht nicht die besten, menschlich aber 
gutmütig und traitabel sind. Es wäre ein verhäng- 


nisvoller Fehler, im wirtschaftlichen Leben den 


demokratischen Gedanken so weit ausdehnen zu 
wollen, dass die Angestellten darüber zu be- 


stimmen haben, wer ihr Direktor oder Prokurist 


sein soll und wer nicht. Es ist eine durch die 
Tatsachen leicht widerlegbare Behauptung, dass 


die Leiter in unserem Unternehmertum im wesent- 


lichen der Protektion ihre Stellung verdanken. 
Man blicke doch einmal um in deutschen Indu- 


strie-, Handels- und Bankkreisen und man wird 


finden, dass fast 100 pCt. aller leitenden Persön- 
lichkeiten sich von unten herauf gearbeitet und 


für ihre Stellung als geeignet erwiesen haben. 
Ob das später bei einem Mitbestimmungsrecht 


der Kollegen in einem Fabrikkontor, in einem 
Bank- und Handelshause noch so wie früher 


möglich sein wird, erscheint sehr fraglich. Natür- 
lich hat der bequeme Arbeiter ein Interesse, Ge- 
halistarife zu erhalten, die gleichmachend wirken. 


Der Strebsame und Tüchtige hat, wenn er twss 
viel weniger Interesse an diesen Ad 
Er weiss, dass er seinen Weg machen 
wird, und findet er keine Möglichkeit in einem 


gelernt hat, 
Dingen. 


Betriebe, so kann er in einen anderen Betrieb 
hinüber wechseln. 


dass damit jede Protektion im freien Erwerbsleben 


ausgeschlossen werde, ist geradezu kindisch, Der- 
jenige Beamte, der es versteht, sich bei seinen 
Kollegen Date zu machen, und der nebenbei er 
vielleicht ein gutgehendes Mundwerk besitzt, wird 
Karriere machen, ob er etwas versteht oder nicht. 
Damit ist dem Wirtschaftsleben nicht gedient. 


Die Angestellten sollten sic 
sehr überlegen, ob sie diesen Vorzug der En! \ 
wicklungsmöglichkeiten eines Tüchtigen und d- 
mit die Freizügigkeit durch das von ihnen er 
langte Mitbestimmungsrecht bei Entlassungen nd 
Einstellungen nicht ruinieren. Die Behauptung, 


Darüber hinaus wird die Ausdehnungsmöglichket 


jedes Unternehmens gehemmt, wenn bei Ein 
stellungen derart auf die Stimmung der vorhan- 
denen Angestellten Rücksicht genommen werden 
muss. Auf welchem Wege soll ein Untenehmer 


sich geeigneten Nachwuchs heranziehen, wenn er 


stets gewärtig sein muss, dass er einen einmal 
eingestellten Mann nicht wieder beseitigen oder 


bi 


eine neue Kraft nicht engagieren kann. Für die 
grosse Menge ein bequemer Zustand, aber auch 


nur so lange, als das Wirtschaftsleben auf einer 


gewissen Höhe gehalten wird. Geht es in seiner 
Entwicklung un”, in seinen Erträgnissen zurück, 
so rächt sich d>W.n allererster Linie an den 
Arbeitnehmern, denen dann alle vorsorglichei: 
gesetzlichen Massnahmen, denen auch ein Mit- 
bestimmungsrecht nichts mehr nützen kann, wehn 
das ganze wirtschaftliche Niveau ins Rutschen 
kommt. | 

Und ein Punkt wird bei der Erörterung der 
Schaffung von Betriebsräten von den beteiligten 
- Kreisen viel zu wenig beachtet. Das ist der: ein 
starker Ausbau der Betriebsräte und deren Aus- 
stattung mit weitgehenden Befugnissen muss die 
Wirksamkeit und die Tragfähigkeit der bestehen- 
. den gewerkschaftlichen Organisationen sowohl 
bei den Arbeitern wie bei den Angestellten stark 
beeinflussen. Wenn gesagt wird, dass die wert- 
volle und notwendige Arbeit der Gewerkschaften 
der Arbeiter und Angestellten durch die Betriebs- 
räte nicht ersetzt werden solle und könne, sondern 
dass ihr Ziel nur sein solle, diese Arbeit zu er- 
gänzen, so darf doch wohl mit Recht auf die 
grosse Gefahr hingewiesen werden, dass durch 
das System der Betriebsräte das Einzelunternehmen 
aus der Gesamtheit der Berufsgruppen heraus- 
gerissen wird, und dass viele Dinge seitens der 
Angestellten und Arbeiter nach der Schaffung der 
Betriebsräte lediglich vom Standpunkt der Renta- 
bilität des einzelnen Industrie-Unternehmens aus 
betrachtet werden dürften. Die Betriebsräte werden 
nicht, wie manche Utopisten glauben, die aus- 
führenden Organe der Angestellten- und Arbeiter- 
gewerkschaften werden und bleiben, sie werden 
‚vielmehr sich auswachsen zu selbständigen Ver- 
waltungskörpern, die die gewerkschaftliche Arbeit 
auf vielen Gebieten überflüssig machen, oder gar 
hemmen und hindern. Derartige Verhältnisse 
lassen sich gesetzlich nicht regeln. Es liegt im 


menschlichen Charakter begründet, dass derjenige, 


der eine mit Machtbefugnissen ausgestattete Or- 
ganisation leitet oder ihr angehört, diese Organi- 
sation zu stärken und auszubauen versucht. Das 
erleben wir überall, Tag für Tag, das wird auch 
auf diesem Gebiete nicht ausbleiben. 

Wenn es auch richtig ist, dass eine jede Re- 
- volution, wie uns ja die Geschichte gelehrt hat, 
neues Recht und neues Leben schafft, darf doch 
selbst von dem fanatischsten Dauer-Revolutionär 
das eine nicht ausser acht gelassen werden, dass 
man auf politischem Gebiete viel eher Experimente 


En machen kann als auf wirtschaftlichem. Der Wechsel 
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politischer Anschauungen und Richtungen, das 


zeigen uns die parlamentarisch regierten Länder, 


kann oft ohne jede Erschütterung für das Staats- 
leben vor sich gehen. Experimente auf wirtschaft- 
lichem Gebiete, Versuche, von heute bis morgen 
alt eingefahrene Bahnen zu verlassen und neue 
einzuschlagen, sind anders zu beurteilen, als der 
Wechsel einer politischen Richtung. Solange 
England und Amerika in alter Weise und mit 
den alten Mitteln kapitalistischer Vergangenheit 
und imperialistischer Anschauung weiter arbeiten, 
müssen wir uns dem anpassen. Wenn daher die 
Regierung den Wünschen der Arbeitnehmer ent- 
gegen kommen will und muss, ein Mitbestim- 
mungsrecht im einzelnen Betriebe zu erhalten, so 
muss ein solches beschränkt werden auf alle 
Fragen des Arbeitsverhältnisses, also Arbeitszeit, 
Urlaub, Gehalt, Konkurrenzklausel, Erfinderschutz 
usw. Bei Entlassungen dürfte lediglich seitens 
der Angestellten zu untersuchen sein, ob bei dem 
Eintritt einer solchen eine unberechtigte Mass- 
regelung, insbesondere aus politischen Gründen, 
vorliegt. Die Einstellung neuer Beamten und das 
Hinaufrückenlassen der Tüchtigsten in die Spitzen 
dürfte lediglich dem Urteil der Leiter der Unter- 
nehmungen überlassen bleiben. Hat sich die 
neue Organisation der Betriebsräte eingefahren, 
so kann ja, wenn sie sich als zweckmässig und 
notwendig herausgestellt hat, ihr weiterer Ausbau 
erfolgen. Aber auch die grössten Rufer im Streite 
bei den Angestellten und Arbeitern werden zugeben, 
dass es zweckmässig ist, eine längere Erziehung 
und Schulung der Arbeitnehmer hinsichtlich der 
wirtschaftlichen Notwendigkeiten und Möglich- 
keiten eintreten zu lassen, die bisher dem grössten 
Teil der Arbeitnehmer doch gänzlich fehlt, bevor 
Einrichtungen geschaffen werden, die zu Friktionen 
führen. ” 


Die neue Erkenntnis 

der Parallelbewegung von 

Geldwert und Valutastand, 

Von Dr. jur. und phil. Dalberg, Berlin. 
Nachdem die alten Anschauungen, dass der 
Valutastand eines Landes von der Golddeckung 
der Banknoten oder von der Gesamteinschätzung 
seiner Wirtschaftskraft durch das Ausland oder 
vom Vertrauen auf die Sicherheit oder von 
politischen Faktoren abhänge, bereits im Laufe 
der ersten Kriegsjahre mehr und mehr zurück- 
getreten waren, drehte sich in letzter Zeit der 
Streit über die Bestimmungsgründe des Valuta- 
standes im wesentlichen darum, ob er ein Er- 
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gebnis der Zahlungsbilanz oder ob er eine 
Folge der Veränderungen des Geldwertes im 
Inland sei. Die erstere Ansicht konnte bis vor 
kurzem als die herrschende bezeichnet werden, 
die von den meisten bekannten Währungs- 
theoretikern und -praktikern verireten wurde. 
Die Ansicht, dass die innere Geldentwertung 
grundsätzlich das bestimmende Moment ent- 
halte, glaube ich zuerst in der reichsdeutschen 
Kriegsvalutaliteratur und zwar in dieser Zeit- 
schrift vom 1.September 1917!) in wissensthaft- 
licher Beweisführung vertreten zu haben. Erst 
etwas später erschien im Druck ein am 1. Juni 
1917 gehaltener Vortrag von Liefmann?), in 
welchem mit einem kurzen Satz, aber beweislos 
auf den gleichen Zusammenhang hingewiesen 
wurde mit den Worten: „‚Eine starke Waren- 
knappheit in einem Staate, 
Preisen vieler der wichtigsten Güter führt, 
muss unbedingt ein Sinken der Kaufkraft des 
Geldes auch dem Auslande gegenüber zur Folge 
haben, wenn dort nicht der gleiche Waren- 
hunger besteht, aber eine völlige Ausgleichung 
der Nachfrage nicht möglich ist‘‘. Erst in seinen 
späteren Schriften (z. B. in Geldvermehrung im 
Weltkriege 1918) kommt Liefmann zu einer 
näheren Begründung dieses Hinweises, nimmt aber 
in seiner „Geldvermehrung im Weltkriege“ 8.110, 
Anm. 1 und weiter in Auseinandersetzungen 
gegen die abweichenden Anschauungen von 
Bendixen im Weltwirtschaftlichen Archiv 1918 
das Verdienst der Einführung dieser Erkenntnis 
in die deutsche Wissenschaft für sich in An- 
spruch und zwar auf Grund des oben wieder- 
gegebenen Satzes, der erst nach meinem bezüg- 
lichen Aufsatz veröffentlicht wurde, und der 
doch auch nicht als wissenschaftliche Begrün- 
dung wie jener angesehen werden kann. Ich 
muss ihm also dies Verdienst streitig machen. 

Wennschon es sich in der Frage nicht 
um absolute Priorität, sondern nur um relative 
für die spezielle reichsdeutsche Kriegs-Währungs- 
wissenschaft und -praxis handelt, so kommt der 
Erkenntnis des Zusammenhanges von äusserem 
mit innerem Geldwert doch so entscheidende 
Bedeutung zu, dass der Wert der ganzen diesen 
Zusammenhang nicht würdigenden Währungs- 
literatur, also z. B. der zahllosen deutschen 
Schriften zur Valutafrage in den ersten drei 


!) „Der Zusammenhang zwischen Valutarückgang und 
Teue urg“in „Deutsche Wirtschaftszeitung“, 1.September1917. 

2) Veröffentlicht in: Aufgaben der Geldpolitik nach dem 
Kriege. Veröffentlichungen des deutschen W Irsechaftayerhandea 
a Süd- und Mittelamerika, Heft 1, Berlin 1917, 


% 


die zu hohen 


' in ihrer Selbstverständlichkeit allgemeine Be- i" 
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Kriegsjahren, dadurch in Frage gestellt wird, | 


und dass auch manche Fehler oder Versäumnisse 
der deutschen Währungspolitik nur auf Un- 


kenntnis dieses Zusammenhanges zurückzu- 
führen sind. 


Im Laufe des letzten Jahres ist nun die 


Erkenntnis schnell Allgemeingut nicht nur der 
Wissenschaft geworden, wie zahlreiche Aufsätze 
beweisen, sondern sie ist geradezu, wie sie es 
verdient, ins allgemeine Bewusstsein über- 
gegangen, und wenn man heute einem gebildeten 
Kaufmann sagt, dass die niedrige Valuta mit 
dem gesunkenen Geldwert im inneren Zusammen- 
hange stehe, so erzählt man ihm nichts neues, 
und er will nicht glauben, dass er vor etwa 
1!/s Jahren dies nicht gewusst hätte. 


aber doch erst aufgehoben werden müssen, um 


achtung zu finden, 


Nun bleibt aber noch darauf hinzuweisen, 


dass auch die von Liefmann in seinen spä- 
teren Schriften gegebene Begründung des 
Zusammenhanges von Geldentwertung und 
Valutarückgang der Prüfung der Kritik nicht 
stand hält, dass vielmehr, nur meine anders 
gerichtete Beweisführung, wie sie auch in 
meine Schrift: ‚Die Entwertung des Geldes“, 
übergegangen ist, den wirklich theoretisch 
haltbaren Nachweis führen kann. 
in seinem Aufsatz: „Das ausländische Preisniveau 


und der Kurs unserer Valuta‘“ in Nr. 19 ds 


Bankarchiv 1918 zutreffend zusammenfasst, 


steht Liefmann auf dem Standpunkt, dass. e h eh 
nicht die Zahlungsbilanz, sondern das Steigen 


der Preise an sich der Grund für das Sinken 
unserer Valuta sei. 
läuft darauf hinaus, dass unser Geld im Ausland 


geringer bewertet werde, weil man im Io land 
dafür weniger kaufen könne (Geldvermehrung im 


Weltkriege S. 108, Weltwirtschafts-Archiv 1918 
S. 21), und dass bei den Erwägungen der Käufer 


und Verkäuferiminternationalen Wechselgeschäft 
die Rücksicht auf die Warenpreise eine Rolle 2 
spiele (Weltwirtschaftliches Archiv vom 1.0Ok- 
tober 1918, 8.431). Ich glaube, dass diese rein 
psychologische Verknüpfung das Problem nicht 
löst, dass vielmehr die von mir gegebene mecha- 7 


nische Verknüpfung erst den wahren Zusammen- 
hang aufdeckt.?) 


3) Ganz neuerdings nähert sich allerdings auch Lief- 
mann in seinem Aufsatz im Bankarchiv vom 1. 2, 1919 


meiner Beweisführung. 


Es gibt 
Wahrheiten, die auf der Strasse liegen, die 


Liefmanns Begründung 


WieHeyn i 


i 


j 


— 


Diese Ansicht, wie sie im folgenden kurz an- 
gedeutet werden soll, führt nun zu einer An- 
näherung der beiden bisher sich gegenüber- 
stehenden Meinungen. Wenn schon die Zahlungs- 
bilanz allerdings den Valutakurs bestimmt, so 
kann aber doch erst die Erkenntnis, dass die 
Zusammensetzung der Zahlungsbilanz selbst in 
ihrem wesentlichen Teile, der Handelsbilanz, 
ein Ergebnis des Preisniveaus der in Betracht 
kommenden Länder ist, die wahren treibenden 
Ursachen aufdecken. 

Der Valutastand ist derjenige Kurs der 
Währung, bei welchem die Zahlungsbilanz zweier 
Länder im Gleichgewicht steht, d. h. derjenige 
Kurs, bei dem es möglich ist, die jeweils fälligen 
Forderungen des einen Landes gegen die fälligen 
Forderungen des anderen Landes derart aus- 
zugleichen, dass kein Rest bleibt. Dieser Aus- 
gleich musste auch im Kriege erfolgen und muss 
auch jetzt fortdauernd vor sich gehen trotz 
des Sinkens der Valuta, oder vielmehr gerade 
durch den Valutarückgang wird er ermöglicht. 


Der stets erforderliche Ausgleich der je- 
weilig von Land zu Land fälligen Forderungen 
kann nicht etwa nur durch andere Bewertung 
des vorhandenen Wechselmaterials erfolgen. 
Wenn z. B. holländische Wechsel gesucht sind 
und deutsche angeboten, so kann durch die 
Tatsache, dass’ dann deutsche Wechsel niedriger 
angeboten und holländische gesteigert werden, 
allein regelmässig noch kein Ausgleich erzielt 
werden. Erst wenn infolge dieser Tatsache 
mehr holländische Wechsel angeboten werden, 
kann ein Ausgleich erzielt werden. Woher aber 
kommt es, dass mehr holländische Wechsel an- 
geboten werden können? Wenn holländische 
Wechsel steigen, so bedeutet das, dass der 
deutsche Exporteur für seine Ausfuhrwaren 
zwar dieselbe Anzahl Gulden, aber eine grössere 
Anzahl Mark erhält. Es wird also der Export 
von Gütern möglich, der vorher unlohnend war, 
so entsteht ein Mehrangebot an holländischen 
Wechseln, die- aus 'Forderungen für deutsche 
Mehrausfuhr herrühren. Infolge des so stei- 


- genden holländischen Wechselangebots kann 
dann an irgend einem Punkte der Steigerung, 


nämlich dem sich ergebenden Valutenkurse, der 
Ausgleich erfolgen; die Steigerung setzt sich 
eben fort, bis durch die ausgelöste Gegen- 
wirkung der Mehrausfuhr der Ausgleich mög- 


| lich wird, wobei von den andern mitwirkenden 
Ursachen hier zunächst abgesehen werden kann. 


Es ist also festzuhalten, dass die Ausgleichung 
der internationalen Forderungen nie eine nur 
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rechnungsmässige sein kann, sondern dass 
Wechselkurs und Warenpreise dem internatio- 
nalen Handelsverkehr Antriebe und Hemmungen 
geben, infolge deren ein Ausgleich zu einem 
bestimmten Wechselkurse ermöglicht wird. Die 
Valuten zweier Länder verhalten sich — ceteris 
paribus — zu einander, wie ihre Kaufkraft auf 
den inneren Märkten, d. h. umgekehrt wie das 
allgemeine Preisniveau. 

Va I er 

Va 2 Prid 

Im Kriege und bis jetzt ist die praktische 
Bedeutung dieser Valutengleichung gering ge- 
wesen, da die staatliche Zwangsregelung von 
Einfuhr und Ausfuhr die aus dem Preisniveau 
sich ergebenden Wirkungen hemmte. Volle 
Bedeutung wird sie aber gewinnen, wenn 
nach Friedensschluss wieder freier Handel über 
die Grenzen möglich wird. Wir würden dann 
den alten Valutastand dauernd nur wieder er- 
reichen, wenn sich herausstellte oder erreicht 
würde, dass auf die Dauer unser Preisniveau 
nicht stärker angestiegen bleiben wird als das 
Preisniveau der andern Haupthandelsländer, 
Die immer nur von Fall zu Fall wirkenden 
andern Mittel, Goldausfuhr, Kreditaufnahme, 
Kapitalverschiebung usw. werden nicht über- 
sehen, können aber hier, wo es sich um Dauer- 
wirkungen handelt, aus der grundsätzlichen 
Betrachtung ausgeschieden werden. — Gelingt 
nun ein dem Ausland entsprechender Abbau 
des allgemeinen Preisniveaus nicht (Hemmnis 
dagegen besonders die gestiegenen Löhne, Ge- 
hälter, Nahrungskosten), so wird eine Stabili- 
sierung der Valuta auf niedrigerer Basis, wo- 
bei wenigstens feste Zustände geschaffen werden 
können, vorzuziehen sein einem vergeblichen 
Streben nach hoher Valuta, das in diesem Falle 
erfolglos bleiben und die Valutaschwankungen 
verewigen müsste. Voraussetzung dafür ist 
allerdings, dass die Aufhebung der Goldwäh- 
rungsgrundsätze, die der Krieg gebracht hat, 
als dauernd anerkannt wird. Man überschätzt 
im’ allgemeinen die Schäden einer niedrigeren 
Valuta. Was nämlich bei der Umrechnung in 
die ausländische Währungseinheit verloren geht, 
wird wieder gewonnen durch die höheren In- 
landpreise, und umgekehrt, was für die Einfuhr 
mehr zu zahlen ist, wird wieder hereingebracht 
durch den Mehrerlös der Ausfuhr. 

Man hätte die Kaufkraft der Währung im 
Inland auch schon berücksichtigen müssen bei 
den früheren autoritativen Valutenfestsetzungen 
mit den früher russischen Staaten. ‘Die Kurs- 
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festsetzung z.B. im Frühjahr 1918, 1 ukrainischer 
Rubel = 1,50 M., war viel zu hoch, da der 
Rubel bereits damals auf weniger als '/ıo seiner 
früheren Kaufkraft gesunken war; es hat sich 
auch schon bald gezeigt, dass diese Relation 
praktisch nicht durchgehalten werden konnte 
und geradezu den deutsch-ukrainischen Handels- 
verkehr erdrosselte bzw. den Waren- und 
Valuta-Schiebern zum Schaden des Reichs in 
die Hände gab (vgl. dazu den Aufsatz in 
„Wirtschaftszeitung der Zentralmächte‘‘ vom 
16. 8. 1918). Es wäre zu hoffen, dass das 
wirtschaftliche Gesetz, dass der Valutastand der 
Kaufkraft des Geldes entsprechen muss, bei den 
jetzigen Verhandlungen mit Oesterreich wegen 
Neufestsetzung der Mark-Kronen-Relation end- 
lich gebührende Berücksichtigung findet. Sogar 
der von den: Oesterreichern bekämpfte Kurs 
von 2 Kronen —= 1 Mark erscheint ncch zu 
hoch, wenn man die unerhörte Steigerung des 
Preisniveausund der Arbeitslöhne in Oesterreich 
mit den doch noch nicht bei weitem so stark 
zerrütteten deutschen Verhältnissen vergleicht. 

Gegen meine hier umrissene Ansicht der 
grundsätzlichen Abhängigkeit des Valutastandes 
vom allgemeinen Preisniveau hat nun besonders 
Diehl Stellung genommen in seinem neuen 
‘ Buche: ‚‚Ueber Fragen des Geldwesens und der 
Valuta, Berlin 1918‘. Er sagt (S. 54): „die 
hohen Preise in Deutschland sinä in erster 
Linie eine Folge teils der Absperrung vom 
Ausland, teils der Inflation; ebenso ist der 
schlechte Valutastand eine Folge der gestei- 
gerten Handelsbeziehungen zum Ausland in 
erster Linie und der Inflation in zweiter Linie. 
Wenn also hohe Preise und schlechte Valuta 
derselben Ursache entspringen, darf man doch 
nicht sagen, die schlechte Valuta sei die Folge 
der hohen Preise, das hiesse Ursache und Wir- 
kung verwechseln. Damit wird der kausale Zu- 
sammenhang gänzlich verdunkelt und verwirrt, 
Darum muss mit aller Entschiedenheit gesagt 
werden: die hohen Inlandpreise in Deutschland 
sind direkt von gar keinem Einfluss auf die 
Bewertung der Mark im Ausland. Der Schweizer, 
Holländer, Däne usw., der deutsche Markwechsel 
kauft, kauft diese Wechsel nicht, um deutsche 
Waren zu kaufen, sondern um irgendwelche 
Zahlungsverpflichtungen, die er in Deutschland 
hat, erfüllen zu können.‘ 


: Der letzte Satz ist zweifellos richtig und 
auch zur Beurteilung der Sachlage wesentlich. 


Er richtet sich aber nicht gegen meine Be- 
gründung, welche ganz auf dem Boden steht, 


 bilanz 


dass der Wechselmarkt dem Ausgleich von s“ 
Zahlungsverpflichtungen dient, sondern gegen 


die Begründung Liefmanns, welche eine 


psychologische Erwägung des Wechselkäufers iR 


dahingehend einschaltet, wieviel Waren im Aus- 
land für den fremden Wechsel erhältlich sind. 
In erster Linie gibt nun Diehl zu, dass die 


gleichen Ursachen (Absperrung und Inflation) 5 
zu Preiserhöhungen und Valutarückgang führen; 
er räumt also eine gewisse Parallelität der 
Von da 


beiden letzteren Erscheinungen ein, 
ist es aber nur ein sehr kleiner Schritt zu der 
von mir dargelegten URTDISEEIDAFON ursächlichen 
Verknüpfung. 


Weiter sagt Diehl: 


Auch diesen Satz erkenne ich im Gegensatz zu 
Liefmann an, der auf den Begriff der Zahlungs- 


den ungemein wesentlichen Zusatz, dass der 


wichtigste Teil der Zahlungsbilanz, die Handels- 


bilanz, in ihrer Zusammensetzung entscheidend 
bestimmt wird durch das Preisniveau beider 
Länder, und komme erst auf diesem Umweg zu 
der Folgerung der Abhängigkeit der Valuta 
von den Warenpreisen. 
verdient der Satz von Diehl (S. 55): 


„Wieviel ein Schweizer 
für das deutsche Geld zahlt, richtet sich einzig. 
und allein nach der Forderungs- bezw. Zahlungs- _ 
bilanz zwischen der Schweiz und Deutschland.“ 


überhaupt verzichtet und nur vom 
Zahlungsverkehr sprechen will; ich macheaber 


Volle Zustimmung 
„Wenn. 


die Theorie die Aufgabe hat, die entscheidenden 


Ursachen-Komplexe aufzudecken, so muss auch 
eine Theorie, welche den niedrigen Stand der Al 
deutschen Valuta aufklären will, auf die Zahlungs- 
bilanz hinweisen, nicht aber auf ein Zwischen- 
glied, das selbst wieder die Folge der eigentlich u i 

Aber Diehl 


entscheidenden Ursache ist.‘ 


müsste denselben Satz auch weiter anwenden 


und sagen: 


Wer die Zahlungsbilanz erklären 
will, muss auf die Veränderungen der Waren- 
preise hinweisen, welche die Zusammensetzung jr 


der Handelsbilanz (als wichtigsten Teil dr 


Zahlungsbilanz) bestimmen. Im Verhältnis von 


Valutastand zu Warenpreisen ist nämlich gerade 
die Zahlungsbilanz das Zwischenglied, bei dm 


eine theoretische Erklärung nicht Halt machen a 


darf. 


Er stimmt meinem Satze zu: 


frage konnte nicht befriedigt werden, 


Diehl wirft mir zu Unrecht eine err-r 
 wechselung von Ursache und Wirkung vor ($. 57). Re 
„Die unbefriedige 
Nachfrage nach Gulden musste den Guldenkurs Be 
steigern“ und sagt dazu richtig „diese Nach- 
weil 


infolge des geringen Exports aus Deutschland = ie) 


es an holländischen Zahlungsmitteln. fehlte‘. 


I 


Aber er übersieht, dass ein geringer Export 
. sich weiterhin gerade aus dem Ansteigen der 


deutschen Inlandspreise erklärt. Diehl ist 
zuzugeben, dass bei den Kriegsverhälnissen die 
infolge der Kriegsverhältnisse mangelnde Aus- 
gleichsmöglichkeit zwischen Ein- und Ausfuhr 
(Ausfuhrverbote, Blockade, riesiger Landesbedarf 
zu Kriegszwecken) den praktischem Wert meiner. 
theoretischen Erklärung für die Kriegsverkält- 
nisse beinträchtigt, zumal auch die internatio- 
nalen Kreditierungen und Kapitalverschiebungen 
schwer in die Wagschale fallen;’dies habe ich 
aber auch in meinen früheren Schriften nie 
verkannt. Aber das darf doch gerade die 
Theorie nicht abhalten, die unabhängig von 
zeitlichen Zufälligkeiten wirkenden Ursachen 
zu erkennen, welchs dann bei Aufhören der 
Kriegs- und Revolutionserschwernissse die prak- 
tische Folge haben werden, dass auch in 


Zukunft der deutsche Valutastand ein nie- 


drigerer bleiben wird, und zwar deshalb, weil 
die durch die Kriegsverhältnisse erfolgte all- 
gemeine Warenpreissteigerung in Deutschland, 
wenn sie dauernd stärker bleibt als die im 
Ausland, nur mit Hilfe des Ausgleichs 
durch einen niedrigeren Valutastand 
weiterkin einen internationalen Waren- 
austausch ermöglichen wird. Für die 
Beurteilung, welche der in einander verfloch- 
tenen Ursachen und Wirkungen als primär 
wirkend anzusehen ist, ist dann zu beachten, 
dass das allgemeine Preisniveau eines Landes 


etwas in tausendfältigen Wirtschaftsbeziehurgen 


fest Verankertes ist, das nicht so schnell durch 


äussere Einflüsse geändert wird, wie Valuta- 


stand und Zahlurgsbilanz, das demnach als 
Schwergewicht wirkt, nach dem sich anderes 
richtet. Ganz neuerdings lässt z. B. auch 
Bendixen, der bis dahin immer nur von der 


Zahlungsbilanz als Bestimmungsgrundlage des 


Valutastandes gesprochen hatte, in seinem 
Aufsatz: „Die Parität und ihre Wiederher- 
herstellung‘‘ (Bankarchiv vom 15. Oktober 1918) 
den Einfluss des Preisniveaus auf die Zahlungs- 
biianz und damit auf den Valutastand zu 


seinem Recht kommen, und ebenso Heyn in 


neueren Aufsätzen. 

Für die allgemeisen deutschen Verhältnisse 
ist es nun von besonderer Wichtigkeit, aus den 
Tatsachen und Erkenntnissen die entsprechende 
Nutzanwendung für die künftige Friedensvaluta- 
politik zu ziehen. Wenn. unser allgemeines 
Preisniveau auch nach Friedensschluss höher 
angestiegen bleiben wird gegenüber der Friedens- 
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zeit als das anderer Länder — nicht auf die 
absolute Steigerung, sondern auf die relative 
gegenüber den andern Haupthandelsländern 


kommt es an —, dann wäre es ein verfehltes 


Beginnen, aus wirtschaftlichen Prestige-Rück- 
sichten kritiklos den alten hohen Valutastand 
zu erstreben. Es würde dann dauernd der 
jetzige Zustand herrschen, dass aus der Waären- 
bewegung mehr Markwechsel auf den aus- 
ländischen Markt kommen als solche aus- 
ländischer Währung auf den Inlandsmarkt, die 
zur Kompensierung dienen können, und os 
würden die heute so bitter empfundenen 
Schwierigkeiten der Auslandszahlungen, die 
man als Kriegsfolgeerscheinung heute tragen 
muss, ein dauerndes Uebel werden. Wir würden, 
um einen vorübergehenden Ausgleich zu er- 
zielen, immer weiter deutsches Kapital ins 
Ausland abs{ossen und immer weitere Kredite 
aufnehmen müssen, was auf eine Verschleude- 
rung nationalen Besitzes hinauslaufen würde, 
bis zu dem Punkte, wo es dann doch nicht mehr 
geht, und man sich zur Annerkennung ver- 
änderter wirtschaftlicher Verhältnisse durch 
Neufestsetzung der Valutaparität herbeilassen 
müsste. Es wäre verderblich, wollte man dann 
entgegen wirtschaftlichen Notwendigkeiten eine 
Prestige-Valutapolitik betreiben, welche wirt- 
schaftlichen Gesetzen zuwiderliefe. Man wird 
ohne zunächstige autoritative Festsetzung die 
Bildung eines sich aus den Verhältnissen er- 
gebenden natürlichen Valutastandes abwarten 
müssen, und die sich so ergebende neue 
Wechselparität zu stabilisieren haben. 


Geldentwertung und Valutastand müssen 
durchaus parallele Entwickelung zeigen, und 
es ist verfehlt, in niedrigem Valutastand, der 
letzten Endes, bei freiem Handelsverkehr, nur 
ein Ausdruck gesunkener Geldkaufkraft ist, nun 
eine Verletzung des nationalen Ehrenpunktes 
oder gar ein Zeichen der Unvermeidlichkeit 
wirtschaftlichen Zusammenbruchs zu erblicken, 
wie das die Auslandspresse mit Rücksicht auf 
den deutschen Valutastand sich seit Jahren 
darzulegen bemühte. 

Es soll hier nicht etwa die Herabsetzung 
der Valutaparität (die natürlich auf die Dauer 
ein Aufgeben der Goldwährungsgrundsätze be- 
deuten würde) schlechthin empfohlen werden. 
Es soll nur darauf als ein durchaus ernst zu 
nehmendes Problem hingewiesen werden, das 
nicht mit der blossen Betonung, dass wir als 
wirtschaftlich leistungsfähiges Volk „selbst- 
verständlich‘‘ die alte Valuta wieder erreichen 
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müssten, gelöst ist. Vielleicht bewahrt uns die 
in den andern Ländern gleichfalls auftretende 
Geldentwertung, die die Wirkung unserer Mark- 


entwertung auf die Valuta wieder aufhebt, 


davor, zu dem schwerwiegenden Problem der 
Herabsetzung der Valutaparität künftig Stellung 
nehmen zu müssen. Es werden ja nach dem 
allgemeinen Friedensschluss dieneutralen Valuten 
nicht mehr ihre jetzige Bedeutung behalten, 
und es wird sich dann um das Verhältnis der 
Markwährung zur englischen, amerikanischen 
und evtl. französischen Währung hauptsächlich 
handeln, welche alle gleichfalls bereits jetzt an 
den neutralen Börsen mit Disagio, wenn auch 
bei weitem nicht so starkem wie die Mark, 
gehandelt werden. 
werden dann die Rückzahlungspflichten der 
aus Amerika, Japan usw. genommenen Kredite 


einen starken Druck auf die Valuta ausüben, 


da ja dann nur bei niedrigerem Stand durch 
Einfuhrbeschränkung und Ausfuhr-Förderung 
ein dauernd gesicherter Zahlungsausgleich für 
England erzielt werden könnte. Allerdings 
kann eine unserekünftige Zahlungsbilanz jährlich 
stark belastende Entschädigungszahlung ans 
Ausland stärker wirken, als alle hier erörterten 
rein wirtschaftlichen Erwägungen, die aber 
darumgrundsätzlich nicht wenigerrichtigbleiben. 

Wenn wir bereits jetzt die Beibehaltung 
der alten Parität anstreben wollen, so ist 
erforderlich ein zielbewusster Kampf gegen 
das Fortschreiten der Kreditinflation, welche, 
wie ich an anderer Stelle nachgewiesen zu 
haben glaube?), als massgebliche finanzielle 
Ursache der allgemeinen Preissteigerung aner- 
kannt werden muss. Einem Abbau der erfolgten 
Erhöhung des Preis-Niveaus dürften allerdings 
die zahllosen Lohn- und Gehaltsverhältnisse, 
die sich schon alle auf den gesunkenen Geld- 
wert eingestellt haben, entscheidende Hinder- 
nisse bieten. Wir müssen zunächst darauf 
hinarbeiten, durch Steuern, Monopol-Einnahmen 
usw. unsere notwendigen Reichsausgaben zu 
decken, wir müssen unsere Reichsfinanzen ins 
Gleichgewicht bringen, so dass nicht weiter 
Ausgaben aufKredit bezw. Banknotenvermehrung 
genommen werden, und erst dann werden wir 
mit Aussicht auf dauernden Erfolg daran 
denken können, den Geldwert und damit die 
Valuta zu stabilisieren. 


4) Dalberg, Die Entwertung des Geldes. Eine Unter- 
suchung der Einwirkungen von Kreditanspannung und Geld- 
umläuf auf Preisniveau und Valutastand. 2. Auflage im 
Druck bei Carl Heymanns Verlag, Berlin. 


Besonders für England 


DEUTSCHE WIRTSCHAFTS-ZEITUNG 


Zu diesen Ausführungen schreibt uns Herr 


Prof. Dr. Robert Liefmann, Freiburg: 


Den vorstehenden Aufsatz Dr. Dalberg’s 


hat mir die Schriftleitung dankenswerter Weise 
zur Aeusserung unterbreitet. Zu der vom Ver- 
fasser aufgeworfenen Prioritätsfrage bemerke 
ich zunächst: Es ist unrichtig, dass ich in dem 
Aufsatz im Weltwirtsch. Archiv die Priorität 
des Gedankens von dem Einfluss der inländi- 


schen Preise auf den Valutastand für mich 
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gegen Dalberg in Anspruch genommen habe. 


Vielmehr weise ich gerade dort darauf hin, 
dass Schlesinger schon 1916 denselben Ge- 
danken ausgesprochen hat, und es ist mir un- 
begreiflich, wie Dalberg diesen jetzt wieder 
ganz unberücksichtigt gelassen hat und zu jener 
Behauptung kommen konnte. Aber auch in 


«meinem Buche: Die Geldvermehrung im Welt- 
kriege S. 110 habe ich nicht die Priorität 


dieses Gedankens beansprucht, sondern sage 
nur, ich hätte ihn zuerst in meinen im Früh- 
jahr 1917 in Berlin gehaltenen Vorträgen aus- 
gesprochen. Ob ich ihn dort ‚„beweislos‘‘ ge- 
lassen habe, meine dort gegebene Begründung 


nicht vielmehr völlig genügt, darüber will ich 


mit Dalberg nicht streiten. Jedenfalls ist seine 
Belegung meiner Prioritätsansprüche falsch. 


Ich habe solche nämlich nicht vertreten, 


weil der Gedanke der Abhängigkeit der Valuta 
von dem „‚inländischen Preisniveau‘, dem 


„inneren Geldwert‘‘, wie man meist zu sagen 
Denn er liegt. 
ja gerade, wie ich auch betonte, der zu Beginn 
des Krieges besonders von Cassel vertretenen 
derer Kus er 


pflegt, überhaupt nicht neu ist. 


Auffassung zugrunde, dass 
Valuta proportional dem inneren Preisstand sei. 


Aber auch jetzt noch scheint mir Dalberg das 


Problem ganz falsch zu stellen, wenn er gleich 


‚anfangs sagt, es handle sich darum, ob ‚‚der 


Valutastand ein Ergebnis der Zahlungsbilanz 


oder ob er eine Folge der Veränderungen des 
Geldwertes im inneren sei‘. Von entweder — 
oder kann man natürlich nicht sprechen, denn 


die sogenannte Zahlungsbilanz ist eben auch 
zugleich eine Folge der inländischen Preis- 
veränderungen. 


schriften ausgeführt habe. 


Daher kann ich auch den wesentlichen BEN 
Unterschied zwischen meiner Auffassung und 


derjenigen Dalbergs überhaupt nicht erkennen, 


Alle Preise in der ganzen 
Welt stehen eben auf Grund des Ertragstrebens 
in Zusammenhang, wie ich das in meinen Geld- 


2% ir 


finde nur, dass der letztere ebenso wie unsere 


gemeinsamen Gegner, Diehl, Bendixen, Heyn, 
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die aber inzwischen schon wesentlich entgegen- 


kommender geworden sind, zwei unklare Begriffe 
verwendet, die ich vermeide: Zahlungs- 
bilanz und Preisniveau. Dalberg erkennt 
den Satz von Diehl an: ‚‚Wieviel ein Schweizer 
für das deutsche Geld zahlt, richtet sich einzig 
und allein nach der Forderungs- bzw. Zahlungs- 
bilanz zwischen der Schweiz und Dautschland‘; 
macht aber ‚‚den ungemein wesentlichen Zu- 
satz, dass der wichtigste Teil der Zahlungs- 
bilanz, die Handelsbilanz, in ihrer Zusammen- 
setzung entscheidend bastimmt wird durch das 
Preisniveau beider Länder, und kommt erst auf 
diesam Umweg zu der Folgerung der Abhängig- 
keit der Valuta von den Warenpreisen‘‘. Das 
ist ein „Umweg‘‘ nur infolge des Irrtums von 
der Zahlungsbilanz, deren Folge oder Ergebnis‘, 
wie Bendixen sagt, die Valutakurse sein sollen. 
Im internationalen Tauschverkehr bilden sich 
für Forderungen und Schulden wie für Waren 
Preise, und wenn wegen überwiegender For- 
derungen an Deutschland die deutsche Valuta 
in der Schweiz niedrig steht, so werden eben 


die Schweizer in normalen Zeiten vorziehen, 


manche Waren in Deutschland zu kaufen. 

Der Unterschied von Dalbergs Auffassung 
gegenüber der meinigen scheint mir darin zu 
bestehen, dass er auf den unklaren Ausdruck 
Zahlungsbilanz nicht verzichten will. Es hat 
aber doch gar keinen Sinn, den auch von ihm 
als wesentlich erkannten Punkt, die Abhängig- 
keit von den inländischen Preisen, in den 
Begriff Zahlungsbilanz hineinzunehmen. Da 
aus den Ausführungen von Bendixen und 
anderen hervorgeht, zu welchen Irrtümern er 


geführt hat, vermeidet man ihn am besten und 


spricht einfach vom internationalen Zahlungs- 
verkehr und den dabei sich bildenden Preisen. 


Ebenso irreführend ist aber auch, wie ich 
in meinen Geldschriften immer wieder betone, 
vom inländischen Preisniveau zu sprechen. 
Auch da führt nur die individualistische 
Betrachtungsweise, welche die individuellen 
Verkehrsbeziehungen der Tauschenden, aber 
nicht zwei Tauschende isoliert, wie in der s9- 
genannten Preistheorie der Grenznutzenlehre, 
sondern in ihren allseitigen Zusammenhängen 
betrachtet, zugrunde legt, zu klaren Einsichten, 
während die hergebrachte ‚‚volkswirtschaftliche 
Betrachtungsweise‘‘, wie beim Begriff der 
Zahlungsbilanz zu unwirklichen Konstruktionen 
führt. Das lässt sich gerade auch an der Vor- 
stellung des allgemeinen inländischen Preis- 
niveaus zeigen. Denn bei demselben Valuta- 
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stand kann eine inländische Ware im Auslande 
als billig erscheinen und gekauft werden, 
während eine andere dem Auslande immer 
noch als zu teuer erscheinen kann. 

Jedenfalls, nur des Begriffs Zahlungsbilanz 
zuliebe die entscheidenden Beziehungen der in- 
ländischen Preise zu den ausländischen auch in 
diesen Begriff hineinzunehmen, geht nicht an, 
ist vielmehr ein blosser Streit um Worte, in 
dem ich Dalberg nicht folgen will. Dem von 
Dalberg zustimmend zitierten Satz von Diehl: 
„Der Schweizer usw. kauft deutsche Mark- 
wechsel nicht, um deutsche Waren zu kaufen, 
sondern um irgendwelche Zahlungsverpflich- 
tungen, die er in Deutschland hat, erfüllen zu 
können‘, kann ich nach wie vor nicht bei- 
pfliehten, namentlich nicht angesichts des 
weiteren, von Dalborg weggelassenen Zusatzes: 
„Z. B. Zahlungen für bereits gekaufte oder zu 
kaufende (!) deutsche Waren zu leisten‘. Ich 
habe mich über das ganze Problem ausser in 
dem zitierten Aufsatz im Weltwirtsch. Archiv 
besonders in dem Aufsatz: Valutakurse und 
Inlandpreise, im Bankarchiv v. 1. Febr. 1919 
auseinandergssetzt und darf hier vielleicht 
darauf verweisen. 

Unterschreiben möchte ich aber zum 
Schlusse noch die Ausführungen von Dalberg 
über das willkürliche Festhaltenwollen an 
den früheren Paritäten und die willkürliche, 
den tatsächlichen Verhältnissen nicht ent- 
sprechende Neufestsetzung solcher gegenüber 
Ossterreich. Vielmehr dürfen wir angesichts 
der drückenden Friedensbedingungen, der vor- 
handenen Arbeitsunlust, der immer noch zu- 


nehmenden Real- und Kreditinflation — diese 
Ausdrücke dürften jetzt nicht mehr miss- 
verständlich sein — froh sein, nach Friedens- 


schluss unsere Valuta auf dem dann erreichten 
Stande einigermassen stabil halten zu können, 
um das Auslandsgeschäft allmählich wieder auf 
eine sichere Basis zu stellen. 


Ein Geleitwort 
an den Kommissar des diktatorischen 
Wirtschaftsausschusses, 
Unterstaatssekretär Dr. Toepffer, 
Von Dr. Robert Siegert, Berlin. 
Die politische Revolution wurde am 
9. November vollendet mit dem Siege der 
Demokratie über den Militarismus. Es wird 
sich, wie auch die weitere Entwicklung der 
Dinge in Deutschland sein möge, nicht mehr 
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verhindern lassen, dass die Demokratie den 
bereits eroberten Boden behält, und dass sie in 
ihrer Entwickelung stetig fortschreitet. Zu er- 
warten haben wir jedooh ausser dieser politischen 
Revolution noch eine wirtschaftliche Revolution 
gegen den Buresukratismus, durch welche einer 
wahrhaft sozialen, den Lebensnotwendigkeiten 
Rechnung tragenden Umgsstaltung des deutschen 
Wirtsohaftslebens Bahn gebrochen werden muss, 
unabhängig von der formalistischen Erfüllung 
theoretischer Programme. 

Die Gründung des diktatorischen Wirt- 
schaftsausschusses ist insofern begrüssenswert, 
als dadurch einem organischen, ohne Gewalt- 
massnahmen durchzusetzenden Fortschreiten auf 
dem Wege zu sozialer Wirtschaft entgegenge- 
kommen ist. 
herigen Erfahrungen skeptisch sein und im 
Interesse aller Beteiligten dringend wünschen, 
dass diese Stelle nicht selbst in den alten Fehler 
des Bureaukratismus zurückfällt, und dass sie 
nur einen Anlass zu Verzögerungen und zu 
Durchkreuzungenbereitsgetroffener Massnahmen 
bietet. Hat doch bereits jetzt, soweit es die 
Frage der Ein- und Ausfuhr angeht, der Handel 
sowohl als auch die Industrie täglich Kämpfe 
mit mindestens drei verschiedenen Stellen, 
nämlich dem Reichskommissar für Aus- und 
Einfuhrbewilligung, der Reichsbank und den 
zuständigen Wirtschaftsstellen durchzufechten, 
wobei oft genug der Kaufmann das unschuldige 
Opfer. eines Gegeneinanderärbeitens dieser Be- 
hördan zum Schaden der deutschenWirtschaft ist. 

Wenn durch die Einsetzung eines Diktators 
gerade auf dem Gebiete des deutschen Aussen- 
handels eine Neuerung geschaffen wird, so ist 
dieses insbesondere deshalb zu begrüssen, weil 
man an den massgebenden Stellen endlich er- 
kannt zu haben scheint, dass das deutsche Wirt- 
schaftsleben nur im Zusammenhange mit der 
Weltwirtschaft wieder aufgebaut werden kann. 
In den bisher mit Rücksicht auf den Handels- 
verkehr Deutschlands gegenüber den anderen 
Staaten getroffenen Massregeln hat man in zu 
engherziger Weise sich von einseitigen Rück- 
sichtnahmen bestimmen lassen. Die Richtlinien 
bei der Ausfuhr waren die, dass man Rohstoffe, 
die in-Deutschland selbst gewonnen wurden und 
Fabrikate, die für den Kriegsbedarf entbehrlich 
waren, in staatsvertraglich festgelegten Mengen 
zur Ausfuhr zuliess, um dadurch Zahlungs- 
möglichkeiten für Einfuhren zu schaffen. Die 
Einfuhr wurde bewilligt nur für Lebensmittel 
und in geringem Umfange für Rohstoffe, soweit 


Man muss jedoch nach den. bis- 
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diese in Deutschland fehlten, und soweit sie 
für den Kriegsbedarf oder zur Herstellung von 
Ausfuhrfabrikaten dringend erforderlich waren. 


Um Deutsehiand arbeitsfäkig und kon- 


. kurrenzfähig erhalten zu können, darf in erster 


Linie nicht auf die Ausfuhr gesehen werden. 
Ausschlaggebend muss vielmehr nur die Rück- 
sicht auf die Einfuhr von Lebensmitteln und 
Rohstoffen sein, um durch Uebersättigung des 
Marktes und Steigerung der Angebote die Preise 
im Inlande zu senken und um ferner Export- \ 
waren herstellen zu können, die nur bei Preis- 
senkungen für die Lebensbedürfnisse des Inlands 
im Auslande konkurrenzfähig bleiben können. 
Da auch die Ausfuhr von Warer, an denen 
Deutschland Exportüberschüsss hat, nur dann 
wirtschaftlich ist, wenn an diesen Waren, trotz 
mässiger Ausfuhrpreise, noch ein Gewinn erzielt 
werden kann, so ist das Wesentliche, worauf 


hingesteuert werden muss, die Senkung 
der Lebensmittelpreise durch umfangreiche 
Einfuhren. | 


Eine Einfuhr auch von Lebensmitteln ist | 
jedoch zur Zeit nicht möglich, bevor nicht eine 
dreifache bureaukratische Klippe umschifft ist; 
bevor nämlich sowohl ein Verzicht auf Ab- 
lieferung seitens der zuständigen Reichsstelle 
vorliegt, und bevor nicht die Bezahlungsweise 
die Genehmigung der Reichsbank gefunden hat, 
wird eine Einfuhrbewilligung nicht erteilt. 
Zweck der Einfuhrbewilligung erschöpft sich 


in einer Gegenkontrolle für das Vorliegen des Ri So 
Ablieferungsverzichts und der Kaufbewilligung. 


Fraglos dürfte jedoch von allen, auch. den 


formalistischsten Stellen, ohne weiteres aner- © 
kannt werden, dass diese dreifachen, der freien 
Einfuhr entgegenstehenden Hindernisse fallen 
müssen, wenn für sie kein materieller Sinn und 


Zweck mehr vorliegt. Inwieweit ist dieses nun 5 
nosh der Fall? 

Im Kriege stand 
Frage nach der zentralisierten Ablieferung der 


Lebensmittel, wobei man von dem Grundsatze 


ausging, die geringen, von den auswärtigen 


Staaten freigegebsnen Ausfuhrmengen von 
Lebensmitteln restlos zu erfassen. Heute kann 
hieran kein Interesse mehr bsstehen, da die 
ausländischen Märkte mit Lebensmitteln über- 


sättigt sind, und die Vorratspolitik der neutralen EN Ye 37 
auch die Hindernisse, KR A 
die durch die Ententeüberwachung der Lebens- 5, 

" mittelausfuhr nach Deutschland entgegengesetzt e 
werden, schrumpfen täglich mehr zusammen. 


Staaten aufgehört hat; 


Fürchtete man früher, dass mit Rücksicht auf 
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die das Angebot bei weitem übersteigende 
Nachfrage und infolge der Rücksichtslosigkeit, 
mit der man in gewissen Kreisen den Einkauf 
von Lebensmitteln im Auslande betrieb, durch 


' den freien Handel eine immer weitere Steigerurg 


der Preise erreicht werden müsste, so ist jetzt 
das ganze Gegenteil zu erwarten. Wie es einem 
normalen Wirtsohaftsprozesss entspricht, werden 


- bei dem auf den neutralen Märkten herrschenden 
. Ueberangebot die Fachkreise bemüht sein, gegen- 


seitig die Preise mehr und mehr herabzudrücken. 


Bei der Behandlung von Einfuhranträgen 
stellt man daher mehr als es früher geschah 
die Frage nach der Bezahlungsweise in den 
Vordergrund, wobei allerdings alle bisherigen 
formellen Schutzmassnahmen zur Stärkung der 
deutschen Valuta ein klägliches Fiasko erlitten 
haben. Man vergesse nicht, dass der Stand 
der deutschen Valuta nicht nur ein Preismesser 
für die Kaufkraft der Mark im Auslande ist, 
sondern dass er in erster Linie ein Barometer 
für den Stand der deutschen Inlandswirtschaft 
abgibt. Es wäre däher dringend zu wünschen, 
dass der neue Wirtschafisdiktator alle eng- 
herzigen Rücksichten auf unseren Valutastand 
fallen lässt, und dass er mit allen Mitteln für 
eine Gesundung der deutschen Innenwirtschaft 


‚durch Wiederbelebung des freien Aussenhandels 


sorgt: alsdann wird man bald mit der Be- 
ruhigung der politischen Verhältnisse eine 


_ Wiedersteigerung des Markkurses beobachten 


können. Dass die Edelmstallausfuhr nach dem 
Auslande nach wis vor verhindert bleibt, wird 
man ohne weiteres ebenso billigen können, wie 
man sich mit der Tatsache abzufinden hat, 


. dass die überwiegende Mehrzahl aller Importeure 


ohne Devisen, an denen ständiger Mangel 


herrscht, auskommen muss. Gelingt es jedoch 


einem Kaufmann, sich auf Grund privater Aus- 
landsguthaben oder persönlicher Beziehungen 
Kredit zu schaffen, oder mit seinen Lieferanten 


eine Bezahlung in Mark zu vereinbaren, so soll 


man in Zukunft ein solches Verfahren nur be- 
grüssen und nicht die Handelskreise durch 
kleinliche Bedenken formeller Natur verärgern 
und damit die Möglichkeit zur Bezahlung und 
zum Kaufe dringend notwendiger Waren auch 
nur scheinbar beeinträchtigen. Es darf endlich 
nicht vergessen werden, dass die Neutralen 
selbst an dem Fortbestande der deutschen 
Zahlungsfähigkeit interessiert werden, wenn 


| ® deutschen Firmen ausländischerseits in grossem 
Umfange Kredite eröffnet sind, und es kann 
erwartet werden, dass es der Regsamkeit und 


“A 


“industriellen Unternehmungen und 
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Anpassungsfähigkeit des freien Handels gelingt, 
für diese Festigung der deutschen Valuta neue 
Mittel und Wege zu finden. 

Soweit die Frage der Zentralisation die 
Vorfrage für eine gerechte Verteilung aller 
verfügbaren Lebensmittel ist, wird man ihr im 
Prinzip auch zukünftig beipflichten können; 
der neue Diktator sorge jedoch dafür, dass auch 
die Verteilungsfrage nicht in einer Betrachtungs- 
weise mit bureaukratischen Scheuklappen, 
sondern mit Rücksicht auf die praktischen Be- 
dürfnisse entschieden wird! Man überlasse den 
Einkauf im Auslande ausschliesslich dem sach- 
verständigen Fachhandel, der Kreditwürdigkeit 
besitzt und in sich selbst die beste Gewähr 


. zur Bekämpfung des Schiebertums bietet! Man 


beurteile hingegen die Frage der Verteilung 
und des Bedarfs nur nach ganz allgemeinen 
Gesichtspunkten, die eine genügende Gewähr 
dafür bieten, dass die eingeführten Lebensmittel 
nieht in den Schleichhandel gelangen, sondern 
dass sie unmittelbar aus der ersten Hand und 
mit mässigen Aufschlägen den Verbrauchern 
direkt zugeführt werden! Bedauerlicherweise 
scheint ja noch immer voerkannt zu werden, 
dass das beste Bekämpfungsmittel des Schleich- 
handels eine Belebung des legitimen freien. 
Handels durch Ausnutzung der günstigsten 
Einkaufsmöglichkeiten ist. Solange eine 
Rationierung von Lebensmitteln besteht, wird 
auch eine Ueberwachung der Verteilung not- 
wendig sein. Ob eine solche durch die Kom- 
munalverbände erfolgt, oder ob grössere Selbst- 
verbraucher, etwa Konsumgenossenschaften bei 
ähnliche 
Institute, damit betraut werden, ist eine Frage, 
die gegenüber den Prinzipien zurückzutreten hat. 

Das dritte, dem völlig freien Handel noch 
entgegenstehende Hindernis, nämlich das Ein- 
fuhrverbot, wird auch weiterhin aufrecht er- 
halten werden müssen, um eine Kontrollmöglich- 
keit in der Hand zu behalten. Man vergesse . 
jedoch dabei nicht, dass diese Kontrolle wie 
jede Polizeimassnahme niemals Selbstzweck sein 
darf, sondern dass sie zu Gunsten des zu er- 
reichenden Zweckes stets in den Hintergrund 
zu treten hat! Es wäre daher zu wünschen, - 
dass der neue Diktator nach den oben kurz 
skizzierten Richtlinien in grosszügiger Weise 
und in der bisher leider bei unseren Behörden 
erstorbenen Freude an der eigenen Verant- 
wortung Ausnahmen von dem Einfuhrverbote 
schnell und ohne formalistische Bedenken 
bewilligt. 
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Der Unternehmerlohn. 


In einer demnächst erscheinenden, seit längerer 
Zeit in Arbeit befindlichen Studie von Professor 
Dr. Hirsch über „Technik der Preisprüfung“ in 
den „Beiträgen zur Kriegswirtschaft* werden über 
den Unternehmerlohn Ausführungen gemacht, deren 
Veröffentlichung bereits jetzt erwünscht erscheint, 
da über die Art der Berechnung des Unternehmer- 
lohns bei der Preisberechnung neuerdings häufig 
Missverständnisse beobachtet worden sind 

Zu denjenigen Erscheinungen der kriegs- 
mässigen Kostenberechnung, welche weiten 
Kreisen des Kaufmannstandes und darüber hinaus 
auch einigen Handelswissenschaftlern Schwierig- 
keiten gemacht haben, gehört der Unter- 
nehmerlohn. 

Von Anfang der Kriegswucherrechtsprechung 
an hat sich das Reichsgericht, insbesondere sein 
Sprecher in dieser Frage, Reichsgerichtsrat Lobe, 
auf den Standpunkt gestellt, dass zu den 
Gestehungskosten ausser den Einkaufs- oder 
den Materialpreisen, den allgemeinen und 
besonderen Unkosten sowie den Zinsen und 
einer Risikoprämie auch der Unternekmerlohn, 
nämlich die Entschädigung für die eigene 
Arbeitsleistung des Betriebsunternehmers, 
gehört!).. Die Begründung zur Verordnung 
gegen Preistreiberei vom 8. Mai 1918 (Reichs- 
Gesetzbl. S. 395), abgedruckt im ‚Deutschen 
Reichsanzeiger“‘ Nr. 113 vom 15. Mai 1913, 
sagt über die Höhe dieses Unternehmerlohns: 

„Er umfasst die Vergütung für die Arbeits- 
leistung des Unterehmers; dabei ist die durch 
den Krieg veranlasste allgemeine Teuerung der 
Labenshaltung angemessen zu berücksichtigen. 
Das Mass der Vergütung bemisst sich im wesent- 
lichen nach der Stellung des Unternehmers in 
dem Betrieb und den Gehaltssätzen der in 
ähnlicher Stellung befindlichen höheren Ange- 
stellten (Direktoren usw.).‘ 

Von mehreren Seiten, insbesondere aus dem 
Gross- und Kleinhandel, ist nun betont worden, 
dass man in diesen Kreisen die richtige 
Bemessung des Unternehmerlohns für ein 
schwieriges, kaum durchführbares Beginnen 
halte, und dass ein solcher Versuch jedenfalls 
den kaufmännischen Friedensgewohnheiten 
keineswegs entspreche. Das trifft für weite 
Gebiete des Gross- und Kleinhandels zu. Der 
Inhaber der Einzelfirma pflegt bei der Bilanz 
nicht etwa einen Unternehmerlohn oder ein 
Unternehmergehalt als besonderen Posten auszu- 
werfen; wenn er dies tut, ist dies nach den 
geltenden Grundsätzen der Bilanzierung gerade- 
zu als falsch zu bezeichnen. Es muss zunächst 
nach Abzug der gezahlten Selbstkosten ein 
Reingewinn ermittelt werden. Wie dieser dann 
verteilt wird, ob ein Teil als Rückstellungen, 
ein ‘anderer Teil als Unternehmerlohn oder 
Unternehmerverbrauch, ein dritter für Wohl- 
fahrtszwecke (etwa zwecks Kommerzienratstitels), 
ein vierter für Erhöhung des Betriebskapitals 
und ein fünfter vielleicht für Spekulationszwecke 
bestimmt wird, das alles ist beim Einzelkaufmann 


1) Zu vergl. Lobe, Uebermässiger Gewinn, Leipzig 1916. 


ee tt et Et ann eE an man 


. den ein Gesellschafter 


und bei der offenen Handelsgesellschaft Sache der 
Verteilung des Reingewinns, nicht der Unkosten. 

Sieht man aber von dieser rein bilanz- 
mässigen, formalen Auffassung des Reingewinns 
ab, so wird man in der Praxis häufig finden, 
dass sich wirtschaftlich doch in sehr zahlreichen 
Geschäften ein Unternehmerlohn schon im 
Frieden deutlich herauskristallisierte. Das 
geschah überall da, wo die Unternehmeraufgaben 


durch die Natur der Geschäftsform anderen 


Personen als einem einzigen Inhaber übertragen 
werden mussten; also regelmässig bei den 
Gesellschaftsbetrieben, welche die Form der 
Aktiengesellschaft, G. m. b.H. und der Genossen- 
schaft tragen. Hier wird die Geschäftsführung 
durch Geschäftsführer ausgeübt, und diesen wird 


in der Regel ein festes Gehalt ausgeworfen. 


Dieses: feste Gehalt der Betriebsleiter ist, wie 
die Begründung der Preistreibereiverordnung 
hervorhebt, eben als Unternehmerlohn zu 
betrachten. Aber auch bei der offenen Handels- 
gesellschaft ist es sehr vielfach üblich, dass man 
sich im Gesellschaftsvertrag oder auch durch 
einfache Abrede über den Betrag verständigt, 


entnehmen darf. Es wird sich hierbei regel- 
mässig um einen solchen Betrag handeln, der 
den standesgemässen Unterhalt des betreffenden 


Unternehmers deckt. Nach Einzelbeobachtungen 


in der Friedenszeit bleibt dieser Betrag gerade 
bei gut rentierenden Unternehmungen, bei 
denen auf einen Reingewinn sicher zu rechnen 


war, nicht selten unter demjenigen, was ein in 
gleicher Funktion angestellter Geschäftsführer 
im kaufmännischen 
Einzelbetriebe pflegte man einen Unternehmer- 
lohn dann einzusetzen, wenn ein Unternehmen 
Zur richtigen Berech- 
nung der künftigen Rentabilität wurde insbe 
sondere auch bei Umwandlungen von Einzel- 

firmen in Gesellschaften regelmässig die eigene 
Arbeitskraft des Inhabers aus dem Gewinne 


erhalten würde. Auch 


verkauft werden sollte. 


herausgenommen und unter die Geschäfts- 
unkosten gesetzt?).. 


Klarer als im Gross- und Kleinhandel war 
der Begriff Unternehmerlohn bereits im 
Handwerk auch bei den Kleinbetrieben raus-- 
' gearbeitet worden. 2 
klärungsarbeit der Handwerkerverbände hatte | 
in jahrzehntelanger Mühe dem Handwerker klar 


Eine systematische Auf- 


zu machen gewusst, dass nicht nur die Material- 
kosten und Gesellenlöhne, 
eigene Arbeitskraft des Meisters und seiner 


Frau gleichermassen zu den Unkosten gehören, 
und dass hierfür der Lohn einzusetzen ei, 
gleichwertige Gesellen gezahlt 
werde; der Gedanke, dass der Meisterlohn ein 


welcher für 


Bestandteil der Selbstkosten des Handwerks sei, 


' und dasserstdarüber hinausvon einem Gewinnedie 
Rede sein könne, istin den letzten dreiJahrzehnten 
beim Handwerk wohl Allgemeingut geworden. 


2) Zu vergl. Schmalenbach, Finanzierungen, Leip- 


zig 1915, S. 26, wo die frühere „Privatentnahme*“ als künftiges | 


Direktorengehalt vom Reingewinn abgezogen wird. 


im Laufe eines Jahres 


sondern auch die 


w 


möglichst schnell vollzieht. 
nung des Unternehmerlohnes wird diese privat- 
und volkswirtschaftlich gleich nützliche Folge- 


3% 


Wenn nun derselbe Gedanke unter der 
Einwirkung der kriegswirtschaftlichen Vor- 
schriften im Handel Allgemeingut werden sollte, 
so wird dies für die gesunde Wirtschafts- 
führung gerade auch des Kleinhandels in 
hohem Masse zu begrüssen sein. Dabei soll 
keineswegs die irrige Vorstellung unterstützt 
werden, als ob man im Frieden den Betrag des 
Unternehmerlohbnes ‚einkalkulieren‘‘ könne, so 
wie man dies in der Kriegswirtschaft, wo der 
Wettbewerb im Preise nahezu geschwunden ist, 
in der Tatkann. Im Frieden, bei ungehindertem 
Warenzufluss, richtet sich die Preisbestimmung 
nach dem allgemeinen Wettbewerb. Dann soll 
die Kalkulation nur zeigen, ob man innerhalb 
der durch den allgemeinen Wettbewerb gezogenen 
Preisgrenzen (Handelsspannen) eine Rentabilität 
für sein Unternehmen erwarten kann. Renta- 
bilität entsteht aber nur, wenn man einen 
Ueberschuss über die Selbstkosten ermittelt. 


Zu den Selbstkosten im kalkulatorischen Sinne 


gehört aber privatwirtschaftlich und volkswirt- 
schaftlich der Unternehmerlohn. Hier wird man 
sich von der rein bilanztheoretischen Auffassung 
der Selbstkosten besser losmachen und nicht 
die These aufstellen wollen, dass zu den Selbst- 
kosten nur dasjenige gehört, was einem selbst 
etwas gekostet hat. Es gibt mehr Unkosten- 
momente im Geschäft, die nicht durch bare 


- Auslagen nach aussen hin in die Erscheinung 


treten, und die doch zu den Selbstkosten (oder 
den Gestehungskosten, wie die Sprache der 
kriegswirtschaftlichen Gesetze sagt) zu rechnen“ 
sind. Derjenige Unternehmer, der in seinem 
Geschäftsüberschuss nicht dauernd eine 
solche Entlohnung für die eigens Arbeits- 
kraft findet, welche ihm eine Angestelltentätig- 
keit gleicher Art gewährt, wird privatwirt- 
schaftlich richtiger handeln, wenn er dieses 
Geschäft aufgibt, sein Kapital herauszieht, 
sicher zinsbringend anlegt und seine Arbeits- 


' kraft dann nach den Sätzen des allgemeinen 


Arbeitsmarktes verwertet. Das wird auch 
volkswirtschaftlich erwünscht sein. Wenn 
nämlich in einem Unternehmen nicht die aus- 
reichende Entlohnung der Arbeitskraft erzielt 
werden kann, so wird dies entweder daran 


' liegen, dass zu viele solcher Unternehmungen 


vorhanden sind, so dass sie sich gegenseitig an 
dem betreffenden Platze, in der betreffenden 
Geschäftsgegend, in dem betreffenden Geschäfts- 
zweige, den auskömmlichen Verdienst wegnehmen, 


und zwar solange, bis ein Teil der ungenügend 


rentierenden Geschäfte zugrunde geht. Oder 
aber, er wird für die Führung eines solchen 
Geschäftes aus persönlichen Gründen nicht 
geeignet sein und deshalb vielleicht nach jahre- 
langem quälenden Durchschleppen schiiesslich 
doch zum Erliegen kommen. Es ist aber volks- 
wirtschaftlich erwünscht, dass sich der Prozess 
der Auslese der geeigneten Wirtschaftskräfte 
Eine genaue Berech- 


_ rung schneller ziehen lehren. 


In welcher Weise ist der Unter- 
sehmerlohn zu berechnen, und welche 
Anhaltspunkte liegen. für seine Höhe vor? — 
Wenn von manchen Handelskreisen gefragt 
wurde, welcher Prozentsatz vom gesamten 
Zuschlage denn für Unternehmerlohn gerechnet 
werden soll, so erscheint schon in dieser Frage 
eine Verkennung des Wesens des Unternehmer- 
lohnes. Es handelt sich um einen Lohn. Ein 
solcher wird innerhalb des Geschäftes, abgesehen 
von Agentenprovisionen, regelmässig überhaupt 
nicht nach dem Werte abgestuft, sondern nach 
der gesamten Arbeitsleistung im Unternehmen. 
Diese richtet sich aber überhaupt nicht nach 
den umgesetzten Werten. Kein Buchhalter, 
kein Korrespondent, keine Hilfskraft und durch- 
weg auch nicht die leitende unselbständige 
Kraft des Unternehmens erhält als hauptsäch- 
liche Grundlage der Entschädigung einen 
Prozentsatz vom Umsatz, gelegentlich wohl ein- 
mal eine Beteiligung am Reingewinn des Jahres. 
Das Charakteristische des Lohnes besteht darin, 
dass er für eine Anzahl von Leistungen und 
für die Bereitschaft der Arbeitskraft gezahlt 
wird. Folglich kann es sich beim Unternehmer- 
lohn nur um einen festen Satz handeln, der 
auf die einzelnen hergestellten oder umgesetzten 
Mengen oder Werte sinngemäss aufgeteilt wird. 

Wie soll der so ermittelte Betrag nun 
im einzelnen Preise zum Ausdruck 
kommen? Am richtigsten würde man ihn 
nach der tatsächlichen Arbeitsleistung bemessen. 
Diese ist beim Unternehmer aber weniger als 
bei irgendeinem anderen kaufmännischen Ange- 
stellten auf die Wareneinheit genau zu ermitteln. 
Wäre der Unternehmerlohn eine Entschädigung 
eines leitenden Angestellten, so würde er unter 
den allgemeinen Geschäfts- (General-) Unkosten 
erscheinen. Es liegt kein Anlass vor, diesen 
Betrag kalkulatorisch anders zu behandeln; 
seine Verrechnung erfolgt zweckmässig als 
Teil der allgemeinen Unkosten, und zwar wird 
der Betrag des Unternehmerlohnes in der Regel 
entweder nach ‘den Mengen oder nach den 
Werten des Umsatzes aufzuteilen sein. 

Für die praktische Berechnung ergibt 
sich dabei noch die Notwendigkeit, den Anteil 
des Unternehmerlohnes am Frisdensreingewinn 
festzustellen, um danach sowohl Unternehmerlohn 
wie angemessenen Reingewinn zu bestimmen. 
Bei der Umrechnung auf die Kriegswirtschafts- 
verhältnisse wird dann zweierlei zu berück- 
sichtigen sein. Mit Recht betont die Begrün- 
dung zur Preistreibereiverordnung, dass bei 
der Anrechnung des Unternehmerlohnes die 
allgemeine Teuerung der Lebenshaltung ange- 
messen zu berücksichtigen sei?), Einen Mass- 
stab hierfür werden die Teuerungszulagen der 
entsprechend gestellten höheren Privatange- 
stellten geben. Andererseits wird man bei 
stark gesunkenen Umsatzmengen, zumal wenn 
die Arbeitskraft des Unternehmers selbst nicht 


8) Wie bereits ‘vorher mehrfach das Reichsgericht (zu 
vergl. Mitteilungen für Preisprüfungsstellen Jahrg. 1917 
S. 174, auch 209). 
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mehr voll genutzt wird, auch hier die volle 
Anrechnung des Unternehmerlohnes nur bis zu 
einer noch als wirtschaftlich anzusehenden 
Grenze gutheissen können. Es werden hier 
etwa dieselben Grundsätze zur Anwendung 
kommen, die früher bei Erörterungen der all- 
gemeinen Geschäftsunkosten dargelegt wurden. 
(Zu vergl. Mitteilungen für Preisprüfungsstellen, 
Jahrg. 1918, S. 223/24). 

Die Berechnung des kriegswirtschaftlich 
angemessenen Unternehmerlohnes möge folgen- 
des Beispiel zeigen: 

Umsatz eines Einzelgeschäfts im Frieden 
40000 kg zu durchsehnittlich 1,50=60 000 #. 


. Bilanzmässiger Reingewinn in ‘den letzten 
Friedensjahren durchschnittlich 6000 
Dieser ist einzuteilen in: 
Zinsen des eigenen Kapitals 20 000 M zu 
BEVSH. NAT LOHN IR 
Unternehmerlohn, nach Ge- 
hältern von Filialleitern gleichen 
Geschäftszweiges bemessen 
Reingewin. . .. a 
(— 10 v. H. oder auf das kg 16 3%). 

Falls im Kriege der Wert etwa auf das 
Dreifache gestiegen, die Menge gleichgeblieben 
ist, wird die kriegswirtschaftlich angemessene 
Berechnung etwa lauten: 

40 000 kg zu durchschnittlich 4,50 — 180 000. 

Unter den Unkostendarfangereochnet werden : 


Ziusen des eigenen 
Kapitals(Anrahme: 
dieses sei nicht er- 
HORE) .  naens 

Unternehmerlohn 

2400 A. 

Teuerungs- 
zuschl. an 
genommen i | 

mit 30v.H.720 4%.—312046.=412044=2,3v.H.0d.10,34. 

je kg. 


N 


2400 „ 


1000 #4 


Reingewinn je kg im 
Frieden. . ...65.4 
30 v. H.Zuschlag wegen 
Geldentwertung rd. 2,0 „ 
85 sjekg 
Reingew.a.40000kg zu 8,5 4 = 34004.=1,9v.H. 0d.8,5 4 
Zusammen: Zinsen, Unterneh- 
merlohn und Reingewinn 7520.46=4,2v.H.0d.18,84 
Falls der Wert auf das Dreifache des 
Friedensbetrages gestiegen, die Menge aber auf 
die Hälfte gesunken ist, wird dieselbe Berech- 
nung wie folgt lauten: 
20000 kg zu durchschnittlich 4,50 = 90 000 44 
Unter den Unkosten: 
Eigenkapital-Zinsen 


(Annahme wie 
oben) 1000 A 
Unternehmerlohn, 


wieobenberechnet 3120 #4 = 4120 #a —=46v.H. 

0d. 20,6 4 je kg 

Reingewinn jekg im 
Frieden . . . . 65.4 

30 v.H. Zuschlag wegen 

Geldentwertung . 2,0 „ 

85 4 je kg 

Reingew. auf 20000 kg zu 

BDA EN N ELLE LDN. H.00.8,03 

Insges.Zins,Unternehmer- 

lohn und Reingewinn . 5820 446,5 v.H.0d.29,1 4 

Je kg 


2600 „— 6000.# 


Aut die Wareneinheit berechnet, 
also hier der Unternehmerlohn aus: \ 
im Frieden . . aufdaskg 6,0 4,auf d.Wert4,0v.H. 
i. Kriege b. gleichem Be 
 . Mengen- und drei- 
fach. Wertumsatz „ » = 
bei halbem Mengen- 
u. dreifach. Wert- | 
umantz 2. nn m 1D,0 Sun De Da 
Bei einem Sinken der Umsatzmenge 
auf weniger als die Hälfte würde Verfasser, 
falls nicht besondere Verhältnisse, vor allem 
besondere Arbeitsleistungen beim Unternehmer 
vorliegen, in der Kriegswirtschaft die Anrech- 


macht 


ee 


nung eines höheren Unternehmerlohnes als oben ve 


geschehen, also eines höheren Betrages als etwa 
15,6 Pf. auf das kg im allgemeinen nicht mehr 
als wirtschaftlich vertretbar erachten. SE, 
Welche absolute .Höhe des Unter- 
nehmerlohnes ist nun in den einzelnen Ge- 
schäftszweigen als angemessen zu erachten? 
Für die einzelnen Gewerbezweigs liegen folgende 
Anhaltspunkte vor: Din 
Ziemlich zahlreich sind die Berechnungen 
der ’/Friedenseinkommen im Kleinhandel. 
Dabei wird man allerdings richt die hänufigbe- 
tonten Zahlen der Mittelstandsbewegung hran- 
ziehen dürfen. Diese weisen, um die ungünstige E68 
Lage des Mittelstandes zu betonen, gern darauf :. 4% 
hin, dass in Preussen dreiviertel aller Gewerbe 
treibenden zur Gewerbesteuerklasse IV gehören, ‘ 
folglich ein Einkommen von nicht über 1750M. 
jährlich gehabt haben sollen. Die Methoden ! 
der preussischen Gewerbesteuerveranlagung sind re 
aber nicht so verfeinert und nicht so einheit- 
lich, dass man daraus sichere Schlüsse ziehen 
könnte Dagegen ist beispielsweise für das 
Grossherzogtum Hessen eine Zusammen- 
stellung der Einkommen der Kolonialwaren- 
händler gemacht worden, welche ergab, ass 
im ganzen Grossherzogtum die Koionialwaren- EI 
händler im Jahre 1897 im Durchschnitt 1851 M. 
verdienten, im Jahre 1906 2250 M. In den 
Städten des Grossherzogtums waren die Speze- 
reihändler bzw. Krämer (mit Ausschluss aller 
Drogerien und aller Filialgeschäfte) m ahrre 
1897 mit einem versteuerten Einkommen vn 
1795 M., im Jahre 1906 mit einem solchen von 
2693 M. im Durchschnitt eingeschätzt. Zwar 
erklärte der Hessische Handelskammertag im 
Jahre 1908, dass bei diesen selbständigen pe. | 
zereihändlern die Zunahme des Durchschnitt 
einkommens auch mit darauf zurückzuführen sei, 
dass der Inhaber sich vielfach scheue, im Inter- 
esse seines Kredits gegen zu hohe Einschätzungen 
Einspruch zu erheben. Jedoch dürfte diesem 
Einwande schwerlich erhebliche Bedeutung zu- 
kommen. Dieses Einkommen dürfte sich bis 
zum Kriegsausbruch noch erhöht haben. An- 


dererseits enthält es ausser der Entlohnung er 
eigenen Arbeitskraft auch Zinsvergütung, Ri 
Man wird also 


Pr 7) 


- bis zu 4000 M. ®). 


. höher. 


em _ wurden nicht ganz einheitlich bezahlt. 


handel. 


bekannt gewordenen Gehälter der Filialleiter 
dieses Geschäftszweiges vor Kriegsausbruch be- 
stätigt. Diese, welche als leitende Angestellte 


wohl für diese Zweoke des Vergleichs heran- 


zuziehen sind, erhielten, soweit männliche Filial- 
leiter beschäftigt wurden, etwa 2000 M., insoweit 
sie verheiratet waren, und die unverheirateten 
erhielten ungafähr 1800 M. Die hier ebenfalls 


"zum Vergleich heranzuziehenden Filialleiter der 


Konsumvereine erhielten laut Tarif des Zentral- 
verbandes Deutscher Handlungsgehilfen, sobald 
sie über 25 Jahre alt sind, ein Gehalt von etwa 
2500 M. In dieser Höhe wird man also in 
mittleren und kleineren Kolonialwarengeschäften 
den Unternehmeriohn zu suchen haben, während 
bei grösseren Unternehmungen die Sätze natur- 
gemäss bedeutend höher zu fassen sind. So 
erhielten z. B. in manchen Massenfilialbetrieben 
Ger Kolonialwarenbranche die Revisoren, welche 


etwa 20 Geschäfte zu beaufsichtigen hatten, 


nach einer gewissen Dienstdauer etwa 3000 M., 
und die Oberrevisoren, die wieder darüber hin- 
aus zu beaufsichtigen hatten, gelangten auf 4 
bis 5000 M. Die Leiter der Nahrungsmittel- 
abteilungen grosser Warenhäuser kamen im 
schnellen Steigen ihrer Gehälter vor dem Kriege 
schon sehr weit darüber hinaus. Man wird als 
durchschnittlichen Satz für mittlere Waren- 
häuser in der Provinz etwa 6 bis 8000 M. für 
den einzelnen Leiter des Rayons annehmen 
können. In Berlin waren die Gehälter, so weit 
bekannt geworden, noch sekr wesentlich höher, 
die Umsätze allerdings auch weit über demjenigen, 
was man sonst in Deutschiand normalerweise 
erreichte. Grossmann, Die Selbstkosten- 
bereehnung des Lebensmittelhandels, Hannover 
1918, rechnet bei grösseren Kleinhandels- 


‚ geschäften mit Umsätzen von 100000 bis 


150000 M. mit Unternehmerlöhnen von 3000 
bis 3500 M. im Kriege. Büttner, Die Preis- 
gestaltung im Lebensmittel-Gross- und Klein- 
handel, Goalsenkirchen 1918, rechnet für den 
Kleinhandel auch nur Unternehmerlöhne von 
jährlich 1200 bis 2100 M.; für Kriegswirt- 
schaftsverhältnisse ist das für städtischa Ver- 
hältnisse entschieden wesentlich zu niedrig. 

Im Handel mit Tabakwaren konnten 
als normale Entlohnungen von Filialleitern der 
grossen Betriebe vor Kriegsausbruch etwa 


‚ folgende Zahlen gelten: 


Für verheiratete Filialleiter etwa 2800 bis 
3000 M., unter besonders günstigen Umständen 
Im Schuhwarenhandel zahlte 
man den Filialleitern (gewöhnlich einem gemein- 
sam angestellten Ehepaar) etwa 5 bis 7000 M. 
(festes Gehalt und besondere Verkaufsprämien 
für nicht gangbare Waren) °). Ganz besonders 
gute Arbeitskräfte kamen hier auch bereits 


Die Rayonchefs der arenlhuber 
Man 


% Zu vergl. Hirsch, Die Fılialbetriebe im Detail- 
Bonn 1913, S. 144. 
5) Zu vergl. Hirsch, a. a. O., S. 175 und 182. 
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konnte für erfolgreiche Rayonchefs von Kon- 
fektionsabteilungen im Frieden bereits in der 
Provinz mit 10 bis 12000 M. Einkommen jähr- 
lich rechnen. Andere Abteilungen, die für das 
Gedeihen des Gesamtgeschäfts nicht so wesent- 
lich waren, brachten ihren Leitern weniger hohe 
Einkünfte. 

Der Verein der Spezereiwarenhändler in 
München hat im Jahre 1917 in einer Eingaba 
an das Kriegsernährungsamt eine stundenweise 
Berechnung der Arbeitskräfte des Geschäfts- 


inhabers durchzuführen versucht und hierbei 


den sehr niedrigen Satz von 30 Pfg. für die 
Arbeitsstunde eingesetzt. 

Im Grosshandel liegen ähnliche Er- 
hebungen und Erfahrungen nicht vor. Immer- 
hin wird man als Untergrenze des Angemessenen 
hier z. B. die Gewinne der Agenten bezeichnen 
können. Diese betragen für die Berliner Zi- 
garrenagenten unter Zugrundelegung des durch- 
schnittlichen Satzes von 4 pCt. nach der Auf-. 
stellung von Behm etwa 8000 M.°) Man 
wird nicht fehlgehen, wenn man erklärt, dass 
der Unternehmerlohn des Grosshandels absolut 
genommen durchweg bedeutend höher war als 
derjenige des Kleinhandels. Jedoch kommt es 
hier ganz auf die Geschäftsgrösse an. 

Im Handwerk liegen insbesondere Be- 
rechnungen aus dem Fleischereigewerbevor. 
Hier wird für die Arbeitskraft des Meisters und 
seiner Ehefrau mit etwa 3200 M. gerechnet ‘). 
Im Bäckergewerbe wird von Goldschmidt, 
Bäckereigewerbe und Konsumvereine, bei einem 
schlecht geleiteten Betrieb mit 9 M. Reingewinn 
für den Arbeitstag, bei einem gut geleiteten 
mit 8,05 M. für den Arbeitstag gerechnet. 
Daraus ergeben sich etwa wiederum 2400 bis 
8000 M. Unternehmerlohn und Reingewinn, wo- 
bei ganz überwiegend wohl mit Unternehmer- 
lohn zu rechnen ist. — Im Schyuhmacher- 
gewerbe wird von Rehe, „Die deutsche Schuh- 
grossindustrie‘‘, ein Zuschlag von 15 pCt. auf 
den Materialwert für Generalunkosten und Rein- 
gewinn gerechnet. Eine ähnliche Rechnung 
macht Behr, ‚Die volkswirtschaftliche Be- 
deutung der technischen Entwicklung in der 
Schuhindustrie‘“‘, Leipzig 1909, 8. 56. Der 
gleiche Satz ist in die Richtsätze für Schuh- 
ausbesserungen übergegangen, jedoch als reiner 
Unternehmergewinn; es ist dabei ausdrücklich 
festgelegt, dassSchuhmacher, welchekeinsArbeiter 
beschäftigen, nur die Löhne einer relativ nie- 
drigen Lohnklasse für ihro eigene Arbeit be- 
rechnen dürfen. Der Reingewinn steht ihnen 
daneben zu (zu vergl. Mitteilungen für Preis- 
prüfungsstellen, Jahrg. 1918, S. 44—46). 

Bei Fabrikbetrieben, zumal insoweit sie 
in der Form von Aktiengesellschaften betrieben 
werden, liegen meistens gewisse Normen vor. 
Die Direktorgehälter, die hier den Unternehmer- 


lohn darstellen, steigen durchweg mit der wirt- 
6) Zu vergl. Behm, Der Handelsagent, 4. Aufl., 

1913, S. 194. 

7) Zu vergl. Richter, Buchführung und Kalkulation 

für aa Fleichereigewerbe, Dresden (1916 erschienen). 
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schaftlichen Gesamtbedeutung des Unternehmens. 


Leitner, ,‚‚,Die Selbstkostenbereehnung in- 
dustrieller Betriebe‘‘, 5. Auflage, Frankfurt a.M. 
1918,rechnetz.B.beimGründungsplaneiner Sand- 
steinfabrik, deren Kapitalbedarf auf 430 000 M. 
angenommen wird, mit Direktorengehältern von 
je 10000 M. für den kaufmännischen und den 
technischen Direktor (S. 339). 

Man wird als Regel annehmen können, dass 
die kaufmännischen Leiter im Frieden nicht 
unerheblich besser bezahlt waren als die 
technischen Geschäftsleiter; ferner, dass über 
einen Satz von 10000 M. hinaus damals nur 
besondere Qualitätsleistungen gelangten. 


(Aus den „Mitteilungen für Preisprüfungsstellen“, 
Ay, Jahrgang, Nr. 9 


Bücherschau. 


Wilh. A. Dyes, Wärme-Kraft-Licht. Carl 
Heymann, Berlin 1918. 81 S. 3.60 M. — Die 
mitgeteilten Tatsachen, Beurteilungen, Probleme 
und Anregungen aus dem Gebiet der Erzeugung 
und Verwendung von Wärme, Kraft und Licht 
sind für Techniker, Chemiker und Volkswirte 
von hohem Wert. Sie lassen erkennen, wie 
verschwenderisch wir bisher mit unseren 
Brennstoffen umgegangen sind; beträgt doch 
z. B. der Verlust bei der Ausnutzung des 
Hausbrandss aller Wahrscheinlichkeit nach im 
Durchschnitt 95 pCt., und fordern gebieterisch 
die schnelle Durchführung von Reformen. 
Hoffentlich wird durch die Sozialisierung des 
Bergbaus auch eine Rationalisierung der Aus- 
wertung der Kohle ermöglicht. Die Gründung 


eines bayerischen Brennstoff-Wirtschaftsamtes 


bedeutet hier den ersten Schritt. E. L. 


Else Meissner, Der Wille zum Typus. Eugen 
Diederichs, Jena 1918. 85 S. — Einen Weg 
zum Fortschritt deutscher Kultur und Wirt- 
schaft erblickt die Verfasserin mit Recht darin, 
dass die Geschmackshöhe des ganzen Volkes ge- 
steigert werde, indem auch in der breitesten 
Massenfabrikation ein zielbewusstes Durch- 
denken aller Arbeit auf die beste typische 
Leistung einsetzt. 


Georg Müller, Die reisenden Kaufleute und 
Walter Rathenaus „neue Wirtschaft“. Ernst 
Graubner, Leipzig 1918. 17S. 75 Pf. — Der 
Verfasser, Direktor des Verbandes reisender 
Kaufleute Deutschlands, nimmt gegen Walter 
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Rathenaus Ansichten über das kaufmännische 


Reisen Stellung und sucht den Nachweis zu 
erbringen, dass der reisende Kaufmann auch 
in Zukunft, wenn auch erst nach einer gewissen 
Uebergangszeit, wie bisher für die gedeihliche 
Entwickelung des deutschen Handels und der 
deutschen Wirtschaft notwendig sein wird. 


Arthur Klasner, Die Leipziger Mustermessen 
als Maschinenmarkt. Allgemeine Verlagsgesell- 
schaft München. 1 M. — Die vorliegende Schrift 
des Direktors der Technischen Messe G.m.b.H. 
soll weiteren Kreisen der technischen Industrie- 
zweige die Bedeutung der Leipziger Messe vor 


Verantwortlicher Schriftleiter: 


Dr. Hermann Deite- 


. österreichischen Standpunkt geschriebene Schrift 


den Versicherungsanstalten 


. Bestrebungen, die ärztliche Untersuchung bei In i 
. mittleren Summen fallen zu lassen, eine gewisse 


Augen führen. ‚Velander gliedert seine Aus 
fübrungen in die folgenden Hauptabschnitte: 
I. Entwicklung und Bedeutung der Lipzigerr 
Messen; II. Richtlinien für die Umschaltung dr 
Industrie vom Krieg zum Frieden; III. Richt- 

linien für die Wiederaufnahme des Exports; 
IV. Ausstellung oder Maschinenmarkt; V. Aus- ° 
stellerangelegenheiten; VI. Die Maklestelle; 
VI. Die Organe der „Technischen Messe“. 


Gustav Stolpes, Donaukonföderation oder 
Grossdeutschland? Hans Robert Engelmann, 
Berlin 1919. 55 S. 2 M. — Die vom dautsch- 


sucht die Einwände, die in Deutsch-Oesterreich 

gegen den grossdeutschen Gedanken erhoben 
werden, zu entkräften und dürfte wsentich 
zur Klärung der zur Entscheidung stehenden 
Frage beitragen. al 


Ludwig Buck, Zur Frage der Aufwands- 
hesteuerung (Luxussteuer). Finanz- und 
VolkswirtschaftlioheZeitfragen. 46.Hefi. 
Ferdinand Enke, Stuttgart 1917. 528. 1,80M. 
— Der Verfasser hat den Versuch unternommen, ln: 
die Frage der Aufwandsbesteuerung ch hrer 
wirtschaftlichen, finanziellen und tuertech- 
nischen Seite hin zu prüfen, wobei ee zudm 
Ergebnis kommt, dass eine solche Steuer durch- 
führbar ist. Freilich darf sich die Steuer m 
Interesse der Allgemeinheit wieder Ergiebigkeit, 
nicht aufeinzelneLuxusgegenständebeschränken, Kae 
muss vielmehr den Aufwand auch der breiten 
Massen der Bevölkerung erfassen. DDoderWeg 
der direkten Besteuerung unzweckmässig derer 
undurchführbar ist, empfiehlt sich derrWeg 
der indirekten Besteuerung, wobei ses dm 
Steuerzahler überlassen bleiben muss, deSeuerr 
auf den endgültig Verpflichteten (Konsumenten) 
abzuwälzen. Auch die Küustlerschaft darf sich 
der Steuer nicht entziehen. Verfasser denkt 
sich die Aufwandssteuer als eine nach Waren- 
gattungen und Preislagen verschieden hoch ge, un 
staffelte Warenumsatzsteuer, gegebenenfalls n 
Verbindung mit einer Banderolensteuer für den 
Inlandskonsum, wozu dann noch ein entsprechen- 


der Einfuhrzoll für ausländische Luxuswaren I 


käme. Von besonderer Bedeutung erscheint auch 
das, was Verfasser aus einer langjährigen Steuer- 
praxis über die Unzulänglichkeit der dirktien 
Steuern ausführt, deren Lücken nur einebreit 
angelegte Aufwandssteuer auszufüllen vermag. 


Oesterreichische Statistik. Ergebnisse 
der Volkszählung vom 31. Dezember 1910. ° 
in Oesterreich. 1. Band, Heft 4& Karl 
Gerolds Sohn, Wien 1917. 51 S. —Enbe- 
merkenswertes Ergebnis der vorliegenden Be 
rechnung von Sterbetafeln besteht darin, das 
sie fast dieselben Werte ergeben, wie die von 
aus ihren E- 
Dies kann sehr 
da die neueren 


fahrungen berechneten Tafeln. 
nützlich verwertet, werden, 


Stütze durch die Ergebnisse der Statistik er- 
halten haben. 


Berlin W 30, Goltzstrasse 23, 


en 
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Deutsche Lebensversicherungs-Bank Aktien besellschait in Berlin. 


Bilanz vom 31. Dezember 1918. 


Aktiva. M. 4 Passiva. AM 4 
Verpflichtungen der Aktionäre......| 2250 0001— || Aktien-Kapital..............22.... 3 000 0001 — 
Bronanesita. SR EEE e:. 1 520 0001 — Teserretonäniß 37 V.A.G,8262H.G.B.)| 300 000|— 
Hypotheken und Kommunaldarlehn.. .155 896 225145 || Prämienreserven .......ueseeeeen.. 53 573 724106 
Wertpapiere once eeseseeccueun 4 684 036/50 ||| Prämienüberträge ................. 2 406 805101 
Vorauszahlungen und Darlehen auf , Reserven f. schweb. Versicherungsfälle| 751177173 

Versicherungsscheine ...........- 2580 270/40 ||| Gewinnreserven der mit Gewinnanteil 
Guthaben bei Bankhäusern u. anderen Versicherten . 4... :- u... 267113970 
Versicherungsunternehmungen ....| 1 690838|67 || Sonstige Reserven(Kriegsversicherung, 
‚ Gestundete Prämien ............... 1 248 106/73 Beamtenfonds, nicht abgebobene Ge- 
Rückständige Zinsen und Mieten . 568 584101: winnanteile, Reserve, Sicherheits: 
Ausstände bei Generalagenten bezw. fonds, Hypothekenreserve) ....... 1172 846/98 
IE N RR RR 988 697/21 ||| Guthaben anderer Ver:icherungsunter- 
Barer Kassenbestand .............. 110 627/04 Hehmunpen „u dsun dere senn ee 354 157155 
Inventar und Drucksachen ......... 58 000|— ||| Barkautionen ....o.2. 20222222000. 2 700 — 
Sonstige Aktiva .. .......:...00..: 363 306193 || Sonstige Passiva ....cececcernereo. 6 807 311/26 
Zu Gewinn....... ET ET, 918 830165 
«1 968 692194 71 yoo 692194 
Bilanz am 31. Dezember 1918. "4 Boden-fktiengesellschaft 
Aktiva. M. 4 Passiva. M 4 in. 
Grundstücks- und Aktienkapital-Konto| 2.000 000|— Berlin-Nord. 
Gebäude-Konten ..| 8372 604 36|141/,%/, Obligat.-Anl| 777 000/— | Bilanz-Konto am 31. Dez. 1918. 
Inventar-Konto .... 1)—|||Hypothek.-Konto ...| 5 969 000|— | — 
'Kautions-Konto .... 193/—|l|Ord. Reservefonds..| 185 6281 — Aktiva. M | 4 
Elektr. Zentral- Erneuerungsfonds .. 50 437135 | Grundstücke........| 8579 877115 
Stationen ........| 150 912/—|||Obligat. - Agio - Res.- Hypotheken-Forder. | 5 255 128/49 
Elektr. Zähler-Kto.. 1817/10||| Fonds-Konto...... 8310| — | Schuldforderungen ..| 1 573 095 44 
Material-Konto .... 28 701|60||| Talonsteuer-Reserve 8355| — | Verfügbare Mittel..| 161 397131 
Hypoth.-Tilg.-Kto. .| 179860/74|||Nicht vorg. gekünd. Avale.M. 420 .000.— 
Debitoren ......... 81 156105||| Obligationen ...... 4635| — | Inventar .......... 1— 
Bankierguthaben .. 305 163|— Nicht vorg. Obligat.- Gewinn-u.Verlust-K.| 198 488/52 
Wechselbestand .... 2471155 Zinsscheine....... 13 083/75 15 767 98791 
Kassa-Konto....... 4 15441 ||| Nicht vorgel.Gewinn- 
Versich.-Präm.-Kto.. 653|64||| anteilscheine...... 460 — , Passiva. MM 14 
Kreditoren ........ 85 955193 | Aktienkapital ...... 8 500 000, — 
| Vorausbez. Mieten .| 24823|42 | Hypothekenschulden| 4 055 875|— 
9197 688145 EDTHTTÄrT Gläubiger ......... 1 770 767154 


F; 


Handelsstätte „Belleallianece“, 
- Actiengesellschaft zu Berlin. 


Die in der heutigen Generalversammlung auf 6 °/, festgesetzte 
Dividende gelangt von heute ab in Berlin bei der Gesell- 


schaftskasse, Französische 


Breslau bei der Bank für 


Bank zur Auszahlung. 


Berlin, Dresden, den 27. Juni 1919. 


Dr. Krüger. 


4 O/„Igen Hypothekenpfandhriefe werden bereits jetzt in Gotha und 
Berlin bei unseren Kassen, ferner in Berlin bei der Dresdner Bank, 
der Berliner Hahdels - Gesellschaft , 


Direction der Disconto-Gesellschaft 


. eingelöst. 


Gotha, den 26. Juni 1919. 


. Deutsche Grundcredit-Bank. 


Besondere Rücklage] 1 441 34537 
Avale.M. 420 000.— 


15 767 987191 


Gewinn- und Verlust-Konto 
per 31. Dezember 1918. 


Strasse 33e, bei dem Bankhause 


Gebr. Arnhold, Berliner Büro, Französische Str, 33e, bei soll. M 4 
. der Bank für Handel und Industrie, bei der Commerz- | Geschäfts-Unkosten.| 158 130158 
und Disconto-Bank, bei der Nationalbank für Deutsch- | Grundsteuern u. Un- 
7 land, bei dem Bankhause Hardy & Co., G. m. b. H., in kosten a. unbebaute 
Handel und Industrie, in| Grundstücke...... 42 518118 
Dresden bei der Geselischaftskasse, Waisenhansstrasse 20, | Zinsen u. Provisionen 317 492!09 
bei dem Bankhause Gebr. Arnhold, in Leipzig bei dem Bank- Hypotheken-Zinsen .| 189 898165 
hause H. ©. Plaut, in München bei der Bank für Handel Hausverwaltungs- u 
und Industrie, in Wien bei der Anglo-Oesterreichischen | Nijessbrauchzusch. . 59 538138 
Die Ausgabe der neuen Gewinnanteilscheinbogen meet —— - 
zu unseren Aktien erfolgt gegen Einreichung des Erneuerungsscheines 
gleichfalls bei den obengenannten Zahlstellen. Haben. MA  |4 
Pachten und Mieten 5 275149 
Bank für Brau-Industrie. N 
r geschr. Hypothek. 
' Graetz. Thieben. g a 101 839/31 
N ne no K4uzahl.: auf Stamm- 
Yin aktien abzüglich 
Deutsche Grunderedit-Bank Gotha. | ati eis | „el, 
Die am 1. Juli 1919 fälligen Zinsscheine unserer 31/, und | Verlust ........... 198 488152 
787 418|05 


Berlin, den 5. Juni 1919. 
... Der Vorstand. 
Hahn. Horwitz. 
Der Aufsichtsrat. 
Dr. Rosin. 


der Deutschen Bank, der 
und Herren Georg Fromberg &Co. 


a EEE 
o a 


Duxer Porzellan-Manufactur, 


Aktiengesellschaft vorm. Ed. Eichler, 
Bilanz, per 31. Dezember 1918. 


Aktiva. AM 4 
Grundstücks-Konto .| 120 000177 
Fabrik- u. Wohngeb.- 

Kontor: 2a, ya zu 654 655128 
Maschinen-Konto...| . 61 74609 
Utensilien-Konto... 4 7561059 
Modelle- u. Formen- 

Kanto „u... s: 21 569120 
Pferde- u. Wagen-Kt. _ 
Rohmaterialien - Kto. 41 676/36 
Waren-Konto ...... 74 096138 
Konto-Korr.-Konto .| 303 039/82 
Kassa-Konto..... Kr 9 092113 
Versicherungs-Konto 903/80 
Wechsel-Konto .... 27086115 
Gew.- u.Verlust-Kto.| 419567 26 

1 — 81083 
Passiva. u, 


Aktienkapital- Konto| 1 500 0001— 

Hypotheken-Konto .| 116 858/53 
Talonsteuer-Res.-Kt. 15 0001 — 
Konto-Korr.-Konto . 81 952/30 


1713 810183 
Der Vorstand. 


Walter Pumplün. E. Koväcs. 
Bilanz per 31. Dezember 1918. 
Aktiva. M | 4 
Grundstücks-Konto .| 2 868 70908 
Strassenregulier.-Kt| 874 944/15 
Effekten- u. Beteili- 
gungen-Konto .. 119 564/30 
| Aktiv-Hypoth.-Kto..| 132476120 
Inventar-Konto .... 1— 
Debitoren ......... 89 683182 
Kassa-Konto ...... 1 770/87 
Kautions-Konto.... 75 — 
Aval-Debit. 18610.— 
Verlust ....... FREE 24 960/68 
4 112 18510 
Passiva. MM | 4 
Vorzugsakt.-Kapital- 
Konto sn 2 306 0001— 
' Stammakt. - Kapital- 

Kontol.n er 694 0001 — 
Hypoth.-Schulden-K.| 593 000|—- 
Kreditoren ........ 292 247/45 
Strassenregulier.- 

Reserve-Konto ...|ı 136.937165 
Effekt.- u. Beteilig.- 

Reserve-Konto ... 90 000 — 


Aval-Kred, 18610.— En 
4112 185|10 


Teltower-Boden-Aktiengesellschaft. 
Müller. Schneider. 


Biffenichaft und Bildung 
Stoffiwechielund Diät 


bon Gefunden und Kranten 
Bon 
Seh. Med.-Rat Prof, Dr. €. Y. Ewald 


128 Geiten mit zahlr. Abb. 
Gebunden M. 1.50 


Verlag von Duelle & Mener, Leipzig 


Bilanz am 31. Dezember 1918. 


Aktiva. AM Pr Passiva. M. 
Grundst.- u. Gebäude] 3 360 570| — || Aktien- Kapital-Kto | 2 000 000, — 
Pferde-Konto ...... 79 000|—|| Reservefonds - Konto| 200 000 — 
Rollwagen,Pläne,@e- Spezial-Reserve f. d. 

schirre u. Stallutens. 1l—|]| Umstellung in die 
Patent-Möbelwagen. 11—|}| Friedensverh. ..... 50 000) — 
Güterschuppen-Kto.. 1/— | Talonsteuer-Reserve- 
Inventarien-Konto .. 11—|| Konto ........... 25001— 
Formular-Konto .... 11— ||Hypotheken-Konto .| 1 759 1001 — 
Kautions-Konto ....| 383232251 Konto-Korrent-Kto..]| 812586134 
Kto.f. Beteiligungen] 114 170/—l|Aval-Konto........] 380830 — 
Hypoth.-Amortis.-K | - 203 485|97/|| Dividenden-Konto .. 6001 — 
Hypotheken-Konto . 45 000|— ||| Gewinn M.719029.48 
Effekten-Konto ....| 625 943|75||/.Abschr..287 006.56] 432022192 
Konto-Korrent-Kto..| 759 211/09 ERERERRETERN DENN 
Wechsel-Konto..... 2 907/95 
Kassa-Konto ....... 18 300/27 
Lager-Konto....... 12 197166 
Futter-Konto ...... 30 030.92 
Versicherungs-Konto 8 584140 RR 

5 637 639|26 3 637 63926 


Die auf 12), festgesetzte Dividende gelangt sofort gegen 
Dividendenschein Nr. 33 bei dem Bankhause Georg Fromberg 
: & Co., Berlin, Jägerstr. 9, sowie an unserer Gesellschafts. 
kasse, Kaiserstr. 41, zur Auszahlung. 

Berlin, den 21. Juni 1919, 


Berliner Speditions- und Lagerhaus - Aktien-Gesellschaft 
(vormals Bartz & Co.) 


Der Vorstand. 


Aktiengesellschatt Mix & Genost 


Telephon- und Telegraphen-Werke Berlin-Schöneberg. 


Abschluss am 31. Dezember 1918. 


Vermögen. | M || Verbindlichkeiten. M. | 4 
Grundstück Schöne- Aktienkapital ......| 6 300 000, — 
berg, Geneststr....| 621 312]— ||Gesetzl.Reservefonds] 710 725102 
Grundstück Schöne- Spezialreserve ..... 800 0001 — 
berg, Reichartstr...| 124 373/32/[|Teilschuldverschreib.} 2 450 000 — 
Gebäude Schöneberg] 1 750 000/— ||| Hypotheken ....... 75 000 — 
Grundstück und Ge- Teilschuldverschrb.- 
bäude&elsenkirchen 65 000/— || Zinsen, fäll.2.Jan.19 52 132/50 
Maschinen ........ 14 009] — |||Teilschuldverschrb.- 
Utensilien........ 223611— ||| Rückzahl., unerhob. 16 320 — 
Mobilien ...... NEWS 11—l|Kreditoren ........ 5 971 310165 
Werkzeug ......... 19 7560/— || Talonsteuer-Rückst. 55 5001 — 
Schutzansprüche ... 1l— |Unterstützungsfonds | 444 837/61 
Beteiligungen ..... 981 250/— | Dividenden, unerhob,. 5505| — 
Wertpapiere (meist Bürgschaftsgeber 
Kriegsanleiben) ...| 1090 382/51 M. 1136 923,36 
Bestand in Rohmat Reingewinn ....... 60 765176 
u. Fabrikaten aan 6 989 749130 
Debitoren ......... 5112970114 
Kasse u. Poischeck 
guthaben......... 150 29752 
Wechsel ..... bare 639) 75 
Bürgschaftsnehmer | 
M. 1136 923,36 u er 
16 942 096154] 16 942 096/54 


Berlin-Schöneberg, den 30. Juni 1919. 
Der Vorstand. 


Nachweislich mühelos 


50-100M. Tagesuerdienst 


kann jedermann, auch Damen, durch Weiterverkauf unseres sehr 
begehrten Haushaltkonsumartikels verdienen und sich dadurch 
sorgenlose, unabhängige Dauerexistenz gründen. Anfragen 
sind für Muster und Porto 50 Pfg. in Briefmarken beizufügen. 


Postfach 135, Beuthen 0.-8. 
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Fersen IR rer nn. 05 


Derlap von Quelle & Meyer e Zeipsig 


Die Pflege 
‚der männlichen Jugend 


vor und nad) dem Ariege 


Don 


Unitäts-Direktor 5. Sauer 
öirka 120 Seiten +++++s+s+,,0°+ Gebunden M. 2.80 


Das Problem der Jugendpflege, Insbefondere un 
ferer männlihen Jugend, ift während des Krieges 
ein brennendes geworden und heifht gebieterifh, 
eine Löfung, denn auf ihre ruht ja in gewiffen 
Sinne die Zukunft unferes Volkes. Die vorliegende 
auf freier praktifher Erfahrung berubende Arbeit 
will die geundlegenden Fragen herausarbeiten. Sie 
legt die Lage und das Bedürfnis der Jugend une 
feree Zeit Elar, feine Hoffnungen und Sorgen; und 
zeigt, wieviel Unfiherheit in unferen Erziehungs: 
zielen vorhanden ift, ihre nachteiligen Wirkungen. ' 


WEEBSENEENESEUEUWH SEWEWSISTTEIVIEVI TER DEHBHLHAGE, Ew I 


Wu uUuu SUHUNWUEWERUBL vu R 


Berlag von Duelle & Meyer in geile | 


De 0 u 
Auslefe e der Tüchtigen 


Schulinfpeftor Dr. RW. Hartnade \ | 
Zweite Auflage ur 
Geheftet M. 1.— 


Sn diejer zeitgemäßen Schrift will der Verfaffer einen Beitrag 
geben zur Löfung der wichtigiten Fragen, vordie die Weiterentwid- 
fung unferes Staates im Innern geftellt fein wird, wenn das große 
Ziel des Sieges erreicht ift. Er vertritt den Standpuntt, Daß unfer 
Srziehungswefen mehr. fozial gerichtet werden muß. Er madt 
Dorfchläge, wie das gejhehen foll und ftellt die Grenzen ei die 
hierfür ausgefekt find. 


3 
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Yerlag von Quelle & Meyer in Leipzig. 


Erziehung zum Otaateblirger Serbia. kuss 


1245. Geh. M.1.20 


„Teob der reihen Hülle feines Inhalts ift Bl ve is A Buffe und vermag 
fiherlich in den jugendlihen re  TEBg RE u erweden vor dem 
madtvollen Gebilde des Deutfhen eiches, ’g tter ehe Höheren Schulwefen, 
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VICTORIA ZU BERLIN 


Allgemeine Versicherungs-Actien-Gesellschaft. 


Vermögens- Ausweis Ende Dezember 1918. 


Vermögen, | M. >” | Verbindlichkeiten, M | B 


Bars Kassel m. iieeneaner se 1 697 675/10 ||| Aktien-Kapital ................. 6 000 000,— 
Wertpapiere... on 185 656 959/97 || Reservefonds u. Gewinnreserve ..| 1.200 000ı— 
Hypotheken Cru neun es, 902 178 252130 ||| Prämien-Reserven und Ueberträge, 
Grundbesitz der Gesellschaft .... 14 428 676154 Schaden-Reserven ............ 1.060 684 824108 
Darlehen an Versicherte ........ 128 793 200143 || Gewinn-Reserven .....22........ 172 922 264156 
Guthaben: Sonstige Reserven.......... En 49 505 960/90 
bei Banken u. Vers.-Gesellsch.. 23 065 451118 || Guthab. v. Vers.-Ges. u. Banken 2 153 659120 
an rückständigen Prämien..... 49 214 045/60 |l| Barkautionen und Spargelder .... 808 997171 
an Teilprämien fällig 1919..... 14 133 381/— ||| Unterstützungs-Fonds für Ange- 
an Zinsen und Mieten........ 18 755 551/83 stellte und Hinterbliebene..... 9489 521126 
Sonstiges cn .a ee Bass e 2 430 391197 || Ueberschuss d. Gesamtgeschäfts..| 37 588 348/26 
1 340 353 585192 || ö 1 340 353 685192 


Es werden für das Rechnungsjahr 1918 an Dividenden für die mit Gewinn-Anteil Versicherten 
verteilt im ganzen M. 36 286 969,64 und zwar: 

a) 21/,°/, der vom Versicherungs-Beginn an gezahlten Gesamt-Prämien (nicht nur der 
einzelnen Jahres-Prämie) der Lebens-Versicherungs-Abteilung, 

b) 10°/, der Jahres-Prämie in der Abteilung der Versicherungen auf den Erlebens- 
fall mit Gewinn-Beteiligung (Tarif LI), 

c) 20°), der Jahres-Prämie in der Wolks-Versicherungs-Abteilung, 

d) 320/, der Jahres-Prämie in der Unfall-Versicherungs-Abteilung. 
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Bücher zur sexuellen Aufklärung | | 
0 Die Hygiene 
| des männlichen Oefchlechtstebens 


Bon Seh. Medizinalrat Dr.E. Pofner. 4.verbefferte Aufl. 1216. Geb.M.1.50 


„Der DBerfafler geht in [ehr gefhidter Weife den rihtigen Mittelweg zwifhen ‚zu gelehrt‘ 
und ‚zu populär. Die Ausführungen find Flar und präzis, fo daß der Arzt den Meinen Band 

ebildeten Laien warm empfehlen und aud felbft Rat daraus fchöpfen fann, wie er mit 
ins Patienten diefe heiflen Fragen befprechen fol.“ Deutiche medizin. Wohenfärift 


Sefundheitspflege des Weibes 


Bon Prof.Dr.P. Strapmann. 3.u.4. durdgef. Aufl. 1876. Geb. M. 1.50 


„Derfaffer hat es verftanden .... in fehr gefhidter Weife die Ergebniffe wiffenfhaftlider 
Soriihung und die Refultate ernfter ärztlicher Arbeit dem PVerftändnig des Laien näherzu- 
dringen. — In fieben Abfnitten wird der Bau und die Entwidlung des weiblihen Körpers, 
die Fortpflanzung, Schwangerfchaft, Geburt und Wochenbett behandelt, und zum Schluß werden 
no bie widhtigften Srauenfranfheiten befprodyen.“ er Der Frauenarzt 


©erualetbif 


Bon Geh.RonfiftorialratD.Dr.©.v.Rohden. 1866. Sch. M.4.20. Geb. M.5.- 


„Mit diefem Werke wird ung eine vom feinften menfhlihen Berftändnis, wie von 
gründliher Wiffenfchaftlichfeit geleitete Arbeit über den Entwidlungsgang der Beziehungen 
zwifchen den Sefthlechtern und die Pflichten, die den gefitteten Menfihen der Gegenwart daraus 
erwacen, geboten. Das Bud) verdient feiner Tiefe und Bedeutung wegen befondere Ser- 
borhebung und fann nit warm genug empfohlen werden.“ Berliner Morgen-Zeitung 
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Nitritfabrik Aktiengesellschaftt 
Cprickk 

Bilauz vom 31. März 19199, 

0. Aktiva, I a 

Grundstücke ....... 

Gebäude .......... 


Maschiren und Appa- 
rate a des 


RE 


92 70470 


Beteiligungen. ..... 
Vorräte an Waren, 
Kohlen u. Material. 

Aval-Kautionen 
M. 10.000,— 


Passiva. 
Aktienkapital...... 
Reservefonds I .... 
& Hast 
Nicht eingel. Divid. 
Kreditoren ........ 
Reingewinn ...... PR: 
Aval-Akzepte N, 
M. 10000,—1 R 


Debet. 
Abschreibungen .... 
General-Unkosten .. 
Reingewinn .......1 


‚Kredit. i 
Gewinn-Vortrag....i 
Waren-Konto......- 


pro 1918/19 gelangt von heute ab 
mit 12% — M. 120.— pro Aktie 
bei unserer Kasse in Cöpe: 

nick, sowie bei den Bankhäusern 
Georg Fromberg & Co. und 
A. E.Wassermann in Berlin 


zur Auszahlung. Ta 
Cöpenick, den 2. Juli 1 
Der Vorstandı Dr. Hamels 


Mege 
in Leipzig 2 N: 


Berlag von Quelle& 


in der Gegentva 


se} bon ar = 

Prof. Dr. U. Bierfandt 
162 ©. Gebunden M. 1. 
Diesüberaus feffelnde Büchlein ftelli 
fi in den Dienit der neuen bürgere 
lihen Gefinnung. Es ift eine fo3io: 
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Die Wirkung der Geldentwertung 


| auf Staatswirtschaft und Eisenbahn- 


wirtschaft. 
Von Regierungsrat Quaatz, Cöln. 

Das Sinken des Geldwertes führt in einem 
aufGeldwirtschaft aufgebauten Wirtschaftssystem 
zu grundlegender Umwälzung. Man kann die 
Wirkung im allgemeinen in folgenden Satz 
fassen: Die Geldentwertung kürzt den 


auf Rechtstiteln beruhenden Besitz an 


Geld oder Rente, sie steigert den Wert 
jedes produktiven Besitzes. 


Unser Wirtschaftssystem ist — von der 
rechtlichen Seite aus gasehen — fast völlig auf 
zweiseitigeen Schuldverhältnissen aufgebaut, 


dergestalt, dass jede Einzelwirtschaft nach der 
einen Seite hin als Geldschuldner, nach der 
anderen als Geldgläubiger auftritt. Ist die 
Geldsohuld langfristig und fällt ihre Begründung 
in den Anfang der sinkenden Preiskurve oder 
so bleibt sie in ihrem Nennbetrag 
zahlenmässig gleich; die wirtschaftliche Last 


‚aber, die sich in diesem Nennbetrage ausdrückt, 


sinkt tatsächlich. Es wird das sofort klar, 
wenn man sich die Bedeutuug des Hypotheken- 


zinses in einer Einzelwirtschaft an einem Beispiel 
 vergegenwärtigt. “ 


Er wirtschaft im Jahre 1913 möge folgende Zahlen 


Die Wirtschaftsrechnung dieser Einzel- 


gezeigt haben: 


1913 
Einnahme: Ausgabe: 
K: Gewerbebetrieb . 12000 Unkosten. 6.000 
Y? Hypothekenzins 4000 
Gewinn . 2.000 
Sa. 12 000 Sa. 12000 


| 
| 
| 


Für das Jahr 1918 wird die Preissteigerung 
in Einnahme und Ausgabe mit 100 pCt. ange- 
nommen. Das Ergebnis für das Jahr 1918 stellt 
sich wie folgt: 


1918 
Einnahme: Ausgabe: 
Aus Gewerbebetrieb . 24000 Unkosten . . 12.000 
Hypothekenzins 4000 
Gewinn . 8.000 
Sa. 24.000 Sa. 24.000 


Lediglich infolge der Preissteigerung, also 
des Sinkens des Geldwertes, ist der Geldumsatz 
auf das Doppelte gestiegen. Der Hypotheken- 
zins dagegen ist auch im Nennbetrag gleich 
geblieben und macht infolgedessen nur noch 
ein Sechstel der Ausgabeseite gegen ein Drittel 
im Jahre 1914 aus. Die wirtschaftliche Be- 
lastung des Unternehmens durch die Hypothek 
ist also tatsächlich um die Hälfte gesunken. 
Damit hängt es zusammen, dass der Gewinn 
— obwohl die Preissteigerung der Einnahmen 
wie der Ausgaben prozentual die gleiche ist — 
auf das Vierfache gestiegen ist. 

Diese Verschiebungen müssen sich natürlich 
auch in der Vermögensrechnung ausdrücken. 
Wir nehmen für dasselbe Unternehmen folgende 
Zahlen an: 


1913 
Aktiva: Passiva: 
Grundstückskonto 100 000 Hypothekenkonte . 80000 
Warenkonto -. 20 000 Abschreibungskonto 40 000 
120 000 120 000 
1918 
(bei gleichem Bestande an Grundstücken und Waren. Für 
Grundstücke ist eine Wertsteigerung von 20 pCt., für die 
Waren wieder von 100 pÜt. angenommen) 
Aktiva: Passiva: 
Grundstückskonto 120 000 Hypothekenkonto . 80.600 
Warenkonto 40 000 Abschreibungskonto 80 600 
160 000 160 000 
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Lediglich also, weil der Geldwert gesunken 
ist, hat sich der Abschreibungsbetrag auf das 
Doppelte selbsttätig erhöht. 

Diese Beispiele sind allgemein giltig; die 
Werte der Sachgüter sind ausserordentlich 
gestiegen, die Geldwerte gleich geblieben. In 
dem Unterschied drückt sich die Besser- 
stellung desEigentümersvon Sachwerten 
gegenüber dem Eigentümer fester Geldforde- 
rungen aus. 

Für die Staatswirtschaft der öffent- 
lichen Verbände, d. h. für die Wirtschaft der 
öffentlichen Verbände, des Reiches, des Staates 
und der Kommunalverbände gelten keine 
anderen Gesetze, wie die wirtschaftlichen, jedoch 
treten Besonderheiten hervor. 

Auf der Ausgabeseite werden sachliche 
Aufwendungen von der allgemeinen Preiser- 
höhung erfasst. Diss’auch soweit, als der Staat 
als Selbstversorger auftritt, indem er z.B, 
Kohle aus eigenen Bergwerken bazieht. Hier 
trägt er die Preiserhöhung in Gastalt gesteigerter 
Selbstkosten und erspart nur die sonst zu 
zahlenden, infolge der Geldentwertung gestei- 
gerten Zwischengewinne. 


Etwas anders liegt es bei den persönlichen 
Ausgaben in der Staatswirtschaft. 

Ein grosser Teil der Staatsangestellten 
wird in freiem Vertragsverhältnis beschäftigt. 
Beispielsweise zählte die preussische Staats- 
eisenbahnverwaltung im Jahre 1917 373000 
Arbeiter (einschliesslich der Hilfsbeamten), 
die im Lohnverhältnis beschäftigt waren und 
2258000 (planmässige und ausserplanmässige) 
Beamte. 

Die Löhne der freien Arbeiter folgten nun 
bis zu der grossen Staatsumwälzung der Lohn- 
bewegung des allgemeinen Arbeitsmarktes, in 
der Regel etwas hinter dieser zurückbleibend. 
Das war darin begründet, dass der Staatsarbeiter 
in seiner dauernden Stellung, in der Aussicht 
auf Anstellung als Beamter und in der Sicher- 
heit, bei rückläufiger Konjunktur keine Lohn- 
kürzung zu erfahren, wesentliche Vorteile 
gegenüber dem Privatarbeiter hatte. Erst in 
jüngster Zeit ist das anders geworden. Die 


Staatsarbeiter folgen der allgemeinen Lohn- 


bewegung nicht, sondern gehen ihr vorauf. 
Namentlich die Löhne der Eisenbahnarbeiter 
sind von der Staatsregierung in geradezu ge- 
waltigen Sprüngen, den freien Löhnen weit 
vorauseilend, aufgebessert worden. 
Entgegengesetzt war die Entwicklung der 
Beamtengehälter. Schon früher blieben sie 


. lichen. 


in der Regel hinter der Preizäntwioklune zurück. N. 
Das war darin begründet, dass ihre Bezüge 
nicht im Vertragswege festgesetzt, sondern 
durch Gesetz bestimmtsind. Die Beamtengehälter 
können nur durch „Gehaltsreformen‘‘ gesteigert 
werden, es muss also der Gesetzgabungsapparat 
in Bewegung gesetzt werden. Derartige Mass- 
nahmen müssen die Verhältnisse einer grossen 
Zahl von Beamtenklassen in sich und zuein- 
ander berücksichtigen, erfordern das Zusammen- 
wirken aller Staatsressörts und der bewilligenden 
Körperschaften und sind daher der Regel nach 
nur in recht langen Zeiträumen zu verwirk- 
Die Folge war daher schon früher, 
dass die Beamtengehälter hinter der Entwick: 
lung der Lebensverhältnisse im Volke zurück- 
blieben. Das ‚hat sich namentlich bezüglich 
der mittleren und höheren Beamten, aber auch 
bezüglich der Unterbeamten nach der Staats- 
umwälzung wesentlich verschärft. Die Gehälter 
sind weder der allgemeinen Preisentwicklung 
auch nur annähernd gefolgt, noch stehen sie 
in einem irgendwie rationellen Verhältnis zu 
den Arbeiterlöhnen. Junge Staatsarbeiter stehen 
in ihrem Einkommen hohen Staatsbeamten 
gleich und werden weit besser bezahlt, als alte ‘ 
kinderreiche Beamte in ‚Yorantwortungsvoller 
Stellung. erg 
Früher oder später aber muss auch be 
den Gehältern ein Ausgleich des Einkommens 
der Staatsangestellten mit dem Sinken des Geld- 


ie: 


keiten zu einer Kullidung oder zur Korrupti 
führen sollen. IE 

Auf der Einnehnaka. gilt das gl 
Gesetz, Hier ist eine Unterscheidung zu mac 


mit den Preisen‘ erhöhen und solchen, : 
den: Preisen, ähnlieh wie die Beam! 


werden. Der Nennwert des Bruchteils muss 
hier natürlich mit dem Nennwert des Ganzen. 
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 nehmens lediglich infolge des Sinkens des statt 
Re - von 2000 von 8000, also von einer vierfach 
F grösseren Summe berechnen. 
. Anders liegt es bei denjenigen Einnahmen, 
die nicht nach Verhältnissätzen (Prozentsätzen 
usw.), sondern als feste Gebühren erhoben 
werden, vor allem bei den Gebühren der Post- 
und Telegraphenverwaltung und der Eisen- 
 bahnverwaltungen. Die Formen der Post- 
‚  gebühren sind allgemein bekannt, ebenso die 
Sätze der. Eisenbahn-Personentarife, etwas 
weniger vielleicht das System der Eisenbahn- 
Gütertarife. Diese nehmen zwar auf den Wert 
des zu befördernden Gutes Rücksicht, reihen es 
_aber in ein für allemal bestimmte Klassen ein, 
| die feste, 
e® Beförderunggebühren zu zahlen haben. Dieser 
| Satz ändert sich nicht im geringsten, auch 
wenn der Preis des Gutes sich verdoppelt. 
Die genannten Betriebsverwaltungen können der 
Preisbewegung nur durch Aenderung ihrer 
behördlich festgesstzten Tarife folgen, wobei 
sie zum grossen Teil an gesetzliche Genehmigung 
‚gebunden sind. Es ist klar, dass dies eine 
starke Fesselung der Einnahmever- 
waltungen darstellt. 

Hierbei muss man sich die Bedeutung der 
sogen. Betriebsverwaltungen im Haushalt sowohl 
des Reiches, wie der Bundesstaaten und 
Kommunalverwaltungen vergegenwärtigen: Das 
Reich hatte im Jahre 1913”) eine Gesamtein- 
tahme von etwas über 3!/, Milliarden Mark. 
Davon floss fast die Hälfte aus den Betrieben 
der Reichspost, der BReichstelegraphenver- 
waltung und der Reichseisenbahnen. Auch die 
übrigen Einnahmen sind zu einem nicht uner- 

 heplichen Teile nach festen Sätzen bemessen, 
. so die Gewichtszölle und Gewichtssteuern z. B. 
für Tabak, der Frachturkundenstempel usw. 
- Ganz unberührt von Preisbewegungen sind 
 Einnahmeposten, wie die auf Kopfziffern bs- 
ruhenden Martikularbeiträge. 
| Vielleicht in noch höherem Masse gefesselt 
ist die Einnahmeverwaltung in Preussen**;: 
 Preussens Haushalt ist in besonderem Mass auf 
' wirtschaftliche Unternehmungen, auf „Erwerbs- 
_ einkünfte‘‘ gegründet. Von seinen Einnahmen 
entfällt mehr als die Hälfte auf die Einnahmen 
der Staatseisenbahnen. 


0%) Statistisches Jahrbuch für das dentsche Reich. 
el vn ) Statistisches Jahrbuch für den Preussischen Staat. 

Vergleiche im übrigen das grundlegende Werk von Schwarz 
ne und 'Strutz „Staatshaushalt und Finanzen in Preussen“, Berlin 

bei Guttentag. 1900. ' 


zach der Entfernung abgestufte. 
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Neben den Einnahmen der Eisenbahnen 
treten sodann als besonders wichtige Posten im 
Staatshaushalt einmal die Erwerbseinkünfte aus 
den Domänen, den Forsten und den Bergwerken, 
Salinen, Hütten und ferner die direkten Steuern 
hervor, von denen die wichtigste die Einkommen- 
steuer ist. Alle diese Posten zusammen machen 
aber noch nicht die Hälfte der Summe der 
Eisenbahneinnahmen aus. Sie unterscheiden 
sich von diesen ihrer Natur nach wesentlich 
insofern, als sich in ihnen (die Preisbewegung 
(der Stand des Geldwertes) selbsttätig wider- 
spiegelt, da sie ihrer Höhe nach durch freien 
Vertrag, nieht durch tarifmässige Normierung, 
bemessen werden, also der Bewegung des 
Marktesfolgen. DenEinkünftsen aus denDomänen, 
Forsten und Bergwerken ist dagegen gemeinsam 
mit den Eisenbahneinnahmen die Eigenschaft 
als „fundiertes Einkommen‘‘, d.h. ihre Begrün- 
auf eigenes Staatsvermögen. Diese 
Eigenschaft ist besonders wichtig für die 
Beurteilung der Schuldenlast. Diese kann und 
wird stets höher sein in einem Staatshaushalt, 
der ein bedeutendes werbendes Eigenvermögen 
hat. 

Darnach ist klar, welche Wichtigkeit für 
den Staatshaushalt die Einnahmewirtschaft der 
Staatsbabnverwaltung oder, was damit gleich- 
bedeutend ist, deren Tarifpolitik hat. Wie sie 
auf der einen Seite eine waschsame Hüterin und 


Pflegerin der Verkehrsbedürfnisse der Volks- 


wirtschaft sein muss, so hat sie auf der anderen 
Seite die Aufgabe, die Beförderungspreise im 
Einklang mit den allgemeinen Marktvarhält- 
nissen, insbesondere aber mit der Höhe der 
eigenen Ausgaben zu halten und demgemäss 
ihr Tarifsystem in ständigem Flusse der 
Entwicklung der Volkswirtschaft anzupassen. 


Hierin ist sie nun zu einem wesentlichen 


. Teile gebunden, da die sogen. ‚„Normaltrans- 
‚ portgebühren‘‘, d. h. die Einheiten des Normal- 


tarifs, gesetzlich begrenzt sind. Allerdings 
besteht neben dem WNormaltarif im Güter- 
verkehr ein so ausgedehntes Netz von Ausnahme- 
tarifen, dass nach diesem bei weitem mehr als 
dis Hälfte aller Güter gefahren wird. In der 
Festsetzung dieser Ausnahmetarife ist nun die 
Regierung nur insoweit durch das Gesetz 
beschränkt, als die Normaltransporisätze nicht 
überschritten werden dürfen. Andererseits pflegte 
die Rücksicht auf die Erzeugungs-, Absatz und 


. Wettbewerbsverhältnisse der beteiligten Wirt- 


schaftszweige dahin zu wirken, dass auch die 
Ausnahmetarife als regelmässige Bestandteile 


| 
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des Tarifsystems angesehen wurden. Sie wurden 
also in der Regel bald durchaus stabil und 
gaben keine Möglichkeit, etwa durch das System 
der Ausnahmetarife finanzwirtschaftliche Zwecke 
zu verfolgen. Es ist auch nich; zu verkennen, 
dass eine solche finanzwirtschaftlich orientierte 
Handhabung der Ausnahmetarifpolitik stets auf 
grundsätzliche und wirtschaftliche Schwierig- 
keiten stossen würde, da die Ausnahmetarife 
ihrer Natur nach überwiegend einzelne Güter 
betreffen und häufig auch nur örtlich begrenzte 
Geltung haben, während eine Anpassung des 
Tarifsystems an den Stand des Geldwertes die 
Transportgebühren aller Güter und Landesteile 
‘ erfassen muss. 

Aber auch andere Hemmnisse stehen einer 
kaufmännischen Handhabung der Tarifpolitik 
entgegen. 

Der Preis der Güterbewegung, also der 
Stand der Eisenbahn-Gütertarife ist einer der 
wichtigsten preisbildenden Faktoren. Das gilt 
besonders für Deutschland, weil unsere Lage 
zum Weltmarkt, unsere Arbeitsteilung im Inland 
und die Verteilung der Standorte unserer 
Gewerbe derart ist, dass sie einer Tariferhöhung 
gewisse Grenzen ziehen, wenn wir auf dem 
Weltmark wettbewerbsfähig bleiben wollen. . 

Auf der anderen Seite bringt fein Zurück- 
bleiben der Tarife hinter der Preisentwicklung, 
mangelnde Uebersicht oder Schwanken in der 
Handhabung der Tarife, das Gebäude des Staats- 
haushaltes geradezu ins Schwanken. Die Hand- 
habung der Eisenbahntarifpolitik ist also, solange 
der Eisenbahnhaushalt ein Teil des Staatshaus- 
haltes ist, von den tiefgreifendsten Wirkungen 
auf den Staatshaushalt überhaupt. Das haben 
wir in Preussen in empfindlichster Weise 
erfahren. Während die Preise im allgemeinen 


und die Selbstkosten der Eisenbahnverwaltung 


sowohl an sachlichen Ausgaben wie an Gehältern 
und Löhnen während des Krieges und nach 
dem Kriege eine immer schnellere Steigeruug 
erfuhren, blieben sich die Tarife, namentlich 
die Gütertarife, bis zum April 1918 gleich, ja, 
die Eisenbaknverwaltung liess sogar eine 
beispiellos grosse Zahl von sogen. Kriegsaus- 
nahmetarifen mit ausserordentlich billigen Sätzen 
bestehen, die fasst alle wichtigen Rostoffe und 
Lebensmittel umfasst. So trat der merkwürdige 
Zustand ein, dass, während alle anderen Preise 
gewaltig stiegen, die Transportpreise wesent- 
lich unter den Friedensstand sanken. Erst im 
April 1918 wurden die Gebührentarife um 15 pCt. 
erhöht. Im April 1919 folgte eine weitere 


ee 
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Steigerung um 60 pCt. Diese Steigerung. der sr 
Gütertarife reichte aber nicht hin, dieSteigerung 
der Selbstkosten wett zu machen, geschweigedenn 
die ausserordentlich grosse Mindereinnahmen 
der Kriegsjahre nachträglich auszugleichen. ER 
“ Die Folgen konnten nicht ausbleiben. 
Während die Staatseisenbahnverwaltung früher 
nicht nur nach Dackung der Ausgaben einschliess- 
lich der Schuldzinsen eine starke Tilgung bzw. 
Abschreibung vornehmen und für allgemeine 
Staatszwecke bedeutende Zuschüsse leisten 
konnte, ist von letzterem jetzt nicht mehr de 
Rede. Staatshaushalt wie Eisenbahnhaushalt 
sind schwer gefährdet. Die Gewinn- nd 
Verlustrechnung des grössten Betriebes im a 
Staatshaushalt hat also eine böse Wendung um 
Schlimmen erfahren. Auch wird es nur al- 
mählich gelingen, diese Verluste und Schiden 
einigermassen wett zu machen. De 
Trotz alledem ist kein Grund vorhanden 
zu einem weitgehenden Pessimismus. Es werd 
zu häufig vergessen, dass die Geldentwertung, 
der wir eingangs dieser Betrachtung.eine ausser-- 
ordentliche Steigerung aller Sachwerte zu 
schreiben, diese Wirkung auch auf das 
Staatsvermögen ausüben muss. Diese an 
Wirkung muss um so grösser sein, je grösser 
das Staatsvermögen ist. San 
Leider fehlt esin Preussen aneiner 
Vermögensrechnung des Staates,sodass 
diese Wirkungen sich zahlenmässig schwer 
erörtern lassen. Man kann aber nach dem oben 


Ausgeführten sagen, dass der Nutzungs- oder Ye: 


Ertragswert dieses Staatsvermögensohneweiteree 
nur insofern sich selbsttätig steigert, als dise 
Nutzung nicht in der Form der Erhebung staat- 
licher Gebühren erfolgt, wie es besonders 
bei der Eisenbahnverwaltung der Fall ist. Die ’ . 
Vergrösserung des inneren Wertes des Staats- : 
vermögens kann also erst in der Jahresrechnung 
in die Erscheinung treten, wenn die Tarif: 
politik in der Lage ist, sich der allgemeinen a 
Preisentwicklung anzuschliessen. Da 
Aber auch ohne dies wies die Vermögens- 
rechnung eine wesentliche Besserung auf. In", 7m 
sofern nämlich, als sich das Verhältnis der SER 
Schulden zum Aktivvermögen bessert. Dies 
kann für die Eisenbahnverwaltung an Hand 
ihrer Vermögensrechnung gezeigt werden, die 
seit einigen Jahren nachrichtlich in ihrem B- 
triebsbericht gegeben wird. Nachstehend sind 
die Zahlen dieser Vermögensrechnung in stark 
gekürzter und abgerundeter Form Gber E 
wiedergegeben: ai 
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Vermögensrechnung der preussischen Staatseisenbahnen am Ende des Rechnungsjahres 1917. 
Ye AR Werte: | Min. M. | min. m. ||| | Lasten Mill. M 
I | Anlagekapital der preuss.-hess, Staats- | “ I | Anteil der Eisenbahnverwaltung an 
bannen ae are ann star ale Ba 14 218 den gesamten preuss. Staatsschulden 8033 
Pa Davon ist use 31: \, Abschreitnne... u DAR res . 5173 
das Anlagekapital der hess. Staats- III | Vorschuss bei der Generalstaatskasse 
bahnen und das Anlagekapital des zum Besten der Anleihegesetze. 731 
badischen Anteils an der Main- | IV | Ausgleichsfonds .. 2... 2222.20. = 
INPOKasBahN I ee ee ne 416 V | Zur Verwendung für andere Staats- 
Bleibt Anlagekagital der preuss. Staats- ZWECRON DU N er 16 
ERSHDANNEn KM. er esanie 13 802 
{ II | Im Bau befindliche preuss. Staats- 
eisenbahnen . .......». x le 128 
III | Beteiligung an Privatbahnen usw. 7 
IV | Guthaben bei der Generalstaatskasse br 
(aufgerundet) ... .. ' ELDER ER: 16 
| | 139583 | 13953 


Dieser Abschluss zeigt den finanziellen 
Absturz. Eswird eine Schuld bei der Staats- 
kasse mit 731 Mill. M. ausgewiesen, der ein 
Guthaben nur in der Höhe von 16 Milk. M. 
gegenübersteht. Dabei ist aber zu berücksich- 
tigen, dass nach der Gewinn- und Verlust- 
rechnung auch im Jahre 1917 ein Betrag von 
151 Mill. M. in der Form des Extraordinariums 
aus dem Betriebsüberschusse werbend angelegt 
ist. Zieht man diesen Betrag und das Guthaben 
mit 151 4 16 = 167 Mill. M. von der Schuld 
I ab, so bleibt die Staatseisenbahnverwaltung 
NE immer noch mit einem Betrage von 564 Mill. M.der 
Staatskasse verschuldet. Wesentlich schlechter 

Ü stellt sich der Abschluss von 1918, der mit 
Be einem Fehlbetrag von mehreren Milliarden 
rechnet. 


Auf der anderen Seite ist aber in der Ver- 
mögensrechnung die Steigerung der Vermögens- 
werte nicht in die Erscheinung getreten; 
denn der Grundbesitz, die baulichen Anlagen, 
- „der Fuhrpark usw. sind nicht mit den Zeit- 
werten, sondern mit den Einstandswerten (An- 

lagekosten, Erwerbspreis usw.) eingesetzt. Das 
_ entspricht durchaus den Grundsätzen der kauf- 
" männischen Buchführung. Auch der Kaufmann 
setzt nicht den Zeitwert in seine Bilanz ein, 


Gewinn- und Verlustrechnung der Staatseisenbahnverwaltung für 1917. 


die Vermögensrechnung der preussischen Staats- 
bahn tut — zahlenmässig kenntlich macht. Tat- 
sächlich stellen also die mit rund 14 Milliarden 
angegebenen Anlagewerte der preussischen 
Staatsbahn ein weit grösseres wirkliches 
Vermögen dar. Dies um so mehr, wenn man 
berücksichtigt, dass es sich zum Teil um sehr 
alte Anlagen handelt, der Geldwert aber auch 
in den Jahrzehnten vor dem Kriege bereits 
gesunken war. Während also, rein ziffernmässig 
betrachtet, das Vermögen der Eisenbahnver- 
waltung mit Schulden im Verhältnis 4:7 (8:14) 
belastet ist, ist die Verschuldung in Wirklich- 
keit wesentlich geringer. Wie hoch das Ver- 
hältnis zwischen Schuld und Aktivvermögen 
tatsächlich ist, kann nicht angegeben werden, 


. da eine genaue Bewertung der Anlagewerto 


naturgemäss nicht möglich ist. Fest zu halten 
ist aber, dass die Zinsenlast im wesentlichen 
sich gleich bleibt, während mit der fort- 
schreitenden Geldentwertung der Wirklichkeits- 
wert der Anlagen steigt. Die Geldentwertung 
hat also die Wirkung einer Lastenabschütt- 
lung oder Sehuldabwälzung. 

Aber auch in der Gewinn- und Verlust- 
rechnung liegen einzelne hoffnungsreiche Posten. 
Wir geben im folgenden in zusammengedrängter 
Form und abgerundeten Zahlen die Gewinn- 
und Verlustrechnung der Staatseisenbahnver- 
waltung für 1917: 


sondern den Einstandswert. Ja er kürzt diesen 
© der Regel nach um den Betrag seiner Ab- 
Be " schreibungen, ohne dass er diese — wie das 
Soll. Mill.M. 

Betriebsausgaben einschl. Zentralverwaltung 2 928 

Anteile Hessens u. Badens am Ueberschuss 13 

Zinsen und Tilgung ..... CR RE 417 

Hixtrabrdinarium ./. ss 0. 3)e . ae A 151 

Für allgemeine Staatszwecke ...,....» 17 

3.526 


Haben Mill, M. 

I | Betriebseinnahmen. .... vs cn 2000 3519 
II | Sonstige ordentl. Einnahmen .... ec... 3 
III | Ausserordentl, Einnahmen .».. v2»... 4 
| ..8526 


Die Gewinn- und Verlustrechnung für 1918 
ist im einzelnen noch nicht bekannt; sie ist aber . 


sicher noch wesentlich schlechter. Die Betriebs- 
einnahmen reichen nicht hin, um die Betriebs- 
ausgaben zu decken. Für den Schuldendienst 
bleibt nichts übrig. 

So niederschmetternd dieses Ergebnis int, 
so darf man auf der anderen Seite nicht ver- 
gessen, dass die Wirkung der Tariferhöhung 
vom 1. April 1919 noch gar nicht in die Er- 
scheinung getreten sein kann, während die 
Beiriebsausgaben schon grösstenteils die ge- 
waltigen Lohnsteigerungen enthalten. Ferner 
ist folgendes zu beachten: 

Mit der fortschreitenden Geldentwertung 
erhöhen sich die absoluten Ziffern sowohl bei 
den Betriebsausgaben wie bei den Betriebsein- 
nahmen. Sobald wieder überhaupt ein Betriebs- 
überschuss vorhanden ist (für 1918 sind, wie 
bemerkt, die Betriebsausgaben höher als die 
Betriebseinnahmen), kann der absolute Betriebs- 
überschuss infolge Steigerung der absoluten 
Einnahme- und Ausgabewerte höher sein trotz 
schlechterer Betriebszahl, als im Frieden. 

Beieinem normalen Anwachsen des 
Aniagekapitals kann mit anderen Worten 
das Verhältnis der Ausgaben dauernd 
ein schlechteres sein, als vor der Geld- 
entwertung, ohne dass der Schuldendienst 
in Bedrängnis gerät, denn das alte Schuld- 
kapital bleibt sich gleich, während der Betriebs- 
überschuss steigt. 


Folgendes schematische Beispiel soli das 
klar machen: es Seien angenommen an: 


1910 - 1930. 
Ritnahrhen x su. ae 100 200 
Ausgaben son N En 70 140 
Betriebsüberschuss ........ i 30... % 60 
Erfordernis des Schuldendienstes . 20 20 
Reimüberschus ......-.... 10 40 


Bei diesem Beispiel ist ganz abgesehen 
von den Einwirkungen der Kriegsverluste, so- 
wie von Verkehrssteigerungen usw., die neue 
Kapitalaufwendungen erfordern würden. Auf 
der anderen Seite ist mit einem dauernden 
Sinken des Geldwertes auf die Hälfte gerechnet. 
Wir sehen also: Wenn sich in dem bewegten 
Verkehr sowie im Anlagekapital und im Schulden- 


dienst nichts ändert, so bewirkt allein die Ab-. 


senkung des Geldwertes auf 50 pCt. ein Steigen 
des Roh- (Betriebs3-) Ueberschusses um 100 pCt., 
des Reinüberschusses um 300 pCt. Aber auch 
wenn die Ausgaben schneller steigen, als die 
Einnahmen, die Betriebszahl sich also ver- 
schlechtert, kann sich der Reinüberschuss trotz- 
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mehr politischer Sinn und Trieb vorhande 


‚den und führenden Angestellten haben e 


! ’ Io N 
dem verbessern. In obigem Beispiel beträgt 
die Betriebszahl 70 pCt. Setzen wir sie auf ei ol 
80 pCt., so ergibt sich für 1930 ein. Bstriebs- N 
überschuss von 40 und ein Reinüberschuss von ns 
20 pCt., also noch 100 pCt. mehr als 1910. 

Diese schuldentlastende Wirkung 
der Geldentwertung wird noch viel zu 
wenig beachtet. Sie schliesst eine gewaltige 
Vermögensverschiebung in sich und ist 
somit nicht nur eine geldwirtschaftliche, 
sondern auch eine soziale Erscheinung von 
grosser Tragweite. Sie wird insbesondere bei 
der bevorstehenden Uebertragung der grössten 7) 
Vermögensobjekte der Einzelstaaten, nämlich 
der Staatseisenbahnen, auf das Reich, sowie 
bei der Beurteilung der Zukunftsaussichten der 
späteren Reichsverwaltung der Eisenbahnen, N 
Beachtung finden müssen. Re 
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Wie sollen sich Industrie und Handel. 
zum Einheitsschul-Problem stellen? 
Von Dr. jur. u. phil. Rocke, 

Syndikus der Handelskammer zu Hannover, KR 

‘ So sehr das Thema ‚‚Einheitsschule‘' gegen- h 
wärtig erörtert wird und in den politischen 
Auseinandersetzungen eine Rolle spielt, so wenig. 
wird ihm im allgemeinen in kaufmännischen 
und industriellen Kreisen Interesse entgegen 
gebracht. Auch auf diesem Gebiete mach 
sich das geringe politische Verständnis und deı 
mangelnda politische Instinkt des deutsche 
Kaufmanns und Industriellen bemerkbar, di 
viel za sehr in privatwirtschaftliches Denken 
und Streben verhaftet, meistens erst dann 
Wahrung ihrer volkswirtschaftlichen und staats 
bürgerlichen Belänge denken, wenn ande 
Klassen sich längt ihr Urteil gebildet und ihre 
Forderungen aufgestellt haben. Vor allem 
trifft das auf die selbständigen Unternehmer 
zu; in den Kreisen der Angestellten ist danl 
der vorwärtsdrängenden und aufrüttelnden 
vereinsmässigen und gewerkschaftlichen, durch 
die Verbandspresse unterstützten Tätigkeit viel 


IK 


Auch bei der Erörterung des Einheits 
schulproblems tritt das zu Tage. Die denken 


den Kreis der Erörterungen gezogen; in de 
Vertretungen und der Presse der selbständigen 
Kaufleute und Industriellen sucht man vergeb- 
lich nach dem Niederschlage einer ‚solchen | 
Stellungnahme. Und doch ist eine, solche und. 


ordentlich nützlich, sein müsste. 


EN betonen, 


in Verbindung stehenden und dadurch bedingten 


_ Einzelheiten notwendig; — auch im wirtschaft- 
lichen und im Berufsinteresse. — 


“ Die Leistungsfähigkeit des deutschen Kauf- 
manns und Industriellen und die Ergiebigkeit 
ihrer Arbeit hängen anerkanntermassen nicht zu- 
letzt von der Schul- und wissenschaftlichen Bildung 
ihr selbst wie ibr Mitarbeiter ab. Das Wort 


vom geborenen und talentierten Kaufmanne 
“ ebenso in Ehren, 


wie vom Selfmademan und 
der durch Privatstudium erworbenen Bildung: 
auf bequemstem, billigstem und sicherstem 
Wege wird aber doch die allgemeine wie die 
fachliche und berufliche Bildung, — soweit 
letztere nicht durch die Praxis der Lehre und 
des Lobens erworben wird — durch Schulbe- 
such und -betrieb übermittelt und erworben. 
Diese Erkenntnis hat denn auch zu immer 
grösserer Würdigung des Fortbildungs- und 


" Fachschulwesens und zu dessen immer besserem 


Ausbau im letzten Jahrzehnt geführt. 

Dieses Fortbildungs- 
mutete aber bislang 
Fremdkörper im Aufbau des gesamten Schul- 
wesens an. Man kann das schon daran er- 
kennen, dass so mancher sich der Fortbildungs- 
schule zu entzieben sucht und in ihrem Be- 


und Fachschulwesen 


suche eine Degradierung erblickt, der es auf dem 
Gymnasium oder einer ähnlichen Anstalt wenig 
weit gebracht hat und dem der Fortbildungs- | 


weil ausser- 
Weite Schich- 
namentlich das Beamten- 


schulunterricht erstrebenswert, 


ten unseres Volks, 


und Gelehrtentum und was damit zusammen- 


hängt und darauf sieht, sind in einer Veber- 


h  schätzung der Ler»schule mit dem von ihr ge- 
. botenen abstrakten Wissenstoffe befangen und 
verkennen die 


praktische, erziehliche und 
methodologische Gleichwertigkeit der mehr das 


‚ Wirtschafts- und gegenwärtige Staatsleben be- 
rücksichtigenden Fortbildungs- und Fachschule, 


Hier kann und wird die Verwirklichung 
der Einheitsschulpläne Wandel schaffen, inso- 
. fern sie, soweit sie auch im Einzelnen von 


einander abweichen, doch ‚übereinstimmend in 


der Mittelschule die Anforderungen * der 
praktischen und theoretischen Berufsausbildung 
die Fortbildungs-, Fach-, Handels- 
und Kunstschulen systematisch in den ganzen 
Me hujauibau eingliedern und überall organische 
Uebergangsmöglickeiten für die Schüler der 
verschiedenen Schularten vorsehen; so dass 
die ‚jetzt vielfach sich bemerkbar machende 
‚ Kluft zwischen Gelehrten- und Berufsschulen 


"L 


'einem gedeihliehen Unterrichtsbetriebe 


immer etwas wie ein 
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und deren Zöglingen verschwindet, und an 
verschiedenen Stellen des Schulsystems bezw. 
in verschiedenen Perioden der Entwicklung der 
Einzelpersönlichkeit der Uebergang von einer 
Schule zur anderen je nach zeitlich sich her- 
ausstellender Eignung und Neigung möglich 
ist, ohne dass die unter heutigen Verhältnissen 
unvermeidliohen Verluste durch Reibungen 
und Hemmungen eintreten. Es verschwinden 
damit auch die heutigen einseitigen Berechti- 
gungen im Schulwesen, die gleichermassen 
wie 
einer gerechten Wertung der Lern- und Lehr- 
tätigkeit auf wirtschaftlichem und beruflichem 
Gebiete Abbruch tun. So ist zu erwarten, dass 
die Fach- und namentlich die Fortbildungs- 
sohulen im Aufbau der Einheitsschule nicht 
mehr das Aschenbrödel gegenüber den sogen. 
Gelehrtenschulen sein werden, was besonders 
in der geringen Ausstattung der wirtschaft- 
lichen Grundlagen ersterer zum Ausdruck 


kommt. Meistens sind sie nur Gast in den 
Volks- und anderen Schulen und deren Ge- 
bäuden, und müssen ihre Lehrkräfte diesen 


entleihen, sich damit in vielfacher Hinsicht 
nach ihnen richten und von ihnen beeinflussen 
lassen. ii 

Wird aber auf die erwähnte Weise Ansehen 
und Leistungsfähigkeit der mehr Arbeits- als 
Lernschulen darstellenden Berufsschulen ge- 
stärkt, so muss das weiterwirkend unausbleib- 
lich den Berufen selbst zu gute kommen. — 


Ob es möglich sein wird, neben der ein- 
heitlichen Schülerschaft auch einen einheitlichen 
Lehrerstand zu schaffen, darüber sind die An- 
sichten selbst in den Kreisen der Anhänger 
der Einheitsschule geteilt. Jedenfalls ist aber 
das Gebiet der Fach-, Fortbildungs-, Berufs- 
und Wirtschaftssshulen dasjenige, auf dem eine 


'vereinheitlichende Zusammenführung der ver- 


schiedensten Elemente der Lehrerschaft Platz 
gegriffen hat, insofern als hier nicht nur se- 
minaristisch und akademisch gebildete Lehrer, 
letztere nicht ausschliesslich wie im sonstigen 
Schulwesen aus der philologisch-pädagogischen 
Abteilung der philosophischen Fakultät, sondern 
daneben namentlich auch Volkswirte, Juristen, 
unterschiedslos neben einander wirken, sondern 
auch Männer der wirtschaftlichen Praxis und 
Routine und der verschiedenen technischen 
Wissenschaften und Fertigkeiten. TDeberall her 
nehmen diese Schulen die brauchbaren Lehr- 
kräfte oder machen sie, wenn nur die Anlagen 
vorhanden sind, für ihre Zwecke brauchbar, 
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so dass auf diesem Gebiete das Wort von der 
freien Bahn für den Tüchtigen seite Geltung 
erobert hat. Vielleicht gibt das einen Finger- 
zeig, welche Gesichtspunkte dafür massgebend 


sein müssen, dass unter Umständen auch anders- 


wo das Ideal des einheitlichen Lehrerstandes 
mit Aussicht auf Erfolg angestrebt werden 
kann. Die Fach- und Berufslehrerschaft hat 
jedenfalls für sich, dass sie durch ihre Tätig- 
keit den Lernenden die Wahrheit des alten 
Wortes vom ‚‚Non scholae sed vitas discimus‘“ 
stets vor Augen führt. 

Eine solehe zielbewusste Lern- und Lehr- 
tätigkeit hat Deutschland in Zukunft nach dem 


verlorenen Kriege und seinem Sturze ausfrüherer 


reicher Höhe in dunkle Dürftigkeit viel nötiger 
als vordem. Aus ihr werden die wirtschaft- 
lichen und arbeitenden Kräfte wachsen, die 
unser Volk wieder nach oben führen. Deshalb 
braucht unser Erziehungswesen noch lange 
nicht den Weg öden Materialismus und Mam- 
monismus zu gehen, weil ja wirtschaftliches 
Arbeiten durchaus nicht unbedingt nacktes 
Geldverdienen ist, sondern sehr wohl unter 
idealen Gesichtspunkten und mit idealen Zielen 
betrieben werden kann, sei es auch nur unter 
dem Gesichtspunkte, dass es die für ideelle 
Bestrebungen 
- notwendigen materiellen Grundlagen schafft. 
So brauchen auch unser derzeit sogenanntes 
höheres Schulwesen und die seinen Kern aus- 
machendenhumanistischen Bildungsbestrebungen 
von einer derartigen Entwicklung keine Beein- 
trächtigung zu befürchten, Im Gegenteil wer- 
den sie, befreit von manchem ‚Ballast und 
mancher Rücksichtnahme auf ihnen wesensfremde 
Anforderungen, um so behinderter auf dem 
damit ihnen verbleibenden Felde ihren Idealen 
leben, denen die grosse Masse des Volkes nicht 
mehr neidisch oder verständnislos gegenüber 
stehen wird, wenn sie sieht, dass unter dem 
Dache eines Schulhauses alles gepflegt und 
und geachtet wird, was dem Volke in geistiger 
und leiblicber Beziehung frommt. 

Unter diesem GesichtswinkelträgtdieEinbeits- 
schule auch Momente der Versöhnung in sich 
zwischen der Kopf- und Handarbeit wie zwischen 
der Verschiedenartigkeit der Entlohnung der ein- 
zelnen Arbeitsleistungen. Es wird, wenn erst 
das Volk durch die richtig aufgebaute Einheits- 
schule geht, mehr und mehr allen seinen 
Schichten zum solidarischen Bewusstsein wer- 
den, dass treue und erfolgreiche Berufsarbeit 
ihre stärksten Wurzeln aus guter Schulbildung 


und Betätigungen unbedingt 


scheinlich leichter als die Mitarbeit der Familie 


5: Be ehe 


zieht, in der sich die Einzelnen zwar Be, Art, K 
aber ‘nicht dem Werte und äusseren Ansehen“ DR 
nach unterscheiden. | RE N. 
Die deutschen Kaufleute und TndustriahloR hg 
können, wenn solche Anschauungen zum Ge- Hurt 
meingute werden, nur gewinnen. Für ihre 4 
eigene berufliche Ausbildung und diejenige ds 
für sie unentbehrlichen Heeres ihrer Mitarbeiter N # 
wird dadurch eine Besserung der % “ 
und Vorbedingungen geschaffen. Die Aner- 
kennung der Gleichwertigkeit der Berufs- und | 
Arbeitsschule im Einheitssystem gewährleistet e 
dem Handel und der Industrie den Zugang 
der besten Kräfte, die Einheitsschule selbst 
ihnen, wie allen Berufen, eine Siebung des Ba ei 
Nachwuchses. : Er 
Gegen die Einheitsschule wird oft ns 
Feld geführt, dass sie einseitig den Einfluss 
der Schule, namentlich der Lehrer, auf ds 
Lebensschicksal der Schüler steigert und ost: 
legt und derjenigen der Eltern ausschaltet, 
damit aber wichtige ethische Momente unbe- a 
rücksichtigt lässt. Für das Berufs- und Wirt- © 
schaftsleben lässt sich dieses Bedenken dadurch 
entkräften, dass seinen Vertretern eine Mit- Bi 
wirkung bei der Verwaltung des Schulwesens { 
insbesondere auch bei der Festlegung und 
Handhabung der Grundsätze für Einschulung, $ 
Versetzung und Ueberleitung eingeräumt wird. 
Dieses erscheint nicht schwierig angesichts der 
Tatsache, dass überall Handel und Industrie 
an der Leitung und Verwaltung namentlich der 
Fortbildungsschulen beteiligt sind bis zu dem 
Grade, dass ihnen überhaupt die Begründung 
und Unterhaltung der Schulen zu danken ist, 
und dass diese erwerbsständische Mitarbeit am 
Schulwesen sich überall bewährt hat. Wahr- 


ist diejenige der Berufsstände an der schul- 
mässigen Erziehung des Volks organisch zu 
gestalten. Ton 

Ein Erlass des preussischen Ministers für 
Handel und Gewerbe vom 27. März d. Js. 
trägt diesen Anschauungen in nachstehenden 
Sätzen Rechnung: Re 

„Nachdem die Gemeindeyerireiu a a 
Grund des gleichen Wahlrechts neu gebildet 
sind, werden in der Regel auch die Schulvor- 
stände, Kuratorien und Deputationen für de 
Fortbildungsschulen entsprechend den Bedürf- 
nissen der neuen Zeit zusammenzusetzen sein. . a 


Verhältnissen Bedeutung haben. 
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Neben den 
Vertretern der Gewerbezweige, deren Lehrlinge, 
Arbeiter, Gehilfen und Angestellte die Schule 
besuchen, also Handwerkern, Fabrikanten und 
Kaufleuten, werden regelmässig auch Angehörige 
der Arbeiterschaft, insbesondere der Gewerk- 
schaften und Angestelltenverbände, zu berufen 
sein. Wo eine grössere Anzahl hauptamtlicher 
Lehrer beschäftigt ist, wird neben dem Leiter 
der Schule auch. ein Vertreter der Lehrer- 
schaft heranzuziehen sein. Sofern sich die 
Tätigkeit der Schulvorstände usw. auf Schulen 
für Mädchen erstreckt, wird man auf die Mit- 
wirkung der Frauen aus den beteiligten Er- 
werbskreisen, wie von hauptamtlichen Lehre- 
rinnen Wert zu legen haben.“ 


Das Bestechungsunwesen. 
Von Emil Schiff.*) 
Einer der widerlichsten Auswüchse unseres 


Wirtschaftslebens, der aus Gründen der Lauier- 
keit wie der Volkswirtschaft endlich einmal mit 


Kraft bekämpft werden muss, ist das Bestechungs- 


unwesen, das zum Teil mit einiger Beschönigung 
Schmiergelderwesen genannt wird. Der Fern- 
stehende, sittlich Unangafaulte, macht sich 
keinen Begriff, wie verbreitet und entwickelt 
dieses Unwesen ist. Wenn hier besonders von 
industriellen Verbältnissen gesprochen werden 
wird, so ist damit keineswegs gemeint, dass 
dieses Unwesen nicht auch im Handel, im Gast- 
gewerbe und in anderen Erwerbszweigen — 
wohl überall, wo die Möglichkeit besteht, sich 
auf diesem Weg Vorteile zu verschaffen — auf- 
tritt; nur liegt es dem Verfasser nahe, auf 
Grund ‚seiner Kenntnis der grossindustriellen 
Wirtschaft zu sprechen, zumal er immerhin 
fürchtet, dass diese die Technik solchen Un- 
wesens mit derselben ‚Grosszügigkeit‘“ wie ihre 
gesamte Technik entwickelt hat. 

Schon früher ist aus Kreisen der Industrie, 
im besonderen durch Bildung eines Vereines, 
gegen das Schmiergelderwesen vorgegangen 
worden; diese Anstrengungen dürften aber 
keinen massgebenden Einfluss ausgeübt und 
vielleicht die schlimmste Seite dieses Aus- 


 wuchses unberührt gelassen haben. 


Ueber zwei Umstände muss man sich vor 


‚allem klar sein: Das Unwesen erstreckt sich 


vom einfachen Maschinisten bis in die Spitze 
des Wirtschaftskörpers, wenn auch die Form 
nicht überall gleich deutlich und die Bestechung 


j Bi nicht stets unmittelbar und vielleicht im straf- 


*) Entnommen einer soeben im Verlag von Ferdinand 


er Kae: Stuttgart, erschienenen Schrift „Vergesellschaf- 


tung, Regelung und Besserung der Wirt- 


schaft“ (90 S. 4 M.), in der der Verfasser auf Grund 


technisch-wirtschaftlicher Erfahrung Anregungen für eine 


h Umformung unseres Erwerbslebens nach volkswirtschaftlich 
‚und sozial geläuterten Vorstellungen zu geben sucht. 


innen en 


rechtlichen Sinn überhaupt nicht Bestechung“ 
ist, ein Umstand, der an ihrer Verwerflichkeit 
nichts ändert. Zum anderen mangelt es an 
der Erkenntnis, dass Bestechen im Grunde 
kaum weniger unsittlich und oft weniger ver- 
zeihlich ist, als sich bestechen zu lassen, denn 
der Bestecher kann sich weit seltener als der 
Bestochene mit einer Notlage entschuldigen. 
Allerdings kann man nicht jeden Beamten eines 
Unternehmens, der Aufträge werben und vom 
Werben leben muss, scharf richten, wenn er 
von diesem Mittel Gebrauch macht, denn Wett- 
bewerber tun gleiches und Vorgesetzte erwarten 
von ihm die Anwendung auch dieses Mittels; 
ja seine Tüchtigkeit wird mitunter um so mehr 
gefeiert, je meisterlicher er mit allen Mitteln 
des Werbens auch dieses Werkzeug beherrscht. 
Die Urheber sind es, denen die Anwendung 
solsher Mittel unerlaubt und gefährlich gemacht 
werden muss; die ganze Art des Wettbowerbes 
ist es, die geläutert werden muss, wenn ein 
Erfolg erzielt werden soll. Ueber die sittliche 
Verwerflichkeit der Bestschung besteht in der 
Lehre kein Zweifel, und es ist das Edeiziel, 
durch Hebung der sittlichen Anschauungen 
Besserung zu erreichen. Bei der Natur der 
Menschen und der Art des Erwerbslebens, auch 
im Falle weitgehender Vergesellschaftung, reicht 
es aber nicht aus, nur sittlich einzuwirken. 
Es ist unerlässlich, durch scharfe, weitgefasste 
gesetzliche Bestimmungen und durch öffentliche 
und berufskörperschaftliche Aufsicht gegen 
diese Krebsschäden vorzugehen. Ein solches 
Eingreifen liegt ganz im Sinn einer Regelung 
des Wirtschaftslebens nach den Grundsätzen, 
die für die Wirtschaft der Zukunft — eine 
nieht nur materialistisch, sondern innerlich so- 
ziale Wirtschaft — massgebend sein sollen. 
Neben dem sittlichen Schaden liegt der Nachteil 
dieses Unwesens für Gesellschaft und Volkswirt- 
schaft zutage. Dass es unsozial ist, wenn es 
Bestecher und von ihnen abhängige Bestochene 
gibt, und wenn ein Angestellter das Vertrauen 
seines Geschäftsherrn, ein Beamter das Ver- 
trauen seiner Behörde oder ein freier’ Berater 
das Vertrauen seines Auftraggebers täuscht, 
ist ebenso offensichtlich wie die Tatsache, dass 
die Bestechung die Ware verteuert und den 
vielleicht tüchtigeren Wettbewerber, der dieses 
Mittel nicht anwenden will oder kann, zum 
Nachteil einer gesunden Wirtschaft ausschaltet, 

Die schwache Entschuldigung mit unge- 
nügendem Arbeitsverdienst ist nioht annähernd 
allgemein anwendbar; die Bestochanen sind oft 
gut entlohnte Personen, und zumal wenn man 
an die höheren Formen dieses Unwesens denkt, 
handelt es sich häufig um Leute mit beträcht- 
lichem Einkommen. 

Wenn man einen so strengen Massstab an- 
legt, wie es nach wahrhaft sittlichen und wirt- 
schaftlichen Grundsätzen richtig ist, ist der 
Kreis der Verseuchten sehr gross. Dabei ist 
nicht etwa an gewisse Bevorzugungen auf Grund 
von Verwandtschaft oder Bekanntschaft gedacht, 
die menschlich natürlich sind und sich sachlich 
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allenfalls vertreten lassen, sondern an das un- 


verhüllte oder verkappte Verkaufen einer Bs- 
günstigung beim Wettbewerbe. Zur Gruppe 
der niedersten Fälle gehört der Maschinen- 
meister, der oft keineswegs nur ein Trinkgeld 
von den Lieferern des ‚„‚Schmieröls‘“ und anderer 
Betriebsstoffe erhält, sondern mitunter eine 
genau vereinbarte Abgabe auf jede Lieferung 
bezieht. Diese Stufenleiter setzt sich in gewerb- 
lichen Betrieben mitunter weit nach oben fort. 
Es wird zuweilen Männern mit erheblichem 
Einkommen, die massgebende Vertrauens- 
stellungen bekleiden, nachgesagt, dass sie auf 
diesem Wege ihr Einkommen sehr stark ver- 
mehrten. Ein derart mit dem Autraggeber 
verbundener Lieferer ist auch durch den 
leistungsfähigsten Wettbewerber kaum aus dem 
Sattel zu heben. So erzählt man in Hafenstädten 
als Beispiel: Einer Reederfirma wird ein be- 
sonders wettbewerbsfähiger Lieferer von 
Maschinenölen empfohlen, und der Reeder 
nimmt sich selbst die Mühe, den Lieferer beim 
Maschinen-Inspektor seines Betriebes empfehlend 
einzuführen. Der Inspektor erklärt seinem 
Vorgesetzten, er werde den neuen Lieferer 
selbstverständlich nach Wunsch berücksichtigen; 
allerdings müsse er die Verantwortung ablehnen, 
falls dann auf See ein Schiff durch Festlaufen 
einer Welle havariere. Der Reeder beeilt sich 
darauf, dem Inspektor zu versichern, dass er 
ihn in der Wahl der Lieferer nicht beeinflussen 
wolle; er fürchtet nämlich — so sagt man —, 
dass ein Stirnrunzeln des Inspektors gegenüber 
dem ersten Maschinisten bereits bedenkliche 
Betriebserfahrungen mit dem neuen Oel aus- 
zulösen vermöchte. So gilt es auch als offenes 
Geheimnis, dass der Fabrikdirektor eines Gross- 


unternehmens ein bedeutendes Vermögen hinter- 


lassen habe, das zum Teil auf solchem Wege 
erlangt worden sei; ja es wird behauptet, dass 
der an sich hochstehende Vorstand des Unter- 
nehmens um dieses Treiben gewusst, dass er 
es aber wegen der Tüchtigkeit des Mannes ge- 
duldet habe. Wie sollte man zweifeln, dass 
sich auf den zahlreichen Zwischenstufen zwischen 
dem kleinen Maschinisten und dem mächtigen 
Grosswerkdirektor nicht viele Schwache finden ? 

Auch von manchem ‚„Zivilingenieur‘‘ und 
manchem Architekten, also ausgesprochensten 
Vertrauensmännern von Bauherren — die bei 
Auswahl der Lieferer und Prüfung der 
Leistungen meist ganz auf jene Berater angewiesen 
sind — wird behauptet, dass sie sich von Unter- 
nehmern ‚„Provisionen‘‘ gewähren liessen, ob- 
wohl für einen rechtschaffenen Berater selbst- 
verständlich allein die Annahme des Entgeltes, 
das der Bauherr zu leisten verpflichtet ist, zu- 
lässig ist. Mitunter werden sogar noch ernstere 
Beschuldigungen laut; so heftete sich in einem 
norddeutschen Kleinstaate vor Jahren schlimmste 
Nachrede an einen hohen Baubeamten, der viel- 
fach Millionenaufträge zu vergeben hatte. 
Trotzdem hält der Verfasser die öffentliche 
wie die private Beamtenschaft Deutschlands in 
ihrer weit überwiegenden Mehrheit für lauter 


and? Fi Auch das, 


wird durch den Vertreter einer grösseren 


was hier über technische 
Vertrauensmänner aus freien Berufen gesagt 
werden musste, durchaus nicht verallgemeinert 
wissen. Das Tatsächliche ist aber wesentlich 
genug, um nachdrückliche Massnahmen zu recht- 
fertigen, und solche Massnahmen lägen nicht 
nur im Vorteile der Gesamtheit, sondern ent- 
sprächen besonders auch den Wünschen aller 
einwandfreien Berufsgenossen jener Unlauteren 
und gewissen Bestrebungen beruflicher Ver- 
bände. Wenn Gebeimbücher sprechen könnten 
und die Eingeweihten zu reden anfingen, würde 
Erstaunliches an den Tag kommen. Abhilfe 
tut aber um so mehr not, als bei zunehmender 
Beteiligung weiter Kreise am politischen Be- 
triebe Gefahr besteht, dass dieser Krebsschaden 
um sich frisst und auch auf andere Gebiste 
des völkischen Lebens stark übergreif. Die 
Verhältnisse der französischen Republik a 
zur Warnung dienen; gilt es doch in Frankreich 
als selbstverständlich, dass die Handelspresse 
für die Empfehlung neu auszugebender Au- 
leihen und Aktien durch Gewährung BE 
lieher Beteiligung gewonnen wird, und kann 
man es doch erleben, dass ein Franzose von 
einem nahen Verwandten, Träger eines be- 
kannten Namens, ohne jede falsche Zurück- 
haltung erzählt: ‚mon oncle, le sönateur X, 
coüte dix mille franes.‘‘ Ob Einflüsse von Be- 
lang häufig so wohlfeil zu erkaufen sind, er- 
scheint zweifelhaft; es soll bei uns aber auch 
nicht wahr werden, was ein deutscher Industrie- 
führer auszusprechen liebte: ‚Wenn jemand 
eine Bestechung ablehnt, so ist ihm zu ‚wenig 
geboten worden.“ .. 
Neben der unmittelbaren und groben Form 

der Bestechung steht, schwerer erkennbar und 
seltener fassbar oder gar strafbar, aber viel- 
leicht noch schädlicher, die mittelbare” Form. 
Auch sie tritt in verschiedener Art auf. Eine 
der gewöhnlichsten und untergeordnetsten 
Formen, die aber recht sittenverderbend wirkt 
und im Gesamten grossa Bestechungswerte um- 
schliesst, ist das Freihalten. Privatangestellte, 
Beamte, Gemeinderertreter, beratende Ver- 
trauensmänner, überhaupt Vertreter. aller Per- 
sonengruppen, die auf die Vergebung von Auf. 
trägen von Einfluss sind oder sein könne 
werden nicht selten von Auftragswerbern ein 
geladen und bewirtet. Mitunter findet geradezu 
ein Wettkampf der Bewerber in der Darbietung 
von Genüssen statt. Wo die plumpen Formen 
nicht angebracht sind, wird die Gasthalterei 
an die Form der Besichtigung von Musteran 
lagen geknüpft, Der Ingenieur einer aus 
ländisehen Behörde etwa, der sich über gewiss 
deutsche technische Anlagen unterrichten sol 


deutschen Firma vom Südende Europss bi 
nach Skandinavien geleitet und wie ein ‚König 
spazieren. gefahren, ‘ohne beträchtlich in die 
Tasche, die seine Behörde mit dem. nötigen 
Reisegelde versehen hat, greifen zu müssen. 
Unternehmer, die weniger grossartig veranlagt 
sind oder über geringere Mittel zu solche 
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Reihe feinerer Formen. 


'anhaften, 


wieklung zuzustreben, nicht aber dazu, 
N in Urformen und Unformen zurücksinken zu 
wollen, aus denen keine Auferstehung möglich 
wäre, es sei denn, dass die längst zurückgelegten 
SR Anage erneut durchmessen werden könnten. 
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i Zwecken verfügen, können gegen solche Ver- 


fahren, auch wenn ihr Angebot technisch und 
wirtschaftlich vielleicht überlegen ist, kaum 
aufkommen. Letzten Endes bezahlen aber 
Käufer oder Geldgeber die gemeinschädlichen 
Mehrkosten solcher Werbemittel — die zumeist 
nicht einmal dem Kampfe gegen ausländischen 
Wettbewerb dienen — wie überhaupt die Kosten 
einer verschwenderischen ‚‚Repräsentation“. 

‚Neben dieser gröberen Form gibt es eine 
Dem Verwandten oder 
Freund eines Mannes, der für die Vergebung 
von Aufträgen massgebend ist, wird eine er- 
giebige Stellung verschafft oder es werden ihm 
Vorteile bei einer der vielen ‚Transaktionen‘‘, 
die in grossen Unternehmungen stets im Gange 
sind, zugewendet. Dem leitenden Techniker 
eines gemeindlichen Betriebswerkes, dessen 


. Pachtung von einem Privatunternehmen erstrebt 


wird, stellt dieses Unternehmen die Anstellung 
als Direktor einer zu gründenden privaten Ba- 
triebsgesellschaft in Aussicht. So gibt es viele 
Möglichkeiten der mittleren Bestechung, die 
freilich im gesetzlichen Sinne keins Bestechung 
zu sein brauchen. 

Gegen dieses Verfahren vorzugehsn, ist im 
allgemeinen schwieriger, als es gegenüber der 
unverhüllten Bestechung möglich ist. Immerhin 
könnte eine weitfassende, scharfe Gesetzgebung 


im Verein mit einer strengen Rechtsprechung 


auch hierin Beträchtliches bessern. Wird aber 
überhaupt erst einmal gegen die jetzt fast ganz 
ungefährliche Begünstigung im Wirtschaftsleben, 
die sich mit lauterer Sitte nicht verträgt, grund- 
sätzlich mit Nachdruck Stellung genommen, so 
werden sich Furcht und Gewissen mehr als 
jetzt regen, und die Dinge werden sich bessern. 
* Man möge sich übrigens hüten, diese Aus- 
wüchse als besonderes Merkmal der bürgerlich- 
kapitalistischen Gesellschaftsordnung auszu- 
werten; es handelt sich vielmehr um Schädlich- 
keiten, die im Grunde jeder Tauschwirtschaft 
und die nur gemäss der Stufe 
unserer Wirtschaft und ‚‚Zivilisation‘‘ heute in 


entsprechender Hochzüchtung erscheinen. Man 


kann sie letzten Endes nur durch Ausrottung 
materialistischen Geistes, durch Hebung von 
Sittlichkeit und Religion bekämpfen; grober 


-  _ Materialismus beherrscht aber leider gerade 


unsere jetzige Arbeiterbewegung und aller- 
gröbster Materialismus ihre bolschewistische 
'Verrohung. Unter allen Umständen können 


Missstände, die mit einer hohen Entwicklungs- 
stufe verbunden sind, den folgerichtigen ‘Denker 


nur dazu führen, diese Missstände beseitigen 
zu wollen und einer höheren Form der Ent- 
das 
‚Gute mit dem Schlechten ausrotten oder gar 
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Karl Schlesinger, Die Veränderungen des 
Geldwertes im Kriege. Manzsche Verlags- und 
Universitäts-Buchhandlung, Wien 1916. 22 8. 
K. 60. — Verfasser skizziert die wesentlichen 
Zusammenhänge, denen während des Krieges 
die Kaufkraft unserer Valuta am Gütermarkt 
und Devisenmarkt unterliegt. Als wichtigste 
Aufgaben nach dem Kriege werden bezeichnet: 
Die Valuta überhaupt ja eher und je sicherer zu 
stabilisieren, damit der wirtschaftlichen Batäti- 
gung die feste Grundlage für ihre Bereshnungen 
geboten werde, diese Stabilisierung durchzu- 
führen, ohne dass Kreditverteuerung und Preis- 
rückgang eine langdauernde Depression auf un- 
ser Wirtschaftsleben verursachen würden, und 
schliesslich die Beschaffung ausländischen Kapi- 
tals, um "unsere Volkswirtschaft in genügendem 
Ausmasse mit Kapitalsgütern neu auszustatten. 


Karl Diehl, Ueber Fragen des Geldwesens 
und der Valuta während des Krieges und nach 
dem Kriege. Gustav Fischer, Jena 1918. 140. 
4,50 M. — Während des Krieges haben eine 
Reihe von Schriftstellern die Beibehaltung der 
„Kriegswährung‘, die in der Aufhebung der 
Bareinlösungspflicht der Noten seitens der Reichs- 
bank, der Beseitigung der Dritteldeskung und 
der Aufhebung der freien Goldprägung besteht, 
als ,‚‚Friedenswährung‘‘ befürwortet. Ihnen 
gegenüber stellt Diehl im vorliegenden Buche 
noch einmal alle die Gründe zusammen, die ihn 
veranlassen, an der Goldwährung festzuhalten. 
Nur das Prinzip der Dritteldeckung könnte s. E, 
gemildert werden, indem bestimmt würde, dass 
der Barvorrat im allgemeinen ein Drittel des 
Notenumlaufs betragen müsse, dass aber unter 
Umständen die Reichsbank auch berechtigt sein 
könnte, unter diesem Deckungsbetrag zu bleiben, 
wenn sie übar andere Deckungsmittel verfügt, 
2. B. Devisen oder Effekten. Endgültig ent- 
scheiden wird sich der theoretische Streit für 
oder gegen die Goldwährung wohl nicht lassen. 
Die Wirklichkeit dürfte der Beibehaltung der 
sogenannten Kriegswährung in Deutschland 
günstig sein. Abzuwarten bleibt freilich, ob 
der ganz andersartigen bayerischen Währungs- 
reform, die Silvio Gesell durchzuführen gedenkt, 
Erfolg beschieden sein wird. E. L. 


Eduard Wegner, Die schweizerischen Boden- 
kreditinstitute 1846— 1912. Duncker u. Humblot, 
München. 316 S. 16 M. — Die ersten beiden 
Hefte der vom Archiv für Bodenkredit der 
Bayerischen Handelsbank zu München heraus- 
gegebenen Veröffentlichungen zur Statistik des 
Bodenkredits und verwandter Gebiete be- 
handelten die deutschen Bodenkreditinstitute 
1900—1909 und die Bodenkreditinstitute 
der Osesterreichisch - Ungarischen Monarchie 
1841—1910. Das vorliegende dritte Heft dieser 
Sammlung enthält eine Darstellung der schweize- 
rischen Bodenkreditanstalten von 1846—1912. 
In einem ersten Abschnitt werden die hypothekar- 
rechtlichen Verhältnisse der Schweiz, im zweiten 
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Abschnitt /die allgemeine geschichtliche Ent- 
wickelung der schweizerischen Bodenkredit- 
institute und der heutige Stand ihrer Organi- 
sation kurz geschildert. Die Reformbewegungen 
auf diesem Gebiete werden in einem weiteren 
Abschnitt besprochen. Einige Bemerkungen 
über die Statistik der schweizerischen Boden- 
kreditinstitute sollen den Inhalt des allgemeinen 
Teiles der Arbeit vervollständigen. Der Haupt- 
teil der Untersuchung bringt dann die historisch- 
statistische Einzeldarstellung der Bodenkredit- 
institute und gibt am Schluss zusammenfassende 
tabellarische Uebersichten. Es ist beabsichtigt, 
in späteren Heften eine Fortsetzung der vor- 
liegenden Arbeit zu bringen. 


Kleinsiediung und Kriegeransiedlung. Drei 
Gesetzentwürfenebst Erläuterungen. Hefi Nr.31, 
der Schriften des Schutzverbandes für Deutschen 
Grundbesitz (E. V.). Berlin 1918. — Dis vor- 
liegenden Grundsätze für ein Reichs-Siedlungs- 
gesetz, ein Reichs-Geldbeschaffungsgesetz und 
ein Kriegerheimstättengesetz verfolgen das Ziel, 
einen Weg zu suchen, wie eine Kleinsiediung 
im allgemeinen und eine Kriegeransiedlung im 


besonderen ermöglicht werden könnte, die im. 


Rahmen des Erreichbaren bleibt und deshalb 
Enttäuschungen nicht hervorruft. 


M. Brahn, Wann und wie kann man so- 
zialisieren? B. G. Teubner, Leipzig 1919. 248. 
80 Pfg. — Aus Vorträgen und Aussprachen 
unter Arbeitern hervorgegangen, will das vor- 
liegende Schriftehen unter Ausschaltung aller 
theoretischen Erörterungen eine Verständigung 
über die Folgen anbahnen, die eine sofortige 
Sozialisierung nach Ansicht des Verfassers für 
das deutsche Volk haben würde. „ 


H. Giebel, Die Frage der Verstaatlichung 
der Kaliindustrie. Julius Springer, Berlin 1918. 
128 S. 6 M. — Verfasser prüft eingehend die 
Voraussetzungen und Bedingungen der Renta- 
bilität eines Staatsmonopols und stellt zahl- 
reiche Gefahren und Nachteile fest, die ein 
solches Monopol in sich schliesst. Verfasser 
empfiehlt statt dessen den Ausbau der Abgabe 
auf den d2K2O zu einer Kalisteuer. 


Joh. A. Hobson, Die offene Tür. Uebersetzt” 


von Dr. W. Borgius. Berlin 1918. 20 8. — 


Der vorliegende Vortrag ist entstanden im Auf- . 


trage der sich mit dem Studium des Problems 
einer Politik der offenen Tür befassenden inter- 
nationalen Studienkommission, die von der 
internationalen Friedensgesellschaft in den 
Niederlanden eingesetzt war. 


Bernhard Schmeidler, Vom Vikingerschiff 
zum Handelstauchboot. Quelle & Meyer, Leipzig 
1919. 868. 1,50 M. — Die Vorträge des Ver- 
fassers über Deutschlands Seeschiffahrt und 
Seehandel von den Anfängen bis zur Gegenwart 
schildern anschaulich die Geschichte der schweren 
Kämpfe, die Deutschland auf seinem Wege zur 
Welthandels- und Weltverkehrsmacht hat be- 
stehen müssen. Der wechselvollen, aber doch 
siegreich aufstrebenden Entwicklung unserer 


Verantwortlicher Schriftleiter: Dr. Hermann Deite- Berlin W 30, Goltzstrasse 28. 


. Erläuterungen, ‘Wiedergabe und Verarbeitung 


wenig einheitlich und sogar von widersprechen- 


‚gabe, die von einem Juristen — B. ist Professor 


 kratischer Verlag Zehlendorf. 
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Seeschiffahrt dürfen wir wohl die Hoffnung und 
den Trost entnehmen, dass der jetzigen eitds 
Zusammenbruchs wieder eine Zeit des Aufstieg 
und der Blüte — wenn auch erst nach harten 
Kämpfen und Ringen — folgen wird. 


Fritz Koppe und Paul Varnhagen, Umsatz- 
steuergesetz. Spaeth u. Linde, Berlin 1918. 
6,60 M. u. 10° Kriegsteuerungszuschlag. — 
Die vorliegende Handausgabe des Umsatzsteuer- 
gesetzes vom 26. Juli 1918, welche zugleich =” 
die 6. Aufl. des „Gesetzes über einen Waren- 
umsatzstempel‘ der gleichen Verfasser darstellt, 
ist den Bedürfrissen von Handel und Industrie 
ausgezeichnet angepasst. Eine allgemeine En- 
führung, durch zahlreiche Beispiele bereichrte 


der Ausführungsbestimmungen, vor allem in 
besonderes Kapitel über die neue Steuer-Buch- 
führung mit zahlreichen Mustern, endlich ein 

ausführliches Inhaltsverzeichnis lassen den neuen 
Koppe-Varnhagen als empfehlenswert erscheinen. 


Ernst Blumenstein und Arnold Gassmaun, 
Die schweizerische Zollgesetzgebung. Textaus- 
gabe mit Einleitung, Verweisungen und Sach- 
register. Orel Füssli, Zürich 19:18. 3138. 
12 Fr. — Ein sachkundiger Führer durch das 
schweizerische Zollrecht, das in seinem Aufbau 


den Bestimmungen nicht frei ist, dürfte den 
beteiligten Kaufleuten, Industriellen, Spedi- 
teuren, sowie Beamten der Verkehrsanstalten 
willkommen sein, Die vorliegende Gesetzesaus- 


der Rechte in Bern — und einem Zollfachmann 
— G. ist Oberzollinspektor daselbst — veran- 
staltet wurde, weist manche für den praktischen 
Gebrauch wichtige Vorzüge auf: der Wortlau 
der Erlasse ist nach der gegenwärtig in Kraf 
stehenden Fassung wiedergegeben, den einzelne 
Vorschriften sind Verweisungen beigefügt, wo 
durch der innere Zusammenhang zwischen ihnen 
deutlich wird, ausserdem ist der Inhalt jedes 
einzelnen Artikels auf dem Rande durch ei 
Stichwort kenntlich gemacht, auf 37 Beilage 
sind die Zollbegleitspapiere in vorschriftsmässiger 
Form und Farbe wiedergegeben, ein sehr eingehen- 
des Sachregister erleichtert das Auffinden jedes 
einzelnen Gegenstandes. EN 


Alfred Kuhlo, Jahresbericht des Bayerischen 
Industriellen - Verbandes E. V. für 1917/18. 
München 1918. 47 S. N 


Bergsträsser, Das schwarz-rot-goldene Paı 
lament und sein Verfassungswerk. Demo- 
16 S. 75 Pf. — 
Verfasser hebt in seiner Darstellung der Auf- 
gabe und Bedeutung der Frankfurter National- 
versammlung die Aehnlichkeit der Verhältnisse 
zwischen 1848 und 1918 hervor, betont aber 
auch die grundwichtige Aenderung, die darin 
besteht, dass Marx und Engels dem kurz vor 
der Revolution von 1848 veröffentlichten Kom- 
munistischen Manifest nicht deutsche, sondern 
englische Verhältnisse zugrunde legten. 


te 


systematischer Anordnung. 
' „einrichtungen des Intituts gestatten die Auf- 
Rücksicht auf die Grössen. 


 Jasst. — 


| konnte, 


Be deis-Hochschul- Nachrichten. 
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„Deutschen Wirtschafts- Zeitung“. 
Schriftleitung:: 
Diplom-Kaufmann WALTER PFUNDT c> Diplom-Kaufmann Professor.Dr. W. PRION. 


Alle für die Schriftleitung bestimmten Sendungen sind an die Schriftleitung 
der „Deutschen Wirtschafts - Zeitung“, Berlin SW., Kochstrasse 67, zu richten. 


Die Werbewissenschaftliche Abteilung 
üss Befriebswissenschaftlichen Instifufs 
an der Handelshochsshule Mannheim. 


Wir haben in diesen Blättern bereits wiederholt über 
das Betriebwissenschaftliche Institut an der Handelshochschule 
Mannheim berichtet, das in grossangelegter Weise sich zum 
Ziel setzt, die Verhältnisse der privatwirtschaftlichen Unter- 
nehmung zu erforschen und damit sowohl der Wissenschaft 
wie der Praxis zu dienen. Das Institut gliedert sich wie 
folgt: Werbewissenschaftliche Abteilung, Wirtschaftpsycho- 
logisches Laboratorium, Abteilung Organisation, Literarische 
Sammelstelle. Ueber die Art, in der das Institut arbeitet, 
unterrichtet die nachfolgende Darstellung der Werbe- 
wissenschaftlichen Abteilung. Die Schrittleitung. 


Die Werbewissenschaftliche Abteilung des 
Betriebswissenschaftlichen Instituts dient For- 
schungs-, Lehr- und Auskunftszwecken. Sie 
umfasst die werbewissenschaftlichen Samm- 
lungen, 'die Untersuchungsstelle für Werbe- 
wirkung, den werbewissenschaftlichen Sonder: 
Kurs. 

Die werbewissenschaftlichen Samm- 
lungen haben die Aufgabe, eine möglichst 
vollständige Vorstelluug von unserem heutigen 
Werbewesen zu vermitteln (Reklamemuseum). 
Es werden vor allem die. verschiedenartigen 
Mittel in Originalbelegen gesammelt, durch die 
Reklamewirkungen erzielt werden. Diese 
Werbemittefammlungen sind nach drei 
Gesichtspunkten zusammengestellt. Die erste, 
die Sammlung nach Mitteln, enthält viele 
typische Belegstücke aller Werbemittel in 
Die Sammlungs- 


stellung aller hierzu gehörigen Objekte ohne 
Besonders hervor- 
zuheben ist die wissenschaftlich durchgearbeitete 
Plakatsammlung, die gegen 4000 Blatt um- 


In der zweiten Werbemittelsammlung, der 
Sammlung nach Sachgruppen, werden 
ohne irgendwelche Ausnahmen alle erreichbaren 
Werbemittel systematisch sachlich nach Waren- 
arten, Betriebsformen, Geschäftszweigen und 
sonstigen Anwendungsgebieten geordnet auf- 
bewahrt. Das so gesammelte Vergieichsmaterial 
gibt wertvolle Aufschlüsss über die Benutzung 
der einzelnen Werbemittel und ihr Ineinander- 


arbeiten. — 


In der dritten Werbemittelsammlung, der 


Sammlung nach Künstlern, sind alle 
Kr erreichbaren Werbemiittel, deren Schöpfer 
namentlich in Erfa hrung gebracht werden 


ihrem künstlerischen Urheber 
Diese Sammlung, die 


nach 
Beatmung aufbewahrt. 


sich auf alle Gebiete der Gebrauchsgraphik 
erstreckt, orientiert über besondere Begabung 
für bestimmte Zwecke oder Mittel und er- 
möglicht zweckmässige Auswahl. — 

Die Werbemittelsammlungen können 
nur durch wirksame Mitarbeit der 
rsklametreibenden Firmen, der Re- 
klamekünstler und der Druokanstalten 
auf dem Laufenden gehalten werden. 
An die Reklamepraxis wird daher die 
Bitte gerichtet, die Sammlungen durch 
regelmässige Ueberweisung von Re- 
klamematerial zu unterstützen. Da das 
Material in die verschiedenen '-Samm- 
lungen einzuordnen ist, wird dringend 
die Uebersendung in dreifacher Aus- 
fertigung erbeten. 

Die drei bisher genannten Sammlungen 
stellen die Mittel der Werbung dar; die Kennt- 
nis der Organisation geben die Werbe- 
organisationssammlungen, von denen die 
wichtigeren hisr aufgeführt seien: 

DieSammlungWerbeorganisation stellt 
die verschiedenartigen Methoden zusammen, die 
neuzeitlich eingerichteten Reklamebetrieben zur 
Durchführung ihrer Aufgaben zur Verfügung 
stehen. — 

Die Sammlung Druckwesen enthält 
neben Arbeitsproben zu den verschiedenartigen 


' Drucktechniken, die den Werdegang bis zur 


fertigen Drucksache zeigen und sonstigem An- 
schauungsmaterial vor allem die Sammlung der 
Musterbücher der Schriftgiessereien. Sie weist 
fast vollständig die in Deutschland geschnittenen 
Druckschriften in Musterbüchern und Arbeits- 
proben auf und ist bei der Bedeutung der 
Sohriftwahl bei Werbedrucksashen von grossem 
praktischen Werte. — 

Die Sammlung Zeitungswesen um- 
fasst einmal die von Firmen -herausgegebenen 
Hauszeitungen für Kunden und Angestellte, 
vor allem die Kriegsmitteilungsblätter, dann 
aber auch alles übrige zum Zeitungs-, Zeit- 
schriften- und Annoncenexpeditionswesen ge- 
hörige Material. Mit der Anlage einer umfiang- - 
reichen Auskunftssammlung, nie Belegexemplare 
und Tarife aller in Deutschland erscheinenden 
Fachzeitschriften und der wichtigsten Tages- 
zeitungen enthalten wird, ist begonnen worden. — 

Die Sammlung Werbevereinswesen 
sammelt regelmässig die Veröffentlichungen der 
Verbände und sonstigen Organisationen, die 
sich mit dem Werbewesen befassen. — 

Die Sammlung werbewissenschaftt- 
liche Literatur, die Bücherei der werbe- 
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wissenschaftlichen Abteilung, enthält die ge- 
samte im Handel käufliche Reklameliteratur 
sowie die wichtigsten Werke über Druckwesen, 
Zeitungswesen und ähnliche dam Werbewesen 
nahestehende Gebiete. Eine Sammlung von 
Zeitungsausschnitten dient zur Ergänzung. 

Endlich ist noch die umfangreiche Licht- 
bilder- und Filmsammlung zu nennen, in 
der vor allem solche Objekte in Diapositiv und 
Film festgehalten sind, die anderswie sammlungs- 
mässig nicht erfasst werden können. 

Die werbewissenschaftliche Abteilung ist 
Mitglied folgender Fachvereine: Verein 


der Reklamefachleute, Berlin; Verein der Plakat- - 


freunde, Berlin; Deutscher Buchgewerbeverein, 
Leipzig; Verein für Exlibriskunst und Gehrauchs- 
graphik, Berlin. 

Auf Grund der Sammlungsunter- 
‚lagen erteilt die Abteilung jede ge- 
wünschte Auskunft über Fragen des 
Werbewesens. Ausserdem sind die 
Sammlungen nach Massgabe der all- 
gemeinen Institutsbedingungen den 
Beitragszeichnern des Betriebswissen- 
schaftlichen Instituts mit Ausnahme 
der Mittelsammlung nach Sachgruppen 
zugänglich. 

Die Untersuchungsstelle für Werbe- 
wirkung prüft für Forschungszwecke oder im 
Auftrage Dritter Werbemassnahmen und Werbe- 
mittel auf ihre Zweckmässigkeit, insbesondere 
die Wirkung der einzelnen Werbemittel, ihre 
Sinnes-, Aufmerksamkeits-, Vorstellungs-, Ge- 
dächtnis-, Gefübls- und Willenswirkung und 
ermöglicht es dadurch, das wirksamste und 
zweckmässigste Mittel festzustellen, bevor 
tausende von Mark vielleicht unnütz für ein 
wertloses oder weniger wirkungsvolles aus- 
gegeben sind. Die Untersuchungsstelle ist mit 
den erforderlichen Hilfsmitteln ausgestattet. 

Die Untersuchungsstelle für Werbe- 
wirkung ist in der Lage, der Reklame- 


praxis durch exakte experimentelle 
Untersuchungen, die in Verbindung 
mit einem psychologischen Labo- 


ratorium gemacht werden, einwandfreie 
Gutachten über alle Fragen der Werbe- 
wirkung zu geben. 

Der werbewissenschaftliche Sonder- 
kurs übernimmt die unterrichtliche Verwertung 
der. werbewissenschaftlichen Sammlungen und 
der Untersuchungsstelle. 
vorbereitung für solche Studierende und 
Hospitanten der Handels-Hochschule Mannheim, 
die in der Praxis Stellen als Werbefachleute, 
als Beamte in Verkehrsvereinen, bei Bade- und 
Kurorten usw. einzunehmen beabsichtigen. 
Nach erfolgtem Ausbau wird er folgende Vor- 
lesungen umfassen: e 

Einführung in das Werbawesen, Allgemeine 
und besondere ;Werbelehre mit werbekundlichem 
Praktikum, Werbewissenschaftliches Seminar 
(als Abteilung des Betriebswissenschaftlichen 


Seminars), Werbekundliche een und 


Besichtigungen. 


Er dient als Berufs-. 
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' Ausserdem ist Feklamabaflisenen. Stu 
dierenden Gelegenheit geboten, sich als wissen. 
schaftliche Hilfsarbeiter der werbewissenschaft 
lichen Sammlungen mit ihrem besonderen 
Studienfach auch praktisch vertraut zu machen. 
Ueber diese Tätigkeit wie über den Erfolg des. ? 
Besuches der Vorlesungen und Uebungen werden 
auf Wunsch besondere Zeugnisse ausgefertigt 

Drucksachen über die Gesamtorganisation 
.des Betriebswissenschaftlichen Instituts stehen. 
auf Wunsch zur Verfügung. 


L 


Promotion und Handels-Hochschalsfudium 
an der Universität Frankfiurf aM. 


Die Wirtschafts- und Sozialwissenschaftliche. 
Fakultät der Universität Frankfurt a.M. hat 
die Zustimmung des Ministers für Kunst, Wissen- 
schaft und Volksbildung zu einer für Diplom- 
Kaufleute und Diplom-Handelslehrer wichtigen 
Abänderung ihrer Promotionsordnung erhalten 
In Zukunft können mit Genehmigung des 


Personen zugelassen werden, 
Prüfungen für Diplom - Kaufleute, 
Handelslehrer, Verwaltungs- und Sozialbeamte 
oder Versioherungsverständige mit der Note 1 
-oder 2 bestanden haben und ein um mindesten: 
zwei Semester verlängertes Studium nachweisen 
das auch allgemein bildende Fächer (wie Philo- 
sophie, Geschichte usw.) zu umfassen hat. I a 
diesem Falle muss die Gesamtnote der Dome A 
prüfung mindestens auf ‚Gut‘‘ lauten. : 


Bereits früher hat die Fakultät zu 8 2 ihrant 
Promotionsordnung, der die Anrechnung dei 
auf Technischen, Landwirtsehaftlichen un 
Handels- Hochschulen verbrachten Semester aus- 
nahmsweise gestattet, folgenden Beschluss ge- 
fasst: „Von den auf Handels-Hochschulen ve | 
brachten Semestern rechnet die Fakultät 
allgemeinen drei und bei Kandidaten, welo 
die kaufmännische Diplom- oder Handelslehr 
prüfung abgelegt haben, vier Semester an. Z 
Anrechnung einer höheren Semesterzahi bedar 
es in jedem Falle eines besonderen Beschlus 
der Fakultät.‘ 

Die besondere Berücksichtigung, ja Gle 
stellung des Handels-Hochschulstudiums mit g: 


Klhriskkune des Studiums 
die staatswissenschaftliche Doktorprüfung, 
von der Universität Frankfurt herausgege 
werden. Es wird darin empfohlen, das Stu 
so anzulegen und durchzuführen, dass 
Kandidat am Schlusse des vierten Seme: 


zulegen imstande ist: Der Prüfung für Dipl s 
Kaufleute, der Prüfung für Diplom-Handelslehre 
die Verwaltungs- und Sozialbeamtenprüfu 
. und die vorsicherungswissenschaftlicho Diplo: 
Prüfung. Kandidaten, die eine dies 


- Diplomprüfungen in Frankfurt oder an 
> einer anderen deutschen Hochschule be- 
PRS‘ standen haben, können darauf rechnen, 
2 dass ihre dabei bewiesenen Kenntnisse 
in der mündlichen Doktorprüfung Be- 
rücksichtigung finden. ! 
Erst nach Abschiuss dieses Studienganges 
® sollten die Studierenden die Ausarbeitung einer 
Dissertation in Angriff nehmen. 

Die weiteren Ausführungen in den ‚Rat- 
schlägen‘‘ beziehen sich auf die Zusammen- 
stellung der Prüfungsfächer. Die Privatwirt- 
schaftslehre. ist vorgeschriebenss Hauptfach. 
Es wird von dem Kandidaten verlangt, dass 
er sich ausser mit dem allgemeinen Teil mit 
mindestens einem der drei Teilgebiete (Industrie- 
betriebslehre, Bankbetriebsiehre, Warenhandels- 

betriebslehre) näher beschäftigt hat. 


Dissertation der Privatwirtschaftslehre ent- 


nommen, so hat er sich mit mindestens zwei 


Teilgebieten eingehender zu befassen. 
' Das Prüfungswesen für studierende Kauf- 
‚leute ist somit an der Wirtschafis- und Sozial- 
ne wissenschaftlichen Fakultät der Universität 
' Frankfurt a.M. auf das befriedigendste geregelt. 
Zu beseitigen bleiben nur noch zwei Schönheits- 
fehler: Der Wortlaut des $ 2 der Promotions- 
ordnung, der von der „ausnahmsweisen‘ An- 
. reshnung der Handels-Hochschulsemester spricht, 
FR: und der Doktortitel selbst. Die Fakultät ver- 
RU leihit den Doktor der Staatswissenschaften 
(Dr. rer. pol... Diese Bezeichnung wird der 
Rolle nicht gerecht, die die Privatwirtschafts- 
Krk lehre bei Studium und Prüfung des Doktoranden 
spielt. Es wäre zu wünschen, dass nach dem 
Vorbilde einer schweizerischen Universität der 
„‚Doktor der Wirtschaftswissenschaften‘‘ ver- 
liehen werden würde. 


u Forderungen der Sfudentenschäff 
0 ,..der Kandels- Hochschuls heipzig. 
Der Allgemeine Studentenausschuss der 
 Handels-Hochschule Leipzig hat kürzlich eine 
or Entschliessung gefasst, in der Forderungen 
erhoben werden, die sich mit denen decken, die 
hier in der Nummer vom 1.4. d. J. (Aufsatz 
„Universität Cöln‘‘) gestellt worden sind. Die 
 Enischliessung zeigt, dass die in jenem Aufsatz 
angeschnittenen Probleme der Handels-Hoch- 
schulorganisationen auch bei den Studierenden 
der Handels-Hochschulen empfunden werden. 
Die massgeblichen Stellen — Ministerien und 
 Hochschulbehörden — werden bei solcher Ueber- 
 einstimmung der Absolventen und der Studieren- 
den der Handels - Hochschulen nicht umhin 
_ können, den gestellten Forderungen ernstlioh 
Beachtung zu schenken. Die Entschliessung 
lautet: 
0 „Der am 2. Juni 1919 vom Studentenaus- 
schuss satzungsgemäss einberufenen allgemeinen 
Studentenversammlung der Handelshochschule 
zu Leipzig ist bekannt, dass die Stellung der 
 Staatswissenschaften an der Universität Leipzig 
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innerhalb der Fakultät eine Aenderung erfahren 
und dadurch eine Angliederung der Privat- 
wirtschaftslehbre an die Nationalökonomie er- 
folgen soll. Durch den Ausbau der Privat- 
wirtschaftslehre, die bis jetzt an der Handels- 
hochschule als der einzigen Leipziger,Hochschule 
gelehrt wurde, würde der Handelshochschule 
eine übermächtige Konkurrenz erstehen und 
sicherlich die besten Dozenten entzogen werden. 
Auch würden diejenigen Studierenden dann nicht 
mehr die Handelshochschule besuchen, die jetzt 
nach bestandener Diplomprüfung noch zum 
Dr. rer. pol. promovieren wollen; es wäre ihnen 
dann auch auf der Universität Gelegenheit zu 
ksufmännischer Ausbildung gegeben. Ein grosser 
Nachteil beim Uebergang zum Universitäts- 
studium besteht jetzt noch darin, dass die 
Handelshochschulsemester auf den Universitäten 
nicht voll angerechnet werden. Die oben er- 
wähuten Umstände würden ein Herabsinken der 
Leipziger Handelshochschule zu einer Handels- 
lehranstalt unvermeidlich machen, besonders 
bei ihrer unhaltbaren Zwitterstellung eines zum 
Teil selbständigen, zum Teil der Universität 
angegliederten Institutes. Die Erreichung des 
vorgesehenen Bildungszieles würde dadurch für 


' die gesamte Studentenschaft unmöglich. 


Deshalb fordert die Studentenschaft der 
Leipziger Handelshochschule: 

1) Vollständige Eingliederung der Handels- 
hoshschule in die zu errichtende staats- und 
wirtschaftswissenschaftliche Fakultät nach 
dem Muster von Frankfurt am Main und 
Köln. (Diplomkaufmann, Handelslehrer- 
prüfung uach sechs Semestern innerhalb 
der Fakultät, und Dr. rer. pol.) 

Falls eine rechts- und staatswissenschaftliche 
Fakultät errichtet wird, soll diese nur als 
ein Uebergangsstadium zu dem unter 1) 
ausgeführten Ziele betrachtet werden. 
Sofortige volle Anrechnung von Handeis- 
hochschulsemestern auf allen reichsdeutschen 
Universitäten (philosophische bezw. staats- 
wissenschaftliche Fakultäten) 

a) für Studierende mit Maturitätsexamen, 

b) ” „ ohne „ 
die das Diplom erlangt und dadurch ein 
Sondermass von Kenntnissen gezeigt und 
die Fähigkeit zu wissenschaftlicher Arbeit 
bewiesen haben. 


2 


ze 


3) 


Berlin. Geh. Regierungsrat Professor 
Dr. Schuhmacher ist als Dozent im Neben- 
amt an die Handels-Hochschule Berlin berufen 
worden und wird im Sommer-Semester Vor- 
lesungen über allgemeine Volkswirtschaftslehre 
halten. 

Für den nach Göttingen berufenen Professor 
Dr. Esslen wird Professor Dr. Eulenburg 
im Sommer-Semester das Kolleg über Volks- 
wirtschaftspolitik abhalten. 


Die durch den Fortgang von Prof. Dr. Binz 
nach Frankfurt (Main) erledigte Choemiepro- 
fessur an der Handels-Hochschule Berlin haben 
die Aeltesten der Kaufmannschaft von Berlin 
durch Berufung von Prof. Dr. Straus neu 
besetzt; die ministerielle Bestätigung der 
Berufung ist erfolgt. — Prof. Dr. Fritz Straus, 
geb. 1877, studierte Chemie in Freiburg i. S., 
Heidelberg und München, wo er 1901 promo- 
vierte. Er wurde hier Assistent von Prof. 
J. Thiele, übersiedelte mit diesem 1902 nach 
Strassburg und habilitierte sich dort 1905. 
1907 wurde er zum Leiter der organischen 
Abteilung des chemischen Instituts, 1910 zum 
Professor ernannt. Seine bisherige Vorlesungs- 
tätigkeit erstreckte sich besonders auf Benzol- 
derevate, Teerfarbstoffe, organische Reaktionen 
in ihren Zusammenhängen und Alkoloide. 
Seine wissenschaftlichen Arbeiten sind meist in 
den Berichten der Deutschen Chemischen Gesell- 
schaft und in Liebigs Annalen der Chemie 
veröffentlicht worden. 


Die schon seit Jahren an der Handels-Hoch- 
schule Berlin nebenamtlich tätigenProfessoren 
Dr. Tiessen und Dr. Wegener sind zu 
hauptamtlichen Dozenten für Wirt- 
schaftsgeographie an der Handels-Hoch- 
schule Berlin berufen und als solche von den 
Ministern für Handel und Gewerbe sowie für 
Wissenschaft, Kunst und Volksbildung bestätigt 
worden. Beide Gelehrts sind aus der Schule 
des Prof. Frhr. von Richthofen hervorgegangen. 
Prof. Dr. Ernst Georg Tiessen wurde 
1871 geboren, studierte in Königsberg und 
Berlin und promovierte 1895. 1902 erschien 
sein Werk ‚China, das Reich der 18 Provinzen. 
Die allgemeine Geographie des Landes.‘‘ Nach 
dem 1905 erfolgten Tode von Richthofens fiel 
ihm nach letztwilliger Bestimmung die Aufgabe 
zu, aus dem Nachlass des Verstorbenen den 
noch nicht vollendeten dritten Band seines 
Werkes über China herauszugeben. Tiessen 
ist Herausgeber der seit 1893 erscheinenden 
Allgemeinen Wissenschaftlichen Barichte. 
Prof. Dr. Wegener wurde 1863 geboren und 
studierte in Heidelberg, Leipzig, Berlin und 
Marburg, wo er 1891 promovierte. Nachdem 
er auch das Oberlehrerexamen gemacht, begab 
er sich auf zwei Jahrzente währende Studien- 
reisen nach sämtlichen Kontinenten und Meeren, 
mit Ausnahme des Antarktischen. Ueber diese 
Reisen hat er eine grosse Anzahl von Berichten 
in wissenschaftlichen Zeitschriften sowie in 
Buchform veröffentlicht. 


Cöln. Bei der Immatrikulation am 3. Mai 
d. J. erwähnte Geh. Regierungsrat Professor 
Dr. Eckert, dass für die Zulassung zum 
Studium an der wirtschafts- und sozialwissen- 
schaftlichen Fakultät der Universität Cöln die 
gleichen Voraussetzungen gelten werden wie an 
der früheren Handels-Hochschule und die kauf- 
männische Diplomprüfung könne unter den- 
selben Bedingungen wie bisher abgelegt werden. 


Für die Schriftleitung der „Handels-Hochschul-Nachrichten“ verantwortlich; Diplom-Kaufmann Walter Pfundt, Brandenburg a. H.., er, 
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Das Doktorexamen bilde nicht eine Ergänzungs- 
prüfung zum Diplomexamen, sondern wird 
unabhängig davon nach mindesten sechs 
Semestern abgelegt werden können. j 


beipzig, Im laufenden Sommer-Semester 
sind insgesamt 742 Studierende (588 Inländer B EB 
und 154 Ausländer) eingeschrieben, darunter Br, 
244 neu immatrikulierte (221 Inänder nd 
23 Ausländer). In vorstehenden Zahlen sind 7 
euch 23 studierende Damen enthalten (22Inl., 
1 Ausl.), davon 7 neu-immatrikulierte Damen. 
Die Zahl der Hörer beträgt 102 (98 nl, 
4 Ausl.), darunter 3 Damen. Von den Stu 
dierenden stammen 329 aus Sachsen, 171 au 
Preussen, 38 aus den übrigen deutschen Bundes-- nr 


. staaten; die 154 Ausländer verteilen sich mit 


83 auf Oosterreich und Ungarn, 48 auf Bul- 
garien, der Rest auf andere Staaten. Von den 
742 insgesamt Immatrikulierten haben im lau- 
feaden Sommer-Semester infolge der Kriegsein- 
flüsse etwa 200 keine Vorlesungen belegt. 
Ueber das Alter und die Vorbildung der Nenn 


Immatrikulierten geben nachstehende Tayn u 
bellen Auskunft: Ye A: 
Alter: Inl. Ausl. ZUB. Kr n ’ 
18 Jahre . 12.18 RE 
19 Au BE Gh 
BON, ; FERIEN. 
Da 5 2 
22 ss 23 6. 
EA 202 
Darıaı, 7 
DB, BEN 
BE Bi. ee un, oe 
über 80. 7, sul 
A! 23 
Vorbildung: Inl. Ausl. zus. 
Abiturienten von Gymnasien . 27 DW “ 
u „ Realgymnasien 38.12 a0 
1 ‚„ Oberrealschulen . 33 3 36 
7 „ höh. Handelsschulen — 4 
Seminaristisch gebildete Lehrer 13 — 
Kaufleute mit Ein.-Freiw.-Zeugn. . 109 


Aus anderen Berufsarten . . . 12 3 
Dallas 24 


Mannheim. An der Handels- Hochschule 
sind im Sommer-Semester 1919 eingeschrieben 
419 Studierende (325 im vorigen Semester), 
660 (350) Hospitanten, 416 (535) Hörer, ein- 
schliesslich der Besucher einer öffentlichen, 
unentgeltlichen Vorlesung. Neu aufgenommen 
wurden 180 Studierende, abgegangen sind 86. 
Unter den Studierenden befinden sich noch se 
68 Kriegsurlauber (grösstenteils in Gefangen- 0 
schaft befindl. Studierende) und 23 Damen. 
Die Zahl der Hospitanten und Hörerundderortts- 
anwesenden Studierenden hat sich im Sommer- 
Semester 1919 auf 1397 erhöht. Sie betrug 
im letzten Winter-Semestor 1100 und im vorigz Dirt, 
Sommer-Semester 786. er 


' Vermittelung der 


N wi ; Neue Boden-Aktiengesellschaft 


Gewinn- und Verlust-Konto. 


Debet. M 4 
Vortrag aus 1917 ..|13 000 000! — 


Bilanz-Konto 
per 31. Dezember 1918. Teilschuldverschrei- 
bungen-Zinsen ....| 769 301ı— 

Aktiva. AM 4 | Hypothekenschuld.- 

Hypoth.-F orderung. .121 078 763131 Zinsen auf Haus- 
Hausgrundstücke ...|12 325 763159 | grundstücke ...... 451 63288 
Bauterräins ........|16 866 43371 Verwaltung d. Haus- 
Baumschule........ 50001— | grundstücke ...... 225 262/81 
Grundschuld.-Forder. 1|— | Grundst.-Reparatur. 80 402162 
Konsortial-Konto I. 1|— | Handlungsunkosten .| 47585042 
Konsortial-Konto II| 9 170 298113 Zinsen aus laufenden 

Effekten ....... „| 2079 134/62 | Geschäften ....... 300 779125 
G. m. b. H.-Anteile.| 603 052)— | Bis 31. Dezemb. 1918 

Debitoren RAN 2 784 369137 gezahlte Reorgani- 

Mobiliar u. Inventar 1— | sationskosten .....| 95482149 
Aval-Debitoren Hypothekenschuld.- 

M. 415 456.— Zinsen und Grund- 
Kantions-Wechsel..| 1250001 | steuern usw....... 594 836190 
Kautions-Bffekten Abschreibungen ....| 358 413/50 

. M. 799 200.— 16 351 961/87 
Pensionsfds.-Effekt..| 186 915 — 
TR 88 656/20 Kredit. M. sr 
Bankguthaben.......| 6 214 372/21 ep 13 000 0001 — 
71 477 761104 | Hypothekentorder.- 
LE zen ....] 718 579/66 
, Passiva. A | 4] Eingänge auf früher] 
Aktienkapital...... 21 500 0001 — abgeschr. Hypoth., 
Teilschuldverschreib,|19 581 600— | Debitoren usw. ... 57 956148 
. Fällige Teilschuld- Konsortial-Konto I. 9 569145 
verschreibungen....| 821830150 | Konsortial-Konto II] 86. 081/91 
Teilschuldverschrei- Bauterrains ........ 49 66170 
bungen-Agio......| 363 706|— | Hausgrundstücke...| 140 243/85 
Teilschuldverschrei- Provisionen abzügl. N 
bungen-Zinsscheine| 36847525] gezahlt. Beträge .. 7 993124 
Hypothekenschulden|17 098 898/49 | Mieten und Pachten| 915 666144 
itoren „2.......1 5 698 746184 Entnahme aus der 
Aval-Kreditoren....| 125000 — Rücklage: 
Kautionen 799 200.— Hypothekenzinsen 
Pensionsfonds ......| 261 560/24] „.Grundsteuer.usw. 
Avale....415 456.— für eig. u.Konsort.- 
Rücklage..........| 6397 643|72 Terraina 594 836,90 
Verlust 
f. 1918. .776372,29| 1 371.209 19 
16 351 961/87 


Berlin, den 3. Juli 1919. 
Die Direktion. 


1 477 761/04 | Eichmann, Dr. Neumann. Lande. 


Deutsche Hypothekenbank (Aclien-besellschaft) Berlin. 


_ Teilkündigung der 4 !/a °/o Hypothekenpfandbriefe Serie 17. 


Von den im Jahre 1907 verausgabten M 20000000 unserer 
41/,0/, .Hypothekenpfandbriete Serie 17 kündigen wir hiermit einen 
Teilbetragg von Mi 10000000 und zwar die mit dem Aus- 


stellungsdatum „15. Juli 1907“ versehenen Stücke zur Rück- 


zahlung am 3I. Oktober 1919. 
Die Einlösung erfolgt am 31. Oktober 1919 zum Nenn- 
wert zuzüglich 41/,0/, Zinsen vom 1. Juli bis 31. Oktober 1919 durch 


anken und Bankiers oder direkt an unserer 


Kasse Berlin N. W. 7, Dorotheenstr. 44. Wir sind bereit, die 


Banken und Bankiers erhältlich. 
Berlin, den 10. Juli 1919. 


A . gekündigten Stücke schon jetzt mit Zinsen bis zum Einlösungs- 
' tage zurückzuzahlen. Ausführliche Bekanntmachungen sind bei den 


Deutsche Hypothekenbank (Actien-Gesellschaft). 


Dr. Hirte. 


Dr. Lippelt. 


fiherli in den ap en Seelen 
madtvollen Ge 
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| x Erziehung zum Staatsbürger 


„Teoß der reihen Stile feines Inhalts ift das Buch) von einem Guffe und vermag 
tung und €H h ö 
ilde des Deutfchen Reiches.” Blätter für höheres Schulwefen, 


Don De. ©. Eeuze, 
124 ©, Geh. 1.1.29 


cht zu erweden vor dem 


| Jise, 


DEUTSCHE WIRTSCHAFTS-ZEITUNG 


Bergbau-Actiengesellschaft 
zu Grube JIse N.-L. | 


Die Aktionäre unserer Gesellschaft werden zu der am 


Sonnabend, den 2. August 1919, nachmittags 3 Uhr, 
in Berlin, Burgstrasse 24, in den Geschäftsräumen der Mittel- 
deutschen Creditbank, stattfindenden 


ausserordentlichen Hauptversammlung 
hierdurch eingeladen. 
Tagesordnung ı 


Ermächtigung des Vorstandes und des Aufsichtsrates zur 
Ausgabe von Mark 10000000,— 41/, % Teilschuld- 
verschreibungen. * 


Die Stammaktionäre, welche an der Hauptversammlung 
teilnehmen wollen, haben den Aktienbesitz, hinsichtlich dessen sie 
ein Stimmrecht in der Hauptversammlung ausüben wollen, spätestens 
am Dienstag, den 29. Juli 1919, bei der Gesellschaftskasse 
der Gesellschaft in Grube Jise und Berlin oder 

in Berlin bei der Mitteldeutschen Creditbank und 

der Direction der Disconto-Gesellschaft 
in Frankfurt a. M. bei der Mitteldeutschen Credit- 
bank und der Firma Gebr. Sulzbach, 

in Hamburg bei der Vereinsbank, 

in Cöln a. Rh, bei den A. Schaaffhausen’schen 

Bankverein 
schriftlich anzumelden und bis zu demselben Termin diesen Aktien- 
besitz bei der Stelle, bei welcher die Anmeldung erfolgt ist, oder bei 
einem Notar mit einem doppelten Nummernverzeichnis zu hinterlegen, 
dessen eines abgestempeltes Stück als Eintrittskarte in die Haupt- 
versammlung und als Ausweis zum Empfang der Stimmkarte dient. 

Die Vorzugsaktionäre haben nur die Anmeldung ihrer 
Vorzugsaktien mit Nummernaufgabe bei dem Vorstande der Gesell- 
schaft in Grube Jise zu bewirken, um an der Hauptversammlung 
teilnehmen zu können. Stimmberechtigt sind nur die im Aktienbuche 
eingetragenen Besitzer der Vorzugsaktien. Zur Vertretung ist eine 
privatschriftliche Bevollmächtigung erforderlich. 


Grube Jise, den 10. Juli 1919. 


Jise, Bergbau-Actiengesellschatt 
Schumann. Schmits, 


Ein In ioemones Bug! 
Die Bereinigten Staaten von Amerifa 


Shre wirtfchaftliche, politifhe und fozisle Entwidlung 
Bon Prof. Dr. PB. Darmfiaedter. 
248 Seiten. In Leinenband M. 4.— 


„Deofeflor Paul Darmftaedter fchildert den Werdegang und die Ents 
widlung ber Vereinigten Staaten von Nordamerika. fowie deren 
heutige Zuftände und ihre Aufgaben für die Zukunft. Diefem Buche 
kann man uneingeichränftes Lob erteilen, es ift glänzend gefhrieben 
und erfchöpft in Inrzer Darfiellung dag intereffante Thema völlig . .. 
Wir werden Zeugen ber eigenarfigen und verfchiedenatfigen Entz 
ftehung der englifchen Kolonien in Amerika, ihres Kampfes gegen 
das Mutterland, der Bildung des Staates, der Entwidlung des 
Wirsihaftslebens und der Umgeftaltung der politifhen Parteien. 
Gerade heute, wo diefes Land überhaupt für ung Europäer eine 
Bedeufung getvonnen, die e8 zu einem internationalen Faktor ges 
macht hat, muß ein foldes Buch im höchften Grade erfreuen, und wir , 
wänfdhen deshalb auch der ganzen Folge beftes Gedeihen.” x 
i Neue Freie Preffe. 
„Es ift mir eine Freude, diefen Abriß der amerifanifchen Gefchichte 
einem politifch und dfonomifch intereffierten Leferfreis anzuzeigen. 
Das Buch ift ganz vorzüglich geeignet, allen denen, die fich über 
die Entwidlung der amerifanifhen Union orientieren wollen, als 
Einführung gu dienen.” Die Hilfe, 
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Sedanten; zur Hochfchufreform / 


nterflantsfefretä r Dr. H.Beder 


im Minifterium für Wiffenfchaft, Kunft und Volfsbildung 
82 Geiten / Geheftet M. 2.50 


ad) dem Zufammenbrud) unferes Staates und dem Berfagen unfereg Eralehungsfbfleme iff eine 
Reform von Grund auf erforderlich, die in erfler Linie aud) in unferen Sochfchulen einfeßen muß. 5 
In Eritiiher Schärfe wird hier von berufenfler Stelle ein Programm für die SURIRH entwidelt. x \ 


Inhaltsüberfidht: 
Einleitung 7 Bollscharalter und Biffenfchaft + Die Hocdiäiulen im Bollsbewußtfein / Pädagogifche und organifatorifhe | 
Reform 7 Hochfäulpädagogit / Profefior und Privatdozent Student und KHochfchule 7 Materielle und ideelle Voraus | 
feßungen jeder Reform 7 Anhang: Erlaß des Minifters für Wiffenfhaft, Kunft und Bolfsbildung vom 17. Mai 1919 
uJ 1046, durdy den die Beratung über die Hochfchulreform eingeleitet wird, 


Derlagsbuhhandlung Quelle & Meyer in Leipzig ı 


‚Beitfragen 4 
deutfcher Nationalerziehung 


Sechs Borlefungen von Brofeffor Dr. €. Meumann 


herausgegeben von eorg Anfhüs 


143 Seiten. Gebeftet M. 2,60, gebunden M. 3.20 Ba; 
„Darin, wie Ernft Meumann als einer der Berufenften die Wege und Ziele diefer Sebendfrage des Deutfchtums. auf 43 


weht Bichtefcher Seift. Tief ergriffen von der inneren Not der Zeit, vor allem aber von der Berftändnislofigkeit und dem 


Haß in aller Welt gegen deutfches Geiftesleben, ruft er das Bolt auf zu einem Selbftbewußtfein, das fich ftolz des ‚eigenen | 


Wefens, Wertes und Wirkens fiher gewih ift... Meumanns,fhönes Bud, in pfpchologifhen Tiefen fchürfend und auf IE 


Höhen, mit weiten Umblid und Ausblid ing Boltöleben geleitend ift eine padagogifhe Babe im weiteften und 
beften’ Sinne des Wortes, verfaßt von einem Meifter der lebendigen Rede. Es will nicht nur den-Führern. 
und Lehrern des Bolfes gereicht fein, fondern möchte an dag ‚Sewifien Aldeutfplands rühren.”  Defer-Bettung. IM 


Verlag: Quelle & Meyer, Leipzig. — Druck von Ad. Haussmann, Berlin SW. 68, Kochstrasse 67. 
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DEUTSCHE WIRTSCHAFTS-ZEITUNG 


Duxer Porzellan-Manufacfur Actiengesellschaft 
worm. Ed. Eichler, Berlin. 


In Ausführung des Beschlusses der ordentlichen Generalver- 
sammlung vom 28. Juni cr. fordern wir unsere Aktionäre auf, ihre 
Aktien nebst Talons und Dividendenscheinbogen in der Zeit 


vom 15. bis 31. Oktober cr. 


bei dem Bankhause Strasser & Co., Berlin N., Am Kupfer- 
graben 4I, während der üblichen Geschäftsstunden zwecks Zusammen- 
legung gegen vorläufige Quittung einzureichen. 


Berlin, 26. Juli 1919. 


Der Vorstand. 
Pumplün. E. Koväcs. 


Die 
deutliche Bolkshadhlchule 
der Zukunft 


Eine Denffohrift. Bon Dr. Werner Bicht 
34 Seiten. Geheftet ca. M.1.— 


fe bisherige deutfche Literatur zur Dolfshochfhulbewegung 
nimmt meift die Dänische Volfshahfhule zum Dorbild 
und trifft Damit nicht den Kern des deutfchen Broblems. In 
Dänemark handelt e3 fih um die völfifche Bewegung eines 
Fleinftaatlihen Bauernftandes, die ihre Ziele in Erziehungs- 
anftalten für Jugendliche verwirklicht. Demgegenüber geht 
die vorliegende Schrift von der Dorausfegung aus, daf es in 
Deutfehland heute in erfter Linie darauf ankommt, der indu- 
ftriellen Arbeiterfhaft die Möglichkeit zu einer ihren neuen 
Redten und Derantwortlihfeiten entfprechenden vertieften 
Geijtesbildung zu geben. In fnappen Zügen wird dag inhalt- 
liche und organifatorifche Programm einer Den heutigen dDeutfchen 
Derhältnijfen entfprechenden Boltshohfhulbewegung unter 
Derwertung englifcher Anregungen entwidelt. Die Denffchrift 
erhält ein befonderes Interefie Dadurch, daß fie fih ganz in der 
Richtung der Bolfshohfhulpolitif des Preußifhen KRultug- 
minifteriums bewegt, wie fie in den in gleichem Berlag ver- 
öffentlichten „Amtlihen Syriftitüden zur Doltshohfchulfrage” 
zum Ausdrudf kommt. 
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Dolitifhe Bildung, 
br Wefen und ihre Bedeutung 


Grundfrage unjeres öffentlichen Lebens. 
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Q Don Prof. Dr. P. Rühlmann. 

1 Beren Stadtihultat Dr. Kerjhenfteiner gewidmet. 

° 166 Seiten. IM. 2.80 S 

) „Ein gutes Bud, an dem man nur feine Steube haben tann. Es 

a will zu politifher Erziehung helfen. Die Begeilterung hierfür erwächt € 

N dem Derfafjer aus den Tatfadhen felbft, nit aus Redensarten über IN 
die Dinge.sDon gefundem Realismus getragen, fordert er eine metho* % 

S diihe Erziehung zu politiihem Denten, indem er alle Einwürfe ruhig 5 

9 prüft, aber fie an der Macht des Staatsgedantens und feiner Sorderungen 

Si 3erichellen läßt.“ Traub, Die Hilfe. S 
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Eine Dorfgefchichte aus dem Hirfchberger Tal 


Roman von Aurt $elfdher 
Buhfchmuc von Paul Hartmann 
308 Geiten. Bebunden IM. 6.— 


„Ins Hirfehberger Tal, in jeriem vom Riefen- und Boberfagbadj- 
gebirge umfchloffenen lieblihen Keffel, der vom vielgewundenen 
Bober durchfloffen wird, verfest uns der fhlefifhe Dichter 
Kurt Selfeher in feinem Roman, oder, wie er ihn nennt, in feiner 
Dorfgefihichke: es zeichnet uns des Berfaffers fiherer Stift 
ein Bild von tieffter Wirkung. Aus dem Heimatboden er- 
wachen, fragen alle Geftalten des Romans den Gtempel der 
Echtheit an der Stirn. Und neben. allen Ernft der fo gemütvoll 
beginnenden Handlung löft doch oft genug beim Lefer der Humor 
ein erfreifchendes Lachen aus. \yeder, der Sreude an echter Heimat: 
Eunft hat, der feine Menfchen nicht nur in der ftidigen Luft des 
Galons zu fuchen pflegt, wird an dem Buche, feinen echten | 
Nenfhen und feinen prädtigen Naturfhilderungen 3 
teine Sreude erleben.“ Tiederfchlefifche Zeitung. 


i 
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Lutber und Deutjchland 


Von 
Gebeimrat Profefjor Dr. E Marks 
49 Seiten 7 Geheftet M. ar 


Die Srage „Was war Lutber für Deutjchland“, was ijt er uns no& 
heute, die wir mitten im Ringen um unjere Bejtände fteben, ift von 
grundlegender Bedeutung für jeden, der den Sinn des Gedenkjahres 
erfaffen will. Deshalb ift aub der Bijtoriker berufen, das ent 
icheidende Wort zu fprecen, um fo enticbeidender, wenn es von 
der hoben Warte, des Verfafjers aus erfolgt. Mit einem zufammen- 
fajjfenden Bilde der. deuticben feeliihen Lage von 1517 und einer 
Schilderung der innerliben Zujammenbänge des damals in jie ein- 
tretenden Genius mit ihr beginnt die Betrabtung. Luthers innere 
Entwiclung und die enticbeidende Macht, die fie für ganz Deutich- 
land gewann, werden umriffen, das Deutihe an diefem Wefen und 
diefem Wirken, nad Licht und Schatten, hervorgehoben. So» 
dann wird Lutbers Rircbe in ihrer deutfchen Eigenart und in ihrer 
Stellung zur proteftantijhben Gefamtwelt jowie in ihrer Bedeutung 
für Deutjlands fernere Entwicklung überfbaut und gezeigt, wie 
in Staat, Gedanke und Dichtung, in allen Bereidben der geiftigen 
und materiellen Rultur der proteftantifche Teil Deutfchlands führend 
und maßgebend geworden ijt.. Daneben wird dem Ratholizismus 
volle Gerectigkeit. Er und der Proteftantismus find heute die 
beiden Ströme, die längft ineinandergefluteten. Deutjcland ift zur. 


unauflöslichen Einheit geworden, auc die Ronfeffionen find inNord 
‚und Süd unlösbar durceinandergewadhjen. Mit diefem verföhn- 


icben Ausblick je&blieit die Schrift, die in Luthers Perfönlichkeit den 
Quellpunkt des Neuen und das unerfhöpflich jtrömende Mufjterbild 
deutihen Menfcentums erblickt. _ ; * 
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notenbanken werden abgestempelt, die kleineren 
unter Einbehaltung des Entwertungsbetrages um- 
getauscht. Bei Darlehnskassenscheinen erfolgt 


Zur Frage der Abstempelung 


Aufsätze. | (1000, 100, 50) der Reichsbank und der Privat- 
von Wertpapieren und Papiergeld. 


Von Professor Friedrich Leitner, Berlin. die Verrechnung mit dem Darlehnsschuldner bei 
Die Regierung wünscht eine möglichst lücken- | der Rückzahlung des Darlehns. 
. an Wertpapieren und Papiergeld zur Vermögens- | geid -—- etwa 20 Milliarden Mark — der 


Emissionsbank wieder zugeführt werden kann, 
sei es unmittelbar, sei es mittelbar über andere 
Kreditinstitute, um den beängstigenden Umfang 
der Notenausgabe gewaltsam herabzudrücken. 
Die Hamstzrrei allein mit der Steuerhinterziehung 
zu erklären, ist nicht ausreichend. Die Unsicher- 
heiten der innerpolitischen Entwicklung in der 
nächsten Zukunft ist eine andere mindest gleich 
stark wirkende Ursache. Die Gefahr einer radi- 
kalen Regierung nach russisch-ungarischem Vor- 
bilde mit ihren wirtschaftlichen Folgen lässt es 
zweckmässig erscheinen, dass der einzelne Wirt- 
schaftsführer sich mit entsprechenden Geldvor- 
räterı versorgt. Man sorge für eine Beruhigung 
der Geldbesitzer — nicht durch Versicherungen, 
Regierungserklärungen u. ä., sondern durch 
kraftvoll ordnende Eingriffe in das. Chaos — 
darın wird ein beträchtlicher Teil des thesaurierten 
Geldes in Anlagepapiere umgewandelt werden 
und der Wechselkreditverkehr sich wieder in den 
Zahlungsverkehr einschalten lassen. Der Bar- 
geldverkehr muss, nötigenfalls mit brutaler Ge- 
walt, in einen möglichst bargeldlosen Zahlungs- 
verkehr hineingepresst werden. 

Eine radikale Massnahme, den zuletzt er- 
wähnten Zweck zu erreichen, wäre die folgende: 


abgabe und glaubt, in der Abstempelung dieser 
Wertträger ein geeignetes Mittel gefunden zu 
haben. * Die vorzeitige Bekanntgabe der Be- 
ratungen in dieser Richtung vermindert den 
Wirkungsgrad der in Erwägung gezogenen Mass- 
regeln ganz beträchtlich; ihre Wirkungen auf 
unsere Valuta im Auslande und auf die Nach- 
frage nach fremden Noten sind bereits in Er- 
scheinung getreten. 

I. Eine Abstempelung des Papier- 
geldes oder ein Umtausch in anderes gleich- 
wertiges Papiergeld ist zwecklos, behindert nicht 
die Steuerflucht, beseitigt auch nicht die Inflation 
der Kaufkraft mit ihren unerwünschten Wirkungen 
auf die Preise der lebensnotwendigen Waren, 
stört den Zahlungsverkehr in einer kaum über- 
sehbaren Weise und ist eine Riesenarbeit, die 
durch ihren Erfolg nicht gerechtfertigt wird. 
Notenabstempelung und gleichzeitige Her- 
absetzung des Nennwertes durch Aufdruck 
eines Konversionstempels (z. B. der Postanstalten) 
. oder durch Notenumtausch verbunden mit Kon- 
version allein sind wirksam. Eine Fälschung des 
Stempelaufdruckes schädigt nicht das Reich. 
Eine solche Massnahme müsste technisch gut 


lose Erfassung und Heranziehung des Besitzes Die Frage ist, wie das gehamsterte Papier- 
‚vorbereitet sein: die grossen Notenabschnitte 
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Auflieferung des gesamten Papiergeldes bei Post- 
anstalten, Kreditinstituten, Reichsbank- und Steuer- 
zahlstellen — also an möglichst zahlreichen 
Stellen, die als Saugventile in nächster Nähe des 
Geldbesitzes funktionieren — bis zu .einem be- 
stimmten Termin in Verbindung mit zwangs- 
weiser, zinsloser Gutschrift der eingelieferten 
Menge auf Konto, bei kleineren Beträgen, 
etwa unter 1000 Mark, gegen Gut- 
schein, Entwertung des alten umlaufenden 
Papiergeldes nach diesem Zeitpunkt. Die 
Verteilung des Papiergeldbesitzes einer Person 
auf mehrere oder fingierte Konten wäre un- 
schädlich. Die Verfügung über die eingelieferten 
Beträge gegen Ausgabe neuer Noten wird auf 
einen bestimmten Teilbetrag beschränkt bis zur 
endgültigen Festsetzung der Höhe der Abgabe, 
Bei grossen Notenmengen im Einzelfall könnte 
man die Ausgabe neuen Papiergeldes durch Hin- 
gabe von Reichsschatzwechseln ersetzen (Zwangs- 
anleihe). Ohne brutalen Eingriff in das Selbst- 
bestimmungsrecht und ohne zeitweilige Verwirrung 
des Zahlungsverkehrs wird es bei keiner Neu- 
ordnung abgehen. Man wird hauptsächlich für 
ungestörte Zahlungen an Festbesoldete und die 
Arbeiter vorsorgen müssen. Eine Minderung des 
Papiergeldumlaufes nach der Neuordnung der. 
Dinge dürfte am ehesten durch Herabsetzung der 
Preise erreicht werden. 

I. Die beabsichtigte Abstempelung 
der Wertpapiere lässt die Beweglichkeit des 
mobilen Kapitals ausser acht, eine Beweglichkeit, 
die keine Landesgrenzen kennt. Man denkt sich. 
das Verfahren etwa wie folgt: Es sind den be- 
hördlichen Stellen Verzeichnisse des in- und aus- 
ländischen Wertbesitzes einzureichen, die Wert- 
papiere .werden abgestempelt. Die Emittenten 
erhalten Mitteilung von den Nummern, Serien usw. 
der zur Abstempelung vorgelegten Stücke. Die 
bis zum Endtermin nicht registrierten und abge- 
stempelten Wertpapiere verfallen zugunsten des 
Reiches. Es ist unmöglich, die zahlreichen 
Zweifelsfragen zu beantworten, die sich dem 
Fachmann sofort aufdrängen. Schon die Frage, 
wer diese ungeheure Arbeit leisten soll, wann 
sie bei der herrschenden Arbeitsunlust zu Ende 
geführt werden wird, ist nicht zu beantworten. 


So geht es nicht. Man muss, soweit in- 
ländische Wertpapiere in Betracht kommen, einen 
Umweg wählen, eine Art Steuerüberwälzung: 
die Vermögensabgabe zahlt der 
Wertpapierschuldner, der sie in 
irgend einer ihm zu überlassen- 
den Form auf den Steuerträger 
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ü b erwälzt. Bei Dividenden- 


Papieren wird der gemeine Wert oder der Steuer- E 


oder Börsenkurs eines bestimmten Stichtages der 
Veranlagung zugrunde gelegt, der Wertpapier- 
schuldner entrichtet den für den Gesamtbetrag 


der Aktien oder der Anleihe festgesetzten Steuer-- 


betrag und überwälzt die Steuer durch Gewinn- 
verkürzung, Verwendung der freiwilligen Re- 
serven o. ä. auf die zeitigen Besitzer der Wert- 
papiere. Bei zinstragenden Anlagepapieren der 
Kreditinstitute und Industriegesellschaften wird 
der Nennwert der Steuerveranlagung zugrunde 
gelegt. Die Ueberwälzung erfolgt durch Minde- 
ung des Rückzahlungsagio oder des Einlösungs- 
betrages der Obligationen oder gleichfalls durch 
- Gewinnkürzung, falls die Unternehmung meint, 
die Besitzer der Anleihepapiere schonen zu 
müssen. Bei Staatspapieren und Kommunal- 
anleihen wird der Steuerbetrag durch Herab- 


setzung des Zinsfusses auf den Kapital 2E2 Re 


überwälzt. 

Wir sind der Meinung, dass jeder Versi 
inländische Wertpapiere beim Besitzer steuer- 
technisch zu erfassen, z. T. verfehlt und in seiner 
Durchführung zu verwickelt ist. Jede Be- 


steuerung voninländischen Wert: s 


papieren — als Reichsnotopfer, Zinsertrags- 


= Zr 


- 


und ähnlichen 5 


a “ 


steuer, durch Zinskonversion oder Kapitalherab- BF 


setzung — kann technisch einfach und 
restlos, restlos auch hinsichtlich 


E ‘ 


dernach dem Auslande verschobenen N er 


Vermögensstücke nur 
papierschuldner durchgeführt wer. 
den, gleichgültig ob der Nennwert, der Bilanz- 


wert, der ke Erträgnisse bezw. die . = 


Zinsen Massstab des Steuerzugriffs sind, ob es 


sich um eine vorübergehende oder dauernde Be- N 


Siegerung handelt. 


Il. Besonders schwierig liegt die rare wegen 


der Besteuerung der ausländischen 
Wertpapiere im inländischen Besitz. 


Börsen zugelassenen Wertpapiere ist 
Friedenswirtschaft nicht unbekannt 


in der 
gewesen. 


Die Anschaffungen in ausländischen Wertpapieren 5A = 


während des Krieges ist in ziemlichem Umfang 


Depotbücher, der Depotauszüge der Banken und 


- der Schlussscheine seit August 1914 festzustellen, Er > * 
nicht aber der Eigentumswechsel ausserhalb des : ne 


Bank- und Börsenverkehrs, auch nicht die An- 
'schaffungen in der Vorkriegszeit. 


Eine Ab- 
stempelung für Steuerzwecke hätte geringen Er eh 
folg, weil die Papiere in a, Zeiten über E E .. 


durch restlose Offenlegung der Bankkonten, dr er 


beim Wert \ Da 


Eine ee = 
 Abstempelung der zum Handel an deutschen Be 
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die Grenzen geschoben werden können, eine 


hermetische Abschliessung der Landes-, Wasser- 


und Luftgrenzen des deutschen Reiches gegen- 
über dem Auslande ist bekanntlich undurchführ- 
bar. In dieser Zwangslage kann nur eine wirk- 
same Unterstützung des Auslandes und der aus- 


ländischen Gläubiger bei der Feststellung des’ 


nach dem Ausland verschobenen Wertpapier- 
besitzes deutscher Staatsbürger helfen. 


Etwas von Staatsbankrotten. 
Von Geh, Justizrat Otto Hagen, 
Kammergerichtsrat in Berlin. 

Für ein wirklich gutes Buch mag es viel- 
leicht der beste Prüfstein sein, inwieweit es 
auch unter gänzlich veränderten Verhältnissen 
seinen Nutzen und Wert zu behaupten vermag. 
Professor Dr. Alfred Manes hat über Staats- 
bankrotte ein Buch geschrieben, welches gegen- 
wärtig bereits in zweiter Auflage vorliegt: 
„Staatsbankrotte. Wirtschaftliche und rechtliche 
Betrachtungen‘‘. (Zweite veränderte Auflage 
Berlin 1919. Verlag von Karl Siegismund). 
Schon dies ist das beste Zeugnis für das Buch, 
noch mehr aber, wenn man sich wieder einmal 
in die Ausführungen vertieft, die Art, wie es 
den gewaltigen Wandlungen standgehalten hat, 
mit denen es sich seit seiner Entstehung hat 
abfinden müssen. Geschrieben ist es im An- 
schluss an die Bankrotterklärung Russlands zu 
Anfang 1918, also zu einer Zeit, als „an dem 
militärischen Endsieg der Mittelmächte in diesem 
Krieg im geringsten zu zweifeln, geradezu als 
Versündigung‘‘ betrachtet wurde. Wie in der 
Einleitung zur zweiten Auflage angedeutet ist, 
sind Zensurschwierigkeiten die Ursache gewesen, 
dass es erst schliesslich nach dem Umsturz vom 
9. November 1918 bat der Oeffentlichkeit über- 
geben werden können. So furchtbar schon 
damals der Zusammenbruch erscheinen mochte, 
so durfte man sich doch noch der Hoffnung 
hingeben, dass wir vor dem Schlimmsten be- 
wahrt werden würden, dass es gelingen würde, 
die Grundlagen zu einem annehmbaren Frieden 
und zu einer wirklichen Verständigung der 
feindlichen Völker zu legen. Der wohl erklär- 
liche leise Schauder, mit dem man zu jener 
. Zeit das Wort Staatsbankrott las und sah und 
sich in die Ausführungen des Verfassers aus 
der Finanzgeschichte aller Jahrhunderte der 
Neuzeit vertiefte, trug einen mehr theoretischen 
Charakter. Es galt, sich an Möglichkeiten und 
Vorstellungen zu gewöhnen, deren Verwirk- 


lichung in weiter Ferne und eigentlich ausser- 
halb des Bereichs des Denkbaren lag. Heute 
haben wir uns mit der Tatsache eines Friedens 
abzufinden, der alle Befürchtungen übersteigt 
und Bedingungen zeigt, die vom Verfasser mit 
Recht als teuflisch bezeichnet werden, ‚‚die als 
Friedensbedingung zu bezeichnen Blasphemie 
wäre‘, 

Die Aufgabe, die ein Buch über Staats- 
bankrotte zu lösen hat, ist unter diesen Um- 
ständen eine ganz andere als früher. Es wäre 
ein Verbrechen und eine Torheit zugleich, die 
Augen vor der, harten und traurigen Wirklich- 
keit zu verschliessen. Auf der anderen Seite 
aber wäre es nicht minder verhängnisvoll, nun- 
mehr sich völlig verzagter Hoffnungslosigkeit 
hinzugeben, den Mut zu verlieren und an aller 
Zukunft zu verzweifeln. Dagegen kann und 
soll sich jeder einzelne an seiner Stelle wehren, 
mit eigener Faust an dem Platze, auf den das 
Schicksal ihn gerade gestellt hat, den Spaten 
in die Erde stecken und rüstig an dem Aufbau 
dessen mitwirken, was verloren und zerstört 
heisst. 

Hierzu kann nun auch ein Studium des 
Staatsbankrotts in seinen verschiedenen Er- 
scheinungen und Erfahrungen, so fernliegend 
es wohl auf den ersten Blick anmutet, ein we- 
sentliches Stück beitragen. Professor Manes 
siebt in dieser Hinsicht, so vorsichtig er seine 
Worte zu wählen scheint, äusserst schwarz: 
„Viele glauben für einen solchen Fall (die An- 
nahme der Versailler Bedingungen) wohl mit 
Recht an einen finanziellen Zusammenbruch 
des ganzen europäischen Kontinents... Daskann 
niemand aufrichtiger beklagen als der Kenner der 
Finanzgeschichte, die lehrt, wieviel Menschen- 
glück durch jeden Staatsbankrott zugrunde 
geht‘. Es ist zuzugeben, dass ein reichliches 
Mass herzhaften Optimismus und ein geradezu 
unzerstörbarer Glaube an den Kern des deutschen 
Volkes und an die deutsche Zukunft dazu gehört, 
an einen guten Ausweg aus dem gegenwärtigen 
Chaos, einem Chaos noch mehr nach innen als 
nach aussen, auch nur zu denken. Gleichwohl 
wird man den Versuch nicht von vornherein 
als aussichtslos von der Hand weisen dürfen, 
auch aus den trüben Kapiteln des Staatsbankrotts 
die Goldkörner der eine bessere Zukunft ver- 
heissenden Entwickelungsmöglichkeiten heraus- 
zusuchen. 

Schon die geschichtliche Betrachtung hat 
in gewissem Sinne etwas Tröstliches an sioh. 
Man erfährt aus dem Buche von Manes zum 
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ersten Mal im Zusammenhang und in einer 
guten Uebersicht, wie häufig im Grunde die 
Staatsbankrotte gewesen sind, wie sie mit der 
Notwendigkeit und Unerbittlichkeit eines Natur- 
ereignisses immer wiederkehren und wie sich 
noch jedes Volk, sofern es nicht im Kerne 
seiner Lebenskraft getroffen war, daraus hat 
wieder in die Höhe arbeiten können. Man ver- 
folgt, wie sich namhafte Gelehrte der Volks- 
wirtschaftskunde mit dem Gegenstande befasst 
und mannigfache Systeme über Staatsschulden 
und Staatsbankrotte aufgestellt haben, wie 
unter den Juristen des Privat-, Staats- und des 
Völkerrechts die verschiedensten Auffassungen 
und Kontroversen, man möchte sagen mit aller 
Behaglichkeit, erörtert worden sind. 

Das Wesentliche liegt aber doch auf einem 
anderen Gebiete. Man wird dem zeitigen Zu- 
stande des Deutschen Reichs und des deutschen 
Wirtschaftslebens leider nicht zu nahe treten, 
wenn man es als ein Chaos nach innen und 
aussen bezeichnet, und es ist schwer zu sagen, 


welche Wirkungen im Grunde die förmliche 


Erklärung des Staatsbankrotts auf dieses Chaos 
ausüben würde. Die unabhängige Sozialdemo- 
kratie hat auf dem Parteitage vom März 1919 
zunächst die unbegrenzte Annullierung aller 
Kriegsanleihen beschlossen, allerdings bereits 
wenige Stunden später diesen Beschluss in be- 
merkenswerter Weise wieder eingeschränkt. 
Die Wirkungen einer Durchführung dieses Be- 
schlusses sind aus dem Kreise der Partei selbst 
so beurteilt worden, dass sich dazu wenig hin- 
zusetzen lässt. Man mag das bei Manes selbst 
nachlesen. Es würden sich chaotische Zustände 
ergeben, die in ihren Folgen katastrophaler 
wirken würden, als die Produktionsstockung in 
Russland. Die Forderung der Annullierung der 
Kriegsanleihe ist lediglich eine politische Phrase 
genannt worden. Vermeiden lässt sich aber 
der Staatsbankrott lediglich durch Arbeit, 
durch die eindringliche und ungestörte Arbeit 
jedes einzelnen. Erwägt man dies, so wird man 
allerdings zu dem Ergebnis kommen müssen, 
dass das, was in den letzten Monaten durch 
die ins Sinnlose übertriebene Lohnsteigerungs- 
sucht und Streikwut vernichtet worden ist, 
vielleicht noch einen grösseren Umfang ange- 
nommen hat, als das, was uns der Krieg, was 
uns der Waffenstillstand und der Friede ge- 
kostet haben. Ein deutscher Arbeiterführer 
hat über den Unverstand geklagt, welcher drauf 
und dran sei, alles zu zertrümmern, was opfer- 
freudige Genossen und Kameraden müheyoll 


aufgebaut hätten, über einen entsetzlichen 
Selbstmord der Arbeiterklasse. Gerade dies 
ist vielleicht der Punkt, über den man bei 
einer Betrachtung der Ergebnisse der letzten 
Zeit am wenigsten leicht hinwegzukommen ver- 
mag. Ueberall Mangel an Pflichtgefühl, Arbeits- 


willen und Ordnungsliebe, denkbar kurzsich- 


tigste Verfolgung des eigenen engsten Vorteils 
und blinde Missachtung des Gemeinwohls und 
der Notwendigkeiten. der Aufrechterhaltung des 
gesamten Wirtschaftslebens.. Immer wieder 
fühlt man sich versucht, die Frage aufzuwerfen, 
ob dies nun das Ende alles dessen bedeutet, 
worauf wir in vergangenen Jahrzehnten und 
Jahrhunderten stolz gewesen sind und stolz 
sein durften, das Ende deutscher Arbeit, 

deutschen Geistes und deutschen Gemütes oder 
ob es sich um krankhafte Zuckungen des Volks- 
körpers und Volksgeistes handelt, die durch 
die Spannungen und Entbehrungen des Krieges 
hervorgerufen sind und erklärt werden können, 
deren Ende aber nunmehr geduldig abgewartet 
werden muss, bevor an eine Besserung der 
Verhältnisse gedacht werden kann. Eins scheint 
aber klar zu sein und ist als Ergebnis aller 
dieser Betrachtungen festzuhalten, dass, wenn 
es gelingt, das deutsche Volk als ganzes, hoch 
und niedrig, Arbeiter und Beamten, Kaufmann 
und Techniker, arm und reich wieder zur 
Arbeit und Ordnung zurückzugewöhnen, dass 
dann der Gedanke eines Staatsbankrottes seine 
Schrecken verloren hat und dass dieses Heil- 


mittel allein von unserem guten Willen, unserer . 


inneren Kraft abhängt und uns durch keinerlei 
noch so teuflische Friedensbedingungen abge- 
schnitten werden kann. in | 

Wiederum ein ganz anderes Bild ergibt 
sich, wenn man die Möglichkeit eines Staats- 
bankrotts vom Standpunkt der Aussenpolitik 
aus betrachtet. ‚Die modernen Kriege machen 
viele Menschen unglücklich, so lange sie dauern 
und niemanden glücklich, wenn sie vorüber 
sind“. Man darf die Frage eines Staats- 
bankrotts nicht für Deutschland allein ins Auge 
fassen, vielmehr wird man sich stets gegen- | 
wärtig halten müssen, dass alle anderen Staaten, 
so weit sie am Kriege beteiligt waren, mit fi- 
nanziellen Schwierigkeiten zu kämpfen haben 
werden, die schliesslich im Grunde betrachtet 
denen des Deutschen Reichs nicht viel nach- 
geben. Einen förmlichen und offenen Staats- _ 
bankrott hat bisher allein Russland erklärt 
und es ist ausserordentlich lehrreich, den hier- 
auf bezüglichen Abschnitt 9 des Buches von 


2 


433 


Manes zu vergleichen und daraus zu lernen, 
wie der Staatsbankrott sich alimählich ange- 
kündigt hat, wie er im einzelnen durchgeführt 
worden ist, auf welchen Ursachen er beruht 
und ob er hätte vermieden werden können oder 
nicht. Der russische Staatsbankrott wird 
als das ideale Schulbeispiel für die Gefährlioh- 
keit von Verknüpfung der Politik mit der Ge- 
währung eines übermässigen Kredits an einen 
ausländischen Staat bezeichnet. Man berechnet 
die russischen Anleihen auf 27 Milliarden 
Franken in den Händen französischer Bürger, 
auf 12 Milliarden in englischen Händen und 
auf 10 Milliarden Franken in den Vereinigten 
Staaten von Nord-Amerika. Es ist hiernach 
- verständlich, dass man sich in Frankreich 


krampfhaft bemüht hat, dem Publikum die 
Tatsache und den Umfang des russischen Staats- 


bankrotts zu verschleiern. Auf die Dauer wird 
sioh dies ebensowenig durchführen lassen, wie 
die Weiterzahlung der russischen Zinsen seitens 
der französischen Regierung durch die Bank 
von Frankreich. Man braucht die Folgen nicht 
auszumalen, die sich für die Herrschaft der 
gegenwärtigen Machthaber in Frankreich er- 
geben werden, wenn sich einmal die Wahrheit 
_ und die volle Erkenntnis der Folgen des 
_ russischen Staatsbankrotts nicht mehr verhehlen 
lassen werden. 

Nicht allzuweit entfernt von dem Ergebnis 
des russischen Staatsbankrotts scheinen die 
Verhältnisse in den früheren Ländern der 
Oesterreich-Ungarischen Monarchie zu liegen. 
Es lässt sich noch nicht absehen, wieweit die 
wirtschaftliche und finanzielle Kraft der ein- 


_ zelnen sich dort entwickelnden Staaten dazu 


ausreichen wird, die Lasten einer so schweren 
politischen Katastrophe zu überstehen. Uns 
interessieren hier namentlich die Verhältnisse 
' Deutsch-Oesterreichs, wo es darauf ankommen 
wird, möglichst bald die Ruinen des alten zu- 
sammengebrochenen Staatsbaus zu beseitigen, 
um Raum für einen Neubau zu schaffen, dessen 
Vereinigung mit dem Deutschen Reich nur eine 
Frage der Zeit ist. 


Auch in Ungarn ist die unerlässliche Vor- 
aussetzung für die Heilung der schweren Wirt- 
 schaftskrise die Reorganisation des Arbeits- 
' marktes, die Hebung des Vertrauens der Arbeiter 
in die Währungsverhältnisse, von denen der 
Wert des Lohnes abhängt. _ 

_ Aber auch auf der Feindesseite stimmen 
‚die tatsächlichen Verhältnisse schlecht mit dem 
allgemeinen Siegestaumel, der sich dort geltend 
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macht. Frankreichs Finanznöte sind nach amt- 
lichem Einverständnis unüberwindlich; es ist 
über seine Kräfte verschuldet, sein Sieg wird 
wirtschaftlich und finanziell ein Pyrrhus-Sieg 
sein. Pariser Bankkreise sprechen glattweg 
von Finanzanarchie ihres Landes, 

Ebenso hat Italien schwere Sorgen, wie es 
um den Staatsbankrott wird herumkommen 
können. Nach den neuesten Nachrichten kommt 
hinzu, dass dort die Revolution unaufhaltsam 
sein dürfte. 

Die Entwickelung der englischen Finanz- 
lage hält Professor Manes für die günstigste . 
von allen europäischen Kriegsteilnehmern. Er 
meint, dass sich ihrer Entwickelung nach allen 
Richtungen unerschöpfliche Möglichkeiten bieten 
und dass England im Hinblick auf die ihm offen- 
stehenden Aussichten unter allen europäischen 
kriegführenden Staaten von einem Staats- 
bankrott am weitesten entfernt ist. Immerhin ist 
es lehrreich, dass dort schon Ende 1917 die 
Furcht vor einem Staatsbankrott so stark war, 
dass dem von amtlicher Seite entgegengetreten 
werden musste. Auch abgesehen hiervon lässt 
sich wohl die Frage aufwerfen, ob nicht die 
Abschneidung oder mindestens Störung der ge- 
wohnten Handelsbeziehungen, namentlich auch 
zu Deutschland, der Verlust der finanziellen 
Vorherrschaft zugunsten der Vereinigten Staaten 
und die Notwendigkeit eines völligen Neubaues 
der gesamten Industrie-, Arbeiter- und Handels- 
verhältnisse Passivposten bedeuten, die bei der 
Würdigung der wirklichen Gewinnergebnisse 
des Krieges schwer ins Gewicht fallen. 


Nach alledem lässt sich das Ergebnis nicht 
ablehnen, dass die Wunden, die der Krieg ge- 
schlagen hat, auf allen Seiten gefühlt werden. 
Ein deutscher Staatsbankrott lässt sich ebenso- 
wenig wie der eines anderen Landes für sich 
allein betrachten. „Ein deutscher Staats- 
bankrott würde unseren Feinden nicht nur nichts 
nützen, sondern sie mit ins Verderben hin- 
einziehen. Die Geschichte der Staatsbankrotte 
erhielte dann ein neues Kapitel: Der Erdteil- 
bankrott‘‘. Um aus den Wirrnissen an zwischen- 
staatlichen Schulden und Forderungen heraus- 
zukommen, macht sich Professor Manes den 
Gedanken einer Weltabreshnungsstelle 
schliesslich einer riesigen Weltanleihe zu eigen, 
die die Aufgabe hätte, den Wiederaufbau der 
durch den Krieg zerstörten Wirtschaften zu 
sichern, andererseits die Entschuldung aller 
Staaten herbeizuführen und den notleidenden 
Währungen zu helfen. Gedanken dieser Art 


und. 
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setzen nun freilich auf der Feindesseite ein 
weit höheres Mass von Einsicht und Selbst- 
bescheidung voraus, als wir sie bisher dort zu 
beobachten Gelegenheit hatten. Immerhin kann 
man auch dort auf den Einfluss bauen, den so 
teure Lehrmeister wie Krieg, Revolution und 
Finanzkatastrophen zu üben pflegen. 

Man sieht aus alledem, dass, so dunkel und 
trostlos es allenthalben auszusehen scheint, kei- 
neswegs die Möglichkeiten fehlen, Deutschland 
wieder zu den ihm gebührenden Ehren zu ver- 
helfen. Und so mag man sich zum Schlusse 
wieder eines tapferen Goethe-Wortes getrösten: 
Alles kommt an in dar Welt auf einen gescheiten 
Einfall und auf einen festen Entschluss. 


Finanzpolitik und Wirtschaftspolitik. 


Von Dr. h. c. Otto Schwarz, 
Wirkl. Geh. Oberfinanzrat in Berlin. 


Unter dem Titel „FinanzpolitikinReich, 
Staat und Gemeinde* lässt der Verfasser als 
58. Heft der von Ferdinand Enke, Stuttgart, ver- 
legten ‚Finanz- und Volkswirtschaftlichen Zeit- 
fragen“ eine programmatische Darstellung er- 
scheinen, in der er seine Pläne und Ziele für den 
finanziellen Aufbau Deutschlands entwickelt. An- 
gesichts der Systemlosigkeit, welche die bisherigen 
Steuervorlagen der Reichsregierung erkennen 
lassen, ist es besonders dankenswert, dass ein 
Theoretiker und Praktiker von diesem Ansehen 
mit aller Schärfe auf die Notwendigkeit hinweist, 
aus den Gelegenheits- und Verlegenheitsgesetzen 
der Kriegszeit endlich den Weg zu einer herrschen- 
den Idee zu finden. Er sucht diesen Weg im 
einzelnen zu weisen, betent aber in einem Schluss- 
wort, das hier wiedergegeben wird, auch den 
immanenten Zusammenhang zwischen Finanz- und 
Wirtschaftspolitik und rundet damit seine Betrach- 
tungen zu einer aufbauenden Kritik unserer ge- 
samten wirtschaftlichen Lage ab. 


Finanzpolitik ist ein Teil der Wirtschafts- 
politik und steht in engster Wechselwirkung 
mit ibr. Trotz guter Wirtschaftspolitik im 
allgemeinen kann gleichwohl von einer Re- 
gierung schlechte Finanzpolitik getrieben wer- 
den, wie wir das im Reiche in der Zeit vor 
dem Kriege ja genügend kennen gelernt haben. 
Umgekehrt liegt die Sache etwas anders. Bei 
schlechter allgemeiner Wirtschaftspolitik ist es 
weit schwieriger, gute und erfolgreiche Finanz- 
politik zu treiben. Denn schlechte Wirtschafts- 
politik schwächt die Wirtschaftskraft, von der 
gerade der Krieg uns besonders auffällig ge- 
lehrt hat, dass sie fast identisch mit Finanz- 
kraft ist. Unter keinen Umständen hätten wir 
unsere grossen finanziellen Leistungen im 
Kriege auch nur annähernd vollbringen können, 
wenn wir nicht mit einem so gesunden und 
starken Wirtschaftskörper in den Krieg einge- 
„treten wären. 
auch nach dem Kriege eine gute und erfolg- 
reiche Finanzpolitik undenkbar ist, wenn nicht 


Um so mehr leuchtet ein, dass 


— 


Hand in Hand mit ihr eine gute Wirtschafts- 
politik einhergeht, ja ihr sogar nach Möglich- 
keit voranschreitet. N 

Indes auch eine gute Wirtschaftspolitik ist 
schliesslich nicht möglich, wenn nicht eine ge- 
wisse Wirtschaftskraft im Lande vorhanden 
ist. Wie steht es mit letzterer nach dem 
Kriege? Wird man gegenüber allen Finanz- 
plänen nicht einwenden können: Vorschläge 
für neue und Erhöhung alter Steuern sind 
leicht gemacht. Papier und Wort sind ge- 


duldig. Aber worin liegt die Gewähr, dass 


unsere Volkswirtschaft auch in der Lage und 
kräftig genug sein wird, diese enormen Steuer- 
lasten bei doch wesentlicher Verarmung gegen-- 
über den Vorkriegszeiten zu tragen, ohne unter 
der Last zusammenzubrechen ? 

Dieser Einwurf erscheint auf den ersten 
Anblick in der Tat nicht unberechtigt. Denn 
darüber kann allerdings kein Zweifel bestehen, 
dass wir heute sowohl an Produktions- wie 
Verkehrsmitteln und an Erzeugnissen aller Art, 
aber auch, was fast noch schlimmer ist, an 
Arbeitskraft und Intelligenz viel ärmer sind 
als vor dem Kriege. 
mal vor, eine Regierung hätte vor dem Kriege 
auch nur die Hälfte der Mehrsteuerlast, vor 


deren Bewältigung wir heute stehen, also auch 


nur 10 Milliarden zu den früheren 5 Milliarden 
dem Volk neu auferlegen wollen. Wäre es 


nicht fast sicher gewesen, dass eine solche Zu- 


mutungzurevolutionären Aufständenschlimmster 
Art geführt, dass man die Tragung solcher 


Lasten einfach für unmöglich gehalten hätte? 


Welche inneren Kämpfe löste allein schon die 
Finanzreform von 1909 mit ihrem Jahresbedarf 
von 500 Millionen aus! 
nicht 1913 die Wehrbeitragsmilliarde auf 3 Jahre 


Nun stelle man sich ein- 


Und glaubte man 


verteilen zu müssen, wenn durch sie das Wirtt- 


schaftsleben nicht ruiniert werden sollte? Hatte 
man doch nur deshalb überhaupt zu einer 


solchen Steuer. gegriffen, weil man damals eine R a 


Reichsanleihe in gleicher Höhe glatt für un- 
möglich hielt! 
lich nicht eine, sondern zwanzig Milliarde 


mehr als vor dem Kriege aufbringen ? a 
Um die Beantwortung auf diese Frage zu 


finden,. müssen wir uns vor allem vor Augen 
halten, dass Steuern in Geld- 
Warenform erhoben werden. 

setzung für Tragung hoher Steuerlasten ist 


daber das Vorhandensein genügender Geld- und ’ 


Zahlungsmittel, sowie flüssiger Kapitalien im 
Lande. Diese sind nun aber in der Tat heute 


Jetzt aber sollen wir alljähr- 


und nicht in 
Erste Voraus- 


bei uns in enormem Masse vorhanden. Sie 


sind gewissermassen an Stelle der fehlenden 
Nur aus dieser Erwägung 
heraus ist es zu verstehen, dass wir uns hute 
in einer so armen und kranken Volkswirtschaft 


Wären getreten. 


überhaupt an die Deckung eines Steuer- 
mehrs von so vielen Milliarden Mark heran- 


wagen können, während vor dem Kriege in Rx 
einer in voller Blüte stehenden Volkswirtschaft _ 


die Aufbringung eines Mehrs von nur einigen 


100 Millionen neuer Steuern den grössten 


\ 
.‘ . 
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Widerspruch und die grössten Besorgnisse bei 
uns auslöste. Damals liefen aber in Deutsch- 
land an Gold- und Notengeld zusammen noch 
keine 3 Milliarden gegen heute 34 Milliarden 
um und waren auch die kurzfristigen Buch- 
und Einlagenkredite in Sparkassen und Banken 
aller Art um mindestens 30—40 Milliarden 
geringer wie heute, eine Geldfülle, die voraus- 
sichtlich auch in den kommenden Jahren noch 
lange eine sichtbare Erscheinung bleiben wird. 
Steuern sind zudem keine Geld- und Kapital- 
zerstörer, sondern nur Geld- und Kapital- 
verteiler. Sie nehmen beides denjenigen, 
die augenblicklich Vermögen besitzen, Geschäfte 
treiben, Waren produzieren oder umsetzen, oder 
auch Waren verbrauchen, und geben es denen, 
die dem Steuergläubiger (Reich, Staat, Gemeinde) 
entweder in der Vergangenheit Geld liehen 
(Zinsen) oder Dienste in früherer Zeit leisteten 
(Invaliden, Pensionäre) bezw. noch heute leisten 
(Beamte, Arbeiter). 

Das gilt freilich nur für Steuerleistungen, 
deren Erträgnisse im Lande bleiben und nicht 


z. B. als Renten und Zinsen ins Ausland fliessen. 


Hier erleidet die heimische Volkswirtschaft 
direkte Verluste. Gerade deshalb würde ja 
die Ausführung der Absicht der Entente, uns 
ein oder mehrere hunderte Milliarden an Kriegs- 
entschädigungen, wenn auch auf 30 bis 50 Jahre 


verteilt, aufzuerlegen, unsere Finanz- und 
Steuerpolitik vor eine unlösbare Aufgabe 
stellen. 


Die Möglichkeit, gegenwärtig eine so 
hohe Steuerlast zu tragen, ist natürlich nicht 
gleichbedeutend mit wirklicher Steuerkraft, 
worunter man die Fähigkeit der Volkswirt- 
schaft zu verstehen hat, eine gegebene Steuer- 
„last auch wirklich leicht zu tragen, d. h. nicht 
als zu drückende Last zu empfinden. Dies 
wird man von der uns bevorstehenden Steuer- 
last nicht sagen können. Sie bildet vielmehr 
nieht nur deshalb einen schweren Hemmschuh 
für unseren wirtschaftlichen Wiederaufbau, 
weil sie unsere Produktionskosten steigert und 
damit unseren Export erschwert, sondern auch, 
weil sie, wie wir sahen, vielfach in die freie 
Entwicklung der Einzelwirtschaft sehr störend 
eingreifen und uns im Güter- und Warenver- 
brauch stark einschränken wird. Denn wenn 
auch bei dem Steuervorgang zunächst nur Geld 
und Kapital unter den Volksgenossen anders 
verteilt wird, so kann durch ihn indirekt 
dennoch vielfach eine Zerstörung oder we- 
nigstens eine Einschränkung nicht nur von 
Konsumtions-,‘ sondern auch von Produktions- 
kraft erfolgen. Wenn z. B. eine zu hobe 
laufende oder einmalige Steuer einem flott 
gehenden, in der Entwicklung begriffenen Be- 
trieb zu viel Betriebsmaterial entzieht und — 
dass muss allerdings noch hinzukommen — der 
Batriebsinhaber sich die fehlenden Mittel nicht 
zu einem mit der Rentabilität des Geschäftes 
verträglichen Zins anderwärts beschaffen 
kann, so kann das zu einer Zerstörung oder 
wenigstens starken Unterbrechung bezw. einem 


Zurückgang seines Geschäftes führen, was dann 
"wieder Arbeiterentlassungen zur Folge hätte usw. 
Solche Fälle können unzweifelhaft infolge der 
Kriegsgewinnsteuern oder der einmaligen Ver- 
mögensabgabe hier und da eintreten, wenn 
auch damit noch nicht ohne weiteres gesagt 
ist, dass bei diesem Vorgang die Volkswirt- 
schaft im ganzen Schaden nimmt. Durch die 
oben angedeutete Verwendung der entzogenen 
Mittel können vielleicht sehr wohl anderen Ge- 
werbetreibenden als Kapitalzins Mittel zu- 
fliessen, die ihnen gerade die Erweiterung und 
Verbesserung ihres Betriebes ermöglichen, wäh- 
rend sie beim Ausbleiben der Zinsen (Staats- 
bankrott) vielleicht ihr Geschäft schliessen 
müssten. Oder es wird dadurch, dass diese 
Mittel an zahlreiche Pensionäre, Arbeiter oder 
Beamte übergehen, die Kaufkraft des inneren 
Marktes gesteigert, die doch einer der wesent- 
lichsten Faktoren der Aufrechterhaltung und 
Stärkung des Wirtschaftslebens im Lande ist 
und wodurch vielleicht andere Betriebe, die 
sonst erliegen würden, aufrecht erhalten werden. 

Macht man sich diese Zusammenhänge 
klar, so wird man finden, dass bei einem wohl- 
geordneten, gut ausgebauten Steuersystem, bei 
welchem die verschiedensten Steuerarten mög- 
lichst gerecht auf alle Volkskreise umgelegt 
werden, in der Tat ausserordentlich hohe 
Steuersummen aufgebracht werden können, ohne 
das Ganze zu sehr zu schädigen, weil schliesslich 
wieder die Gesamtheit mehr oder weniger von 
der Verausgabung der Steuererträge direkt oder 
indirekt Vorteil hat, wenn das dem Einzelnen 
auch nicht immer sinnfällig vor Augen tritt. 

Unsere Kommunisten und neuerdings auch 
die unabhängigen Sozialisten versprechen uns 
freilich eine anscheinend weit einfachere Lö- 
sung der Frage, nämlich durch Beseitigung 
des grössten Teiles unserer Steuerlast mittelst 
Annullierung der Kriegsschulden. Haben sie 
damit wirklich den Stein der Weisen gefunden ? 
Was würde denn die Folge sein? Die Prole- 
tarier, wie übrigens auch besitzende Kreise, 
würden allerdings von 10—12 Milliarden jähr- 
licher Steuern mit einem Schlage befreit werden. 
Dafür würden aber 160 Milliarden Mark (wenn 
man die kleinen Kriegsanleihebesitzer davon 
ausnähme, etwas weniger) Kapitalwerte und 
10—12 Milliarden an Zinsen den Einzelwirt- 
schaften plötzlich verloren gehen. Das würde 
eine ungeheure wirtschaftliche Schädigung, 
zahllose Bankrotte, Arbeitseinstellungen usw. 
zur Folge haben, würde viele Kommunen, 
Sparkassen und andere öffentliche Unterneh- 
mungen zur Zahlungseinstellung zwingen. Eine 
Umwälzung im ganzen Produktionsprozess 
würde eintreten, der das, was wir ja auch beim 
kommunistischen System am allernötigsten 
brauchen, Warenvermehrung in erster Linie 
verhindern würde, 

Die Kommunisten glauben allerdings, dass 
es bei der Uebernahme der so zusammen- 
krachenden Unternehmungen durch die Arbeiter . 
leichter sein würde, die Produktion zu heben; 
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wie vordem. Wenn Betriebe aber vorwärts 


gehen sollen, so ist erste Voraussetzung weit-” 


sichtige, zielbewusste Betriebsleitung. Dazu 
bedarf os der Initative, der Bildung, Intelligenz, 
Erfahrung, Uebung führender Unternehmer. 
Glauben die Arbeiter ernstlich, dass sie Leute 
von solchen Eigenschaften von heute auf morgen 
aus ihren Kreisen stellen, oder dass sie durch 
Ausübung von Zwang auf die alten Unter- 
nehmer, Beamten, Techniker dasselbe erreichen 
können, was diese in der kapitalistischen Wirt- 
schaft leisteten ? 2 

Um unsere Produktion zu heben, brauchen 
wir ferner nicht nur die Mitarbeit des In-, 
sondern vor allem auch des Auslands. Zur 
Erhaltung der Arbeitskraft unseres Volkes sind 
genügende Lebensmittel erforderlich. Dazu 
brauchen wir Ergänzung unserer landwirtschaft- 
lichen Produktion durch das. Ausland. Zur 
Herstellung industrieller Produkte bedürfen 
wir zahlreicher ausländischer Rohstoffe. 

Einem kapitalistischen, nicht bankrotten 
Deutschland wird das Ausland die nötigen 
Lebens-, Futtermittel und Rohstoffe vielleicht 
gegen Kredit liefern — denn genügend export- 
fähige Waren haben wir ja zurzeit nicht —, 
einem in seinen Grundfesten erschütterten, den 
Staatsbankrott erklärenden kommunistischen 
Deutschland zweifellos nicht, oder wenigstens 
entfernt nicht in gleichem Masse. Auch wer- 
den unsere Privatwirtschaften, Importeure wie 
Industrielle sich durch Verkauf und Verpfän- 
dung unserer Kriegsanleihen, wenn deren Ver- 
zinsung gesichert ist, manche wirtschaftlich 
nützliche Privatkredite im Ausland sichern 


können, die uns bei einer allgemeinen Kommuni- 


sierung unserer Wirtschaft und damit verbun- 
denen Annullierung der Kriegsschulden verloren 
gehen würden. 

Die Sache stellt sich also bei näherem Zu- 
sehen so dar: Nicht die hohe Steuerlast ist das 
Verhängnisvolle unserer Lage. Diese Last ist 
nur die im kapitalistischen Wirtschaftssystem 
gegebene Ausdruoksform unseres wirtschaft- 
lichen Notstandes. Weil im Kriege der Waren 
immer weniger wurden, wuchsen Schulden und 
Steuern so enorm an und hat das dabei um- 
gesetzte Geld nicht mehr annähernd denselben 
Wert wie vor dem Kriege. Mit einem 5fachen 
Steuerbetrage gegen Friedenszeit kann man 
heute kaum mehr das Doppelte an Waren er- 
stehen. Es fehlt eben an Waren, nicht an Geld 
und deshalb wäre auch mit einer gewaltsamen 
Beseitigung der in Geld zu entrichtenden Steuer- 
last niohts geholfen. 

Rettung gegen unsere wirtschaftliche Not- 
lage kann unter kapitalistisoıhem ebenso wie 
unter kommunistischem System nur das eine 


!) In Russland schliesst Lenin bereits Verträge mit 
diesen Berufsgruppen, bewilligt ihnen höhere Gehälter usw., 
allerdings nur ‚für eine Uebergangseit“. In Wirklichkeit 
liegt darin ebenso wie in der Wiedereinführung des Akkord- 
lohnes, des Taylor-Systems u. a. m. das Anerkenntnis, dass 
es mit dem versprochenen „gleichen Lohn für alle“, der ja 
gerade das Hauptlockmittel für die Massen war, nicht mög- 
lich ist, wirtschaftlich vorwärts zu kommen. 
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bringen: Steigerung der Produktivität der Volks- 


wirtschaft und Einschränkung unseres Ver- 


brauchs. Nur dadurch können  allmähliche 
Erhöhung des Geldweries, Sinken des Leih- 


zinses und daran anschliessend Konvertierung 


der Staatsschulden, Steuererleichterungen usw. 
herbeigeführt werden. Für Sparsamkeit im 
Verbrauch gibt es aber kein besseres Mittel 


als hohe Steuern, und die Produktivität der > 


Wirtschaften wird durch Steuern jedenfalls 
nicht stärker gehemmt als durch kommunistische 


Eisenbartkuren am Wirtschaftsleben. iq 
Die Frage, ob wir die kommende grosse 


Steuerlast nicht nur aufbringen, sondern auch 
wirklich tragen können, in sie hineinwachsen, 
sie allmählich weniger als Last empfinden und 
schliesslich gar vermindern können, fällt also 
letzten Endes 
Frage, ob wir in absehbarer Zeit hoffen dürfen, 


unsere Wirtschaftsenergie wieder auf die alte 


durchaus zusammen mit der 


Höhe zu bringen oder noch darüber hinaus zu = & 


steigern. 
Darüber noch einige wenige Worte. 


Unsere gegenwärtige wirtschaftliche Lage 
Jahre- 
lang haben wir gezwungenermassen Raubbau 
. Verkehrswesen, in Landwirtschaft wie Industrie 3 
wurden die notwendigsten Reparaturen unter- 

Ver- 
totes 


ist unzweifelhaft ausserordentlich ernst. 
auf allen Wirtschaftsgebieten getrieben. 
Meliorationen, 


Lebendes wie 
verschlechtert. 


lassen, unterblieben 
besserungen aller Art. 
Inventar wurde vermindert, 


Die aus dem Ausland zu beziehenden Rohstoffe = ® 


wurden bis zum letzten verbraucht, die ältesten 3 


Ladenhüter an Waren verkauft, kurz und gut, E 


damit die Kriegsmaschine kräftig und reibungs- A 
los arbeiten konnte, trat eine völlige Aus s 


powerung des Landes auch an allen noch us 


früheren Wirtschaftsperioden 
Gütern und Produktionsmitteln ein. 


vorhandonen a 


- Infolge der Umstellung der Friedens- n 


die Kriegswirtschaft wurden zahlreiche neue 
die nunmehr, w de 
Rüstungsindustrien fast ganz wegfallen werden, 
mehr oder weniger unbrauchbar sind und zum 


Maschinen aufgestellt, 


alten Eisen geworfen werden müssen. 


Durch die schweren Waffenstillstandsbe- 2 


dingungen, die Wegnahme zahlreicher Schiffe, 


Lokomotiven und Eisenbahnwagen, landwirt- ar 


schaftlicher Maschinen, 


wie durch die Zer- R «r 
störungen und Betriebsstillegungen infolge der. 
vielen Streiks und inneren Unruhen sindal 


diese Verhältnisse weiter verschärft worden. 


. Noch viel schlimmer als diese Materia- 
schäden’ sind die namentlich viel Zukunftswerte = 
vernichtenden Wirkungen der ungeheuren Ver- 
mehrung von Krankheit und: Sterblichkeit der 
arbeitenden Bevölkerung, ebenso eine Folge der _ 
Kriegsgefahren und Kriegsstrapazen wie der 


grausamen, auch nach Niederlegung der Waffen 


fast noch verschärften Hungerblookade Eh ya 


Gegner. Millionen von Arbeitskräften, Unsummen 


von Wissen und Intelligenz sind unserem Volk da- en 


durch verloren gegangen. 
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Und schliesslich dürfen wir uns leider ge- 
rade nach den Erfahrungen der jüngsten Zeit 
der Erkenntnis nicht verschliessen, dass auch 
die sittlichen und moralischen Kräfte unseres 
Volkes mit fortschreitender Kriegszeit ungeheuer 
gelitten haben und zurzeit vielfach an einem 
erschreckenden Tiefstand angelangt sind. 


Das sind viele dunkle Punkte. Ihnen 


stehen aber doch auch eine ganze Reihe Licht- 


seiten gegenüber. 

Dazu gehört zunächst die Tatsache, dass 
unser Land von den eigentlichen Kriegsgreueln 
im wesentlichen verschont geblieben ist, was 
uns die Produktionsmittel selbst erhalten hat, 
ferner, dass wir einen grossen Teil unserer 
Kriegsausgaben aus wirklichen Ersparnissen im 
Ge- und Verbrauch von Waren aller Art ge- 
deckt haben, dass wir in umfangreichem Masse 
‘ Frauen- an die Stelle von Männerarbeit setzen 


konnten, dass wir durch Streckung von Roh- 


stoffen, Erfindung und Anwendung von Er- 
satzstoffen, Verbesserung der Organisation, der 
Technik, der Verkehrsmöglichkeiten, durch 
Normalisierung, Typisierung von Produkten, 
‘Maschinen und Maschinenteilen, rationellerer 
Ausnutzung der menschlichen Arbeitskräfte usw. 
ausserordentlich viel hinzugelernt haben, was 
uns beim Wiederaufbau des Wirtschaftslebens 
sehr zu statten kommen wird. Weiter dürfen 
wir hoffen, dass die tiefgehenden politischen 
Umwälzungen unseres Staatswesens auch unge- 
heuer viel neue Energien und Kräfte aus der 
Tiefe unseres Volkslebens und unserer Volks- 
kraft erwecken und freimachen werden. Die 
ausserordentlichen Verluste an Arbeitskräfien 
und Intelligenz werden wir einigermassen zu 
ersetzen wissen dadurch, dass wir in Zukunft 
den tüchtigen Kräften aus den breitesten Volks- 
schichten in ganz anderer Weise die Möglichkeit 
geben werden, sich zu Führern im wirtschaft- 
lichen und politischen Leben aufzuschwingen. 

Wir dürfen ferner hoffen, dass sich nach 
einer gewissen Uebergangszeit die alte Kraft, 
Energie und Tüchtigkeit unseres Volksstammes 


Inder Verbesserung unseres Schul- und Bildungs- 


wesens, in einer gesunden und grosszügigen 
Agrar- und Siedelungsreform, Verkehrpolitik 
zu Land, Wasser und Luft neue Aufstiegsmög- 
lichkeiten schaffen wird. 

‚Endlich werden sich aller Voraussicht nach 
' auch die wirtschaftlichen Beziehungen von Land 
zu Land und von Weltteil zu Weltteil nach 
kurzen Uebergangsjahren noch weit lebhafter 
‚und vielseitiger entwickeln wie vor dem Kriege, 
namentlich, wenn es gelingt, den Völkerbunds- 
gedanken in einer auch unseren Interessen 
förderlichen Form zu verwirklichen. Unsere 
Grossbanken, deren Kräfte sich trotz des Krieges 
aufs erfreulichste weiter entwickelt haben, 


ER werden uns dabei die besten Dienste leisten. 


i In allen diesen Beziehungen werden wir 

daher zwar einige Zeit nach dem Kriege noch 
mit einem gewissen Tasten und Suchen Zeit 
und Kräfte verlieren, ehe wir die richtigen 
Wege finden. Dass wir sie aber finden werden, 


kann nur der bezweifeln, der die Entwicklung 
unseres Volks- und Wirtschaftslebens vor dem 
Kriege und unsere bewunderungswerten wirt- 
schaftlichen Leistungen namentlich auch in den 
ersten Kriegsjahren ganz vergessen hat, und 
der unser Volk lediglich nach den heutigen Zu- 
ständen beurteilen würde, die doch nur als End- 
ergebnis einer jahrelangen Ueberanstrengung und 
Unterernährungrichtiggewürdigt werdenkönnen. 
So schwer und furchtbar daher auch die 
Aufgaben sind, die vor uns liegen, wir werden 
ihrer Herr werden, wenn sich unser Volk bald, 
aber es muss freilich bald sein, auf sich selbst 
besinnt und sich wieder zu denjenigen Eigen- 
schaften bekennt, die Preussen und Deutschland 
einst gross gemacht haben: Arbeit und 
Sparsinn. Alle Finanzpolitik, der heroischste 
Steuerwille sind zum Scheitern verdammt, wenn 
wir uns politischen und wirtschaftlichen Ex- 
psrimenten und Systemen zuwenden, bei denen 
diese beiden Eigenschaften nisht wieder zur 
höchsten Entwicklung und Blüte gelangen. 
DievorkriegszeitlichenErfahrungensprechen 
dafür, dass das alte individualistische und ka- 
pitalistische System jedenfalls geeignet war, 
die genannten Eigenschaften in hohem Masse 
zu steigern und zu märchenhaften Erfolgen zu 
führen. Das neu empfohlene sozialistische oder 
gar kommunistische System verspricht zwar 
noch intensivere und erfolgreichere Arbeit 
(kaum: vermehrten Spartrieb), ist den Beweis 
dieser Fähigkeit aber bisher, soweit es sich in 
Wirklichkeit umsetzte, schuldig geblieben. Dass 
ihm gewisse Vorzüge innewohnen können, 
namentlich negativer Art, indem es mit 
Beseitigung des alten Systems auch viele 
Fehler und Mängel desselben vermeidet, die 
unzweifelhaft bestehen und die dieser Krieg 
in noch viel schärferes Licht gerückt hat, wie 
vorher, soll nicht verkannt werden. Die Frage 
ist nur, ob sich solche Auswüchse nicht bei 
gutem Willen auch ohne völligen Abbau der 
alten Wirtschaftsordnung, wenn auch nicht 
ganz beseitigen, so doch auf ein erträgliches 
Mass mildern lassen. Die irdische Welt ist 
nun einmal unvollkommen und wird es immer 
bleiben. Die den Menschen innewohnenden 
Fehler, Mängel und Leidenschaften wird auch 
ein neues Wirtschaftssystem nicht beseitigen. 
Sie werden nur andere Formen annehmen. 
Selbst den ewigen Frieden werden uns Sozialis- 
mus und Kommunismus nicht bringen können, 
den sie uns heute mit hochtönenden Worten 
verheissen. Denn wenn nach ihren Plänen an 
allen Naturschätzen und Produkten eines Landes 
dessen gesamte Bevölkerung in gleichem Masse 
teilnimmt, so wird die Bevölkerung eines Lan- 
des mit günstigen natürlichen Lebens- und 
Entwicklungsbedingungnn, reichen Natur- und 
Bodenschätzen dem Neid und Hass der Bevölke- 
rung weniger begünstigter und weniger vorge- 
schrittener Länder; deren Bevölkerung aber, 
weil naturkräftiger und weil rauhere, härtere 
und einfachere Lebenshaltung gewöhnt, lebens- 
kräftiger ist, noch viel mehr ausgesetzt sein 
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wie heute, und die dann entstehenden Volks- . 


kriege werden vielleicht einen noch furcht- 
bareren Charakter annehmen, wie der soeben 
durchlebte, von Rassekriegen ganz zu schweigen, 
gegen die der Kommunismus auch kein Heil- 
mittel sein wird. 

Deshalb sollte sich unser Volk dreimal be- 
sinnen, den Lockungen und Versprechungen der 
bolschewistischen und kommunistischen Führer 
blindlings Folge zu leisten. Aber freilich, auf 
der anderen Seitesollten auch unsere Kapitalisten 
und Verfechter des gegenwärtigen Wirtschafts- 
systems sich gesagt sein lassen: Sie sind in 
schwerer Stunde gewarnt! Die Auswüchss des 
kapitalistischen Systems sind in diesem Kriege 
denbreiten Masseninso niegeahnter, auganfälliger 
und oft geradezu widerwärtiger Weise zum Be- 
wusstsein gekommen, dass sie aus letzterem 
kaum je wieder verschwinden werden. Der 
dadurch hervorgerufene Hass und Widerspruch 
werden, auch wenn wieder äussere Ruhe einge- 
treten ist, unter dem Boden fortglimmen. 
. Nehmen sich die Träger des Kapitalismus die 
Politik unserer alten preussischen Konservativen 
und des letzten Trägers der Krone zum 
Muster und machen nicht rechtzeitig die er- 
forderlicben Konzessionen an eine doch we- 
nigstens in ikren letzten Zielen an die Ideale 
der ersten christlichen Brudergemeinschaften 
anklingenda Weltanschauung, weisen Seine Ver- 


treter alle neuen Wirtschaftsformen und so-- 


zialistischen Forderungen strikte ab, die, wenn 
sie auch nicht ganz in das Schema des indi- 
vidualistisch - kapitalistischen Systems passen, 
doch vom Standpunkt des allgemeinen Wohls 
einen Fortschritt bedeuten, dann kann es ihnen 
passieren, dass sie durch erneute Revolutionen 
endgültig und früher über den Haufen gerannt 
werden, als sie es sich heute träumen lassen. 
Diese Warnung gilt namentlich auch auf finan- 
ziellem, auf steuerlichem Gebiete. Im Kriege 
haben es unsere besitzenden Kreiss an dem 
nötigen Opferwillen auf steuerlichem Gebiete 
offenbar fehlen lassen. Es ist ihr allereigenstes 
Interesse, das Versäumte nach dem Kriege 
opferbereit und restlos nachzuholen, wobei sie 
doch auch das eine nicht vergessen solten, dass, 
soweit die Steuern zur Zahlung von Anleihe- 
verzinsung und -tilgung verwendet werden, sie 
schliesslich über das Mittel des Reiches zum 
überwiegenden Teile nur an sich selbst, wenn 
auch nach einem anderen Schlüssel, zahlen. 


Die Kohlenversorgung 
im kommenden Winter. 


Vortrag von Generaldirektor Köngeter, 
gehalten im Reichswirtschaftsministeium am 8. Juli 1919, 


Die allgemeine Lage der Kohlenversorgung, 
wie sie heute wirkt, ist hinlänglich bekannt, da 
sich ja ihre Folgen täglich auf allen Gebieten 
zeigen. Der nicht mit den Dingen unmittelbar 
Beschäftigte dürfte aber heute noch kein ge- 
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nügend klares Bild davon haben, welche Ver- 
hältnisse wir in der Kohle für den kommenden 
Winter erwarten müssen. 


Die Lage ist so be- 


sorgniserregend, und die Wirkungen werden 


für unsere wirtschaftlichen und innerpolitischen 
Verhältnisse von so einschneidender Bedeutung 


sein, dass nicht versäumt werden soll, ein Bild 


der Sachlage zu geben. 

Von der Förderung ausgehend, ist fest- 
zuhalten, dass die Steinkohlenförderung 
an der Ruhr und in Oberschlesien in den ersten 
5 Monaten dieses Kalenderjahres ziemlich genau 
60 pCt. der Förderung in der gleichen Zeit des 
Vorjahres betragen hat. An der Ruhr war die 
Förderung Januar —Mai 1919 26 Mill. t gegen 


42 Mill. t Januar—Mai 1918, in Oberschlesien 
10 Mill. t gegen 18 Mill. t 


t. In der Braun- 
kohlenförderung und Briketterzeugung 
ist das Verhältnis ähnlich. So betrug die 


Briketterzeugung in den ersten 5 Monaten 1919 


gegen 1918 in der Niederlausitz 75 pCt., im 


Halle-Magdeburger Revier 57 pCt. und im Leip- 5 


ziger Revier 75 pCt. Die Aussicht, 


steige, ist für jedes Revier gering, denn die 


dass die 
Förderung in diesem Jahre noch erheblich 


% 


Ursachen des grossen Rückganges der Leistung 


der Reviere bestehen in der Hauptsache un- 
verändert weiter. So ist der Bau von Arbeiter- 
wohnungen zur Unterbringung und Sesshaft- 


machung der durch die Verkürzung der Schicht- | 
zeit erforderlichen Vermehrung der Beleg- 


schaften, eine der ersten Grundbedingungen für 
eine durchgreifende Steigerung der Förderung, Ir: 


geläbhmt durch die derzeitigen Verhältnisse. 
Ferner ist zu berücksichtigen, 


linksrheinischen Kohlengebiete, das 


dass die * 


Saargebiet, das Aachener Revier und das Cölner 


Braunkohlenrevier, die früher grosse Mengen 
über den Rhein geschickt haben, für die rechts- 


rheinische Versorgung fast ganz ausfallen, ebenso 


wie die linksrheinischen Zechen des Ruhrreviers. | 
Die geringen Mengen Saarkohlen und Cölner 


Braunkohlenbriketts, die neuerdings herüber- 
kommen, sind nur ein kleiner Bruchteil der 
früheren. Andererseits haben wir dauernd 


grosse Mengen Ruhrkoks und auch Kohlen nach 


den besetzten linksrheinischen Gebieten und 


nach Lothringen und. Luxemburg zu liefern. 


Die Einfuhr aus Böhmen betrug bisher nur 


einen ganz geringen Teil der Einfuhr des Vor- 


jahres. In den letzten Tagen ist durch ein Ab- 
kommen über Hergabe deutscher Steinkohlen 
gegen böhmische Braunkohlen eine Steigerung 


der Einfuhr böhmischer Kohlen eingetreten, 


wenn auch nicht entfernt auf die Höhe der 


vorjährigen Lieferungen. 


zugute. 


Hinzuweisen ist ferner NOCH darauf, dass 
wir im Winter 1917/18 in den Steinkohlen- Gr 
revieren Bestände an Kohlen und Koks von 


fast 5 Mill. t angesammelt hatten, die der Ver- 
sorgung des Vorjahres zugute kamen, während 
im letzten Winter ne Höchstziffer ‚sich nur su 
1!/s Mill. t belief. 


Immerhin kommt 
diese Besserung den betreffenden Grenzgebieten 
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"Was nun den Verbrauch anbelangt, so 
teilt sich dieser in die grossen Bedarfsgebiete 
der Eisenbahn und der Schiffahrt, 
der Gas-, Wasser- und Elektrizitätswerke, 


des Hausbrandes, der Landwirtschaft und des 


Kleingewerbes, 

der Industrie, 

des Bedarfes- des Heeres und der Marine 
und der Ausfuhr. 

Um die beiden letzteren vorweg zu nehmen, 
so ist der im Kriege recht beträchtlich gewesene 
Bedarf für Heer und Marine heute nur noch 
gering. Weggefallen ist auch der grösste Teil 
der Ausfuhr. Während wir im vorigen Jahre 
noch erhebliche Mengen Steinkohlen nach Osster- 
reich-Ungarn und den anderen verbündeten 
Ländern und auf dem Kompensationswege auch 
nach neutralen Ländern lieferten, ist die Aus- 
fuhr unter den heutigen Verhältnissen auf einen 
nur kleinen Bruchteil der früheren Höhe ein- 
geschränkt. Das Wenige, das ins Ausland geht, 
dient zum Eintausch wichtiger Erzeugnisse, ins- 
besondere von Lebensmitteln. 

Der Bedarf der Eisenbahnen ist gegen- 
über der Kriegszeit durch die Einschränkungen 
des Verkehrs — die wiederum grossenteils durch 
den Kohlenmangel verursacht sind — auch 
geringer, die Anforderungen der Industrie 
sind es insoweit, als es durch Rückgang der 
Arbeitsleistung und Rohstoffmangel bedingt ist. 
Der Rückgang des wirklichen Bedarfes steht 
aber, wie die Kohlennot auf allen Gebieten 
deutlich zeigt, in keinem Verhältnis zum Rück- 
gang der Förderung. 

Der Vergleich mit dem Vorjahr er- 
gibt nun für die Versorgung im einzelnen 
folgende Lage: 

» Im vorigen Jahre war die Lage der 
Kohlenwirtschaft infolge der aufs Höchste ge- 
 steigerten Anforderungen der Kriegführung 
schon äusserst beengt. Trotzdem hatte sich 
der Reichskohlenkommissar vorgenommen, mit 
allem Nachdruck eine weitgehende Bevor- 
ratung wenigstens bei den allerwichtigsten 
Verbrauchsstellen durchzuführen. Er hatte sich 


das Programm gemacht, zunächst die Eisen-. 


bahnen, als das Rückgrat der ganzen Wirt- 
schaft, auf möglichst hohe Bestände zu bringen, 
daneben die Gaswerke, die ja im Winter 
einen gesteigerten Verbrauch haben, zu bevor- 
raten, vor allem die ungünstig zur Kohle 
liegenden, dann aber auch im Hausbrand die 
besonders im Winter schwierig zu versorgenden 
Gebiete mit Vorräten zu versehen. An eine 
Vorratsansammlung bei den Elektrizitäts- 
werken und bei der Industrie konnte — 
abgesehen von einzelnen Ausnahmen — bei der 
 vorjährigen Kohlenlage schon nicht gedacht 
werden. Sie konnte bei der Industrie nur in- 
soweit erfolgen, als ganz wenige für die Krieg- 
führung hochwichtige Fabriken einige Reserven 
bekamen und im übrigen das Abfahren der 
Haldenbestände der Zechen, die vornehmlich 
aus Koks bestehen, zur Bevorratung grosser 
Koksverbraucher mitbenutzt wurde: 


Von den Eisenbahnen hatten nun im 
vorigen Jahre Ende Juni die Preussischen 
Staatsbahnen bereits einen Bestand von 25 Tagen, 
der bis Ende September noch bis auf 36 Tage 
anstieg. Bei den anderen deutschen Bahnen 
waren die Vorräte meist noch besser. Das 
rechtsrheinische bayerische Netz war auch, trotz 
der damaligen ausserordentlichen Schwierig- 
keiten der Zufuhr nach Bayern, bis auf 36 Tage 
Bestand gebracht worden, Württemberg auf über 
45, die anderen Bahnen auch auf entsprechende 
Höhe. Das gesteckte Programm war zwar 
damit nicht erreicht -- es war beabsichtigt, 
die Bahnen auf 60 Tage Bastand zu bringen —, 
immerhin war diese Bevorratung gerade im 
letzten Winter von hohem Wert. In diesem 
Jahre war es bisher ganz unmöglich, die 
Eisenbahnen, diesen wichtigsten Faktor, auf 
Bestände zu bringen. Die Preussischen Staats- 
bahnen haben heute für etwa 13 Tage Bestände, 
bei einzelnen Direktionen sind sie erheblich 
geringer, bei den linksrheinischen, die auf das 
Verlangen der Entente besonders hoch bevor- 
ratset werden müssen, bedeutend höher. Im 
Durchschnitt betragen die Bestände wenig mehr 
als das Existenzminimum, denn erfahrungsgemäss 
hört bei einem Sinken der Bestände unter 
10 Tage die Betriebssicherheit auf. Die anderen 
Bahnen sind in derselben Lage. Die süddeut- 
schen Bahnen, die unter der Wirkung und 
der Nachwirkung des Streiks .an der Ruhr be- 
sonders zu leiden hatten, und denen gegen das 
Vorjahr die Saarkohle fehlt, haben kaum auf 
den nötigsten Sicherheitsbeständen für den lau- 
fenden Bedarf gehalten werden können. Zur- 
zeit ist trotz allen Bestrebens, gerade die süd- 
deutschen Bahnen besonders hoch und höher 
als die preussischen zu bevorraten, die Lage 
der bayerischen Bahnen durch die Störungen 
der Zufuhren in den letzten Wochen sehr ge- 
fährdet. Nach der letzten Meldung betrugen 
die innerhalb des bayerischen Gebiets greif- 
baren Dienstkohlenbestände 81/; Tage. Sachsen 
ist durch die Schwierigkeit der Heranschaffung 
schlesischer Kohle und durch den Rückgang 
der sächsischen Steinkohlenförderung zurzeit in 
grosser Bedrängnis. 

Es ist zu verstehen, dass unter solchen 
Verhältnissen der Reichskohlenkommissar an 
die Eisenbahnverwaltungen erneut und immer 
wieder das dringende Ersuchen richtet, den 
Verkehr, und insbesondere den Personenverkehr 
nicht auszudehnen. Was jetzt mehr ver- 
braucht wird, fehlt im Winter, und es 
fehlt im Winter ausser dem, was dann ohnehin 
fehlen wird. Das muss ganz klar aus- 
gesprochen werden. 

Nächst den Eisenbahnen ist die Bevorratung 
der Gaswerke für die Kohlenwirtschaft im 
Winter von grosser Bedeutung. Sie geht normal 
so vor sich, dass den Gaswerken ihre Gaskohlen 
jahraus jahrein in denselben Monatsmengen zu- 
geführt werden, so dass sich in den Monaten 
des schwächeren Verbrauches bedeutende Be- 
stände ansammeln, die dem Winterverbrauch 
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zugute kommen. Dementsprechend ist im vorigen 
Jahre angestrebt worden, in erster Linie die 


ungünstig gelegenen Gaswerke in den Sommer- 


monaten durch reichliche Zufuhren nach Mög- 
lichkeit auf Bestände zu bringen. Dies ist, 
wenn auch nicht in der vorgesehenen Höhe, so 
doch leidlich gelungen. 
bisher nicht möglich gewesen, auch nur 
das geringste auf diesem überaus wich- 
tigen Gebiete zu tun. Die Gaswerke leben 
heute durchweg von der Hand in den Mund. 
Einige Zahlen mögen zum Vergleich genannt 
werden: 

Die Berliner Gasanstalten haben im 
Winter einen Monatsverbrauch von 180 000 t. 
Anfang Juli 1918 hatten sie einen Bestand von 
150000 t, der bis 1. Oktober 1918 auf 130000 t, 
also einen vollen Wintermonatsbedarf, gesteigert 
werden konnte. Ende Juni d. Js. war nur ein 
Bestand von 26 000 t vorhanden, das ist nur 
!/) Sommermonatsbedarf. Die 40 grössten 
Gasanstalten Deutschlands (ohne Gross- 
berlin) hatten am 1. Juni 1918 einen Bestand 
von 230 000 t, am 1. Juni 1919 einen solchen 
von 50000 t. Den Gasanstalten Im Osten, 
Königsberg, Danzig usw , die im Winter schwierig 
zu versorgen sind, wurde im vorigen Jahre 
während des Sommers der Bedarf für mehrere 
Wintermonate zugeführt. Bis jetzt ist es infolge 
der geringen Förderung in Oberschlesien, mehr 
noch aber infolge der so ausserordentlich 
schwierigen Lage der Eisenbahnverhältnisse im 
Osten nicht möglich gewesen, für die Gasanstalten 
des Ostens etwas zu tun. Königsberg hat heute 
nur einen Bestand für einen halben Sommer- 
monat, Danzig gar nur für wenige Tage. Auch 
der Osten bekommt also heute nur, was er unter 
äusserster Einschränkung für den täglichen 
Bedarf braucht. 

In Süddeutschland fehlt den Gasanstalten 
die Saarkohle. Was davon über den Rhein 
kommen soll, also zugesagt ist, beträgt kaum 
!/ıo der früheren Gesamtmengen und kaum !/ı 
dessen, was die süddeutschen Gasanstalten früher 
von der Saar bekommen haben; aber auch diese 
kleine Menge wird nur unregelmässig und nur 
zum Teil geliefert. Die Lage der süddeutschen 
Gasanstalten ist deshalb schon im letzten Winter 
ganz ausserordentlich schwierig gewesen, trotz 
der Vorräte, die ihnen im Sommer noch zu- 
geführt worden waren. Heute haben die süd- 
deutschen Gasanstalten, auch die grossen, z.B. 
München und Nürnberg, nur. für wenige Tage 
oder gar keine Bestände. 

Die Dinge liegen also bei den Gas- 
anstalten heute durchweg so ungünstig 
wie nur möglich. Wer weiss, welche unend- 
liohen Schwierigkeiten gerade die Versorgung 
der Gasanstalten im Winter, der Zeit des 
Wagenmangels und der Streckensperren, macht, 
kann ermessen, was wir bei der Gasversorgung 
im kommenden Winter zu erwarten haben, und 
kann wohl auch verstehen, warum der Reichs- 
kohlenkommissar so sehr dafür eingetreten ist, 
dass auch in diesem Jahre die Sommerzeit ein- 
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leider vergeblich. 


geführt werde; 
trotzdem gerade in den 


müssen aber auch, 
Haushaltungen das 
Verwendung der Kohle ist, die Gasanstalten 
immer wieder nachdrücklich angehalten werden, 
gerade auch in der jetzigen Jahreszeit den 
Gasverbrauch aufs äusserste einzu- 
schränken. Jede Gasanstalt, jede Gemeinde, 
die das nicht tut, schädigt die zu Versorgenden. 
Wegen der Elektrizitätswerke wäre 
bier einzuschalten, dass, wie schon erwähnt, 


diese auch im vorigen Jahre nicht mit Vorräten 
für den Winter versehen werden konnten. Auch 


heute leben alle Elektrizitätswerke von der 
Hand in den Mund, und es muss auch hier auf 
grösste Einschränkung gedrückt werden. 
der grossen Bedeutung der Elektrizitätswerke 
für das Öffentliche Leben und für die Industrie 


Darum 


Gas die wirtschaftlichste 


Bei 


muss ihre Belieferung dauernd besonders im 


‘Auge behalten werden, und die Versorgung 


grosser von der Kohle abgelegener Werke — 
erwähnt sei nur Hamburg — maoht dauernd 
Schwierigkeiten. 

Ganz so, wie bei den Gasanstalten, steht 


es mit der Hausbrandversorgung, ein 


schliesslich Landwirtschaft und Klein- 
gewerbe. 


Diese geschieht, wie bekannt, mit 


RE 


Hilfe eines Bezugschein-Systems, dergestalt, dass 


die kommunalen Versorgungsbezirke nach Mass- 
gabe des nach gemeinsamen Grundsätzen er- 
mittelten Bedarfes Bezugsscheine in Monatsraten 
erhalten. Diese Bedarfsmengen waren schon 
im 


entsprechend knapp gehalten. Gelungen ist es, 


die Scheine für etwa neun bis zehn Monatsraten 


zu beliefern, also — abgesehen von unvermeid- 


lichen örtlichen Schwankungen — immerhin en R 
bis °/s der gering bemessenen Bedarfsmengen 
Dass wir im letzten Winter 


heranzuschaffen. 
mit der Hausbrandversorgung ziemlich gut 


durchgekommen sind, lag aber vor allem an = 


dem ausserordentlich "milden Winter und daran, 
dass die ungünstig zur Kohle liegenden Gebiete, 


so insbesondere der Osten und auch Süd- 2 
deutschland, in den verkehrsgänstigen Mo- = 


naten April bis September durch bevorzugte 
Belieferung der Bezugsscheine einigermassen 
bevorratet werden konnten. Für Süddeutsch- 


land war das Ansammeln von Koksbeständen n 4 


sehr zum Segen gewesen. 

Für das laufende Wirtschaftsjahr stand nun. 
von vornherein fest, dass es ausgeschlossen sei, 
dem Hausbrand insgesamt mehr zuzuführen als 


im Vorjahr. Deshalb sind die diesjährigen Soll a 4 


mengen zunächst entsprechend gekürzt worden. 
Die Lieferungen darauf sind aber trotzdem und 
trotz aller Bemühungen, dem Hausbrand schon 


ug 
3 


vergangenen Hausbrand - Wirtschaftsjahr ee 
(Mai 1918 — April 1919) den Verhältnissen 


« er 


im Frühjahr möglichst viel zuzuführen, ganz Be 


ausserordentlich zurück. Die Rückstände, die 


entstanden sind und noch weiter entstehen, 


können wohl noch, soweit die Verkehrsverhält- 
nisse 08 ermöglichen, einigermassen gleichmässig 
verteilt werden, aber sie einzuholen, ist mit den 


zur Verfügung stehenden Kohlenmengen aus- = n 
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geschlossen® Bei der grossen Bedeutung 
des Hausbrandes muss auf diese Ver- 
hältnisse mit aller Deutlichkeit hin- 
gewiesen werden. Der Ernst der Lage 
spiegelt sich auch wieder in den sich täglich 
häufenden Vorstellungen der Regierungen, der 
Städte und Kommunalverbände 

Heuer kann von einer Bevorratung 
an keiner Stelle gesprochen werden. 
Auch die Versorgung Berlins, die durch die 
Nachbarschaft des Niederlausitzer Braunkohlen- 
reviers verbältnismässig günstig ist, steht in- 
folge des bedeutenden Rückganges der dortigen 
Briketterzeugung wesentlich schlechter als im 
Vorjahre. Im Westen fehlen die Cölner Braun- 
kohlenbriketts, die in einem grossen Teil West- 
und Süddeutschlands und an der Wasserkante 
für die Hausbrandversorgung eine grosse Rolle 
spielen. Die Cölner Briketts sind seit der Be- 
setzung ganz ausgeblieben, und was in der 
allerjüngsten Zeit herüberge!assen worden ist, 
macht wenig aus und wird in der Hauptsache 
für Bäckereien und Nahrungsmittelbetriebe und 
für andere Sonderzwecke gebraucht. 

Der grosse Streik an der Ruhr, der 
von Ende März bis Anfang Mai gedauert hat, 
traf gerade die Hausbrandversorgung 
auf das empfindlichste, und die dadurch 
entstandenen Ausfälle sind nicht mehr einzu- 
holen. Im April ist die Ruhr für die Haus- 
brandversorgung überhaupt ausgefallen, und 
auch im Mai konnte sie nur ganz geringe 
Mengen aufbringen. Davon wurde wiederum 
am meisten betroffen Süddeutschland, weil 
für die Versorgung des Südens der günstige 
Wasserstand des Rheines im Frühjahr ausgenutzt 
werden mus. Württemberg zum Beispiel 
„hat im Mai nur 20 pCt. der vorgesehenen Haus- 
brandmonatsmengen bekommen, Baden, Hessen 
auch nicht mehr. Die Hausbrandversorgung 
Bayerns und Sachsens wird besonders be- 
troffen durch das Fehlen der böhmischen 
Braunkohlen, von denen, wie bereits erwähnt, 
bisher nur ein geringer Bruchteil der vorjährigen 
Mengen hereinkam, der für Sonderzwecke in 
der Industrie gebraucht wurde. 

Ganz besonders ungünstig ist, wie bei den 
Gaswerken, so auch im Hausbrand die Lage im 
Aussersten Osten, also Ost- und Westpreussen, 
in Hinterpommern, im Netzedistrikt, weil mit 
der Eisenbahn bei der schwierigen Verkehrslage 
im Osten fast nichts hinzubringen ist. Ost- 
preussen zum Beispiel hat im Mai nur 20 pCt. 

er Hausbrandmonatsmengen erhalten. Auf 
dem Wasserwege wird so gut als möglich zu 
helfen gesucht. Dieses Mittel ist aber sehr be- 
grenzt. Unter diesen Verhältnissen leiden auch 
sehr die vielen Molkereien des Ostens, die 
dauernd in Not sind. Täglich wird über Still- 
stände von Molkereien berichtet, und es ist 
manchmal mit verhältnismässig kleinen Mengen 

_ nicht zu helfen, weil sie nicht greifbar sind. 

Der grosse Kohlenmangel ist auch besonders 
verhängnisvoll für die Befriedigung des länd- 
lichen Bedarfes, die, wie bekannt, haupt- 
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: 'Gesamtindustrie. 


sächlich in der Zeit zwischen Aussaat und 
Ernte, wenn die Landwirtschaft die Gespanne 
zur Verfügung hat, geschehen muss. Soweit 
es irgend geht, wird darauf hingearbeitet, dass 
bei der Verteilung der verfügbaren Hausbrand- 
mengen diesen besonderen Verhältnissen der 
ländlichen Bevölkerung entsprochen wird. Die 
Belieferung bleibt aber weit hinter den vorge- 
sehenen Mengen zurück. 

Es wird auch bis in die letzte Zeit hinein 
immer ‚wieder gemeldet, dass infolge Kohlen- 
mangels noch grosse Mengen ungedroschenen 
Getreides vorliegen. Soweit das der Fall 
ist, liegt es aber nicht nur an der Koblenzufuhr 
selbst, sondern zum guten Teil auch daran, 
dass die eingegangenen Kohlenmengen — sei 
es unter irgend welchem Drucke — für andere 
Zwecke. verwandt worden sind. 

Zur Sicherstellung des Frühdrusches ist 
ist dieses Jahr wieder eine besondere Aktion 
unternommen worden. Bei der Bevorzugung, 
die diesen Frühdruschkohlen zuteil wird, ist 
anzunehmen, dass es auch dieses Jahr gelingen 
wird, sie einigermassen rechtzeitig bereit zu 
stellen. 

Für die diesjährige Campagne der Zuoker- 
fabriken ist dieselbe Bevorratung geplant, 
wie im Vorjahre, dergestalt, dass vom April 
bis zum Oktober so viel vorausgeliefert wird, 
dass zu Beginn der Campagne ?/s der Campagne- 


-mengen an Ort und Stelle sind. Voriges Jahr 


ist dies in ganz annehmbaren Grenzen gelungen. 
Dieses Jahr hingegen sind die Lieferungen so 
zurück, dass, allgemein gesprochen, bisher nur 
1/4 bis !/s der ratierlichen Monatsmengen 
geliefert worden ist. 

In der Industrie konnte auch im Vorjahr 
für den Winter nicht vorgesorgt werden, ab- 
gesehen von einzelnen Ausnabmen. Dieses Jahr 
ist die Lage so, dass nur die allerlebenswich- 
tigsten Betriebe einigermassen ihre Mengen 
bekommen können. Das sind die Stickstoff- 
industrie, die Fabriken von Phosphorsäure- 
Düngemitteln, die Kaliwerke und die wichtigsten 
Betriebe der Ernährungsindustrie, ferner 
Lokomotivfabriken und wenige andere besonders 
wichtige Betriebe und Gruppen von Betrieben, 
auch die Zeitungsdruckpapierfabriken, alles 
zusammen nur ein kleiner Ausschnitt aus der 
Selbst die Versorgung dieser 
Betriebe macht dauernd die grössten Schwierig- 
keiten. Die übrige Industrie bekommt nur einen 
Bruchteil dessen, was sie bedarf, und dies nur 
ganz unregelmässig. Sonderaktionen, wie sie 
im Interesse wichtiger Bedürfnisse unserer 
Volkswirtschaft,insbesondereunserer Ernähruug, 
bald da bald dort unternommen werden müssen, 
verschärfen die Lage der übrigen Industrie 
weiter. Wichtige Zweige, wie das Baugewerbe, 
leiden darunter, dass für die Herstellung von 
Ziegeln und anderen Baustoffen die Kohlen 
auch nicht entfernt in genügender Menge zu 
beschaffen sind. Die Umdispositionen, die 
fortwährend nötig sind, um bei der ständig 
wechselnden Lage in den Kohlenrevieren und 
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den schwierigen Verkehrsverhältnissen die je- 
weils dringendsten Notstände zu beheben, fallen 
ebenfalls in der Hauptsache dem Industrie- 
verbrauoh zur Last und vermehren so die 
Unzulänglichkeit und die Unregelmässigkeit der 
Belieferung. 

Um nur ein ungefähres Bild von diesen 
ständigen Umdispositionen zu geben, seien die 
wesentlichsten Störungen der letzten 
14 Tage kurz geschildert: 

Am 20. Juni hatten wir an der Ruhr und 
in Oberschlesien keine Förderausfälle durch 
Streiks. Die Eisenbahn stellte für den Abtrans- 
port der Förderung die volle Wagenzahl. Im 
Westen entsprach der Wasserversand der Förde- 
rung und dem Eisenbahnversand, und im Osten 
war der Umschlag auf der oberen Oder normal. 
Die Verladungen von Oberschlesien nach den 
Bezirken der Eisenbahndirektionen Königsberg, 
Danzig und Bromberg, die durch den Streik der 
Eisenbahnarbeiter unterbrochen worden waren, 
konnten wieder aufgenommen werden, und sie 
mussten es auch schleunigst, weil, wie schon 
erwähnt, die Versorgung des Ostens durch die 
ungünstigen Verkehrsverhältnisse ganz besonders 
schlecht ist. Im Direktionsbezirk Erfurt streikten 
vom 18.—23. Juni die Eisenbahnangestellien; 
dieser Streik beeinträchtigte empfindlich die 
Versorgung der Gaswerke und der Elektrizitäts- 
werke Thüringens, auch die Belieferung der 
Kaliindustrie und der übrigen dortigen Industrien. 

Am 21. Juni setzte dann an der Ruhr ein 
Wagenmangel ein, der 14 Tage gedauert und 
täglich mehrere tausend Wagen Ausfall gebracht 
hat. Er war die Folge der vorher für den Fall 
des Eirrückens der Entente getroffenen Mass- 
nahmen und war sehr versckärft und verlängert 
worden durch die Eisenbahnerstreiks in den 
Bezirken von Erfurt, Berlin usw. 

Am 21. Juni traten auch auf einer Reihe 
 oberschlesischer Gruben die Belegschaften 
in den Streik, angeblich zum Protest gegen 
Truppenverschiebungen an der Grenze. Der 
Rückgang der Förderuug und des Versandes 
blieb ohre erhebliche Bedeutung, da nach 
einigen Tagen diese Teilstreiks aufgehört hatten. 
Zur gleichen Zeit ging aber der Wasserversand 
auf der Oder infolge Niedrigwassers zurück. 

Dann begann der Streik der Eisenbahner 
im Bezirk Breslau. Am 24. Juni war der 
Versand sus dem oberschlesischen Revier nur 
noch in der Richtung Neisse, nach Cosel/Oder- 
hafen und nach Oesterreich möglich. Am 
26. Juni hörten auch die Verladungen über 
Neisse auf. Das niederschlesische Steinkohlen- 
revier war überhaupt ganz abgeschnitten und 
musste vom 25. bis 30. seine Verladungen 
einstellen. 

Gegen den 27. Juni war durch den Streik 
im Bszirk der Eisenbahndirektion Berlin 


die Lage im Berliner Bezirk so bedrohlich 


geworden, dass die von Oberschlesien oderab- 
wärts schwimmenden Käbne in Fürstenberg an- 
gehalten und nach dem Bezirk der Eisenbahn- 
direktion Berlin umgeleitet werden mussten, 
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damit dort der Betrieb der Gas- ind Elektriz 


tätswerke, deren Bestände schon durch die 
Stookungen des Breslauer Streiks zusammen- 
geschmolzen waren, noch aufrecht erhalten 
werden konnte. Der entsprechende Ausfall 


I zeigtesich natürlich sogleich an anderen Stellen, 


wofür die Kähne bestimmt gewesen waren. 
Während der Streik der Eisenbahner im 
Bezirke Berlin weiter um sich griff, liess der im 
Bezirk Breslau nach; dieser hatte aber durch 
das Brachliegen des Verkehrs eine solche 
Stockung nicht blos im Kohienversand, sondern 
auch im Wagenumlauf zur Folge gehabt, dass 


inzwischen in Oberschlesien ein sehr starker 


Wagenmangel eingetreten war, der so sehr 


wirkte, dass z. B. am 28. Juni nur noch 1896 


Wagen gestellt wurden gegen ungefähr 5800 
Wagen die Woche vorher. Ein so scharfer, 
plötzlich und stossweise auftretender Wagen- 
mangel wirkt übrigens nicht nur auf den 


Versand, sondern er wirkt auch empfindlich _ 


zurück auf die Förderung, bringt also Ausfälle, 


die nicht mehr einzuholen sind. 


. 


Die Lage war nun so, dass die östlichen 


Provinzen, die durch den Streik der Eisenbahn- 
arbeiter der östlichen 


Direktionen schon 
besonders gelitten hatten, jetzt trotz ihrer ganz 


ungünstigen Lage kaum noch etwas bekommen 


konnten, — dass die Bestände der grossen Gas- 


und Elektrizitätswerke von Berlin sich auf- 


zehrten, dass die Gaswerke in Dresden, 


— 


Leipzig, Chemnitz und andere, dieaufschlesisch 
Kohlen angewiesen sind, vor dem Stillstand 
waren, — dass die Bestände der sächsischen 
Staatsbahnen auf 8 Tage herabgegangen waren — 


und dass die oberschlesischen und nieer-r 


schlesischen Kohlen, die Bayern für seine Eisen->- 
Aushilfe für ausgefallene 
böhmische und Saarkohlen dauernd braucht, 
Die Gaswerke in 
München und Nürnberg z. B. hatten am 1. Juli 


bahnen und als 
auch grossenteils ausfielen. 


keine Bestände. Es musste also alles, was greif- 


bar war, so verteilt werden, dass die dringend 


sten Notstände behoben wurden. F 
Inzwischen waren 


waren auf 81/s Tage gesunken. 
Ruhrgebiet 


in Süddeutschland 
die Verhältnisse immer schlechter geworden. 
Die Bestände der bayerischen Staatsbahınen 
Die Lage im 
hatte es nicht ermöglicht, die 


Wasserverladungen nach dem Oberrhein zu 


verstärken. 


vielmehr 


Das Gegenteil ist aber der Fall. 
mangel drückt auch auf den Bahnversand nach 
den Häfen, weil erfahrungsgemäss die Not- 


Seit dem 20. Juni, also mit Ein- 
setzen des Wagenmangels an der Ruhr, waren 
auch die Verladungen über de 
 Duisburg-Ruhrorter Häfensterkzurückgegangen. 
Man sollte meinen,- dass der Wagenmangel ine 
verstärke Wasserverladung zur Folgehätte, 
dass, um den Wagenumlauf zu beschleunigen, 
bei Wagenmangel möglichst viel Wagen nach 
den Duisburg-Ruhrorter Häfen geleitet würden. 
Der Wagen 


E RL 


wendigkeit, auch in Zeiten des Wagenmanges % 
die dringendsten Bedürfnisse der entfernten 


Gegenden zu befriedigen, verhältnismässig viel 
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lange Wagenumläufe erfordert, den Mangel also 


verschärft, worunter letzten Endes dann die 


Hafensendungen leiden müssen. So wirkt 
jede Störung doppelt unwirtschaftlich. 

Süddeutschland musste geholfen werden, 
am dringendsten der bayerischen Staats- 
bahn. Da traten am 2. Juli die Hafenarbeiter 
in Gustavsbürg in den Ausstand. In Gustavs- 
burg werden aber die Ruhrkohlen für die 
bayerische Staatsbahn umgeschlagen. Die in 
Gustavsburg löschbereit liegenden Kähne sollten 
nach Mannheim weitergeschleppt werden, um 
dort gelöscht zu werden. Das erlaubte die 
Entente nicht. Also blieb nur übrig, die auf 
Gustavsburg schwimmenden Kähne nach Mann- 
heim zu leiten und im übrigen auf dem Bahn- 
wege durch Sonderzüge zu helfen, um die 
erstere Verzögerung womöglich auszugleichen. 
Dies ging aber deswegen nicht, weil infolge des 
Streiks der Eisenbahnangestellten im Direk- 
tionsbezirk Frankfurt die Strecken nach 
Süddeutschland gesperrt waren. Am 5. Juli 
wurden dann die ersten 3 Sonderzüge auf den 
Weg gebracht, die hoffentlich durchgekommen 
sind, nachdem inzwischen der Streik der Eisen- 
bahner beigelegt ist. Vorher war es nicht 
möglich, irgendwie zu helfen, und auch der 
Bahnweg ist, auch wenn er offen ist, nur 
beschränkt leistungsfähig. Einem Notschrei aus 
Württemberg, einen um den anderen Tag 
einen Sonderzug nach Stuttgart laufen zu lassen, 
um die wichtigsten Gas- und Elektrizitätswerke 
aus der grössten Gefahr herauszubringen, hat 
nicht entsprochen werden können. 

Seit gestern liegen wieder Streiknachriohten 
aus Oberschlesien vor, und gestern tele- 
graphierte auch die sächsische Staatsbahn, dass 
infolge des im sächsischen Steinkohlen- 
gebiet ausgebrochenen Streiks die sächsischen 
Staatsbahnen verstärkte Zufuhren aus Ober- 
schlesien bekommen müssten. Den sächsischen 
Bahnen musste geholfen werden. ‚Weisungen 
an die Kohlenversandstellen waren aber zweck- 
los, da infolge der Verstopfung aller Verkehrs- 
wege als Nachwirkung der Eisenbahnerstreiks 
neue Sendungen nicht durchzubringen waren. 
Infolgedessen konnte nur die preussische Eisen- 
bahnverwaltung gebeten werden, ihrerseits da- 
für zu sorgen, dass von den zwischen Ober- 
schlesien und Sachsen stehenden und rollenden 
Dienstkohlenmengen soviel an Sachsen abgegeben 
wird, als Sachsen von Oberschlesien bekommen 
muss. Es : | 
Soviel über die wesentlichen Vorgänge der 
letzten 14 Tage, und es bleibt nur übrig, dieser 
Schilderung hinzuzufügen, dass wir dieselben 
Verhältnisse nun seit fast °ı Jahren 
haben. { 

Die Stockungen und Ausfälle, die durch 
‚dieses ständige Hin und Her entstehen, haben 
zum weitaus grössten Teil die Industrie und 
der Hausbrand, in erster Linie die Industrie 
als die grösste Verbrauchergruppe zu tragen. 
Die unzureichende und stockende Belieferung 
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bedeutet dazu noch eine Verschwendung 
von Brennstoffen. 

Bei all dem bisher Gesagten ist nun noch 
nicht berücksichtigt, was uns der Friedens- 
vertrag bringen oder vielmehr nehmen wird. 
Es ist bekannt, dass sich die Entente auf Jahre 
hinaus den Bezug riesiger Mengen Kohlen aus 
Deutschland vorbehalten hat. In Summa kann 
sie nach dem Vertrage im ersten Friedensjahr, 
also von jetzt an, rund 40 Millionen t bean- 
spruchen. Ohne hier ins einzelne gehende Be- 
rechnungen anstellen zu wollen, sei nur, um 
einen Begriff von der Grössenordnung dieser 
Zahl zu geben, gesagt, dass wir zurzeit an der 
Ruhr eine Monatsförderung von rund 6 Millionen t 
haben, in Oberschlesien eine solche von 2,2 
Millionen t, also zusammen in diesen beiden 
Hauptrevieren der Steinkohle 100 Millionen t 
aufs Jahr gerechnet. Daraus ist für jedermann 
ohne weiteres ersichtlich, dass diese Bestimmung. 
des Vertrages, wenn sie auch nur zu einem er- 
heblichen Teil heute in Anspruch genommen 
wird, unerfüllbar ist. Nun ist allerdings ge- 
sagt, dass, wenn der nach dem Vertrage von 
der Entente einzusetzende Wiederherstellungs- 
ausschuss sich dahin schlüssig wird, dass die voll- 
ständige Erfüllung der Forderung die deutschen 
gewerblichen Bedürfnisse übermässig belastet, 
er sie verschieben oder für ungültig erklären 
kann. Immerhin ist aber die Entscheidung 
diesem Ausschuss überlassen, wenn 38 auch ein 
Leichtes sein wird, den Nachweis zu führen, 
dass bei allem ernsten Willen, den Vertrag bis 
aufs äusserste zu erfüllen, die deutsche Wirt- 
schaft eine erhebliche weitere Belastung nicht 
ertragen kann, solange es nicht gelingt, die 
Förderung kräftig zu steigern. 

Inwieweit wir in Zukunft die oberschlesische 
Förderung zur Verfügung haben werden, steht 
auch noch dahin. 

Fasst man dieses hier gezeichnete Bild zu- 
sammen, und nimmt man, wie man es muss, 
an, dass sich die Förderung in den nächsten 
Monaten nicht bedeutend heben wird, so sieht 
man klar, welch ungeheuer schwierige Lage 
wir für den kommenden Winter selbst dann 
vor uns haben, wenn die Entente inzwischen 
keine höheren Anforderungen an uns stellt, als 
die zurzeit laufenden Lieferungen betragen. 
Wir werden auf allen Gebieten ohne 
Brennstoffvorräte in den Winter hin- 
eingehen. Im Herbst werden wohl die Ver- 
kehrsnöte sich ‚weiter verschärfen, wenn Kar- 
toffeln, Rüben usw. gefahren werden müssen, 
im Winter werden die Schwierigkeiten der 
Witterung auf der Eisenbahn und in der Schiff- 
fahrt hinzukommen, und dann sollen, mangels 
Vorräte, alle Bedürfnisse zugleich be- 
friedigt werden. Die Eisenbahnen müssen, 
statt in dieser Zeit auf ihre Bestände zurück- 
greifen zu können, ihre vollen Mengen vor” 
bekommen; den Gaswerken soll aw 
voller Bedarf zugeführt werden, die“ 
nicht möglich, weil die Mengen C 
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nicht zu beschaffen sind, und dem Haus- 
brand seine Bedarfsmengen zuzuführen, wird 
auch nicht gelingen. Was getan werden kann, 
geschieht dann zu Lasten der Versorgung der 
Industrie, die heute schon ganz und gar 
ungenügend ist und ohnehin schon im Winter 
noch bedeutend mehr zurückbleibt. Die Fol- 
gen der Minderleistungen des Berg- 
baues werden also im kommenden 
Winter erst in ihrer vollen Schwere 
aufunslasten. Allein die Ausfälle durch 
Streiks — ganz abgesehen von dem allge- 
meinen Rückgang der Förderung — kann man 
ohne Uebertreibung auf 6 Millionen t veran- 
schlagen. Damit hätten Eisenbahnen, Gaswerke 
und Hausbrand anderthalb Wintermonate ge- 
reicht. 

Selbst dann, wenn wir wieder einen so 
milden Winter bekommen sollten, wie die 
letzten beiden, haben wir also vor uns: In 
Stadt und Land eine ganz ungenügende 


und bedeutendschlechtere Hausbrand- 


versorgungalsim Vorjahre, bedeutend 
schlechtere und ungleiehmässige Ver- 
sorgung der Gaswerke, Verringerung 
‚der Zufuhren an dielndustrie in einem 
Masse, das einschneidende 
losigkeit und Verringerung der Pro- 
duktion selbst 
dustrien zur Folge haben muss. 

Es wird neben möglichster Hebung der 
Förderung alles geschehen müssen, um die 
Leistungsfähigkeit der Eisenbahnen 
noch bis zum Winter nach aller Möglichkeit zu 
steigern. Es wird weiter versucht werden 
müssen, die Eisenbahnen und womöglich 
die Gaswerke wenigstens auf einige Be- 
stände zu bringen. Geschehen kann es 
nur unter äusserster Einschränkung des Eisen- 
bahnverkehrs und des Verbrauchs der Gas- 


werke und vor allem unter weiterer Ein- 


schränkung der Zufuhren an die Industrie. 
Gelingen wird es höchstens in geringem Masse. 
Darum muss aber auch auf den Ernst 
der Lage deutlich hingewiesen werden, 
damit alle Beteiligten beizeiten noch ihre Nutz- 
anwendungen ziehen, ihre Massnahmen treffen 
können. 


Bücherschau. 


Manuel Saitzew, Die Motorenstatistik. Ihre 
Methode und ihre Ergebnisse. Rascher 
& Cie, Zürich 1918. 275 S. 20 M. — Die 
vorliegende Studie aus dem Gebiet der inter- 
nationalen Wirtschaftsstatistik hat eine doppelte 
Aufgabe zu lösen. Einmal sollen die Ergeb- 
nisse der Motorenstatistik, soweit sie dem Ver- 
fasser erreichbar waren und insofern sie ver- 
seichbar sind, zu gemeinsamen Uebersichten 
beitet und unter räumlicher und zeitlicher 
tellung einer eingehenden Unter- 
rzogen werden, aus weloher der 


Arbeits- 


lebenswichtigster In- 


Grad der Mechanisierung des gesamten Pro- 
duktionsprozesses und seiner wichtigsten Teile 
klar erkannt werden könnte. 
auch die zur Anwendung gelangenden amtlichen 
Erhebungs-, Verarbeitungs- und Veröffent- 
lichungsmethoden der Motorenstatistik, insoweit 


sie die Qualität der zu gewinnenden Ergebnisse 
kritisch beleuchtet, 


wesentlich beeinflussen, 
untereinander verglichen und auf ihre Vorzüge 
und Nachteile geprüft werden. Davon aus- 
gehend werden schliesslich noch einige Richt- 
linien für den zweckmässigen Ausbau der amt- 
lichen Motorenstatistik gegeben. 


Oesterreichische Haushaltungsstatistik, Er- | 


gebnisse der Volkszählung am 31. Dezem- 


Wien 1918. 165 S. 5 Kr. — Das vorliegende 
Heft der österreichischen Statistik enthält ein 
Tabellenwerk (112 S.) mit einleitendem Text 


(53 S.), der neben der Darstellung des Vorganges 
bei der Zählung im Vergleich mit früheren 
Zählungen eine eingehende Besprechung der 


Ergebnisse bringt. 


Richard van der Borght, Das Wirtschafts. 


leben Südamerikas insbesondere in seinen Be- 
ziehungen zu Deutschland. Otto Schulze, Cöthen 


Zweitens sollen 


‚ber1910inOesterreich. Karl Gerold’s Sohn, 


1919. 227 S. 8,40 M. — Südamerika gehört 


zu den Ländern, die als Aufnahmegebiset für % | 
deutsche Auswanderung nach dem 
Kriege in erster Linie mit in Betracht kommen. 


etwaige 


Es wird leicht übersehen, dass schon zur Welser- 


Zeit (16. Jhd.) Deutsche nach Südamerika ge- 
langten und dass ihre eigentlichen Kolonia- 
versuche in diesen Ländern bis ins 17. Jhd. 
So erklärt es sich auch, dass 
nach dem inneren Wert 
gemessen, einen hervorragenden Anteil an dr 


zurückreichen. 
die deutsche Arbeit, 


Entwicklung der so ausserordentlich zukunfts- 


reichen Länder Südamerikas fast auf allen Ge- 
Au dmim 
Druck vorliegenden Vortrag van der Borghitss, 
der als No. 1 der Bibliothek der ‚„Cultura La- 
tino-americana‘‘, herausgegeben von B. Schädel, 
erscheint, verdienen daher auch die Abschnitte 
über Südamerika als Betätigungsfeld fremder 

im Handel mit 
Deutschland besondere Beachtung. Alle Aus- 
führungen tragen den wirtschaftlichen Fort- 


bieten des modernen Lebens hat. 


Arbeits- 


und Kapitalkräfte 


schritten der südamerikanischen Freistaaten 
bis Mai 1917 Rechnung und lassen erkennen, 


dass Deuschland im Hinblick auf den starken 2 g 
Wettbewerb Nordamerikas vor nicht leicht zu 


überwindenden Schwierigkeiten stehen wird. 


Deutschlands Erneuerung. Monatsschriftfür 
das deutsche Volk. 3. Jahrg. 3. Heft. J.F.Leh- 
manns Verlag, München 1919. 1,80M. -— Aus 
Von 


dem Inhalt: Die Zukunft des Baltenlandes. 
einem Ostdeutschen. Die Siedelungsfrage. 
Von Fürst zu Salm-Horstmar. 
Achtstundentag. Von Dr. 
Krieger. 
Alfred Piech. 


Verantwortlicher Schriftleiter: Dr. Hermann Deite, Berlin W830, Goltzstrasse 23, 


w 


Der i he 
Ing. Richard 
Slaventum und Judentum. Von 


- 


Niederlausitzer Kohlenwerke, 
Bilanz-Konto pro 81. März 1919. 


Aktiva. M. ei 
Kohlenfeld-u.Abbau- 
Gerechtsame ......|14 328 300ı— 


pro 1918/19 ...... 


6 509 462167 
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Die -auf 10% festgesetzte Divi- 
dende gelangt sofort in Berlin: 
bei der Deutschen Bank, bei 
dem Bankhause Jacquier & 
Securius, An der Stechbahn 3/4, 
bei der Gesellschaftskasse, 
Potsdamerstr. 127/128 zur Aus- 


Grundbesitz .......]| 945 100/— | zahlung. 
Bergbau- u. Abraum- Tr ESTER 
an ©108 )- Hein, Lehmann & Co. 
rikett-Fabrik-An = i 
Ziegelei-Anlagen....| 170200 — Actiengesellschaft. 
Blektr.Kr ‚Kraft-u.Licht- en Eisenkonstruktionen, 
Werkstätten-Anlag..| 164509 | Brücken- und Signalbau. 
Eisenbahn-Anlagen .| 1 252 6101 — Bilanz-Konto 
Wohn-u.Wirtschafts- per 31. Dezember 1918, 
Gebäude ..... ... 3 560 122] — | mm nn 
Mobilien, Geschirre Aktiva. MM 4 
und Automobile ... 45|— | Grundstücks-Konto .| 2 227 214/60 
Speditions - Anlagen Baulichkeiten-Kontop 301 024/71 
Fürstenberg a. O... 20 000) — | Maschinen-Konto... 1— 
Abraum-Konto..... 1 908 354|10 | Verzinkerei- Anlage- 
Basse.............] 870907115] Konto Düsseldorf . 1l— 
Wechsel .......... . 7652140 | Werkzeug-Konto... 1— 
Aussenstände ...... 5 549 354/79 | Handlungs-Utens.-K. 1 
Warenbestände.....| 5608 581/68 | Gleis-Anlage-Konto. 1— 
Hypotheken .......| 141350)— | Modell-Konto...... 3 
Vorausbezahlte Ver- Fuhrwerks-Konto .. 1— 
sicherungsprämien .| 2989660 | Automobil-Konto... 11— 
Wertpap., Kautionen Kassa-K.onto oo... 40 718 82 
und Beteiligungen.| 4 294 273|40 | Effekten-Konto ....| 1119 778/62 
54 850 370119 Waren-Konto...... 5 337 935125 
Br er En an -Kto.]| 475799180 
itoren-Konto ... 
Aktien-Kapital .... ..|20 000 000 — Drrethaken ee 
/ Teilschuld- >= 
4'/ari 2 I Konto ....u...... 3 700 
verschreibungen der re Terre 
Anleihe v. J. 1906.| 5 160 000) — aa 
d. Anleihe v.J.1912| 3 675 000— Passiva, AM |4 
der Gew, Alwine..| 146 300|— | Aktien -Kapital-Kto.| 3 500 000|— 
5yige Teilschuldver-| Hypotheken-Konto .ı 391 3001 — 
) schreib. der Aktien- Aval-Konto .oonere» 475 799 80 
gesellsch. Glückauf-] Dividenden-Konto .. 67301 — 
schacht, Blumroda .| 344 500|— | Kreditoren-Konto ..|12 597 183177 
41% ige Teilschuld- Arbeiter-Unter- 
"Germania ı v.J. 1907| 103 200! | Delkrederefonds-Kt.| 100 000) — 
Reservefonds....... 9 384 976 29 | Extra - Reservefonds- 
Spezial-Reservefonds| 290 000|— | Konto ........... 140 000, — 
Ausst.Oblig.-Zinssch.| 178 21661 | Reservofonds-Konto.| 700 000— 
»  Dividendensch. 3 370|— | Divid. - Ergänzungs- 
S ausgeloste Teil- fonds-K.onto IRRE 250 000 — 
sohuldverschreib. ..| 99000) — | Erneuerungs-Konto .| 600 000 — 
Hypotheken .......| 4537 173160 | Konto f. Ueberleit. 
Tslonsteuer-Rückl...| 134070|— | in, die Friedens- 
Ark.-Unterstützungs- wirtschaft ......... 400 000 — 
I 95 984106 | Gewinn- u. Verl.-Kt.| 1.098 95172 
Gläubiger ......... 8 390 42178 20 420 261117 
Gewinn...... 0... 2810 18778 | — 
54 850 370112 i 
Gewinn- und Verlust-Konto. | , , Actien-Beselischaft 
Debet. % \„|Körtings Electrieitäts-Werke. 
kat und Bilanz-Konto. 
teuern der Zentralel 566 613j51 
Oblig.- u. and. Zinsen| 427 265192 | 1 10 me ektrizi! 9% | ° 
ee onto der Elektrizi- 
Staatsanleihen..... 304 4791 — tätswerke nee... 8 786 909148 
Abschreibungen ....| 2900 937\06 | Kautions- Konto ....| 24023150 
Gewinn-Saldo ...... A310 157178] Yortäte-Konto..... u 
——— | Inventar-Konto .... 1 
6 509 452167 | Kto. vorausbez. Ver- 
Kredit. M 431 sicher.-Prämien .. 5163112 
Gewinn-Vortrag aus Kassa-Konto ...... 56 736156 
BANN N. er 1 353/16 | Kto.-Korrent-Kto... 782 593i99 
Betriebs- Uebersch. Effekten-Konto .... 4 998/20 
6 508 099/51 | Wechsel-Konto .... 


Passiva. M. 4 
Aktien-Konto...... 3 000 0001 — 
Obligationen-Konto.| 1860 000/— 
Obligat.-Auslos,-Kto 6 695 — 
Kapitalbeteilig.-Kto. 35 0001 — 
Reservefonds - Konto] 300 000/— 
Amortisationsf.-Kto.| 3 113 035150 
Erneuerungsf.-Kto..| 360 0001 — 
Sonder-Konto...... 100 000° — 
Delcredere-Konto .. 20 000) — 
Hypotheken-Konto .| 149 680— 
Dividenden-Konto .. 78801 — 
Obligat.-Zinsen-Kto. 40 25250 
Kautionswechsel-Ko. 30 000| — 
Beamten -Kaut.-Kto. 20 5001 — 
Kto.-Korrent-Kto...| 80419403 
Talonst.-Rückst.-Ko. 40 000| — 
Gew.- und Verl.-Kto.]| 206 799161 


Die Dividende von 4% und der 
Bonus mit 2% d. h. pro Aktie 
M. 60.—, ist sofort zahlbar. Die 
Einlösung der Coupons erfolgt bei 
der Bank für Handel und Indu- 
strie, Berlin, Schinkelplatz 2—4, 
und deren sämtlichen Nieder- 
lassungen sowie bei der Firma 
C. Schlesinger-Trier & Co.Comm.- 
Ges. a. A., Berlin W. 8, Mohren- 
strasse 58/59. 


C. £orenz Aktiengesellschaft 


zu Berlin. 

Bilanz am 31. Dezember 1918. 
Aktiva. M. 
Kassa-Konto ...... 128 855147 


Wechsel-Konto .... 10 126158 
Konto-Korr.-Konto .| 8 342 951152 


Kautions-Aval-Kto. 

M. 4509 688,— { 
Effekten-Konto ....} 2 670 334170 
Beteiligungs-Konto.| 855 003 — 
Fabrikations-Konto.| 9 161 015/20 
Rohmaterial-Konto .| 918 225|47 
Grundstück-Konto..| 819 40150 
Gebäude-Konto....| 4309 149152 
Maschinen-Konto ..| 107 590/15 
Werkzeug-Konto ..| 392 816/24 
Werkstatt - Utensil.- 

Konto... 20m 900 213139 
Kontor-Mobil.-Kto.. 1— 
Patente-Konto..... 1— 
Modelle-Konto...... 1— 
Radio-Versuchsstat.- 

Kontor... .u02rc 1— 

28 615 726174 
Passiva. A. 4 


Aktien -Kapital-Kto.i 6 750 000/— 
Reservefonds-Kto. I} 6 000 0001 — 
Reservefonds-Kto. II] 450 000 — 
Talunst.-Reservefds.- 
Konto: 2..43.; 9 200 — 
Konto-Korr.-Konto .}14 161 676156 
Kautions-Aval-Kto. 
M. 4 509 688.— 
Dividenden-Konto .. 
Gewinn- und Ver 
lust-Konto ...... 


350 — 
1 244 500118 


8 615 726174 
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Die Photographie 
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: 1685. mit zahlreichen Abbild. im Um; 
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; Derlag Quene s Mener, 


Stoffwechielund Diät 


von Gefunden und Kranten 
Bon j 
Geh. Med.-Rat Prof. Dr. €. U. Ewald 


128 G©eiten mit zahlr. Xbb. 
Gebunden M. 1.50 


Berlag von Quelle & Meyer, Eeipaig 


Gewinn- und Verlust-Konfo 
am 31. Dezember 1918. 


Debet. M 4 
Abschreibungen: 
Gebäude-Konto ..| 165 213/90 
Maschinen-Konto.} 361 438134 
Werkzeug-Konto.}| 847 998|39 
Werkstatt-Utens.- 
Konto . 349 465/48 
Kontor - Mobilien- 
Konto........ 78 021147 
Patente-Konto... 2500 — 
Modelle-Konto.... 18 004 - : 
Radio-V ersuchsst.- 
Konto ........ 80 596156 
Gewinn ........... 1 244 500118 
3 147 738j32 
Kredit. M 4 
Gewinn-Vortrag aus 
TIL TEE DL, 330 257133 
Gewinn für 1918 ..| 2817 480|99 
3 147 738132 


Die Dividende von 12% ist mit 
120,— M., zuzüglich Sonderver- 
gütung von 10% = 100,— M. 
gegen Einlieferung des Dividenden- 
scheins pro 1918 für das drei- 
zehnte Geschäftsjahr von heute ab 
zahlbar mit 220,— M. 

bei der Gesellschaftskasse, 

Berlin - Tempelhof, 


Lorenzweg, 

»„ » Commerz- und Dis- 

“  eonto-Bank, Berlin, 

Hamburg, Hannover, 
Kiel, 

„  „ Nationalbank für 
Deutschland , Ber- 
lin W., 

„ dem Bankhause Wiener 


Levy & Co., Berlir 
Charlottenstr 


Berlin, den 19. I 
Der V 


DEUTSCHE WIRTSCHAFTS-ZEITUNG 


Unterflaatsfefretä r Dr &. 9. Beder 


im Minifterium für Wiffenfchaft, Kunft und Bolkebildung 
82 ©eiten 7 Seheftet M. 2.50 


ac) dem Zufammenbruch unferes Staates und dem Berfagen unfereg Erziehungefoflemg ift eine 
Reform von Grund auf erforderlich, die in erfter Linie aud) in unferen Hochfahulen einfeken muß. 
In kritifher Schärfe wird hier von berufenfter Stelle ein Programm für die Zukunft enfwidelt. ®. 
Inhaltsüberfidt: 
Einleitung 7 Boltscharalter und Wiffenfhafl 7 Die Sochfchulen im Bolfsbewußtfein / Pädagogifihe und organifatorifche 
Reform + Hochfehulpädagogit 7 Profeffor und Privatdozent 7 Student und Hochfchule 7 Materielle und ideelle Borauss 


fegungen jeder Reform / Anhang: Erlaß des Minifters für Wiffenfhaft, Kunft und Bolfsbildung vom 17. Mai 1919 \ 
UJ 1046, durch den die Beratung über die ee eingeleitet wird. ER 
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Verlag von Quelle & Meyerin Leipzig, .. Pi \ 
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5. bis $. Taufend 
völlig neubearbeitete und erweiterte Yarlase 


Unfere religiöfen Eistehen 


Kine Beihichte des Ehriftentums in Lebensbildern 


Unter Mitarbeit von: ©. Baumgarten, B, Beß, ©. Llemen, A. Dorner, W, Herrmann, ©, Rirn, 
a 3. Bögel, W. Röhler, T. Rolde, S. Wishling, 3. ne U. Weyer, 3. Mulert, £, Dreufchen, Be 
: W, £ Schmidt, R, Uttendörfer, J. von Weltber, R. Wend, 5, Wiegand, £. SfanrmBek Em 


Zerausgegeben von Profeffor Lic. 8.8eB oe 
3 2 Sande mit 348 und 347 Seiten mit duchfchmuc fowie 20 Tafeln x Bebunden M. N. 


1.8Band: Mofes und die Propheten, Zefus, Paulus, Vrigines und N 1. Band: Martin Luther, Mlrid Zwingli, Johannes Calvin, Spenerz 
Ehryfoftomus, Auguftinug, Bernh. von Llairvaur, Sranz von Affifi, N Srande:Zinzendorf, Unfere Klaffiter, Schleiernadyer, Bismard, Jol 
Dante, Heinridy Seufe, Wiclif und Zus. N Hinr. Wichern, Die Religion zur Erziehung. 


Der Ranıpf um Deutfchlands Beftand hat das religiöfe Finpfinden im deutfchen Volke in feinen Tiefen aufgerüttelt und. 
feine Sehnfucht nady geiftigen Stüten gefteigert, Hier wird dies Bud) ein Helfer fein. Don all diefen religiöfen Frziehern “ 
geht eine ftärfende emporziehende Kraft aus, denn fie führen den Lef er zur Quelle wahren Lebens, zur Religion, zu Bott. ie 
„Ein foldhes Werk Eonnte natürlich nur durch das Zufammenwirken einer ganzen Anzahl von Belehrten gelingen, von denen jeder einzelne 


imftande war, die von ihm Üübernommene Biograpbie felbftändig aus den urfprünglidyen Quellen herauszuarbeiten ... Sie haben uns mit 
sem. Wert befchenkt, das feine Stelle in der religionsgefchichtlichen Literatur lange behaupten wird." Die hhriftähe.Welt. % 
ch fou ein Jausbudh fein, ein ‚„Erbauungsbucdh‘ für folche, die ein Verftändnie für Tebendige Religion Haben. ZH wünfche ihm die a 

. ££8 liegt mir aber an diefer Stelle noch) ob, aud) feine Bedeutung für höhere Schulen hervorzuheben: es gehört in die Schhlerbibliothef 2 
en, ‚one dem Religionslehrer fann es ein Vorbild fein für feinen ee ae Unterricht.“ - Eauer höb. Re 
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in einem unterm 23. Januar 1917 in den Münch. 
Neuesten Nachrichten unter dem Titel „Die zu- 
künftige Besitzabgabe“ erschienenen Aufsatze 
darauf hingewiesen, zu welch verhängnisvollen Zer- 
störungen von Vermögenswerten und organischen 
Betriebseinheiten die rasche und radikale Durch- 
führung einer grösseren Vermögensabgabe führen 
müsste. Wohl kann der Landwirt, der über ein 
grosses schuldenfreies Grundeigentum an Feldern, 
Wiesen und Aeckern verfügt, sein Gut parzellieren 
und aus dem Erlös sein Reichsnotopfer auf dem 
Altar des Vaterlandes niederlegen; auch die ver- 
einzelten Existenzen im städtischen Hausbesitz, 
die über ein schuldenfreies Anwesen verfügen, 
werden in der Lage sein, durch Errichtung einer 
Hypothek auf ihrem Besitz jetzt gleich die schuldige 
Steuerleistung abzutragen. Aber der Industrielle, 
der im Hinblick auf die Bedürfnisse der Kriegs- 
wirtschaft seine Mittel in kostspieligen baulichen 
und maschinellen Investitionen festgelegt hat und 
der jetzt zur Einfuhr der um das drei- bis vier- 
fache im Preise verteuerten Rohstoffe und zur 
Bezahlung der womöglich in noch höherem Aus- 
masse gestiegenen Löhne und Hilfsmaterialien den 
letzten Pfennig seiner Betriebsmittel und seines 
Bankkredits benötigt, stände vor dem wirtschaft- 
lichen Zusammenbruch, wenn ihm jetzt — unab- 
hängig von der seine liquiden Mittel ohnedies 
vollständig beanspruchenden Abgabe auf den 
Vermögenszuwachs — durch ein Reichsnotopfer 
eine neuerliche ökonomische Blutentziehung an- 
gesonnen würde. Durch ein solches Experiment 


wäre für den überwiegenden Teil der Industrie | 


jedwede Erholungsmöglichkeit auf lange Jahre 
hinaus ausgeschlossen. Bei dem Handel, — Gross- 
wie Kleinhandel, — liegen die Dinge ähnlich. 
Man kann nicht an alle produktiven Kräfte des 
Volkes appellieren, um sie mit neuem Arbeits- 
willen und verdoppelter Schaffensfreudigkeit zu 
erfüllen, und gleichzeitig steuerliche Massnahmen 
ergreifen, die auf Jahrzehnte hinaus jedwede 
Kapitalbildung hemmen und untergraben. Ueber- 
dies beweisen die Erfahrungen der Kriegswirtschaft 
und vor allem jene der Nachkriegszeit von neuem, 
dass die Produktivität des Kapitals in den Händen 
des Unternehmertums weit besser aufgehoben ist 
als in den Händen des Staates und der sonstigen 
öffentlichen Gewalten. Diesen Erwägungen will 
wohl auch der Entwurf durch die Erstreckung 
der Entrichtungsfrist auf 30 Jahre scheinbar 
. Rechnung tragen. 
sich durch diese Massnahme automatisch die 
ganze Vermögensabgabe wiederum in eine mit 


konfiskatorischen Sätzen arbeitende Ertrags- und- 


Er übersieht aber dabei, dass - 


Einkommensteuer zurückverwandelt. So be- 
grüssenswert an sich diese Metamorphose wäre, 
weil auch der Fiskus durch die vorgeschriebene 
Verzinsung der alljährlich zu leistenden Raten- 
zahlungen die entsprechenden Mittel zur Verzinsung 
gleich hoher Kriegsanleiheschulden überwiesen er- 
hält, so erscheint doch der in der Vorlage ein- 
geschlagene Weg des Kompromisses zwischen 
einmaliger Abgabe und successiver Ratenzahlung 
schon um deswillen als ungangbar, weil es 
schlechterdings unmöglich ist, alle Steuerpflichtigen 
in Deutschland am 31. Dezember 1919 auf 30 Jahre 
hinaus mit starren, ihren derzeitigen Vermögens- 
verhältnissen angepassten Einkommensteuern zu 
belasten. Die unausbleiblichen Schwankungen 
und Wechselfälle in der Wirtschaft der Völker 
wie in den Einzelschicksalen der Menschen würden 
binnen wenigen Jahren derartige Versuche, auf 
Grund einer derzeitigen Vermögenserfassung alle 


Einkommen der nächsten 30 oder 50 Jahre, un 
abhängig von jeder zukünftigen Gestaltung und 


Entwicklung, mit festen unabänderlichen Abgaben 
zu belasten, zu einem Hohn auf alle Grundsätze 
sozialer und ausgleichender steuerlicher Gerechtig- | 
keit gestalten. 

Nicht nur die einzelnen Erwerbszweige, 
sondern innerhalb derselben auch Einzelindividuen 
würden in grundverschiedener Weise belastet 
werden, wenn alle im Laufe von 30 Jahren un- 
ausbleiblichen Vermögensverschiebungen für die 
Abgabepflicht während dieser Zeitspanne unbe- 
rücksichtigt bleiben würden. 


Diese Ungeheuerlichkeit wird in keiner Weise : Re 


durch die Bestimmungen der Vorlage gemildert, 


dass im Falle einer zu hohen oder zu niedrigen 


Veranlagung innerhalb dreier Jahre neue Ver- 
anlagungen erfolgen können, und dass die auf 
den 31. Dezember 1919 festgesetzten Steuerkurse AR 
und Steuerwerte innerhalb des gleichen Zeitraums 
nachgeprüft und neu festgesetzt werden sollen. 
Kann nicht eine Aktie, die am 31. Dezember 1922 
noch einen Steuerkurs von 300 besitzt, im Jahre 


1925 wertlos sein, und kann nicht ein Exporteur, 


der jetzt und vielleicht auch noch in 3 Jahren 
Millionenwerte im Auslande zu fordern hat, 3 weitere 
Jahre später durch grosse Verluste im Auslande 
den grössten Teil seines Vermögens eingebüsst 


haben, so dass er bei Eintreibung der ihm auf ER 
Grund seines jetzigen Vermögensstandes auferlegten 
Jahresrenten unfehlbar der vollgen Veran a 


preisgegeben wäre? 
Aber dieses Experiment müsste auch ohne 


die angedeutete Unmöglichkeit einer steuerlichen 2 
Vorwegbelastung aller zukünftigen Einkommen 


En 


Ds 


* 
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und Vermögen misslingen, weil ein solches 
Experiment für jeden Steuerpolitiker, der in der 
Psyche der Zensiten zu lesen versteht, zu einer 
völlig ungerechten Verteilung der Steuerlasten in 
den nächsten Jahren führen müsste. Wohl dürfte 
in normalen Zeitläuften die Bestimmung, dass für 
die a conto dieser Abgabe bis Ende März 1920 
gezahlten Beträge ein Rabatt von 5 pCt. zurück- 
vergütet wird, stimulierend im Sinne alsbaldiger 
grösserer Steuerzahlungen wirken, wohl sollte die 
Vergünstigung, dass bis 31. Dezember 1920 die 
nachweislich selbstgezeichneten 5prozentigen 
Kriegsanleihestücke vom Fiskus zum Nennwert 
an Zahlungsstatt angenommen werden, einen 
starken Anreiz zur alsbaldigen Tilgung der Abgabe 
bei zahlreichen Zensiten auslösen. — Aber all 
diesen Lockungen dürften m. E. nur ein be- 
scheidener Erfolg im Sinne einer alsbaldigen 
Minderung unserer Kriegsschulden beschieden 
sein. Die in der Kriegswirtschaft hundertfach ge- 
machte Erfahrung, dass die vaterländisch empfin- 
denden Kreise gegenüber ihren schlaueren und 
pfiffigeren Mitbürgern die Benachteiligten waren, 
wenn sie beispielsweise ihr Getreide und ihre 
Kartoffeln so rasch als möglich zur Ablieferung 


‚brachten — diese Erfahrung dürfte leider bfemsend 


und retardierend auf die Steuerentrichtung bei 
zahlreichen Pflichtigen einwirken. — Ein grosser 
Teil der Zensiten dürfte die ihnen vom Gesetz- 


 geber gebotene Vergünstigung der Ratenzahlung 


in 30 Jahren unter allen Umständen ausnützen, 
in der Erwartung, dass innerhalb dieses Zeitraums 
das Wunder einer neuen weltpolitischen Kon- 
stellation eintritt, die eine Revision des Versailler 
Friedensvertrages ermöglicht und die deutsche 
Volkswirtschaft von den vernichtenden finanziellen 
Friedensbedingungen dieses Vertrages befreit. 
Damit fällt aber der Hauptzweck des Reichsnot- 
opfers, sogleich einen Teil unserer Kriegsschulden 
zu tilgen, in sich selbst zusammen. Es bleibt 


‚nur noch die eiserne Notwendigkeit übrig, für 


den Zinsendienst und die Amortisationsquote 
unserer Reichsschuld auf dem Wege der allge- 
meinen Reichseinkommensteuern Sorge zu tragen, 


' eine Sorge, deren Lösung ihre natürliche Grenze 


in der Höhe der sonstigen Abgaben, in dem 


‚Chaos unserer aussen- und innerpolitischen Ver- 
‚hältnisse und nicht zuletzt in der Entwicklung 


unserer Wirtschaft in der Zukunft findet. Liegen 


die Verhältnisse aber so, dass in dem gegenwärtigen 
Moment schwerlich auf ein hohes Aufkommen 


aus diesem Notopfer zu rechnen ist, dann dürfte 


; durch eine überstürzte Durchberatung und Ver- 
 abschiedung des Entwurfs viel kostbare Mühe und 


| 
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Zeit unnütz vertan werden, dann wäre es weit 
besser, die Durchberatung der Vorlage ztrückzu- 
stellen, bis ein gewisses Programm über die zu- 
künftige Gesamtbelastung aller Zensiten vorgelegt 
und vielleicht doch noch eine anderweitige Lösung 
des Problems gefunden werden kann, die uns 
nicht in dem Augenblick, da der Wiederaufbau 
der Wirtschaft beginnen soll, des wichtigsten 
und unentbehrlichsten Handwerkzeuges für diesen 
Neuaufbau, unserer Betriebskapitalien, beraubt. 
In meinem Aufsatze „Die grosse Vermögensab- 
gabe“ in Nr. 7 der Bayer. Handelszeitung vom 
15. Februar 1919 habe ich mir bereits anzudeuten 
erlaubt, dass doch noch andere Mittel und Wege 
gangbar erscheinen, um die schwere Not und 
Bedrängnis unserer Finanzwirtschaft zu mildern. 
Im Sinne eines von mir bereits im Jahre 1916 in 
der Europäischen Staats- und Wirtschaftszeitung 
veröffentlichten Programms befürwortete ich da- 
mals die Absonderung eines „Kriegszehnten“ 
für eine vordringliche soziale und sittliche Zweck- 
bestimmung, nämlich behufs Aufbringung der für 
die Hinterbliebenen- und Kriegsbeschädigtenfür- 
sorge nötigen Kapitalien. Gleichzeitig mit dieser 
ethischsten und idealsten Steuerleistung, die je 
ein Volk aufgebracht hat, müsste die Emission 
einer niedrig verzinslichen Zwangsanleihe erfolgen, 
durch deren Hereinnahme die Kapitalskräfte des 
Unternehmers im wesentlichen intakt bleiben 
würden, wenn der Verkauf und die Lombardierung 
dieser Effekten durch das Reich in entsprechender 
Weise reguliert wird. Unter den psychologischen 
Gesichtspunkten, die zu Gunsten einer derartigen 
Zwangsanleihe sprechen, sollte insbesondere das 
Moment besondere Beachtung verdienen, dass in 
diesem Falle jeder einzelne Besitzer dieser Anleihe 
mit dem wirtschaftlichen Aufstieg unseres Vater- 
landes auf das lebhafteste verknüpft bleibt und 
dass dieses bei seiner Emission vielleicht als 
Aschenbrödel missachtete Papier im Laufe der 
Jahre zur vollen Geltung und zu früherem Glanze 
gelangen kann, sofern seine Inhaber ihre Tatkraft 
und Schaffensfreude in den Dienst gemeinsamer 
Arbeit für die Wiederaufrichtung unserer Wirtschaft 
einzustellen willens sind. 

Kurze Zeit nach meiner Veröffentlichung in 
der Bayerischen Handelszeitung‘ hat der. frühere 
badische Finanzminister Rheinboldt in einem be- 
merkenswerten Aufsatz in No. 370 der Frankfurter 
Zeitung vom 20. Mai 1919 einen ähnlichen Vor- 
schlag skizziert, der auf eine gleichmässige Ver- 
teilung der Kriegsanleiie nach Massgabe des 
Vermögensbesitzes hinausläuft, wobei die Kriegs- 
anleihe mittels einer nach Massgabe des Ver: 
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mögensbesitzes aufzuerlegenden Zwangsanleihe 
zuräckbezahlt wird. Aehnliche Vorschläge sind 
auch von anderer Seite in den jüngsten Wochen 
zur Erörterung gestellt worden, wobei vielfach 
der Besorgnis Ausdruck gegeben wird, dass die 
Barentrichtung der Abgabe möglicherweise ein 
nutzlos gebrachtes Opfer bedeutet, weil in dem 


jetzigen Chaos der inneren Selbstzerfleischung 


keine Regierung Gewähr dafür leisten kann, dass 
der in $ 52 des Entwurfs festgelegte Zweck der 
Abgabe, die Herabminderung der Reichsschuld, 
auch wirklich erreicht wird. 

Endlich spricht gegen jedweden ‚Versuch, ein 
Gesetz von so weittragender Bedeutung für unsere 
Wirtschaft mit Gewalt jetzt durchzupeitschen, noch 
das Bedenken, dass der Friedensvertrng uns die 
Bedingung auferlegt, unsere Steuerlasten mindestens 
auf derselben Höhe zu erhalten, wie der schwerst- 
belastete unter unseren bisherigen Feinden. Diese 
Verpflichtung spricht entschieden gegen den so- 
fortigen Abbau unserer Schulden durch eine 
Radikalkur, weil alsdann die um die Hälfte ge- 
kürzten Vermögen der deutschen Steuerträger 
noch dieselben Lasten tragen müssten wie Frank- 
reichs Zensiten, die keinerlei Einbusse an der 
Substanz ihrer Vermögen erlitten haben. 


Schon aus diesen kurzen Andeutungen er- 
gibt sich, dass eine überstürzte Lösung dieses 
schwierigsten aller deutschen Finanzprobleme im 
Hinblick auf die derzeitige völlig ungereifte und 
ungeklärte politische und wirtschaftliche Situation 
hintangehalten werden sollte und dass, wenn 
trotzdem aus innerpolitischen Erwägungen heraus 
dieses Gesetz verabschiedet werden muss, nur 
solche Steuersätze und Entrichtungstermine in 
Frage kommen können, die in keiner Weise die 
Lösung der anderen grossen wirtschaftlichen Auf- 
gaben gefährden, die an Deutschlands Handel 
und Industrie beim Wiederaufbau unseres Aussen- 
handels herantreten. Vermögensabgaben, die so 
schonungs- und rücksichtslos die bisher allen 
Kulturnationen sakrosankten Grundbegriffe des 
Privateigentums antasten wie der vorliegende 
Entwurf, dürfen nur abverlangt werden, wenn 
Garantien dafür geboten werden können, dass 
der damit beabsichtigte Zweck einer dauernden 
Genesung der deutschen Finanzwirtschaft von 
ihrem schweren Siechtum auch wirklich erreicht 
wird. Der Aufbau: und die Begründung des Ent- 
wurfs zum Reichsnotopfer lassen nach dieser 
Richtung hin alle berechtigten Garantien ver- 
missen. Auch gegen die rhetorische und pastorale 
Geste, mit der Herr Erzberger diese Abgabe als 
ein Sühneopfer für den mammonistischen Geist 


bezeichnet, von dem wir angeblich während der 
früheren Friedenszeit und während der Kriegszeit 
beseelt waren, muss entschieden Verwahrung ein- 
gelegt werden. Wenn in dieser Frage denn doch 
schon sittliche und religiöse Imponderabilien ge- 
streift werden, dann muss daran erinnert werden, . 
dass heute auch nach der sittlichen und 
religiösen Seite hin die vordringlichste und 
gebieterischste Pflicht für alle Erwerbskreise sich 
in das eine Wort zusammenfassen lässt: Arbeiten, 
Arbeiten und wiederum Arbeiten! Aber diese 
Arbeitslust und Schaffensfreude des Einzelunter- 
nehmers unterbindet und unterhöhlt die Regierung 
auf ein Menschenalter hinaus, wenn dieser Unter- 
nehmer sich rechnerisch vor Augen führen muss, 
dass sein Hab und Gut sich in den nächsten 
30 Jahren von Jahr zu Jahr durch enorme Raten- 
zahlungen an den Fiskus von Jahr zu Jahr ver- 
mindern wird. Endlich erscheint nach der kapi- 
talfeindlichen Stimmung, von der die Mehrzahl 
der Beschlüsse der Steuerkommission der National- 
versammlung zum Vermögenszuwachssteuergesetz 
Zeugnis ablegen, der gegenwärtige Zeitpunkt und 
der derzeitige Gesetzgeber nichts weniger als die 
geeignete Atmosphäre, in der eine derartige, die 
Wurzeln unserer Volkswirtschaft antastende Vor- 
lage im Galopp durchberaten werden darf. Möge 
man die Lösung dieses Problems dem im Jahre 
1920 neu zu wählenden Reichstag überlassen, 
der den für unsere Wirtschaft auf dem Spiele 
stehenden Schicksalsfragen vielleicht eine grössere 
Aufmerksamkeit und eine pfleglichere Rücksicht- 
nahme zuwenden wird, als die parlamentarischen 
Kräfte, die jetzt im Eiltempo dieses Gesetz unter 
Dach und Fach bringen wollen. 


Das Mitbestimmungsrecht der 
Angestellten. 


Von Heinrich Freese, Berlin-Niederschönhausen. 


Die Forderung, den Beamten und Arbeitern 
ein Mitbestimmungsrecht in den Betrieben einzu- 
räumen, hat bei den Arbeitgebern begreiflicher- 
weise lebhafte Unruhe hervorgerufen. Das Mit- 
bestimmungsrecht soll von den Betriebsräten aus- 
geübt werden, die an die Stelle der Arbeiteraus- 
schüsse treten sollen. Im Reichsarbeitsministerium 
wird ein Gesetzentwurf darüber vorbereitet, und 
es ist nötig zu untersuchen, ob und in welchem 
Umfange dieses Recht gewährt werden kann, 
In gewissen Grenzen ist die Forderung berechtigt. 
Ich habe diese Ueberzeugung seit vielen Jahren 
vertreten und ich habe, zuletzt in meinem Buch: 
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„Die konstitutionellle Fabrik“ *), gestützt auf Er- 
fahrungen in meinen Betrieben, gezeigt, dass sich 
eine weitgehende Teilnahme der Angestellten olıne 
Nachteil durchführen lässt. 

In meinen Betrieben hat sich die Teilnahme 


I 
| 


der Angestellten an der Verwaltung auf drei Ge- | 


biete erstreckt. Meine Versuche reichen bis in 
die 70er Jahre zurück. Sie haben sich auf die 
Arbeitsordnung, die Akkord- und Lohn- 
tarife und auf die zahlreichen Wohlfahrts- 
einrichtungen der Fabrik erstreckt. Die Arbeits- 
ordnung beruht auf Vereinbarungen mit den in 
den Betrieben gewählten Arbeiterausschüssen. 
Es sind darin die Vorschriften über die Arbeits- 
zeiten und die Pausen, die Sicherheitsvorschriften 
und die Kündigungsfristen enthalten. Für jede 
Aenderung der Arbeitsordnung und jede Ver- 
längerung oder Verkürzung der Arbeitszeit ist die 
Zustimmung der Arbeiterausschüsse erforderlich. 
Die Sitzungen der Ausschüsse sind öffentlich. 
Die Sitzungen finden meist am ersten Montag im 
Vierteljahre nach Schluss der Arbeit statt. Ausser- 
dem werden jährlich drei bis vier ausserordentliche 
Sitzungen einberufen. In jeder Sitzung können 
Beschwerden und Wünsche vorgebracht werden 
und es. kann sich zu diesem Punkt der Tages- 
ordnung jedes Fabrikmitglied zum Worte melden. 
— Das alles besteht bei uns seit 35 Jahren. Man 
kann also nicht sagen, dass unsere Erfahrungen 
nicht ausreichend lang sind. Wir haben schon 
vor 27 Jahren den Achtstundentag eingeführt. 
Alle Zeit- und Stücklöhne beruhen schon seit dem 
Jahre 1884 auf Tarifverträgen, die gewöhnlich auf 
drei Jahre abgeschlossen werden. Die Verwaltung 
der Wohlfahrtseinrichtungen der Fabrik liegt ganz 
in der Hand der Arbeiterschaft. Es werden von 
den Arbeiterausschüssen Kranken- und Sterbe- 
gelder, Darlehen, Witwen- und Alterspensionen 
bewilligt. Die Ausschüsse haben Samariter ein- 
gestellt und das Mobiliar der Angestellten gegen 
- Feuer versichert. Die Erholungsräume, die Fabrik- 
büchereien, die Kaffeeküche, die Badeanstalt und 
die Schrebergärten der Fabrik werden von den 
Ausschüssen verwaltet. Ich habe mich an allen 
diesen Einrichtungen immer nur durch Beiträge 
beteiligt und habe alles weitere den Angestellten 
überlassen. Wer ein Blick in mein kleines Buch 
wirft, wird finden, dass die Verwaltung gut ge- 
wesen ist. a 

Die Teilnahme der Angestellten beschränkt 
sich bei mir nicht auf die Verwaltung. Sie er- 
streckt sich auch auf den Gewinn des Unternehmens. 


*) Verlag von Gustav Fischer in Jena, Preis M’ 2.10, 


| 
| 
| 


! 
| 


- Einblick 
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Die Gewinnbeteilung der Angestellten ist 
von Theoretikern ind Praktikern oft als undurch- 
führbar bekämpft worden. In meiner Fabrik be- 
steht sie seit 30 Jahren. Sobald die Bilanz ab- 
geschlossen ist, werden die Beamten und Arbeiter 
zu einer Versammlung einberufen. Ich gebe dann 
meinen Mitarbeitern wie der Direktor einer Aktien- 
gesellschaft seinen Aktionären eine Uebersicht 
über die Ereignisse des letzten Jahres. Von dem 
Reingewinn, der erzielt worden ist, werden 
12!/; vH. den Angestellten zugewendet; 5 vH. 
erhalten die Beamten, 5 vH. die Arbeiter und 
2! vH. werden der Unterstützungskasse der 
Fabrik überwiesen. Diese Gewinnanteile haben 
bis Ende 1918 insgesamt rund 409 000.— Mark 
betragen, denen eine Gehalts- und Lohnsumme 
von etwa 8 Millionen Mark gegenübersteht. Ein 
in die Gewinn- und Verlustrechnung 
wird den Angestellten nicht gewährt. Die Richtig- 
keit der Quoten, die auf die Gehälter und Löhne 
fallen, wird aber von einem vereidigten Bücher- 
revisor bescheinigt. Bei alledem ist nichts von 
den vielen Schwierigkeiten bemerkt worden, die 
von den Gegnern vorausgesagt worden sind. 


Man wird hiernach zugeben müssen, dass 
der Beweis, dass eine Teilnahme der Angestellten 
in gewissen Grenzen durchführbar ist, erbracht 
ist. Die Beteiligung der Angesteliten an der 
Verwaltung hat sich bei mir nicht auf die rein 
kaufmännische Angelegenheit erstrekt. Der 
Ankauf von Rohmaterial, der Abschluss von Ver- 
käufen, die Kreditgewährung an die Kundschaft, 
der Erwerb von Grundstücken oder Patenten oder 
die Inanspruchnahme von Bankkrediten, sind 
Sache des Unternehmers geblieben. Es heisst, 
dass in dem Gesetzentwurf über die Betriebsräte 
verlangt werden soll, dass den Betriebsausschüssen 
regelmässig ein Einblick in die Bilanzen und 
Gewinn- und Verlustrechnungen gewährt werden 
soll. Ich muss davon abraten. Die Aktienge- 
sellschaften, die ohnedies ihre Bilanzen veröffent- 
lichen, werden sich vielleicht damit abfinden. 
Der private Arbeitgeber wird darin eine ungerecht- 


fertigte Massnahme erblicken, wenn er den An- 


gestellten seines Betriebes regelmässig Einblick 
in seine Vermögens- und Einkommenverhältnisse 
geben muss. Nicht unbedenklich ist auch das 
Recht der Betriebsräte, bei Aktienunternehmen 
Mitglieder in die Aufsichtsräte zu schicken. Ich 
fürchte, dass sie dort unter den Grossaktionären 
keine glückliche Rolle spielen werden. 

Fraglich ist es auch, ob und wieweit den 
Angestellten-Ausschüssen oder Betriebsräten ein 
Mitbestimmungsrecht bei Anstellung, Kündi- 
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gung oder Entlassung von Beamten oder 
Arbeitern gewährt werden kann. Es ist zunächst 
zu berücksichtigen, dass das Recht sich nicht auf 
jeden Fall dieser Art erstrecken kann, weil der 
Zugang und Abgang von Arbeitern in Betrieben 
von einigem Umfang zu jeder Tageszeit statt- 
findet. Ausserdem werden die Arbeiter bei Bau- 
ausführungen häufig erst an Ort und Stelle ange- 
nommen. Es ergibt sich schon daraus, dass ge- 
wisse Einschränkungen des Mitbestimmungsrechtes 
schon deshalb geboten sind. Das Verlangen der 
Angestellten gegen die wirtschaftlichen Folgen 
willkürlicher Entlassungen besser geschützt zu 
sein als bisher, ist gerechtfertigt. Der Anspruch 
der Arbeitgeber, nicht dauernd ‚durch unfähige, 
unpünktliche oder widerspenstige Angestellte ge- 
schädigt zu werden, ist aber ebenso begründet. 
Es wird nötig sein, dafür zu sorgen, dass sich 
nicht politische und gewerkschaftliche Rücksichten 
vordrängen und dass dadurch nicht Minderheiten 
unterdrückt und brotlos gemacht werden. Manches- 
mal werden die Betriebsräte ganz zufrieden sein, 
wenn. sie nichts mit der Sache zu tun haben. 
Die Arbeiterausschüsse meiner Fabrik haben auf 
Grund von Erfahrungen von ihrem anerkannten 
Recht, bei Kündigungen und Entlassungen mitzu- 
sprechen, nur mit grosser Vorsicht Gebrauch 
gemacht. Man wird gut tun, alle diese Umstände 
nicht ausseracht zu lassen und in dem geplanten 
Gesetz nicht über die gebotenen Grenzen hinaus 
zu gehen. 

Die Betriebsräte werden sich, wenn sie gut 
beraten sind, im wesentlichen darauf beschränken, 
mit den Arbeitgebern allgemeine Vereinbarungen 
zu treffen. Es kann bestimmt werden, dass 


Entlassungen aus politischen Gründen weder. 


gefordert noch verhindert werden dürfen. Man 
kann festsetzen, in welcher Reihenfolge Ent- 
lassungen stattfinden sollen, wenn Arbeit fehlt. 
Es kann vereinbart werden, dass die jungen und 
unverheirateten Arbeiter oder Beamten zuerst 
ausscheiden. Die Arbeitszeit kann auch erst all- 


gemein herabgesetzt werden, ehe Arbeiter entlassen 


werden. 
Einigung erzielen lassen. 


Ueber diese Frage wird sich leicht eine 
Den besten Schutz 


gegen willkürliche Entlassungen, die durchaus 


nicht immer vom Arbeitgeber selbst ausgehen, 
auch wenn es heisst, dass er sie angeordnet hat, 
wird ein geregeltes Beschwerdeverfahren in 
den Sitzungen der Ausschüsse oder Betriebsräte 
bieten. 


Betriebsleiter an den Verhandlungen der Betriebs- 
räte muss nachdrücklich empfohlen werden, Bei 
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‚mässig daran teilgenommen. 


Die Teilnahme der Arbeitgeber oder der 


mir haben bis Ende 1918 315 Sitzungen statt- 


Ich habe bis in die letzte Zeit regel- 
Die Arbeitgeber 
sollten es, soweit es ihnen möglich ist, ebenso 
machen, weil die Verhandlungen dadurch an Be- 
deutung gewinnen. Nur dann können in den 
Sitzungen bindende Beschlüsse gefasst und Be- 


gefunden. 


schwerden sofort erledigt werden. Die Fabrik- 


parlamente werden nur dann in den Betrieben 
den Platz einnehmen, der ihnen zukommt, und 
es wird von allen Beteiligten die konstitutionelle 
Fabrik als ein wichtiger Schritt zum Frieden 


"anerkannt werden. 


Die amerikanischen Ver 
und englischen Monopolbestrebungen 


auf dem Gebiete der drahtlosen \ n 


Telegraphie. z 
Von Dr. G. Respondek, Berlin-Halensee, 


In dieser Arbeit soll der Versuch gemacht 


werden, in Umrissen den nationalen und inter- 


nationalen Stand auf dem Gebiete der draht- : - 
losan Telegraphie darzulegen, sowie die Expan- 


sionsbestrebungen der führenden Industrie um 
den Absatz. 
Gegenstand einer umfassenderen Arbeit bilden, 
in der auch die technische Seite die ihr ZU- 


Die genauere Ausführung wird 


kommende Behandlung erhalten wird. Welche 


Bedeutung diesem Zweige des Telegraphen- 
wesens in den einzelnen Staaten und in dem. Be. 
Verkehr mit den Kontinenten in nächster Zeit. RR 
zukommen muss, wird aus den kurzen Btrach- 
Schon allein der wirt- 
schaftliche Aufbau Europas wird zu einer 
Intensivierung der Weltwirtschaft‘ führen, und " 
damit zur Notwendigkeit, aus allen Weltteilen Be. 
zuverlässig Nachrichten u m 


tungen hervorgehen. 


schnell und 


halten und Nachrichten überallhin zu geben. Jedes 


Land wird das grösste Interesse daran haben, 
und Empfange- 
zentralen zur Abgabe und Aufnahme Bein 0000 
Nachrichtendienstes zu besitzen, die weiterhin h 


unabhängige nationale Sende- 


durch die bereits vorhandenen Nachrichten 


büros in schnellster und engster Beziehung 
Handel und mit der Presse u 
stehen haben. Die Uebermittelung dieses Naoch- 
richtendienstes, an den auch der politisch an- 


mit Industrie, 


geschlossen ist, ist bereits 


in Telegraphen- 
agenturen zusammengefasst. 


Diese Büros ind 
wieder international zum gegenseitigen Aus 
tausch und zur Vervollständigung der Naoh- = 


richten zusammengefasst, so dass auf diese ee 


Weise die Welt mit einem Netz für Vermittelung Be . 
der Nashrichten überzogen ist. Kein Land hat Ben) 
die Bedeutung des Nachrichtenbüros als wir- 


schaftliche und politische Waffe so früh un 


so scharf erkannt, als England. Keine Regie- Rs 
‚rung hat seiner Nachrichtenagentur :eing auch) ur, 
nur ähnliche Förderung angedeihen lassen, wie 


= Dr 
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. Reuter sie von der englischen erhalten hat. 
Eine äusserst geschickte Förderung bei den 
von Reuter verlangten Konzessionen in Ge- 
bieten, deren Beeinflussung für England be- 
sonders wertvoll waren, mit und ohns diplo- 
matischem Nachdruck, hat England das Nach- 

f riohtenmonopol der Welt: eingebracht. Ein 
Land kann die vorsichtigste Auslandspolitik 
treiben, es Rann die besten Gesandten, Konsuls, 
Beamten und die zuverlässigsten Handelshäuser 
ins Ausland schicken, das alles wird nur dann 
mit vollem Wert in Erscheinung treten können, 
wenn ein schneller und zuverlässiger Nach- 
richtendienst im Auslaud das Interesse für das 
vertretene Land zu wecken versteht. Wie 
England die Waffe des Nachrichtenverkehrs in 
diesem Kriege gegen uns geführt, und wie es 
die Welt gegen uns gewonnen hat, das ist zur 
Genüge bekannt. | 

Die gleiche Monopolstellung besitzt Eng- 
land durch sein nationales Kabelnetz und auch 
dieses Monopol hat es schrankenlos ausgeübt. 
Mit derselben Sorgfalt hat die englische Regie- 
rung die Anlage und den Ausbau seines Kabel- 
netzes verfolgt, Sein Kolonialbesitz auf dem 


> ganzen Erdball bietet überall Kabelstützpunkte. 


DigKabelgesellschaften wiederum erhalten ener- 

gische Unterstützung bei ihren Konzessions- 
gesuchen, Kabellandungsrecht an der Küste 
fremder Länder zu erhalten. Seine Flotte aber 

bietet völlige Sicherheit gegen feindliche Ein- 

griffe. Die meisten und wichtigsten Kabel sind 

‚so einschliesslich der Verwaltung im Besitz 
englischer Gesellschaften, denen seitens der 
Regierung eine weitgehende Ueberwachung des 
Telegrammverkehrs als Konzessionsbedingung 
auferlegt wurde. Ein allbritisches Kabelnetz 

ist das Ziel, dem England zustrebt. Das Kabel- 

‘und Nachrichtenmonopol Englands scheint nur 

durch die drahtlose Telegraphie durchbrochen 
& zu sein. Wird doch bereits die drahtlose Tele- 
graphie mit gutem Erfolge von amerikanischen 
Depeschenbüros angewendet. Die United Press, 
-. die New York Herald und New York Sun be- 
dienen sich des Marconisystems für den Verkehr 

‘ New York — London — Paris— Berlin — Zentral- 
Amerika. Mit zunehmender Sicherheit des 
drahtlosen Verkehrs wird auch die Anpassung 

” der Nachrichtenbüros an diese vor sich gehen. 
ER: In England machen sich nun ganz entschieden 
* . Bestrebungen geltend, das Nachrichtenmonopol 
aufrecht zu erhalten. Das Ziel ist neben 
je dem Reuterschen Weltnachrichtendienst, 
&; dem allbritischen Kabelnetz auch ein 
0 —drahtloses englisches Weltnachrichten- 
0... netz zu errichten. Bei der engen politischen 
R Verbindung, die zwischen der amerikanischen 
und englischen Industrie auf dem Gebiet der 
drahtlosen besteht, ist es sicher, dass dieses 
Projekt die weitgehendste Unterstütung erhalten 
und ein enges Zusammenarbeiten zwischen der 
© Marconigruppe und Reuter vor sich gehen 
wird. Es ist gewiss, dass Amerika und Eng- 
land ihren ganzen politischen Einfluss auf- 

' bieten werden, um ihren Gesellschaften Vor- 


oc, 


rechte auf die Errichtung von drahtlosen Sta- 
tionen in anderen Ländern zu sichern, genau 
so, wie es England bei den Kabellandungs- 
rechten getan hat. Den Ausbau seines Kabe!- 
netzes wird England dabei natür'ich nicht ver- 
nachlässigen. Die Drahtlose und das Kabel 
sollen die Welt überziehen, nicht nur zur Er- 
gänzung, sondern im Notfalle eines als Ersatz 
für das andere. So baut England das Kabel: 
England— Kanada und 
England— Russland 
unter Umgehung der skandinavischen Länder. 
Ein neues Atlantickabel wird gefordert, um 
Grossbritannien mit Kanada zu verbinden und 
mit dem das Pacifickabelnstz verbunden werden 
soll. Durch derartige Pläne können die euro- 
päischen und sonstige aussereuropäische Staaten 
jederzeit von den übrigen Teilen der Welt 
gänzlich abgeschnitten werden, sowohl in ihrem 
wirtschaftlichen wie in ihrem politischen Nach- 
richtenverkehr. Die Möglichkeit einer der- 
artigen Verkehrseinkreisung zwingt jeden Staat, 
seine Aufmerksamkeit auf ein gut ausgebautes 
eigenes drahtloses Grossstationennetz zu richten 
und Konzessionsrechte bei den überseeischen 
Staaten zu suchen, die ihm gestatten, in 
diesen Ländern Stationen zu errichten. Nur 
durch Errichtung nationaler Grossstationen, 
deren Verwaltung in den Händen der eigenen 
Landesregierung ruht, können sie sich dem 
Einflusse des Auslandes entziehen. Für alle 
Länder aber, die überseeisches Gebiet besitzen, 
sind derartige Anlagen eine Notwendigkeit. 
Nur sie ermöglichen ihnen, die Verbindung mit 
ihren Kolonien und den anderen Uebersee- 


‚ländern aufrecht zu erhalten und damit Kon- 


trolle und Zensur ihrer Nachrichten, die sonst 
über amerikanische und englische Stationen 
oder Kabel geleitet werden müssten, zu um- 
gehen. 

England begann den Ausbau eines Gross- 
stationennetzes bereits 1900. Einige Jahre nach 
Fertigstellung der Stationen Poldhu (Cornwall) 
und St. John (Neufundland) wurde 1907 Clifden 
(Irland) und Glace Bay (Neu-Schottland) dem 
Verkehr übergeben. Diesen schlossen sich bald 
für den Amerika— England-Verkehr die Doppel- 
stationen an: 

Als Sender die Stationen Carnavon nnd 

New Bruswich 
Als Empfänger die Stationen Twyn und 
Belmar. 

Kurz vor Ausbruch des Krieges sind die 
bereits vorhandenen Stationen erweitert, für 
höhere Leistung umgebaut und eine Anzahl 
grösserer Siationen neu errichtet worden. Die 
ersten Schritte aber, mit der All-Red-Linie ein 
allbritisches drahtloses Netz zu bauen, hat Eng- 
land 1913 unternommen. Der Ausbau eines 
engmaschigen Weltnetzes, das von der Regierung 
im strategischen wie Handelsinteresse für not- 
wendig erachtet wird, hat auch für England 
keine Schwierigkeit. Der Besitz aller Meer- 
engen und sein Kolonialbesitz in allen Welt- 
teilen gestatten ihm, Stationen überall anzu- 
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legen. Dieses Netz wird alle Glieder des briti- 
schen Reiches umfassen, den fernen Osten, den 
Stillen Ozean und Westindien. Es sind zwei 
Gruppen von Grossstationen zur Ausführung 
vorgesehen. Die erste Gruppe in England— 
Aegypten und England— Ostafrika. Die zweite 
Gruppe in Südafrika, Vorderindien und Malaga. 
Diese neu hinzukommenden Stationen Singa- 
pore (Malaga), Colombo (Ceylon) und Hongkong 
werden mit den neu hinzukommenden in China 
und auch mit den japanischen Stationen Ver- 
bindung erhalten. Die Stationen, die für den 
Süden und die westlichen Gegenden des Stillen 
Ozeans vorgesehen sind, werden an die Stationen 
in Australien und Neuseeland angeschlossen. 
Die Einrichtungen der Stationen in den west- 
indischen Inseln, von denen bereits einige in Ver- 
bindung miteinander Stehen, werden verbessert 
und erweitert. Auf diese Weise werden alle briti- 
schen Kolonien untereinander und mit London 
Verbindung erhalten. Der Vertrag zwischen 
dem englischen Post Office und der Marconi- 
gesellschaft ist dahin abgeschlossen, dass die 
Gesellschaft die Stationen baut. Die Bauzeit 
ist im allgemeinen auf ein Jahr festgesetzt. 
Nach ihrer Fertigstellung gehen alle Neuein- 
richtungen in den Besitz der Regierrng über. 
Das englische Grossstationennetz, zu dem 
zahlreiche andere Stationen hinzutreten, die 
für den einzelnen Landes- bzw. Kolonialverkehr 
bestimmt sind, wird den Weg nehmen: 


Clifden ..... Glace-Bay (Neu-Schottiland — 
Atl. Küste) Winnipeg Vancouver 
(Stiller Ozean) Midway — Island . 
(Paanopa Ocean Island) Sidney 
Singapur .. . Bangalore . Nairobi 
Praetoria . . . Olifden. 


Ein Kontrollamt, das aus Vertretern der 
verschiedenen Regierungsstellen und Kolonien 
bestehen soll, wird die Reichskabel und das 
drahtlose Reichsnetz überwachen. 

In die gleiche Zeit wie in England fallen 
auch die Bestrebungen der Vereinigten Staaten 
von Nordamerika, ein panamerikanisches Netz 
auszubauen. Der Kongress der Vereinigten 
Staaten hat im Jahre 1912 die Errichtung 
einer Kette von Grossstationen beschlossen, 
welche die Besitzungen der Vereinigten Staaten 
im Stillen Ozean über Hawsi und Panama an 
das Heimatland anschliessen sollen. Die Aus- 
führung dieses Bauprogramms hatte das Marine- 
ministerium der Marconigesellschaft übergeben. 
Es bestand aus den Stationen: Arlington (Washinrg- 
ton), Marshall-Bolinas bei San Franeisco), 
Pearl Harbour in Honolulu und Cavite (Phi- 
lippinen). Ende 1916 ist Marshall—Bolinas, 
eines der Glieder dieser Grossstationenkette mit 
ihrer Gegenstation Kahuku—Koko—Head auf 
Hawai fertig geworden. Die Stationen erhielten 
Sendergeneratoren nach dem Poulsensystem und 
schliessen Japan und Panama in direkte Ver- 
bindung an die Vereinigten Staaten an. Die 
Marconigesellschaft hat noch während des 
Krieges das Schlussglied dieser Grossstationen- 
kette fertiggestellt. Mit Canacao ist die Ver- 


"unterstellt. 


Insel Lobos eine Station erbaut. 


bindung zwischen Washington und dem Flotten- 
stützpunkt Cavite hergestelli.. Neu projektiert 
ist der Bau einer Grossstation auf Portorico, 
Das Committe of the Naval force des Senats 
hat bereits den Antrag gestellt, 2000000 M. 
für den Bau dieser Station zu bewilligen. 
Die Grossstation Darien am Panamakanal 
ist Mitte 1915 in Betrieb genommen. Sie ist 
ein Glied in der Kette der fünf Grossstationen, 
mittels deren das Marineministerium mit allen 
Kriegsschiffen im Stillen und Atlantischen 
Ozean in Verbindung treten kann. Die Stationen 
am Panamakanal sind wegen ihrer vorwiegend 
militärischen Bedeutung dem Mariheministerium 
Neben dem Signaldienst haben sie 
auch dem privaten Handelsverkehr zu dienen, 
Colon und Balboa an den beiden Ausgängen 
des Kanals sind Stationen von je 5 Kw. Sender- 
energie, die für den Schiffsverkehr bestimmt 
sind. Darien ist ausserhalb der Tragweite der 
Schiffsgeschütze angelegt. Durch Fernsprecher 
ist die Station mit Colon, Balbao und dem 
Netz der Panamaeisenbabn verbunrden und 
durch Telegrapherleitungen an das allgemeine 
Telegraphennetz angeschlossen. Als Sender ist 
der Poulsengenerator gewählt. Er liefert eine 
Antennennutzenergie, die eine Verständigung 
mit Arlington selbst bei stärksten elektrisch- 
atmosphärischen Störungen ermöglicht. Darien 
erhält direkte Verbindung mit: 


Arlington 3320 km 
Tuckerton 34830 ,„, 
 Bayville 3520 „, 
Marshall-Bolinas 4670 ,, 
San Francisco 4820 „, 
Honolulu 8500 „, 
Nauen 9400 ,‚, 
Eilvese 9160 


ae 

Die Regierung hat weiterhin die Geneb- 
migung zur Errichtung einer Kette von Gross- 
stationen längs der Grenze gegen Mexiko von 


Brownsville bis zur Paeificküste gegeben. Die 


Stationen sollen zunächst militärischen Zwecken 
dienen, wie andererseits die Atlantische Küste 
mit einer Reihe von Küstenstationen im Ab- 
stande von etwa 200 km besstzt ist, die dem 
Küstendienste dienen sollen. Die Stationen 
kommen nach Laredo, EI Paso und Fort 
Huachuco (Arizona). Den Bauauftrag hat die 
Pan American Wireless Co., die noch erwähnt 
werden wird. 

.. Mexiko selbst hat bereits in grösserer "Ent- 
fefnung von der Küste von Tampieco auf der 
Sie wird mit 
Mexiko City, Tampico, Vera Cruz und durch 
Vermittlusg mit mehreren Stationen der Ver- 
einigten Staaten verkehren können. 

Das Marineministerium der Vereinigten 
Staaten hat einen grossangelegten Plan für ein 
panamerikanisches drabtloses Netz ausgearbeitet, 
das die Vereinigten Staaten von Nordamerika 
und auch Südamerika mit umfassen soll, Um 
den wirtschaftlichen und politischen Verkehr 
zwischen den beiden amerikanischen Kontinenten 


möglichst eng zu gestalten, werden eine Reihe AR 


v 1 


- festzulegen haben. 
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radiotelegraphischer Verbindungen zwischen 
den verschiedenen Ländern Nord- und Süd- 
amerikas vorgesehen. Die Pläne sind durch 
die Regierung der Vereinigten Staaten den 
einzelnen Landesregierungen bereits vorgelegt. 
Der Bau wird durch dis Pan America Wireless 
& Co. ausgeführt. Das ganze Gebiet der beiden 
amerikanischen Kontinente ist nach dem Plane 
des Marineministeriums für die Abwicklung, 
des drahtlosen Verkehrs in Zonen eingeteilt. 
Als einzelne Zonenglieder sind in Aussicht 
genommen: Die Vereinigten Staaten, Mittel- 
amerika, der nördliohste und der südlichste 
Teil von Südamerika und die westindischen 
Inseln. Das gesamte Zonensystem erhält eine 
Zentralstation, die mit allen Zonenhauptstationen 
der einzelnen Zowen in direkte Verbindung 
treten kann. Diese Zentralstation ist Darien. 
Als Zonenhauptstationen sind vorgesehen: 
Buenos Aires, Para, Guatemala, Guatanamo 
(Kuba), Washington und vislleicht noch Tala 
(Honduras). Jede dieser Hauptstationen wird 
auch umgekehrt mit der Zenxtralstation direkt 
verkehren können. Die Zonenhauptstationen 
werden Aufnahme und Weitergabe an die anderen 
Stationen, die in der eigenen Zone liegen, 
vermitteln. Diesem amerikanxisch-internationalen 
System soll ein national-amerikanisches parzliel 
laufen. In der Hauptstadt eines jeden Landes 
wird eine nationale Anlage errichtet werden, 
die an die Hauptstation ihrer Zone Anschluss 
hat. Diese nationale Anlage hat weiterhin den 
Verkehr mit den kleineren Stationen des eigenen 
Landes zu iegeln. Eine internationsle Konferenz 
wird die praktische Durcharbeitung dieses 
Planes vornehmen. Diese Konferenz wird auch 
die Massnahmen feststellen, die für den Zu- 
sammenschluss der amerikanischen Republiken 
zu einem derartig spezialisierten Netz erforder- 
lich sind. Sie wird die Verkehrsvorschriften, 
Absatzwege, die Tarife, Wellenlängen usw. 
In den Vereinigten Staaten 
wird dieses drahtlose Netz an das Drahtleitungs- 
netz der Western Union Telegraphie Co. ange- 
schlossen werden. Europa wird mit seiuem 


Nachrichtenverkehr direkt oder durch den 
transatlantischen Dienst der amerikanischen 
Marconigesellschaft angeschlossen. Verbin- 


dungen werden mit allen Siaaten Europas und 
umgekehrt herstellbar sein. Von der Paeific- 
küste über Hawai wird Japan und der Orient 
angeschlossen. In Argentinien hat die Pan 
American alle Vereinbarungen mit der Regierung 
bereits abgeschlossen. Für die Grossstationen 
sind alle Systeme zugelassen. So wird ein 
Stationshetz entstehen von höchster Leistungs- 
fähigkeit und vollkommener als jo zuvor, Es 
wird gestatten, einen Handelsverkehr von 24 
Stunden mit New York, dem Zentrum der Welt, 
aufrechtzuerhalten. Das Bauprogramm dürfta, 


‘sofern bei den Verhandlungen mit den einzelnen 


Landesregierungen keine ernstlichen Verzögs- 
rungen auftreten, bei der bekannten Energie 
und Beweglichkeit der Pan American in nicht 
allzu langer Zeit vollendet sein. Damit werden 


'. Nord- 


| 


daran 


und Südamerika ein abgeschlossenes 
ärahiloses Netz neben ihren nationalen erhalten. 
Ihr nationaler und internationaler Vorkehrs- 
dienst wird in sich und untereinander ge- 
schlossen sein, In Südamerika kann bereits 
eine Anzahl gross- und mittlerer Stationen 
in das panamerikanische Netz einbezogen werden. 

Die Verbindung zwischen der nordamerikanischen 
Grossstafion Guatemala, der Panamakanalzone 
und Buenos Aires ist fertig. Die Station in 
San Julian ist errichtet. Die argentinische 
Regierung hat weiterhin der Pan American 
genehmigt, eine Grossstation für den direkten 
Verkehr mit New York zu errichten. Die Ge- 
sellschaft hat eine Erweiterung ihrer Konzession 
noch’ dahin erhalten, dass jedes beliebige der 
Sendesysteme zur Ausführung zugelassen wird, 
und dass die drahtlose Verbindung auf alle 
Weliteile ausgedehnt werden kann. Die Gesell 

schaft besitzt damit praktisch das Monopol für 
die Errichtung und den Verkehr von draht- 
losen Stationen in Südamerika. Dieses Monopo! 
war eigentlich Besitz Maroonis geworden und 
ist nun auf die Pan American übergegangen, 
was, wie noch aus dem folgenden hervorgehen 
wird, zu einer direkten Schädigung Marconis 
oder Englandsnicht führenkann. Allerdings hatte 
Marcori vor Kriegsausbruch von der argentini- 
sehen Regierung die Genehmigung erhalten, 
eine Grossstation mit Verbindung nach Europa 
und Amerika anzulegen. Bei Kriegsausbruch 
hat Marconi den Bau der» Station einstellen 
müssen. Sollte nun nach Kriegsende die argen- 
tinische Regierung der Marconigesellschaft die 
Erlaubnis richt mehr erteilen, die Station zu 
vollenden, so wird die Pan American die draht- 
lose Verbindung Englands mit Südamerika zu 
vermitteln haben. Telefunken hat auch durch 
Vermittlung von Siemens-Schukert die Kon- 
zession erhalten, eine Grossstation zu errichten, 
die mit Nauen in Verbindung treten soll und 
dem Handelsverkehr zu dienen hat. Die Un- 
abhärgigkeit des deutschen Nachrichtenverkehrs 
nicht nur mit Argentinien wäre mit dieser 
Station gewahrt und eine Station von unschätz- 
barem Wert gewonnen. Die Baupläna sind von 
der Firma innerhalb eines Jahres einzureichen, 
und die Station ist zwei Jahre nzch Geneh- 
migung der Pläne fertigzustellen. Die Firma 
ist zur Hinterlegung einer Garantie zwecks 
Innehaltung des Vertrages verpflichtet, die bei 
Nichterfüllung an die Regierung fällt. 

Die Vereinigten Staaten hatten Brasilien 
bereits 1916 den Vorschlag gemacht, eine 
Grossstation nach dem System Ponisen errichten 
zu lassen, Die Regierung hat aber das sich 
anschliessonde Konzessionsgesuch der 
Pan American, ikr diese Errichtung in Amazonas 
zu genehmigen, abgelehnt. Die brasilianische 
Regierung hat vielmehr im Gegenteil durch 
eine Verordnung vom 11. VII. 17 alle Anlagen 
des Landes zum ausschliesslichen Staatseigentum 
erklärt. Sie hat die Absicht, an der Mündung 
des Amazonenstromes eine Grossstation zu er- 
richten, die dem unmittelbaren Verkehr mit 
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Sayville dienen soll. Zur Vermehrung und zur 


Vervollständigung ihres radiotelegraphischen 
und ihres Telegraphenneizes hat sie auch gegen 
2,5 Millionen M. ausgesetzt. 

In Bolivien hat der Kongress den Bau 
einer Reihe von Radioanlagen beschlossen. 
Diese Stationen kommen in die Provinzen 
Nullo de Chavez (nach Concepcion), Velasco 
(nach San Ignacio) und Vaca Diez (nach Villa 
Bella). Sie werden die zweite Gruppe von 
Stationen bilden, die Eigentum der Republik 
sind. Die erste Gruppe liegt in Viacha und 
La Paz, der Hauptstadt des Landes. Es stehen 
weiter Telefunkenstationen in Yacuiba, Ballivia, 
D’Orbigny und Esteros de Patino und Marconi- 
. stationen in Yacuiba, Riberalta und Cobija, 
die dem Landesverkehr dienen. Columbien 
baut eine Station in Arauca, die für den Ver- 
kehr mit Venezuela bestimmt ist, die zweite 
kommt nach Orokue, östlich von Bogota. Die 
Station Cartagena steht bereits im Verkehr 
mit den Vereinigten Staaten und über Sayville 
mit Deutschland. Quer durch Südamerika von 
Lima in Peru bis nach Para an der Mündung 
des Amazonenstromes hat Telefunken die Ver- 
bindung. hergestellt. Die Station Manaos in 
Brasilien wirkt als Zwischenstation. Die Strecke 
beträgt 4000 km und führt über 2000 km 
Urwald. Im ganzen ist ein Stationennetz von 
10 Stationen aufgestellt. Die direkte Ver- 
bindung geht über die Grossstationen: 
Lima, Iquitos, Manaos, Para; die weiteren 
Stationen haben Anschluss an die Hauptlinien 
und dienen dem Lokalverkehr. Durch die 
Station Cachendo. (Peru) wird auch der Ver- 
kehr zwischen Lima und La Paz aufgenommen 
werden und ebenso auch mit allen Telefunken- 
stationen in Bolivien, Chile, ' Argentinien, 
Paragusy und Brasilien. Es liegen also die 


Verhältnisse in Südamerika derart, dass ein- 


zelne Regierungen den drahtlosen Verkehr aus- 
ländischen Gesellschaften konzessionieren, wäh- 
rend in anderen die Verwaltung in Händen 
der Regierung liegt. In Südamerika wird also 
der Wettbewerb zwischen der Pan American 
und der deutschen drahtlosen Industrie möglich 
sein. Inwieweit die einzelnen Regierungen die 
Ausführung ihrer Bauprogramme bereits der 
Pan American überwiesen haben, darüber ist 
zurzeit nichts näheres bekannt. Sicherlich wer- 
den aber von der amerikanischen und englischen 
Regierung alle Versuche gemacht werden, 
Südamerika ihrer Industrie in vollem Masse 
zugänglich zu machen. Dem wird wohl zur- 
zeit von Seiten der deutschen Regierung nichts 
gleichwertiges gegenübergestellt werden können. 
Ob Deutschland hier nochmals als Mitbewerber 
erster Ordnung wird auftreten können, oder 
ob es sich mit einer geringeren Rolle wird 
bescheiden müssen, das wird die nächste Zu- 
kunft lehren. 

Auf dem asiatischen Kontingent hat für 
den drahtlosen Naohrichtenverkehr J apan durch 
Errichtung mehrerer Grossstationen Anschluss 


an den Weltverkehr erhalten und wichtige 
Schritte nach vorwärts getan in seinen Plänen, 
die auf den Stillen Ozean gerichtet sind. Die 
Verbindung von Funabaski in der Bucht von 
Tokio, deren Ausbau von Telefunken begonnen 
war, mit San Franzisco geht über Honolulu 
auf den Hawaiinseln als Relaisstation. In 
Söshu auf der Insel Formosa errichtete Japan 
„4917 gleichfalls eine Grossstationr, die nm 
Grösse und Ausdehnung der Station Funabahi 
gleichkommt. Die Erfordernisse des allgemeinen 
Handelsverkehrs mit Amerika haben aber das 
Ministerium bestimmt, eine von Honolulu un- 
abhängige direkte Verbindung mit den Ver- 
einigten Staaten zu schaffen. Mitte 1918 ist 
der Bau der Station in Harasachi-Fukuschina- | 
Hen begonnen worden. Eine weitere Station 
ist seitens des Verkehrsministeriums auf der ee 
Halbinsel Ojika in Aussicht genommen. Ueber Be 
diese Station sind nähere Einzelheiten der un. 
Oeffentlichkeit nicht bekannt gegeben. Die rast 
Japaner wollen für diese ein neues System 
entwickelt haben. Dieses System kann ur 
eine Verbindung zwischen amerikanischen nd — 
europäischen Erfindungen sein. Japan hat auch 
bereits eine eigene drahtlose Industrie ge- 
schaffen. Es besitzt in der Nitsui-Gesellschaft 
ein leistungsfähiges Unternehmen, das ihr zur Es 
Seite steht. Diese Gesellschaft hat auch bereits 
mit der nötigen Unterstützung der japanischen x 
Regierung versucht, ihr Arbeitsgebiet auf 
China auszudehnen. ee: 
Das chinesische Marineministerium hatte 
mit der dänischen Firma Larsen & Co. einen 
Vertrag abgeschlossen, demzufolge die Firma 
in Form einer Anleihe von 10 Millionen Mark 


die Errichtung einer Anzahl Stationen für 
Heer und Marine übernahm. In der Zeit ds: 


Vertrages, dessen Laufzeit sich auf 30 Jahre = 2 
erstreckte, sollte die Firma zusammen mit der 
ohinesischen Regierung die Aufsicht über die 
Stationen führen. Die Rechte dieses Vertrages 
musste jedoch die dänische Gesellschaft unter a 
diplomatischem Druck gegen eine Geldent- TH 7ER 
schädigung an Japan abtreten. Japan er 2 
langte aus Gründen der nationalen Verteidigung 
das Vorzugsrecht. Ein fremder Nahrichten 
dienst wäre Japan sicher sehr unbequem eg 
worden. Nun hat die japanische Nitsui-Ge- Be Se 
sellschaft der chinesischen Regierung 2 Mile er 
lionen Gold-Jen zum Bau von Funkenstationen 
geliehen, die in Schanghai und Tschifu errichtet 

werden sollen. Mitte 1918 hat wiederum da set ge 
chinesische Regierung mit der Marconi re 
Wireless Co. einen Vertrag auf Lieferung von ES 
drei Grossstationen von je 25 KW. abge- ah 
schlossen. Die Kosten für die Anlagen sollen BR 
nicht durch eine Anleihe aufgebracht werden. 
Die für den Bau erforderlichen Vorschüsse 
sollen vielmehr unter der Kontrolle eins 
englischen Ingenieurs erfolgen. Diese Stationen "@ 
sollen ausschliesslich Handelszwecken dienen 
und in entfernt liegenden Ortender Republik an- 
gelegt sein, ie: RE ER. 
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Mitteilungen. 
Verkehr vom Schiff mit Reederei. Die Organi- 
‚sation des Küstendienstes durch Marconi zwang 
. die führenden Schiffahrtsgesellschaften, seinen 

Vertrag mit ihm abzuschliessen. Dieser Ver- 
trag aber ging ganz allgemein dahin: Marconi 
rüstet die Schiffe aus und betreibt die Stationen 


nn U - 


Kaschgan-Ostturkestan, 
Urumtsohi-Prov. Sunkiang, 
Lantschoufu-Prov. Kansu. 


Durch eine kleinere Station in Lianfu in der . 


Provinz Schansi werden die genannten Stationen 
Unterstützung erhalten. Nach Vollendung des 
Netzes werden diese Gebiete mit Peking und 
anderen Teilen des Landes ständige Verbindung 
haben. Dex. Anschluss des chinesischen Netzes 
an das französische Weltnetz ist in Schanghai 
geplant. Es liegt auch ein weiteres Bau- 
programm seitens der chinesischen Regierung 
für eine Reihe von Stationen verschiedener 
Leistung und Reichweite vor. Im Norden soll 
das Netz längs der Küste geführt werden und 
im Süden in der Linie Peking, Tsientsin, 
Hankau, Schanghai, Kanton und Hoikow. An 
die Hauptstation in Kanton werden dann 
12 Unterstationen der Provinz Kwantung an- 
geschlossen. Die Station Kalgan an der 
sibirisohen Grenze und die Station auf der 
Patrainsel, die vornehmlich den Schiffsdienst 
zu versehen hat, erhalten eine Erweiterung 
ihres Aktionsbereiches. Die deutsche Industrie, 
von der bereits mehrere Stationen errichtet 
waren, ‚ist mit der Begründung herausgedrängt, 
dass ihre Stationen sich nicht bewährt haben. 
Marconi hat in China festen Fuss gefasst und 


damit auch das ungeheure Gebiet des Ostens 


der drahtlosen Industrie Englands eröffnet. 
Als Mitbewerber tritt hier in erster Linie 
Japan auf. Inwieweit und womit Deutsch- 
land hier noch in Frage kommen wird, ist 
zunächst ungewiss, 

Es wird nunmehr angebracht sein, auf 
Marconi und die deutsche drahtlose Industrie 


bei ihrem Kampfe um den internationalen 


Markt näher einzugehen. Der Ausbau der 
‚Marconigesellschaft ist in geschiskter Weise 
zunächst an die Bedürfnisse der Schiffahrt 
angeschlossen worden. Die geschäfts-politische 
Arbeitsmethode Marconis bestand darin, an 
allen für die Schiffahrt wichtigen Küsten so- 
genannte Küstenstationen anzulegen und den 
Verkehr nur mit Bordstationen aufzunehmen, 


‚ die mit seinem System ausgerüstet waren, da- 


gegen jeden Verkehr mit Bordstationen abzu- 
lehnen, die sein System nicht besassen. Damit 
war die Grundlage für das Marconische System- 
monopol und für einen scharfen und erfolg- 
reichen Kampf gegen den ausländischen Wett- 
bewerb, vor allem gegen den deutschen, ge- 
schaffen. Die Aufgaben der Bordstationen sind 
in ihrer Wichtigkeit zur Genüge bekannt: 
Empfang der Zeitsignale, die für Dampfer von 
Wichtigkeit sind, die noch nicht genügend ver- 
messene Küsten befahren, Wettervorhersagen, 
Sturmwarnungen und sonstige wichtige nautische 
Jetzt aber noch der direkte 


_ 
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mit eigenem Personal in eigener Verwaltung. 
Damit aber lag neben dem Nutzen der gesamte 
Radioverkehr in den Händen und unter der 
Kontrolle einer ausländischen Gesellschaft. 
Erst mit. der Berliner Konvention von 1907 
fiel das Marconisystemmonopol und das deutsche 
System wurde gleichberechtigter Faktor. Hapag 
und Lloyd konnten und mussten nunmehr zur 
Ausrüstung mit dem deutschen System über- 
gehen, da von der deutschen Regierung die 
Forderung gestellt war, dass die drahtlosen 
Stationen auf deutschen Schiffen ausschliesslich 
von Staatsangehörigen bedient werden müssen. 
Mit dem Fall des Systemmonopols war die Ge- 
fahr für Marconi gross, dass die deutsche Ge- 
sellschaft für drahtlose Telegraphie für die 
internationale Schiffsausrüstung als ernster 
Mitbewerber in Frage kam. Marconi griff dem- 
gemäss ihr Systempatent auf dem Wege der 
Patentklage an. Beide Parteien warfen sich 
gegenseitig Verletzung des Patentrechts vor 
und bestritten sich gegenseitig die Gültigkeit 
ihrer Patente. Ende 1912 kam eine Einigung 
zwischen beiden Parteien zustande, wonach sie 
sich ihre Hauptpatente nicht weiter bestritten. 
Damit war das Marconische Systemmonopol von 
der deutschen Gesellschaft endgültig durch- 
brochen. Der nächste taktische Zug der Mar- 
conigesellschaft bei dem Kampf um die Schiffs- 
stationen bestand nun darin, zu behaupten, 
dass Telefunken durch ein Abkommen auf die 
Ausrüstung der deutschen und österreichischen 
Handelsschiffe beschränkt sei. Die Ausrüstung 
der Schiffe anderer Nationen sei das Recht 
einer belgischen Gesellschaft, an der allerdings 
Marconi und Telefunken zu gleichen Teilen mit 
Kapital beteiligt waren. Tatsächlich aber hatte 
diese Gesellschaft das Telefunken- und Marconi- 
system zu verwenden und ihre Tätigkeit war 
auf einzelne europäische Staaten beschränkt, 
wie noch erwähnt werden wird. In allen anderen 
Staaten aber trat Telefunken als gleichberech- 
tigter Mitbewerber auf. Nach harten Kämpfen 
hatte sich. das deutsche System gegen 
Marconi durchgesetzt und Schritt um Schritt 
Absatzgebist abgerungen. Schliesslich wurde 
die belgische Gesellschaft in die „Societe 
Anonyme Internationale de Telegraphie sans 
Fil‘‘ umgegründet, welche alle Rechte erhielt, die 
Schiffe in den skandinavischen Ländern nach 
Marconi- und Telefunkenpatenten auszurüsten, 
die wohl jetzt vollkommen unter englischem 
Einfluss stehen wird. Um ihre Ausnahme- 
stellung auch nach Ablauf der Patente aufrecht 
zu erhalten, ging das Streben der Gesellschaft 
natürlich dahin, die Reeder so fest wie möglich 
an sich zu fesseln. Dem aber steht jetzt all- 
gemein und mit stärkerem Druck das Streben 
der einzelnen Staaten entgegen, diesen Geschäfts- 
zweig in eigene Verwaltung zu übernehmen, 
ihn also zu nationalisieren. Damit wird natür- 
lich der direkte Einfluss der Gesellschaft aus- 
geschaltet und die Freiheit der Geschäftsab- 
schlüsse für die drahtlose Schiffsausrüstung auf 
die Regierung und in gewisser Hinsicht auch 
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auf die Oeffentlichkeit übergehen. So ist in 
Europa Schweden auf dem Wege, zu einem 


Stastsmonopol für die Drahtloss überzugehen. 
Das schwedische Verkehrswesen liegt bereits in 
den Händen des Staates. Da die schwedischen 
Küstenstationen gleichfalls Eigentum des Staates 
sind, ist es ganz natürlich, dass die schwedische 
Telegraphendirektiona die Vermistung der 
Stationen an die Reeder in eigene Verwaltung 
übernimmt. Die schwedische Regierung hat 
auch mit der A. E. G. ein Abkommen dahin 
getroffen, dass für die schwedische Küsten- und 
Ostseefahrt Kleinstationen von 0,5 K.W. auf 
ihre Rechnung angeliefert werden. Die Ver- 
handlungen über 1..2 K.W. Stationen für 
die Ozeanfahrt dürften wohl auch bereits ab- 
geschlossen sein. Es sei gestattet, den national- 
wirtschaftlichen Nutzen an einem einfachen 
Beispiel und zwar an der Heringsfischerei dar- 
zutun. In der Regel waren früher nur dis 
Fischzüge dem Fang zugäuwglich, die in un- 
mittelbarer Nähe der Küste gingen. Die Ergeb- 
nisse der Fischerei schwaskten infolgedessen 
sehr stark. Die Aufgabe besteht nun darin, 
die Fischzüge auch dann zu finden, wenn sie 
in grösserer Eatfernuug von der Küste und in 
grösserer Tiefs auftreten. Für diesen Auf- 
klärungsdienst hat Sshweden besondere Dampfoer 
drahtlos ausgerüstet, die den Fischereifahrzeugen 
ihre Beobachtungen zu geben haben. So ist 
der Nachrichtendienst für die wirtschaftliche 
Ausbeute des Meeres organisch zusammengefasst. 

In Holland ist auch ein siarkes Strebsn 
vorhanden, ein eigenes Industrieunternehmen 
für die Hersteliung aller zur drahtlosen Tele- 
graphie erforderlichen Hilfsmittel zu besitzen. 
Dieser Plan erfährt von den Schiffahrtsunter- 
nehmungen grosse Förderung, und die Vor- 
arbeiten sollen auch bereits fertig vorliegen. 
Zurzeit ist Holland noch an Marconi und Tele- 
funken gebunden. Dem naiionalen Zug der 
skandinavischen Länder hat die Marconigesell- 
schaft insoweit Rechnung getragen, als sie im 
Oktober 1918 für die Norweger die Nork 
Marconi Co. gegründet hat. Diese Gesellschaft 
erhielt von Marconi das alleinige Recht, für 
Herstellung, Verkauf und Verarbeitung von 
drahtlosen Apparaten nach den Patenten der 
englischen Gesellschaft. Nun hatte die belgische 
„Sosi&t&E Anonyme‘ ‘von Marconi bereits das 
Alleinrecht, Handelsschiffe der skandinavischen 
Länder drahtlos auszurüsten. Die Gründer der 
norwegischen Gesellschaft haben deher das Ab- 
kommen mit der belgischen dahin spezialisiert, 


dass die norwegische Marconigesellschaft der 


alleinige Lieferant von Marconistationen auf 
allen norwegischen Handelsschiffen sein wird, 
die in Norwegen eingerichtet werden. Die 
grössten Fortschritte hat Mareoxi in den Ver. 
Staaten von Amerika gemacht. Das Geschäft 
der American Marconi Co. war früher durch 
den Mitbewerb der United Wireless Telegraphie 
Co. sehr beschränkt. 
auf dem Wege der Patentprozesse vor. Die 
United musste Patentverletzung zugeben, ging 


Marconi giug auch hier. 


in die Hände Mareonis über und mit ihr auch 
ihre Küstenstationen an der Ost- und Westküste 
Amerikas. Um- noch .ein anderes Beispiel 
Marconischar Patertpol:tik anzuführer, sei auf 
das bekannte Patent von Beilini-Tosi für Rich- 
tungstelegraphie hingewiesen. Dieses Patent ist 
von Mareoni mis den Patentrechten für alle 
Länder erworben. Ein weiteres Abkommen 
wurde sodann mit der Western Union & Great 
North-Western Telegraph Co. abgeschlossen. 


Der Kampf um die amerikanischen Schiffs- 


siationen war damit für Marconi entschieden. 
So werden die Schiffe der Standard Oil Co., 
die mit Telefunksnapparaten ausgerüstet wurden, 
nunmehr mit Marconieinrichtungen ausgerüstet. 
Ebenso haben die Schiffe der American Steam- 
ship Association Marconiapparate erhalten. 

Auf dem südamerikanischen Kontinent 
fasste Marconi 1915 festen Fuss. In diesem 
Jahre hatte die argentinische Regierung der 


Nordamerikanisshen Federal Holdings Co. die 


Konzession für eine Poulsenstation erteilt, die 
den aussehliesslicehen Verkehr mit New York 
vermitteln sollte. Nun besass die Marconi- 
gesellschaft allein das Recht, Stationen nach 
dem Poulsensystem ausserhalb der Ver. Staaten 
zu errichten. 
hänge sein mögen, das Ergebnis war die im 


Jahre 1917 erfolgte Gründung der Pan American 


Wireless Telegraph & Telephon Co. durch die 
amerikanische und englische Marconigesellschaft 
und die Federal Holdings Co. 
hat ihre Konzession an die Pan American über- 
schrieben. Die Pan American hat dagegen von 
der englischen und amerikanischen Marconi- 


gesellschaft das Gobrauchsrecht für alle Patente 


erhalten und besitzt damit das Recht auf die 
Ausführung aller Systeme, nach denen über- 


haupt drahtlose Stationen gebaut werden. Die 
Gesellschaft bat damit ihr Arbeitsgebiet über ni 


ganz Kontinentalamerika ausgedehnt, während 
ihr früher nur die Ver. Staaten und die Ko- 


lonien zur Bearbeitung offen standen. Die 
grossszügigen Baupläne, deren Ausführung be 
Die Regierung 


vorsteht, sind bereits erwähnt. 
der Ver. Staaten hatte die gesamten Anteile 


von der Federal angekauft, womit die Regierung 
des Kongress- 
beschlusses vom 19. September 1916 erhalten 
hat. Diese Gesetzesvorlage, die gleichzeitig die 
amerikanischen Regierungs- 


auch die Kontrolle gemäss 


Richtlinien der 
politik diesem Zweige der Privatindustrie gegen- 
über zeigt, enthält folgende wichtige Punkte: 
1. Allo drahtlosen Anlagen, die nicht aus- 
schliesslich dem staatlichen Verkehr vor- 


behalten sind, werden dem Handelsver- Br 


kehr eröffnet. 
2. Die Regierung ist ermächtigt, Handels- 
und Küstenstationen zu erwerben. 
Dureh diese Bestimmungen hat die 
Regierung die Möglichkeit, ein Regierungs- 
netz für die Verbindung zwischen den 


' Ver. Staaten, ihren ausländischen Be- 


sitzungen und den ‚Schiffen auf Er zu 
erhalten, 


Welches auch die Zusammen- 


Die Federal ' 
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3. Von dem Kapital der Gesellschaft, die 
Stationen in den Ver. Staaten betreibt, 
darf nur 1 : 3 in den Händen von Aus- 
ländern sein, ebenso darf die Zahl aus- 
ländischer Direktoren nur !/; betragen. 

4. Alle Telegraphisten müssen amerikanische 
Bürger sein, ausgenommen die an Bord 
von Schiffen. 

Durch diese Geseizesvorlage hält die Re- 
gierung den” nationalen und internationalen 
Charakter der Pan American hinreichend ge- 
wahrt. Da ausserdem jeden Zusammenschluss 
von Gesellschaften der Generaldirektor des 
Postwesens zu genehmigen hat, so treten Be- 
strebungen, das Gebiet der Drahtlosen stärker 
in die Hände der Regierung überzuleiten, 
weniger hervor. Die Privatindustrie behält 
vielmehr für alle ihre Entschlüsse die volle 
Initiative. In bezug auf die Telegraphen- und 
Telephonlinien hat aber Wilson am 2, Juli 1918 
dem Repräsentantenhaus mitgeteilt, dass die 
Zwischenstaatliche Handelskammer die seitens 
der Regierung geplante Uebernahme dieser 
Linien befürwortet. An eine Einrichtung der 
amerikanischen Regierung von 1913 sei nur er- 
innert. Die Regierung hatte damals, um die 
Hochseefischerei gegen Witterungsumschläge zu 
schützen, .etwa 50 000 Empfangsstationen auf- 
gekauft und den Fischern gegen Abzahlung zur 
Verfügung gestellt. Wieweit dieses Geschäft 
von der Regierung fortgeführt wird, darüber 
ist nichts näheres bekannt. 

Auf ein neues grosses Absatzgebiet, das 
sioh durch die Luftschiffabrt eröffnet hat, sei 
noch kurz hingewiesen. Dieser jüngste Industrie- 
zweig wird wohl zunächst überall und ganz 
besonders in Amerika der Initiative des Kapitals 
überlassen bleiben. Hier will nun Marconi 
nach erprobter und bewährter Methode, alle 
Luftfahrzeuge mit Apparaten und Beamten 
gegen eine feste Jahresmiete ausrüsten. Mit 
ihren Landstationen und einem besonderen 
Kartensystem wird den Luftfahrzeugen nicht 
nur die Ortsbestimmung ermöglicht werden, 
es wird auch ein besonderer Wetter- und Luft- 
beratungsdienst eingerichtet werden. Es werden 
auf den Luftfahrzeugen Telegramme auf die 
‘ganze Welt aufgebbar sein. Der Trans- 
atlantische Luftdienst/wird bereits in Erwägung 
gezogen. Auf letzterem Gebiete werden wohl 
die Pläne nicht so schnell reifen. Solange die 
meteorologischen Verhältnisse über dem Ozean 
uns völlig unbekannt sind, wird die Luft- 
schiffabrt zwischen den Kontinenten immer ein 
gefährliches Unternehmen bleiben. 

Die Gefahr der vollständigen Ueberholung 
der deutschen Industrie durch die ungemein 
kapitalkräftige Marconigruppe ist recht be- 
deutend.. Wenn auch das Systemmonopol 
Marconis durch deutschen Geist und Zähigkeit 
durchbrochen ist, so kann doch der grossan- 
gelegte Plan Marconis, ein Weltabsatzmonopol 
herauszuarbeiten, als vorhanden betrachtet 
werden. Die Besirebungen in Europa, Konti- 
nentalamerika und Asien mit den praktisch be- 


reits erreichten Ergebnissen zeigen deutlich 
diese Richtung. Die Unterstützung ihrer Re- 
gierungen aber wird der Gruppe in weitestem 
und viel entschiedenerem Masse als vor dem 
Kriege zur Verfügung stehen. Der Kampf um 
den internationalen Absatz der Land-, Bord- 
und Luftstationen wird zwischen Marconi und 
der deutschen Industrie in scharfer Form ein- 
setzen, und es ist wohlzu berücksichtigen, dass 
die deutsche Drahtlose einem amerikanisch- 
englischen Industrietrust gegenübertritt, wie 
die deutsche Regierung diesem Staatstrust. 
Wie Deutschland im Falle der Sozialisierung 
dieses Industriezweiges den Kampf um das Ab- 
satzgebiet in aussichtsvollem Wettbewerb auf- 
nehmen kann, das müsste von anderer Seite 
dargestellt werden. Wenn aber Deutschland 
die gleichberechtigte Führung, die es vor dem 
Kriege erreicht hatte, wieder wird haben wollen, 
so ist nur das sicher, dass durch intensive 
Arbeit der Betriebsbeamten, Ingenieure und 
Kaufleute bei freier Initiative der Leitung und 
unter vollkommener Mitwirkung der Wissen- 
schaft das Beste auf diesem Gebiete wird heraus- 
geholt werden müssen. 

Von den Staaten auf dem europäischen 
Festlande ist Frankreich in der Lage, durch 
seinen günstig verteilten Kolonialbesitz ein 
eigenes nationales Netz auszubauen, Schon 
im Jahre 1911 hatte der Ministerrat den Plan 
zu einem interkolonialen Netz gefasst, der 1912 
von der Regierung dem Parlamente vorgelegt 
wurde. Zu diesem Zweck ist eine ausser- 
parlamentarische Kommission gebildet, die sich 
mit dem Plane des französischen Welttelegraphen- 
netzes zu beschäftigen hat, das in absoluter 
Unabhängigkeit die Verbindung sämtlicher 
Kolonien in Afrika, Asien und Amerika unter 
sich und mit Paris sicher zu stellen hat. Der Aus- 
bau des Netzes hat begonnen und dürfte in 
kurzer Zeit vollendet sein. Ende 1915 bezw. 
Anfang 1916 istin Machina auf der Insel Tahiti 
eine Grossstation eröffnet. Sie vermittelt auch 
den Verkehr mit den Ver. Staaten über Samoa 
und Neuseeland und wird mit Honolulu, San 
Francisco, Sydney und den westindischen Inseln 
Martinique und Guadeloupe direkte Verbindung 
erhalten. 1917 ist in Atar, Französisch-West- 
afrika, eine weitere Station dem allgemeinen 
Verkehr übergeben. Dis neuen Stationen stehen 
über die Stelle in Port Etienne am Kap Blanco 
mit dem allgemeinen Telegraphennetz in Ver- 
bindung. Die Grossstation in Guatemala-Stadt 
ist zum Verkehr mit Arlington ausgebaut. In 
San Josö und Puerto Barrias werden zwei neue 
Stationen gebaut. Das französische Weltnetz 
wird nach Vollendung durch folgende Linien 
gebildet werden: 


Paris .. . St. Pierre bei Neufundland . . . 
Martinique... Cayenne... 
Tahiti... Noumea. . . Neukaledonien... 


Saigon-Indochina... Pondichöry ... Djibuti .... 
Dahomey .. . Timbuktu. ... Tunis. . , Paris.*) 


*) Siehe Uebersichtskarte in Meereskunde Heft 112 von 
Dr. R. Hennig, 


483 DEUTSCHE-WIRTSCHAFTS-ZEMUNG a 


Für den direkten Verkehr zwischen Frank- 
reich und den Ver. Staaten ist in Bordeaux 
eine Grossstation vom amerikanischen Marine- 
ministerium gebaut, die Frankreich jetzt nach 
Gem Kriege in eingene Verwaltung übernommen 
hat. Sie wird mit der Gegenstation in Annapolis, 
die dem Betrieb bereits übergeben ist, einen 
ununterbrochenen Tag- und Nachtverkehr er- 
möglichen. Die lokalen Netze in den einzelnen 
Kolonien sind so ziemlich ausgebaut. In West- 
afrika ist mit Port-Etienne die Verbindung 
zwischen Mauretanien und Dahomey hergestellt. 

Nordwestlich vom Tschadsee befinden sich 
zwei Stationen, von denen die erste mit der 
Senegalküste und dem südalgerischen Netze in 
Verbindung steht, die zweite mit dem Wadai 
und Borku. Durch Fertigstellung der Stationen 
südlich vom Tschadsee ist die lückenlose Ver- 
bindung des Tschadnetzes mit dem Kongo, dem 
Sudan, dem Senegal und Südalgerien hergestellt. 

Im Indischen Ozean befinden sich einige 
schwächere Stationen. Die Grossstation in Indo- 
China kann mit der französischen Station in 
Schanghai direkt verkehren. 

In der Südsee besitzen Neukaledonien und 
Tahiti die Stationen Numea und Papeete. Eben- 
so befinden sich jetzt Stationen auf den Neu- 
Hebriden in Portvila. 

Seitens der Regierung sind eine Anzahl 
Massnahmen getroffen, die eine starke Förderung 
der Drahtlosen gewährleisten. Durch Erlass 
des Präsidenten der französischen Republik ist 
an der Hochschule für Post und Telegraphie 
ein Studienausschuss für diesen Zweig des 
öffentlichen Verkehrs eingesetzt. Er ist dem 


errichtet. Bei Utsiu ist die zweite nach dem 

Telefunkensystem gebauteStation. Ausser diesen 

Stationen sind noch Küstenstationen für den 
Schiffahrtsdienst errichtet. Die Grossstation 
Stavanger, deren Bau bei Ausbruch des Krieges 
begonnen wurde, ist dagegen von Marconi ge- 
baut. Von dieser Station wird der Verkehr 
mit Nordamerika unterhalten. Die amerikanische 
Gegenstation ist bei Boston. Die norwegische 
Regierung hat die Bestimmungen, für den Ver- 
kehr und die Gebühren, die für norwegische, 
schwedische und dänische Telegramme gelten 


. sollen, herausgegeben. Von fundamentaler Be- 


deutung ist aber die Station in Christiania, die 
mit einer Telefunkenhochfrequenzmaschine aus- 

gerüstet ist. Sie ist Anfang August 1918 fertig- 
gestellt und kann mit sämtlichen Grossstationen 
in Europa, Afrika, Amerika und China in Ver- 
bindung treten. = | 
In Schweden ist für Rechnung der 
schwedischen Telegraphenverwaltung eine 
Reihe von Stationen in Angriff genommen: 


Boden, Hörnosand, Karlsborg und Vaxholm. 


Von diesen ist Karlsborg dem Verkehr über- 
geben. Diese Station gestattet dem Lande die 
unmittelbare Verbindung mit den europäischen 
Ländern und den Ver. Staaten. VER 


In Dänemark sind auf Anregung ds 
Ministeriums die Pläne für eine Grossstation in 


Nordseeland ausgearbeitet. Die neue Station 
wird den direkten Verkehr mit Amerika ver- 
mitteln, wozu die -Station in Lyngby nicht im- 
stande ist. Als Sender wird der Poulsen-Ge- 
nerator gewählt. Ausserdem soll- noch eine 
Verbindung Dänemark — Grönland und Island— 


Faröer eingerichtet werden. Für die letztere 
Linie ist aber erst eine Schwierigkeit zu be 
kommission besteht darin, die technischen Fort- seitigen, da die Store Nordisk Telegrafhelskab 
schritte im In- und Auslande zu verfolgen und die Konzession für diese Länder besitzt. es 
selbst praktische Studien vorzunehmen. Das Auch Holland wird die direkte unab- 
Handelsministerium hat wiederum am 27. Dez. hängige Verbindung zwischen Niederländisch = 
1917 einen ausserparlamentarischen Aus- Indien und dem Heimatlande herstellen. Zu 
schuss eingesetzt, an dessen Spitze der Handels- ‚iesem Zwecke wird von Telefunken eine 
minister selbst steht. Der Ausschuss hat die Grossstation auf dem 86 m hohen Kelberg, 
Aufgabe, entsprechend dem vom Parlament ge- einem der höchsten Punkte Hollands, errichtet. — 


Direktor der Hochschule und dieser dem 
Ministerium unterstellt. Die Aufgabe der Stulien- 


gebenen Gesichtspunkten alle Fragen zu prüfen, 
die sich auf die Herstellung der verschiedenen 
Netze, ihren Betrieb mit dem Inland, den 
Kolonien und dem Ausland beziehen. In Ver- 
folg dieser Prüfung hat er weiterhin die ge- 
setzlichen und rechtlichen Massnahmen für die 
Verwaltung und die Regelung des Radiodienstes 
vorzubereiten. So hat die französische Regierung 
die praktisch-wissenschaftliche und die praktisch- 
wirtschaftliche Seite der Radiotelegraphie 
organisch zusammengefasst. 

Unter den skandinavischen Ländern hat 
Norwegen den Ausbau seines nationalen draht- 
losen Netzes unter dem Gesichtspunkte Europa 
und Weltverkehr vorgenommen. In Veretalen 
hat Telefunken eine Grossstation gebaut, die 
mit den europäischen Stationen grösserer Reich- 
weite in Verbindung tritt. Die Station in 


Oevresaeter besitzt als Sender eine Hochfrequenz- 


maschine und ist nach dem Muster von Nauen 


Die Gegenstation in Niederländisch-Indien kommt 
nach Bandoeng auf Java. 


Aus allem ist zu ersehen, dass in ‘den’ 
skandinavischen Ländern der drahtlose Anschuss 
an den Weltverkehr recht bedeutende Forte. 


schritte macht. 


In Russland waren nach dem Telefunken- 22 Su & 


system bereits die Linien angelegt: 
Nikolajewsk Petropawlowsk 

Ochotsk Najaham . . Mariinsk . a 

Wladiwostok ... Charbin.... . Charborowsk ... 


und in Sibirien am Amur zwischen sechs Orten 
Die Regierung hatte auch seinerzeit die in & 
richtung von folgenden Stationen geplant: Am 
Kaspischen Meer: Astrachan und Tagaurog, m 


Schwarzen Meer: Odessa, Noworossiysk,an’der 
Ostsee: Reval und Riga, am Weissen -Meer: 

auf der Insel Sooloawjezkiy. Reval und Riga 
waren für den Verkehr mit Nauen bestimmt. - 


‚1915 ist in Petersburg eine Grossstation er 


er 
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richtet, die mit Wladiwostok Verbindung hat. 
Es wird keine Schwierigkeit machen, auch 
Funabashi hineinzuziehen. Das Post- und 
Telegraphenministerium hat 1918 beschlossen, 
ungefähr 200 Stationen für den inneren Nach- 
richtendienst zu errichten. Es liegt nahe an- 
zunehmen, dass der Marcronitrust versuchen 
wird, in diesem Gebiete festen Fuss zu fassen. 
Schon Ende 1912 wurde von Marconi die Kon- 
trolle der ‚Russischen Gesellschaft für draht- 
lose Telegraphie und Telephonie‘‘ erworben. 
Diese Gesellschaft besass grössere Werke in 
Petersburg und ihr Geschäft erweiterte sich 
beständig. Es scheint fraglich, ob die Sowjet- 
regierung nach Sozialisierung des Radiowesens 
den Ausbau eines so umfassenden Netzes wird 
. selbständig vornehmen können, ebenso wie die 


Ukraine, die gleichfalls die Verstaatlichung der 


Drahtlosen in Aussicht genommen hat. Viel- 
leicht wird sie gezwungen, auch für den Aus- 
bau ihres Nachrichtendienstes ausländischen 
Kredit in Anspruch zu nehmen. Auch hier 
wird in letzter Linie, genau wie bei den 
slawischen Staatengebilden Mitteleuropas, die 
Richtung der politischen Konsolidierung die 
wirtschaftliche Orientierung zur Folge haben. 
Dass in Russland und im Osten ein ausbau- 
fähiges Gebiet für die deutsche drahtlose In- 
dustrie vorliegt, das ist wohl nicht zu bezweifeln. 
Es ist anzunehmen, dass in kürzester Zeit die 
wirtschaftlichen, reinpolitischeu und be- 
völkerungspolitischen Interessen Deutschlands 
nach dem Osten weisen werden. Die westliche 
Orientierung der deutschen Drahtlosen dagegen 
wird Südamerika sei, nicht etwa Nordamerika. 

Deutschland übergab erst 1910 die 
ersten Koloniestationen den Betrieb, die zum 
grössten Teil Eigentum der Reichspostver- 
waltung waren. Dem Ausbau standen bei dem 
Mangel an Stützpunkten grosse Schwierigkeiten 
durch die Entfernung zwischen Deutschland 
und seinen Kolonien entgegen. So konnten in 
den Jahren 1910—1912 in diesem Gebiete nur 
Küstenstationen gebaut werden, die bei den 
‚ ungünstigen Landungs- und Hafenverhältnissen 
den Verkehr zwischen Land und Schiff zu 
vermitteln hatten. 

Ostafrika erhielt die Stationen Muanza, 
Bukoba und Daressalam. 

Südwestafrika Swakopmund und Lüderitz- 
bucht, die auch unter sich in Verkehr treten 
konnten. Re | 

Kamerun erhielt in Duala eine Station, die 
auch mit der spanischen Station auf Fernando 
Po arbeitete. - 

Togo konnte durch Togblahoote mit Schiffen 
und auch direkt mit Duala verkehren. 

f. In der Südsee übernahm die deutsche 

Südseegesellschaft für drahtlose Telegraphie — 
eine Gründung der deutsch-niederländischen 
Gesellschaft in Köln und Telefunken — den 
Bau und Betrieb. Sie hatte durch das Netz 
 Jap—Rabaul ..... Nauru-Apia ... die ge- 
samten Südseeinseln dem Verkehr zugänglich 
gemacht. In Jap war dieses Netz an die Kabel 


der deutsch-niederländischen Telegraphengesell- 
schaft und zwar an das Kabsl Niederländisch- 
Indien, Schanghai und das amerikanische Paeifio- 
kabel und damit an den Weltverkehr an- 
geschlossen. Das nationale östliche deutsche 
Netz ging so von Tsingtau aus und umschloss 
Kiautschou, die Karolinen (Jap), Kaiser-Wilhelm- 
Land (Rabaul), die Marshallinseln (Nauru) und 
Samoa (Apia), und gestatteten den Kolonien, 
ohne fremde Nachrichteneinrichtungen mit- 
einander in Wechselverkehr zu treten. Die 
schnelle Entwicklung der Drahtlosen ermöglichte 
es bald, an die direkte Verbindung Berlin mit 
seinem überseeischen Besitz heranzutreten. In 
Deutschland stand hierfür Nauen mit 100 KW. 
Antennenenergie zur Verfügung. Für Togo 
wurde Kamina als Gebestation gewählt und mit 
einem Sendegenerator ausgerüstet, der der Nutz- 
energie von Nauen sehr nahe kam. Südwest- 
afrika erhielt etwas später eine gleich starke 
Station in Windhuk, die über Togo Südwest mit 
Berlin verband. In Ostafrika wurde die Gross- 
station Tabora angelegt, die die Verbindung 
zwischen Togo und Südwest herzustellen hatte. 
Der Wert dieser Station liegt darin, dass Deutsch- 
ostafrika und Kamerun miteinander verbunden 
waren, und damit war Deutschost an das 
deutsche Kabel an der Westküste Afrikas an- 
geschlossen. Der deutsche Regierungs- und 
Handelsverkehr war auf diesem Wege vom 
englischen Kabel über Sansibar—Aden oder 
Kapstadt unabhängig. Die Linie war also 
Nauen—Kamina ... Windhuk. An die beiden 
letzteren waren die afrikanischen Stationen an- 
geschlossen und damit der afrikanische Besitz 
unter sich und mit Berlin verbunden. 

In der Südsee hätte eine Station von der 
Grösse der afrikanischen auch deren Anschluss 
über Afrika an Deutschland ermöglicht. 


Nach Westen konnte so Deutschland durch 
sein afrikanisches Netz mit den wichtigsten 
Republiken in Südamerika, Argentinien und 
Brasilien in Verbindung treten, nach Osten über 
sein Südseenetz, quer durch den Stillen Ozean 
mit Nordamerika. So wäre sein Kolonialbesitz 
an die anderen Weltteile angeschlossen und 


damit sein überseeischer Regierungs- und 
Handelsverkehr völlig in sich geschlossen 
worden. Das war der Stand des deutschen 


Weltnetzes vor Ausbruch des Krieges. 


Mit Kriegsausbruch fand auch das deutsche 
Netz sein Ende. Mit dem Fall von Kiautchou 
am 7. November 1914 fiel das östliche Netz. 
Die Stationen des deutsch-ostafrikanischen Netzes 
wurden von der eigenen Besatzung oder von 
den Engländern in der Reihenfolge zerstört: 


Daressalam am 13. August 1914 
Kamina », 27. August 1914 
Swakopmund ‚, 14. August 1914 
Lüderitzbucht ‚, 18. September 1914 
Duala „» 27. September 1914 
Windhuk April 1915 
Bukoba „ 27. Juni 1915 
Muanza Juli 1916 
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Es sei an dieser Stelle auch ganz kurz 
auf die Haltung der amerikanischen Regierung 
gegenüber den deutschen Stationen Tuckerton 
und Sayville in den Vereinigten Staaten hin- 
gewiesen. Tuckerton wurde zunächst geschlossen, 
weil man herausfand, dass die Station keine 
Betriebskonzession besass. Die Verwaltung der 
Station übernahm dann die Regierung. Gleich- 
zeitig strengte die‘ Marconigruppe gegen die 
Deutsche Hochfrequenzgesellschaft A.-G. einen 
Prozess auf Herausgabe der Station an. Die 
Hochfrequenz A.-G. hatte die Station für Rech- 
nung der ,‚,‚Co. Universelle de T&lögraphie et 
Tel&phonie sans fil‘‘ gebaut. Die Aktien dieser 
Gesellschaft übernahm aber die Marconigruppe. 

Sayville wurde mit Hilfe des Internationalen 
Telegraphenvertrages von 1906 geschlossen, 
dann unter ausgiebige Zensur gestellt. Dieser 
Vertrag gibt jedem der vertragsschliessenden 
Staaten das Recht, wenn er es für notwendig 
erachtst, den Telegraphendienst auf gewissen 
Linien oder für gewisse Depeschen auf un- 
bestimmte Zeit einzustellen. Erst der ener- 
gische Druck der Deutsch-Amerikaner hat der 
amerikanischen Regierung dargetan, dass eine 
Handhabung dieses Paragraphen nicht geboten 
war. Der Grund für die Stellungnahme der 
amerikanischen Regierung war sicherlich der, 
dass die Weitergabe von Depeschen an die 
deutschen Kriegsschiffe im Atlantischen Ozean 
befürchtet wurde. Wilson hat eben auch den 
Nachrichtenverkehr Deutschlands anders be- 
handelt, als den Englands. 

Mit Friedensschluss ist wohl auch für die 


nächste Zeit der Plan eines deutschen 
drahtlosen Welttelegraphennetzes aus- 
geschlossen. Was Deutschland von seinem 


früheren Kolonialbesitz erhalten wird und zu 
welchem Zeitpunkt ist ungewiss. Der Wieder- 
aufbau der deutschen drahtlosen Industrie wird 
fürs erste nur in geringerem Masse auf 
das Ausland als Absatzgebiet rechnen 
können, und es wird einige Zeit vergehen, bis 
die deutsche Drahtlose im Auslande wieder 
festen Boden unter die Füsse bekommt. Dass 
sie allen technischen Anforderungen bei freiem 
Wettbewerb voll genügen kann, ist nicht zu 
bezweifeln. Im Inlande aber könnten ihr 
seitens der Regierung sofort eine Reihe von 
Arbeiten überwiesen werden. Hier wäre zu- 
nächst die Vereinheitlichung des Nachrichten- 
dienstes durch das Reich erforderlich. Dor 
neue Verfassungsentwurf stellt zwar diesen 
Grundgedanken fest, doch wird seine Verwirk- 


lichung voraussichtlich und bedauerlich noch 
Aufgaben 


lange Zeit auf sich warten lassen. 
für die Drahtlose, die sofort bearbeitet 
werden können, liegen vor. Die plan- 
mässige Einrichtung eines Inlandnetzes zur 
weitgehendsten Verwendung für die Zwecke 
des Öffentlichen Verkehrs und zur Entlastung 
der Drabtleitungen. Der Bau und Ausbau 
von Grossstationen für den Uebersee- und 
den Ueberlandverkehr mit Russland, 
China und Japan. Zurzeit muss der letztere 


Verantwortlicher Schriftleiter: 


Dr. Hermann Deite- Berlin W30, Goltzstrasse 28, 


"Netzes von Küstenstationen. 


Verkehr an die Atlantische Küste von Nord- 
amerika geleitet werden, die ihrerseits über 
den Stillen Ozean nach Japan weitergibt. Nur 
die Drahtlose wird es ermöglichen, den Ueber- 
seeverkehr schnell aufzunehmen, da die See- 
kabel an zahlreichen Stellen durchschnitten 
sind und nur mühsam wieder in Stand gesetzt 
werden können. Die Einrichtung von Empfangs- 
stationen für den gesamten Pressedienst und 
den Zeitsignaldienst ist auszubauen. Eine ge- 
schickte Gebühren-, Annahma- und Beförderungs- 
politik für Pressetelegramme mit starker Er- 
mässigungim Inlandsverkehr und entsprechenden 
in'’ernationalen Abmachungen. Ausbau des 
drahtlosen Fernsprechwesens und Eisenbahn- 
dienstes. 

An der Küste die Errichtung eines engen 
Ausrüstung der 
gesamten Handelsschiffe und der Hochsee- 
fischerei in verbessertem und erweitertem Masse, 
Unterwasserglocken und drahtlose Zeichenein- 
richtungen als Hilfsmittel für die Hafenansteus- 
rung und Ausdehnung der Drahtlosen als 
Sicherheits- und Verkehrsmittel auf die Diesel 
schiffahrt 


Volkoramene Organisation des draht- 
losen Luftdienstes mit Ausarbeitung der 
Luftverkehrspläne, wie sie bereits in anderen 
Staaten erwogen werden. Das sind Aufgaben, 
die von der Regierung sofort zur praktischen 


Erlediguhg gebracht werden können, und auch 


eine zweckdienliohe Verwertung des noch 
vorhandenen Hoeeresgerätes gestatten. 
Das Ausland wind auch in diesen Fragen 
Deutschland sicher nicht nachstehen. 


Zur Bearbeitung aller wissensohaft- 
lichen und praktischen Fragen muss eine 
Zentral-, aber keine Verwaltungsstelle 
geschaffen werden. Die Gefahr ist vor- 
handen, dass sie auch die geistige Selbständig- 
keit verlieren können. Unsere Gegner sind 
wirtschaftlich zu fürchten und können es auch 
bald geistig werden. 


Zurzeit ist die wissenschaftliche und tech- 
nische Verfolgung der Entwicklung der Draht- 
losen dem Telegraphenversuchsamt in Berlin 
angegliedert, das die gleichartigen Bestrebungen 
der Physikalisch-Technischen Reichsanstalt zu 
unterstützen hat. Dem Versuchsamt ist in ge- 
wissem Sinne die deutscheIndustrieangeschlossen, 
das für sie eine Art Auskunftsstelle wird. 


Die Ausbildung eines schnellen, regel- 
mässigen und zuverlässig arbeitenden Nach- 
richtenverkehrs für das In- und Ausland muss 
mit dazu beitragen, das Wirtschaftsleben Dautsch- 
lands wieder zu neuer Blüte zu erheben. 


Bücherschau. 


Max Lion, Auflösung und Umwandlung von 
Aktiengesellschaften und Gesellschaften m. b. H. 
aus Steuergründen. Franz Vahlen, Berlin 1919, 
16 S. 1 M. i 


na — 


u 


’ 


ze 


Handels- u Verwaltungs-Hochschul- 
studium an der Universität Köln. 


Prüfungs- und Studienordnungen für 
Diplom-Kaufleute, Diplom-Handels- 


lehrer, Kommunal- u. Sozialbeamte, 
sowie das Vorlesungs - Verzeichnis können 
vom Universitäts-Sekretariat bezogen werden. 


Das Zwischen - Semester 1919 
beginnt am 22. September 1919. 


Immatrikulationsfrist vom 22. September bis 4. Oktober. 


Das Winter - Semester 1919|20 


beginnt am 5. Januar 1920 
und endigt am 31. März 1920. 


Politifche Bildung, 
ihr Wefenundihre Bedeutung 


Stumdfrage unferes öffentlichen Lebens. 
BP. Rühlmann. Herrn Stadtfchultat Dr. Rerfhen- 
jteiner gewi@met. 166 Seiten, M, 2.80. 


„Ein gutes Bud, an dem man nur feine Freude haben kann. Es will 
zu politiiher Erziehung helfen. Die Begeifterung bierfür erwächit dem 

DBerfaffer aus den Satfahen jeldft, nicht aus Redensarten über die Dinge, 

Bon gefunden Realismus getragen, fordert er eine methodifche Erziehung 

S zu politiihem Denken, indem er alle Einwürfe ruhig prüft, aber fie an 
g der Macht des Staatsgedantens und feiner Forderungen zerjchellen läßt.“ 

j nie, Straub, Die Hilfe, 


Bon Dr. 


Bom 


„Bere hofft, aus diefer padenden uno hinteigenden Studie, die Bismard mitten 
R aufn in unfere pulflerende Gegenwart, nun nad Buchflaben ablefen zu 

önnen, was toir zu fun haben, wird bie Schrift enttäufcht aus der Hand legen. 
Mer fih aber mit Ihr Hineinempfindet in Bismardfches Denken und Bismardiches 
; ‚bee wird aus ihr die Kraft fchöpfen, dazu beizutragen, daß der große 
. Moment kein Heines Gefchlecht findet, das feiner nicht würdig ift, an dem tolrd 
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Seheimrat Profeffor Dr. Erih Marde: 


Erde Bismardg 


Eine Kriegsgrede. 
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Staat und 
Seiellihaft 


in der Öegeniwari 


von 


Prof. Dr. U. Bierfandt 
162 ©. Gebunden M. 1.50 


Dies übera:s feffelnde Büchlein ftellt 
fich in den Dienit der neuen bürger- 
lihen Gefinnung. Es ift eine fozio= 
logifche Einleitung in die Politit, 
die uns bisher leider gefehlt ‚hat 
und der wir doch fo dringend be- 
dürfen. 


Hartung Aktiengesellschaft 
Berliner Eisengiesserei und 
Gussstahlfabrik. 


Der Vorstand. 


i Berlag von Quelle & Mener in Leipzig } 
I 7 770 I 


Weftdeutfhland 
zur Nömerzeit 
Bon Profeffor Dr. Dragendorff 


: 124 Geiten mit zahlr. Abb. 
i ; Gebunden M. 1.50 
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Det 


Bismard old Erzieher wirken, Indem er ihn an feinem Beifpiel Iehet, fich mit 
lebendigem Stoatsempfinden von den Bebürfniffen der Gegenwart durchdringen ju 
loffen und felbft zu fuchen und felbft au finden, was ung not tut. Und wenn es ung 
fehlt an ben: gentalen Weitblid bes Einzigen und feiner Führung, fo find wir un fo 
mehr darauf angemiefen und dazu verpflichtet, einig und einträchtiglih sufammens 
suarbeiten und zufammensuftehen in Rat und Tat,” Kölnifhe Zeitung. 
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I Verlag von Quelle 8 Meyer in Leipzig 


BARERRITEERSERERLTRERDRERDERERR ! 


3m 
polniihen Wind 


Oftmärkiihe Sefchichten 
302 ©eiten 
Seheftet M. 3.50, gebunden M. 5.— 
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„Zu erzählen verffeht Carl Buffe. Man hat bei ihm 
zum erftenmal wieder dag ©efühl, gleichfam in einem 
zufällig zufammengelommenen Sreife von Zuhörern 
zu fihen, aus denen heraus, dur) dag Sefpräch an- 
geregt, fi) einer ganz ungezwungen Töfl, um den 
Laufenden ringsum eine Gefchichte zum beften zu 
geben. Etwas von der G©efellfhaftsfphäre- wird 
febendig, aus der die erffen ehten Novellengur Zeit 
DBorcarciog geboren wurden.” Weftermanng Monatshefte. 
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3. bis 4. Taufend | 


De Schüler 
von Bolajewo 


283 Seiten 
Geheftet M. 3.—, gebunden M. 4.50 


„An diefen Bildern önnen wir Lehrer Iernen mit der 
Jugend fühlen und empfinden, können wir tiefereg Der- 
ftändnis für fie gewinnen... Die Heinen Schüler: 
fomödien und =tragödien find meifterhaft entworfen, 
einige fteigern fi troß ihrer Kürze oder gerade deg- 
wegen zu einer dDramatifchen Kraft, daß man den Atem 
anhalten muß... Hätte ih B.8 Schüler von Bol: 
jewo fchon al8g Schulamtstandidat gelefen, ich hätte 
manden Erziehunggfehler nicht begangen.”  ® 
Geheimrat Dr. Adolf Matthias (Monatsfhr. f. bh. Schulen) 
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|Die Kleinwohnung 


Studien zur Wohnungsfrage 


von 


Baudirektor Prof. F. Shumader 
112 Seiten mit 70 Abb. auf Tafeln x Geb. M. 1.50 


Die Frage nadı der Reform der kleinen Wohnung 
ift eine der Kernfragen für die Aufwärtsentwik- 
lung unferes Volkes. Sie ift nicht etwa eine ardi- 
tektonifce Liebhaberei, fondern es handelt ficd hier 
um foziale Fragen fhledthin, jaum den Punkt, an 
dem alles foziale Bemühen anzufeßen hat. Aber 
es ift nicht nur das Ziel, audh der Weg führt dur 
Gebiete, in denen fic volkswirtfchaftlihe und bau- 
lihe Überlegungen mannigfaltig und eng durdh- 
dringen. In welder Weife, wird hier von autori- 
tativer Seite an Hand einer Fülle von Abbildungen 
aus den Erfahrungen der Praxis einer Großftadt 
heraus gezeigt und dargelegt, wie fi in dieler 
Frage‘ wirtfhaftliher Zwang, organifatorilhe 
Forderungen und geftaltende Abfihten in natür- 
lihem Fluß miteinander mifden. = 
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Quelle © Meyer VerlaginLeipzig 
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ie {ae 
der Otudienaffelloren 
und Ofudienreferendare 


Dentfchrift des Verbandes der Studien: 
affefforen u. Studienreferendare Preußens 
Seheftet zirla M. 2.— 


Der „Verband der Gtudienaffefforen und Gtubienreferendare 
Preußens“ läßt foeben unter obigem Titel eine Schrift in unferem 
Verlage erfheinen, die zunächft einmal alle Philologen aufflären 
folt über das, was der Verband will und erffrebt. Gie gibt ein 
Did don der augenblidlihen Notlage der Gtiudienaffefforen und 
Stubienreferendare und enthält die Denffährift und die dringenden 
Zorderungen des Berbandes. Die Denffhrift erfejeint hier zum erften 
Male im Drud, fo daß die Schrift in die Sand eines jeden gehört, 
der nichf-teilnahmslos der Standesbewegung gegenüberfteht, Ab- 
gedrudt find widhtige Erlaffe, die für die Affefforen und Referendare 
von Bedeutung, aber nicht einem jeden gleich zur Hand find, Fon 
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Sachsenwerk, 
Licht- und Kraft-Aktiengesellschaft. 
Die Dividende auf unsere Aktien für das Geschäftsjahr 1918 


ist auf 20 0h 
festgesetzt worden. 


Laut Generalversammlungsbeschluss vom 30. Juni 1919 kann 
statt der Bardividende gegen Einlieferung eines Dividendenscheines 
Nr. 16 zu eirer über M, 1000.— Jlautenden Aktie oder von fünf 
solchen Dividendenscheinen zu über M. 200.— lautenden Aktien unter 
Zuzahlung von M.80.— bar eine auf den Namen lautende junge 
Aktie über M.200.—, sowie gegen Einlieferung von fünf solchen 
Dividendenscheinen zu über M. 1000.— lautenden Aktien unter Zu- 
zahlung von M.400.— bar eine auf den Inhaber lautende junge 
Aktie über M. 1000.— bezogen werden. 


Gegen Einlieferung eines Dividendenscheins Nr. 16 zu einer über 
M. 200.— lautenden Aktie unter Zuzahlung von M. 16.— bar wird, 
sofern nicht Barablösung gewünscht wird, ein Bezugsschein über 
!/; Anteil einer Aktie über M. 200.— Nennwert ausgegeben: 


Wir fordeın unsere Aktionäre hierrach auf, den Dividenden- 
schein Nr. 16 unter entsprechender Erklärung bei 
der Gesellschaft in Niedersedlitz oder 
dem Bankhause Gebr. Arnhold in Dresden oder - 
der Mitteldeutschen Privatbank A.-G. in Dresden oder 
dem Bankhause H. C. Plaut in Leipzig oder 
dem Bankhause Gebr. Arnhold, Dresden, Berliner Büro 
in Berlin oder 
dem Bankhause Arons & Walter in Berlin oder 
dem Berliner Bankinstitut Joseph Goldschmidt & Co. 
in Berlin 


bis zum 13. September 1919 


einzureichen. 


Im Interesse aller Aktionäre ist es gelegen, möglichst nur 
Inhaber-Aktien im Nennbetrage von M. 1000.— zu besitzen, und 
die Zahlstellen sind daher bereit, durch Ankauf oder Ueber- 
lassung von Spitzen gelegentlich der Einreichung der Dividenden- 
scheine die Abrundung des Aktienbesitzes zu bewirken. 


Niedersedlitz, 21. August 1919, 


Sachsenwerk, 
Licht- und Kraft-Aktiengesellschaft. 
Glauber. Sarfert. 


Bilanz per 30. Juni 1919. 


Aktiva, a | Passiva. M. ei 
Kassa-Konto....... 20 s17)- Aktienkapital-Kto...| 1 100 000 — 
Bankguthaben ..... 177 24889 | Rückstellungs-Kto... 32 36604 
Gewerkschaft Wettin 30 906 74 || Konto-Korr.-Konto . 85 095/28 
Kaxan Sn, 518. 000)— | Gewinn-u.Verl.-Kto| 26118142 
Hiekten 0% 486 907 11 | 
Inventarium ....... 30 000 —| 

1243 579 74 | 1 243 57974 
Gewinn- und Verlust-Konto. 

Soll. M 3| Haben. M |4 
Handlungs-Unkosten-Kto. . 18 912/63 | Vortrag von 
Inventarium-Konto : li 1917/18... 1266110 

Abschreibung........... 2 636/65] Kuxen-Konto 59 034156 
Salair-Konto............. 15 214 — || Zinsen-Konto 3596/04 
Effekten-Unkosten-Konto.. 1015 — |] 

Gewinn: Vortr. auf 1919/20: | 
M. 24812,50 | 
5% von 26118,42 
demReservefds.. 1305,92 26 118/42][ | 
63 896 701 63 896170 


Berlin, den 1. August 1919. 


Oldenburgische Eisenhütten-Gesellschaft zu Augustfehn. 


Der Vorstand. 
de YVries. ppa. Bühl, 


An Kasse, frende Geldsorten und Kupons 
-Guthab. b. Noten- u. Abrechn.-Banken 


Per Aktienkapital anneeeener BE 


” 


An Handlungsunkosten, Gehälter, Miete, Steuern 
„ vertragsmässige Vergütungen an Beamte ...... en 
„ Uebersch. als Abschreibung. auf Debitoren verwendet 


Haben. 5 
Per Gewinn an Zinsen- und Wechsel-Konto.......... 
x „ Provisions-Konto............... RER 


Deutsche Palästina-Bank 


Ps 
Bilanz am 31. Dezember 1918. : 5 
Aktiva. 


285 059133 
87 208102 
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Wechsel und unverzinsl. Schatzanweis.: 
a) Wechselu.unverzinsl.Schatzanweis. 
des Reichs und der Bundesstaaten 
b) eigene Akzepte ................ 
c) eigene Ziehungen.......... aa 
d) Solawechsel der Kunden an die 
Order der: Bank mn nn a 
Nostroguthab. b. Banken u. Bankfirmen 
Reports und Lombards gegen börsen- 
gängige Wertpapiere.....2...2...... 
Vorsch. auf Waren u. Warenverschiff. 
Eigene Wertpapiere: 
a) Anleihen u. verzinsl. Schatzanweis. 
des Reichs und der Bundesstaaten 
b) sonstige bei der Reichsbank und 
anderen Zentralnotenbanken be- 
leihbare Wertpapiere............ 
c) sonstige börsengängige Wertpapiere 
d) sonstige Wertpapiere............ 
Konsortialbeteiligungen.............. 
Debitoren in laufender Rechnung: 
a) gedeckte.... .... nur 
b).ungedeckte 20.0.3 nes 
Aval- und Bürgschafts-Debitoren 
M. 320 691.80 


Dr ur Zr Beurer Er Er rErr 


148987050 


En 


1 730 0428 


— 


Sonstige Immobilien 
Mobilien 


Zac Ser Bu Baur Zur Ser Sur er Ze Be er Ze er Eee er 


Passiva. NM 
Reserven I 
Reserven II 
Talonstener: u... Do era 
Kreditoren: 
a) Nostroverpflichtungen ........... 
b) seitens der Kundschaft bei Dritten 
benutzte Kredite 
c) Guthaben deutscher Banken und 
Bankfirmea 2. rn Se 
d) Einlag. a. provisionsfr. Rechnung: 
1. innerh. 7 Tagen ; 
lg 53.2.8 M. 3 960 783.18 
2, darüb. hinaus bis 
zu 3 Monaten 
tale 22 3 
3. nach 3 Monaten 
» . 839 355.77] 5 024:023/79 


...n. 11 110 Terre 


DZ Due Bu Zu Bar ac Er er Er 


633 100101 


DI Zur ur Er ur ee I ">. ni 


13150 | 


223 884,84 


Sie 


e) sonstige Kreditoren: 
- 1. innerh. 7 Tagen 
Tag: M. 1 397 701.03 
2. darüb. hinaus bis ; 

zu 3 Monaten 
SSiHrnsS * 

3. nach 3 Monaten 
fällig .....00.0» 

Akzepte und Schecks: 
B) ANZOpian ne 
b) noch niebt eingelöste Schecks.... 
Aval- und Bürgschaftsverpflichtungen 
M. 320 691.80 


Soll. SR Be 
sch 


Berlin, den 3. September 1919. 


Der Vorstand der Deutschen Palästina-Bank. 
’ Witscher, Harte. a Er 2 
e at 


N u 4 gt 


. setzt diese Einheit voraus, 


Willen beseelt, 


XV. Ay: Jahrgang, 


SBaRL EN, gen I I. September u 
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Aufsätze. 


Die neue Beeverrassund, 
Von Conrad Bornhak. 


Unter dem 11. August 1919 ist die neue 
Reichsverfassung verkündet worden, am Tage 


ihrer Verkündigung soll sie in Kraft treten. Sie 


ist also geltendes Recht geworden. Mag man 
sich zu ihrem Inhalte stellen, wie man will, jeden- 


falls ist damit ein zwingender Grund gegeben, 


sich mit ihr näher bekannt zu machen. 

Zunächst zeigt schon der Eingang die wesent- 
liche Verschiedenheit der neuen von der alten, 
aus der norddeutschen Bundesverfassung hervor- 


‚gegangenen Reichsverfassung. Die alte Verfassung 


ar‘ das Ergebnis eines ewigen Bundes der 
deutschen Fürsten und freien Städte und stellte 
die deutsche Einheit her. Die neue Verfassung 
indem das deutsche 
Volk, einig in seinen Stämmen und von dem 
„sein Reich in Freiheit und Ge- 
rechtigkeit zu erneuern und zu festigen, dem 
inneren und äusseren Frieden zu dienen und den 


gesellschaftlichen Fortschritt zu fördern, sich diese 


Verfassung gibt. £ 

- Die alte Verfassung sprach nicht aus, wer 
Träger der Reichsstaatsgewalt war, tatsächlich 
ruhte die Reichsstaatsgewalt in den Fürsten und 


‚freien Städten in ihrer korporativen Vereinigung 


zum Reiche. Die neue Verfassung bekennt sich 
offen zum Grundsatze der Volkssouveränität, was 
die Reichsverfassung von 1849 noch aus poli- 
tischen Gründen vermieden hatte. Das deutsche 


_ Reich wird daher für eine Republik erklärt, in 


dem alle Staatsgewalt vom Volke ausgeht. Dieses 
Reich nimmt mit Schwarz-rot- -gold auch eine neue 
Flagge an, nur die Handelsflagge bleibt schwarz- 
weiss-rot mit den on in der oberen 
inneren Ecke. 

Das Reich hatte bisher zweifellos einen 
bundesstaatlichen Charakter, sowohl Reich wie 
Einzelstaaten waren Staaten, wobei es eine ver- 
wickelte staatsrechtliche Streitfrage blieb, wo die 
wesentliche Eigenschaft jedes Staates, seine Sou- 
veränität, steckte. Nach der neuen Reichsver- 
fassung liegt das Schwergewicht der staatlichen 
Organisation und damit die Souveränität beim 
Reiche. Wenn sich auch der Einheitsstaat noch 
nicht vollständig durchgesetzt hat, so sind wir ihm 
doch um ein bedeutendes Stück näher gekommen. 
Den bisherigen Einzelstaaten wird sogar die Be- 
zeichnung als Staat abgesprochen, 'sie erscheinen 
nur noch als Länder, was eine Art Mittelding 
zwischen Staat und Provinz bildet. 


Demgemäss erlaubt sich auch das Reich tiefe 
Eingriffe in die verfassungsmässige Organisation 
der Länder, wie sie mit deren staatlichem Charakter 
unvereinbar sein würden. Andererseits wird ihre 
Verfassung doch auch nicht wie bei einem Kom- 
munalverbande lediglich durch die höhere staat- 
liche. Gesetzgebung bestimmt. Die Grundzüge 
des Reichswahlrechtes und das parlamentarische 
Regierungssystem sollen daher auch auf die Länder 
Anwendung finden. Auch Aenderungen in der 
bisherigen Gliederung der Länder werden zur 
Reichsangelegenheit gemacht. Je nach den Um- 
ständen soll zu Aenderungen, die jedoch für die 
nächsten zwei Jahre überhaupt ausgeschlossen 
werden, entweder ein verfassungänderndes Gesetz 
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mit Zweidrittelmehrheit oder ein einfaches Be 
erforderlich sein. Letzteres genügt, wenn ent- 
weder ein überwiegendes Reichsinteresse die 
Aenderung erheischt, oder die unmittelbar be- 
teiligten Landesregierungen zustimmen, oder der 
Wille der beteiligten Bevölkerung sie fordert. 


Der staatliche Charakter der Länder findet 


namentlich noch darin seinen Ausdruck, dass sie 


eine eigene Gesetzgebung behalten. Aber Reichs- 
‚ recht bricht Landesrecht. Dabei gibt es ein Ge- 
biet ausschliesslicher Zuständigkeit des Reiches, 
auf dem jede Gesetzgebung der Länder fortfällt. 
Hierher gehören die Beziehungen zum Auslande, 
Kolonialwesen, Staatsangehörigkeit, Freizügigkeit, 
Ein- und Auswanderung und Auslieferung, Wehr- 
verfassung, Münzwesen, Zollwesen, Post-, Tele- 
graphen- und Fernsprechwesen. Auf anderen 
weiten Gebieten stehen Reichs- und Landesgesetz- 
gebung miteinander in Wettbewerb. Das Reich 
ist zwar zuständig, aber der Landesgesetzgebung 
bleibt freie Bahn, wenn und soweit die Reichs- 
gesetzgebung von ihrer Befugnis noch keinen Ge- 
brauch macht. Im wesentlichen handelt es sich dabei 
um Gegenstände, die bisher schon der Reichsgesetz- 
gebung unterlagen. Als neu hinzugekommen sind 
besonders zu erwähnen die Errichtung berufs- 
genossenschaftlicher Vertretungen, 
.recht, Vergesellschaftung von Naturschätzen und 


wirtschaftlichen Unternehmungen, Theater- und 


Lichtspielwesen. Dazu kommt die Gesetzgebung 
über das Abgabenwesen, soweit das Reich Ab- 
gaben ganz oder teilweise für sich in Anspruch 
nimmt. Handelt es sich dabei um Einnahmen, 
die bisher den Ländern zustanden, so soll das 
Reich auf die Erhaltung der Lebensfähigkeit der 
Länder Rücksicht nehmen. Für noch andere Ge- 
biete kann das Reich im Wege der Gesetzgebung 
Grundsätze aufstellen. Das gilt für die Rechte 
und Pflichten der Religionsgesellschaften, das 
Schulwesen einschliesslich des Hochschulwesens 
und das wissenschaftliche Bibliothekwesen, das 


Recht der Beamten aller öffentlichen Körper- 
schaften, das Bodenrecht, das Bestattungswesen je 


und unter gewissen Voraussetzungen auch die 
Landesabgaben. Wir stehen also einer so be- 


deutenden Erweiterung der Reichsgesetzgebung 


gegenüber, dass die Landesgesetzgebung als die 
verschwindende Ausnahme erscheint und sich im 
wesentlichen auf Ausführungsgesetze zu den Reichs- 
gesetzen beschränken wird. 

Die Ausführung der Reichsgesetze liegt bei 
den Landesbehörden, soweit nicht das Reich etwas 
anderes bestimmt. Das Reich beaufsichtigt aber 
die Ausführung seiner Gesetze durch die Länder, 


Enteignungs- 
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. heiten entscheidet letzten Endes der Staatsgerichts 


‚in den Ländern betrauten Beamten sollen in der 


seitigung von Schönheitsfehlern.- 


mehr als einem Menschenalter noch Rechtfertii 
. und Verwirklichung. Dagegen bildet die Aufhı 


kann allgemeine Anweisungen erlassen ind Kon 
trollbeamte entsenden. Bei Meinungsverschieden 


hof. ‘Die mit der unmittelbaren Reichsverwaltung 


Regel Landesangehörige sein. ng 

Eine eigene Reichsverwaltung besteht Be 
nächst auf dem Gebiete des Auswärtigen. Damit 
hört das bisherige einzelstaatliche Gesandschafts- 
recht auf. Die Länder können zwar noch in 
Angelegenheiten, die zu ihrer Zuständigkeit ge- 
hören, Verträge mit anderen Staaten schliessen 
diese Verträge bedürfen aber der ‚Zustimmung 
des Reiches, Ebenso hören auf dem Gebiete des 
Heerwesens die bisherigen Rechte der Einzel- 
staaten auf. Die Verteidigung des Reiches a 


gesetz einheitlich ec werden. Deutschland 
bildet ferner ein Zoll- und Handeisgebiet, umgeben 
von einer gemeinschaftlichen Zollgrenze. Die ; 


ee ist endlich die Vebertragung Er ze 
samten Verkehrswesens auf das Reich. Das g 
zunächst von der Post, wo die Sonderre 
Bayerns und Württembergs zu beseitigen war nn. 


In gleicher Weise wird der Uebergang. der | 
allgemeinen Verkehr dienenden Eisenbahnen 
das Reich spätestens mit dem 1. ‚April 1921 
gesehen. Dasselbe gilt von den dem allgemei 
Verkehre dienenden Wasserstrassen sowie allen 
Seezeichen. Auch hier stehen wir einer b 
deutenden Erweiterung der Zuständigkei | 
Reiches gegenüber. Politisch und volkswir 
lich die grösste Bedeutung dürfte dabei de 
Uebergang der preussischen Staatseisenbahnen 
auf das Reich beanspruchen. Der einst gescheite t 

Reichseisenbahnplan Bismarcks erfährt dam 


der. süddeutschen Postreservate mehr d 


Nach dem nunmehr zur Geltung gelar 
Grundsatze der Volkssouveränität muss die Ste 
des höchsten Organes dasjenige Reichsorgan e 


nehmen, das sich unausgesetzt durch allgeme 
Volkswahlen an der SE, ‚des Rechtes erneu 
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Das ist der Reichstag. Er ist Inhaber der vollen 
Gesetzgebungsgewalt, und die Regierung ist ver- 
möge des parlamentarischen Systems von seinem 
Vertrauen abhängig. Das allgemeine, gleiche und 
unmittelbare Wahlrecht, geheim und mit Verhält- 
niswahl für alle, über 20 Jahre alten Männer und 
Frauen, wurde dabei von der Nationalversamm- 
lung auf den gewöhnlichen Reichstag übernommen. 
Als Legislaturperiode einigte man sich schliesslich 
auf den Kompromissantrag von vier Jahren. . Neu 
ist das selbständige Zusammentreten des Reichs- 
tages ohne Berufung am ersten Mittwoch des 
November, auf Verlangen des Reichspräsidenten 
oder eines Drittels der Abgeordneten muss der 
Präsident den Reichstag früher berufen. Im 
übrigen hat der Reichstag die gewöhnlichen par- 
- lamentarischen Rechte. Neu ist, dass Wahl- 
-prüfungen im Interesse der Unparteilichkeit an 
ein besonderes Wahlprüfungsgericht verwiesen 


werden. Auch das vom Reichstage schon seit . 


Jahren geforderte Recht zur Einsetzung von Unter- 
suchungsausschüssen mit richterlichen Befugnissen 
wird ihm jetzt gewährt. Als ständige Organisation, 
die auch ausserhalb der Tagung tätig sein kann, 
bestellt der Reichstag einen Ausschuss für aus- 
_ wärtige Angelegenheiten. Endlich ernennt der 
Reichstag auch noch für die Zeit ausserhalb der 
Tagung einen Ausschuss zur Wahrung seiner 
Rechte. Wie diese Ausschüsse wirken werden, 
 _ muss erst die Erfahrung zeigen. Im altständischen 
Staate wie unter der französischen Konvents- 
_ berrschaft haben sie sich als zweischneidiges 
Schwert erwiesen, indem den Ausschüssen schliess- 
lich ein grösseres Gewicht innewohnte, als der 
_ sie beauftragenden Versammlung. 


Neben dem Reichstage, aber doch von ihm 
 _ abhängig, stehen Reichspräsident und Reichsre- 
 . » gierung, beide in engster Verbindung. "Der Reichs- 
- präsident bildet eine eigentümliche Zwitterer- 
 _ scheinung. Er leitet seine Rechtsstellung ebenso 
wie der Reichstag unmittelbar vom Volke ab, 
_ indem er auf Grund allgemeiner Volkswahlen auf 
‚sieben Jahre gewählt wird, andererseits auf einen 
mit Zweidrittelmehrheit gefassten Beschluss des 
Be Reichstages durch allgemeine Volksabstimmung 
abgesetzt werden kann. Und doch soll er ver- 
möge des parlamentarischen Systems nur durch 
ein Reichsministerium regieren, das des Vertrauens 
des Reichstages bedarf und demnach vom Reichs- 
tage unbedingt abhängig ist. Ob. eine solche 
 Zwitterstellung überhaupt möglich ist, muss erst 
die politische Erfahrung zeigen. 

EN ein übrigen vertritt der Präsident das Reich, 
soweit die Staatsgewalt des Reiches in einer ein- 
 zigen Persönlichkeit zusammengefasst werden 


muss, ähnlich wie früher der Kaiser. Das gilt in 
erster Linie in völkerrechtlicher Beziehung. So 
schliesst er Bündnisse und andere Verträge mit 
fremden Mächten. Sofern diese sich auf Gegen- 
stände der Gesetzgebung beziehen, bedürfen sie der 
Zustimmung des Reichstages. Kriegserklärung und 
Friedensschluss erfolgen durch Reichsgesetz. Der 
Präsident ernennt die Beamten, soweit diese Ob- 
liegenheit nicht anderen Behörden übertragen 
wird. Er hat den Oberbefehl über die Wehrmacht, 
die Zwangsgewalt des Reiches gegenüber auf- 
sässigen Einzelstaaten, unter gewissen Voraus- 
setzungen die Befugnis zur Verhängung des Be- 
lagerungszustandes. Aber alle diese Befugnisse 
übt er doch nur formell unter Gegenzeichnung 
des verantwortlichen Reichsministeriums. 


Die Reichsregierung besteht aus dem Reichs- 
kanzler und den Reichsministern. Der Reichs- 
kanzler ist nicht mehr wie bisher der alleinige 
Reichsminister mit Staatssekretären als Unter- 
gebenen, sondern nur Vorsitzender der Gesamt- 
regierung und gibt als solcher die allgemeinen 
Richtlinien der Politik. 

Wegen schuldhafter Verletzung der Gesetze 
können der _Reichspräsident wie die Minister vor 
dem Staatsgerichtshof angeklagt werden. Ueber 
die Erhebung der Anklage beschliesst der Reichs- 
tag mit Zweidrittelmehrheit. 

Das dritte Reichsorgan bildet der Reichsrat. 
Er ist der Nachfolger des früheren Bundesrates, 
aber in wesentlich geminderter Bedeutung. Er 
soll die Verbindung zwischen dem Reiche und 
den Ländern herstellen. Der Reichsrat bildet eine 
Körperschaft, in der die einzelnen Länder durch 
Mitglieder ihrer Regierungen vertreten sind. Nur die 
preussischen Vertreter sollen zur Hälfte von der 
Regierung, zur Hälfte von den Provinzialver- 
waltungen bestellt werden, um die Bildung einer 
zu starken einheitlichen Gruppe zu verhindern. 
Auf jedes Land entfällt mindestens eine Stimme, 
bei den grösseren Ländern auf eine Million Ein- 
wohner je eine Stimme, doch darf kein Land 
mehr als zwei Fünftel der Stimmen haben, Die 
Sitzungen des Reichsrates sind in der Regel öffent- 
lich. Den Vorsitz führt ein Mitglied der Reichs- 


 regierung. Eine Bestimmung, ob die Mitglieder 


des Reichsrates nach Instruktionen oder nach 
freier Ueberzeugung stimmen, ob die Stimmen 
jedes Staates nur einheitlich abgegeben werden 
können oder nach verschiedenen Seiten, vermisst 
man. Die Verteilung der preussischen Stimmen 
auf Staat, und Provinzen spricht für freie Ueber- 
zeugung, dann handelt es sich aber nicht mehr 
um eine Vertretung der Staaten bei der Organi- 
sation der Reichsgewalt. 
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Das Schwergewicht der Reichsgesetzgebung 
ruht im Reichstage, Er ist die eigentlich gesetz- 
gebende Körperschaft. Der Reichsrat hat auch 
auf dem Gebiete der Gesetzgebung keineswegs 
dieselben Befugnisse wie der alte Bundesrat. Nur 
bedarf die Einbringung eines Gesetzentwurfs 
durch die Reichsregierung der Zustimmung des 
Reichsrates. Hat er seine Zustimmung nicht er- 
teilt, so ist bei der Einbringung seine abweichende 
Ansicht zum Ausdrucke zu bringen. Auch kann 
der Reichsrat ebenso wie der Reichswirtschaftsrat 
selbständig Gesetzentwürfe einbringen. Aber das 
Gesetz selbst kommt ohne Zustimmung des 
Reichsrates zustande. Dagegen hat das schweizer 
Referendum in Gestalt des Volkbegehrens Auf- 
nahme gefunden. Zunächst kann ein Zehntel der 
Stimmberechtigten die Einbringung eines Gesetz- 
entwurfes beim Reichstage verlangen, und die 
Regierung muss diesem Volksbegehren entsprechen. 
Ausserdem kann der Reichspräsident jedes Gesetz, 
statt es zu verkünden, dem Volksentscheid unter- 
breiten. Ausserdem kann .unter gewissen Voraus- 
setzungen auf Einspruch des Reichsrates oder 
eines Drittels des Reichstages eine Gesetzesvorlage 
dem Volksentscheid unterbreitet werden. Der 
Volksentscheid findet auch statt, wenn ein auf 
Volksbegehren eingebrachtes Gesetz vom Reichs- 
tage nicht unverändert angenommen wird. 

Die Unabhängigkeit der Rechtspflege und die 
allgemeine Einführung von Verwaltungsgerichten 
werden gewährleistet. Dagegen soll die Militär- 
gerichtsbarkeit ausser für Kriegszeiten und an 
Bord der Kriegsschiffe aufgehoben werden. 

Einen charakteristischen Zug empfängt end- 
lich die Verfassung durch den zweiten Hauptteil 
von den Grundrechten und Grundpflichten der 
Deutschen. Die Aufstellung solcher Grundrechte 
hielt man im allgemeinen als gänzlich zwecklos, 
für einen längst überwundenen Standpunkt. Hier 
werden sie aus der politischen Rumpelkammer 
von der demokratischen Reaktion wieder hervor- 
geholt. Dabei versteigt sich der Gesetzgeber zum 
grossen Teil zu gänzlich inhaltlosen Phrasen ohne 
jeden rechtlichen Inhalt, zum Teil werden längst 
geltende Rechtsgrundsätze wiederholt. Ein näheres 
Eingehen auf die Grundrechte verlohnt sich daher 
nieht. h 

Dass die Verfassung sich als lebensfähig er- 
weisen wird, ist kaum anzunehmen. Dazu verkennt 
sie in zu hohem Masse die geschichtlichen Ueber- 
lieferungen und die wirklichen politischen Macht- 
verhältnisse im deutschen Volke. Aber vorläufig 
ist mit ihr als der staatlichen Organisation des 

deutschen Volkes zu rechnen. 


Betrachtungen und Berechnungen 


zur Valuta 
Von Prof. Dr. H. Grossmann, Leipzig. 
Deutschland importiert. Es schuldet. 


Schulden sind zu bezahlen. 
bei der Zahlung aktiv, so kauft er fremde 
Wechsel. Er remittiert. 
Zahlung passiv, so lässt.cr auf sich irassieren 
in Mark. Fremde Wechsel auf Deutschland, z.B. 
Frankenwechsel, können nur entstehen, wenn 
deutsche Schulden auf das Ausland bestehen. 

Deutschland exportiert. Es fordert. For- 
derungen sind zu bezahlen. Ist es bei deren 
Einziehung aktiv, so trassiert es in fremder 
Valuta. Es verkauft. Ist es bei der Ein- 


Ist der Schuldner 


Ist er bei der 


ziehung passiv, so lässt es sich remittieren ae 


in Mark. Deutsche ‘Wechsel auf das Aus- 
land können nur entstehen, wenn deutsche 
Forderungen auf das Ausland bestehen. 

Durch die Einfuhr und Ausfuhr Deutsch- 
lands entstehen Schulden und Forderungen. 
Führt Deutschland viel ein und wenig aus, 


so werden seine Schulden gross und seine 


Forderungen klein. Es entstehen viel fremde 
Wechsel auf Deutschland und wenig deutsche 
Wechsel auf das Ausland. 
Dautschland liegen dadurch im Angebot und 
überwiegen die Nachfrage. Franken- 
-Wechsel sind begehrt und decken die Nachfrage 


nicht. Durch dieses Missverhältnis wird dr 
fremde Wechsel auf Deutschland she 
(Markwechsel) gedrückt, und der Preis für mr 
deutsche Wechsel (Valutawechsel) auf. das Ans- 


Preis für 


land gesteigert. 


Weil ein Ausgleich der Schulden des we 
Deutschen Reichs mit seinen Forderungen nicht 
möglich ist, muss Markvaluta ins Gläubiger-Aus- 


land gebracht werden. Die Devisenzentralen 


sollen den wilden Handel in Banknoten durch 
organisierte Abgabe von fremden Zahlungs- 


mitteln steuern. 


Durch die Devisenordnung wirkt die De- 


visenzentrale mit ihrer Nebenstelle dahin, dass 
1. die Guthaben aus deutschem Export bei 


Markwechsel auf 


usw. 


ausländischen Banken gesammelt und ®- 


‚2. die Guthaben bei diesen Banken durch 


Verkauf ausländischer Wertpapiere und 


in letzter Zeit durch Lombard deutscher 


Pfandbriefe — nicht auch anderer Wert- 
papiere — im Ausland erhöht werden, 
ferner dass J 


' 3. über diese Guthaben nur für Zwecke der EN 


Einfuhr verfügt werden darf, sofern die 


er 


ee - 
En 


einzuführenden Waren von den zu. u: 


In dem Augenblick, 
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‚ständigen 
worden sind. 
Markvaluta in Banknoten oder in Reichs- 
schatzwechsel gelangt also durch die Devisen- 
stellen nicht ins Gläubiger-Ausland. Solche 


Devisenstellen genehmigt 


Markvaluta findet vielmehr ihren Weg dahin . 


durch die unorganisierte Guthabenschaffung 
privater Banken und anderer Stellen, soweit 
nicht tatsächlich Schmuggel mitwirkt. Dieser 


wird trotz schärfster Grenzbewachung unaus- 
rottbar bleiben. 


Die Fälle, in denen das Gläubiger-Ausland 
seine Forderung direkt oder in Markvaluta ein- 
zieht, bleiben selten, weil der Gläubiger bis zu 
50 v. H. Valutarisiko und darüber einkalku- 
liert. Der deutsche Käufer deckt sich bei 
diesem Verfahren zu teuer ein. 

Georg Bernhardt bestimmt das Wesen 
der Valuta*) wie folgt: Valuta ist der Preis 
für deutsche (Mark) Wechsel im Ausland und 
umgekehrt der Preis für fremde (Fres. usw.) 
in Deutschland. Demnach ist Valuta der Preis 
für Auslands-Wechsel. | 

Der Preis für Auslands-Wechsel oder der 
Stand der Valuta ist abhängig von dem An- 
gebot und der Nachfrage solcher Wechsel. Diese 
selbst ergeben sich aus dem Handelsverkehr 
der Völker untereinander. Die Handelsbilanz 
bestimmt also-zunächst die Valuta, aber nicht 
ausschliesslich, denn auch die Forderungsbilanz 
wirkt auf die Valuta ein. Die Forderungs- 

„bilanz ist das Ergebnis der gegenseitigen Zah- 
lungsverpflichtung der Völker unter sich. Solche 
Zahlungen ergeben sich aus dem Fracht-, Reise- 
und Schiffahrtsverkehr, aus Zinsen und Divi- 
denden für Kapitalanlagen. Die deutsche For- 

 Gerungsbilanz war stets aktiv, während die 

Warenbilanz passiv war. Die Forderungsbilanz 

war in dem Masse aktiv, dass die Schuld aus 
der Warenbilanz nicht nur beglichen, sondern 
noch ein Forderungsüberschuss für Deutschland 
bestehen blieb. In dem grossen Völker-Konto- 
korrent hatte Deutschland also einen Aktivsaldo. 
als die Bezahlung der 
deutschen Forderungen verboten wurde, in dem 

‚Augenblick musste die deutsche Zahlungsbilanz 

passiv werden, selbst dann noch, wenn Ein- 


und Ausfuhr unverändert geblieben wäre, wie 


im Friedensverkehr. 

Dass die Valuta nicht allein durch die 
 Handelsbilanz bestimmt wird, geht aus dem 
 Warenverkehr zwischen dem Deutschen Reich 


2 .®) Vortrag, gehalten am 30. April 1918 im Hansabund 
in Berlin. 


schaftlichen Kräfte eines 


und Holland hervor. 
folgenden Stand: 

Deutsche Einfuhr 
nach Holland: 

1917: 174 Mill. hfl, 


Dieser Verkehr zeigt 


Holländische Einfuhr Kurs: 
nach Deutschland: j 


205 hfl. = 31 Mill. 
zu Holl. Gunsten 

53 Mill. = 182 Mill. 
zu Deutschl. Gunsten 30 

Wäre der deutsch-holländische Handelsverkehr 
für die deutsche Handelsvaluta ausschlag- 
gebend, dann hätte der Kurs nicht sinken, 


4515 
1918: 235 Mill. hfl. 


sondern steigen müssen. 


Der Beweis hierfür ist früher schon einmal 
erbracht worden. Professor Schär hat sich 
in einem Vortrag „Zahlungsbilanz und 
Wechselkurs‘, über den im Plutus 1907 ein 
Bericht erschienen ist, mit der gleichen Frage 
beschäftigt. Er kam zu dem Ergebnis, dass 
der Wechselkurs sich als arithmetisches Mittel 
aus dem Saldo der Zahlungsbilanz ergibt. Um 
die Währungen auf eine gleichnamige Einheit 
zu reduzieren, wurden die Wechselparitäten auf 
das Goldgramm reduziert. Schär ging nun 
weiter, indem er je nach dem Stande der Valuta 
auf einen Aktiv- und Passivsaldo schloss. Stieg 
die Durchschnittszahl der Valuta über die er- 
mittelte Parität, so war die Zahlungsbilanz 
passiv, sank diese Zehl, so war die Bilanz 
aktiv. Professor Schär hatte die Freude, dass - 
seine Berechnungen in den Jahren 1905-6, 
soweit sie die Schweiz und Deutschland betrafen, 
stimmten, auch für fremde Länder sollen sie 
mit geringen Abweichungen gestimmt haben. 
Aber eines schönen Tages blieben die im 
„Berliner Tageblatt‘ bisher veröffentlichten 
Indexzahlen aus, und die ausgeklügelte Hypo- 
these brach zusammen, 


So müssen also auch noch andere Be- 
stimmungsgründe mitsprechen, die nicht auf so 
realer Grundlage beruhen: Politik, Stimmung, 
Geldentwertung, Mutmassungen über die wirt- 
Landes. Als der 
deutsche Friedensvertrag unterzeichnet werden 
sollte, stieg der Kurs für deutsche Wechsel in 
Zürich in wenigen Tagen von 37 auf 50. Als 
die Forderung der bedingungslosen Unter- 
zeichnung aufgestellt und die deutsche Regierung 
zunächst zögerte, fiel der Kurs erheblich zurück. 
Die Absicht, die deutschen Banknoten abstempeln 
zu lassen, wirkte ebenfalls entwertend auf 
unsere Valuta. Hierbei hat sich allerdings 
herausgestellt, dass täglich nicht weniger als 
40—50 Millionen in deutschen Banknoten über 
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das besetzte Gebiet nach der Schweiz gegen 
Pariser Schecks abgegeben worden sein sollen. 

Trotz alledem ist die Valuta im wesent- 
lichen abhängig von Import und Export und 
nicht ohne Einflusss auf diese. 

Die Valuta-Entwertung. trägt die 
Tendenz der Heilung in sich: 

1. Sie wirkt einfuhrhemmend wie ein 
Einfuhrzoll, verhindert also Auslandsschulden. 
Zürich führt ins Deutsche Reich ein nach Berlin. 

Berlin schuldet z. B. Fr. 100.— 

Es zahlt nach ParitätM. 81. 
» „ 2m17.6.18,,133.33 Juni 1919 M. 280 


Es zahlt mehr M. 52.33 rund M. 200 
2. Sie wirkt ausfuhrfördernd wie eine 
Ausfuhrprämie, begünstigt also die Schaffung 
ausländischer Guthaben. Berlin führt aus nach 
' Zürich. 
Zürich schuldet z. B. M. 100.— 
Eszahlt nach ParitätFr. 123.46 
» „ am17.6.18 ,„ 75,— Junii 9Fr. 35. _ 


‘Es zuhlt weniger Fr. 48.46 Fr. 88.46 
Diese Prämie kommt aber nicht dem Dautchen 
Reich, sondern der Schweiz zugute, die deshalb 
die Einfuhr aus Deutschland bevorzugt. Aus 
diesem Grunde ist die deutsche Ausfuhr trotz 
hoher ZJöhne möglich. Das Land mit ent- 
werteter Valuta hat gegenüber dem mit über- 
werteter günstige Exportmöglichkeiten. Die 
deutschen Ausfuhrbehörden suchen aus dem 
Valutaunterschied auch Vorteile zu ziehen, in- 
dem sie verlangen, dass den Preisen ein ent- 
sprechender Betrag zugeschlagen wird. Ein 
solcher Valutazuschlag — im „Berliner 
Tageblatt“ mit70v.H. des Preises angegeben -- 
soll bewirken, dass unsere Valuta sich hebt, 
weil die Forderungen Deutschlands an das Aus- 
land grösser werden. Dabei ist freilich zu be- 
denken, dass solche Valutaaufschläge die an 
und für sich hohen Preise nicht zur Export- 
unmöglichkeit steigern. Deshalb darf, wenn 
der Preis der Exportware festgesetzt wird, nicht 
vom Inlandspreis ausgegangen werden, der 
durch einen Valutazuschlag erhöht und in Aus- 
landsvaluta umgerechnet wird. Vielmehr muss 
die Exportmöglichkeit ausschlaggebend bleiben. 
Es ist der Exportpreis auf Grund der tatsäch- 
lichen Marktlage im Ausland zu bemessen, also 
von fremder Valuta auszugehen, danach die 
Marksumme zum Tageskurse zu ermitteln. 
Grundsätzlich muss aber die Ware dem Aus- 
lande in dessen Valuta angeboten werden, um 
bei der Ausfuhr den uns günstigen Stand der 
Valuta ausnützen zu können. 


L 


Werden Schweizer Effekten am 17. 6.18 
nach der Schweiz ausgeführt, z. B. Nom. 
Fr. 1000.— = M. 810 —, dann verlangt Berlin 
am 17. 6. 18 M. 1333 33. Die Schweiz muss 
also M. 523.33 mehr zahlen, die zugunsten des 
deutschen Gläubigers gehen. Im Juni 1919 
hätte die Schweiz M. 2800.—, also M. 2000. 
mehr zu zahlen gehabt. Das ist die Umkehrung 
zur Einfuhr, Beispiel 1. Das deutsche Reich 
begünstigt diese Ausfuhr. Die Schweiz verliert 
nichts, denn sie zahlt immer Fr. 1000.—, oder 


die M. 2800.— kauft sie zu Fr. 35.— für 


M. 100 —, also 28x35 — Fr. 980.—., 


Die selbstheilende Tendenz, die der Valuta 
innewohnt und ihre Entwertung bestätigt, kann 


sich aber unter den jetzigen Verhältnissen nicht 


auswirken. Wenn wir ausführen wollen, müssen 


wir zunächst Rohstoffe haben, diese müssen 


wir bar bezahlen, weil wir sie nicht kreditiert 


erhalten. Die Dringlichkeit der Einfuhr der 


Rohstoffe und deren bare Bezahlung beein- 
trächtigen den Stand der Valuta von neuem. 


Valuta und Ausweisung. Bei der Aus- 
weisung verdächtiger Deutscher aus Elsass- 
Lothringen wurde wie folgt verfahren: Ur- 
sprünglich wurde das deutsche Geld in Franken 
umgetauscht zum Kurs von rund .50, also 
100M. = 50 Frs. Beim Verlassen des Landes 
erhielt der Ausgewiesene für 100 Frs. nicht 


200 M, was dem regelrechten Gegenkurs von. 
200 entsprochen hätte, sondern nur 80 MR 
also die Friedensparität (50 Fre. = 40 M.). 


Durch diess Umrechnung erhielt also der Aus- 
gewiesene für je 100 M. ursprünglich deutsches 
Geld 40 M. Beim Verlassen des Landes verliert 
er also 60 v. H. 


Valuta und deutsche Banknoten in 
Belgien. Die im besetzten Belgien umlaufenden ; 


deutschen Banknoten müssen laut Bestimmung 
mit 125 Frs. für je 100 M. in Zahlung genommen 
werden. Die in Belgien verbliebenen Bank- 
noten sind nun aber zu einem für uns un- 
günstigen Markkurs einzulösen. Nach den 
Friedensbedingungen müssen nämlich alle 
Schulden in der Währung des Landes gezahlt 
werden, deın der Gläubiger angehört; bei einem 


Kurs von rund 250 M. für je 100 Frs. lautet 


die Kette 


M. 100 in Wechseln — M. 100.— in Banknoten 


„ 100 in Banknoten = Fr. 195. _ 

Fr. 100 = M. 250.— in Wechseln 
| : M. 312.50 

Es ergibt sich hierin folgende Wertgleichung: 

100 M. in Banknoten = 312,50 M. in. Wechseln, 


an. 
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Die deutschen Banknoten müssen somit mit 
einem Aufgeld von 212.50 M. eingelöst werden. 

Nach zuverlässigen Schätzungen sind für 
7 Milliarden Banknoten in Belgien. Diese 7 
Milllarden sind aber erst zum grössten Teil 
nach dem Waffenstilistand nach Belgien ein- 
geschmuggelt worden. Bei einem Kurs von 
250 M. bätten wir einen Valutaverlust von 
14 Milliarden zu beklagen. Es handelt sich um 


die Banknoten mit dem roten Stempel. Um 


weiteren Valutaverlusten in Banknoten vorzu- 
beugen, wurden keine rot gestempelten Bank- 
noten zu 100 M. und 1000 M. mehr ausgegeben. 
Die jetzt ausgegebenen 100 Mark-Noten sind 
grün gestempelt. 

Valuta und Auslandsforderungen in 
deutschen Bilanzen. Auch das Deutsche Reich 
führte während der Kriegszeit als Gegenmass- 
nahme die Zahlungssperre ein. Demzufolge 
durften Forderungen des Auslandes nicht mehr 
beglishen werden. Wenn zu Beginn des Krieges 
je 100 Frs. noch zur Parität mit 81 eingelöst 
werden konnten, müssen sie jetzt mit dem drei- 
fachen Betrage bezahlt werden. 
. Schuldner wird dadurch empfindlich betroffen, 
und hie und da tauchen Vorschläge auf, die 
diese Valutaverluste dem Staate aufbürden 
wollen. Je nach dem Weckselkurse, mit dem 
diese Auslandsforderungen in den Bilanzen 
deutscher Gesellschaften bewertet werden, er- 
höhen sich die Bilanzschulden. 

“ Valuta und Mark-Aktiven in aus- 
ländischen Bilanzen. Als typisches Bei- 
spiel dafür, wie die entwertete Valuta auf die 
‚, Bilenzen des Auslandes einwirken, ist die 
 Baseler Hypothekenbank anzuführen. Das 
Institut wurde zunächst 1916 durch starke 
Hypothekenkündigungen bedrängt. Um zahlungs- 
fähig zu bleiben, ging es Kredite bei der Dar- 


lehnskasse der Schweizer Eid-Genossenschaft 


‘ein, und später bei einem Konsortium Baseler 
_ Banken. Die Kreditgeber gebrauchten die Vor- 
‚sicht, dass sie sich nur die Schweizer Aktiven 
der Baseler Hypothekenbank verpfänden liessen. 
Die Aktiven der Hypothekenbank werden nämlich 
in zwei Währungen geführt; in Mark und 
Franken. Die Mark-Aktiven sind durch den 
gesunkenen Markwert entwertet, obwohl der 
tatsächliche Wert der Vermögens-Gegenstände 
unverändert ist. Die Bilanz enthält folgende 
Aktiven: In M. 36,7 Millionen, davon frei 
M. 30,7 Millionen, in Franken 34,9 Millionen, 
davon frei nur 12,1 Millionen, die übrigen 
sind also verpfändet. Werden die Mark-Aktiven 


Der deutsche 


zu 40 in Franken bewertet, so bleiben für die 
pfandgesicherten Passiven 66 v.H. als Deckung. 
Sollen sämtliche Gläubiger befriedigt werden, 
so muss der Mark-Kurs auf 99 !/a steigen. Um 
das Aktienkapital zu retten, ist eine Steigerung 
der Mark auf 115 erforderlich. Die Bank hat 
durch Kursversicherungen bei einer allerersten 
deutschen Bank Vorkehrungen getroffen, nach 
denen sie für Hingabe von 78,7 Millionen 
deutscher Hypotheken verschiedene Darlehen 
im Gegenwert von 123,5 Millionen Schweizer 
Franken erhält. Dieses Abkommen wird 1927 
wirksam. Der Zweck dieser Kurs-Garantie 
besteht darin, dass die Garanten für den Ver- 
lust eintreten, der durch die entwertete Mark- 
Valuta entstehen könnte. Um sich die Kurs- 
Garantie erhalten zu können, müssen die 
Kredite für Obligationen und Depositen ge- 
stundet werden. Die Zinsen sind aber während 
dieser Stundung zu zahlen. 


Valuta und Regelung der privaten 
Schuldverhältnisse durch die Friedens- 
verträge. Hierbei kann es sich zunächst um 
folgende Fälle handeln: 

Deutschland hat zu fordernin Markwährung, 

ist also Markgläubiger; . 

Deutschland schuldet .in Mark, ist also 

Markschuldner. Deutschland kann aber 

auch in fremder Valuta fordern und 

schulden. 

Ohne die Bestimmungen des Friedens- 
vertrages wären Markschulden und Mark- 
forderungen in Mark auszugleichen. Der 
deutsche Markschuldner muss aber nach dem 
Friedensvertrage in fremder Valuta zahlen, 
was selbstverständlich auch für Valutaschulden 
gilt. Diess bringen dem deutschen Schuldner 
insofern erhebliche Nachteile, als dieser sie bei 
der fortschreitenden ‘Entwertung der Mark 
jetzt sehr viel teurer bezahlen muss als in der 
ersten Zeit des Krieges, Der deutsche Gläubiger, 
der in fremder Valuta fordern darf, erhält 
seine auswärtigen Guthaben zum Friedenskurs in 
den Abrechnungsämtern gutgeschrieben, aber 
vom Reich keinesfallszum Tageskurs ausgezahlt, so 
sehr dieser Gedanke des Valutagewinnes auch 
unterstrichen wird. Denn dem Valutaverlust 
des deutschen Schuldners steht der Valuta- 
gewinn des deutschen Gläubigers gegenüber. 
Auf diesen Gewinn glaubt der deutsche Aus- 
fuhrhandel vor allem deshalb nicht verzichten 
zu können, weil ihm Verluste drohen, die aus 
der Vernichtung der Absatzbeziehungen und 
-organisationen, wie der Liquidierung seiner 
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Niederlassungen entstehen. In dem Valuta- 
gewinn erblickt man die notwendige Ent- 
schädigung. Damit beginnen die Interessen- 
gegensätze der an der Regulierung der privaten 
Schuldverhältnisse beteiligten Parteien, obwohl 
Import- und Exportinteressen oft in einer 
Person zusammenfallen. Die ausschlaggebenden 
Interessen werden sie aber doch parteiisch 
machen. 

Doppelseitig, also mit Gläubiger- und 
Schuldnerinteressen behaftet werden ausnahnıs- 
los die Banken, aber deshalb nicht unparteiisch 
auftreten. 


Schwieriger wird dan Ausgleichungsproblem 


auch dadurch, ob es sich um Forderungen oder 
Schulden gegenüber einem Lande mit unter- 
wertiger oder überwertiger Valuta handelt. 
Eine Fülle von Fragen, die niemals generell, 


sondern nur fallweise richtig gelöst werden 


können. Ein Durchschnittskurs zwischen heute 
und ehedem führt niemals zu einer Konsoli- 
'dierung der Interessen. 

Zur rechnerischen Behandlung ist folgendes 
zu sagen: 

a) für das Deutsche Reich. 

Im II. Abschnitt der wirtschaftlichen Be- 
stimmußgen der Versailler Bedingungen be- 
stimmt Artikel 296, Abs. Ad, 
Schuldeninder Währung deralli- 
ierten oder assoziierten Macht be- 
zahltoder gut geschrieben werden. 
Die Umwandlung in die fremde Währung soll 
nach dem vor dem Kriege geltenden Umrech- 
nungssatz erfolgen. 

1. Ein Rei chsangehöriger sohuldet 
M. 1000. — 

M. 1000.— zum Umreschnungskursse von 
123 umgewandelt = Frs. 1230.--. Dieser 
Betrag ist aber nicht die Zahlun gssumme, 
sondern nur der Umwandlungsbetrag 
zum Friedenskurs. Jetzt erst wird die Za hlungs- 
summe gefunden, die infolge unserer ent- 


werteten Valuta, je nach ihrem Stande, sehr 

hoch ist. 

Frs. 1230.— zum jetzigen Kurse von 277 ergibt 
S4000.= M. 2770.— 
3 ee 
7 30.— e 90 — 


Deutschland sendet Frs. 1230.—, die es mit 
M. 3414. — bezahlen muss, zuzüglich Zinsen. 
Für Frs. 1230.— gutes Geld sind M. 3414. 
schlechtes Geld erforderlich. 

Es ist gleich, ob der Schuldner direkt 
zahlt oder durch Clearing (Abrechnungsämter). 


 brächte. 


. seinem Schuldner nicht in persönlichen Verkeh 5 


dass die 


' Deutsche Exporteur als Erin für 


Verfahren, dass der jetzige Züricher er Ge 
von 35,— und nicht der Friedenskurs. von 
123.— zur Umwandlung benützt würde. 

Danach wären M. 1000.— = Frs. 3850.—, 
zu 277 umgerechnet 


Frs. 300.— M. 831.— 
Frs. 50.— M. 138 50. 
Frs. 350.— M. 969.50 


Schuldeteein deutscher SchuldnerM. 1000.— Sn 
effektiv, dann würde er ohne diese Friedens. 
bestimmung berechtigt sein, einen Wechsel von 
M. 1000.— zu senden, der in Zürich 350 Fre. 


2. Das feindliche Ausland sehulden | 

an einen deutschen Gläubiger. Dieser 
darf von seinem ausländischen Schuldner nicht - 
direkte Zahlung verlangen, er könnte ja Handels- 3 
beziehungen anknüpfen — nein, er muss über eu 
die Abrechnungsämter fordern, damit er mit. 


kommt. Alle Forderungen der deutschen Gläubiger 
werden zusammengefasst und gegen die Reisen Fa 
entschädigung aufgerechnet. 
Der deutscheGläubiger kann lack E 
seine Forderungen nicht in fremde 
Währung verlangen. Er erhält sie vom 
Reich in Mark bezahlt. Da nun in Frs. ee 
rechnet wird, erscheinen die M. 1000. _ 
Frs.in der Abrechnung, allerdings zum Friede 
kurs, zu 123, so dass 1000 M. mit 13 
bezahlt werden. en 
- Die Londoner Mitteilung, nach FE: Mar 
schulden der Engländer an Privatpersone 
Deutschland nicht zum letzten Kurs, sonde 2 
nach dem vor. Kriegsausbruch zu zahlen sin 
bringt also keinen Vorteil, so sehr man au 


umgerechnet, so ergäbe sieM 3414,— ‚dies 


lorene Exportinteressen gern hinnehmen würd 
Geheimrat Dr. Nieders, Treuhänder für la 
feindliche Vermögen, legt den Artikel 296, 4d,i 
diesem günstigenSinne aus. Hätteer hierinrecht, - 
dann dürfte man auch mit ihm folgern, dass. 
den deutschen Gläubigern sehr viel mehr Valı 
gun zufallen, als die deutschen Schu 


Forderungen an das AR die deutschen 
Schulden an das Ausland überwiegen. 
käme noch der Erlös aus der Liguidierun nz 
een Privateigentumsim ehemals feindlichen 
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Ausland, der hiernach ebenfalls Valutagewinn 
ergeben müsste. An 

Ergebnis: 1. Der feindliche Gläubiger 
erhält für M. 1000.— = Frs. 1230.—, die dem 


deutschen Schuldner aber M. 8414.— kosten. 


2. Der deutsche Gläubiger erhält vom 
Reich wohl M. 1000.—, die aber für .den 


feindlichen Schuldner aber keinen Ueberpreis 


bedingen, sondern regelrecht Frs. 1230.— kosten. 
- Ob das Deutsche Reich aber ebenso sicherer 


Bohuldner wie der private Auslandssohuldner 


ist, steht noch dahin, 
b) für Deutsch-Oesterreich. 


Wien ist der Sitz der Kapitalorganisation 


' und der grösste Kapital-Verbraucher der alten 


Doppel-Monarchie. Die Angehörigen der National- 
staaten haben Milliarden von Wien zu fordern. 
Der Friedensvertrag schreibt auch hier für 
den Schuldner vor, dass die Verpflichtungen 
in der Währung des Staates, dem 
der Zahlungsempfänger angehört, 
zu erfüllen sind. Der tschecho-slowakische 


‚Gläubiger darfsomittsch echo-slowakischeKronen 


fordern, die ein Agio von 60 Prozent gegen- 
über der deutsch-österreichischen haben. Dieses 


Aufgeld, das an sich schon eine erhebliche 


Mehrbelastung für den Schuldner bedeutet, wird 
durch einen Umrechnungskurs vergrössert, 
um die wirtschaftliche Vernichtung des Besiegten 


auf jede nur erdenkliche Art zu erreichen. Die 
Schuld wird zunächst zum Durchschnittskurs 
‚der Genfer Börse im Oktober in schweizerischen 
Franken umgerechnet: 45 Frs. — 


100 tschecho- 
slowakische (ts.) Kronen. Der gefundene Um- 
rechnungsbetrag wird dann zum Kurs des 


’Zahlungstages in der Währung des Gläubiger- 
Landes umgerechnet. 


Zur Zeit bewegt er sich 
um 31 Frs. für 100 ts. Kronen. Für die Lösung 


B ‚ist folgende Kette zu verwenden: 


? d-ö.Kr. = 100 t-s. Kr. 
100 t-s. Kr.= 45 Frs. 
31 Frs. = 100 t-8. Kr. 
100 t-8. Kr. = 160 d-ö.Kr. 


232 d-ö.Kr. = 100 t.s. Kr. 


oder 3 ; 
E#ts.Kr. nl. — 100.8. Kr: v. U.?) 
100 t-s. Kr. = 45 Frs. 
“831 Frs. = 100 t-8. Kr. n. U. 


145 t-s. Kr. n. U. = 100 t-s. Kr. v. U. 


287: Kr, — 60 pCt. Agio 


E- dö.Kr. = 1001t-s. Kr. 


En: IR 


Auf dem Wege über Franken erhalten die 
tschecho-slowakischen Gläubiger ein Aufgeld 
von 45 pCt. Da sich die deutsch-österreichische 
Währung rettungslos noch weiter verschlechtert, 
ist gar nicht abzusehen, auf welches Viel- 
facte der Nominalschuld die Rückzahlungs- 
verpflichtungen steigen werden. 

Valuta und Effenktenkurse. 

Im Kurs für ein Auslandspapier 
muss der Wechselkurs für das betr. 
Ausland zum Ausdruck kommen. 

Beweis: Berlin notiere für ein Schweizer 
Papier 95.—, d, h. in diesem Falle Frs. 95.— 
Geld für Frs. 100.—, umgerechnet mit dem 
Umrechnungssatz von 80.— ergibt: M. 76.— 
für Frs. 100.— Nom. Wir nehmen an, dass 
der Kauf für dieses Papier für Rechnung eines 
Angehörigen des deutschen Reiches erfolgte, 
also nicht für Rechnung des Auslandes. Nun 
nehmen wir weiter an, dass sich der deutsche 
Käufer der Schweizer Effekten entäussert, indem 
er sie nach Zürich verkauft. Für je Frs. 100.— 
Verkaufsertrag beansprucht er nun nach dem 
Berliner Kurse M. 270.—. Hieraus ersieht 
man das Unmögliche, wenn der Kurs für Aus- 


' Jandspapiere die Valuta unberücksichtigt lässt. 


1. Wie entsteht der Kurs in Berlin für 
Züricher Elektrobank (Nennwert Frs. 1000.—), 
wenn dieses Papier in Zürich ca. 720 notiert 
und in Zürich M. 100.—, ca. Frs. 37.— und 


‚in Berlin Frs. 100.—, ca. M. 270.— sind? 


In Berlin besteht für Aktien Prozentnotierung. 

Bei dieser Notierung bezieht sich die Kurs- 
zahl auf die Währung des Landes, die auf dem 
Papier augegeben ist. Also sind z. B. Frs. 230.— 
Geld Berlin = Frs. 100.— Nom. 

Zürich notierte Dividendenpapiere zum 
Stückkurs. Die Züricher Kurszahl bezieht sich 
auf Frs. 1000 nominal. Somit ergibt sich. 
folgende Kette: 

? Frs. Geld Berlin = 100 Frs. Nom. 

1000 Frs. Nom. — 720 Frs. Geld Zürich 
37 Frs. Geld Zürich = 100 M. Geld Berlin 
80 M. Berlin _ 100 Frs. Geld Berlin 
3 = 248 Frs. 

In Berlin war der Kurs am gleichen Tage 
mit 230 notiert, d. i. 5,4 pCt. unter der ge- 
fundenen -Parität. 

Der Kurs von 720 in Zürich entspricht dem 
Berliner Gegenkurs von 230 auf Grund eines 
Wechselkurses von etwa 39.— 

2. Wie entsteht der Kurs in Zürich für 


| 


. deutsche Uebersee Elektro, wenn dieses Papier 


in Berlin oa. 220 notiert, Markwert und Wechsel- 
kurse wie oben? : 
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? Frs. Geld Zürich = 1000 Frs. nom. 
100 Frs. nom. — 220 Frs. Geld Berlin 
100 Frs. Geld Berlin = soM. Berlin 
100 M. Berlin . = 37 Frs. Zürich 
= 55,12 .d. 7072,00 
weniger gegenüber dem tatsächlichen Kurse 
von 700. 

Würde der Züricher Kurs iu Prozenten 
angegeben, so gestaltete sich die Kette wie folgt: 
® Frs. Geld Zürich = 100 Frs. nom. 
100 Frs. nom. —= 220 Frs. Geld Berlin 
100 Frs. Geld Berlin —= 80 M. Geld Berlin 
100 M. Geld Berlin = 37 Frs. Gald Zürich 

= 65,12 

Das Ergebnis ist in beiden Fällen gleich, 
weil sich der Prozentkurs auf Franken Nominal 
bezieht. N. 

Soll ein schweizerischer Prozentkurs 
für ein auf Mark lautendes Papier gefunden 
werden, so lautete die Kette wie folgt: 

? M. Geld Zürich = 100 M. nom. 
100 nom. ..= 220 M. Geld Berlin 
270 M. Geld Berlin = 100 Frs. Geld Zürich 
125 Frs. Geld Zürich = 100 M. Geld Zürich 
—= 65,19 

Der Stückkurs für ein Markpapier (Nenn- 
wert M. 1000. —) wäre nach folgender Kette zu 
ermitteln: 

? Frs.:Geld Zürich —= 1000 M. nom. 
100 M. nom = 220 M. Geld Berlin 
270 M. Geld Berlin = 100 Frs.Geld Zürich 


= 0a. 815 
oder: 


® Frs. Geld Zürich = 1000 M. nom. 

100 M. nom. = 220 M. Geld Berlin 
100 M. Geld Berlin = 37 Frs. Geld Zürich 
— 814 ET 
Welcher Züricher Wechselkurs auf Berlin 
onispricht dem Wertpapierkurs von 720 in 
Zürich und dem Berliner Gegenkurs von 230? 
? Fre. Geld Zürich — 100 M. Geld Berlin 
80 M. Geld Berlin = 100 Frs. Geld Berlin 

230 Frs. Geld Berlin = 100 Frs. nom. 


1000 Frs. nom. = 720 Frs. Geld Zürich 


7.890221. 554 n6t. 
mehr gegenüber 37. 

Welcher Berliner Wechselkurs auf Zürich 
entspricht dem Wertpapierkurs von 230 in 
Berlin und dem Züricher Gegenkurs von 720 pCt.? 

? M. Geld Berlin = 100 Frs. Geld Zürich 
125 Frs. Geld Zürich = 100 M. Geld Zürich 
720 M. Geld Zürich = 1000 Frs. nom. 

100 Frs. nom. = 230 M. Geld Berlia 
— 255,5 d. 1. 5,4 pt. 
weniger gegenüber 270. 


Den Valuta-Hypotheken liegt der 
Gedanke zugrunde, langfristige Auslands- 
Kredite gegen Immobilien zu erhalten. Ist 
der kurzfristige Kredit für Valuta-Verbesserung 
nicht sonderlich geeignet, so ist als besonderer 
Vorteil des langfristigen Kredites der Umstand 


zu nennen, dass dieser einen grösseren Zeit- 


raum gewährt, innerhalb dessen sich die Valuta 
bessern kann, wodurch die Rückzahlung er- 
leichtert wird. Als Pfandobjekt für solchen 
langfristigen Valuta-Kredit sollen Hypotheken 
herapgezogen werden. Nach unserer Grund- 
buchordnung ist die hypothekarische Belastung 
in fremder Währung nicht. zugelassen. Denn 
nach $ 28 der Grundbuch-Ordnung müssen die 


einzutragenden Geldbeträge in Reichswährung 


angegeben werden. Dagegen kann allerdings 
für den Markbetrag der entsprechende Betrag 
in fremder Valuta eingetragen werden. Der 
deutsche Grundbesitz ist im allgemeinen hypo- 
thekarisch stark belastet, nicht aber die Objekte 
in Handel und Industrie. Insbesondere ist der 
Grundbesitz unserer Aktiengesellschaften für 
Hypotheken noch aufnahmefähig, was deshalb 
besonders günstig ist, weil als Valuta-Hypotheken 
sowieso nur grosse Hypotheken in Frage 
kommen können. In der Rangordnung würden 


‚sie an erster Stelle zu stehen haben. Die zweiten” 


und dritten Hypotheken würden kaum benach- 
teiligt werden, denn der Fall, 
Valuta noch schlechter würde, als sie jetzt 
tatsächlich ist, dürfte kaum eintreten. Wir 
werden vielmehr mit einer besseren Valuta 
rechnen dürfen. 
den nachstehenden Hypotheken ausreichenden 
Spielraum für ihre Sicherheit. 


entgegenbringen müssen, als unsere mobilen 
Werte für die Besserung der Valuta sowieso 
schon stark herangezogen worden sind. Aus- 
lands-Effekten, die wir im Interesse der Valuta 


verwendet haben, sind wohl restlosaufgebraucht. 


Ausser Valutahypotheken gelten Valuta- 
anleihen als wirksame Mittel langfristigen 
Kredites, um die Valuta zu bessern. 


durch die Entente ist unwahrscheinlich Die 
Ententeländer verderben sich damit das Geschäft. 
Und der deutsche Export, der sich bei dem 


schlechten Stand der Mark entwickelt, bedarf 
erst grosser Mengen Rohstoffe, um ernstlich 


weitbewerbend zu wirken. Wird es einmal 
soweit sein, vielleicht tritt dann die Entente 
dafür ein, dass die Mark zwangsweise höher 
bewertet wird. Haze 


dass unsere 


Und diese Besserung gibt 


Den Valuta- 
Hypotheken werden wir um so mehr Interesse 


Eins 
zwangsweise Heraufsetzung des Markkurses 


er 27 u IR ‘ 
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Valuta und Saargebiet. 
Das Saargebiet strebt eine neue Währung 
Die Frankenwährung, für die man zuerst 


an. 
Interesse zeigte, dürfte Verwirrung anrichten, 
weil zwischen Mark und Franken erhebliche 


Kursdifferenzen vorliegen. Behält man die alte 
Markwährung, so begibt man sich eines Vor- 
teiles, der in nachstehenden Zeilen beleuchtet 
werden soll. Das Saargebiet ist ein in hohem 
Masse exportfähiges Land an wertvollen Boden- 
schätzen. Aus diesem Export entstehen Forde- 
rungen an das Ausland, die den schlechten 
Stand der Reichsmark bessern’ können. Nun 
möchte das Saargebiet diese Valutaverbesserung 
für sich ausschliesslich beanspruchen, also er- 
reichen, dass der Vorteil nicht dem ganzen 
Deutschland zu statten käme. Je kleiner das 
. Gebiet nämlich ist, für die Ausfuhr eine Höher- 

bewertung bringen soll, um so schneller und 
_ wirksamer ist die Besserung. Um diese Wirkung 
dem Saargebiet vorzubehalten, planen die Finanz- 
kreise dieses Gebietes, eine neue Währung ein- 
zuführen in dem Sinne, dass sie die bisherige 
Mark in Neumark oder Saarfranken umbenennen. 
Diese Mark oder dieser Franken würde bald 
‚ein vollwertiger Wertmesser werden, solange 
Ueberschüsse aus der Ausfuhr entstehen. Werden 
aber die Preise für die Saargüter herabgesetzt, 
— die Besatzungsmächte sind hierzu berechtigt—, 
dann würde die Jeider jeden nationalen Sinn 
verleugnende Rechnung nicht die beabsichtigte 
_ Wirkung auf die Valuta ausüben. 


Winke und Hinweise. 


Die vogtländische "Stickerei und Spitzenindustrie, 
ihre Aussichten nach Friedensschluss. 


Der „Sächsischen Industrie“ entnehmen wir 
folgen.len sachkundigen Bericht des Fabrikbesitzers 
Otto Tröger in Plauen: 

Die vogtländische Stiekerei- und Spitzen- 
industrie erfreute sich in den letzten Jahren 
vor dem Kriege, dank des Zusammenarbeitens 
aller in ihr tätiger Kräfte, einer reichen Blüte. 
‚Sie hatte sich in langjährigem restlosen Schaffen 
‚und Streben über das ganze Vogtland und 
einen Teil des Erzgebirges ausgebreitet, ihre 
Ausläufer erstreckte sie in -die angrenzenden 
Gebiete, und bis in die entlegensten Gebirgs- 
dörfchen waren zahlreiche fleissige Hände mit 
. der Fertigstellung ihrer zarten Gebilde im 
hausindustriellen Betrieb und in der Heimarbeit 
beschäftigt. Der Jahreswert ihrer Gesamt- 
erzeugung wurde zuverlässig auf 130 bis 
140 Mill. Mark geschätzt, In ihrer Bedeutung 
in volkswirtschaftlicher Hinsicht stand sie 
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unzweifelhaft an der Spitze der deutschen Textil- 
industrie durch die hochwertige Veredelung 
des Rohmaterials, die sich in ihren Erzeugnissen 
verkörperte. S’e war eine Kunstindustrie im 
wahren Sinne des Wortes und auf dem besten 
Wege, diesen Charakter immer mehr zum all- 
gemeinen Durchbruch zu bringen. Geringer 
Verbrauch hochwertiger Roh- und Hilfsstoffe 
aus allen Zweigen der Spinn- und Webstoff- 
industrie fanden,” unter Aufwand denkbar 
grösstem Umfanges von Hand- und Maschinen- 
arbeit, eine glückliche Vereinigung in ihren 
Fertigerzeugnissen. Mindestens die Hälfte des. 
Handelswertes ihrer Jahreserzeugung bestand 
in Arbeitslohn, der sich über ein weites Gebiet 
wie ein goldener Segen ergoss und vielen 
tausenden von fleissigen Familien eine auskömm- 
liche Lebenshaltung ermöglichte. 

Der Krieg ist beendet, anders wie wir es 
gehofft hatten. Es erhebt sich die Frage nach 
der Zukunft der vogtländischen Industrie. Die 
Antwort darauf kann wenig trostvoll lauten, 
aber doch nicht hoffnungslos. Wir müssen von 
neuem anfangen. Und es wird uns schwer 
genug werden, denn die Schweizer Industrie 
hat einen grossen Vorsprung gewonnen. Ein 
verarmtes, um reiche Gebiete beraubtes Deutsch- 
land ist vorerst das einzige Absatzgebiet. Denn 
ehe wir nicht ausreichende Versorgung mit 
Roh- und Hilfstoffen zu normalen Weltmarkt- 
preisen bei gebesserter und befestigter Valuta 
haben, ist an eine nennenswerte Ausfuhr unserer 
Erzeugnisse nicht zu denken. Auch die ins 
Ungemessene gestiegenen Lohnforderungen der 
Angestellten, Arbeiter usw. können bei gesun- 
kenen Preisen für die Lebensbedürfnisse- nicht 
aufrecht erhalten bleiben, wenn wir gegen 
den Wettbewerb der Schweizer Industrie 
nicht gänzlich unterliegen sollen, die ja auch 
nicht den achtstündigen Arbeitstag kennt. 
Dass diese hochentwickelte und vielseitige 
Industrie schlechterdings nicht sozialisiert werden 
kann, ohne sie einfach zu vernichten, scheinen 
jeizt auch die fanatischen Sozialisierungs- 
künstler einzusehen. Der Markt der Vereinigten 
Stzaten, der vor dem Kriege jährlich 20 Mill. 
Mark, etwas darunter oder darüber, unserer 
Erzeugnisse aufnahm, dürfte in der Hauptsache 
für uns gänzlich verloren sein. Grund: die 
Entwickelung der amerikanischen Stickerei- 
industrie unter dem Schutze hoher Eingangszölle. 
Auch die Stickmaschinen, die Amerika früher 
aus dem Vogtlande und der Schweiz bezog, 
werden jetzt drüben gebaut. Es ist nicht abzu- 
sehen, welchs Ausdehnung diese Industrie in 
Amerika noch nehmen wird. Man hat drüben 
hochfliegende Zukunftspläne und trägt sich mit 
dem Gedanken, Amerika zum ersten Stiekereien 
erzeugenden Lande der Welt zu machen. Eine 
grosse Voraussetzung ist dafür gegeben: 
riesiges Kapital und ein reicher, grosser, innerer 
Markt mit einer aussergewöhnlich kant- 
kräftigen, Luxus liebenden Bevölkerung. Man 
sieht, es werden ungeheure Schwierigkeiten für 
unsers Industrie zu überwinden sein, um die 


Bm 0000000 


zerrissenen Fäden mit den Auslandsmärkten 
wieder anzuknüpfen. Mit der Ausfuhr von 
Massenerzeugnissen dürfte es überhaupt auf 
lange Zeit, wenn nicht gänzlich vorbei sein, 
da werden wir nicht so billig produzieren können 
wie unsere Wettbewerber. 

Der Ruf naoh Schutz für unsere Industrie 
ist berechtigt aus folgenden Gründen: 

I. Unsere gesunkene Valuta nötig: uns, alle 
ausländischen Roh- und Hilfsstoffe mit 
ungewöhnlich hohen Preisen zu bezahlen. 
Vermehrte soziale Lasten und Steuern. 
Verringerte Arbeitszeit und demzufolge 
verringerte Arbeitsleistung. Ungemessen 
hohe Löhne und Gehälter und sonstige 
Forderungen von Arbeitern und Ange- 
stellten. 

3. Stark verminderte Kaufkraft der deutschen 

Bevölkerung. 

4. Verminderte Kapitalkraft vieler 
und Mittelbetriebe. 

So steht die vogtländische Stickerei- und 


w 


Klein- 


Spitzenindustrie vor einer keineswegs rosigen 


Zukunft und vor einer schweren Aufgabe. Sie 
wird der Schwierigkeiten nur Herr werden 
können, wenn alle Kräfte sich die Hand reichen 
zu gemeinschaftlicher Arbeit, wenn selbst- 
süchtige, eigennützige Zwecke zurückgestellt 
werden hinter dem aufrichtigen Willen, der 
Sache zu dienen. Das heisst Wiederaufbau 
dieser sehönen Industrie, um die uns vor dem 
Kriege die Welt beneidet hat, in dem Sinne 
künstlerischer Durcharbeitung ihrer Erzeugnisse. 


Zur Frage der Förderung des Exportes. 
(Bericht des Schweizerischen Bankvereins in Basel). 

Mit der endgültigen Wiederherstellung des 
Friedenszustandes wird die Frage der wirt- 
schaftlichen Entwicklung und der Ausdehnung 
des Aussenhandels erneut in den Vordergrund 
gerückt; sie fesselt jetzt schon in nicht geringem 
Masse die Aufmerksamkeit aller interessierten 
Kreise. 

Allenthalben scheint die Tendenz vorzu- 
herrschen, den Ausfuhrhandel nach Möglichkeit 
zu steigern und zu beleben, die Einfuhr von 
Waren dagegen auf das Notwendigste zu 
beschränken. Diese Politik, die früher von den 
Volkswirtschaftern der liberalen Schule nach der 
Lehre von der Gleichwertigkeit der Tauschgüter 
bekämpft wurde, ist unter den obwaltenden 
Verhältnissen nicht gefahrlos, zumal sie eine 
weitere Teuerung der Lebenshaltung mit 
sich bringt. 


Es ist richtig, dass bei den kriegführenden 


Ländern der enorme Ueberschuss der Einfuhr 
während des Krieges das wirtschaftliche und 
finanzielle Gleichgewicht gestört hat, das man 
nun durch Verbote und Einschränkungen aller 
Art wiederherstellen möchte, indem man von 
diesen Massnahmen namentlich eine Besserung 
des Wechselkurses erhofft. 
Aber auch die neutralen Länder, die ihre 
Nahrungsmittel, Rohstoffe und Brennmaterialien 
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‘ halb ruinierten Europas 


- Arbeitsfeld. 


- Erfahrungen gemacht, so dass man beinahe 


Aussenhandels zu widmen haben. 


bildung der Konsuln und Konsularagenten haben 


‚er soll daneben auch eine gründliche kauf 


grösstenteils aus, dem Ausland beziehen, müssen 
mit allen Mitteln darauf bedacht sein, die auf 
den Absatzmärkten ihrer Industrieerzeugnisse Te 
errungene Stellung zu behaupten. s BE n 
Was vor allem zur Wiederherstellung des RE 
Not tut, ist eine 
Steigerung der wiederaufbauenden Produktion, 
unterstützt durch eine liberale Zollpolitik, die 
den Ein- und Ausfuhrhandel ‚gleichmässig 
begünstigt. Br 
Von den verschiedenen, zur Belebung des 
Aussenhandels getroffenen Massnahmen, welche - . 
die private Initiative am wirksamsten unter- 


. stützen dürften, ist vor allem die Reorganisation 


der diplomatischen und konsularischen Vertre- 
tungen zu nennen, die vornehmlich den Zweck 
hat, den kaufmännischen Nachrichtendienst im 
Auslande zu verbessern, sa | 
In allen Ländern wird der Frage er 
Anpassung des Konsularwesens an die. x 23% 
Bedürfnisse des modernen Handels die grösste Ze 
Aufmerksamkeit geschenkt. Diese Umgestaltung 
soll vor allem eine bessere Kenntnis der natüc- 
lichen, kommerziellen und industriellen Hülfs- 
quellen der Gegenden, in welchen die Konsuln Fe 
niedergelassen sind, ermöglichen, und im 
weiteren die Bande, die sie mit dem Heimat- 
lande verbinden, wirksamer gestalten. ERE 
Bis vor verhältnismässig kurzer Zeit 
beschränkte sich die Tätigkeit der Konsuln 
vornehmlich auf die Ausübung administrativer En 
Funktionen, wie Ausstellung von Zivilstande- 
urkunden, Reisepässe usw. Nach und nach En 
erweiterte sich jedoch ihr kommerzielle. 


Das Konsularkorps wurde bedeutend ver- 
mehrt durch die Ernennung von eigentlichen 
Handelsagenten, von Trade Commissioners in sie 
den Vereinigten Staaten und in Grossbritannien, 
von Handelsattach&s in Frankreich, Deutschland, 


‚Italien, in den angel-sächsischen Ländern und ee 


in verschiedenen neutralen Staaten, wie in 
Holland und in den skandinavischen Ländern. 
Mit dieser Neuerung auf dem Gebiete der 
Konsularreform wurden fast durchwegs gute 


überall auf dem beschrittenen Wege weiter 
gehen will. Be 

Im übrigen macht sich die ausgesprochene 
Tendenz bemerkbar, nach und nach auf allen 
wichtigen Plätzen die sogenannten Honorar-_ 
konsuln durch Berufskonsuln zu ersetzen, die 
ihre ganze Tätigkeit der Entwicklung des 


Die Rekrutierung und die berufliche Aus- 


schon etwelche Fortschritte gemacht; immerhin 
bleibt noch vieles zu tun übrig, soll der Konsular- a 
dienst den heutigen Anforderungen vollaut 
genügen. Der Berufskonsul muss nicht nur 
über ausreichende Verwaltungs- und rechts- 
wissenschaftliche Kenntnisse verfügen, sondern 


männische Kenntnis der tatsächlichen Bedürf- 
nisse des Handels besitzen, die er sich nu 


Al a 
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durch eine längere Tätigkeit in der kauf- 
männischen Praxis aneignen kann. 

Leider sind in den meisten Ländern die 
zur Honorierung der Konsuln und ihrer Hilfs- 
kräfte ausgesetztien Summen erwiesenermassen 
unzureichend, um die basten Kräfte, sofern sie 
nicht über persönliche Einnahmequellen verfü- 
gen, zu gewinnen und festzuhalten. Besonders 
die Schweiz ist in dieser Beziehung stark im 
Rückstände geblieben, und ussere führenden 
kommerziellen und industriellen Interessenten- 
verbönde sollten die Frage ernstlich erwägen, 
ob es für sie nicht zweckmässig wäre, der 
Bundesregierung ihre finanzielle Mitwirkung 
anzubieten, einerseits um die Auswahl des 
Konsularkorps zu erleichtern und andererseits 
dessen materielle Lage zu verbessern 

Soll die kaufmännische Tätigkeit unserer 
Konsularbeamten tatsächlich erspriesslicheE rgeb- 
nisse zeitigen, so ist es unbedingt erforderlich, 
dass eine amtliche oder halbamtliche Zentral- 
stelle geschaffen werde, die alle von den Konsuln 
einlaufenden Berichte und Auskünfie allgemeiner 
oder vertraulicher Natur sammelt und sichtst, 
verarbeitet und für ihre zweckdienliche Verbrei- 
tung Sorge trägt. 

Versuche, solche Zentralstellen zu schaffen, 
wurden schon sehr früh in Frankreich (Office 
National du Commerce Exterieur) und in Belgien 
(Mus6e Commersoial de Bruxelles) gemacht; die 


Vereinigten Staaten folgten diesem Beispiel, in- 


dem sie das Bureau für den Aussenhandel in 

ashington reorganisierten; in England wurde 
1916 das Bureau of Commercial Intelligence im 
Handelsministerium (Board of Trade) ent- 
sprechend ausgestaltet; während 1917 ein 
besonderes Departement (Overseas Trade Depart- 


ment) geschaffen wurde, dem die wichtige 


Aufgabe zufiel, die leistungen der Konsuln und 
der Handelsvertreter miteinander zu vergleichen, 


‚um dadurch ihrer Tätigkeit ein - einheitliches 


. Gepräge zu verleihen und ihr eine bestimmte 


Richtung zu geben. 

‚ Neben den für die Veröffentlichung be- 
stimmten Berichten und Mitteilungen fliessen 
den amtlichen Stellen auch solche vertraulicher 
Natur zu, die nicht für ein weiteres Publikum 
bestimmt sind, oder auch solcha, die ihres dring- 
lichen Charakiers wegen sofort verwertet werden 
müssen. Diese Informationen werden den 
Interessenten unverzüglich zur Kenntnis gebra cht, 
entweder auf direktem Wege, oder durch Ver- 
mittlung einer Handelskammer oder einer 
anderen wirtschaftlichen Interessenvertretung, 
wie dies in Frankreich, England, vor allem aber 
in den Vereinigten Staaten der Fall ist. 

In fast allen Ländern untersteht die wirt- 
schaftliche Tätigkeit des Konsularkorps immer 
noch dem Ministerium des Auswärtigen; 
nun Sollten aber im wirtschaftlichen Dienst 
weder die Methoden noch der Dienstgang zur 
Anwendung gelangen, wie sie im diplomatischen 
Dienst üblich sind. Es ergebsn sich hieraus 
Verzögerungen, Unsicherheit, oder ein Mangel 
an Initiative, die die werbende Tätigkeit der 


Konsuln illosorisoh machen und alle, die guten 
Willens sind, entmutigen. Schnelle und exakte 
Arbeitsweise ist die Vorbedingung eines gere- 
gelten underfolgversprechenden Konsularwesens. 

Um das Konsularwesen tatkräftig zu unter- 
stützen, wurden fasstüberellHandelskammern 
im Auslande ins Leben gerufen, deren Zahl 
in den letzten Jahren bedeutend gewachsen ist. 
Einzelns dieser Handelskammern leisteten wert- 
volle Dienste; bei anderen gingen die bei ihrer 
Gründung gehegten Hoffnungen nicht in 
Erfüllung. . 

Frankreich besitzt gegenwärtig 42 staatlich 
anerkannte und subventionierte Handelskammern 
im Ausland, wovon 23 in Europa. In der 
Schweiz bestehen 13 solche ausländische 
Handelskammern, die in ihrer Mehrzahl im 
Laufe der Kriegsjahre errichtet wurden. 

Die Schweiz selbst unterhält nur zwei 
Handelskammern im Auslande und zwar eine 
in Brüssel, gegründet 1898, und eine solche in 
Paris, deren Gründung 1916 erfolgte. Beide 
können dazu berufen sein, dem schweizerischen 
Handel wertvolla Dienste zu leisten. Es wäre 
auf alle Fälle zu wünschen, dass auch auf 
anderen bedeutenden Handelsplätzen, wo es gilt, 
schweizerische Interessen zu wahren und zu 
fördern, solche Handelskammern ins Lsben 
gerufen würden. 

DieBedeutung derinländischenHandels- 
kammern, die oft mehr oder weniger Öffent- 
lichen Charakter tragen, nimmt in alle® Ländern 
in steigendem Masse zu. In der Schweiz, wie 
anderswo, ist ihre Zahl während des Krieges 
erheblich gestiegen. 

Ausserdem wurden allenthalben Anstren- 
gungen gemacht, die verschiedenen Indusirie- 
und Handelszweige in Interessengruppen zu 
vereinigen, zum Zwecke, den Kampf um die 
ausländischen Absatzgebiete zu erleichtern und 
die Lösung der inländischen Arbeiterfragen zu 
vereinfachen. In diesem ‚Zusammenhang sei 
auf den gegenwärtig in Frankreich gemachten 
interessanten Versuch einer wirtschaftlichen 
Gebietseinteilung (Regionalismus) hingewiesen, 
die ibre amtliche Bestätigung in dem Erlass 
des Ministeriums für Handel und Industrie vom 
6. April 1919 fand, wodurch die den früher 
für jeden Armeekorpsbezirk gegründeten 
beratenden Ausschüssen für wirtschaftliche 
Fragen (comit6s econsultatifs d’aetion &sonomique) 
zugewiesenen Kompetenzen den regionalen 
Handelskammer-Verbänden übertragen wurden. 

Ueberall, in Frankreich, in der Schweiz, in 
den Vereinigten Staaten und andernorts, haben 
sich die Exporteure, oft sogar auch die Impor- 
teure, zu Syndikaten oder Verbänden zu- 
sammengeschlossen, die oft über Spezialorgane 
verfügen zwecks Erteilung von praktischen 
Informationen aller Art. 

Den in Form von Handelsmuseen 
veranstalteten, permanenten oder gelegentlichen 
Ausstellungen von Spezialartikeln wird in den 
meisten Ländern eine stets wachsende Bedeu- 
tung. beigelegt. Eine der ältesten Gründungen 
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dieser Art ist das 1873 eröffnete Orientmuseum 
in Wien. Diesem folgte das Musd&e Commereial 
de Bruxelles (1880), das Imperial Institute in 
London (1892), das Philadelphia Commereial 
Museum und andere mehr. Der ursprüngliche 
Zweck. dieser Gründungen lag in der Anlage 
von Mustersammlungen bestimmter Handels- 
produkte, deren Kenntnis den Industriellen und 
Handelsleuten im Hinblick auf ihre Ausfuhr 
nützlich sein konnte. Nach und nach änderte 
sich jedoch der Charakter dieser Sammlungen 
infolge der Schwierigkeiten, die mit ihrer regel- 
mässigen Vervollständigung verbunden sind, 
welch letztere ihnen allein einen wirklichen 
Wert verleiht. Daher stellten die meisten dieser 
Irstitutionen ihre Tätigkeit auf den Nachrichten- 
‘dienst ein und verwandelten sich allmählich in 
Auskunftsbureaux, deren wichtigste Aufgabe in 
der Entgegennahme und in der Verbreitung 
von amtlichen und halbamtlichen Handels- 
berichten und Informationen lag. 


Schliesslich seien noch die Mustermessen 


erwähnt, veranstaltet zum Zwecke der Annähe- 
rung der inländischen und hauptsächlich der 
ausländischen Käufer einerseits und der natio- 
nalen Produzenten anderseits, wodurch den 
ersteren Gelegenheit geboten wird, an Ort und 
Stelle die neuen Erzeugnisse kennen zu lernen, 
sich mit den Produktionsverhältnissen vertraut 
zu machen und Abschlüsse vorzubereiten oder 
zu bewerkstelligen. Die Leipziger Messe genoss 
einen woklverdienten Weltruf; seit dem Kriegs- 
ausbruch haben die Messen von Lyon, Paris, 
Bordeaux und London, sowie in neuerer Zeit 
diejenigen von Uetrecht und Basel, immer mehr 
an Bedeutung gewonnen. 

Allerdings liegt, nach wie vor, das beste 
Mittel für die Ausdehnung des Aussenhandels 
eines Industrie- oder Handelsunternehmens in 
der Anstellung tüchtiger Handelsreisender und 
erfahrener Handelsvertreter; daneben kann aber 
vom Staate verlangt werden, dass er durch die 
Schaffung eines ausgebildeten und fähigen 
Konsularkorps die Bemühungen seiner Angehö- 
rigen begünstige und unterstütze. 


Die amtliche Preisberechnung für Ausfuhrwaren. 

In dem unlängst erschienenen Geschäfis- 
berichte der Deutschen Handelskammer für die 
Schweiz über das Jahr 1918 wird das Verfahren 


der Reichsbank und der Ausfuhrstellen bei der 


Festsetzung der Bedingungen für die Ausfuhr 
deutscher Waren von neuem einer Kritik unter- 
zogen. Bekanntlich wird die Ausfuhr aller einem 
Ausfuhrverbot unterworfenen Waren -- und das 
sind die meisten — in der Regel nur unter der 
Bedingung gestattet, dass der Verkauf in aus- 
ländischer Währung erfolgt und dass der Ver- 
kaufspreis unter Umwandlung des deutschen 
Marktpreises in ausländischer Valuta nach dem 
Friedenskurse berechnet wird. Nichts, meint 
die Handelskammer, habe dem deutschen Han- 


dei mehr geschadet als diese Vorschrift. Die } 


Berechnung des Verkaufspreises in ausländischer 


| Währung werde stets den Eindruck erwecken, Be 


' Preisbemessung an sich steht hier in’ Frage, 


als ob der Deutsche seiner eignen Währung, KZ 
die für ihn als Verkäufer bei solidem Gbaren 
massgebend sein müsse, nlcht traue, und de A 
Zugrundelegung des von der Wirklichkeit ab- N: 
weichenden Friedenskurses werde geradezu als "ee 
„unsittlich‘‘ empfunden. ,‚Man wird niemals‘, RE 
heisst es, „dem Schweizer begreiflich machen, re 
das der Basler dieselbe Ware, die in Lörrach 
3 M kostet, billigerweise mit 3,75 Fr (xXx1M 
a 1,25 Fr. Friedensparität) bezahlen soll, wäh- en 
rend man 3 M in Basel für 1,50 Fr. kaufen 5 
kann und der deutsche Lieferant für 38,75 Fr. {a 
etwa das doppelte in Mark bezieht.“ Damit soll ae 
keineswegs einer Verschleuderung der dutschen 
Ware das Wort geredet werden. ‚‚Nicht die Sa 


sondern die Art der Umrechnung der Mark in 
Franken und die Fakturierung in der auslän- 
disohen Währung.“ be ee 
Es sind nicht allein die Schweizer, die sich 
durch diese Vorschriften verletzt fühlen, son- 
dern auch die übrigen Neutralen, die als Käu- 
fer unserer Ausfuhrwaren auftreten. Jeder 
deutsche Exporteur dürfte schon die Erfahrung 
gemacht haben, dass sich Geschäfte zerschlugen, 
weil der ausländische Käufer sich auf die-vom 
Reiche vorgeschriebenen Bedingungen nieht ein- 
lassen wollte. Der Syndikus der Handels- 
kammer Nürnberg, Dr. O. Heyn, unterzieht 
daraufhin die Grundlagen unserer amtlichen 
Preisberechnung einer eingehenden Prüfung in 
dem Juliheft des Organs des Handelsvertrags- 
vereins (Berlin), speziell die Frage, ob die deut- 
schen Ausfuhrwaren in Inlands- oder Auslands- 
währung berechnet werden sollen und ob bei 
dieser Berechnug der Friedenskurs zugrunde- 
zulegen ist oder der Tageskurs. Er kom 
dabei zu dem Ergebnis: er 
Vor Schaden werden wir uns nur damı 
aber auch dann immer bewahren, wenn wi 
sofern das Ausland für die uns zu liefernde 
Waren Preise in ausländischer Währung fordert, 
unsere Ausfuhrwaren ebenfalls nach Massgabe 
der dortigen Marktlage verkaufen, oder ‚wenn 
wir einen Preis in Mark fordern, der dem aus- 
ländischen Preise, zum Tageskurse umgerechnet, 
entspricht. Dabei kann es vorkommen, dass 
der so berechnete Preis in Mark hinter dem- 
jenigen Satze zurückbleibt, den die Reichsbank 
und die Ausfuhrstellen glauben vorschreiben 
zu müssen. Dann ist aber diese Vorschrift un- 
richtig, der vorgeschriebene Preis zu hoch. 
Wenn infolgedessen das Ausfuhrgeschäft nicht 
zustande kommt, so ist das ein Schaden für 
Deutschland — es müsste denn sein, dass wichtige 


Ausfuhrstellen einer gewissen Modifikation be 


Man darf nicht einfach den Inlan 


preis in Mark zugrande legen, ihn vielleicht 
_ sogar durch Zuschläge noch erhöhen und ihn 
dann zum Friedenskurse in Auslandsvaluta um- 
rechnen. Es ist vielmehr von dem im Auslande 
erzielbaren Preise auszugehen und, wenn Be- 
rechnung in Mark erfolgt, die Marksumme zum 
 Tageskurse auszurechnen (wobei natürlich da- 
neben noch das Risiko einer Aenderung des 
Kurses bis zum Tage der Bezahlung zu berück- 
sichtigen ist). Auf der andern Seite darf aber 


unsere Ausfuhrwaren in ausländischer Währung 
und nach Massgabe der dortigen Marktlage so 
teuer wie möglich verkaufen. Mit Rücksicht 
auf die eigenartigen Verhältnisse, die eine Preis- 
gestaltung auf dem Inlandsmarkte, wie sie durch 
die freie Konkurrenz herbeigeführt werden würde, 
ausschliessen, darf es ferner auch daran keinen 
Anstoss nehmen, dass im Inlande verschiedene 
Preise gemacht werden, je nachdem für das 
Inland oder nach dem Auslande verkauft wird. 
„Unsittlich‘‘ ist das nicht.“ h 
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Kriegsteilnehmer und Angestelltenversicherung. 
Für diejenigen Angestellten, die. vor ihrer 
Einziehung zum Kriegsdienst Beiträge zur An- 
gestelltenversicherung entrichtet haben, entsteht 
nach ihrer Entlassung die Frage, ob die früher 
® von ihnen geleisteten Beiträge verfallen sind, 
und ob etwa der Antrag auf Gewährung irgend 
einer  Versicherungsleistung gestellt werden 

Bann. 22 72.2.0.. } 

I. Für das erste Kalenderjahr, in dem 
 ,„ Beiträge zur Angestelltenversicherung entrichtet 
werden, kommt ein Erlöschen der Anwartschaft 
aus diesen Beiträgen nicht in Frage. Dagegen 
müssen vom zweiten bis zum elften Kalender- 
jahr der Versicherung mindestens je acht und 
_ in jedem späteren Kalenderjahr mindestens je 
vier Beitragsmonate nachgewiesen werden. 
© Als Beitragsmonat für die Aufrechterhaltung 
der Anwartschaft gilt zunächst jeder Kalender. 
monat (auch Teilmonat), für den ein Beitrag 
entrichtet ist. Ferner werden als sogenannte 
 Ersatztatsachen gewisse Tatbestände angerechnet, 

wie Heeresdienst, Krankheit, Besuch staatlich 
anerkannter Lehranstalten, Aufenthalt in feind- 
 lieher Zivilgefangenschaf: und vaterländischer 
‚Hilfsdienst. Auch die Ersatztatsachen brauchen 
' nicht den vollen Kalendermonat hindurch zu 
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bestehen. 
a. Nach diesen Grundsätzen müssen die An- 
»gestellten an der Hand ihrer Versicherungs- 
karte oder eines von der’ Reichsversicherungs- 
 anstalt zu erteilenden Kontoauszuges prüfen, 
x ‚ob sie vom zweiter Jahr ihrer Angestelltenver- 
‚ Sicherung ab für jedes Kalenderjahr acht 
 Beitragsmonate aufweisen können. Soweit dies 
nicht möglich ist, müssen die fehlenden Monate 
durch freiwillige Beiträge belegt werden. 

Wenn zum Beispiel ein Angestellter für die 
Monate Januar bis April 1913, April bis Juli 
1914 Beiträge entrichtet, bei Kriegsausbruch 
' eingezogen und am 1. September 1918 entlassen 


das Ausland uns nicht verübeln, wenn wir 
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wird, so ist seine Anwartschaft bis zum 1, Januar 
1919 aufrecht erhalten. Denn für das Jahr 
1914 sind A Monatsbeiträge bezahlt und fünf 
Monate werden als Kriegsdienstzeit angerechnet. 
In den Jahren 1915, 1916, 1917 sind je zwölf 
und für 1918 acht Beitragsmonate nachgewiesen. 
Erhält der Angestellte am 1. Januar 1919 wieder 
eine versicherungspflichtige Stellung, dann 
bedarf es also zur Aufrechterhaltung der An- 
wartschaft keiner weiteren Schritte. Wird der 
Angestellte aber nach seiner Entlassung aus 
dem Heeresdienste nicht wieder versicherungs- 
pflichtig, so muss er durch freiwillige Ent- 
richtung von Beiträgen dafür sorgen, dass sein 
Versicherungsverhältnis auch weiterhin aufrecht 
erhalten wird. Er muss also für 1919 min- 
destens acht freiwillige Beiträge entrichten, 
soweit er nicht Ersatztatsachen geltend zu 
machen imstande ist. 

Von den Ersatztatsachen werden die vollen 
Kalendermonate des Kriegsdienstes auch auf 
die Wartezeit und bei Berechnung der Ver- 
sicherungsleistungen an Ruhegeld und Hinter- 
bliebenenrenten angerechnet, ohne dass Beiträge 
entrichtet zu werden brauchen. Dagegen sind 
die Teilmonate von Kriegsdiensten und die 
vollen oder Teilmonate von sonstigen Ersatz- 
tatsachen weder für die Zurücklegung der 
Wartezeit, noch bei der Berechnung der späteren 
Leistungen der Angestelltenversicherung von 
Bedeutung. Die Versicherten erhalten nämlich 
nicht ohne weiteres Ruhegeld, wenn sie das 
65. Lebensjahr vollendet haben oder berufsun- 
fähig geworden sind, sondern sie müssen auch 
die Wartezeit erfüllt haben, die für männliche 
Versicherte 120 oder 150 Beitragsmonate beträgt, 
je nachdem mindestens 60 Beitragsmonate auf 
Grund der Versicherungspflicht zurückgelegt 
sind oder nicht. In diese 120 oder 150 Bei- 
tragsmonate werden also zum Beispiel die Zeiten 
des vaterländischen Hilfsdienstes nicht ein- 
gerechnet, auch bei der Berechnung der Höhe 
des Ruhegeldes bleiben sie ausser Betracht. 
Deshalb ist es zweckmässig, auch für solche 
Zeiten freiwillige Beiträge zu leisten, für welche 
Ersatztatsachen geltend gemacht werden können, 
soweit es sich nicht etwa um volle Kailender- 
monate von Kriegs-, Sanitäts- oder ähnlichen 
Diensten handelt. 

Ein Angestellter hat zum Beispiel vom 
1. Januar 1913 bis zum 1. August 1914 Pflicht- 
beiträge entrichtet, dann wird er bei Kriegs- 
ausbruch eingezogen und am 15. Dezember 1918 
entlassen. Vom 1. Januar 1919 entrichtet er 
wieder Pflichtbeiträge. Dieser Angestellte hat 
die Wartezeit für das Ruhegeld im Februar 1923 
erfüllt. Denn er bat bis zum 1. August 1914 
19 Beitragsmonate zurückgelegt. Der August 
1914 gilt nicht als voller Kriegsdienstmonat, da 
die Mobilmachung erst am 2. August 1914 er- 
folgt ist. Dagegen wird die Zeit vom 1. Sep- 
tember 1914 bis zum 1. Dezember 1918 nach 
der Bundesratsverordnung vom 26. August 1915 
angerechnet. Diese Anrechnung ergibt 51, zu- 
sammen also 70 Beitragsmonate. Die fehlenden 
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50 Beitragsmonate legt er in der Zeit vom 
1. Januar 1919 bis zum Februar 1923 zurück. 
Wird er dann im Laufe des Monats Februar 


berufsunfäbig, so ist die Wartezeit für das Ruhe- 


geld erfüllt, da für den Teil des Monats Februar, 
in dem der Angestellte noch nicht berufsunfähig 
war, der gesetzliche Beitrag zu entrichten ist. 

II. Zur Zeit —im Jahre 1919 — kann die 
Wartezeit für das Ruhegeld von männlichen Ver- 
sicherten nur dann erfüllt sein, wenn sie die 
Wartezeit nach vorheriger ärztlicher Unter- 
suchung durch Einzahlung eines entsprechenden 
Kapitals bei der Reichsversicherungsanstalt ab- 
gekürzthaben. Regelmässig kommt also heute für 
einen Kriegsteilnehmer ein Ruhegeld der Ange- 
‚stelltenversicherung nicht in Frage. Wohlaber be- 
stehen für ihn folgende Möglichkeiten: 

1. Wenn für die vollen Kalendermonate des 
' Kriegsdienstes Beiträge geleistet worden sind, 
obwohl diese Monate auch ohne Beitragsleistung 
angerechnet werden, so kann dio Rückerstattung 
dieser Beiträge beantragt werden. Zu diesem 
Zwecke hat sich der Kriegsteilnehmer mit seinem 
Arbeitgeberin Verbindung zusstzen, dersichandie 
Reichsversicherungsanstalt wendet. Der Ver- 
sicherte solbst ist nur dann zur Stellung eines 
solchen Erstattungsantrages berechtigt, wenn er 
die Beiträge als freiwillige Versicherungsbeiträge 
selbst an die Reichsversicherungsanstalt entrichtet 
hat. 

2. Ferner kommt für Kriegsteilnehmer ein 
Antrag aüf Gewährung eines Heilverfahrens in 
Betracht, wenn sie glauben, dass infolge einer 
Kriegsboschädigung oder einer sonstigen Er- 
krankung ihre Beruf:uufähigkeit einzutreten 
droht, aber durch ein Heilverfahren abgewendet 
werdenkann. Für Kriegsteilnehmer, die schon be- 
rufsunfähig sind, kann ein Heilverfahren danu ein- 
geleitet werden, wenn zu erwarten ist, dass das 
Heilverfahren die Berufsfähigkeit wieder her- 
stell. Anträge auf Gewährung eines Heilver- 
fahrens sind an den zuständigen Ortsausschuss 
der Vertrauensmänner der Angestelltenversiche- 
rung oder aber an die Reichsversicherungsanstalt 
zu richten. 

3. Ais Heilverfahren sieht die Reichsver- 
sicherungsanstalt bei versicherten Kriegsbe- 
schädigten auch die Berufsberatung und die 
Berufsumlernung an und übernimmt die dadurch 
entstehenden Kosten. Anträge auf Uebernahme 
der Berufsberatung und Berufsumlernung sind an 
den zuständigen Ausschusss der Kriegsbe- 
schädigtenfürsorge zu richten. 


4.. It ein Kriegsteilnehmer _ infolge 


seiner Teilnahme am Kriege dauernd berufsun- 


fähig geworden, so werden ihm auf seinen 
Antrag die Hälfte der an die Reichsversicherungs- 
anstalt entrichteten Pflichtbeiträge erstattet. 
Bei freiwilliger Versicherung werden ®/, der 
eingezahlten Beiträge erstattet. Der Erstattungs- 
antrag ist an den Rentenausschuss zu richten. 
Berufsunfähig ist ein Angestellter, dessen Ar- 
beitsfähigkeit auf weniger als die Hälfte der- 
jenigen eines körperlich und geistig gesunden 
Versicherten von ähnlicher Ausbildung und 


Verantwortlicher Schriftleiter. Dr. Hermann Deite. Berlin W 30, Goltzstrasse 23. 


gleichwertigen Kenntnissen und Fähigkeiten her- 
abgesunken ist. 
III. Soweit hiernach Zweifel bestehen, em- 


pfiehlt sich eins Anfrage bei dem zuständigen 


Ortsausschuss der Vertrauensmänner der An- 
gestelltenversicherung oder bei der Auskunft- 
stelle des Rentenausschusses in Berlin-Wilmere- 
dorf, Nikolsburgerplatz 2. 


Bücherschau. 


Herbert van der Borght, Die Entwicklung 


der deutschen Reisstärke - Industrie. Franz 
Siemenroth, Berlin 1918. 91 S. 350M. — 
Die vorliegende Studie stellt eine Fortsetzung 
der im Jahre 1899 erschienenen „Beiträge zur 
Geschichte der deutschen Reisstärke-Industrie“ 


"R. van der Borghts dar und soll ein Gesamt- 


bild der Geschichte dieser Industrie bis zur 
heutigen Zeit geben. Im ersten Teil wird die 
Reisstärkegewinnung, im zweiten Teil die wirt- 


schaftliche Verwertung der Reisstärke geschildert, 


Die Aussichten für die Zeit nach dem Kriege 


werden vom Verfasser als recht ungünstig be- 


zeichnet. Besondersin der Uebergangszeit werde 


sich die Reisstärke-Industrie unter grossen 


Opfern und mit geringem Nutzen bemühen 
müssen, ihren Betrieb wieder aufzunehmen und 


den früheren Absatz im In- und Ausland wieder 


zu gewinnen. 


F. Zadow, Brauchen wir Kolonien? Po: 2 


mersche Reichspost, G. m. b. H., Stettin 1919. 
82 8. | 


Rocke, Zur Aufklärung und Berufsberatung 
Göhmannsche 


über die kaufmännische Lehre. 
Buchdruckerei, Hannover. — Die aus lang- 
jähriger Erfahrung heraus entstandene Schrift 
gibt ein anschauliches Bild u. a. über die Be- 
tätigungsmöglichkeiten des Kaufmanns, 


die Art des Geschäfts, das sich für die Lehre 
am besten eignet, und endlich über die Fort- 


bildung des Lehrliugs und jungen Mannes auf 


niederen, mittleren und höheren Fachschulen. 
Die Ausführungen stammen aus dem Leben und 


der Praxis und sind hervorragend geeignet, 5 


den jungen Mann, der sich über die Wahl des 


Berufs nicht schlüssig ist, oder der sich kein © 


rechtes Bild vom Wesen des Kaufmanns und 
den Erfordernissen, die an einen solchen ge- 
stellt werden, machen kann, aufzuklären und 
zu unterrichten. 
Büchlein sollte wenigstens allen Schülern der 


höheren Klassen der mittleren und höheren 
Dr. Remme. 


Schulen leicht zugänglich sein. 


Richard Fester, Das Selbstbestimmungs- 
recht und der deutsche Einheitsstaat. 
Paetel (Dr. Georg Paetel), Berlin 1919. 50 Pf. 
— Verfasser kommt zu dem Ergebnis, dass 
„in dem feuerflüssigen Europa von 1919 
Deutschland nur noch als Einheitsstaat eine 
Zukunft hat‘, 


.. 


über a 
die Schulvorbildung, die Wahl der Lehre nd 


Das lebendig geschriebene H 
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DEUTSCHE WIRTSCHAFTS-ZEITUNG 


Hande 


Erste Immatrikulation: Sonnabend, den 4. Oktober. 
Verzeichnis der Vorlesungen und 
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ar I. Privatwirtschaftslehre (kaufmännische Betriebslehre). 


A, Einführungskurse (für Studierende ohne Vorkennt- 
nisse). Redell: Einführung in die Buchhaltung 2. — 
Scheibke: Einführung in die Handelsbetriebslehre mit 
Korrespondenz 2. Mantzke: Einführung in das kauf- 
männische Rechnen 2. 

B. Kaufmännischer Betrieb im allgemeinen. Leitner: 
Allgemeine Privatwirtschaftslehre kaufmännischer Betriebe 2; 
Allgemeine Buchhaltungslehre 1; Bilanzen 2 — Hellauer: 
Börsenhandel 1. — Prion: Finanzierung kaufmännischer und 
industrieller Unternehmungen 2. — Haas: Handelsjournalistik 1. 
Ziegel: Arithmetik und Algebra 1. 


€. Warenhandel. Hellauer: Allgemeine Welthandels- 
lehre (Allgemeine Handelslehre mit besonderer Berücksichtigung 


RR PET RED ae a and 


- des internationalen Warenhandels) 3; Spezielle Welthandelslehre: 

Be ‚Robstoffhandel 2. — Hellauer (Leitung): Kurse für inter- 

RS „nationalen Wirtschaftsbetrieb 4. — Paschke: Autor und 
Verleger 1. 


D. Fahrikbetrieb. Leitner: Spezielle Betriebslehre: 
Industrieverwaltung und -betrieb 2, 


E. Bankwesen. Prion: Bankbetriebslehre 2. — Kau f- 


mann: Bankerorganisation in England, Frankreich und 
Deutschland 1. i 


F. Verkehrswesen. Hoffmann: Eisenbahnverkehrs- und 
-tarifwesen (in Verbindung hiermit die Zolltechnik bei der 
‚ Verkehrsabwicklung) 1. — Klaus: Postverkehrswesen 1. 


G. Uebungen und Seminare. Prion: Privatwirtschaft- 
liches Seminar für Anfänger 2 (14 tägig); Privatwirtschaftliches 
Seminar 2 (14 tägig); Seminar für Bank- und Finanzwesen 2 
(14tägig); Uebungen in Buchhaltung u. Bilanzkritik 2 (14tägip). 

ellauer: Privatwirtschaftliches (handelswissenschaft- 

liches) Seminar 2 (14tägig); Spezialseminar für internationalen 

Wirtschaftsbetrieb 2 (14tägig). — Leitner: Privatwirtschaft- 

 - liches Seminar 2 (14tägig); Privatwirtschaftliche Uebungen: 

| roseminar a) Abteilung für Bankkaufleute 2, b) Abteilung für 
Waren- u. Industriekaufleute 2. 

Seminar für Kontrollbeamte (Leitung: Professor Leitner). 
Gerstner: Revisionswesen und Revisionstechnik 2. 


1. Volkswirtschaftslehre. 


st A. Theoretische Nationalökonomie, Statistik. Sombart: 
' Allgemeine und theoretische Nationalökonomie 4: Kultur- 
„probleme 1. v. Bortkiewicz: Das Geldwesen 1. 
 Köbner: Die Aufteilung der Erde und die Entwicklung der 
3 Kultur- und Wirtschaftskreise 1. — Hoeniger: Geschichte 
des dentschen Handels 1. 


B. Praktische Nationalökonomie, Finanzwissenschaft. 
Schumacher: Spezielle oder praktische Volkswirtschafts- 
 lehre, I. Teil: Produktionslehre 4. — Wiedenfeld: Ver- 
 . . kehrsorganisation und Verkehrspolitik 2, — Lusensk y: 
Handelsvertragspolitik 1. — Prion: Zeitgemässe Fragen der 
 @eld- u. Bankpolitik 1. — Bernhard: Reform der deutschen 

Währung 1; Kartell und Trust 1. — Weh berg: Der Ver- 
. sailler Friedensvertrag unter besonderer Berücksichtigung des 
 Wirtschaftsverkehrs 1. — v. Erdberg: Wohlfahrtspflege 1, 
__ ©. Uebungen und Seminare. Hübener: Uebungen zur 
Praxis der wirtschaftlichen Interessenvertretung 2 (14tägig). 


Rechtswissenschaft. 


u» A. Privatrecht, Zivilprozess. Eltzbacher: Bürger- 
liches Recht 3; Zivilprozess und Zwangsvollstreckung (mit 
-  _ Debungen) 2. — Heilfron: Handelsrecht 3; Bank- und 
_  » Börsenrecht 1; Grundstücksrecht 1. — Heymann: Das Recht 
der Handelsgesellschaften, insbesondere das Aktienrecht 1. — 
© Meyer: Handelsrecht im Weltverkehr 1; Recht der Wert- 
Papiere im Weltverkehr 1. — Nußbaum: Wechsel- und 
 ——  Beheckrecht 1. — Osterrieth: Patentrecht 1. — Baum; 
Arbeitsrecht (unter Berücksichtigung der neuesten gesetz- 
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Korporation der Kaufmannschaft von Berlin 


ls-Hochschule Berlin 


— Beginn der Vorlesungen; Montag, den 6. Oktober 1919. 
Uebungen im Wintersemester 1919/20, 


Die Ziffern geben die Zahl der Wochenstunden an. 


geberischen Massnahmen) 1. — v. Lewinski: 
durch das anglo-amerikanische 
sichtigung des Handelsrech s 1. 


B. Oeffentliches Recht. Wealdecker: 
recht 2; Preussisches Steuerrecht 1; Deutsche Verfassungs- 
geschichte als Einführung in das neue Verfassungsrecht 1. — 
Schwarz: Altes und neues Reichssteuerrecht RB 


Uebungen und Seminare, Eltzbacher: Juristische 
Uebungen für Anfänger A und B, je 2; Juristisches Seminar 2 
(14tägig). — Heilfron: Wiederholung des Bürgerlichen 
Rechts (Repetitorium und Examinatorium) 1. — Nußbaum: 
Uebungen im Handelsrecht für Vorgerückte 1. 

Seminar für Politik. (Provisorische Leitung: Prof. Dr. 
Apt, Dr. Herring). 

Bergsträßer: Gegenwartsfragen der Politik 1. — 
Herring: Staatsbürgerkunde: Das Verfassungswerk von 
Weirar 1; Seminaristische Uebungen in Politik 2, — Apt: 
Bismarck und seine Zeit 1. 


Seminar für Versicherungswesen. 

(Leitung: Geheimer Regierurgsrat Prof. Dr. Frhr. v. Liebig.) 
A. Vorlesungen. Manes: Allgemeine Versicherungs- 

lehre 2; Sozialversicherung 1. — v. Liebig: Privatversiche- 


rung 2, — Hager: Recht des Versicherungsvertrages 1. — 
Ziegel: Versicherungsrechnung 1. 


B. Uebungen. Manes: Versicherungsübungen für An- 
fänger (mit tesonderer Rücksicht auf Handelslehrer) 1. — 
v. Liebig: Versicherungspraktikum mit besonderer Berück- 
sichtigung der privaten Feuerversicherung 2 (14tägig). — 
Hager: Versicherungspraktikum in der Lebensversicherung 
(für Anfänger) 1. 


V. Seminar für Genossensehaftswesen. 
(Leitung: Justizrat Professor Dr, Crüger.) 


Grabein: Einführung in das deutsche Genossenschafts- 
wesen 1. — Örüger: Gewerbliches Genossenschaftswesen 2; 
Genossenschaftsgesetz 1; Uebungen in der Genossenschafts- 
lehre 2. — Gennes: Landwirtschaftliches Genossenschafts- 
wesen 1. — Müller: Die Geschichte, die wirtschaftliche und 
die -soziale Bedeutung der Konsumgenossenschaften 1. 
Hildebrand: Finanzierung eingetragener Genossenschaften 1. 


VI. Chemie und chemische Technologie. 


A. Vorlesungen. Straus: Anorganische Ohemie und 
ihre wichtigsten technisch-wirtschaftlichen Anwendungen (mit 
Versuchen) 4; Die Chemie in Färberei und Zeugdruck (mit 
Versuchen) 1. 

B. Uebungen und Praktika. 
nische Ausflüge, alle 14 Tage; Dreistündiges chemisches 
Praktikum; Sechsstündiges chemisches Praktikum; Grosses 
chemisches Praktikum (täglich von 9—5 Uhr, ausser Sonnabend). 


VO. Physik und mechanische Technologie. 


A. Vorlesungen. Martens: Mechanische Technologie 2; 
Antriebsmaschinen 2; Drahtlose Telegraphie 1. — Gürtler: 
Textile Rohstoffe und ihre Verarbeitung (mit Lichtbildern) 1; 
Veredelung der Textilwaren (mit Lichtbildern) 1. 

B. Uebungen und Praktika. Martens: Uebungen in 
drahtloser Telegraphie 1; Besprechungen über drahtlose Tele- 
graphiel; Technische Ausflüge 2; Kleines physikalisch-technisches 
Praktikum 3; Mittleres physikalisch-technisches Praktikum 6. 


VIII. Geographie. 


A. Vorlesungen. Tießen: Die natürlichen Grundlagen 
der Wirtschaftsgeographie 3; Politische und natürliche Grenzen, 
besonders in Europa 1; Geographie von Osteuropa 1. — 
Wegener: Mittel- und Südamerika 3; Die Geographie des 
Goldes und einiger anderer Wertgüter 1. — y. Luschan: 
Grundlehren der physischen Anthropologie (mit Demonstrationen 


Streifzüge 
Recht mit besonderer Berück- 


Verwaltungs- 


IV. 


Straus: Ohemisch -tech- 


IX. 


und Lichtbildern) 1.— Marcuse: Einführung in die Himmels- 
kunde (mit Lichtbildern und gelegentlichen Fernrohrbeobach- 
tungen auf der astronomischenStation der Handels-Hochschule 1. 

B. Uebungen und Seminare. Wegener: Geographisches 
Proseminar für Anfänger 1; Geographisches Seminar für Vor- 
gerückte 2, — Tießen: Geographisches Seminar 1; Geogra- 
phische Uebungen und Repetitorium 1. 


Fremde Sprachen und Kulturen. 


A. Vorlesungen, Palme: Das Studium fremder Sprachen 
und Länder 1; Die wirtschaftlichen Grundlagen der Teilgebiete 
des ehemaligen Russischen Staates 1. — Freund: England, 
the Oountry and the People 1. — Hoetzsch: Polen: Ge- 
schichte, Landeskunde, Wirtschaft, Geistesieben 1. 

B. Kurse. Unter-, Mittel- und Oberkurse im Englischen, 
Spanischen und Russischen; Französische Mittel- und Ober- 
kurse; Italienischer Unterkursus; Polnischer Unter- und Mittel- 
kursus. 


. Kaufmännisches Unterrichtswesen und Pädagogik. 


A. Vorlesungen. Kühne: Geschichte der Erziehung, 
mit besonderer Berücksichtigung der Berufserziehung 1. — 
Redell: Methodik der Handelskunde und des Schriftverkehrs 1. 

B. Uebungen. Kühne: HandelsiehrerseminarI 2 (14tägig); 
Handelslehrerseminar II (Uebungen für Anfänger ohne Unter- 


DEUTSCHE WIRTSCHAFTS-ZEITUNG 


richtserfahrung) 2; 


Handelslehrerseminar III (Uebungen für 
Fortgeschrittene) 2. ' k 


XI. Allgemeine wissenschaftliche Ausbildung. 


Herrmann: Geschichte der deutschen Literatur im Zeit- 
alter Bismarcks (1848—1880) 1.— Liebert: Die Philosophie 
Immanuel Kants 1; Sozialethik 1. — Justi: Deutsche und 
niederländische Kunst im 15. und 16. Jahrhundert (mit Licht- 
bildern) 1. — Grautoff: Die Entwicklung der Malerei von 
Rubens bis zur Gegenwart (mit Lichtbildern) 1. — Jessen: 
Künstlerische Reklams (mit Lichtbildern) 1. — Moede: Wirt- 
schaftspsychologie: Rationalisierung der Arbeits-, Anlern- und 
Absatzverfahren mit besonderer Berücksichtigung der Psychologie 
der Reklame (mit experimentellen Vorführungen, Lichtbildern 
und Exkursionen) 1. — Muthesius: Das Kleinsiedelungs- 
wesen in Gegenwart und Zukunft (mit Lichtbildern) 1. EB 


XII. Stenographie. 


Lehmann: System Stolze-Schrey 2. — Thürling: 
System Gabelsberger 2, 


XIII. Vorlesungen für die Berliner Lehrerschaft. 


Herring: Die volkswirtschaftlichen Theorien und ihr 
Zusammenhang mit den geistigen Bewegungen der Neuzeit 1. 
— Karstädt: Die Grundgedanken des Sozialismus 1; 
Begabungsforschung und Begabungsverteilung nach Gesell- 
schaftsschichten 1. 


Genauere Angaben über die Vorlesungen sind in dem ‚SAmtlichen Verzeichnis-der Vorlesungen und Uebungen im Winter-Semester 1919/20“ enthalten, das zum Preise 
von 80 Pf. durch jede Buchhandlung (Verlag: Vereinigung ee Verleger, Berlin W. 10) sowie vom Sekretariat der Handels-Hochschule 
bezogen werden kann. 


Anfragen in Unterrichtsangelegenheiten sind an das Sekretariat der Handels-Hochschule, Berlin C. 2, Spandauer Str. 1, zu adressieren. Die regelmässigen 


Sprechstunden des Rektors finden Montags von 11— 


Einschreibung auf dem Sekretariat und Entrichtung der Gebühr, 
d. h. die mit Rente entlassenen Kriegsteilnehmer ist diese Gebühr 


des 


Postscheckkonto Nr. 61655 der Handels- 


12, Mittwochs von 10—11 und Freitags von 11—12 Uhr im Bektoratszimmer der Handels-Hochschule statt. 


Einstündige Abendvorlesungen. 


Während für Studierende und Hoepitanten an der Handels-Hochschule Berlin bestimmte Voraussetzungen der Zulassung vorgeschrieben sind, können als 
„Hörer“ für einstündige Vorlesungen Personen ohne Nachweis einer besonderen Vorbildung zugelassen werden. Die Zulassung geschieht durch 


die für. jede einstündige Vorlesung 10 M. pro Semester beträgt. Für Kriegsbeschädigte, 
auf die Hälfte ermässigt. Dem Hörer wird eine Hörerkarte ausgestellt. Im Interesse 


vereinfachten Geschäftsganges kann die Hörgebühr auch (unter Angabe der gewählten Vorlesungen sowie des Alters und Standes des Hörers) auf das 


Hochschule Berlin ©. 2, eingezahlt werden; in diesem Falle sendet das Sekretariat die Hörerkarte postfrei zu. 


Der Rektor: Prof. Leitner.‘ 


—————————— 


Dandelshochichule Keipzigq 


Afademiiche Ausbildung von Kaufleuten und Bandelslehrern | | 


Beginn des Winterjemefters am 29. September, 
des Bücherreviforenkurfes am 1. Oktober 1919 


| Dorlefungsverzeihnis mit Aufnahmebedingungen (20 Pfennig) durch die Kanzlei 


Handelshochschule zı Königsbergi. Pr. 


Das Vorlesungsverzeichnis für das Herbstzwischensemester 1919 ist erschienen 


und kann von der Geschäftsstelle unentgeltlich bezogen werden. 


Erste Einschreibung: 1. Oktober 1919. 
Beginn der Vorlesungen: 2. Oktober 1919. 
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XV. Jahrgang. BERLIN, den 15. September 18,2 0 1920 Nummer 18, 


Deutsche Wirtschafts-Zeitung 


Zentral-Blatt für Handel, Industrie und Verkehr 


mit 


Beilage: Handels-Hochschul-Nachrichten 
Herausgeber: Prof. Dr. MAX APT, BERLIN 


UNIVERSITY ÜF ILLindis LiBRaRy 


Die „Deutsche Wirtschafts-Zeitung* | Anzeigen: die viergespaltene Kleinzeile 80 Pf., 


erscheint am 1. u. 15. jeden Monats. wozu 10 v. H. Teuerungszuschlag tritt, 
Preis viertelj. 4— Mk. portofrei. Einzelne Nummer 80 Pf. Nach dem Aus- Alleinige Anzeigenannahme: 
and viertelj. 5.50 Mk. portofrei. Alle Buchhandlungen, Postanstalten „Deutsche Wirtschafts-Zeitung“ Abteilung für Inserate 
sowie der Verlag nehmen Bestellungen entgegen. Berlin SW., Kochstrasse 67. 


Verlag: Quelle & Meyer, Leipzig. 


Alle den Inhalt angehenden Sendungen sind lediglich an die Schriftleitung der „Deutschen a Zeitung“, 
Berlin SW. 68, Kochstr. 67, zu richten. 


INHALT. 


Spalte i Spalte 
Aufsätze - w,Bücherschau . un. 0. 254 
" Die Sozialisierung der Elektrizitäts- | E 
Wirtschaft. Von Paul Mamroth, Handels-Hochschul-Nachrichten 
ee He... 521 Gründung eines Zentralausschusses der 
Das kaufmännische Unterrichts- r Studentenschaften aller deutschen 
‚wesen und die Ausbildung der Handels-Hochschulen . . . 7 
Handelslehrer in Frankreich. Von Höhere kaufmännische Diplomprülang 
Prof.Dr. AlbertCalmes, Frankfurta.M. 526 oder Doktorpromotion . . . . ...19 
Die kommende Umsatzsteuer. Gut- Handelslehrer und Werbelehre . . . . 2% 
achten des Deutschen Industrie- und Von den Handels-Hochschulen . . . . 21 
araage a. sen B34 Merschledenes.. u on nun lea 94 


| | Abonnements-Erneuerung. 


Et 
| Mit nächster Nummer beginnt das IV. Quartal des XV. Jahrgangs der Deutschen Wirtschafts-Zeitung. Um | 
eine Unterbrechung in der Zusendung der Zeitschrift tunlichst zu vermeiden, empfiehlt es sich, das 


Abonnement auf das IV. Quartal des XV. Jahrganges 


‚umgehend gefl. aufzugeben, insbesondere die Postabonnements zu erneuern, 
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Bilanz per 31. März 1919. 


Aktiva. A. 4 

Grundstücks-K.onto 

Hotel Bristol: ....| 8500 625) — 
Gebäude-Konto 

Hotel Bristol ....| 2950 000 — 
Hotel Bellevue Kto.| 4 200 0001 — 
Krauzler-Ronto ....| 990 000) — 
Inrentar-Konto ....}] 1 000.000 — 
Maschinen-Anlagen- 

Konlaorirsesen P —_ 
Beteilgungs-Konto .| 1 (95 000 — 
Konto für vorausbez. 

Prämien. Auges 36 410,50 
Kassa Konto ...... 120 107/02 
Effekten-Konto ... 178 318/25 
Debitoren-Konto ...| 3 326 771 51 
Waren-Vorrats-Kto. | 2 857 465 70 

25 254 698 8 


Passiva. A. 4 
Aktienkapital-Konto| 9 500 000 — 


Vorzugsak.-Kap.-Ko.| 2 800 000 — 
Reservefonds-Kto. ..| 3 679 679/81 
Hypoth.-Schuld.-Ko. 
Behrenstr. 67, 700 0001 — 
Hypoth.-Schuld. -Ko. 
Bellevue 2... .Au a 3 650 000 — 
Hypotb.-Schuld.-Ko. 
Kranzler....... 508 000, — 
Kto. für veraushers 
Mieten... 20 5901 — 
Divid.-Ko. 1913/14 . 1260 — 
Divid.-Ko. 1916/17 . 3240 — 
Divid.-Ko. 1917/18 . 10 080 — 
Vorzugs-Divid.-Kto. 
TITAN Dr 1 000 — 
Vorzugs-Divid.-Kto. 
1918/16. 2a 3501 — 
Vorzugs-Divid.-Kuo. 
1910 1072 700|-- 
Vorzugs-Divid.-Kto. 
LIEBE: 3 5001 — 
Steuern-Reserve-Kto, 35 444.40 
Kreditoren-Konto 2.093 791!66 
Restkaufgeld-Konto 
Bauer: 35 000 — 
Mietsausgleich-Kto. | 1 248 271/60 
Gewinn und Verlu:t- 
Kon. ask 059 971151 
15 204 698/95 


Die in der heutigen Geveral- 
versammlung mit 5% auf die Vor- 
zugsaktien und mit 8% für die 
Stammaktien für das Ge- 
schäftsjahr 1918/1919 fest- 
gesetzte Dividende gelangt mit 
M. 50, — für die Vorzugsaktien 
und mit M, 80. für die Stamm- 
aktien bei den Herren Braun 
& Co., hier, Eichhornstrasse 11, 
bei der Deutschen Bank, 
hier, beiden Herren Koppel &Co,, 
Bankgeschäft, hier, Pariser 
Piatz 6, bei dem Herrn Abraham 


sofort zur Auszahlung. 
Berlin, den 16. August 1919. 


Hotelbetriebs-Aktiengesellschaft 
Conrad Uhl’s Hotel Bristol- 
Gentralhotel. 


Lüpschütz. C.Pelzer. Schüler. 


unserer Ptandbriefe werden vom 
i5. September und 15. No= 
vember 1919 ab an unserer 
Kasse, sowie an den früher be- 
kanıt gemachten Stellen eingelöst. 


Berlin, den 2. Septem'er 1919. 
Preussische 
Hypotheken-Actien-Bank. 


: Die Photographie 
5 Don ; 


W. Simmermann 
|: 168 $. mit zahlreichen Abbild. im Text ! 
; Me auf Tafeln. InZeinenband HT. 1.80 3 
Ei Derlag Wuelle & Mener, Zeinzig i 


“ 
DEREN SLLLEITITELRLLEIKKIITTELLSTITTIRLETITTIRIIITELAEITIIT 
TE ES N N 


Verlag von \ Quelle a Mayer in Leipzig“ 


Bejoldungspolitit und Samilienffand 


Bon Oberlehrer Friedrich Rommel 
48 Seiten + =» Geheftet M. 1.50 


„Der Berfaffer feht fi) zunächft furz und fnapp, unter Anführung 
autoritativer Anfihten, mit den beftehenden Theorien der Beamten» 
befoldung auseinander und entideidet fih dahin, daß die in den 
deutihen Landen übliche Befoldung, fowohl der Entftehung, wie der 
bisherigen Entwidlung nad), vorwiegend ale Unterhaltsrente und 


nicht iale Yauivalent der geleifteten Arbeit aufzufaffen fei.. 


Die 


DVorfihläge find maßvofl md wohldegründet und dürfen wohl die 
Linie darflellen, auf der ee gelingen fann, die gefamte Beamten- 


[haft zu einigen.” 


Eoncordia. Zeitfrift der Zentrafftefle für Bolfewohffahrt. 


Derlag von Quelle & Hieyer in Leipzig 


Erziehung zum Staatsbürger 


Don Dr. ©. Zeuze. 
124 ©. Seh. mM. 1.20 


„Teot der reichen Fülle feines Inhalts ift das Buch von einem Buffe und vermag 


fiherli in den jugendlichen Seelen 


macdtvollen Gebilde des Deutfchen en: 


tung und Ehrfucht zu erweden nor dem 


Blätter für höheres Schulmwefen. 


Schlesinger, hier, Mittelstr.2/4, 


Die am I. Oktober und. De= 
zember I919 fälligen Zinsscheine 
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Verlag von on Qu & Meyer in Beosie 3 Hi: 
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vor und en dem Briege 


Don 


Unitäts-Divektor 8. Baue ze 


Das Droblem. der dugendpflenn, eben ne 
ferer männlihen Iugend, ift während des Arieges. i 
ein brennendes geworden und heifcht es 


ferer Zeit Elar, feine le und a e "1 
zeigt, wieviel Unfiherheit in unferen Erziehung: 
zielen ale ift, ihre a, DR 


Rudolf Euden 


Deutjie ai 


Ein Wedruf 
Geheftet ca. M.1.- Es 3 
Ein neuer Wedruf, des Senaer Philofopken. Gerade heute, 


wo das Wort „Freiheit“ jeder im Munde Ab und doch dar 
über die größte Unflarheit berrfcht, ift eine Klärung nöt 
Welches ift Die Bedeutung der Deutfchen Freiheit un welche 


Aufgaben ergeben fie) Daraus für Das De Boll? Se 
find die Anhaltspunkte der Betradptung, aus der fih die 2 
 &prderungen der ee = ei) 


las beibtunfer Halt? 


Ein Wort an ernfte Seele 
et Seheftet M.1.- 


Die febensvolle und padende Schilderung gibt , ie 
liches Bild der gegenwärtigen Lage Deutjchlands. Sie Dede | 
mutig und rüchaltlos die Gründe des gewaltigen Scidfals- 
wechjels auf,derliber ung hereingebrochen, und erörtert die gra- = 
gen, die über unfer nationales Sein oder Be a ei 


Weltwirtschaitliches | 
28 Nrchiv 


Seitschrift 


TR für 


Er Allgemeine und Snestelle 
ii "Weltwirtschaftslehre 


Herausgegeben 


von 


Dr.sc.pol. Bernhard Harms 
Ordentlichem Professor an der 
Universirät 


Kiel 
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Verlag von Gustav Fischer-Jena 


as „Weltwirtschaftliche Archiv“, das seit seinem Entstehen 
rasch eine außerordentlich starke Verbreitung in allen Kreisen 
Deutschlands gefunden hat und zu den auch im Auslande 
am meisten gelesenen deutschen fachwissenschaftlichen Zeit- 
schriften gehört, dient auf streng wissenschaftlicher Grundlage, unter 
Ausschaltung jeglicher politischen oder ethischen Zielsetzung, der 
' Pflege eines lange ungebührlich vernachlässigten Teilgebietes der Wirt- 
schaftswissenschaften: der Weltwirtschaftslehre. 


Prof. Dr. Bernhard Harms hat in seinem im Jahre 1912 erschienene 
Buch: „Volkswirtschaft und Weltwirtschaft“ den Nachweis erbracht, daß 
die ee wirtschaftliche Weltverkehrsgesellschaft mit ihren unzähligen 
Lebensäußerungen in der Richtung des internationalen Güteraustausches, 
der Kapitalwanderungen, der Auswanderung und Wanderarbeit, des 
wirtschaftlichen Reiseverkehrs, der internationalen Unternehmungen, Kar- 
telle und Trusts, des technischen Verkehrswesens, des internationalen 


Rechtsverkehrs usw. dauernder systematischer Untersuchung dringend 


bedarf. Es zeigen sich auf dem Gebiet weltwirtschaftlicher Verflechtungs- 
vorgänge viele Probleme, deren wissenschaftliche Erörterung im Rahmen 


einer Teildisziplin der Wirtschaftswissenschaften sich fortgesetzt aufdrängt. Set 
Der Krieg hat ihre sorgfältige Verfolgung und Durchdringung als doppelt 


notwendig erwiesen. | 
Das „Weltwirtschaftliche Archiv“ ist zur Sammelstelle solcher Studien Hr 


geworden. Es hat seine Spalten für Arbeiten über jede Art weltwirt- 


schaftlicher Beziehungen und ihre private und staatliche Regelung wie 
Förderung geöffnet und dient ferner der systematischen Durcharbeitung 


auch solcher Erscheinungen und Probleme, die für die Zukunft der Welt- Br 


wirtschaft von grundlegend mittelbarer Bedeutung sind. Dementsprechend 
besitzt es seine Mitarbeiter nicht nur unter den Vertretern aller Rich- 
tungen der Sozialökonomik, sondern in gleicher Weise unter denen der 


Kulturgeographie, des internationalen Rechts und der modernen Ge- 


schichtswissenschaft. Ein besonderer Wert wird ferner auf Mitarbeit 
wissenschaftlich geschulter Praktiker gelegt. 


Das „Weltwirtschaftliche Archiv“ versucht die von ihm übernommene u 


Aufgabe in der Weise zu lösen, daß es sowohl der Tatsachendarstellung 


wie auch der theoretischen Analyse und Kausalforschung seine Auf- . 
merksamkeit zuwendet, um so — auf dem Boden der reinen Oekonomik — 


Bausteine für eine Theorie der weltwirtschaftlichen Beziehungen zusammen- 
zutragen. | 


Nach alledem darf wohl behauptet werden, daß das „Weltwirt- 
schaftliche Archiv“ nicht nur als die bedeutendste Erscheinung auf 
dem Gebiete wissenschaftlicher Erforschung der „Weltverkehrs- 
gesellschaft“ und als eine der ersten Zeitschriften auf dem Gebiete 
der Wirtschaftswissenschaften überhaupt anzusprechen ist, sondern 
daß auch die Form, in der es erscheint, sowohl den Ansprüchen der 
Theoretiker als denjenigen der Praktiker entspricht. 

‚ Nicht nur für den Gelehrten, sondern auch für die in der Weltwirt- 
schaft aktiv tätigen Beamten und Kaufleute ist die fortdauernde Beach- 
tung dieser Zeitschrift jetztmehr denn je unerläßlich. Gerade die letzteren 
Kreise können immer wieder Anregungen für die Praxis daraus ent- 
nehmen, und für sie haben namentlich die Chroniken und Archivalien, 
die nirgends sonst in so vollständiger Weise zusammengetragen werden, 
besonderen Wert. Dies gilt sowohl für den im Inlande tätigen Prak- 
tiker, der zu Ausland und Uebersee Beziehungen hat, wie für Kaufleute 
und Beamte im Auslande, ganz besonders auch für Handelskammern, 
Redaktionen, Vereine und Konsulate aller Länder. 


Das „Weltwirtschaftliche Archiv“ erscheint (z. Zt. bis auf weiteres) 
vierteljährlich in Heften von jeweils 17 Druckbogen (je 16 Seiten). Der 
Preis für den Band (= 4 Hefte) beträgt 40,— Mark. 


Für Bestellungen bitte ich den umstehenden Bestellzettel benutzen 
. und diesen ausgefüllt derjenigen Buchhandlung übergeben zu wollen, 
durch welche die Zusendung gewünscht wird. 


Ein einzelnes Heft des „Weltwirtschaftlichen Archivs“ wird auf. 
Wunsch gern als Probe zur Verfügung gestellt. 


Jena. | Gustav Fischer, 
Verlagsbuchhandlung. 


— Bestellzettel umstehend. — 


Die Vertretung für das „Weltwirtschaftliche Archiv“ haben seiner- 
zeit übernommen: | 


Für Belgien: Martin Misch, Bruxelles, 126 Rue Royale; für Dänemark: 
Gyldendalske Boghandel, Nordisk Forlag, Kopenhagen, Klareboderne 3; für Frank- 
reich: Librairie Marcel Riviere & Cie., 31 Rue Jacob, Paris; für Großbritannien 
und seine Kolonien: Williams & Norgate, Publishers & Book Importers, London W.C., 
14, Henrietta Street, Covent Garden; für Italien: Ulrieo Hoepli, Milano, Corso V. E. 

7; für Niederlande: De Erven F. Bohn, Uitgevers, Haarlem; für Spanien: Libreria 
Nacional y Extranjera, Barcelona, Rambla Cataluna, 72; für Südafrika: Hermann 
Michaelis, Deutsche Buchhandlung, Johannesburg (Postfach 2664); für Südamerika: 
Gmo. van Woerden & Cia., Deutsche Buchhandlung, Buenos Aires, Calle Cangallo 547; 
für die Vereinigten Staaten von Amerika: G.E. Stechert & Co., New York, 
151—155 West 25: Street. 


Schriftleitung: Dr. sc. pol. Hero Moeller, 
Abteilungsleiter und Repetent am Institut für Seeverkehr und Weltwirtschaft in Kiel. 


en 


nn EEE SE 27 2222 


. 


ee N er | nn 


3, meine und spezielle Weltwirtschaftslehre. 
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Dr. .B. Harms, ‚Kiel. 1919 und 1920, 
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Die Sozialisierung der 
Elektrizitäts-Wirtschaft. 
Von Paul Mamroth, Berlin. 


Die Entwicklung der elektrischen Strom- 
lieferungsindustrie darf als bekannt vorausgesetzt 
werden. Sie reicht etwa 40 Jahre zurück und 
wurzelt durchaus in privater Initiative. 


Die Anfänge waren sehr bescheiden, die 
Risiken sehr gross, Staatsund Gemeinden lehnten 
diese gewagten Geschäfte ab und beschränkten 
sich auf die Erteilung von Konzessionen zur Be- 
nutzung Öffentlicher Strassen gegen Abgaben und 
Heimfallsrecht unter für sie günstigen Be- 
dingungen. 

In reger Wechselwirkung zwischen Industrie, 
Wissenschaft und Technik wurden die Gross- 
erzeugung und die Fernübertragung möglich, für 
die Maschinen, Kabel, Leitungen und Isolatoren 
erdacht wurden. 


Die Aufbringung grosser Kapitalien war er- 
iorderlich, deren Verzinsung zweifelhaft war. 
Es liegt im Wesen dieser Geschäfte, dass eine 
Rentabilität auch im besten Falle nur allmählich 
zu erzielen ist. Hatte man sich im Objekt ge- 
irrt, so war das Kapital um so mehr gefährdet, 
als die Konzessionen allenthalben an bestimmte 
Tarife für Licht und Kraft gebunden waren. 


Es ist auch sehr viel Geld verloren worden. 
Die Geschichte der Elektrotechnik weist eine 
Epoche auf, in der Zusammenbrüche und Sa- 
nierungen an der Tagesordnung waren. Es gibt 


noch zahlreiche Elektrizitätswerke, die nie zu 
einer Rentabilität gelangen können. 

Bei dieser Sachlage war es natürlich, dass 
der Unternehmer sich nur solchen Distrikten zu- 
wenden konnte, die Aussicht auf Ertrag boten, 
also bevölkerten Stätten und industriellen Gegen- 
den. Die Landwirtschaft war ein ungünstiger 
Abnehmer und blieb unversorgt. 


Es ist zutreffend, dass auf eine solche Weise 
eine systematische Stromversorgung Deutschlands 
nicht erzielt wurde. Das hat die Privatwirtschaft 
längst erkannt und es an grosszügigen Plänen, 
bei denen die Mitwirkung des Reiches und der 
Bundesstaaten gefordert wurde, nicht fehlen 
lassen, sobald überhaupt erst die technische 
Entwicklung der Fernübertragung die restlose 
Verteilung elektrischer Energie auf früher unge- 
ahnte Strecken gestattete. 

Solche Vorlagen wurden in den letzten 
Friedensjahren ausgearbeitet und hatten zu Ver- 
trägen über die Elektrifizierung ganzer Bundes- 
staaten geführt. Mehrfach entschied man sich 
auch für gemischte Wirtschaft. Bayern erteilte 
unter Benutzung privater Initiative Konzessionen 
mit kurzem Heimfallsrecht, Sachsen erwarb als 
Grundlage-für eine restlose Sozialisierung fertig 
ausgebaute, gut rentierende Betriebe. 

So standen die Dinge bei Ausbruch der 
Revolution. Das Reichswirtschaftsamt nahm alle 
diese Anregungen auf und brachte sie in eine 
Planwirtschaft, die weniger fiskalische Interessen 
verfolgte, als vielmehr die Vereinheitlichung zur 
Erzielung des grössten Nutzeifektes bezweckte. 
Es sollten die vorhandenen Unternehmungen in 
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besonders zu bildenden Versorgungsbezirken zu 
Syndikaten zusammengefasst werden, deren 
Unterleitung von Landeselektrizitätsausschüssen 
und einem für das Reich gebildeten Elektrizitäts- 
rat zur Sicherung eines wirtschaftlichen Zusam- 
menarbeitens zu übertragen war. 

Dieser Gedanke- wurde mit Wissels Rück- 
tritt aufgegeben, und nun bemächtigte sich 
das Reichsschatzamt des Problems und verar- 
beitete es zu dem vorliegenden Entwurf, der 
ohne Anhörung der beteiligten Kreise ausge- 
arbeitet ist. Es sieht den Uebergang_ aller 
privaten Unternehmungen in den Besitz des 
Reiches vor, dem in Zukunft allein die Erzeugung 
und Verteilung elektrischer Arbeit vorbehalten 
sein soll. 

Das Sozialisierungsgesetz ist lediglich ein 
Ermächtigungsgesetz, und darin liegt eine be- 
sondere Härte. Wenn die Nationalversammlung 
den Entwurf nicht noch erheblich mildert, ist 
die Unternehmertätigkeit völlig lahm gelegt, 
deren Initiative sich als unentbehrlich erwiesen 
hatte. Sie würden ihren Fleiss und ihr 
‘Kapital nur noch mit Aussicht auf Verlust auf- 
wenden. 

Lt. $ 1 ist das Reich befugt, Fernleitungen 
mit einer Spannung von 50 000 Volt und Elek- 
trizitätswerke mit einer Leistung von mindestens 
5000 Kilowatt aus dem Eigentum privater Unter- 
nehmer zu enteignen. Zum Elektrizitätswerke ge- 
hören alle Anlagen und Einrichtungen, welche 


mit dem Kraftwerk eine wirtschaftliche Einheit 


bilden: somit ausser den Fernleitungen alle Ver- 
teilıngsanlagen bis zur Verwendungsstelle. 


$ 2 bestimmt, dass Anlagen, die sich im 
Eigentum einer Gesellschaft befinden, auch dann 
als Privatunternehmungen gelten, wenn Staaten 
oder Kommunalverbände an dieser Gesellschaft 
beteiligt sind. 

Die Länder oder Kommunalverbändefkönnen 
zur Wahrung‘ ihres Anteils verlangen, dass das 
Reich eine neue Gesellschaft bildet, und sie_ im 
bisherigen Umfange beteiligt. 

Eine grosse Härte enthält der $ 3, It. welchem 
alle Rechte und Pflichten der bisherigen“Eigen- 
tümer auf das Reich übergehen und die Heim- 
fallsrechte erlöschen. Alle Vorteile, die aus 
langfristigen Konzessionsverträgen dem Unter- 
nehmer zustehen und die ihn seinerzeit ermutigt 
haben, sein Kapital zu riskieren, werden ihm 
ohne Entgelt genommen. 

Am übelsten ist aber der $ 4. Er behandelt 
die Entschädigung für die Uebernahme der An- 
lagen und gewährt lediglich die Gestehungs- 


kosten unter Berticksichtigung angemessener Ab- 
schreibungen im Unterschied zum Kommunalisie- 
rungsgesetz, in dem It. $ 8 bestimmt ist: bei 


Uebernahme einer Unternehmung besteht die - e 


Entschädigung in einer Vergütung, die nach dem 

Sachwert der übernommenen Gegenstände unter 
billiger Berücksichtigung des Ertragswertes des 
Unternehmens und einer etwaigen Abfindung 
für die Tätigkeit des Unternehmers zu bemessen ist. 


Selbstverständlich wird mit einer Entschädi- 
gung nach 5 4 der innere Wert der grossen 


privatwirtschaftlichen Unternehmungen nicht an- 
nähernd gedeckt. Abgesehen davon, dass sie 
vielfach innerhalb der letzten Jahrzehnte errichtet 


und allmählich ausgebaut sind und die An- ne 
schaftungskosten nur einen geringen Tel ds 


gegenwärtigen Marktwertes der Maschinen und 
Einrichtungen betragen, besteht der innere Wert | 


in ihrer Rentabilität und dem durch Konzession- 


verträge in Aussicht stehenden steigenden Nutzen. 


Zu dieser Beraubung der gegenwärtigen 
Eigentümer tritt noch eine besondere Gefahr in 
der Fassung, dass angemessene Abschreibungen 
zu kürzen sind. BE 


Die Frage der Abschreibungen ist von jeher Er. 


eine strittige und muss anders beurteilt werden, 
wenn Elektrizitätswerke innerhalb einer 
fristigen Konzessionsdauer abzuschreiben sind, 
als wenn sie einer schematischen Anzenesu = 
unterliegen. . ER 


Schliesslich werden auch nach 8 4 Ua 2 


nehmungen, die erst in den letzten Jahren er- 
richtet und noch ohne Rentabilität sind, natur 
gemäss viel besser wegkommen, als die Mehrzahl 

der langbestehenden Unternehmungen, de ls 
das Rückgrat der ganzen Stromlieferungsindustrie ee 
anzusehen sind. Gegen diesen Paragraphen hat R 
sich mit Recht die Empörung der Industriege- 
richtet. I. R ie 
dass das Reich verlangen Bi 
kann, dass Anlagen zur Fortleitung elektrischer u 
Arbeit und Elektrizitätswerke, auch wenn sie 
nicht unter $ 1 fallen, den Gesellschaften un 
‘eingebracht 


$ 5 bestimmt, 


denen das Reich beteiligt - ist, 
werden, wenn dem Interesse der Gemeinwirtschaft ii 


nicht durch Austausch elektrischer Arbeit genügt 


werden kann. Betroffen sind somit alle Elektrizitäts- 
lieferungsunternehmungen ohne Ausnahme. 


Die $$ 7 bis 9 behandeln die Einsetzung SR 
schiedsgerichtlichen Verfahrens für dn 
Fall, dass eine Einigung über die zu über: = 94 
nehmenden Anlagen und Rechte und deren > 


eines 


findung nicht zu erzielen ist. 


R 
Em 
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"Die folgenden $$ 10 bis 13 behandeln die 
Verpflichtung des Unternehmers zur Auskunft- 
erteilung und das Recht des Reiches, Geschäfts- 


 papiere und Geschäftsbücher des Unternehmers 


einzusehen. Auf vorsätzliche Verweigerung der- 
artiger Auskünfte sind empfindliche Strafen gesetzt. 


$ 14 enthält die Bestimmung, dass nach 


dem 1. Juli getroffene Verfügungen oder ab- 


geschlossene Rechtsgeschäfte, durch die das 


Uebernahmerecht des Reiches aufgehoben oder 


in seinem Umfange beschränkt wird, dem Reiche 
gegenüber unwirksam sind. Auch diese Be- 
stimmung ist einfach unhaltbar. Man vergegen- 
wärtige sich, dass der Gesetzentwurf durchaus 
nicht die Enteignung aller Privatunternehmungen 
ausspricht, sondern dem Reiche nur die Er- 
mächtigung zur Uehernahme erteilt. Das Reich 
ist also im Gegensatz zu dem österreichischen 


_ Sozialisierungsgesetz weder zu einer Erklärung 


verpflichtet, auszusprechen, wann es eine Ent- 
eignung vorzunehmen beabsichtigt, noch ver- 
pflichtet, von der Enteignung auf eine bestimmte 
Anzahl von Jahren abzusehen, wenn es sie in 
einer gewissen Zeit nicht ausgesprochen hat. 
Auf diese Weise entsteht eine Rechtsunsicherheit, 
die jeden geordneten Geschäftsbetrieb unmöglich 
macht. F 

Die folgenden Paragraphen behandeln das 
Verhältnis zwischen Reich und Ländern und er- 
mächtigen das Reich, seine Befugnisse auf Antrag 
‘den Ländern zu überlassen. In diesem Falle sind 
Bestimmungen darüber getroffen, in welcher 
Weise die Länder diejenigen Energiemengen, die 
von ihnen dem Reiche für ihre eigenen Ver- 
sorgungsgebiete überlassen worden sind, wieder 


an das Reichsnetz abzuliefern haben. 


‚oder 


er 


Ir durchdacht. 


Zur beratenden Mitwirkung bei Angelegen- 
heiten der Reichselektrizitäts-Wirtschaft errichtet 


die Reichsregierung einen Beirat, in welchem 


die Länder Sitz und Stimme haben. Ob und 
inwieweit der privaten Industrie hier auch nur 
das Recht der Beratung eingeräumt werden wird, 
ist aus dem Gesetzentwurf nicht zu ersehen. 
Das Reichsschatzministerium fordert für Durch- 


führung des Gesetzes 1000 Mill. M. Eine Be- 


rechnung über Verwendung und voraussichtliche 
Verzinsung dieses Riesenkapitals kann es nicht 
vorlegen. Auch Garantien für die Aufrechterhaltung 
Verbilligung der gegenwärtigen Tarife 
werden nicht gegeben, 

In dieser Hinsicht ist der Entwurf des 
englischen Gesetzes ausserordentlich viel besser 
Der vorbereitende Ausschuss, der 
seit zwei Jahren unter Zuziehung ‚von sachver- 
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ständigen Interessenten gearbeitet hat, erhielt die 
Aufgabe: 

„Eine gleichmässige und wirtschaftliche Ver- 
sorgung mit elektrischer Energie für alle Klassen 
von Verbrauchern im Vereinigten Königreich 
sicherzustellen.“ 

Als Zweck des Gesetzes wird bezeichnet: 
„Versorgung des ganzen Landes mit billiger 
elektrischer Kraft.“ 

Für die Finanzierung wird nicht der Kredit 
des Reiches beansprucht, vielmehr soll die Geld- 
beschaffung grundsätzlich durch Anleihen der 
Bezirks-Elektrizitäts-Körperschaften erfolgen und 
das Reich nur aushilfsweise und für die Ueber- 
nahme von Garantien beansprucht werden. 

Unsere bedeutendsten Verbände, an der 
Spitze der Verein Deutscher Ingenieure, haben 
den nachstehenden Protest bei der Nationalver- 
sammlung eingelegt: 


„Die unterzeichneten Verbände legen ent- 
schiedenste Verwahrung dagegen ein, dass ein 
Gesetz von so grundlegender Wichtigkeit für die 
deutsche Volkswirtschaft, wie der Gesetzentwurf 
über die Elektrizitätswirtschaft, der National- 
versammlung vorgelegt wird, ohne dass eine An- 
hörung der sachverständigen Fachverbände erfolgt 
wäre. Das Gesetz ist nicht hinreichend durch- 
gearbeitet und deshalb nicht geeignet, die nach 
der Begründung erstrebten Ziele. zu erreichen.“ 

Mit Rücksicht auf vielfache Kundgebungen 
aus den zuständigen Kreisen hat die National- 
versammlung die Anhörung von Sachverständigen 
beschlossen, deren Wahl bereits erfolgt ist. 
Zwischen der ersten und zweiten Lesung des 
Gesetzes wird diese Kommission mit einem Aus- 
schuss der Nationalversammlung, bestehend aus 
28 Mitgliedern, beraten und hoffentlich dem Gesetz 
eine zweckdienliche Fassung zu verleihen ver- 
mögen. 


Das kaufmännische Unterrichtswesen 
und die Ausbildung der Handelslehrer 
in Frankreich. 
Von Prof. Dr. Albert Calmes, Frankfurt a, M. 


Organisation des kaufmännischen Unter- 
richtswesens und Ausbildung der Handelslehrer 
sind zwei zusammengehörige Themata. Wie 


- der Handelslehrer, so der kaufmännische Unter- 


richt! Umgekehrt verhilft das gegebene Be- 
dürfnis der Handelsschulen einem adäquaten 
Handelslehrer zur Entstehung. Handelsschule 
und Handelslehrer beeinflussen sich wechsel- 
seitig. So kommt es, dass die Eigenart des 
kaufmännischen Unterrichtswesens eines Landes 
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einen massgeblichen Einfluss auch auf die Aus- 
bildung seiner Handelslehrer ausübt. Die Be- 
trachtung französischer Einrichtungen und 
Methoden im kaufmännischen Unterrichtswesen 
ist hierbei besonders interessant, weil sie von 
den deutschen vollständig abweichen. 


I. Eigenarten des französischen kauf- 
männischen Unterrichtswesens. 


Als erste, sofort in die Augen springende 
Eigenart des kaufmännischen Unterrichts in 
Frankreich ist seine organische Verbindung mit 
dem gewerblichen Unterricht zu erwähnen. 
Beides zusammen wird, unter Ausschluss des 
landwirtschaftlichen Unterrichts, als ‚‚enseigne- 
ment technique‘‘ bezeichnet. Diese Zusammen- 
fassung zweier im Grunde doch ziemlich 
ungleichartiger Unterrichtszweige ist aber keine 
bloss begriffliche, sondern sie wird praktisch 
durch eine ganze Reihe von Tatsachen belegt. 
So ist der in Frankreich vorherrschende 
Handelsschultypus, die Ecole pratique de 
Commerce, die, abgesehen von allen grundsätz- 
lichen Verschiedenheiten in der Aufgabe, der 
Organisation und dem Lehrbetrieb, am meisten 
noch der deutschen kaufmännischen Fort- 
bildungsschule entspricht, fast immer mit einer 
Ecole pratique d’Industrie unter der Gesamt- 
bezeichnung Ecole pratique de Commerce et 
d’Industrie verbunden. 


Die Kongresse für das kaufmännische 
Unterrichtswesen existieren in Frankreich nur 
in der weiteren Gestalt”der Congrös de l’en- 
seignement technique. Es gibt keine französische 
„Gesellschaft zur Förderung des kaufmännischen 
Unterrichtswesens‘‘, wohl aber eine ‚Association 
frangaise pour le diveloppement de l’enseigne- 
ment technique‘, deren Organ, etwa der 
deutschen „Zeitschrift für das gesamte kauf- 
männische Unterrichtswesen‘‘ entsprechend, den 
Titel „Bulletin de l’enseignement technique‘ 
führt und seine Spalten sowohl den Gewerbe- 
wie auch den Handelslehrern Öffnet. 

In der Staatsverwaltung gehört das 
„technische‘‘ Unterrichtswesen zur Direction de 
l’Enseignement technique. Diese Ministerial- 
abteilung untersteht ausschliesslich dem Minister 
für Handel und Gewerbe (ministöre du com- 
merce et de l’industrie). 


Eine klare Uebersicht über die verschiedenen 
Unterrichtsanstalten, die zum ‚‚technischen‘‘ 
Unterricht gehören, ist schwer zu erlangen. 
Die Ursachen sind teilweise dieselben wie in 
Deutschland. Wie die deutschen, so verdanken 
auch die französischen Handelsschulen ihre 
Entstehung der Initiative gemeinnütziger Ge- 
sellschaften, der Vertretungen des Handels, der 
Städte und der Bezirke (döpartements). Abge- 
sehen von der kürzlich gegründeten und unten 
des näheren noch zu besprechenden „Ecole 
normale de l’enseignement technique‘‘, besitzt 
der französische Staat keine einzige Handels- 
schule höheren oder niederen Grades. Dafür 
hat er sich allerdings finanziell an mehreren 
Gründungen beteiligt und unterstützt sie fort- 


während. Durch diese private und kommunale 
Initiative sind infolgedessen im Laufe der Jahre 
die Schulen lediglich unter Berücksichtigung 
der lokalen Bedürfnisse, ohne Rücksicht auf 
Eingliederung in ein System und unter den 
verschiedensten Bezeichnungen, mit den ver- 
schiedensten Aufnahmebedingungen und Lehr- 
programmen entstanden. Und als nun der 
Staat zum Bewusstsein der eminenten Bedeu- 
tung dieses vernachlässigten Unterrichts ge- 
langte, und das Bedürfnis empfand, das Ganze 
seiner Aufsicht zu unterstellen, so suchte er 
zuerst Ordnung unter die bestehenden Anstalten 
zu bringen durch die Schaffung von Inspektoren, 
von Normal-Lehrprogrammen, Gewährung von 
staatlichen Beihilfen u. dgl. 

Wichtig für das Verständnis des franzö- 
sischen kaufmännischen Unterrichtswesens und 
ganz besonders für den Vergleich mit Deutsch- 
land ist ferner eine Eigenart der kaufmännischen 
Praxis: es gibt in Frankreich keine 
praktische Lehrzeit. Das ist ein erheb- 
liches Moment, das alle Beachtung verdient. 

Wohl gibt es den Begriff des ‚‚apprentissage‘‘, 
und das Schlagwort von der ‚‚orise de l’appren- 
tissage‘‘ existiert in Frankreich wie auch in 
Deutschland. Aber ‚‚apprentissage‘‘ bedeutet 
in ‚Frankreich nicht mehrjährige praktische 
Lehrzeit in unbesoldeter Stellung mit gegen- 
seitigen, besonders gearteten Pflichten des Lehr- 
herrn und des Lehrlings auf Grund eines Lehr- 
vertrags, keine Unterweisungs-, Lehrperiode, 
sondern lediglich die erste Zeit einer kauf- 
männischen Anstellung, während der der „junge 
Mann‘‘ mehr mit untergeordneten, manuellen 
Arbeiten betraut wird. Mit anderen Worten, 
jeder Handlungsbeflissene, auch derjenige, der 
im Alter von 14 Jahren direkt von der Schul- 
bank in das Kontor eintritt, ist vom ersten 
Tage an, wenn auch nicht dem Namen, so doch 
der Sache nach, ein Handlungsgehülfe, ein 
„employ&, commis‘‘, der gleich für seine Dienste 
entlohnt wird und für dessen berufliche Aus- 
bildung niemand irgendwelche Verpflichtung 
übernimmt. . ah 

Dann gibt es noch ein drittes Moment, das 
dem französischen kaufmännischen Unterricht 
eine Eigenart verleiht: es ist das Fehlen des 
obligatorischen Fortbildungsschul - Unterrichts. 
Wer mit 12 Jahren die Volksschule im Besitze 
des Abgangszeugnisses (certificat d’ötudes 
primaires): verlässt, hat seiner gesetzlichen 
Schulpflicht genügt. Weder kaufmännische 
Lehrzeit, noch Zwangsfortbildungsschule! Hier 
scheint eine gewaltige Lücke zu klaffen. Sie 
wird, wenn nicht ganz, so doch einigermassen 
durch andere Organisationen ausgefüllt, näm- 
lich einerseits durch die zahlreichen unteren 
Hundelsschulen, die bereits erwähnten öcoles 
pratiques, die den Hauptteil des französischen 
kaufmännischen Unterrichts ausmachen, was 
nunmehr wohl begründet erscheint, und anderer- 
seits durch zahllose freiwillige kaufmännische 
Fortbildungskurse, die in den Abendstunden 
von den Kommunen und sonstigen gemein- 
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nützigen Organisationen unter verschiedenen 
Bezeichnungen veranstaltet werden. 


Eine vierte Eigenart nicht nur des kauf- 
männischen, sondern überhaupt des franzö- 
sischen Unterrichtswesens (wie übrigens auch 
des englischen) ist die grosse Bedeutung, welche 
der als Erwerbsunternehmen betriebenen Privat- 
schule zukommt. Diese Schulen werden nicht 
nur vom Staate genehmigt, sondern sie dürfen 
die staatliche Anerkennung (reconnu par l’Etat) 
anstreben, in welchem Falle sie der staatlichen 
Aufsicht unterworfen, ihr Prüfungskommissar 
vom Staate ernannt, ihre Zeugnisse vom Staate 
anerkannt werden, ja, der Staat ihnen sogar 
finanzielle Zuschüsse leistet, genau so wie den 
städtischen Anstalten Beihilfen gewährt. Damit 
wird lediglich das Grundprinzip betätigt: 
l’enseignement est libre. ; 

So gibt es private Gewerbeschulen für 
Mechanik, Elektrotechnik niederen und höheren 
Grades, die sich mit Recht eines ausgezeichneten 
Rufes erfreuen. Die bekannte Pariser Ecole 


Centrale beispielsweise, aus welcher die Auslese 


der französischen Ingenieure seit langem hervor- 
geht, war ursprünglich ein reines privates 
Erwerbs-Unternehmen und hat diesen Charakter 
teilweise bis heute bewahrt. 


So vorzügliche Leistungen haben allerdings 
die Privathandelsschulen in Frankreich nicht 
aufzuweisen. Auch der bekanntesten darunter, 
der Ecole Pigier, die an Bedeutung dem 
Londoner „Pitman‘“ gleichkommt, gebührt 
meines Erachtens das Prädikat ‚Presse‘‘, ob- 
gleich diese Schule staatliche Anerkennung 
und Förderung, ja sogar auf dem Umwege 
über Schülerstipendien indirekt eine staatliche 
finanzielle Unterstützung geniesst. 


II. DieOrganisation desytechnischen‘“ 
Unterrichts. 


Wenn man von den privaten Handels- 
schulen, die meist ausschliesslich elementaren 
kaufmännischen Unterricht und hauptsächlich 
nur in den Fertigkeiten (Schönschreiben, Steno- 
graphie usw.) erteilen, sowie von dem kauf- 
männischen Unterricht, der nebenher in den 
oberen Klassen der allgemeinen Volks- 
schule (&cole primaire sup6rieure) erteilt wird, 


- absieht, kann man im französischen technischen 


Unterricht drei Stufen unterscheiden. 
A. Die untere Stufe. 


Sie wird prinzipiell von den ‚‚Ecoles 
pratiques‘‘ eingenommen. 


Diese Anstalten erfüllen ungefähr diejenige 
Aufgabe, wenn auch in anderer Form und 
unter anderen Voraussetzungen, welche den 
deutschen kaufmännischen Fortbildungsschulen 
zufällt. Es sind Tagesschulen, denen die Schüler 
ihre ganze Zeit zu widmen haben. Der Besuch 
ist zugleich freiwillig und — wie es sich für 
eine Demokratie geziemt — unentgeltlich. Als 
Aufnahmebedingung gilt das Abgangszeugnis 
der Volksschule, d. h. ein Alter von 12 bis 
13 Jahren. 


Im einzelnen gibt es: 
1. Innerhalb des gewerblichen Unterrichts: 


a) Ecoles pratiques d’industrie (etwa: Untere 
Gewerbeschulen). Städtische Anstalten mit drei- 
jähriger Studiendauer. 

b) Mehr als Ausnahmeerscheinungen, zurzeit 
vier Ecoles nationales professionelles, welche, 
wie schon das Prädikat national andeutet, 
Staatsschulen sind. Sie entsprechen hinsichtlich 
des Zweckes den 6coles pratiques mit dem Unter- 
schied strengerer Aufnahmebedingungen und 
einer vierjährigen Studiendauer. Der Staat hat 
sie gleichsam als Typen errichtet, die dem 
kommunalen öcoles pratiques als Muster dienen 
sollten. 


2. Innerhalb des kaufmännischen Unter- 
richts bestehen Ecoles pratiques de Commerce, 
welche vielfach mit der Ecole pratique d’industrie 
unter einsm Dach und derselben Leitung ver- 
einigt werden. 

In diesen Anstalten liegt das Schwergewicht 
des französischen kaufmännischen Unterrichts. 
Staatliche Schulen dieser Art gibt es nicht. 
Doch partizipiert der Staat sowohl an den 
Errichtungs- als auch an den laufenden Kosten 
der von den Städten und den Handelskammern 
errichteten Schulen dieser Art mit erheblichen 
Beiträgen. 

Zurzeit bestehen deren ungefähr ein- 
hundert. Es sind durchgängig Knabenschulen, 
nur wenige nehmen Mädchen auf. Ziel ist 
Ausbildung des unteren Kontorpersonals. Nach 
Absolvierung erhält der Schüler ein ‚‚certificat 
d’ötudes pratiques commerciales‘‘. 


B. Mittlere Stufe, 


Auf gewerblicher Seite gibt es die Ecoles 
d’aris et mötiers. Eintrittsalter mindestens 
16 Jahre. Die Zulassung findet ‚au concours“ 
statt, d. h. jeder muss ein Aufnahmeexamen 
bestehen, und da die Schülerzahl begrenzt ist, 
werden jeweils nur die besten Kandidaten an- 
genommen. 

Auf kaufmännischer Seite gehören die 
„Ecoles sup6rieures du Commerce‘‘ hierher, 
die man kurz etwa als ein Mittelding zwischen 
der Handelsreal- und der Handelsoberrealschule 
bezeichnen kann. Zurzeit bestehen deren unge- 
fähr 20, unter denen sich keine ‚einzige Staats- 
anstalt, sondern nur Schöpfungen der Handels- 
kammern und der Städte befinden. Sie unter- 
liegen der Aufsicht des Staates, der ihnen, 
abgesehen von der moralischen Unterstützung, 
nur unerhebliche finanzielle Beihilfen gewährt. 

Sie sind mit wenigen Ausnahmen nur für 
Knaben bestimnt, die im Alter von mindestens 
16 Jahren zugelassen werden und dort zwei 
Jahre zu studieren haben. Die Aufnabme 
findet „au concours‘“ statt. 

In diesen Schulen besteht eine grossse 
Mannigfaltigkeit der Programme und der 
Organisation, in denen nicht nur ein gesunder 


Wettbewerb, wie etwa zwischen den deutschen 


Hochschulen, sondern auch ein sehr starkes 


. Streben sich bekundet, den örtlichen und 
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regionalen Bedürfnissen und Eigenarten im 
weitesten Masse Rechnung zu tragen. Fast alle 
diese Schulen haben zum Teil seit mehr als 
10 Jahren die Spezialisierung des Studiums 
eingeführt, die demnächst in der Prüfungs- 
ordnung der preussischen Handels-Hochschulen 
als das Ergebnis der bisherigen Entwicklung 
Ausdruck finden wird. Und auch die Spezia- 
lisierung ist keine einheitliche, So gibt es in 
bunter Mischung an den verschiedenen An- 
stalten Abteilungen für Warenhandel, Bank- 
wesen, Handelsmarine (Paris, Marseille), 
Kolonien (Bordeaux, Marseille, Nantes), Seiden- 
industrie (Lyon), Brauindustrie (Lille), Chemische 
Industrie (Lyon). 

Hierher gehört auch das in Form einer 
Aktien-Gesellschaft gegründete Institut com- 
mercial de Paris, das eigentlich aus zwei 
Schulen besteht, einer niederen Handelsschule 
($6ole pratique) und einer höheren Handels- 
schule (&cole supörieur de commerce), die als 
besondere Spezialität den Exporthandel pflegt. 


C. Die höhere Stufe 
(enseignement technique sup6rieur). 
Dieser Unterricht wird erteilt: 
1. Auf gewerblicher Seite: 


a) durch die Ecoles Centrales in Paris und 
in Lyon, 

b) durch die Eoole Polytechnique in Paris, 
die hauptsächlich Ingenieure für Heer und 
Marine ausbildet, 

c) neuerdings durch Spezialinstitute, z. B. 
für Elektrotechnik, welche sich einige Provinz- 
universitäten (Lille, Nancy, Grenoble u. a.) an- 
gegliedert haben. 

2. Auf kaufmännischer Seite: 


a) hauptsächlich durch die Ecoles des 
Hautes Etudes Commerciales in Paris, 

b) teilweise auch durch die Ecole libres 
des Sciences politiques, ebenfalls in Paris, die 
eine Akademie für Staats- und Wirtschafts- 
wissenschaften darstellt. 

Ueber diese ‘beiden Anstalten habe ich mich 
in einem Aufsatz in dieser Zeitschrift früher 
geäussert.*) Meinen damaligen Ausführungen 
möchte ich, teils bestätigend, teils ergänzend, 
noch einiges über die neuere Entwicklung der 
ersteren Anstalt beifügen. 

An der Ecoles des Hautes Etudes Com- 
merciales herrscht noch immer das eifrige 
Streben, die Anstalt auf ein hochschulmässiges 
Niveau zu bringen. Bedürfnis und Mittel, 
dazu insbesondere mit Bezug auf die ausge- 
zeichneten Lehrkräfte sind zweifellos vorhanden. 
Das grösste Hindernis liegt aber m. E. im 
Lehrbetrieb. Massgeblich erscheint mir hierbei 
weniger die Tatsache, dass die Studierenden 
nur eine sehr beschränkte Lernfreiheit haben, 
dass sie unbedingt alle Vorlesungen besuchen 
müssen, dass sie allwöchentlich Examina und 
Repitorien zu bestehen haben, worüber Fleis:- 


*) Vgl. Calmes, Das Handels-Hochschulwesen in Frank- 
reich. (Deutsche Wirtschafts-Ztg. IV. Jahrg. Nr. 9 u. 10), 


und Führungsatteste ausgestellt werden, mit | 
einem Worte mehr als Schuljungen, denn als 
selbständige Menschen behandelt 
werden, als die Tatsache, dass die Anstalt noch 2 


volljährige, 


zu sehr Lernschule ist, die ihre Aufgabe vor- 


nehmlich in der Uebermittlung eines möglichst 


grossen und vielseitigen Stoffes erblickt. 


Die Zulassung erfolgt auf Grund einer 


Aufnahmeprüfung, die sich, abgesehen von 
einer Fremdsprache, nur über allgemein bildende 
Fächer erstreckt. Kaufmännische Praxis wird 
nicht gefordert. 
sonstiges Schulzeugnis. 


Die Schule hat vier Abteilungen, zwischen“ 


denen der Studierende wählen soll: 
Abteilung Handel und Industrie, 
% Handel und Bankwesen, 
= Handel und Kolonialwesen, 
Konsularabteilung. 


III. Die Ausbildung der Handelslehrer. 
Diese Ausbildung kann prinzipiell auf zwei =) 


Arten erfolgen. 

Die eine besteht darin, dass der Handels- 
lehramtskandidat an den höchsten 
männischen Unterrichtsanstalten 


pädagogisch-didaktischen Ausbildung, oder mit 
gewissen Verschärfungen in den Anforderungen, 
die ein besonders 


Ebensowenig Matura oder ein 


kauf- 
denselben 
Unterricht geniesst wie der zukünftige Führer 
im Wirtschaftsleben, eventuell mit einigen Er- _ 
gänzunger, deren er in seinem späteren Beruf 
besonders bedarf, beispielsweise einer besonderen 


gründliches Fachstudium 


gewährleisten sollen, beispielsweise Verlängerung nn $ 
der Studierdauer von vier auf fünf Semestern, en 


wie an den deutschen Handels-Hochschulen. 


Diese Art der Ausbildung ist, sobald sehe 


höheren Unterrichtsanstalten bestehen, wohl die a 
gegebene, und so sehen wir sie tatsächlich wohl nn: 
bei allen Staaten in Gebrauch, z. B. in Deutsch- a 
land, Oesterreich, der Schweiz und Belgien. _ 


Auch in Frankreich war dies bis vor kurzem 


der einzige Bildungsweg für den Handelslehrer, 
und zwar gingen die Lehrer für die Eoles 
superieures de Commerce meist aus der Eooles 


des Hautes EtudesCommereoiales hervor, während 


‚die Lehrer an den Ecoles pratiques sowohl aus = 


der Ecole des Hautes .Etudes commerciales 


als auch aus den Ecoles supörieures de Commerce 


stammten. 
Die andere Art besteht in der Ausbildung 


der Handelslehrer in besonderen, eigens und es 


nur für sie errichteten Handelslehrer-Seminarien. = 
Dieses System bedeutet Schaffung und Unter-- 
haltung einer besonderen Anstalt und kann sich 
daher nur unter gewissen Voraussetzungen als 
vorteilhaft erweisen, sei es, dass der erstere 
Weg der Ausbildung aus Mangel an geeigneten 


Unterriohtsanstalten nicht gangbar erschin, 
sei es als Mittel zur gründlichen Rforım ds 


kaufmännischen Unterrichtswesens von seiten der 


Zentralgewalt in kürzester Frist. Jedenfalls 


ist ein erheblicher und dauernder Bedarf an ga 


Lehrkräften, d. h. das Vorhandensein ins 


bereits entwickelten Unterrichtswesens Voraus- 


E 
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| setzung für die Einführung dieses Systems der 


. zogen werden. 


Ausbildung der Handelslehrer. 

Der erste mir‘bekanute Versuch dieser 
Art ist das 1893 in Budapest gegründete staat- 
liche Handelslehrer-Seminar. Eine ähnliche 
Schöpfung ist dieEcole Normale del’enseignement 
technique in Paris, welche als Staatsanstalt 
kürzlich in räumlicher Verbindung mit einer 
ebenfalls staatlichen Ecole des Arts et Mötiers 
‚eröffnet wurde. Die Eröffnung geschah am 
26. Oktober 1912. Es handelt sich aber um 
einen Versuch allerneuesten Datums, und wenn 
sich bei einer so jungen Schöpfung naturgemäss 
jegliches Urteil verbietet, so ist doch jetzt 
schon die Art und Weise, wie dieser Versuch 
angestellt wurde, von Interesse. 

Die Ecole Normale de l’enseignement 
technique hat als Hauptfrage die Ausbildung 
von Handels- und von Gewerbelehrern für die 
niederen Handels- bezw. Gewerbeschulen (6coles 
pratiques de commerce bezw. d’industrie), da 
sich der Lehrkörper für die minder zahlreichen 
höheren Handelsschulen (&coles supsrieures de 
commerce) meist aus den besten Lehrkräften 
der. niederen Handelsschulen rekrutiert. 

Ihrer Aufgabe entsprechend zerfällt die 
Anstalt in zwei Abteilungen, einer Handels- 
und einer Gewerbeabteilung, von denen uns 
hier nur die erstere interessiert. 

Aufgenommen werden sowohl männliche 
als auch weibliche Lehramtskandidaten. Die 
Aufnahme geschieht „au concours“‘, d. h. die 
Kandidaten, welche meist aus dem Volksschul- 
Lehrerseminar hervorgehen, müssen ein Auf- 
nahme-Examen bestehen, das die Aufnahme 
jedoch insofern nicht garantiert, als nur soviel 
aufgenommen werden, als der mutmassliche 
Bedarf an Handelslehrern in den nächsten 
Jahren betragen wird. Andererseits ist die 


_ Aufnahme in die Anstalt gleichbedeutend mit 
_ dem Eintritt in den Handelslehrerberuf, indem 
_ die Studienjahre auf die Dienstzeit angerechnet 


warden und die Schüler, welche die Bezeichnung 
elöves-professeurs tragen, sich vor der Zulassung 
verpflichten müssen, sieben Jahre lang im Amte 
zu verbleiben und vor der Zulassung zur 
Prüfung einer ärztlichen Untersuchung unter- 
Für die Zulassung jener Auf- 
nahme-Examen müssen die männlichen Kandi- 
daten mindestens 20 und höchstens 25 Jahre 
alt sein, die weiblichen 19 bez. 24. 

Bezüglich der Zulassungsbedingungen ist 
bemerkenswert, dass weder theoretische Fach- 
kenntnisse noch kaufmännische Praxis von den 
Kandidaten verlangt werden. Das Zulassungs- 
Examen erstreckt sich lediglich auf die Fächer 


der allgemeinen Bildung, sowie auf eine Fremd- 


sprache (Englisch, . Deutsch oder Spanisch). 
Auch für die Erteilung des Handelslehrer- 


Patents wird keine Anschauung von der kauf- 


männischen Praxis verlangt. Es bleibt Sache 


des Einzelnen, sich diese nach dem Austritt 
aus der Anstalt freiwillig anzueignen und sich 


den hierzu notwendigen Urlaub zu erwirken. 


Demgegenüber wird im Entwurf der Handels- 


lehrerprüfung für die preussischen Handels- 
hochschulen zumindest von jedem Prüfungs- 


‚kandidaten ‚eine hinreichende Anschauung von 


der kaufmännischen Praxis‘‘ verlangt. Noch 
weiter geht Oesterreich, welches für die Zu- 
lassung zur Ablegung der Handelslehramts- 
prüfung eine mindestens zweijährige Tätigkeit 
in der kaufmännischen Praxis zur Bedingung 
macht. Hingegen verlangt das ungarische 
Handelslehrer - Seminar in Budapest keinen 
solchen Nachweis weder bei der Zulassung noch 
bei der Abgangsprüfung. 

Die Studien an der Ecole Normale dauern 
2 Jahre. Durch die Abgangsprüfung erlangt 
der Kandidat ein ,‚‚Oertificat d’aptitude au 
professorat commereial“. 

Die Prüfung besteht aus zwei Teilen. 

Zum ersten allgemeinen Teil gehören die 
Fächer: 

. Französisch, 

. Mathematik, 

. Handelslehre (Grundzüge), 

. Buchhaltung (Grundzüge), 

. eine erste Fremdsprache, und zwar Eng- 
lisch oder Dautsch, 

6. Wirtschaftsgeschichte, 

7. Stenographie und Maschinenschreiben. 

Im zweiten, speziellen Teilkann der Kandidat 
zwischen den beiden folgenden Fächergruppen 
wählen. 

Erste Gruppe: 

1. Pädagogik, 

2. Wirtschaftsgeographie, 

3. zwei weitere Fremdsprachen, 

4. Handelspolitik. 

Zweite Gruppe: 

. Pädagogik, 

. Handelslehre, Buchhaltung und Handels- 
korrespondenz, 

. Kaufmännisches Rechnen, 

. Chemie und Warenkunde, 

. Handelsrecht. 

Bemerkenswert ist die Einrichtung, dass 
der Unterricht in doppelten Händen liegt. 
Zunächst hält der an der Anstalt meist nur 
nebenamtlich wirkende Fachgelehrte, der 
Universitätsprofessor, seine Vorlesung. Sodann 
wird dieser Stoff unter der Leitung eines be- 
währten Handelslehrers, der ebenfalls der 
ersten Vorlesung beiwohnte, nochmals mit den 
Studierenden unter pädagogischen Gesichts- 
punkten durchgenommen. Auf diese Weise 
gehen die Aufnahme des Wissensstoffes und 
seine pädagogische Behandlung Hand in Hand. 


rsopD- 
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Die kommende Umsatzsteuer. 

Gutachten des Deutschen Industrie=- und Handelstags. 

Der Steuerau'sschuss des Deutschen 
Industrie- und Handelstags hat in seiner 
Sitzung vom 18. August d. J. über den Entwurf 
eines Umsatzsteuergesetzes beraten und,abgesehen 
von Beschlüssen zu einzelnen Bestimmungen, 
folgenden allgemeinen Beschluss gefasst: 


‚Gegenüber dem der Nationalversammlung 
vorliegenden Entwurf eines Umsatzsteuer- 
gesetzes hält der Steuerausschuss des Dautschen 
Industrie- und Handelstags an den Bedenken 
fest, die in den Erklärungen des Haupt- 
ausschusses vom 3. Mai 1916 und 28. Mai 1918 
gegen die Besteuerung des Umsatzes geäussert 
worden sind. Die Bedenken verschärfen sich 
noch angesichts der erhöhten Steuersätze des 
Entwurfs und der vorgeschlagenen Ausge- 
staltung der Steuer im einzelnen, insbesondere 
ihrer Zerlegung in eine allgemeine Umsatz- 


steuer, eine Kleinhandels- Umsatzsteuer für 


hauswirtschaftliche Gegenstände und eine in 
zweierlei Weise zu erhebende Luxussteuer. 
Hierdurch werden ausserordentliche Be- 
lastungen und Belästigungen des Verkehrs 
herbeigeführt, die nur durch die trostlose 
Finanzlage des Reiches gerechtfertigt werden 
können.“ . 


Zur Begründung dieses Beschlusses hat der 
Handelstag folgende Ausführungen der National- 
versammlung unterbreitet: 


Bereits zu dem Entwurf des zurzeit in 
Geltung befindlichen Umsatzsteuergesetzes, sowie 
zu der Novelle zum Reichsstempelgesetz vom 
26. Juni 1916 hat der Hauptausschuss des 
Deutschen Industrie- und Handelstags auf die 
schweren Bedenken hingewiesen, die jede Be- 
steuerung des Umsatzes mit sich bringen muss, 
und er hat seine Auffassung in den Beschlüssen 
vom 3. Mai 1916 und vom 23. Mai 1918 nieder- 
gelegt. Durch den vorliegenden Entwurf werden 
die Bedenken noch verschärft, da die Steuer- 
sätze erheblich erhöht sind und in ihrer Wirkung 
einer Besteuerung desjenigen Einkommenteiles 
des Abgabepflichtigen, der von ihm in irgend 
einer Form verbraucht wird, entsprechen. 
Wenn man bedenkt, dass bei dem hauswirtschaft- 
lichen Verbrauch eine Steuer von 5 pCt. für 
die notwendigsten Gegenstände vorgesehen ist, 
wenn man ferner bedenkt, dass sich dieser 
Betrag für alle diejenigen Gegenstände, die 
über den notwendigsten Lebensbedarf hinaus- 
gehen, durch eine zehnprozentige Fabrikatsteuer 
erhöht, und wenn man endlich noch berück- 
sichtigt, dass hierzu in den meisten Fällen — 
einmal oder mehrmals — eine bei früheren 
‚Umsätzen des gleichen Gegenstandes oder seiner 
Bestandteile erhobene einprozentige Steuer tritt, 
so kommt man zu dem Ergebnis, dass das 
verbrauchte Einkommen jedes Abgabe- 
pflichtigen mit Steuern belegt wird, die je nach 
Art der verbrauchten Gegenstände Sätze von 
5 bezw. 15 pCt. noch überschreiten, somit 
jedenfalls wesentlich höher sind als die bisherigen 
Sätze der Staatseinkommensteuer. Dabei ist 
die Steuer insofern als roh und der tatsächlichen 
Leistungsfähigkeit keineswegs nachkommend 
zu bezeichnen, als sich die Frage, wie oft die 
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allgemeine Steuer von 1 pCt. bei jedem Gegen- 
stand zur Erhebung gelangt, lediglich danach 
entscheidet, wie oft der Gegenstand auf seinem 
Wege vom Erzeuger zum Verbraucher seinen 
Eigentümer wechselt, sachliche Momente also 
nicht in Frage kommen. 

Es bedarf keiner Erörterung, dass eine 
solche in dem Rahmen einer Umsatzsteuer er- 
scheinende Verbrauchssteuer als eine sohwere 
Belastung der gesamten Bevölkerung zu be- 
trachten ist und eine weitere Erhöhung der 
bereits gewaltig gestiegenen Preise 
mit sich bringen muss. Dies ist um so mehr 
zu bedauern, als nach den bisherigen Erfahrungen 
die deutsche Arbeiterschaft nicht zögern wird, 
neue Lohnerhöhungen zu verlangen, und zwar 
in einem Ausmasse, das die durch die Steuer 
hervorgerufene allgemeine Preiserhöhung über- 
schreiten dürfte. Hierüber ist sich auch die 
Regierung im klaren, denn sie schreibt in der 
Begründung ausdrücklich, dass gerade die Ar- 
beiter, wie sich die Verhältnisse entwickelt 
hätten, so grossen politischen und wirtschaft- 
lichen Einfluss besässen, dass sie in ihren Löhnen 
und in ihren sonstigen Existenzbedingungen 
den vollen Ausgleich für die Belastung ihres . 
Verbrauchs finden würden. Selbstverständlich 
wird die Abwälzung die Folge haben, dass die 
endlose Schraube ‚‚höhere Löhne — höhere 
Preise, höhere Preise '— höhere Löhne‘', die 
im Deutschen Reiche überhaupt noch nicht zum 
Stehen gekommen ist, von neuem lehafter in 
Bewegung gesetzt wird. Auf die weitere Ge- 
staltung unseres Wirtschaftslebens wird die 
Entwicklung sodann ohne Frage ihren hinlänglich 
bekannten und bedauerlichen Einfluss ebenfalls 
ausüben, und zwar nicht nur in der Richtung, 
dass die Geldentwertung Fortschritte macht, 
sondern dass auch unsere Wettbewerbsfähigkeit 
auf dem Weltmarkte, die an sich schon durch 
andere Faktoren in Frage gestellt ist, eine neue 
Erschütterung erfährt. Was insbesondere den 
letztgenannten Punkt betrifft, so ist zu beachten,” 
dass wohl steuertechnisch die Möglichkeit be- 
steht, die letzte auf eine auszuführende Ware 
gelegte Umsatzsteuer zu vergüten, dass dies 
aber ausgeschlossen ist bei den Steuerbeträgen, 
die in Form von Lohnerhöhungen abgewälzt. 
wurden und auf diesem Wege im Preise der 
Ausfuhrgüter enthalten sind. 

Als fernere, wenn auch nicht so bedenk- 
liche Wirkungen der hohen Umsatzsteuer sind 
die Beinträchtigung des Zwischenhaudels 
und die Gefahr der Konzentration von j 
Einzelbetrieben zu nennen. Was den 
ersten Punkt betrifft, so kann die Möglichkeit 
einer Ersparnis von 1 pCt. ‚zu dem Versuch 
führen, volkswirtschaftlich wichtige Glieder des 
Güterverteilungsprozesses zu beseitigen. In 
welchem Umfange das der Fall sein wird, lässt 
sich allerdings nicht übersehen, da mancher 
Abnehmer es vorziehen wird, 1 pCt. mehr zu 
bezahlen, als der Vorteile, die ihm durch den 
Zwischenhändler gewährt werden und unter 
denen u.a. die Kreditgewährung, die grössere 


- Unkosten, die 
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Auswahl, das bessere Verständnis für die Be- 
dürfnisse des Abnehmers zu nennen sind, ver- 
lustig zugehen. Immerhin aber muss der Zwischen- 
händler bemüht sein, seinem Abnehmer soviel 
zu bieten, dass für ihn der Verlust des 1 pCt. 
annehmbar erscheint, und wenn dies nicht, 
oder auch nur scheinbar nicht gelingt, so be- 
steht eben die angedeutete Möglichkeit, dass 
volkswirtschaftlich wichtige Existenzen verloren 
gehen. Ebenso ist die Gefahr der Konzentration 
nicht von der Hand zu weisen, obwohl kaum 


zwei Unternehmungen, die an sich nicht die 


Absicht der Verschmelzung haben, deshalb zu 
einer solchen schreiten, um die Umsatzsteuer 
zu ersparen. Trotzdem ist mir sehr wohl 
denkbar, dass der Entschluss einer Ver- 
schmelzung durch die in Aussicht stehende 
Steuerersparnis, wenn nicht hervorgerufen, so 
doch bestärkt wird und insofern nicht nur 
den wirtschaftlich zu begrüssenden, sondern 
auch anderen Zusammenschlüssen die Wege 
geebnet werden. 

Ein sehr gewichtiges Bedenken ruft dieSteuer 
wieder insofern hervor, als es nicht unbedingt 
sicher ist, ob die vom Gesetzgeber gewünschte 
Abwälzung möglich sein, d. h. ob die Ver- 
kehrssteuer tatsächlich zu einer Verbrauchs- 
steuer werden wird. Geschieht dies nicht, so 
müssen Industrie und Handel die Steuer selbst 
bezahlen, wodurch sie, statt zu einer Ver- 
brauchssteuer zu werden, den Charakter einer 
Gewerbesteuer annimmt. Das aber hätte die 
verderblichsten Folgen für unser Wirtschafts- 
leben, denn eine Gewerbesteuer, die zwischen 
1 und 15 pCt. vom Umsatz schwankt, ist auf 
die Dauer nicht zu ertragen und muss zum 
„Ruin des mit ihr Belasteten führen. Auch dieser 


. Erscheinung ist sich die Regierung bewusst, 


sie glaubt aber über die Bedenken deswegen 
hinwegkommen zu können, weil in Deutschland 
ein grosser Warenmangel herrsche und dadurch 
für jeden Verkäufer die Möglichkeit bestehe, 
ihrer Natur nach abgewälzt 
werden sollen, auch abzuwälzen. Diese Ansicht 
mag zurzeit zutreffend sein; das Gesetz, um 
das es sich hier handelt, ist aber nicht ein 
Gesetz für die Uebergangszeit, sondern es ist 
für die Dauer bestimmt, und wenn wir wieder 
einmal einen grösseren Warenreichtum haben 
sollten, so ist es noch sehr ungewiss, ob dann 
die Abwälzungen mit der jetzigen Sicherheit 
vorzunehmen sind. Ausserdem kommt in Be- 
tracht, dass vermutlich schon recht bald infolge 
der hohen Steuern eine Beschränkung des Ver- 
brauchs eintreten wird, und dass manche Waren 
jedenfalls dann nicht mehr absetzbar sein 
werden, wenn eine so ausserordentliche Preis- 
erhöhung, wie sie’die Steuer erforderlich macht, 
vorgenommen werden muss. In diesem Falle 
dürfte mithin schon in absehbarer Zeit für die 
Hersteller und Händler die Frage auftauchen, 
ob sie auf die Herstellung und den Absatz der 
betreffenden Erzeugnisse ganz verzichten, oder 
ob sie die Steuer, sei es teilweise, sei es ganz, 
selbst tragen wollen. 
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Neben den Schwierigkeiten materieller Natur 
sind sodann noch die Erschwerungen und Be- 
lästigungen zu erwägen, die auf der Art der 
Steuererhebung beruhen. Der Gesetzentwurf 
umfasst vier verschiedene Steuerformen, nämlich 
1. eine allgemeine Umsatzsteuer, 2. eine Klein- 
handelsumsatzsteuer, 3. eine Luxussteuer auf 
Waren, die wieder in eine Fabrikatsteuer und 
eine Kleinhandelssteuer zerfällt, und 2, eine 
Luxussteuer auf Leistungen. Diese Mannig- 
faltigkeit bringt es mit sich, dass der Gewerbe- 
treibende in jedem einzelnen Falle vor die 
Frage gestellt ist, ob eine, und welche Steuer 
zu entrichten ist, eine Aufgabe, die eine Fülle 
von Arbeit und Aufmerksamkeit, insbesondere 
in buchtechnischer Beziehung verlangt. Die 
Regierung hat den Versuch gemacht, der 
Schwierigkeiten dadurch Herr zu werden, dass 
sie verschiedene Verzeichnisse steuer- 
pflichtiger Gegenstände teils im Gesetz 
selbst aufstellt, teils die Aufstellung solcher 
Listen dem Reichsrat überlässt. Indes kann 
diese Lösung des Problems nicht als befriedigend 
bezeichnet werden, da die Voraussetzungen, 
von denen bei Aufstellung der Verzeichnisse 
ausgegangen ist oder ausgegangen werden soll, 
ständigen Schwankungen unterliegen und ausser- 
dem die Verzeichnisse nach Lage der Dinge nicht 
so erschöpfend gestaltet werden können, dass 
jeder Zweifel unterbleibt. In dieser Er- 
kenntnis hat die Regierung dem Reichsrat das 
weitere Recht zugebilligt, nicht nur die von 
ihm selbst aufgestellten Listen Aenderungen 
zu unterziehen, sondern auch Ergänzungen 
bezüglich der im Gesetze selbst aufgestellten 
vorzunehmen. Doch auch dies führt zu Be- 
denken mannigfacher Art, zumal da es eine in 
der Steuertechnik kaum dagewesene Erscheinung 
sein dürfte, dass einer Stelle wie dem Reichs- 
rat die Befugnis gegeben wird, von sich 
aus vorhandene Steuergesetze sowohl auszu- 
gestalten, wie auch von Grund aus umzubauen. 
Man steht eben bei den Listen, wie sie von 
der Regierung geplant sind, vor der misslichen 
Wahl, entweder eine gewisse Starrheit walten 
zu lassen, bei der jede Anschmiegung an die 
Gestaltung der Konjunkturverhältnisse, des 
Geldwertes usw. ausgeschlossen ist, oder aber 
durch Uebertragung entsprechender Vollmachten 
an irgend eine besondere Stelle den Versuch 
zu machen, die wünschenswerte Schmiegsamkeit 


herbeizuführen, auf die Gefahr hin, dass 
nunmehr in anderer Weise das wirtschaft- 
liche Leben geschädigt wird. Um in der 


letzten Hiusicht nur einen Punkt herauszu- 
greifen, sei darauf aufmerksam gemacht, dass, 
wenn bei einem bestimmten Gegenstand die 
Preisgrenze, bis zu der Steuerfreiheit gelten 
soll, erhöht wird, diejenigen, die die Ware zu 
einem zwischen der früheren und der neuen 
Preisgrenze liegenden Preise einkauften, einen 
Verlust gegenüber denen erleiden, die die 
Ware nach der Heraufsetzung der Preisgrenze 
einkauften, und dass im umgekehrten Falle, 
d.h. wenn die Preisgrenze herabgesetzt wird, 
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der, der noch steuerfrei 
einen eigentlich ungerechtfertigten Gewinn 
macht. Vielleicht könnte man hier erwägen, 
die Unebenheiten dadurch zu beseitigen, dass 
man in dem ersten Falle eine Steuervergütung 
eintreten liesse und im zweiten Falle dem 
Weiterveräusserer verböte, die von anderen 
bereits entrichtete Steuer bei seinen Preisen 
einzurechnen. Damit aber kommt man auf 
so schwierige Gebiete und zu solchen Be- 


lästigungen des Verkehrs, dass auch von dieser 
Lösung des Problems nicht viel gehofft werden 


kann. Sowohl ein starres Verzeichnis steuer- 
pflichtiger Gegenstände, wie auch ein in diese 
Starrheit Bewegung bringendes System hat also 
manches gegen sich, und es wird vermutlich, da 
es bei dem Aufbau der Steuer ganz ohne die 
gedachten Verzeichnisse kaum gehen wird, kein 
anderer Ausweg bleiben, als ein Kompromiss 
zu wählen, d.h. dem Reichsrat die Macht: zu 
geben, innerhalb der vom Gesetzgeber fest- 
gesetzten Grenzen die Steuer auszugestalten, 
ihm darüber hinaus aber jeden Eingriff zu 
verbieten. 

Die zahlreichen Bedenken, die bei Prüfung 
des vorliegenden Gesetzentwurfes auftauchen, 
zwingen zu der Frage, ob sich nicht wenigstens 
hinsichtlich der Art der Steuererhebung eine 
Vereinfachung erzielen liesse, und es liegt 
der Gedanke nahe, die Steuer entweder als eine 
reine Fabrikatsteuer zu erheben oder als eine 
reine Kleinhandelsumsatzsteuer. | 

Um mit der ersteren, der Fabrikatsteuer, 
zu beginnen, so würde für sie der Umstand 
sprechen, dass ein grosser Teil der Industrie 
sich bereits nach dem vorliegenden Entwurf 
mit der Fabrikatsteuer zu befassen hat, und 
dass es vielleicht sogar eine Vereinfachung wäre, 
wenn man allgemein eine Fabrikatsteuer auf- 
stellte, statt, wie es jetzt vorgesehen ist, in 
jedem Falle die Prüfung zu verlangen, ob ein 
abgabepflichtiger Gegenstand hergestellt wird 
oder nicht. Indes sprechen gegen eine Fabrikat- 
steuer auch so gewichtige Momente, dass man 
von ihr Abstand nehmen muss. Zunächst würde 
es einen ausserordentlichen hohen Kapitalaufwand 


bedeuten, wenn bei allen Gegenständen eine 


Steuer, die der Verbraucher zu tragen hat, 
bereits beim Hersteller erhoben würde und unter 
Umständen lange Zeit verginge, bis der Betrag 
vom Verbraucher erstattet würde. Sodann würde 
man hinsichtlich der Ausfuhr auf Hemmurgen 
stossen, denn wenn es jetzt schon schwer ist, 
einen Ausgleich für die Luxusfabrikatsteuer zu 
finden, so würden diese Schwierigkeiten noch 
wachsen, falls jeder Gegenstand mit einer 
Fabrikatsteuer belegt würde. Endlich würden 
sich noch Bedenken in der Richtung ergeben, 


dass, wenn man überhaupt zwischen Luxus- 
und anderen Gegenständen unterscheiden will, 


die gleiche fast unlösbare Aufgabe, die bei dem 
jetzigen Rechtszustand für den Kleinhändler 
vorliegt und die darin besteht, dass zwischen 
den mannigfaltigen Waren eines Betriebes 


steuerlich unterschieden werden muss, nun beim 


Hersteller in die Erscheinung träte. 


einkaufen konnte, 


‚die Ware in die Hände desjenigen gelangt, der 
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Mit einer allgemeinen Fabrikatsteuer ist Be 
also kein gangbarer Ausweg zu schaffen, und 
es bleibt zu prüfen, ob man nicht umgekehrt, 
statt die ganze Steuer beim Hersteller, die ganıe 


Steuer beim Kleinhändler in Gestalt einer ent- 
sprechend erhöhten Kleinhandelsumsatz- 
steuer erheben will. Diese Steuer hat sogar 
grosse Vorzüge, und man könnte versucht sein, 
ihr ohne weiteres das Wort zu reden, wenn 
nicht auch hier wieder Bedenken aufiräten. 
Unter den Vorzügen ist zunächst der zunennen, 
dass die Steuer erst dann erhoben wird, wenn 


die Steuer tragen soll. Ferner ist zu beachten, | 
dass .bei allen früheren Warenumsätzen jede 
steuerliche Belästigung vermieden wird, wraus 
sich die Lösung der beiden wichtigen Probleme, 
die Ausfuhr freizulassen und den Zwischen 
handel zu schützen, von selbst ergibt. Das 
demgegenüber die Kleinhandelsumsatzsteuer m e 
Vergleich zu den jetzigen Vorschlägen beträcht- 
lich erhöht werden müsste, kann sachlich nicht 
als ein Fehler -aufgefasst werden, weil dr 
Verbraucher ja den gesamten Steuerbetrag zu 
zahlen hat, einerlei, ob beim letzten Umsatz 
eine 5 proz. Umsatzsteuer, daneben aber noch 
eine bei den früheren Umsätzen wiederholt er- 
hobene 1 proz. Umsatzsteuer zu zahlen ist, oder 
ob unter Wegfall der letztgenannten Steuerr-- 
beträge eine erhöhte Kleinhandelsumsatzsteuer ' 
bezahlt werden muss. Trotz der Vorzüge, die 
eine ausschliessliche Kleinhandelsumsatzsteuer 
hat, muss aber auch von ihrer Einführung ab- 
gesehen werden und zwar aus zwei durch- 
schlagenden Gründen. Obwohl es, wie eben 
geschildert, für den Verbraucher sachlich gleich- ER 
gültig ist, ob er eine höhere Kleinhandelsumsatz, 
steuer oder eine niedrigere Kleinhandelsumsatz-. 
steuer, verbunden mit früher erhobenen all 
gemeinen Umsatzsteuern, zu zahlen hat, so ist 
es doch, wenn angängig, zu vermeiden, dass 
dem Abgabepflichtigen, insbesondere bei den 
notwendigsten Gegenständen, z. B. beim Brot, 
zum Bewusstsein gebracht wird, dass von hm 
eine Verbrauchssteuer von über 5 pCt. bezahlt 
werden muss. Solche psychologischen Erwä- 
gungen entbehren selbstverständlich der sach- 
lichen Bedeutung, sie sind jedoch trotzdem 
nicht als unbeachtlich zu behandeln. Was aber 
in noch stärkerem Masse gegen eine Kleinhandels- 
umsatzsteuer spricht, ist der Umstand, dass 
mit ihr die gesamte Luxussteuer fallen würd, —_ 
und dass der Gedanke der Luxussteuer so sehr 

in die Köpfe weitester Bevölkerungskreise ein- 
gehämmert worden ist, dass man von ihm nicht 
Abstand nehmen kann. Fallen müsste aber die 
Luxussteuer bei einer Kleinhandelsumsatzsteuer 
notwendigerweise deswegen, weil es vollkommen 
ausgeschlossen ist, dem Kleinhändler zuzumuten, 
neben der Kleinhandelsumsatzsteuer auch noch 
eine Luxussteuer in dem in dem vorliegenden 
Entwurf gemachten Umfange zu erheben. Schon Eu 
jetzt bei dem geringen Umfange der luxussteuer- x 
pflichtigen Gegenstände haben, was bereits nr 
gedeutet wurde, viele Geschäfte mit Schwierig- 
keiten zu kämpfen, die luxussteuerpflichtigen 
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Waren von den nicht luxussteuerpflichtigen 
Waren zu trennen; ins uferlose würden diese 
Schwierigkeiten aber steigen, nachdem der 
Begriff des Luxus auf alle diejenigen Gegen- 


 stände erstreckt sein wird, die über den not- 


sie in welcher. Form auch 


wendigsten Bedarf hinausgehen. R 

Man gelangt also zu dem Ergebnis, dass die 
Erhebung einer Umsatzsteuer in anderer 
Form, als sie in dem Gesetz vorgesehen ist, 
auf unüberwindliche Schwierigkeiten stösst; 
und da der im Gesetz vorgeschlagene Weg 
auch von Schwierigkeiten begleitet ist, ausser- 
dem aber gegen eine hohe Umsatzsteuer, möge 
immer erhoben 
werden, gewichtige Bedenken sprechen, so wäre 
an sich der Entwurf der Regierung von vorn- 
herein abzulehnen, womit der Steuerausschuss 
des Deutschen Industrie- und Handelstags auch 
nur dem früher von ihm vertretenen Stand- 
punkt treu bliebe. Indes meint der Steuer- 
ausschuss trotz seiner gewichtigen Gründe von 
der Ablehnung absehen zu sollen, weil er 
.die schwierige Finanzlage des Deutschen Reichs 
in Betracht zieht, und weil er dem Gedanken, 
dass die Geldbedürfnisse des Reichs nicht in 
vollem Umfange durch direkte Steuern auf- 
‚gebracht werden dürfen, seine Billigung nicht 
versagt. 


Bücherschau. 


‚die Versicherungsgesellschaften 


Carl Weiss, Die Betriebsgewinne der 
Deutschen Versicherungs -Gesellschaften. Ein 
Beitrag zur Frage der Verstaatlichung 
des Versicherungswesens. J. Benzheimer, 
Mannheim 1919. 123 S. Der Verfasser 
bezeichnet als den Zweck seiner Schrift, die 


Gewinne zu untersuchen, welche die Gesell- 


schaften aus ihren Prämien und Kapitalien 
erzielen, insbesondere wie hoch die Gewinne 


_ mit und ohne Kapitalzinsen sind. Mit dieser 


Seheidung will er die Meinung widerlegen, dass 
sehr grosse 
Dazu ist nun die Unter- 
scheidung ungeeignet, denn die Einnahmen 


Gewinne erzielen. 


Se ' aus Zinsen sind bei der Versicherungs-Gesell- 


schaft Elemente des Gewinns, die von den Ver- 
sicherten herrühren, genau wie bei jedem 
anderen Unternehmen, das mit fremdem Kapital 
arbeitet. In diesem Punkt nähern sich die 


Versicherungsgesellschaften den Bankgeschäften. 


- 


‚ rungsgesellschaften von hohem Werte. 


Würde man den Grundgedanken des Verfassers 
auf die Banken anwenden und bei ihnen die 
Gewinne, die aus Zinsen herrühren, ausscheiden, 
so würde jedermann sofort die Fehlerhaftigkeit 
der Fragestellung erkennen. Gleichwohl ist 
die Arbeit als Zusammenstellung und Analyse 
der Betriebsgewinne der Deutschen Versiche- 
Der 
Verfasser verfolgt ausserdem noch die Absicht, 


den Bestrebungen auf Verstaatlichung des 


Versicherungsgeschäfts entgegenzutreten. Diese 
Absicht hat er unzweifelhaft mit besseren 
Mitteln verwirklicht. Insbesondere ist ‚sein 
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Hinweis von Bedeutung, welchen ausserordent- 
lichen Anteil am Gesamtgeschäft das Auslands- 
geschäft, besonders in der Transport- und 
Rückversicherung hat und wie grosse Schäden 
die deutsche Volkswirtschaft infolge des Wegfalls 
des Auslandsgeschäfts im Falls einer Verstaat- 
lichung erleiden würde. 


Rechte und Pflichten der Gemeindever- 
ordneten (in den Landgemeinden) in den deut- 
schen Bundesstaaten. Schriften des Vereins 
für Kommunalwirtschaft und Kommunal- 
politik. Heft 12—15. Deutscher Kommunal- 
verlag, Berlin-Friedenau 1919, 311 S. — Im 
Anschluss an das Werk über Rechte und 
Pflichten der Stadtverordneten in den einzelnen 
Bundesstaatsn hat der Verein für Kommunal- 
wirtschäft und Kommnnalpolitik die Rechtsver- 
hältnisse der Gemeinde-Vertreter in den Land- 
gemeinden zusammengestellt. Eine solche 
Zusammenstellung auf 311 Seiten gedrängt, 
kann nicht den Anspruch darauf erheben, für 
die Praxis geschrieben zu sein; sie kann nur 
den Sinn einer wissenschaftlichen Vorarbeit für 


„die Aufstellung eines Systems des Gemeinde- 


vertreterrechts haben; unter diesem Gesichts- 
punkt wäre es wohl erforderlich gewesen, für 
eine gewisse Einheitlichkeit in der Behandlung 
der verschiedenen Rechte zu sorgen. Da dies 
unterblieben ist, wird der wissenschaftliche 
Bearbeiter weniger Nutzen davon haben, als 
sich diejenigen gedacht haben, die eine solche 
Zusammenstellung wünschten. 


Werneburg, Streik, Aussperrung und Liefe- 
rungsverträge. Heft 304 der Volkswirtschaft- 
lichen Zeitfragen. Leonhard Simion Nachf,, 
Berlin 1919. 32 S. 1,40 M. — Der Verfasser 
behandelt die Frage, welchen Einfluss Streiks 
und Aussperrungen auf Lieferungsverträge 
haben. Dabei geht er von dem Gedanken aus, 
dass in der Regel Streiks und Aussperrungen 
die Erfüllung von Lieferungsverträgen unmöglich 
machen. Dieser Ausgangspunkt ist unrichtig. 
Die wenigsten Lieferungsverträge werden durch 
Streiks und Aussperrungen unmöglich. Die 
meisten werden davon nicht berührt, bei einer 
verhältnismässig kleinen Zahl treten Verzöge- 
rungen ein. Aber auch für die Fälle, in denen 
wirklich eine Unmöglichkeit der Lieferung ein- 
getreten ist, befriedigt die Lösung, die der 
Verfasser gibt, nicht immer. Es ist durchaus 
keine in die Tiefe gehende Unterscheidung, 
wenn der Verfasser die Verantwortlichkeit des 
Unternehmers im Falle der Aussperrung im 
wesentlichen davon abhängen lässt, ob er dem 
Verband, der die Aussperrung verhängt, schon 
bei Abschluss des Lieferungsvertrages angehört 
oder ihm erst später beigetreten ist, Ebenso- 
wenig verdient im Falle des Streiks die Unter- 
scheidung Beifall, ob es sich um einen Abwehr- 
oder einen Angriffsstreik der Arbeitnehmer 
handelt.-. Den Schluss der Arbeit bildet eine 
an sich sehr schätzenswerte Zusammenstellung 
der straf- und zivilrechtlichen Folgen von 
Boykotts; nur vermisst man dabei den Zu- 
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sammenhang mit dem Einfluss auf die Liefer- 
verträge, den man nach dem Titel der Schrift 
eigentlich erwartet. Einige offenbare Unrich- 
tigkeiten sind dem Verfasser unterlaufen so, 
wenn er angibt, dass der Erzeuger von Waren, 
der sich zur Lieferung verpflichtet, gehalten 
sei, sich die Ware von dritter Seite zu be- 
schaffen (S. 15), falls ihm die Erzeugung 
unmöglich wird. Ferner sind die Ausführungen 
über den $ 153 der Gewerbeordnung (S. 14) 
hinfällig; der $ 153 ist durch Reichsgesetz vom 
23. Mai 1918 aufgehoben. 


Paul Ziekursch und R. Kauffmann, Die 
Verordnung über die schiedsgerichtliche Regelung 
von Preisen bei der Lieferung von elektrischer 
Arbeit, Gas und Leitungswasser vom 1. Februar 
1919 nebst den zugehörigen weiteren Be- 
stimmungen. Julius Springer, Berlin 1919. 
1008. — Es handelt sich um ein beschränktes 
Gebiet, das die Verfasser bearbeiten, ein Gebiet, 
für das indes fast die gesamte Industrie grosses 
Interesse hat, da sie gewöhnt ist, über die 
Lieferung von Gas und Elektrizität langfristige 
Verträge zu schliessen. Diese Verträge können 


nach der genannten Verordnung auch gegen 


den Willen des Abnehmers geändert werden. 
Auf dem beschränkten Gebiet geben die Verfasser, 
die dem mit der Ausführung betrauten Reichs- 
kommissar für Kohlenversorgung zugeteilt sind, 
ein erschöpfendes Bild der Rechtslage. Die 
angeführten Beispiele erleichtern das Ver- 
ständnis in hohem Masse. 


Graf Ernst Reventlow, Politische Vorge- 
schichte des Grossen Krieges. Ernst Siegfried 
Mittler und Sohn, Berlin 1919. 354 S. 14M. — 
Kriege sind Sache der Staaten und nicht ein- 
zelner Menschen. Diese Tatsache darf man nicht 
aus dem Auge verlieren, wenn man die sub- 
jektiven Faktoren*in der weltumfassenden Um- 
wälzung festzustellen sucht. Weiterkin darf 
aber auch die Frage nach der Schuld am Kriege 
nicht verwechselt werden mit der Frage, wer 
bei der Eröffnung der Feindseligkeiten die 
Initiative ergriffen hat. Diesen beiden Gesichts- 
punkten, namentlich dem ersten, hätte das vor- 
liegende Werk des Grafen Reventiow noch mehr 
Rechnung tragen können. In unmittelbarer 
Fortsetzung seines schon in 10. Auflage er- 
schienenen Buches: Deutschlands auswärtige 
Politik 18838—1914 beginnt Verfasser seine 
Untersuchung bei der 
Ferdinands in Sarajewo. Die Anlässe zu dieser 
Tat führt Verfasser auf die Balkanpolitik seit 
der Annexionskrisis zurück, die ihre Wurzeln 
in der Europapolitik der grossen Mächte hat. 
Ueberall erkennt man die führende Hand und 
das zielsiochere Auge Grossbritanniens. Man 
sieht immer wieder durch den Schleier der 
Manöver, Vorwände und Phrasen, wie die 
britische Politik an langer Hand, in der Form 
immer sich den jeweiligen Zuständen anpassend 
und alle Gelegenheiten in den Dienst jenes 
Gedankens stellend, den grossen Plan verfolgte: 
die Mittelmächte von der Türkei zu trennen 


noch geringen 


Ermordung Franz 


und diese von ihnen, um die erstere nachher 
zu vernichten, eine Balkanfront gegen Oesterreich- 
Ungarn zu schaffen, den Gurt des ausdehnungs- 
lustigen Slaventums mit Zuversicht zu erfüllen 
und in Bewegung zu setzen, Italien und Rumänien 
den Mittelmächten zu entfremden, die islamitische 
Welt mit Misstrauen gegen das Deutsche Reich 
zu erfüllen und dessen Orientpolitik unmöglich 
zu machen und schliesslich die militärische 
Ueberlegenheit der die Mittelmächte umgebenden 


feindlich gesinnten Mächte erdrückend zu. 


gestalten. 


“” E. Eyck, Des deutschen Bürgertums Schick- 
salsstunde. 
1 M. — Zweck des Büchleins ist es, alle die- 
jenigen, die sich nicht zum sozialdemokratischen 
Proletariat rechnen, zur Wahrung-der bürger- 
lishen Kultur gegen die drohende Ver- 
gewaltigung durch den sozialistischen Zwangs- 
staat aufzurufen. In weltgeschichtlich bedeut- 
samer Stunde sei es die höchste, aber auch die 
schwerste Pflicht des deutschen Bürgertums, 
sein Vaterland wieder aufzubauen in einem 
neuen Geist, der in die Zukunft weist, aber 
anknüpfend an die Arbeit, die die Väter in der 
Vergangenheit geleistet haben. E73 


Erich Brandenburg, Wie gestalten wir 
unsere künftige Verfassung? Quelle & Meyer, 
Leipzig 1919. 578. 
politischen Bildung weiter 
Kreise des deutschen Volkes finden die Ver- 
handlungen der Nationalversammlung, wie auch 


der Landesversammlungen, soweit sie formal- 


staatsrechtliche Fragen betreffen, leider nicht 


immer die notwendige Beachtung und sachliche 
Beurteilung. Der als Historiker hochgeschätzte 


Verfasser bemüht sich daher, beim Leser des 


vorliegenden Büchleins das Interesse für die 


Grundprobleme der neuen deutschen Verfassung 
zu wecken, und ihre verschiedenen Lösungs- 
möglichkeiten zu zeigen. 
Leser dem Verfasser nicht in allem beipflichten 
können, so werden sie doch seine Ausführungen 
mit Nutzen lesen. EL 


Friedrich Weber-Robine, Ein neuer deutscher 
Rohstoff im Dienste menschlicher und tierischer 
Ernährung. Grünkreuz Verlag, Berlin-Wilmers- 
dorf 1918. 15 S. 1 M. — In begeisterter Weise 
schildert Verfasser, dass die Brüder Branco, 


Charlottenburg, in der Schilfrohrwurzel den 
„Deutschen Rohrzucker‘ entdeckt haben und 
welche grosse volkswirtschaftliche Tragweite 
In.Zukunft wird 


diesem Umstande zukommt. 
das Schilf nicht mehr nur als ‚Typhafaser‘“, 
in seinen Frühtrieben als Viehfutter, im Winter- 
halm als Baurohr in Betracht kommen, sondern 


man wird aus der Rohrwurzel nach einem ge- 


setzlich geschützten Verfahren Brancos, ein 
teils dem Kaffee, teils dem Kakao ähnliches 
Nähr- und Genussmittel, ferner ein zur Er- 
nährung und Stärkung der Tierwelt dienendes 


Mittel „Fragmit‘‘ und schliesslich Alkohol ge- 


winnen. 


ne nn 


Verantwortlicher Schriftleiter: Dr. Hermann Deite. Berlin W 30, Goltzstrasse 23, 


1,50 M. — Infolge der 


B. G. Teubner, Leipzig 1919. 408. 


Werden auch manche 


Nr 


länderfrage gefasst: 


MHandels-Mochschul-Nachrichten. 


Beilage zur „Deutschen Wirtschafts- Zeitung“. 
. Schriftleitung: 
Diplom-Kaufmann WALTER PFUNDT — Diplom-Kaufmann Professor Dr. W. PRION. 


— 


— 


Alle für die Schriftleltung bestimmten Sendungen sind an die Schriftleitung 
der „Deutschen Wirtschafts - Zeitung“, Berlin SW., Kochstrasse 67, zu richten. 


Gründung. eines Zenfralausschusses 
der Sfudentenschaften aller deufschen 
Handels-Hochschulen. 


Bereits vor dem Kriege bestand das Be- 
streben, die Ausschüsse der Studentenschaften 
der Handels-Hochschulen zu einer Gesamtyer- 
tretung zu vereinigen. Diese Bemühungen 
haben jetzt Erfolg gehabt. 

Der neue Zentralausschuss vereinigt die 
Ausschüsse der Studentenschaften der Handels- 
Hochschulen Berlin, Königsberg i. Pr., Leipzig, 
Mannheim, München und Vertretungen der 
Wirtschafts- und Sozialwissenschaftlichen Fa- 
kultäten der Universitäten Cöln und Frank- 
furt a. M. Er will die Interessen der Studie- 
renden der Handels-Hochschulen gegenüber 
den Studentenschaften der anderen Hochschul- 
arten wie gegenüber der Aussenwelt vertreten 
sowie alle Fragen der Handels-Hochschulorga- 
nisation zum Gegenstande derBeratung machen. 
Die Geschäftsstelle ist in Leipzig, Handels 
Hochschule. 


Auf dem Vertretertage vom 25. bis 27. Juni 
in Leipzig wurden die folgenden Entschliessungen 
zur Frage des Zwischensemesters und zur Aus- 


T: 


Der Zentralausschuss der Studentenschaften 
aller deutschen Handels-Hochschulen fordert 
die Einrichtung eines Zwischensemesters nach 
dem Vorbild Berlins und zwar beginnend erst 
im Januar 1920, weil er glaubt, dass die ge- 
fangenen Kommilitonen erst bis zu dieser Zeit 
zurückgekehrt sind. Er erwartet von den 
einzelnen Senaten bezw. akademischen Behörden 
sofortige Inangriffnahme dieser Frage und Be- 
kanntgabe der Stellungnahme. Es wird ge- 
fordert, dass nur diejenigen am Z.-S. teilnehmen 
dürfen, denen es wirklich angerechnet wird. 
Nur dadurch kann der Ueberfüllung der Hör- 
säle, wie sie im letzten Z.-S. stattfand, vorge- 
beugt und den Anforderungen, die Kriegsteil- 
nehmer in bezug auf Abhaltung von für sie 
besonders zugeschnittenen Seminarien und andrer 


Institute verlangen müssen, Rechnung getragen 


werden. 
Zugelassen sind zu diesem 2.-S. lediglich 
1. Kriegsgefangene, 
2. Schwerkriegsbeschädigte, 
3. Kriegsteilnehmer, die mehr als 6 Semester 
ihres Studiums verloren haben, 
4. Kriegsteilnehmer, die am letzten Z.-S. nicht 


teilgenommen haben, 


5. die Kommilitonen, die mindestens drei Mo- 
nate in einem Freikorps oder der Reichs- 
wehr Dienst getan haben. 

Die Zulassungsbedingungen sind von einer 
aus der Studentenschaft heraus gewählten Kom- 
mission unter Hinzuziehung eines Dozenten zu 
prüfen. 


11% 
Der am 25. 6.—27. 6. in Leipzig tagende 
Vertretertagg des Zentralausschusses der 
Studentenschaften aller deutschen Handels- 


Hochschulen begrüsst freudig die folgenden 
Forderungen der Arbeitsgemeinschaft deutscher 
Studenten, Göttingen, über das Studium der 
Ausländer an deutschen Hochschulen und stellt 
seinerseits fest, dass entsprechende Verfügungen 
der verschiedenen bundesstaatlichen Ministerien 
bereits bestehen. 

Ausländer, deren Heimatstaaten deutsche 
Studenten an ihren Hochschulen nicht zulassen, 
sind vom Studium an deutschen Hochschulen 
ebenfalls ausgeschlossen. 


Für andere Ausländer hat die Zulassung 


| unter folgenden Gesichtspunkten zu erfolgen: 


1. Ausländer (stets unter Ausnahme der Aus- 
länder deutscher Abkunft und Mutter- 
sprache) sind an deutschen Hochschulen 
als Gäste zu betrachten; ihre Erziehung 
ist in erster Linie Aufgabe ihrer Heimat- 
staaten. 

2. Ausländer haben diejenigen Kosten, welche 
vom Deutschen Reiche für jeden studieren- 
den Reichsdeutschen aufgebracht werden, 
selber zu tragen, damit nicht deutsche 
Steuerzahler die Ausbildung ausländischer 
Studierender bezahlen, während die Ge- 
burisländer dieser Studierenden häufig 
äusserst geringe oder gar keine Beträge 
für deutsche Studenten aufwenden. 

3. Im Interesse einer weitgehendsten Aus- 

. nutzung der Hochschuljahre durch die 
deutschen Studenten liegt es, die Vorbildung 
der ‚ausländischen Studierenden einer ge- 
nauen Prüfung zu unterwerfen und die 
Ausländer hinsichtlich des Zutritts zu 
Vorlesungen, Uebungen, Seminaren und 
sonstigen Instituten nicht günstiger als 
die deutschen Studenten zu stellen. 

4. Mit der Würde und dem Ansehen deutscher 
Hochschulen und deutscher Wissenschaft 
ist jede Erleichterung der Prüfungen für 
Ausländer unvereinbar. 

5. Ausländer können an deutschen Hoch- 
schulen nur zugelassen werden, wenn sie 
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den Nachweis von Mitteln zur Führung 
eines standesgemässen Lebens beibringen. 

6. Die Zahl der zuzulassenden ausländischen 
Studenten (einschl. der Hörer) darf einen 
bestimmten Teil vom Hundert der Ge- 
samtzahl der im vorbergegangenen Semester 
für die betreffende Fakultät an dieser 
Hochschule eingeschriebenen Studenten 
nicht übersteigen. 

7. Als Assistenten und Famuli in den Se- 


minaren und lIustituten ‘sind Ausländer 


überhaupt nicht zuzulassen. 


Für Punkt 6 betrachtet der Zentral-Aus- 
schuss 5 pCt. als Höchstgrenze. Ausserdem 
sollen bei Ueberfüllung der Vorlesungen, Se- 
minare usw. Ausländer erst in letzter Linie 
zugelassen werden. 


Der Vertretertag hat mit Entrüstung von 
den Zuständen Kenntnis genommen, die in der 
Ausländerfrage an verschiedenen Hochschulen, 
besonders an der Handels-Hochschule Leipzig, 
bestanden und erwartet von den zuständigen 
Stellen, dass sie den hier nötigen Reformbe- 
strebungen künftig keinen Widersund entgegen- 
stellen werden. 


Höhere kaufmännische Diplomprüfung 
oder Dokforpromotion? 


An der Handels-Hochschule Mannheim legte 
»3ai den Prüfungen Ende Juli Herr Ernst Löwen- 
- stein mit Auszeichnung die höhere kaufmännische 
Diplomprüfung ab. Dieses Ergebnis ist um so 
höher anzuschlagen, als der Kandidat, der des 
Augenlichtes fast ganz beraubt ist, mit be- 
sonderen Schwierigkeiten zu arbeiten hatte. 
Für diese gewiss achtenswerte wissenschaft- 
liche Leistung erhält der, der sie vollbracht 
hat, weder eine Berechtigung noch einen 
akademischen Grad oder Titel. An jeder 
anderen Hoschschulart würde er wenigstens die 
Doktorwürde davontragen. Mit welchem Rechte 
wird sie den Absolventen der Handels-Hoch- 
schulen verweigert? 


_ Es ist dies keine leere _ Titelfrage. 
Wer den Erfolg eines wissenschaftlichen 
Studiums durch eine Prüfung nachgewiesen 
hat, soll auch über ein entsprechendes Kenn- 
zeichen verfügen können. Herr Löwenstein 
hat jetzt das Vergnügen, in jedem Falle, in 
dem es darauf ankommt, erzählen zu müssen, 
dass er die höhere kaufmännische Diplom- 
prüfung abgelegt habe. Was denn das sei, 
wird man ihn fragen. Könnte er sich als 
Dr. Löwenstein vorstellen, wärs deutlicher und 
einfacher. 


Die höhere kaufmännische Diplomprüfung 
an der Handels-Hochschule Mannheim ist im 
Jahre 1912 eingeführt worden. Die jetzt 
vorgenommene Prüfung ist die erste ihrer 
. Art. Viel Nachfolge wird sie nicht haben. 
Denn wenn bisher schon die Diplom-Kanf- 
leute und Diplom-Handelslehrer, die das 


En 


Studium fortsetzten, lieber zum Dr. rer. pol. EI 
promovierten, auch wenn sie dabei Studien 


pflegen mussten, die nicht in der geraden 
Richtung auf ihr Ziel lagen, werden sie 


jetzt in der Lage sein, an den Universitäten 
Cöln und Frankfurt a. M. die Doktorwürde zu 
erwerben, ohne ihr eigentliches Studiengebiet 
Die Folgen für die Handels- 


zu verlassen. 
Hochschulen sind leicht zu erkennen. Die 
höchstwertigen Elemente unter den Studieren- 


‘den wandern auf die Universitäten ab, beson- 2 


ders diejenigen, die den wissenschafilicen 


Nachwuchs für den Beruf des akademischen | 


Lehrers liefern. Ohne einen Kreis von Stu- 


dierenden, die sich im Anschluss an dieLebrer 
des Fachs der wissenschaftlichen Forschungs- 
arbeit widmen, kann aber auf die Dauer keine 
Hochschule bestehen. Daher ist die Verleihung 

des Promotionsrechtes an die Handels-Hoch- 
schulen für diese eine Existenzfragg. Die 
jenigen, denen die Sorge für das Gedeihen der 
Hochschulen anvertraut ist, begehen eine 
schwere Unterlassungssünde, wenn sie nicht 
mit allen Kräften dahin streben, das hier gar ee 


steckte Ziel zu erreichen. 


Handelsiehrer und Werbelehre. 


Im Anschluss an seine Vorlesung iiber 


„Werbelehre‘‘ hielt Werbeanwalit Weiden- 
müller im Handelslehrer-Seminar von Prof. 
Adler an der Handels-Hochschule Leipzig 

einen Vortrag über ‚„Handelslehrer und Werbe 
lehre‘‘, der im wesentlichen folgenden Ger = 


dankengang hatte: 


Auf dem Werbegebiet sind in den jötzten- 
Jahren erfreulich starke und lebendige Kräfte 
am Werk; das beweisen u. a. die vielen neuen 
oder neu auflebenden Fachzeitschriften (Ber- 
lin 5, Wien 2, Leipzig, Blumenthal, Freiburg B) 
und die rege Vereinsbildung (Berlin, Wien, 
München, Langensalza). Dieses starke tätige 


Leben auf dem Werbegebiet ist bereits ein 


erster Ertrag der ernsten tatkräftigen werbe- 
wissenschaftlichen Arbeit des letzten Jahrzehnts. 
Handels-Hochschulkreise (vor allem Mannheim) = 
und freie werbewissenschaftliche Arbeit, vor 
allem in Berlin haben gemeinsam die Werbe- 
lehre durch Begriffsbildung und Tatsachen- 
forschung zur selbständigen, hochschulreifen 
Handelswissenschaft ausgebildet; aus dieser 
‚Arbeit ist sosben die deutsche werbewissen- 
schaftliche Gesellschaft (Mannheim) herausge- 
wachsen. Nun aber gilt es, breiten Kreisen 


unserer Kaufmannschaft von dieser Arbeit enger 
werbewissenschaftlicher Kreise Nutzen zu 
schaffen. 


zeit noch — kann nur der Werbe- Unterricht 


in den Fachschulen dazu helfen, die angebot- % 


liche Nachrichtengebung über ihren heutigen 
vorwissenschaftlichen, 


Soweit dieses nicht durch werbe- 
. wissenschaftliche Bücher geschieht — eine 
werbewissenschaftliche Fachzeitschrift fehlt zur- 


kraltvorschwendeadengg 
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Stand zu heben. Die _Handels-Hochschulen 


Leipzig, Mannheim, Berlin sind dabei mit gutem 


E 


für Kriegsteilnehmer 


Beispiel vorangegangen; auch der Verband 
deutscher Handelsschulmänner und die Handels- 
schul-Fachblätter in Deutschland und Oester- 
reich haben sich mit der Werbelehre ver- 
ständnisvoll befasst — aber für alle breite 
Ausnutzung der werbewissenschaftlichen Arbeit 
für die Berufsschulung unserer Kaufleute fehlt 
es vor allem an ausgebildeten Werbalehrern! 
Zwar haben einzelne Handelsschulen dankens- 
werte Versuche gemacht, die ‚Reklame“ in 
ihren Lehrplan aufzunehmen — man ist dabei 
aber selten über Vorträge zur Geschmacks- 
bildung des Kaufmanns hinausgekommen.. Auf- 
gabe des Werbe-Unterrichts muss aber auf 
allen Stufen und an allen Fachschulen Schulung 
im sachlichen, begriffsklaren kundenwerblichen 


Denken und Handeln sein; der Handelslehrer 


kann deshalb nur dann vollwertigen, nutz- 
schaffenden Werbe-Unterricht geben, wenn er 


- sich dabei auf die Grundlage der wissenschaft- 


lichen Werbelehre stellt. Seine unterrichtliche 
Arbeit wird ihm dadurch sehr erleichtert, dass 
es bereits schulmässige Lehrbücher und sogar 
methodische Anleitungen .für den Werbe-Unter- 
richt gibt; durch die Werbe-Fachzeitschriften 
kann sich der Handelslehrer auch unschwer 
über die laufenden Vorgänge des-Werbegebiets 
unterrichten. Es steht deshalb zu hoffen, dass 


. in den nächsten Jahren hinreichend viel Handels- 


lehrer dem Werbe-Unterricht die tätige Ba- 
achtung schenken, die er wegen seiner volks- 
wirtschaftlichen Wichtigkeit und der anregen- 
den gestaltungskräftigen Arbeit der aufblühen- 
den Werbewissenschaft im Rahmen der Handoels- 
hochschulen und der kaufmännischen Fach- 


schulen notwendig finden muss, 


- Mon den Handeis-Hochschulen. 
Berlin. Die erste Immatrikulation für das 


Wintersemester 1919/20 findet am Sonnabend, 


den 4, Oktober, 12 Uhr mittags in der Aula 
statt. Der Beginn des Wintersemesters ist auf 
den 6. Oktober festgesetzt worden, um eventuell 
die Einschaltung eines Zwischensemesters 
(zwischen dem 
Wintersemester 1919/20 und dem Sommer- 


semester 1920) zu ermöglichen, und zwar für 
die Zeit vom 9. Februar bis 10. April 1920. 


a 


Das Zwischensemester wird nur eingerichtet, 
wenn sich ein erhebliches Bedürfnis herausstellt. 
Es sollen in der Regel auch nur Kriegsteil- 


nehmer zugelassen werden, die am Zwischen- 


 semester 1919 nicht teilgenommen haben. 
Nähere Mitteilungen enthält das soeben 
- erschienene Vorlesungsverzeichnis für das 


Wintersemester (Verlag: Vereinigung wissen- 


_ sohaftlicher Verleger, Berlin W. 10). Dieses 


weist eine bedeutende Erweiterung des 
Unterrichts auf. Gegen 96 Kollegs im 
vorigen Wintersemester werden diesmal 


BR 


152 Vorlesungen und Uebungen angekündigt. 
Von den vielfachen Neuerungen sind. hervor- 
zuheben: Industrieverwaltung (Prof. Leitner), 
Altes und neues Reichssteuerrecht (Geheimrat 
Schwarz), Handelsvertragspolitik (Ministerial- 
direktor a. D. Lusensky), Englisch-amerika- 
nisches Recht (Geheimrat v. Lewinski), Bismarck 
und seine Zeit (Prof. Apt), Geschichte und Be- 
deutung der Konsumgenossensshaften (Staats- 
sekretär a. D. Dr. August Müller). Das 
Vorlesungsverzeichnis enthält auch nähere 
Mitteilungen über das Seminar für Ver- 
sicherungswesen, das unter Leitung des 
Direktors im Reichsaufsichtsamt für Privat- 
versicherung, Geheimen Regierungsrats Professor 
Dr. Frhr. v. Liebig mit Beginn des Winter- 
semesters in Tätigkeit tritt. Die Spezialausbildung 


für Versicherungsfachleute wird damit eine 
Erweiterung erfahren. Das Verzeichnis der 
einstündigen Abendvorlesungen, die 


jedermann ohne den Nachweis einer bestimmten 
Vorbildung zugänglich sind, ist soeben er- 
schienen. Es wird kostenfrei vom Sekretariat 
der Handels-Hochschule (Berlin C. 2, Spandauer 
Strasse 1) abgegeben. Die Zahl der Studie- 
renden ist im abgelaufenen Sommer-Semester 
auf 960 gestiegen, darunter 97 Damen. 


Cöln. An der Universität Cöln wird, wie 
bei der überwiegenden Zahl der preussischen 
Landesuniversitäten, nach Anordnung des Herrn 
Ministers für Wissenschaft, Kunst und Volks- 
bildung ein zweites Zwischensemester in 
der Zeit von Montag, 22. September bis 
Sonnabend, 20. Dezember 1919 veranstaltet, 
das in erster Linie für Kriegsteilnehmer, Hilfs- 
dienstpflichtige, auch Frauen und heimkehrende 
Kriegsgefangsne bestimmt ist. Das Winter- 
semester beginnt an der Universität Cöln, 
wie an den Nachbaruniversitäten Bonn, Münster, 
Marburg und Göttingen am Montag, den 
ö.Januar und endet Mittwoch, den 31. März 1920. 


Frankfurf a. M. Die Wirtschafts- und 
Sozialwissenschaftliche Fakultät der Universität 
Frankfurt a. M., die zugleich Trägerin des 
Handelshochschulstudiums an der Universität 
ist, zählte im Sommersemester 1919 1197 (im 
vorigen Wintersemester 581) immatrikulierte 
Studierende und 163 (80) Gasthörer. Unter den 
Immatrikulierten befanden sich 77 (46) Frauen 
und 47 (42) Ausländer. Eine ziffernmässige 
Angabe der einzelnen Stüdienziele: Prüfungen 
für Diplomkaufleute, Diplomhandelslehrer, Ver- 
waltungs- und Sozialbeamte und Versicherungs- 
verständige wie die Promotion ist unmöglich, 
da die Studierenden vielfach mehrere dieser 
Prüfungen ablegen. 


Königsberg i. Pr. Das Herbstzwischen- 
semester dauert vom 22. September bis 20. De- 
zember 1919. Vorlesungsverzeichnisse ver- 

sendet das Sekretariat. 


beipzig. Soeben ist das Vorlesungsver- 
zeichnis der Handels-Hochschule für das Winter- 
semester. 1919/20, das 44. Semester ihres Be- 


wer 
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standes, erschienen, das wieder eine grosse 
Reihe von allgemein - wissenschaftlichen und 
kaufmännisch - technischen Vorlesungen und 
Uebungen für Kaufleute und Handelslehramts- 
kandidaten enthält. Die Vorlesungen und 
Uebungen werden wie bisher teils in der 
Universität, teils im Gebäude der Handels- 
hochschule (Ritterstr. 8/10) abgehalten. Von 
den Universitätsvorlesungen kommen haupt- 
sächlich in Betracht: Staatswissenschaften wie 
Allgemeine und Spezielle Volkswirtschaftslehre, 
Finanzwissenschaft, Zeitungspolitik usw., Rechts- 
wissenschaft wie Allg. Einführung, Handels-, 
Wechsel- und Schiffahrtsrecht, Völkerrecht, 
Staats- und Verwaltungsracht, Konkursrecht, 
Versicherungsrecht usw., Erdkunde und Ge- 
schichte, wie Geographie von Deutschland und 
Südamerika, Bergbau und Industrie der Erde, 
Handelsgeschichte, Deutsche Wirtschaftsge- 
schichte usw., Technologie und für Lehramts- 
kandidaten verschiedene Vorlesungen über 
Philosophie und Pädagogik. Auch Teilnahme 
an Vorlesungen über Literatur, politische und 
Kulturgeschichte und an den Sprachkursen der 
Universität wird den Studierenden empfohlen. 
In der Handels-Hochschule selbst werden Vor- 
lesungen und Uebungen über Handelsbetriebs- 
lehre, Kaufmännische Arithmetik, Buchführung, 
deutsche und fremdländische Korrespondenz, 
über Rechtswissenschaft für Kaufleute, Ver- 
sicherungswesen, Steuerwesen, Werbelehre, 
Mechanische Technologie sowie verschiedene 
Sprachkurse und Kurse in Stenographie abge- 
halten. Für angehende Handelslehrer sind 
ausser den reichhaltigen pädagogischen Vor- 
lesungen der Universität noch besondere 
Uebungen in einem Handelslehrerseminar vor- 
gesehen, die in 2 Abteilungen (für Anfänger 
und Fortgeschrittene) gegliedert sind. In diesem 
Wintersemester findet nach 4jähriger Unter- 
brechung auch wieder ein Kurs zur Ausbildung 
von Bücherrevisoren statt, für welchen Vor- 
lesungen über Bilanzkunde und Gründungs- 
revision, Technik der Bücherrevision, Konkurs- 
recht, Vermögensverwaltung und Testaments- 
vollstreckung, Steuerwesen, sowie praktische 
Uebungen bei einem Bücherrevisor angekündigt 
sind. Immatrikulationen finden vom 29. Sept. 
bis 25. Okt. statt. Beginn der Vorlesungen 
am 1. Okt.; Schluss derselben Ende Jan. 1920. 
Nähere Auskunft kann man von der Kanzlei 
oder dem Studiengirektor Geh. Hofrat Prof. 
Dr. Adler, Leipzig, Ritterstr. 8/10, erhalten. 


Mannheim. An der Handels-Hochschule 
beginnt das Wintersemester bereits am 
6. Oktober d.J. In dem Vorlesungs-Ver- 
zeichnis, das soeben erschienen ist und gegen 
Einsendung von 50 Pfg. vom Sekretariat der 
Hochschule (Mannheim A.4, I) bezogen werden 
kann, sind wiederum eine Reihe neuer 
Vorlesungen enthalten, wie: Syndikate, 
Kartelle und ihre Hilfsmittel der Organisation 


- die deutsche 


: (Vorlesungs-Verzeichnis | 
können den Angehörigen der Handels-Hoch- 


(Professor Dr. Nicklisch), Gewerbliches Bauen 
(Gewerbeinspektor Emele), Ausgewählte Kapitel 
aus der Sozialpolitik (Ministerialdirektor 
Dr. Fuchs), Soziale Aufgaben der Stadigemeinden 
(Frau Dr. Altmann-Gottheiner), Einführung in 
Staats- und Rechtsordnung 
(Professor Dr. Rumpf), Staatsrecht und Ver- 
waltungsorganisation des Reiches und Badens 
(Professor Dr. Schoenborn), Gesellschaftliche 
Organisationsformen des heutigen Wirtschafts- 
rechts (Professor Dr. Geiler), Verkehrsprobleme 
der Friedenswirtschaft (Professor Endres), 
Verkehrs- und Siedelungspolitik (Direktor 
Dr. Bartsch), Mathematik des Bank- und Öffent- 
lichen Schuldenwesens. (Direktor Koburger), 
Philosophische Strömungen der Gegenwart und 
Allgemeine Pädagogik (Prof. Dr. Peters), 
endlich Probleme der Sozialisierung (Professor 
Dr. Lederer).. Ferner sind vorgesehen zwei 
Kurse 
Kursus in der türkischen Sprache. — Gleich- 
zeitig mit dem Vorlesungs-Verzeichnis- ist auch 
der Bericht über das Studienjahr 1918/19 
im Umfange von 115 Seiten erschienen (Be- 
zugspreis 1 Mk.). 
und Jahresbericht) 


schule und solchen, die es werden wollen, zum 
Studium bestens empfohlen werden. 

Als Privatdozent habilitierte sich Herr 
Prof. Dr. Paul Berberich für das Lehrgebiet 


Mineral- und Gesteinskunde © (Anorganische 
Warenkunde). 
München. An der Hochschule waren im 


in der russischen Sprache und ein 


Beidsa Veröffentlichungen 


Sommersemester 571 ordentliche Studierende, 


112 Hospitanten und 50 Hörer eingeschrieben. 


Verschiedenes. 


In dem soeben erschienenen Jahresbericht 
der Handels-Hochschule Mannheim wird 
darauf hingewiesen, dass die Studierenden der 
Handels- Hochschule zum Abschluss ihres 
akademischen Studiums nach Massgabe der 
staatlich genebmigten Prüfungsordnungen ein 
Diplom erwerben und daher berechtigt sind, 
den Titel ,„Diplom-Kaufmann‘“ oder 
„Diplom-Handelslehrer‘ zu führen. 


Der Universität Freiburg i. B. ist ein 


namhafter Betrag zur Errichtung eines 
handelswissensehaftlichen 
gestiftet worden. 


Das-Vorlesungsverzeichnis der Univer sität 


Cöln weist eine interessante Neuerung auf. 
Der Volkswirtschaftslehre wird nicht mehr die 
Handelstechnik, sondern die Betriebswirt- 
schaftslehre gegenüber gestell. Der Aus- 
druck erscheint gut gewählt. EL 

Einteilung und Darbietung des Faches 


sind dieselben wie an der bisherigen Handels- 


Hochschule. 


Für die Schriftleitung der „Handels-Hochschul-Nachrichten“ verantwortlich: Diplom-Kaufmann Walter Pfundt, Brandenburg a. H. 


Lehrstuhls 


Hande 


Genauere Angaben über die Vorlesungen sind in dem 


DEUTSCHE WIRTSCHAFTS-ZEITUNG 


Korporation der Kaufmannschaft von Berlin 


ls-Hochschule Berlin 


Erste Immatrikulation: Sonnabend, den 4. Oktober. — Beginn der Vörlesungen: Montag, den 6. Oktober 1919. 
" Verzeichnis der Vorlesungen und Uebungen im Wintersemester 1919/20. 


I. Privatwirtschaftslehre (kaufmännische Betriebslehre).- 


- 


ir 
nn IE 


liches Recht 2: 
 Uebungen 2. — Heilfron: Handelsrecht 3; Bank- und 


A, Einführungskurse (für Studierende obne Vorkennt- 
nisse). Redell: Einführung in die Buchhaltung 2. — 
Scheibke: Einführung in die Handelsbetriebslehre mit 
Korrespondenz 2, — Mantzke: Einführung in das kauf- 
männische Rechnen 2. ; 

„ . B. Kaufmännischer Betrieb im allgemeinen. Leitner: 
Allgemeine Privatwirtschaftslehre kaufmännischer Betriebe 2; 
Allgemeine Buchhaltungslehre 1; Bilanzen 2 — Hellauer: 


Börsenhandel 1. — Prion: Finanzierung kaufmännischer und“ 


industrieller Unternehmungen 2, — Haas: Handelsjournalistik 1. 
Ziegel: Arithmetik und Algebra 1. N 

Ö. Warenhandel. Hellauer: Allgemeive Welthandels- 
lehre (Allgemeine Handelslehre mit besonderer Berücksichtigung 
des internationalen Warenhandels) 3; Spezielle Welthandelslehre: 
Robstiffhandel 2. — Hellauer (Leitung): Kurse für inter- 
nationalen Wirtschaftsbetrieb 4 — Paschke: Autor und 
Verleger 1. Sn ‘ 

D. Fabrikbetrieb. Leitner: Spezielle Betriebslehre: 
Industrieverwaltung und -betrieb 2. 

E. Bankwesen. Prion: Bankbetriebslehre 2, — Kauf- 
mann: Bankenorganisation in England, Frankreich und 
Deutschland 1. 


F. Verkelirawesen. Hoffmann: Eisenbahnverkehrs- und 


-tarifwesen (in Verbindung hiermit die Zolltechnik bei der. 


Verkehrsabwicklung) 1. — Klaus: Postverkehrswesen 1. 


G. Uebungen und Seminare. Prion: Privatwirtschaft- 
liches Seminar für Anfänger 2 (14 tägig); Privatwirtschaftliches 


Seminar 2 (l4tägig); Seminar für Bank- und Finanzwesen 2 


(14tägig); Uebungen in Buchhaltung u. Bilanzkritik 2 (14tägig). 
Hellausr: Privatwirtschaftliches (handelswissenschaft- 
liches) Seminsr 2 (14tägig); Spezialseminar für internationalen 
Wirtschaftsbetrieb 2 (14tägig). — Leitner: Privatwirtschaft- 
liches Seminar 2 (14tägig); Privatwirtschaftliche Uebungen: 
Proseminar a) Abteilung für Bankkaufleute 2, b) Abteilung für 
Waren- u. Industriekaufleute 2. 

Seminar für Kontrollbeamte (Leitung: Professor Leitner). 
Gerstner: Revisionswesen und Revisionstechnik 2. 


Volkswirtschaftslehre. 


| A. Theoretische Nationalökonomie, Statistik. Sombart: 
Allgemeine und theoretische Nationalökonomie 4; Kultur- 
probleme 1. v. Bortkiewicz: Das Geldwesen 1. 
Köbner: Dis Aufteilung der Erde und die Entwicklung der 


"Kultur- und Wirtschaftskreise 1. — Hoeniger: Geschichte 
des deutschen Handels 1. 


B. Praktische Nationalökonomie, Finanzwissenschaft. 
Schumacher: Spezielle oder praktische Volkswirtschafts- 
lehre, I. Teil: Produktionslehre 4. — Wiedenfeld: Ver- 
kehrsorganisation und Verkehrspolitik 2. — Lusensky: 
Handelsvertragspolitik 1. — Prion: Zeitgemässe Fragen der 
Geld- u. Bankpolitik 1. — Bernhard: Reform der deutschen 


Währung 1; Kartell und Trust 1. — Wehberg: Der Ver, 
‚sailler Friedensvertrag unter, besonderer Berücksichtigung des : 


Wirtschaftsverkehrs 1. — v. Erdberg: Wohlfahrtspflege 1, 


C. Uebungen und Seminare. Hübener: Uebungen zur 
Praxis der wirtschaftlichen Interessenvertretung 2 (14tägig). 


E a ; a. Rechtswissenschaft. 


A. Privatrecht, Zivilprozess. 
Zivilprozess und Zwangsvollstreckung (mit 


Börsenrecht 1; Grundstücksrecht 1. — Heymann: Das Recht 


der Handelsgesellschaften, insbesondere das Aktienrecht 1. — 


/ 
‚ 


Eltzbacher: Bürger- | 


IV. 


VI. 


- Praktikum; 


Die Ziffern geben die Zahl der Wochenstunden an. 
‚Amtlichen Verzeichnis der Vorlesungen und Uebungen im Winter-Semester 1919/20“ enthalten das Preis 
von 80 Pf. durch jede Buchhandlung (Verlag: Vereinigung wissenschaftlicher Verleger, Berlin w 10) ; Se R 
\ bezogen werden kann. 
Anfragen in Unterriehtsangelegenheiten sind an das Sekretariat der Handels-Hochschule, Berlin C. 2, 
Sprechstunden des Rektors finden Möntags von 11—12, 


sowie vom Sekretariat der Handels-Hochschule 


Spandauer Str. 1, zu adressieren. Die regelmässigen 


Mittwochs von 10—11 und Freitags von 11—12 Uhr im Rektoratszimmer der Handels-Hochsehule statt. 


Der Rektor: Prof. Leitner. _ 


Meyer: Handelsrecht im Weltverkehr 1; Recht der Wert- 
papiere im Weltverkehr 1. Nußbaum: Wechsel- und 


Scheckrecht 1. — ÖOsterrieth: Patentrecht 1. — Baum: 
Arbeitsrecht (unter Berücksichtigung der neuesten gesetz- 
geberischen Massnahmen) 1. — v. Lewinski: Streifzüge 


durch das anglo amerikanische Recht mit besonderer Berück- 
sichtigung des Handelsrech:s 1. 

B. Oeffentliches Recht. Waldecker: Verwaltungs- 
recht 2; Preussisches Steuerrecht 1; Deutsche Verfassungs- 
geschichte als Einführung in das nene Verfassungsrecht 1. — 
Schwarz: Altes und neues Reichssteuerrecht 1. 


'. Vebungen und Seminare. Eltzbacher: Juristische 
Uebungen für Anfänger A und B je 2; Juristisches Seminar 2 
(14tägig). — Heilfron: Wiederholung des Bürgerlichen 
Rechts (Repetitorium und Examinatoriun) 1. — Nußbaum: 
Uebungen im Handelsrecht für Vorgerückte 1. 

Seminar für Politik. (Provisorische Leitung: Prof. Dr. 
Apt, Dr. Herring). 

Bergsträßer: Gegenwartsfragen der Politik 1. — 
Herring: Staatsbürgerkunde: Das Verfassungswerk von 
Weitar 1; Seminaristische Uebungen in Politik 2. — Apt: 
Bismarck und seine Zeit 1. 


Seminar für Versicherungswesen. 
(Leitung: Geheimer Regierungsrat Prof. Dr. Frhr. v. Liebig.) 

A. Vorlesungen, Manes: Allgemeine Versicherungs- 
lehre 2; Sozialversicherung 1. — v. Liebig: Privatversiche- 
rung 2. — Hager: Recht des Versicherungsvertrages 1. — 
Ziegel: Versicherungsrechnung 1. 

B. Uebungen. Manes: Versicherungsübungen für An- 
fänger (mit kesonderer Rücksicht auf Handelslehrer) 1. — 
v. Liebig: Versicherungspraktikum mit besonderer Berück- 
sichtigung der privaten Feuerversicherung 2 (14tägig). — 
Hager: Versicherungspraktikum in der Lebensversicherung 
(für Anfänger) 1. 


Seminar für Genossensehaftswesen 
(Leitung: Justizrat Professor Dr. Crüger.) 
Grabein: Einführurg in das deutsche Genossenschafts- 


wesen 1. — Crüger: Gewerbliches Genossenschaftswesen 2; 
Genossenschaftsgesetz 1; Uebungen in der Genossenschafts- 
lebre 2.2 — Gennes: Landwirtschaftliches Genossenschafts- 
wesen 1. — Müller: Die Geschichte, die wirtschaftliche und 
die soziale Bedeutung der Konsumgenossenschaften 1. — 


Hildebrand: Finauzierung eingetiagener Genossenschaften 1. 


Chemie und chemische Technologie. 


A. Vorlesungen. Straus: Anorganische Chemie und 
ihre wichtigsten technisch-wirtschaftlichen Anwendungen (mit 
Versuchen) 4; Die Chemie in Färberei und Zeugdruck (mit 
Versuchen) 1, 

B. Uebungen und Praktika. Straus: Chemisch -tech- 
nische Ausflüge, alle 14 Tage; Dreistündiges chemische3 
Sechsstündiges chemisches Praktikum; Grosses 
chemisches. Praktikum (täglich von 9-5 Uhr, ausser Sonnabend). 


VII. Physik und mechanische Technologie. 


A. Vorlesungen. Martens: Mechanische Technologie 2; 
Antriebsmaschinen 2; Drahtlose Telegraphie 1. — Gürtler: 
Textile. Rohstoffe und ihre Verarbeitung (mit Lichtbildern) 1; 
Veredelung der Textilwaren (mit Lichtbildern) 1. 


B. Uebungen und Praktika. Märtens: Uebungen in 
drahtloser Telegraphi- 1; Besprechungen über drahtlose Tele- 
graphiel ; Technische Ausflüge 2; Kleines physikalisch-technisches 
Praktikum 3; Mittleres physikalisch-technisches Praktikum 6. 


DEUTSCH 


WIRTSCHAFTS-ZEITUNG 


VIII. Geographie. 


A. Vorlesungen. Tießen: Die natürlichen Grundlagen 
der Wirtschaftsgeographie 3; Politische und natürliche Grenzen, 
besonders in Europa 1; Geographie von Osteuropa 1. 
Wegener: Mittel- und Südamerika 3; Die Geographie des 
Goldes und einiger anderer Wertgüter 1. — v. Luschan: 
Grundlehren der physischen Anthropologie (mit Demonstrationen 
und Lichtbildern) 1.— Marcuse: Einführung in die Himmels- 
kunde (mit Lichtbildern und gelegentlichen Fernrohrbeobach- 
tungen auf der astronomischen Station der Handels-Hochschule) 1. 

B. Uebungen und Seminare. Wegener: Geographisches 
Proseminar für Anfänger 1; Geographisches Seminar. für Vor- 
gerückte 2. — Tießen: Geographisches Seminar 1; Geogra- 
phische Uebungen und Repetitorium 1. 


Fremde Sprachen und Kulturen. 


A. Vorlesungen, Palme: Das Studium fremder Sprachen 
und Länder 1; Die wirtschaftlichen Grundlagen der Teilgebiete 
des ehemaligen Russischen Staates 1. — Freund: England, 
the Country and the People 1. — Hoetzsch: Polen: Ge- 
schichte, Landeskunde, Wirtschaft, Geistesleben 1. 

B. Kurse. Unter-, Mittel- und Oberkurse im Englischen; 
Spanischen und Russischen; Französische Mittel- und Ober- 
kurse; Italienischer Unterkursus; Po!nischer Unter- und Mittel- 
kursus. n 


Kaufmännisches Unterrichtswesen und Pädagogik. 


A. Vorlesungen. Kühne: Geschichte der Erziehung, 
mit besonderer Berücksichtigung der Berufserziehung 1. — 
Redell: Methodik der Handelskunde und des Schriftverkehrs 1. 


IX. 
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Dolitifhe Bildung, 


IX. 


Ss [d 14 

: ihr Wefenunsihre Bedeutung | 
N Grundfrage unferes öffentlichen Lebens. S 
1 Don Dr. B. Rüblmann. Her Stadtfhulrat Dr. Re tiden- & 
S fteiner gewidmet. 166 Seiten. M, 2.80. x 


„Ein gutes Bud, an dem man nur feine Freude haben kann. Es will 
zu poliliicher Erziehung helfen. Die Begeliterumg hierfür erwächft bem 
Derfaffer aus den Tatfahen jelbft, nicht aus Nedensarten über die Dinge. 
Bon gefunden Realismus getragen, fordert er eine methodifhe Erziehung 
zu politiihem Penten, indem er alle Einwürfe ruhig prüft, aber fie an 
der Macht des Staatsgedantens und feiner Forderungen zerfchellen läßt,“ 
1 - Traub, Die Hilfe. IN 
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Berlag von Quelle & Dieyer in Leipzig 


Perjon und Perfönlichkeit 
Bon Prof. Dr. F.Niebergall 


175 Seiten. In Leinenband M. 4.— 


„Ein eigenartiger Reis ift_ es, dem Derfaffer zu folgen bei der Löfung 
feiner dufsabe, den Begriff der Perfönlichteit gu faffen. Ausgehend von Beis 
fpielen aus dem Leben, verhört er den Sprachgebraud, prüft unfere Empfindungen, 
führt durch die BWirtlichteit des Lebens und zeichnet fo ein klares Bild von 
dens hohen Lebensideal, das In dem Edelwort Perföntichteit repräfentiert wird. 
Die Begriffe Perfon und Perfönlichkeit flellen siwel Stufen von Werten dar: bie 
Perfon mit Eigenart und Eigenrecht Ift die eine, die Perfönlichteit als Er 
artiger Befig der höchften geiftigen Werte If die andere. Ift fehon diefer theoret fche 
Zeil das Mufter einer Unterfugung und als foldes von höhflem Wert 
für den Lehrer, fo bifdet der zweite Teil eine Iehrreihe Wanderung duch 
wichtige Lebensgebiete: der wefeliichaftliche Merkehr, das Serualproblem, die 
Altoholfrage, Ehe, Erziehung, Religion, fostale Frage, Polttit, Kun und Dichs 
tung, bei ber da8 Verhältnis der beiden Begriffe den Schläffel zum Verftändnie 
und zur Löfung bebeutfamer Fragen bietet — eine praktifhe Pflitenlehre und 
als folhe von bHöhftem Wert für Er ag Perfönlichkeiten fein 
follen, um tirkam und erfolgseih als Bildner von Perfönlipteiten tätig fein 
au können.” Blätter für das bayr. Gyumnaflalfchuliveien. 
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XI. 


B. Uebungen. Kühne: HandelslehrerseminarI 2 (14tägig); 


Handelslehrerseminar II (Uebungen für Anfänger okne Unter- 
richtserfahrung) 2; Handelslehrerseminar III (Uebungen für 
Fortgeschrittene) 2. 


Allgemeine wissenschaftliche Ausbildung. 


Herrmann: Geschichte der deutschen Literatur im Zeit- 
alter Bismarcks (1848—1880) 1.— Liebert: Die Philosophie 
Immanuel Kants 1; Soziaiethik 1. — Justi: Deutsche und 
niederländische Kunst im 15. und 16. Jahrhundert (mit Licht- 
bildern) 1. — Grautoff: Die Entwicklung der Malerei von 
Rubens bis zur Gegenwart (mit Lichtbildern) 1. — J essen: 
Künstlerische Reklame (mit Lichtbildern) 1. — Moede: Wirt- 
schaftspsychologie: Rationalisierung der Arbeits-, Anlern- und 
Absatzverfahren mit besonderer Berücksichtigung der Psychologie 
der Reklame (mit experimentellen Vorführungen, Lichtbildern 
und Exkursionen) 1. — Muthesius: Das Kleinsiedlungs- 
wesen in Gegenwart und Zukunft (mit Lichtbildern) 1. 


XI. Stenographie. 


Lehmann: System Stolze-Schrey 2, — Thürlin g 2 


System Gabelsberger 2. 


XNHI. Vorlesungen für die Berliner Lehrerschaft.' 


Herring: Die volkswirtschaftlichen Theorien und ihr 
Zusammenhang mit den geistigen Bewegungen der Neuzeit 1. 
Karstädt: 
Begabungaforschung und Begabungsverteilung nach Gesell- 
schaftsschichten 1. ; 


| Verlag von Quelle @ Meyer, Leipzig | 


Die 
Deutliche Bolkshachlchule. 
der Zukunft | 


Eine Denffrift. Don Dr. Werner Bit 
34 Seiten. Geheftet ca. M.1.— 


Sr bföherige deutfche Literatur zur Dolfshohfhulbewegung 
nimmt meift die dänische Volfihochfchule zum Vorbild 
und trifft damit nicht den Kern des deutfchen Problems. In 
Dänemark handelt e3 fih um die völfifche Bewegung eines 
Fleinftaatlihen Bauernftandes, die ihre Ziele in Frziehungs= 
anftalten für Jugendliche verwirkliht. Demgegenüber gebt 
die vorliegende Schrift von der Dorausfegung aus, Daf; es in 
Deutfchland heute in erfter Linie darauf ankommt, der indu- 
jtriellen Arbeiterfhaft Die Möglichkeit zu efner ihren neuen 
Rehten und DBerantwortlichfeiten entiprechenden vertieften - 
Beiftesbildung zu geben. In fnappen Zügen wird das inhalt- 
liche und organffatorffche Brogramın einer den heutigen deutfchen 
Derhältniffen entfpredenden Boltshohfhulbewegung unter 
Derwertung englifher Anregungen entwidelt, Die Dentihrift 
erhält ein befonderes Intereffe dadurch, dafs fie fich ganz in der 
Richtung der Bollshodfchulpolitit des Preufffchen Rultug= 
minifterlums bewegt, wie fie in den in gleihem DBerlag ver: 
öffentlihten „Amtlihen Sariftitüden zur Dolfshochfhulfrage” 
RERE zum Ausdrud fommt, BR. 


Der heutigen Nummer liegt ein Prospekt der Firma 
Gustav Fischer in Jena Br 
bei, auf den wir unsere Leser ganz besonders aufmerksam machen. 


Verlag: Quelle & Meyer, Leipzig. — Druck von Ad. Haussmann, Berlin SW, 68, Kachstrasse 67, 


Die Grundgedanken des Sozialismus 1; 
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bEIVERSHY OF ILLINOIS LIBRARY 


XV. Jahrgang. BERLIN, den 1. Oktober 1919. 
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Deutsche Wirtschafts-7 eitung 


Zentral-Blatt für Handel, Industrie und Verkehr 


mit 


Beilage: Handels-Hochschul-Nachrichten 
Herausgeber: Prof. Dr. MAX APT, BERLIN 


Die „Deutsche Wirtschafts-Zeitung* | Anzeigen: die viergespaltene Kleinzeile 80 Pf., 
erscheint am 1. u. 15. jeden Monats. wozu 10 v. H. Teuerungszuschlag tritt. 
Preis viertelj. 4.— Mk. portofrei. Einzelne Nummer 80 Pf. Nach dem Aus- Alleinige Anzeigenannahme: 
and viertelj. 5.50 Mk. portofrei. Alle Buchhandlungen, Postanstalten „Deutsche Wirtschafts-Zeitung“ Abteilung für Inserate 
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Diesübera.s feffelnde Büdhlein ftellt 
ich in den Dienft der neuen bürger- 
ihen Gefinnung. €s tft eine fozios 

Togifhe Einleitung in die Politit, 

die uns bisher leider gefehlt hat 

und der wir doch fo dringend ber 
dürfen. 


Die am 1. Oktober bezw. 

1. November 1919 fälligen Zins- 
scheine unserer unkündbaren 31, 
und 4°/,igen Hypothekenpfandbriefe 
werden bereits jetzt bezw. vom 
15. Oktober d. J. ab in Gotha und 
Berlin bei unseren Kassen, ferner 
in Berlin bei der Dresdner Bank, 
|der Berliner Handels-Gesellschaft, 
der Deutschen Bank, der Direction 
‚|der Disconto - Gesellschaft und 
Herren Georg Fromberg & Co, 
eingelöst. ER 
Gotha, den 26. September 1919, 
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Aufsätze. 


Unternehmer-Sabotage ? 


Aus den Kreisen der Arbeiterschaft ist 
neuerdings mehrfach der Vorwurf erhoben 
worden, dass ein Teil der Unternehmer der 
seit der Revolution eingetretenen Entwicklung 
der sozialen Verhältnisse passiven Widerstand 
entgegensetze, in dem sie unter dem Vorwande 
mangelnder Rentabilität ohne zureichende 
Gründe ihre Betrisbe stillegten. Ueber diese 


" Beschwerde ist in einer vom Reichswirt- 


schaftsminister einberufenen Sitzung am 
31. Juli eingehend verhandelt worden, ohne 
dass sich hierbei greifbare Unterlagen für die 
Behauptung der Arbeitnehmer ergeben hätten. 
Gleichwohl wurden weitere Erhebungen ins 
Auge gefasst, und es wurde der Deutsche 
Industrie- und Handelstag mit solchen 
beaufıragt. Nunmehr liegt das Ergebnis einer 
von diesem bei den Handelskammern vor- 
genommenen Umfrage in einem Bericht an 
den Reichswirtschafisminister vor. 
Sıe erstreckte sich auf folgende Unterfragen: 
1. Iss dort von erfolgten oder beabsichtigen 
Stillegungen von Betrieben (durch die Unter- 
nehmer) etwas bekannt? 
2. Welche Gründe werden hierfür angegeben ? 
8a. Welche Gegenmassnaumen gegen die Stul- 
legungen, wenn sie ohne zwingende Gründe 
' erfolgen, werden vorgeschlagen? 
3b, Welche Schritte sollen bei glaubwürdigem 
Nachweis ihrer Notwendigkeit durch die 
Behörden oder durch die Arbeit-gemein- 
schaft der industriellen Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer ergriffen werden? 


4a. Welche Erfahrungen liegen über den Rück- 
gang der Arbeitsleistung vor? 

4b. Welche Gründe werden dafür angenommen? 

40. Was kann zu ihrer Behebung geschehen? 

Hieraufgingen Aeusserungen von 75 Handels- 
kammern ein, 

Fälle, in denen der Vorwand angeb- 
licher Unproduktivität von Unternehmern 
benutzt wurde, um ihre Betriebe stillzu- 
legen, sind von den Hındelskammern nicht 
mitgeteilt worden. Die Handelskammer zu 
Ravensberg bemerkt, sie könne sich nicht recht 
vorstellen, dass überhaupt die sogenannte 
Unternehmer-S ‚botage in Frage kommen könne; 
jeder Unternehmer werde seinen Betrieb so 
lange weiterführen, wie noch ein Funken Aus- 
sicht auf Erfolg bestehe, und er werde sich 
hiervon auch nicht durch zeitweilige Opfer und 
Verluste abschrecken lassen. Auch vou and-rer 
Seite wird hervorgehoben, dass die Unternehmer 
trotz aller Schwierigkeiten sich um die Auf- 
rechterhaltung ihrer Betriebe bemühten und in 
manchen Fällen mit Verlust arbeiten, was na- 
türlich auf die Dauer nicht möglich sei, Die 
Schwierigkeiten sind allerdings * gross, und 
es zeigt sich auch wohl eine gewisse Mutlosig- 
keit oder gar verzweifelte Stimmung bei den 
Unternehmern (Würzburg, Lüneburg). 

Stillegungen und Beschränkungen 
von Betrieben sind vorgekommen und werden 


in noch grösserem Umfange erwartet. Haupt- 


sächlich werden sie durch Mangelan Koh- 
len und Rohstoffen hervorgerufen. Wo 
Unproduktivität oder, besser gesagt, Un- 
rentabilität oder Mangel an lohnendem Ertrag 
die Ursache ist, handelt es sich nıcht um eine 
angebliche, sondern um eine tatsächliche Ur- 
sache dieser Art. Geklast wird ausser über 
den Mangel an Kohlen und Rohstoffen sowie 
die hohen Preise dieser Waren, über hohe 
Steuern, Verkehrsschwierigkeiten, insbesondere 


„ed 
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bei der Eisenbahn, und Absatzschwierigkeiten, 
sowie darüber, dass die Betriebsmittel nicht 
mehr genügen, Betriebskapital und Bankkredit 
schwer zu erlangen seiet. Die gesteigerten 
Gestehungskosten können nicht durchweg durch 


höhere Verkaufspreise ausgeglichen werden. 


Mit Sorge legt man sich die Frage vor, wie 
man den Wettbewerb mit dem Ausland werde 
bestenen können. Besondere Beschwerde aus 
dem vom Feinde besetzten Gebiete erhebt 
Birgen, irdem es darauf hinweist, dass der 
Verkehr zwischen diesen und dem unbesetzten 
Gebiete erschwert sei und die Besatzungs- 
behörde den Zuzug von Facharbeitern aus dem 
unbesetzten Gebiet verhindere. 

Alle diese Beschwerden treten aber zurück 
hinter den heftigen Klagen, die von allen 


Seiten üb»r die Arbeiterverhältnisse er- 


hoben werden. Die vielen Unruhen und Streiks 
haben die öffentliche Aufmerksamkeit leider 


häufig genug hierauf gelenkt, Was sich jetzt 


in den uns zugegangenen Aeusserungen der 
Handelskamniern darstellt, ist ein überaus be- 
trübendes Bild. Unter dem Einfluss von Krieg 
und Revolution, verführt von hetzenden Red- 
nern und Zeitungsschreibern, ist das Volk in 
hohem Grade verdorben. Arbeitsunlust, 
Unzufriedenheit und Begehrlichkeit haben sich 
seiner bemächtigt. Insbesondere wird hervor- 
getoben, dass die heimgekehrten Krieger der 
Arbeit entwöhnt seien und die jüngeren aus 
dem Felde zurückgekommenen Arbeiter bum- 


melten und die älteren zum Bummeln verleiteten.. 


Man ist enttäuscht darüber, dass trotz Beendi- 
gung des Krieges die Zustände noch nicht besser 
werden, und wird sich des Jammers dieser 
Zustände jetzt erst recht bewusst. Es fehlt an 
Selbstzucht und die Jugend ist verwahrlost. 
Das schlechte Beispiel der Untüchtigen demo- 
ralisiert die übrigen. Interesselosigkeit und 
Bequemlichkeit haben um sich gegriffen. Mit 
wenig Mühe will man viel verdienen. Keine 
Spur von Arbeitsfreudigkeit und Pflichtgefühl 
ist mehr vorhanden, so sagt eine Kammer; 
eine andere spricht von vorsätzlicher qualifi- 
zierter Faulheit. Man verringert dıe Leistung, 
um den Lohn, insbesondere in Akkord, zu er- 
höhen. 

Gegenüber den Leitern der Unternehmen 
wird ein störrisches, anmassendes Wesen ent- 
faltet. Es wird Widerstand geleistet, min- 
destens passiv, und hierin sollen besonders die 
Kriegsbeschädigten sich hervortun. So schwindet 


‘ die Autorität in den Betrieben, an ihre Stelie 


tritt Ordnungslosigkeit; Disziplin wird, wie es 
in einer Aeusserung heisst, nach der Revolution 
nicht mehr anerkannt. 

Andererseits blüht die Vergnügungs- 
sucht, und es werden dıe Vergnügungen im 
Uebsrmass genossen. 

Unter all diesen Einflüssen kommt die 
Arbeıt zu kurz, und es fehlt auch an aus- 
reichendem Anreiz zur Arbeit. Die Be- 
Seitigung des Stücklohns, des Akkordlohns, 
wird von allen Seien als grosser Fehler be- 


"in den uns zugegangenen Antworten kehren 


‚ Bochum sagt, es sei kaum mehr der Fall, und 


bessere Ernährung nicht gewachsen. Pr, 


Unternehmer mehr Arbeiter beschäftigen 


— 


zeichnet: Wer soll sich anstrengen, wenn der 
Faule ebensoviel verdient wie dersFleissige? O4 
Auch dass ungelernte Arbeiter dasselbe erhalten 
‚wie gelernte und die Tarifverträge unıformieren, ur 
wird getadelt. Frauen strengen sich nicht nn 
wenn ihre Männer reichlichen Lohn haben. 
Die Erfahrung. dass mit Schieber- und Schwindel- 
geschäften mühelos verdient werden kann, übt = 
eine üble Wırkung. CE ; 
Ein Gegengewicht würde vorhanden sein 


Me 
wenn diejenigen, die nicht ordentlich arbeiten, 


befürchten müssten, entlassen zu werden, 
Das ist aber durch die seit der Revolution er- De 
lassenen Bestimmungen unmöglich gemacht oder 
doch sehr erschwert worden. Schon in der 
Besprechung vom 31. Juli wurde von einem 
der Teilnehmer gesagt, es sei heute das grösste = 
Kunststück, einen Arbeiter zu entlassen. Auch 


solche Aeusserungen wieder, Es können, so 
sagt eine Kamwer, selbst die grössten Hetzer % 
und Aufwiegler, die naturgemäss fast regel- 
mässig die schlechtesten Arbeiter sind, nicht 
entlassen werden. Und diesen Zustand will 
man jetzt durch das Gesetz über die Betriebs- - 
räte verankern! . 
'. Von grosser Bedeutung ist auch die Ein- 
richtung und Handhabung der Erwerbs- ee 
losenunterstützung. Diese Unterstützung 
ist im Verhältnis zum Lohn viel zu hoch; denn FE 
es gibt viele, die der Arbeit nebst Lohn die | 
Unterstützung mit Nichtarbeit vorziehen. Ein- a 
zelne Aeusserungen der Kammern gehen dahin, 
dass bei Gewährung der Unterstützung system- 
los verfahren und die Unterstützung z. Tr 
aus Furcht vor dem Pöbel gewährt werde. In 
einer anderen Aeusserung heisst es: „Der An- 
reiz zu fleissigem Arbeiten wird stark dadurch 
beeinträchtigt, dass es den Arbeitgebern ausser 
ordentlich erschwert ist, faule, lässige und un 
tüchtige Leute aus den Betrieben zu entfernen 
und dass, wenn schliesslich eine solche Eat, 
lassung zustande kommt, der Betreffende hohn- 
lächelnd auf die hohe Erwerbslosenuntersrützung : 


hinweist, die ihm ja dann zugute kommt. 22 

In der Besprechung vom 31. Juli gingen 
die Meinungen der Arbeitgeber und Arbeit- 
nehmer darüber auseinander, inwieweit der 
Grund für geminderte Arbeitsleistung in mangel- 
hafıer Ernährung zu suchen sei. Dass sie 
den Hauptgrund dafür bilde, wird nur von. 
den Handelskammern Liegnitz und Sagan be- 
hauptet. Dagegen erklären die Handelskammern 
zu Flensburg, Gera, Göttingen, Minden und 
Ravensburg, dass die mangelhafte Ernährung 
nieht oder nicht wesentlich die Schuld trage. 


2 


Altona bemerkt, die Arbeitswilligkeit sei dureh 


Als die Demobilmachung begann und die 
Gefahr der Arbeitslosigheit drohte, wurden 
Bestimmungen getroffen, die dazu führten, dass 


mussten, als sie brauchten, und eıne ent- 
sprechende Herabsetzung der Arbeitszeit er- 


_ Staatswerkstätten. 
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folgte. Das war für die Unternehmer und die 
Rentabilität der Unternehmungen von grossem 
unmitteibaren Nachteil. Eine weitere üble 
Folge ist, dass sich die Arbeiter dabei an ge- 
ringere Leistungen gewöhnen. 

Die allgemeine Verkürzung der Arbeits- 
zeit aufacht Stunden wird von vielen Kammern 
verurteilt. Wenn in Büchern zu lesen ist, dass 
eine solche Verkürzung durch grössere Inten- 
sität der Arbeit ausgeglichen wird, so findet 
diese Lehre in den uns zugegangenen Aeusse- 
rungen keine Bestätigung. Gelegentlich wird 
auch hervorgehoben, dass eine derartige Er- 
wartung enttäuscht worden sei. Zu der Forde- 
rung, dass jetzt mehr gearbeitet werden müsse 
als früher, steht jene Verkürzung in schreiendem 
Widerspruch. Dazu kommt, dass die Bewegung 
noch weiter geht und z. B. auf Beschränkung 
der Arbeit am Samstag Nachmi’tag binzielt, 
Neigung, Ueberstunden für den Unternehmer 
zu leisten, soll nicht vorhanden sein. Dagegen 
werden die Unternehmer mittelbar noch dadurch 
geschädigt, dass die Arbeiter die ihnen neben 
der achtstündigen Arbeitszeit. zur Verfügung 
bleibende Zeit zur Arbeit für eigene Rechnung 
benutzen und, wenn dies vorher geschieht, mit 
geminderter Arbeitskraft beim Unternehmer 
antreten, wenn es nachher geschieht, ihre 
Arbeitskraft dafür schonen. Rottweil berichtet 
von landwirtschaftlicher Arbeit in der Frühe, 
Ravensburg von Arbeit im Baugewerbe nach 
Betriebsschluss. Durch die letztere nimmt der 
Arbeiter dem Unternehmer namentlich kleinere 
Aufträge fort, wobei es vorkommt, dass er so- 
gar Arbeitsgerät und Material des Unterneh- 
mers dafür benutzt. 

Hinsichtlich der Arbeitspausen ist die 
Aeusserung von Nürnberg bemerkenswert, in 
der es heisst: „Es wird die Beobachtung ge- 
macht, dass die längere Arbeitspause, die in- 
folge der Herabsetzung der Arbeitszeit einge- 
treten ist, von den Arbeitern vielfach nicht 


: zur Erholung, sondern zu Ausschweifungen 


und anderweitiger Tätigkeit missbraucht wird, 


wodurch einerseits ihre Arbeitskräfte geschwächt . 


und andererseits durch übermässige Inanspruch- 
nahme für andere Interessen ihre Arbeitslust 
während der Kriegszeit sowie das Pflichtgefühl 
herabgemindert werden.“ 

' Wünschenswert wäre es, dass wenigstens 
die gesetzlich zugelassene Arbeitszeit in vollem 
Umfang der Arbeit gewidmet würde. Das ist 
aber nicht der Fall; vielmehr wird vielfach 
während der Arbeitszeit geplaudert und 
politisiert. So schreibt die Handelskammer 
zu Solingen: „Arbeitslust und -leistung leiden 
ganz erheblich durch dıe forıwährende politische 


- Agitation unter den Arbeitnehmern, die nicht 
_ nur ausserhalb, 


sondern auch während der 
Arbeitszeit betrieben wird. Diese Uebelstände 
bestehen in besonders erhöhtem Masse bei den 
In unserem Bezirk befindet 
sich die Eısenbahnwerkstätte in Opladen, von 
der aus die Arbeiterschaft des gesamten Be- 
zirks in der verderblichsten Weise beeinflusst 


wird. Die Zustände in den Staatsbetrieben, in 
denen bei äusserst gesteigerten Löhnen die 
Arbeitsleistung in unerhörtem Masse auf einen 
verschwindend geringen Bruchteil gesunken 


ist, sind zu bekannt, als dass nähere Aurfüh- 


rungen über die Verhältnisse in Opladen er- 
forderlich erscheinen.“ 

Arbeitnehmer und Arbeitgeber zusammen 
werden stark in Anspruch genommen durch 
die unaufhörlichen Verhandlungen, die über 
die Forderungen der Arbeitnehmer zu führen 
sind. Die hierauf verwendete Zeit wird der 
unmittelbar der Förderung des Unternehmens 
gewidmeten Arbeit entzogen. 

Endlos sind namentlich die Forderungen 
nach Lohnerhöhung, obwohl die Löhne 
vielfach schon die äusserst erträgliche Grenze 
erreicht haben. Mannheim hebt hervor, dass 
namentlich die kleinen Unternehmen die ver- 
langten Löhne nicht mehr zahlen können. 
Plauen schreibt: ‚Die immer von neuem ge- 
forderten Lohnerhöhungen, die, zum Teil unter 
Ausserachtlassung etwa bestehender Tarifver- 
träge, gleichsam von einem Tag auf den anderen 


‚durchgesetzt werden, in Verbindung mit der 


Verteuerung der Rohmaterialien, lassen eine 
einigermassen zuverlässige Kalkulation der 
Verkaufspreise und damit den Abschluss von 
Lieferungsverträgen nicht zu.“ 

Aus den vorstehenden Darlegungen, welche 
die ungünstige Einwirkung der Arbeiterver- 
hältnisse auf den Erfolg von Unternehmungen 
und damit auf die Volkswirtschaft erkennen 
lassen, gehen die Gründe hervor, die für die aller- 
seits festgestellte Minderung der Leistung der 
Arbeiter von Bedeutung sind, Ueber das Mass der 
Minderung,über dasbereitsineiner vom Deutschen 
Industrie- und Handelstag am 7. Aprild. Js. an die 
Verfassunggebende Dautsche Nationalversamm- 
lung gerichteteten Eingabe beachtenswerte Auf- 
schlüsse gegeben sind, liegen in den neuen 
Aeusserungen der Handelskammern weitere 
Mitteilungen vor. Danach beträgt der Rück- 
gang der Arbeitsleistung gegenüber der Friedens- 
zeit: z. T. 30 bis 50 v. H. (Bielefeld), durch- 
schnittlich 40 v. H. (Bingen), 25 bis 50 v. H. 
(Dortmund), stellenweisa 50 v. H. und mehr 
(Düsseldorf), z. T. 70 bis 80 v. H. (Göttingen), 
z. T. bis zu 50 v. H. (Nürnberg), 20 bis 50, 
60 und mehr v. H. (Offenbach), nach der Re- 
volution 50, jetzt noch 25 v. H. (Rostock), 
durchschnittlich etwa 30 v. H. (Rudolstadt). — 
Flensburg berichtet: „Der Rückgang der Arbeits- 
leistung nimmt mitunter geradezu groteske 
Formen an. Beispielsweise musste die hiesige 
Schiffswerft vor einiger Zeit für eine Arbeit, 
für die sie im vorigen Jahre 37 Arbeitsstunden 
angesetzt hatte, heute 800 Stunden bereohnen.‘“‘ 
— Lübeck: ‚Der Rückgang ist erheblich 
grösser, als iufolge der Herabsetzung der 
Arbeitszeit auf acht Stunden täglich erwartet 
werden musste; er wird auf Lagerplätzen auf 
20 bis 40, in Maschinenfabriken auf 40, im 
Schiffbau auf 50 bis 60, in der Nahrungsmittel- 
industrie z. T. auf. 75 v. H, der Friedens- 
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leistung beziffert. Keinen Rückgang verzeichnen 
die chemische Industrie und die Wäscheindustrie, 
weil sie den Stücklohn beibehalten hat.“ — 
Ravensburg: ‚Der Rückganrg der Arbeits- 


leistung ist auch in Betrieben, die reichlich _ 
mit Aufträgen versehen sind, ganz ungeheuer. 


Eine bedeutende Maschinenfabrik unseres Be- 
zirks (sehr gut mit Aufträgen versorgt) teilt 
uns z. B. folgende Aufstellung mit: Bei an- 
näbernd gleich gebliebener Arbeiterzahl hatte 
der Betrieb mit je 1 Mark ausgegebenen Ge- 
samtlöhnen folgende Produktion, in Gewichten 
ausgedrückt: 

1913—14 53 kg 1916—17 6.9 kg 

1914—15 4.5 „, 1917 —18 5.4 „ 

1915—16 83 „, 1918 —19 3.4 „ 

1.4.—31.7.190.8 „, 

— Worms gibt den Rückganz an, auf über 
25 v. H. für einen Metaliverarbeitungsbetrieb 
und eine Bauunternehmung, auf 30 v. H. seit 
Beginn dieses Jahres für einen andern Metall- 
verarbeitungsbetrieb, auf 30—40 v. H. für 
eine Zuckerfabrik, auf 50 v. H. für eine 
chemische Fabrik, eine Möbelfabrik und mehrere 
Betriebe der Ziegeleiindustrie; dagegen hätten 
die Lederwerke, die in der Haupt:ache Stück- 
arbeit haben, von einem Rückgang nichts be- 
richtet. — Auch Minden, Pforzheim und So- 
lingen teilen mit, dass bei Stücklohn ein Rück- 
gang der Arbeitsleistung nicht oder nur in 
gerinrerem Grade eingetreten sei. 

Die Frage nach Gegenmassnahmen 
gegen Stillegungen ohne zwingenden 
Grund wird dahin beantwortet, dass solche 
Mas«nahmen :ich erübrigien, weil solche Still- 
legungen nicht vorkämen. 

Für den Fall von notwendigen Still- 
legungen wird die Frage nach Schritten der 
Arbeitsgemeinschaft der industriellen Arbeit- 
geber und Arbeitnehmer nicht beantwortet. In 
bezug auf Schritte der Behörden wird bemerkt, 
dass, wenn Stillegungen notwendig seien, auch 
die Behörden nichts daran ändern könnten. 
Gewarnt wird davor, die Unternehmer zur Fort- 
führung eines unlohnenden Betriebes zu zwingen; 
denn dadurch werde die Industrie vollends krank 
gemacht und der Zusammenbruch beschleunigt. 
Nur wenn der Staat den Verlust auf sich nehme, 
dürfe ein soleher Zwang ausgeübt werden. Eine 
finanzielle Unterstützung der Unternehmer sei 
deshalb nicht abzuweisen, weil auch die Arbeiter 
Unterstützung empfingen. Verstaatlichung un- 
lohnender Betriebe würde dem Uebel nicht ab- 
helf-n; im Gegenteil würde der schematische 
Staatsbetrieb weitere Nachteile mit sich bringen. 
Auch die Uebernahme durch einen Verband sei 
nicht zu befürworten; bei Zusammeniegung 
mehrerer Betriebe vorlören die Unternehmer die 
Selbs'ändigkeit. 

Dass die Handelskammern bei drohenden 
Stillegungen einwirken möchten, wird von 
Göttingen, Pforzheim und Sorau gewünscht. 
Karlsruhe, Mannheim und Pforzheim nehmen 
auf die badische Bestimmung Bezug, nach wel- 
sher die Genehmigung desDemobilmachungs- 


ausschusses für Stillegungen erforderlich ist. 


Die Gewerbekammer zu Bremen ist der Ansicht, 
dass diese Bestimmung vollkommen ihren Zweck 
verfehlt, 
nehmers gegenüber seinen Arbeitern und An- 
gestellten, die staatlicherseits dringend der 


Unterstützung bedarf, weiterhin geschwächt wird; 


und da andererseits dem absichtlich einer ver- 
mehrten Arbeitsleistung widerstrebenden Teil 


der Arbeiter staatlicherseits trotz ihres gemein- 
‚gefährlichen Verhaltens die fortdauernde Sicher- 


heit ihrer Existenz bestätigt wird. 
‘ Im übrigen werden hauptsächlich folgende 
Forderungen erhoben, deren Begründung sich 


. zumeist aus den vorstehenden Darlegungen über 


die gerenwärtigen Missstände ergibt: 
Beseitigung oder Abbau der Zwangswirtschaft. 


Verfügngsfreiheit und Gewinnmöglichkeit für 


dıe Unternehmer. 
Beschaffung ausreichender Mengen von Kohlen 
und Rohstoffen. 
Verbesserung des Verkehrswesens, 
Notstandsarbeiten. 
Stützung der Autorität der Arbeitgeber. 


Schutz der Arbeitgeber vor Willkür und Terror, 


Energie der Regierung gegenüber unberech- 
tigten Forderungen der Arbeiter, 

Vorgehen gegen dia Hetzer. 

Belehrung der Arbeiter über die Notwendigkeit 
der Arbeit. 

Belebrung der gesamten Bevölkerung, ins- 
besondere der Arbeiterschaft von seiten der 


Regie ung über die Schäden des Staat 
‚sozialısmus, die Notwendigkeit der Privat- ER 
wirtschaft und die Stellung des Unternehmers 38: er Ei 
und des Kapitalsim wirtschaftlichen Betriebe. 
Mitwirkung der Arbeiterführer und der Ge 


werk-chaften dabei. 


Nötigenfalls Ausübung eines gewissen Arbeite- Sa 


zwanges. 


Regelung des Streikrechts, Erschwerung a n R 
strenge Massnahmen gegen sinn- 
Vorgehen 


Streiks, 
lose und willkürliche Streiks, 
gegen Verleitung zu politischen Sıreiks, 


Ueberführung der Arbeiter dorthin, wo sie 


nötig sind. 


Beseitigung oder Abbau der Erwerbeicl EB £ 


unterstützung. Strenge Prüfung. 


_ Erleichterung der Entlassung von Arbeitern, . 
Ablehnung des Entwurfs eines Gesetzes über 


Betriebsräte in der vorliegenden Fassung. 
Bemessung des Lohnes nach der Leistung. 


Einführung des Stücklohns (Akkordlohns) RER 


und von Prämien. 


Beseitigung des Einstuhlsystems in der We- “ ix & 
berei, in der früher der Arbeiter 3 bis a2; 


Stühle bediente. 


Sicherung der Vertragserfüllung durch die ” EN. 


Arbeiter, 

Sorge für ausreichende Ernährung und Be 
kleidung zu angemessenen Preisen. 

Der Politisierung der wirtschaftlichen Arbeit 
Einhalt gebieten. 


Die Gewerbekammer zu Bremen bittet zu wa 
erwägen, ob der Industrie der Hafenstädte, 


da dadurch die Autorität des Unter- 


wenn diese genötigt sein sollte, trotz des hohen 
Preises englische oder amerikanische Kohle zu 
verbrauchen, nicht ein Reichszuschuss zur Ver- 
hütung des eine Schliessung bedingenden Ge- 
schäftsverlustes zugebilligt werden sollte. 

Aus den Aeusserungen der Handelskammern 
erhellt, dass sie die wirtschaftliche Lage ausser- 
ordentlich ernst ansehen und die Missstände 
im Arbeiterwesen scharf beurteilen. 


Wirtschaftliche Entwicklung Japans 
während des Krieges. 


“ Während der verflossenen fünf Kriegs- 
jahre war Japan von Deutschland fast voll- 
ständig abgeschnitten. Nachrichten über die 
dortigen Verhältnisse und Vorgänge kamen nur 
auf Umwegen und spärlich zu uns. Auch jetzt 
ist die Verb:ndung mit Japan noch keineswegs 
wieder normal geworden. Infolgedessen war es 
bisher kaum möglich, aus den unzusammen- 
hängenden Nachrichten, die uns von dort zu- 
gingen, ein deutliches Bild von der wirtschaft- 
lichen Enwicklung des Landes während des 
Krieges zu gewinnen. Eıne Kenntnis dieser 
Entwicklung ist aber für unsere Wirtschafts- 
kreise von Wichtigkeit, denn Japan hat infolge 
des Krieges in jeder Hinsicht einen solchen 
Aufschwung genommen, dass sein schon früher 
fühlbarer Wettbewerb sich unserem 
wiederauflebenden Handel auf vielen 
Gebieten entgegenstellen wird, wo man 
früher mit der japanischen Konkurrenz nicht 
zu rechnen hatte. Auch hat sich bezüglich der 
Aufnahmefähigkeit Japans für deutsche Waren 
und bezüglich seiner Leistungsfähigkeit als 
Lieferant für den deutschen Markt vieleg ge- 
ändert. Aus diesen Gründen dürfte für uns 
ein Bericht von besonderem Interesse sein, 
den der Handelssachverständige an der britischen 
Botschaft in Tokio, E. F. Crowe, unlängst vor 
der Londoner Handelskammer über die wirt- 
schaftliche Entwicklung Japans während des 
Krieges erstattet hat. Dieser Bericht ist für 
uns um so wertvoller, als Crowe ein aus- 
gezeichneter Kenner der jspanischen Ver- 
hältnisse ist, ferner weil sein Bericht alle Zweige 
des japanischen Wirtschafiısiebens einer er- 
schöpfenden Beleuchtung unterzieht, und endlich, 


weil Deutschlands wirtschaftliche Beziehungen 


zu Japan und seine Stellung zum japanischen 


Wettbewerb auf dem Weltmarkt derjenigen 


Grossbritanniens in vielen Punkten gleich oder 
doch ähnlich waren. Wir geben daher hier 
eine Uebersetzung des Croweschen Berichtes 
wieder in der Form, wie er im ‚Board of 


 — Trade Journal‘ vom 17. Juli d. J. veröffentlicht 


wurde, und behalten uns vor, am Schluss 
einige Bemerkungen über die den deutschen 
Handel besonders interessierenden Punkte 


hinzuzufügen. 
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Herr Crowe sagt folgendes: 


Die Wirkungen des Krieges. 


Entgegen den in letzter Zeit häufig er- 
schienenen Zeitungsberichten, dass Japan mehr 
als irgendein anderes Land des Ostens unter 
dem Kriege gelitten habe, muss ich feststellen, 
dass Japan es im Welıkrieg zweifellos zu einem 
grossen Wohlstand gebracht hat, und dass eg 
gegenwärtig einen grösseren Reichtum besitzt 
und als Industrie- und Handelsstaat grösseres 
Ansehen geniesst, als im Jahre 1913, und als 
es ohne den Einfluss des Krieges besitzen 
würde. Als Beispiel dafür, wie günstig die 
Finanzlage Japans sich im Vergleich mit der- 
jenigen der europäischen Länder gestaltet hat, 
braucht man nur zu erwähnen, dass die 
japanische Staatsschuld jetzt kleiner ist als im 
Jabre 1914. Vor dem Kriege belief sich diese 
Schuld auf rund 258 Mill. Lstrl., wovon über 
die Hälfte auf das Ausland entfiel. Ueberdies 
konnte Japan, während alle anderen Länder 
sich eine ständig wachsende Schuldenlast auf- 
luden, den Ueberschuss seiner günstigen Handels- 
bilanz dazu verwenden, die Entente finanzıell 
zu unterstützen, das in britischen, russischen 
und französischen Werten angelegte japanısche 
Kapital wırd auf über 100 Mill. Lsırl. gescl ätzt, 
und zwar ist der grösste Teil dieser Summe 
nach Grossbritannien gegangen. 


Der zunehmende Wohlstand. 


Die mir vorliegenden, vom Finanzministerium 
zusammengestellien Zahlen bis Ende Februar 
1919 zeigen, dass der Aussenhandel Japans in 
dem mit Ende Februar 1919 abgelaufenen 
Jahre um 17,2 v. H. gegenüber dem Ende 
Juli 1914 abgelaufenen Jahre gestiegen ist 


(3.7 gegen 1,4 Millierden Yen). Der 
Gesamiumsatz der Aprechnungsstellen (Clea- 
ring houses) des ganzen Landes in dem- 
selben Zeitraum weist die erstaunliche 


Zunahme von 432 v.H. (57,1 gegen 10,7 Milliarden 
Yen) auf. Die Guthaben bei den Pustspar- 
kassen, die einen sehr guten Gradmesser für 
den allgemeinen Wohlstand des Landes ab- 
geben, stiegen um 186 v. H. (578 gegen 
202 Mill. Yen). N 

Die Durohschnittsnotierung der Wertpapiere 
stieg von 48 auf 90 Yen. Die Notenausgabe 
und die Metallreserve der Bank von Japan 
zeigen folgende Zunahme in Yen: 


Notenausgabe Reserven 
31. Juli 1914. 331 217 
28. Februar 1919 897 709 


Ende Mai d. J. betrug der Stand der 
Notenausgabe 849 Mill. Yen, während 706 Mill. 
Yen an Goldreserven vorhanden waren. Der 
grösste Teil dieses Reservebestandes befindet 
sich in London und New York Es bedarf 
wohl kaum eines weiteren Beweises, um zu 
zeigen, wie sehr sich dieser Wohlstand Japans 
während der. letzten fünf Jahre vergrössert 
hat. Seitdem Japan aus seiner Abgeschlossen- 


heit hervorgetreten ist, hat es dreimal Krieg 
geführt, und jedesmal ist es stärker und 
mächtiger aus dem Kampf hervorgegangen. In 
einem Zeitraum von 25 Jahren, in den diese 
drei Kriege fallen, hat es seinen Handel um 
2000 vH ausgedehnt. 


Japans Vorteile. Sr 


‘Japans Vorteile während des Krieges be- 


standen in der Tatsache, dass es abseits von 
den Hauptkriegsschauplätzen lag und über eine 
grosse Zahl fleissiger, kluger und geschickter 
Arbeiter verfügte, die bereit waren, zu ver- 
hältnismässig billigen Preisen Artikel her- 
zustellen, die früher die ganze Welt aus 
Deutschland und Oesterreich erhalten hatte. 
Da die Industrieländer Europas gezwungen 
waren, ihre volle Aufmerksamkeit dem Kampf 
auf Leben und Tod, in den sie verwickelt 
waren, zuzuwenden, waren sie nicht imstande, 
einen Teil ihrer Zeit der Eroberung neuer 
Märkte zu widmen, und mussten zudem einen 
grossen Teil des bis dahin von ihnen beherrschten 
Handels opfern. So hatte Japan eine ausser- 
gewöhnlich gute Gelegenheit, und da sich unter 
seinsn Einwohnern viele intelligente und unter- 
nehmende Geschäftsleute und Bankiers, Gross- 
industrielle und Schiffahrtsmagnaten befinden, 
Männer, die eine aussergewöhnliche Initiative 
mit spekulativem Geist vereinigen, so konnte 
es die Vorteile, die sich ihm boten, voll aus- 
nutzen. Ferner kann nicht geleugnet werden, 
dass das Glück den Japanerun günstig war, 
und dass sie im hohem Masse auf Unterstützung 
seitens ihrer Regierung rechnen konnten. 
Hierbei muss berücksichtigt werden, dass in 
Japan die Geschäftsweit sich der Führung der 
Regierung in einem Masse anvertraut und bis 
zu einem Grade auf amtliche Unterstützung 
rechnet, wie es in keinem anderen Lande ver- 
ständlich wäre. Dies ist zum Teil darauf 
zurückzuführen, dass in der Vergangenheit 
gerade der Staat beständig durch Vorschriften 
wie durch Beispiele auf eine möglichst grosse 
Mannigfaltigkeit der Erzeuguug hinarbeitete. 


Der Staat als Unternehmer. 
Sämtliche bedeutenden Eisenbahnen sind 


in Japan seit dem Jahre 1908 Eigentum des 


Staates, ebenso die Telephonanlagen. Hierzu 
möchte ich nur bemerken, dass viele der 
Probleme, die in unserem Lande die öffentliche 
Meinung beschäftigen, gleicherweise in Japan 
die Kritik herausfordern. Staatliche Monopole 
bestehen für Kampfer, Salz und Tabak, und 
das grösste Stahlwerk des Landes ist im Be- 
sitz und unter Leitung des Staates. Zeitweise 
macht sich eine lebhafte Bewegung gegen 
dieses System der Regierungskontrolle bemerk- 
bar. Soweit mir bekannt, war die Theorie 
stets die, dass mit Ausnahme der Fälle, in 
denen militärische Rücksichten es gebieten, die 
Regierung ein neu gegründetes Unternehmen 
nur so lange betreiben solle, bis das private 
Interesse stark genug sein würde, um es zu 


übernehmen. In der Praxis ist man nicht 
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immer auf diese Weise vorgegangen. Man kann 


Boards of Trade“, die Handelskammern gleich 


ji 


als allgemein gültig behaupten, dass das 
private Unternehmertum die Tendenz zeigt, 
sich hinter den Bebörden zu verstecken, und 
wenn irgend etwas fehlschlägt, die Regierung 
um Hilfe in Form von Zolltarifen, Subsidien 
oder besonderer Gesetzgebung zu ersuchen. 


Aufstieg des Kaufmanns. 
Wie mir, so ist auch Ihnen sicher un- 
zählige Male gesagt worden, dass in Japan 
der Kaufmann eine ausserordentlich niedrige 
Stellung einnimmt und in der sozialen Stufen- 
leiter an letzter Stelle steht. Diese Behauptung 
war in der Vergangenheit richtig, ist es aber 
heute nicht mehr. Das Militär nimmt noch 
immer den ersten Platz ein und stellte ffüer 
auch die Verwaltungsbeamten. Gleich hinter 
dem Heer und der Marine würde ich nun den 
Kaufmann aufführen. Es ist richtig, dass noch 
jetzt der weitaus grösste Teil der Bevölkerung 
in der Landwirtschaft beschäftigt ist, aber die 
besten Köpfe des Landes wenden sich doch 
heute dem Handel und anderen gelernten B- 
rufen zu. Der Handel wird nicht länger ver- 
achtet; der Kaufmann ist heute in Japan eine 
sehr geschätzte Persönlichkeit und oftmals ein 


kluger und bedeutender Mensch, En 
Ausländische Firmen in Japan. 
In einer der führenden japanischen 
Zeiungen lass ich kürzlich einen Artikel dar- 
über, dass die ausländischen Firmen in Japan 
in Abnahme begriffen seien. Gegen diese Be- 
hauptung möchte ich mit allem Nachdruck 
protestieren. Es ist richtig, dass die deutschen 
Firmen während des Krieges aus dem Geschäft 
ausgeschaltet worden sind, und dass viele vo 
ihnen ihre Grundstücke an japanische Firme 
verkauft haben. Was die übrigen ausländische 
Firmen betrifft, so brauche ich nur fölgend 
Worte des Vorsitzenden der kürzlich stat 
gehabten Jahresversammlung des ‚Yokoham 
and Tokio Foreign Board of Trade“ anzuführen 
„Man kann meiner Ansicht mit Bestimmthei N 
behaupten, dass zu keiner Zeit in der Geschichte 
Yokobamas dort eine grössere Zahl aus 
ländischer Firmen gewesen ist als gegenwärtig.“ 
Bei dieser Gelegenheit möchte ich erwähnen 
dass es in Japan keine britische Handelskamme 
gibt, wohl aber eine „British Association of 
Japan‘, die die britischen Handelsinteresen 
gut vertritt. Ferner gibt es noch dıe ‚‚Patrio 
League of Britons Overseas‘‘ und die „Foreig 


kommen, in Yokohama und Kobe. Die britisch 
Firmen in Japan haben während des Krieg 
mit verringertem Personal, weitergearbeit 
und ich kann wohl ohne weiteres behaupt 
dass sie alle ihren Vorteil dabei 
haben. 


besondere Geschäftszweige eingegangen sind; 
da aber der gesamte japanische Handel ar 
Umfang ausserordentlich zugenommen hat, 
ist der Anteil der britischen Firmen hie 
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‚als das Achtfache, nach Japan aus. 
1913 wurde unsere Ausfuhr nach Japan auf 


‘ Jahre 1918 auf rund 7 Mill. Lstrl., 


nun auch von uns erzeugt. 


jetzt verhätnismässig viel kleiner, als er früher 
im allgemeinen war. Ich bitte Sie, nicht zu 
vergessen, dass es jetzt in Japan viele unter- 
nehmende, energische und tüchtige britische 
Firmen gibt, die wohl in der Lage sind, jede 
ihnen gestellte Aufgabe zu lösen, Gleichzeitig 
muss hervorgehoben werden, dass viele der 
japanischen Handelgesellschaften sich während 
der letzten Jahre ganz bedeutend entwickelt 
haben. Ihre Unternehmungen sind von einer 
ganz erstaunlichen Grosszügigkeit, und ihr 
Betätigungsdrang umfasst in einigen Fällen die 
ganze Welt. 
. Einfuhr nach Japan. 

Ich komme nun zu der Frage des Einfuhr- 
handels nach Japan. Die Zahlen, die ich bhier- 
bei angebe, gründen sich auf die japanischen 
Zollberiehte. In meiner Stellung als britischer 
Handelsattache ist es natürlich meine Pflicht, 
auf vermehrten Verkauf britischer Waren hin- 
zuwirken; daher will ich zuerst die Frage der 
Einfuhr britischer Waren aus Grossbritannien 
nach Japan behandeln. Pessimisten behaupten, 
dass der Ausfuhrhandel des Vereinigten König- 
reichs nach Japan so gut wie tot sei, dass er 
durch den Zolltarif getötet worden sei, und 
dass in Japan nur ein unbedeutender Markt für 
britische Waren vorhanden sei. Ich halte diese 
Ansicht für vollkommen frlsch. Es ist richtig, 
dass wir infolge des Krieges zeitweise einen 
grossen Teil unseres Handels eingebüsst haben, 
von dem der grösste Teil auf unsere 
amerikanischen Freunde übergegangen ist, aber 
es wird uns zweifellos möglich sein, einen 
grossen Teil wiederzugewinnen. 


Amerika und Grossbritannien. 
Bei dem Vergleich der Einfuhr aus Amerika 


mit der des Vereinigten Königreichs möchte ich 


die amerikanischen Zahlen für Rohbaumwolle 
und Petroleum unberücksichtigt lassen, da dies 
Artikel sind, in denen wir mit Amerika nicht 
konkurrieren. Hiernach führte Amerika im 
Jahre 1913 Waren im Werte von 5 Mill. Lstrl. 
und im Jahre 1918 von 42 Mill. Lstrl., also mehr 
Im Jahre 


über 12 Mill. Lstrl. geschätzt, während sie im 
also nahezu 
auf die Hälfte, zurückging. Die Artikel, die 


an der grossen amerikanischen Gesamtausfuhr 


von 42 Mill. Lstrl. beteiligt waren, sind haupt- 
sächlich Eisen und Stahl sowie Fabrikate daraus 
im Gesamtwerte von 25 Mill. Lstrl., Maschinen 
für etwa 5 Mill. Lstrl., Baumaterial 1,75 Mill. 
Lstrl., Chemikalien und Farben 1,5 Mill. Lstrl., 


hi Kraftwagen, Kraftwagenteile und Papier rund 


Fast alle diese Artikel werden 
‘In den meisten 
Fällen machten wir früher mit Japan ein viel 


je 1 Mill. Lstrl. 


grösseres Geschäft als Amerika, besonders in 
schweren Chemikalien, wie Aetznatron und kal- 
zinierter Soda, 
N Ich hoffe zuversichtlich darauf, dass wir einen 
grossen Teil des 


in Maschinen und in Papier. 


Handels zurückgewinnen, 
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den wir nur zeitweise verloren haben, infolge 
der Ausfuhrverbote und der Unmöglichkeit der 
Erfüllung von Lieferungsverträgen wegen Um- 
stellung der betreffenden Werke auf die Mu- 
nitionserzeugung. Japan hat mehrere neue 
Industrien gegründet und war oft gezwungen, 
entweder einheimische, veraltete Maschinen zu 
verwenden oder Maschinen aus zweiter Hand 
zu kaufen. Die Preise waren enorm und die 
Maschinen minderwertige, sie wurden aber 
dringend gebraucht, und diein Aussicht stehenden 
Gewinne waren derart hoch, dass die Unkosten 
gar keine Rolle spielten. Jetzt dagegen wird 
Japan gute, moderne Maschinen brauchen, so 
dass sich energischen Firmen ausgezeichnete 
Möglichkeiten bieten. Es muss allerdings be- 
rücksichtigt werden, dass die japanischen Fa- 
brikanten selbst auch nicht müssig waren. Sie 
haben die gute Gelegenheit, ihre Betriebe aus- 
zudehnen, wahrgenommen, so dass jetzt mehrere 
grosse Werke bestehen, die gute elektrische 
Maschinen, Werkzeugmaschinen usw. herstellen. 
Viele Werke bemühen sich auch sehr um das 
Recht, nach britischen Patenten zu fabrizieren, 
und soviel ich weiss, schweben mehrfach Ver- 
handlungen über diesbezügliche Vereinbarungen. 
In anderen Fällen ist seitens britischer und 
amerikanischer Industrieller die Gründung von 
Werken in Japan, die in Gemeinschaft mit ja- 
panischen Fabrikanten betrieben werden sollen, 
in Aussicht genommen. Bei allen derartigen 
Vereinbarungen müssen die einzelnen Be- 
dingungen sorgfältig festgelegt werden. Ich 
kenne Fälle, in denen Firmen ihre Rechte unter . 
der Bedingung abgetreten haben, dass die zu 
fabrizierenden Waren ausschliesslich in Japan 
verkauft werden sollen, später aber der japa- 
nischen Konkurrenz auf den chinesischen 
Märkten begegneten, infolge Verwickelungen 
bei Festlegung der japanischen Einflusssphäre, 
Lassen sie sich nicht durch den Gedanken irre- 
führen, dass Japan alle ausländischen Fabrikate 
ausgesperrt hat, weil es einen hohen Zolltarif 
besitzt! Es ist richtig, dass der weitaus grösste 
Teil seiner Einfuhr in Rohstoffen, Nahrungs- 
mitteln und Maschinen besteht, aber man muss 
berücksichtigen, dass es jetzt viele reiche Ja- 
paner gibt, die es sich leisten können, gute 
Preise für wirklich erstklassige Artikel, wie sie 
in Grossbritannien hergestellt werden, zu zahlen. 


Neue Handelszweige. 


Der Handel wird in hohem Masse seinen 
Charakter ändern, und es wird jetzt lebhafte 
Nachfrage nach Artikeln bestehen, an die man 
früher in Japan nicht dachte. Nehmen Sie als 
Beispiel Diamanten, die ein gutes Barometer 
für den Handel in Luxuswaren bilden. Im 
Jahre 1915 betrug laut Zollbericht die Einfuhr 
6000 Lstrl., im Jahre 1918 stieg sie auf 
250 000 Lstrl. „ und die letzte mir bekanntge- 
wordene Zahl, nämlich für den Monat März 
1919, ist 35 000 Lstrl. Nehmen wir einen 
Artikel, Baumaterialien. Der Handel hiermit 
liegt gegenwärtig fast ganz in den Händen 


559 .... DEUTSCHE WIRTSCHAFTS:ZEITUNG SU NUR TER 


Amerikas, während unser Anteil gleich Null ist. 
Hier liegt also ein grosses Betätigungsfeld. 
Während der letzten Jahre sind in Japan viele 
sehr grosse Eisenbetonbauten errichtet worden, 
Bauten von einer Grösse, die alte Residenten 
Japans in Erstaunen setzen würden, wenn sie 
noch die alten kleinen Holzhäuser, bei deren 
Errichtung man nur an Erdbeben dachte, in 
Erinnerung haben. Der hohe Preis für Eisen 
und die Schwierigkeit seiner Beschaffung haben 
viele Bauprojekte verzögert, da aber die Woh- 
nungsnot sowohl in Tokio als auch in Osaka 
gross ist, so wird bestimmt in der nächsten 
Zeit sehr viel gebaut werden. Ueberdies 
schweben sehr viele grosse Projekte, wie z. B. 
Verbreiterung der Eisenbahn-Spurweite, Ueber- 
brückung der Meerenge von Schimonoseki, 
Entwässerungsprojekte usw. — Es ist selbst- 
verständlich unwahrscheinlich, dass irgendeiner 
‘ dieser Staatsaufträge einer ausländischen Firma 


erteilt wird, aber man wird dazu grosse Material- . 


lieferungen brauchen.. 


Baumwollwaren. 


In früheren Zeiten bildeten Baumwollwaren 
einen Hauptzweig der britischen Ausfuhr nach 
Japan, und noch jetzt glauben Leute, die mit 
dem Handel nicht genau Bescheid wissen, dass 


dieses Geschäft ein Kriterium für den Umfang 


des britisch-japanischen Handels sei. Dem ist 
selbstverständlich nicht so. Es besteht wohl 
Nachfrage nach gewissen Sorten britischer Baum- 
wollwaren in Japan; es ist »ber zu berücksich- 
tigen, dass Baumwollwaren einen Hauptbestand- 
teil der japanischen Ausfuhr bilden, und dass 
Japan auf 1 Lstrl. eingeführte Baumwollgarne 
oder -waren fast 75 Lstrl. ausführt. Es ist 
also klar, dass Japan, soweit Baumwollwaren 
in Betracht kommen, uns hauptsächlich als 
Konkurrent interessiert. Es gibt aber noch 
andere Waren, in denen wir früher hohe Aus- 
fuhrzahlen erreichten und auch in Zukunft 
wieder erreichen werden, z. B. Düngemittel, 
wie Ammoniumsulphat, schwere Chemikalten, 
wie kalzinierte Soda und Aetznatron, Metalle 
und Maschinen, Wollwaren, Papier usw. Dem 
britischen Handel bieten sich noch grössere 
Möglichkeiten, und ich hoffe, dass wir im Jahre 
1920 doppelt soviel nach Japan verkaufen 
werden wie 1913 und viermal soviel wie 1918. 


Der Zolltarif. 


Japan ist in hohem Grade ein Schutzzoll- 
land, und in vielen Fällen beträgt der spezi- 
fisch feststehende Zoll für Fabrikate 35 bis 50 
v. H.; Rohstoffe sind im allgemeinen zollfrei, 
und Halbfabrikate sind mit niedrigen Zoll- 
sätzen belegt, während die Ausfuhr durch ein 
sorgfäliig ausgebautes Prämiensystem gefördert 
wird. Es ist in diesem Zusammenhang inter- 
essant, dass infolge der allgemeinen Wert- 
steigerung aller Waren und der zunehmenden 
Einfuhr von Rohstoffen und Halbfabrikaten der 
Gurchschnittiiche ad valorem-Zollsatz für zoll- 
pflichtige Waren allmählich gesunken ist. Im 
Jahre 1913 erreichte er seinen Höhepunkt mit 


215 Mill. Lstrl.,, d. h. um über 230 v.H. ge 
"stiegen. Während die japanische Handelsbilanz vr 


nahezu 20 v. H., während er 1918 auf 875 
v. H. sank. Berücksichtigt man alle Waren, 
sowohl die zollpflichtigen als auch die zollfreien, 
so ergibt sich für 1913 ein Durcbsohnittssatz 
von 10 v. H. und für 1918 von 3,79v.H.— 
Eine weitere Tatsache verdient noch hervor- 
gehoben zu werden, nämlich, dass wir. hoffent- 
lich im Jahre 1920 nach Japan die doppelte ER 
Menge derjenigen Waren verkaufen werden, die 
Japan im Ausland verkauft, und die ausschliess- 
lich für den Export hergestellt, in Japan selbst 
aber gar nicht verkauft werden; dies werden 
wir erreichen, obwohl Japan in einigen Fällen 
— wie z. B. bei Zucker und kürzlich bei Fenster- 
glas — das „Dumping-System‘“ anwendet nd 
seine Waren im Auslande billiger verkauft. a 
Ausfuhr aus Japan. ML 16H 

‘ Das auffallendste Merkmal der Entwicklung 
des japanischen Handels in letzter Zeit ist die 
ausserordentliche Steigerung der Ausfuhr, Im 
Jahre 1913 betrug der W.rt der Ausfuhr 64,5 
Mill Lstrl., im Jabre 1918 war er auf rund 


in den letzten 20 J+hren fast stets stark passiv 
war, wies sie seit 1915 einen bedeuten Ausfuhr- 
überschuss auf. Diese Zunahme ist nicht etwa 
auf die besondere Entwisklung eines einzelnen 
Handelszweiges zurückzuführen. Die Steigerung 
war allgemein. Japan nutzte die ihm durch 
den Krieg gebotene Gelegenheit aus, um die 
Herstellung und Ausfuhr von Waren aufzu- 
nehmen, dıe es früher einführte. Selbstverständ- 
lich sind in einigen Fällen anscheinend b 
deutende Zunahmen nur auf Wertsteigerun 


zurückzuführen. 


Hauptausfuhrartikel. a 
Japans Hauptausfuhrartikel sind Rohseid 
und Seidenwaren sowie Baumwollgarn-, und 
‚stoffe. Diese Ausfuhr betrug sowohl im Jahre 
1913 als auch 1918 etwa 50 v. H. der Gesam 
ausfuhr, wobei im Jahre 1918 der Prozentsat Da 
der Baumwollausfuhr etwas gestiegen ist. Im 
Jahre 1913 betrugen die ausgeführten Seiden-. 
posten 25 Mill. Lstrl., im Jahre 1918 stiegen 
sie auf 58 Mill. Lstrl. Im Jahre 1913 entfiele 
12 Mill. Lstrl. auf Baumwoligarne und -waren, Be 
1918 stieg der Betrag auf 50 Mill. Lstr. Dr 
weitaus grösste Abnehmer von Rohseide wa 
Amerika, während für Baumwollgarne und -ge 
webe China an erster Stelle blieb, obwohl Indien 5 
hierfür seit kurzem auch ein sehr guter Käufer 
ist Indien kaufte im Jahre 1918 für 8,7 Mill, 
Lstrl. Garn und für 6 Mill. Lstrl. 1 
waren, während seine Einfuhr aus 


Zunahme gegen 1913; gegen die Rekordzahl, 


des Jahres 1917 ist aber ein Rückgang in Kupfer 


Zink, Antimon und Messing zu verzeichnen. Es 
SR sind viele neue Unternehmungen in der Metall- 
fabrikation begonnen worden, und man findet 
Br unter den grossen Posten z. B. 700 000 Letrl. 
ET für Drahtseile, 800 000 Lstrl. für Kupferblech 
I und -draht und 900 000 Lstrl. für elektrischen 
Isolierdraht. 


Bedeutende Steigerungen. 
In der Liste der ausgeführten Lebensmittel 
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sind bedeutende Steigerungen zu verzeichnen. | 


| Vor dem Kriege betrug die Ausfuhr von Ge- 
| treide, Erbsen und Stärke durchschnittlich etwa 
750000 Lstrl. jährlich. Im Jahre 1918 war 
der Umsatz auf über 11 Mill. Lstrl. gestiegen, 
2 wobei die Steigerung hauptsächlich auf Erbsen, 
Bohnen und Kartoffelstärke aus dem Hokkaido 
entfällt. Die Ausfuhr von Tee und Meereser- 
zeugnissen ist nicht in dem Masse gestiegen, 
wie man es erwarten könnte, dagegen ist Bier, 
ein verhältnismässig neuer Ausfuhrartikel, von 


En absat plätze hierfür sind Indien, Java und die 
Straits Settlaments. ' 

Der Handel in Kokosnussöl ist ein gutes 
Beispiel für die japanische Unternehmungslust. 
Im Jahre 1915 war das Geschäft in diesem 
Artikel noch so unbedeutend, dass es in den 
Zollberichten gar nicht erwähnt war; und die 
h Einfuhr von Kopra belief sich auf nur 66 000 
ar Lstrl. Im Jahre 1918 stieg die Kopraeinfuhr 
©, auf über 1,66 M:ll. Lstrl, und die Ausfubr von 
AB ' Kokosnussöl wurde auf 1,5 Mill. Lstrl, geschätzt, 
ae abgesehen von dem ausgedehnten, in den Zoll- 
berichten nicht berücksichtigten Entrepöthandel. 
Der grösste Teil dieser Ausfuhr ging nach den 
Vereinig'en Staaten von Amerika. Inu Drogen 
"und Chemikalien ist ebenfalls eine erstaunliche 
Steigerung zu verzeichnen. Z.B. wurden Essig- 
säure und Kalziumkarbid für fast je 40 000 
u Lstril ins Ausland ausgeführt. In gleichem 
-  *  Masse hat sich die Ausfuhr von Glaswaren und 
Porzellan entwickelt. Vor dem Krieg führte 
Japan grosse Mengen billiges Fensterglas aus 
+ Belgien ein; jetzt deckt es nicht nur seinen 
eigenen Bedarf, sondern führt noch für 350 000 
 Lstrl. aus. Andererseits braucht es, je mehr 
sein eigenes Geschäft sich entwickelt, mehr 

Glasgeschirr, das es einführen muss. 
fubr in anderen Glaswaren betrug insgesamt 
etwa 1,5 Mill Lstrl., einschliesslich Glasflaschen, 
E Perlen, Armbänder für Indien, Thermosflaschen, 
Uhrgläser usw. 
R Dieselbe Veränderung hat sich im Handel 
“ mit Kautschukwaren vollzogen. Vor dem Kriege 
führte Japan in grossem Umfange Gummireifen 
ein, jetzt dagegen hat die Einfuhr aufgehört, 
_ und an ihre Stelle ist eine Ausfuhr im Werte 
von 460000 Lstrl. getreten. Die Einfuhr von 
_  Rohgummi betrug im Jahre 1918 1,4 Mill. 
_ Lstrl.,, und es ist eine verhältnismässig gut ge- 
- deihende Gummiindustrie begründet worden. 
' Zweifellos sind ihnen die bedeutenden Steige- 
rungen der japanischen Ausfuhr in Bürstanwaren, 
Sırumpfwaren, Stoffhandschuhen, Spielwaren, 
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80000 auf 800000 Lstrl. gestiegen. Die Havpt- 


Die Aus- _ 
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Schnrürsenkeln, elektrischen Ausrüstungsteilen 
und Lampen bekannt, da die meisten dieser 
Artikel in grossen Mengen in unser Land ein- 
geführt und früher oder später den Einfuhr- 
beschränkungen unterworfen sind. Andere 
Artikel, wie Nähnadeln, billige Messerschmiede- 
waren, Fahrradteile und kondensierte Milch 
werden jetzt in solchem Umfange ausgeführt, 
dass ihnen ein Platz in den Zollberichten 
sicher ist. 


Japanischer Wettbewerb im Auslande. 


Durch die ausserordentliche Ausdehnung 


des japanischen Handels, insbesondere die 


' Steigerung der Ausfuhr von Baumwollwaren 


nach Märkten, auf denen früher die Lancashire- 
Waren fast eine Monopolstellung einnahmen, 
wird die Frage aufgeworfen, ob die japanische 
Konkurrenz im Auslande eine ernste Bedrohung 
unseres Handels darstellt. Ich habe gefunden, 
dass die Meinungen hierüber sehr geteilt sind. 
Manche Leute geben sich in dieser Hinsicht 
übertriebenen Befürchtungen hin, während 
andere, die ihre Meinung auf die Berichte über 
geringwertige Qualität der japanischen Waren 
gründen, die voraussichtliche Wirkung der 
Konkurrenz nicht für beachtenswert halten. 
Die Wahrbeit liegt wohl ungefähr in der Mitte 
dieser beiden Ansichten. Ich bin der Meinung, 
dass trotz der wunderbaren Fortschritte Japans 
unsere eigene Position, ungeachtet der uns 
durch den Krieg auferlegten Hemmungen, derart 
ist, dass wir keinen Grund zur Beunruhigung 
haben. 

Ich muss hierzu jedoch noch bemerken, 
dass meiner Ansicht nach die augenblicklichen 
Arbeiterunruhen nur eine Reaktion der furcht- 
baren Kriegsnot sind und bald vorübergehen 
werden. Wenn die Arbeiterunruhen fortdauern 
sollten, wenn die britischen Waren im Auslande 
zu ständig steigenden Preisen angeboten werden 
infolge höherer Löhne, kürzerer Arbeitszeit und 
geringerer Erzeugung, dann könnten allerdings 
die neutralen Kunden die billigeren japanischen 
Waren trotz ihrer geringen Qualität vorziehen. 
Das Mittel hiergegen liegt im grossen und 
ganzen in unserer Hand. Die Steigerung des 
Ausfuhrhandels ist je'zt von vitaler Bedeutung 
für uns, und jede Handlung, die unvernünftig 
unsere Erzeugung verteuert, muss in gleichem 
Masse die Gefahr der japanischen Konkurrenz 
verschärfen. Man darf nicht vergessen, dass 
die „Japaner selbst ihre Stellung auf manchen 
der neuen Märkte als prekär erkennen, und 
Regierung, Fabrikanten und Ausfuhrhändler 
alles aufbieten, durch Verschmelzung und Kon- 
solidierung. ihre Lage zu stärken. 


Kosten der Erzeugung. 
Löhne. 

Der wichtigste Faktor sind die Löhne. So- 
viel mir bekannt, beträgt heute der ungefähre 
durchschnittliche Tageslohn für einen ungelernten 
Arbeiter 2 sh, für Arbeiterinnen 1 sh Ad. 
Für gelernte Arbeiter beträgt der Lohn 5-7 sh 
täglich. Für gelernte weibliche Arbeitskräfte 
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lässt sich der Durchschnittslohn schwer fest- 
stellen, da diese kaum existieren. 

Diese Zahlen weisen eine Steigerung um 
etwa 70 v. H. gegenüber den Zahlen vor dem 
Krieee auf, während eine Zusammenstellung 
der Bark von Japan zeigt, dass der Preis aller 
Bedarfsartikel seit 1914 um 125 v. H. gestiegen 
ist. Die Löhns müssen daher fortgesetzt steigen, 
und zwar geht die Tendenz dahin, die Löhne 
im gleichen Masse zu erhöhen, wie die Kosten 
der Lebenshaltung steigen. Ein sehr inter- 
essanter Bericht über die Einzelheiten der 
Arbeiterfrage in Japan ist von dem Vizekonsul 
in Osaka, Herrn Oswald White, zusammenge- 
stellt worden. Er soll demnächst veröffentlicht 
werden, und zweifellos werden Sie darin viele 
Argaben finder, die Ihnen das Verständnis der 
Lage in Japan vermitteln werden. 

Die Erhebungen über die Löhne werden 
erschwert durch das Prämiersystem. Auf dies- 
bezügliche Anfragen wird im allgemeinen nur 
der reine Tagesverdienst angegeben, ausser 
dieser Summe ist aber immer die Gratifikation 
zu berücksichtigen, die zu Neujahr und im 
Sommer zur Bon-Feier üblich sind. Diese 
Summe beträgt nicht weniger als einen vollen 
Monatslohn, und oft noch beträchtlich mehr. 
In der Bilanz eines Fabrikunternehmers, die 
ich kürzlich in Händen hatte, waren z. B. die 
Löhna mit 28700 Yen und die Gratifikationen 
mit 20 000 Yen aufgeführt. 


Arbeitszeit. 

Was die Arbeitszeit betrifft, so glaube ich, 
dass der japanische Arbeiter im Durchschnitt 
70 Stunden wöchentlich arbeitet, da es in 
Japan weder den freien Sonnabendnachmittag 
noch Sonntagsruhe gibt. Viele Fabriken 
schliessen allerdings an vier Tagen im Monat, 
in der Regel werden aber nur zwei Tage im 
Monat, ungefähr jeden 1. und 15., freigegeben, 
und mehr wird in dem japanischen Fabrik- 
gesetz auch nieht gefordert. Da die Löhne 
viel niedriger sind und die Arbeitszeit viel 
länger ist, als bei uns, interessiert es, zu wissen, 
wie sich die Kosten der Erzeugung im Vergleich 
zu den unserigen gestalten. Ich kann meine 
Schlussfolgerungen nur auf Beobachtungen von 
sachkundigen Engländern gründen, die in 
englischen sowie in japanischen Fabriken tätig 
waren. Nach Ansicht dieser Herren leistet ein 
Engländer — mit Ausnahme von besonders ein- 
fachen und leichten Arbeiten — in der gleichen 
Zeit ebensoviel wie zwei Japaner; dies ist natür- 
lich nur eine ganz ungefähre Angabe. Aus- 
länder werden nur in grösseren Industrie- 
betrieben, in denen viel Maschinen verwendet 
werden, beschäftigt, und ich neige zu der An- 
nahme, dass der Unterschied bei anderen 
leichteren Arbeiten, für die Handfertigkeit und 
Geschicklichkeit nötig sind, nicht so gross 
sein würde. 

Kohle. 


Unter den übrigen Faktoren, die bei Ab- 
schätzung der Herstellungskosten zu beachten 


‚etwa 50 sh sein. 


sind, spielt die Kohle eine sehr wichtige Rolle, 
Japan ist in der günstigen Lage, seine eigenen 
Kohlenlager zu besitzen, aber infolge des 
Mangels an Arbeitskräften und der hohen 
Frachtsätze für den Transport von Koblen von 
den Kiushiu-Gruben nach den Industriebezirken 
sind die Kohlenpreise enorm gestiegen. Nach 
Zahlen, die ich von einer der führenden Kohlen- 
firmen erhalten habe, schätze ich, dass vor dm 
Kriege Industriekohle fob Moji 4,25—5 Yen 
die t kostete, während im Oktober 1918 dieselbe 
Qualität auf 13—20 Yen gestiegen war und 
heute auf 16—19 Yen steht: Rechne ich 
diese Zablen in englische Währung um und 
füge Fracht und sonstige Unkosten ‚hinzu, so 
schätze ich, dass Fabriken in der Umgegend 
von Tokio vor dem Kriege (Juli 1914) etwa 
13—15 sh für die t bezahlt haben, im 
Oktober 1918 dagegen (vor dem Waffenstill- 
stand) 70—75 sh, und der heutige Preis muss 
Konle aus den in grösserer 
Nähe von Tokio belegenen Bezirken, die gering- 
wertiger ist, war jedoch billiger. Die Preise 
in den Bezirken Osaka und Kobe sind um etwa 
10—15 sh niedriger. Im Jahre 1916 soll der 
Kohlenverbrauch in den Fabriken 10,5 Mill. t 
betragen haben, er muss jetzt aber etwa N 
12 Mill. t jährlich ausmachen. ih 
Steuern. N. 
Die Steuern, die einen weiteren Faktor ' 
der Herstellungskosten bilden, sind seit dm 
Kriege nicht wesentlich gestiegen. Im Jahre 1918 
wurde eine Kriegsgewinnsteuer eingefürt, aber, 
obwohl die Fabrikanten scharf dagegen pro- 
testieren, war der aus dieser Steuer für das 
gesamte Land eingenommene Betrag, nämlich 
4,5 Mill. Lstrl. (diese Zahl ist dem Bericht des 
Finanzministeriums entnommen), im Verhältnis 
zu den ungeheuren Gewinnen so klein, dass 
man ruhig behaupten kann, die Steuerlast sei 
jetzt nicht schwerer als vor dem Kriege. 


Arbeiterfrage. 


Die ‚Arbeiterfrage ist in Japan noch nicht 
ernst, wie aber Professor Kuwada, Mitglied des 
Oberhauses, in einem Artikel über Sozialpolitik 
und Arbeiterfragen sagt: ‚Die Stimme der Un- 
zufriedenheit gegen Kapitalisten und Unter- 
nehmer wächst an Umfang und Stärke, und 
besonders seit Anfang dieses Jahres hat die 
Arbeiterfrage erhöhte Aufmerksamkeit erregt‘. 
Gewerkschaften gibt es in Japan nicht, und 
wenn von Gilden und Vereinigungen die Rede 
ist, sind es solche von Arbeitgebern und nicht 
von Arbeitnehmern. Es besteht allerdings ein 
Arbeiterverein mit etwa 30000 Mitgliedern, 
der sogenannte ‚Yuaikai‘, dessen Programm 
die Forderung des Achtstundentages, eines täg- 
lichen Mindestlohns von 2 sh und staatlicher 
Arbeiterversicherung vorsieht. Streiks kommen 
gelegentlich vor, dauern aber selten längere 
Zeit und sind mehr örtlicher als allgemeiner 
Natur. Am häufigsten und erfolgreichsten 
streiken in Japan die Schuljungen, und der 
Schuljunge von heuteist der Mann von morgen, 


. zuverlässigkeit gelten. 


Ungelernte Arbeitskräfte werden dürftig 


| bezahlt, sind aber reichlich zu haben, und die 


Arbeitgeber — mit Ausnahme der Baumwoll- 
spinnereien -— haben keine Schwierigkeiten, 
um ihren Bedarf an Arbeitskräften zu decken. 
An gelernten Arbeitskräften fehlt es dagegen, 


und in Zeiten lebhaften Geschäftsganges sind. 


tüchtige Facharbeiter sehr gesucht. 


Qualität der japanischen Ausfuhrwaren. 

Japanische Konsuln und jepanische Staats- 
minister haben ihre Landsleute immer ermahnt, 
die Qualität ihrer Ausfuhrwaren zu verbessern. 
Ferner hat dasMinisterium für Landwirtschaftund 
Handel ein Inspektioussystem für Ausfuhrwaren 
eingeführt, nach dem gewisse Warengruppen, 
wie Zündhölzer, Bürsten, Strumpfwaren, Glas- 
waren, Handschuhe usw. sorgfältig geprüft 
werden. Die Waren, die geprüft und für gut 
befunden sind, werden mit Etiketten und 
Stempel versehen, und nur solche Artikel sind 
zur Ausfuhr zugelassen. Diese Massnahme 
wurde notwendig, weil man festgestellt hatte, 
dass sehr grosse Mengen minderwertiger Waren 
nach dem Auslande versandt wurden und den 
Ruf der japanischen Ausfuhr im allgemeinen 
schädigten. In der Theorie ist das System 
zweifellos ausgezeichnet; in der Praxis hat es 
sicher der Ausfuhr von absolutem Schund ein 
Ende bereitet, aber die Zahl der Inspektoren 
ist zu klein, um eine wirklich gründliche 
Prüfung durchzuführen. Ferner, wenn eine 
wirklich gründliche Prüfung durchgeführt würde, 
müsste damit gerechnet werden, dass die hier- 
für verwendete Zeit häufig lange Verzögerungen 
über die an sich schon langen Lieferfristen 
hinaus verursachen und somit der Zeitverlust 
"ebenso schädlich sein würde, wie die Ausfuhr 
von minderwertigen Waren. 

Von: Käufern japanischer Ausfuhrwaren ist 
mir gesagt worden, dass ihre Klagen nicht so 
sehr der minderwertigen Qualität als der Un- 


Musier entspricht, so besteht häufig Nachfrage 
nach einem Artikel von geringer Qualität, wenn 
‚er billig ist. Wenn aber Artikel häufig schlechter 
und selten besser sind, als das Muster, und im 


allgemeinen die Gleichmässigkeit fehlt, so ist 


es schwer, sie abzusetzen. Diesem Mangel ab- 
zuhelfen, wird jedoch schwierig, wenn nicht 
unmöglich sein, solange die japanischen Artikel 


in der Heimindustrie oder in sehr kleinen 


Fabriken von ungeübten Arbeitern hergestellt 


werden. Die einzige Möglichkeit, dieseSchwierig- 


keit zu überwinden, liegt in sorgfältiger Prüfung 
und Klassifizierung seitens der Lieferanten, 


eines Lieferanten von Ruf, der mit seinen 


Kunden für viele Jahre in Geschäftsverbindung 
treten und nicht lediglich aus einem einzigen 


2 Geschäft Nutzen ziehen will. 


Schiffahrt. 


20E In Japan war die Schiffahrt einträglicher 


als irgend ein anderer Wirtschaftszweig. Aus 
dem letzten Band der Statistik des Finanz- 


N. ministeriums geht hervor, dass im Jahre 1908 


Wenn die Ware dem 
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18 Schiffahrtgesellschaften bestanden mit einem 
Kapital von etwa 7 Mill. Lstrl., einem einge- 
zahlten Kapital von 6 Mill. Lstrl., einer ‚Flotte 
von 543 Schiffen mit einem Brutto-Tonnen- 
gehalt von 564 000 t und einem Gesamtrein- 
gewinn von 390000 Lstrl. Die in diesem 
Jahreverteilten Dividenden betrugen 430 000Lstr., 
den Reservefonds wurden 41000 Lstr. über- 
wiesen. Im Jahre 1917 war die Zahl der 


. Gesellschaften auf 42 gestiegen; das nominelle 


Kapital betrug 28 Mill. Lstrl., der Brutto- 
Tonnengehalt war auf 1127000 t gestiesen 
(die letzten Zahlen vom Februar 1919 zeigen 
2670 Schiffe mit eigenem Brutto-Tonnengehalt 
von 2357000 t. Die Reingewinne beliefen 
sich auf fast 15 Mill. Lstrl., die Dividenden 
auf 7'/ Mill., 600 000 Lstrl. wurden in Form 
von Gratifikationen verteilt und nahezu 
8 Mill. Lstrl. den Reservefonds überwiesen. 
Die vier führenden japanischen Dampfschift- 
fahrt-Gesellschaften werden vom Staate sub- 
ventioniert. Nach dem letzten japanischen amt- 
lichen Bericht beliefen sich diese Subsidien im 
Jahre 1917 auf ungefähr 700000 Lstrl., für 
1918 sollen sie etwas geringer sein. Zu einer 
Zeit, wo die Gesamteinnahmen aus Geschäfts- 
gewinn und anderen verschiedenen Quellen 
über 33 Mill. Lstrl. betrugen, beliefen sich die 
Subsidien auf wenig mehr als 2 v. H., spielten 
also keine sehr grosse Rolle; aber in den 
schlechten Schiffahrtsjahren ermöglichten sicher 
diese Subsidien den Gesellschaften, auf verschie- 
denen Linien Fuss zu fassen, und halfen ihnen 
über die schweren Zeiten hinweg. 

Obwohl diese subventionierten Gesellschaften 
während des Krieges ungeheuere Gewinne 
erzielten, wurden dıese Gewinne doch zeitweise 
von denjenigen der kleineren Unternehmungen, 
die der Regierungskontrolle nicht unterworfen 
waren, in den Schatten gestellt. Der Grund 
lag darin, dass die grossen Dampfschiffahrt- 
Gesellschaften als Gegenleistung für die ihnen 
gewährten Subsidien gezwungen waren, ihre 
Frachtsätze auf den subventionierien Linien 
auf der von der Regierung festgesetzten Höhe 
zu halten. Diese Frachtsätze waren nämlich, 
da die Regierung den Aussenhandel fördern 
wollte, sehr niedrig. Die Nachfrage nach 
Schiffsraum war aber derart gross, dass die 
Gesellschaften besondere Dampfer einsteilten, 
für welche sie die Frachtsätze berechnen konnten, 
wie es ihnen beliebie. Es würde zu weit 
führen, Einzelheiten über den Unterschied in 
den Frachtsätzen zu geben. Ungefähr kann 
man aber sagen, dass der Frachtsatz für eine 
Linie, auf der er für ein subventioniertes Schiff 
90 sh 9 d betrug, für die Extradampfer 
500 sh ausmachte. Die grossen Gesellschaften 
eröffneten nach ailen Richtungen hin neue 
Linien, z. B. nach Australien, Indien, Java, 
Südamerika; wo immer japanische Waren 
verkauft werden konnten, dahin fuhr auch die 
japanische Flagge. Gleichzeitig enıfalteten 
auch die kleineren Gesellschaften eine rege 
Tätigkeit und erzielten durch das Verchartern 
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ihrer Schiffe bedeutende Gewinne. Der Schiff- 
bau hat sich in Japan ausserordentlich ent- 
wickelt, und es bestehen jetzt mehrere sehr 
grosse Werften im Lande. Von diesen werden 
die älteren zweifellos ihre Geschäfte nutz- 
bringend fortsetzen können. Dagegen ist es 
zweifelhaft, ob die neueren Unternehmungen, 
die 
kaufen mussten, in der Lage sein werden, auch 


weiterhin so grosse Gewinne zu erzielen, wie 


dies in den letzten beiden Jahren der Fall war. 


Plan eines Schiffahrttrustes. 

Eine der interessantesten Erscheinungen 
der letzten Monate ist der Plan der Gründung 
eines grossen neuen Schiffahrtunternehmens. 
Die Gesellschaft soll, falls sie zustande kommt, 
„Ihe International Steamship Kompagnie“ 
benannt werden. Obwohl eine Zeitlang gerücht- 
weise gesagt wurde, dass amerikanisches Kapital 
daran beteiligt sein werde, glaube ich, dass 
nach den letzten Vorschlägen die Gesellschaft 
ausschliesslich mit japanischem Kapitalgegründet 
werden soll. Das Kapital soll rund 10 Mill.Lstrl]. 
betragen. Es sollen ungefähr 500000 t an 
Schiffen zur Verfügung stehen, wovon über die 
Hälfıe von einer der grössten japanischen 
Schiffbaugesellschaften beigetragen werden soll, 
die also in doppelter Weise daran interessiert 
sein wird, nämlich als Schiffbau- und Schiff- 
fahrtunternehmen. Der Preis, zu dem dieSchiffe 
übernommen werden sollen, ist in der Presse 
mehrfach benannt worden. Nimmt man den 
Durchschnitt der verschiedenen veröffentlichten 
Zahlen, so ergibt sich ungeführ 35 Lstrl. für 
die Tonne, wovon die Hälfte in bar und die 
Hälfie in Aktien der neuen Gesellschaft bezahlt 
werden soll. 

Warenzeichen. 

In Japan besteht selbstverständlich, wie in 
anderen Ländern, die der internationalen 
Konvention für den Schutz des gewerblichen 
Eigentums beigetreten sind, ein Warenzeichen- 
gesetz. Ein erheblicher Unterschied zwischen 
dem japanischen und dem britischen Gesetz ist 
aber, dass Japan zu dem auf dem Festiande 
herrschenden Gedanken der Anerkennung der 
Priorität der Anmeldung sich bekennt, während 
bei uns, wie z. B. auch Amerika, die Priorität 
der Benutzung der bestimmende Faktor ist. 
Es ist daher für alle britischen Firmen, die 
Geschäfte mit Japan machen, ratsam, darauf 
zu achten, dass ihre Warenzeichen angemeldet 
werden. So leid es mir tut, muss ich fest- 
stellen, dass es in Japan Leute gibt, die dadurch 
Geld verdienen wollen, dass sie sich fremde 
Warenzeichen aneignen. Ferner führt ein Blick 
auf irgendeine beliebige Zusammenstellung 
japanischer Waren im ausländischen Stil, "die 
für den Export gearbeitet sind, zu der Vermutung, 
dass entweder dıe japanischen Zeichner von 
Handelsmarken an einem erstaunlichen Mangel 
an Originalität leiden, oder dassihre unverhüllte 
Nachahmung fremder Warenzeichen ein Teil 
der japanıschen Handelspolitik ist. 


ihre Maschinen zu sehr hohen Preisen 


Ich. habe 
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' Handelsstaat behalten wird? 


die Frage der Warenzeichen zehn: Jahre. hig 
durch studiert und bin überzeugt, dass dieser 
Uebelstand so lange bestehen bleiben wird, bis 
die führenden Männer in Japan sich der Sache i 
annehmen, und die führenden Zeitungen ent- 
sprechende Artikel veröffentlichen, und so die 
öffentliche Meinung ändern. 


gewohnheitsmässige Werne in einer Baar, 
Weise bestraft wird, dass er sich nicht soleichtt 
entschliesst, sein Vergehen zu wiederholen. N 
Die Klagen richten sich nicht so sehr gegen das 
ungehemmte und genaue Kopieren allgemein 

bekannter Handelsmarken — in diesen Fällen 
gibt es einen gesetzlichen Schutz —, sondern 
vielmehr gegen falsche Beschreibungen, die 
darauf berechnet sind, den Käufer zu täuschen. 


Schlussfolgerung. R 

Ich hoffe, damit klargelegt zu haben au rir. 

die Gefahr der japanischen Konkurrenz nicht 
allzu ernst ist, vorausgesetzt, dass wir bald zu 
normalen Verhältnissen zurückkehren, dass 
unsere Erzeugung nicht unvernünftig beein. 
trächtigt wird und die Profitsucht sich nicht 
ungehemmt entwickeln darf. Die Tatsache, dass 
die japanische Industrie sich in einem Uebe Re 
gangsstadium von der Heim- zur Fabrikindustrie ° 
befindet, muss einige Zeit hindurch die 
Qualität der japanischen Waren DE 


sind nicht sehr ausgiebig. Auch die anscheinende 
‚Billigkeit wird vielleicht nicht mehr lange 
bestehen, da die Kosten der Lebenshaltung, un 
notwendigerweise auch die Löhne, steigen. Auf 
dem Gebiete der Forschung wird verhältni 
mässig wenig geleistet, und viele Industri 
sind aus dem Anfangsstadium nicht her 
gekommen. Japan besitzt so gut wie keine 
Eisenerzbergwerke und hängt bezüglich fas 
aller wichtigen Rohstoffe von den ausländischen 
Hilfsqueilen ab, ausgenommen bezüglich Sei, 
und Kupfer; Kohle besitzt es, aber sie ist se 
teuer, zudem sind die Verkehrsmittel mang 
haft und behindern die Entwicklung von Hand 
und Industrie ausserordentlich. Gegenüb: 
diesen Nachteilen ist die Tatsache zu beachte 
dass Japan mit seiner billigen Arbeitskra 
(nach roher Schätzung 14 sh für männlich 
9 sh 4 d für weibliche Arbeiter für 
70 Stunden-Woche) in der Lage ist, ware 
erzeugen, die, wenn auch von minderwertig 
Qualität, beträchtlich billiger sind, als die 
britischen Waren. Sie sind im allgemeinen 
nicht konkurrenzfähig, da sie ganz andere 
Warenklassen angehören. Die Nachfrage a 
ganzen Welt wird aber viele Jahre hinduro ch ı 
gross sein, dass sowohl für britische, als 
. für japanische Waren reichlich Raum vorhanden 
sein dürfte, und wenn man sieht, welehe Wunder 
Grossbritannien während des Krieges volibracl 

hat, kann man dann bezweifeln, dass es 
Friedenszeiten seine Stellung als gröss 


Me a 


Teil verloren. 
Erzeugnisse er vorwiegend in Japan vertrieb, 


Soweit der Bericht des Herrn Crowe. 
Seine Ausführungen gelten, wie einleitend 
bemerkt, im grossen und ganzen auch für das 
Verhältnis Deutschlands zu Japan in 
wirtschaftlicher Beziehung. Man darf auch 
bezüglich des deutschen Handels sagen, dass 
ihm der japanische Wettbewerb auf dem Welt- 
markt nicht allzu gefährlich sein wird, und dass 
Japan trotz der ausserord*ntlichen Entwicklung 
seiner Industrie noch ein gutes Absatzgebiet 
für deutsche Waren bleiben wird, zumal 
dort zweifellos das lebhafteste Verlangen 
besteht, mit uns wieder iı Geschäftsverbindung 
zu treten. Eine andere Frage ist allerdings die, 
ob bei der Verschiedenheit der wirtschaftlichen 
Lage in Deutschland und England wir berechtigt 
sind, mit dem gleichen Vertrauen auf die Ent- 
. wicklung unserer wirtschaftlichen Beziehungen 
zu Japan zu blicken, wie dies der englische 
Berichterstatter tut. In dieser Hinsicht ist 
nieht Zu verkennen, dass wir unter mancherlei 
Hemmungen leiden, von denen England nicht 
oder doch nicht im gleichen Masse betroffen 
ist, wie wir. Zu erwähnen sind hier besondars 
die Transportschwierigkeiten mangels einer 
eigenen Flotte, der Mangel an Rohstoffen für 
unsere Industrie, die bei uns herrschende 
Arbeitsunlust, die hohen Löhne und die Koblen- 
 koappheit. Der unserer Ausfuhr günstigeniedrige 
Stand der Markvaluta vermag diese Nachteile 
nur zum Teil auszugleichen. Ueberdies ist 
nieht zu verkennen, dass die Valutaschwan- 
kungen ein weiteres schweres Hindernis für 
' unseren Handel bilden. Nur wenn alle diese 
Hemmung-n überwunden werden, mit anderen 
Worten, wenu die deutsche Industrie wieder 
exportfähig wird, dann bleibt Japan nach wie 
vor für uns ein wichtiges Betätigungsfeld. 

Zum Schluss sei noch ein besonderes Wort 
über den deutschen Kaufmann in Japan 
gesagt. Seine Lage ist zurzeit zweifellos beson- 
ders schwierig. Durch fünf Jahre zu fast 
völliger Geschäftsuntätigkeit verurteilt, hat er 
seines Verbindungen im feindlichen Auslande 
restlos und im neutralen Auslande zum grossen 
Die deutsche Industrie, deren 


kann ihn auf absehbare Zeit noch nicht mit 
' Waren beliefern. Infolge der auf Grund des 
Friedensvertrages durch die japanische Regie- 
rung getroffenen Massnabmen lebt er dauernd 
unter dem Damoklesschwert einer Konfiskation 
seines ganzen in Japan befindlichen Vermögens. 
Endlich haben die Bemühungen des japanischen 
Zwischenhandels, den Ausländer aus dem japa- 
nischen Geschäft zu verdrängen, durch den 
Krieg zweifellos einen neuen Ansporn erfahren, 
und die Widerstandskraft gerade des deutschen 
Kaufmanns ist infolge der eben geschilderten 
Umstande entsprechend geschwächt. Es darf 
aber die Erwartung ausgesprochen werden, dass 
die Pioniere des deutschen Handels in ‚Japan 
ihren Platz zu behaupten wissen, und dass sie 
in diesem Bestreben die wirksame Unterstützung 
aller in Frage kommenden deutschen Wirt- 
schaftskreise finden werden. | 


' überzuführen. 
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Die Fischwirtschaft nach Aufhebung 


der Inlandsbewirtschaftung., 


Die am 4. August in Kraft getretene Frei- 
gabe des Innenhandels mit Fischen und Fisch- 
waren sowie die Entwicklung der Fischwirtschaft 
in der Folgezeit hat in den Kreisen der 
Beteilioten wie der der Osffentlichkeit mehrfach 
zu Erörterungen Anlass gegeben, die von 
einer uxrichtigen Beurteilung der tatsächlichen 
Verhältnisse ausgehen. Die folgende amtliche 


' Darlegung, die wir der neusten Nummer der 


„Mitteilungen für Preisprüfungsstellen“ ent- 
nehmen, stellt diese Irrtümer richtig und kenn- 
zeichnet den gegenwärtigen Stand unserer 
Fischversorgung. 


A. Inländische Wirtschaft. 


In den stattgehabten Verhandlungen, die 
zu der Freigabe des Inlandshandels mit Fischen 
führten, ist aus allen Interessentenkreisen und 
von der überwiegsnden Zahl der Mitglieder 
der Suchverständigenkommission, die zur 
Behandlung der Frage der Aufhebung der In- 
landsbewirtschaftung für Fische eingesetzt 
worden war, dis Freigabe des Inlandshandels 
verlangt worden. Wenngl-ich bebördlicherseits 
der Entschluss vorlag, die Entscheidung über 
die Wiedereinführung des freien Handels mit 
Fischen einer Selbstverwaltung der Beteiligten 
zu überlassen, so wurden doch dem Drängen 
der Interessenten seitens des Rsiechskommissars 
für Fıschversorgung diejenigen Bedenken und 
Schwierigkeiten entgegengehalten, die sich bei 
den grundlegenden Veränderungen im freien 
Handel augenfällig ergaben. Es waren dies 
hinsichtlich der deutschen Produktion zunächst 
die Möglichkeit eines zeitweiligen Abnehmens 
oder sogar Unterbrechens der deutschen Zu- 
fuhren info'ge Kohlenmangels, die Verminderung 
der deutschen Fänge aus der mit dem Friedens- 
vertrag übernommenen Verpflichtung der Abgabe 
eines bedeutenden Teils der deutschen Fischerei- 
flotte, sowie auch die Schwierigkeiten, die sich 
aus der Transportlage im Inland ergeben 
konnten, und die gerade für Fischwaren, deren 
Leichtverderblichkeit wegen, von grosser 
Bedeutung sind. Trotz dieser seitens der 
Behörden und einiger Kommissionsmitglieder 
als schwerwiegend vorgebrachten Bedenken 
wurde besonders aus den Kreisen der deutschen 
Hochseefischerei mit grossem Nackdruck auf 
die Notwendigkeit des Abbaues der Zwangs- 
wirtschaft durch Aufhebung der Inlandsbewirt- 
schaftung hingewiesen. Dies zeugt von der 
Zuversicht, mit der die deutschen Produzenten 
den Bedarf befriedigen zu können glaubten. 

Aus diesem Gesichtspunkte wurde seitens 
der Sachverständigenkommission der Entschluss 
gefasst, die Verwertung der für die Versorgung 
Deutschlands wichtigsten Zufuhr der deutschen 
Hochseefischerei in der Weise vorzunehmen, 
die im Frieden die übliche gewesen ist, d. h. 
die Fische durch Auktion in den freien Verkehr 
Bei der Erörterung der Wieder- 
einführung der Auktionen ergab sich aber als 
eines der hauptsächlichen Probleme dasjenige 
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der Preisentwicklung in der Auktion. Die 
Interessenten w»ren sich darüber einig, dass 
auf der einen Seite die gesamte Wirtschaftslage 
und die Stimmung in breiten Verbraucherkreisen 
ein übermässiges Ansteigen der Preise nicht 
zulassen werden, dass aber andererseits die 
Möglichkeit tageweise geringer Zufuhren bei 
grossem Bedarf in sich schliesst, dass in 
Auktinnen die Preise an solchen Tagen eine 
ungewöhnliche Höhe erreichen. Ein Ausweg 
wäre die Begrenzung der Preise in den 
Auktionen gewesen. 
Mittel, das dem Wesen der Versteigerung in 
solehem Masse entgegensteht, dass dies auch 
seitens der Interessenten nicht als eine Lösung 
der Preisfrage angesehen wurde. Die Er- 
örterungen über dieses Prohlem wurden durch 
die Ereigrisse überholt. Ganz wenige Tage 
nach der Einführung des freien Handels waren 
die deutschen Zufuhren an den Fischmärkten 


wegen Kohlenmangels — es liegt aus diesem 
Grunde ein sehr bedeutender Teil der gesamten 
Fischereiflotte still — sehr gering geworden, 


und den geringen Warenvorräten stand ein, 
infolge der vorangegangenen starken Zufuhrtage, 
erheblich gesteigerter Bedarf gegenüber. Es 
kam hinzu, dass die deutsche Produktion durch 
Auslandszufuhren keine Ergänzung fand, da 
die dänischen Ausfuhrhäuser, wegen der Um- 
änderung der Verhältnisse auf den deutschen 
Fischmärkten und im Hinblick auf die mit ihnen 
ancreknüpften Verhandlungen, eine abwartende 
Haltung einnahmen und die deutschen Märkte 
zunächst nicht beschickten. Es hatte sich solcher- 
weise schon wenige Tage nach der Einführung 
des freien Handels eine Lage des Marktes er- 
geben, wie diese von einigen vorsichtigen Sach- 
verständigen befürchtet worden war. Be- 
hördlicherseits ist ein Eingreifen nicht erfolgt, 
aus der Erwägung heraus, dass die deutsche 
Fischwirtschaft über derartige Schwankungen 
selbst wird hinwegkommen müssen und die Be- 
währung des freien Handels für einige Zeit 
und nicht nur unter ungünstigen Verhältnissen 
abgewartet werden muss. Die an der deutschen 
Hochseefischerei interessierten Fachkreise, und 
zwar sowohl die Reeder, wie auch die Ver- 
steigerer, der Fischhandel, Fischindustrie und 
der Kleinhandel beriefen daraufhin schon in 
der ersten Woche des freien Handels eine Ver- 
sammlung ein, in der sie feststellten, dass sich 
in den Auktionen der ersten Tage Preise er- 
geben hatten, die das Zwei- und Dreifache der 
vom Reichskommissar für Fischversorgung vor- 
dem festgesetzten Preise ausmachten. Sie be- 
schlossen deshalb von sich aus, die Ver- 
steigerungen nicht mehr stattfinden zu lassen 
und an deren Stelle eine Verteilung der Ware 
nach dem in der Zwangswirtschaft angewandten 


Verteilungsschlüssel und zu den vom Reichs- 


komnaissar für Fischversorgung in der letzten 
Zeit vor Einführung des freien Handels fest- 
gesetzten Preisen vorzunehmen. Dieser Ent- 


schluss wurde an der Nordseeküste schon am ° 


nächsten Tage verwirklicht und seitdem wird, 


Es ist dies jedoch ein 


‚dies da, wo, wie bei nordischen Salzheringen, 


des grossen deutschen Bedarfs und nur geringer 


‘können die deutschen Interessen am besten 


deutscher Käufer mit der Möglichkeit grosser 


A 


"wenn auch unter dem Protest neu gerründeter er Ei % 


Firmen, die der alte Verteilungsschlüssel nicht 
einbezog, eine Verteilung der Fische vor AD 
nommen. 


An der Ostseeküste hatten sich die Dinge > 
inzwischen derart entwickelt, dass dieörtichen 
Regierungsstellen an vielen Stellen Ausfuhrver- 
bote erlassen hatten oder in sonstiger Weise 
ein Abfliessen der Ware in das Binnenland 
verhinderten, das wegen der Möglichkeit der 
freien Preisgestaltung und der Erfahrung, dass & 
die grossen Binnenstädte jeglichen Eee ng 
zahlen, befürchtet wurde. ER 


Diese Gesamtlage musste sich notwendig 
dahin auswirken, dass die Versorgung ‚den = 
grösseren ‚Städte im Binnenlande sich ver- 
schlechterte, denn von der Ostsee gelangte, n- 
folge der Ausfuhrverbote und infolge des grossen 
Verbrauchs in den Ostseebadeorten, wenig Ware 
in das Hinterland, und an der Nordsee wurde 
seitens der Händler und Industriellen ver- 
ständlicherweise zunächst nur der Bedarf der 
ihnen naheliegenden Plätze gedeckt, da darüber 
hinaus keine Ware vorhanden war und die 
Händler sich nach Möglichkeit den Vera 
gefahren infolge der schiechten Transportver- a 
hältnisse nicht aussetzen wollten. Ks 


B. Einfuhrwirtschaft. 


In den Verhandlungen über die Freigkhan 
des Fischhandels bestand eine gewisse Ein- 
stimmigkeit darüber, dass die Fischeinfuhr zum 
mindesten auf gewisse Fischsorten zentralisiert 
vor sich gehen müsse. Ganz klar ergibt sich“ 


et 
ee 


den deutschen Einkäufern ein geschlossenes 
Syndikat ausländischer Verkäufer gegenüber- 
steht. Hier würde Zersplitterung des deutschen 
Einkaufs an zahlreiche Wettbewerber gege 
über einem geschlossenen Verkäuferkreise nur 
Preistreiberei zuupgunsten der deutschen Käufer 
bedeuten. Aehnliche Lagen ergeben sich aber 3 
bei der besonderen Gestaltung des Fischmarktes 
und bei der besonderen Lage Deutschlands mit 
seiner gehemmten Betätigung auf dem Gebiete 
des Fischfangs noch auf längerer Zeit hinaus 
auch bei vielen andern Fischarten. Eine gewisse 
Regulierung des Fischmarktes erscheint auch 
erstrebenswert im Hinblick auf die grossen 
Schwankungen der Zufuhren, welche sich aus 
den deutschen Fängen ergeben. In den Zeiten 


deutscher Zufuhren, in welchen die deutschen 
Aufkäufer mit der Tendenz in den Auslands- 
markt gehen, unbedingt Ware heranzuschaffen, 


gewahrt werden, wenn an Stelle der sich kon- 
kurrierenden einzelnen Aufkäufer ein einziger 


Kaufabschlüsse auf dem Auslandsmarkt erscheint, 
der alsdann auch den bestehenden oder in 
Gründung befindlichen Verkaufsmonopolen im 
Ausland am zweckvoll-ten entgegentreien kann. 

Um innerhalb dieser Grenze die grösst- 
mögliche Freiheit des deutschen Handels. ‚zu “ 
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wahren, wurden unter Beteiligung des Reichs 
zur Einfuhr von Fischwaren Syndikate gebildet, 


die sich ausschliesslich aus- dem Fachhandel 


_ zusammensetzen und weitestgehend auf Selbstver- 


waltung gestellt sind. Insolcher Weise entstanden 
die Sardinen-Einfuhr-Gesellschaft m. b. H., 
Hamburg, für die Einfuhr spanischer, portugie- 
sischer und französischer Sardineukonserven und 
die Fıschkonserven-Einfuhr-Gesellschaftm.b. H. ; 
Hamburg, für die Einfuhr norwegischer Fisch- 
konserven, sowie die Salzherings-Einfuhr-Ge- 
sellschaft m. b. H., Berlin, und die Fischherings- 
Einfuhr-Gesellschaft m. b. H., Altona. 

Die Einfuhr frischer Massenfische liegt zu- 
nächst in der Hand der Reichsfischversorgung 
G. m. b. H, da der Fachhandel die Bildung 
eines Syndikats anfänglich nicht für zweck- 
mässig hielt. 

Für die Verhältnisse auf den deutschen 
Fischmärkten nach der ‚Einführung des freien 
Handels spielt die Auslandszufuhr:an Frisch- 
fischen die bedeutendste Rolle. Die Reichsfisch- 
versorgung G. m. b. H. hat daher sofort mit 
den zunächst hauptsächlich in Betracht 
kommenden dänischen Ausfuhrfirmen Ver- 
handlungen angeknüpft, um auch unter den 
veränderten Verhältnissen im deutschen Fisch- 
handel die Auslandszufuhren sicherzustellen. 
Die Verhandlungen mit den Dänen wurden 
schnell zum Abschluss gebracht mit der Ver- 
einbarung, dass die dänischen Ausfuhrhäuser 
ihre Fische in die deutschen Auktionen schicken, 
jedoch mit der Massgabe, dass die Reichsfisch- 


 versorgung G. m. b. H, das Recht der Preis- 


:  begrenzung bei hohem Preisstande hat. 


Für 
den deutschen Fischmarkt ergibt sich aamit 
die Lage, dass die deutschen Zufuhren, sobald 
Gie dänischen Fänge dies ermöglichen, durch 
die Auslandszufuhr die günstige Ergänzung er- 


- - fahren werden, denn bei geringer deutscher 


Anfuhr und grossem Bedarf werden die Dänen 


"  mözlichst grosse Mengen Ware auf den deutschen 


‚ Markt bringen können, dafür jedoch höchstens 


N > 


den von der Reichsfischversorgung G. m.b.H. 
festgesetzten Höchstabrechnungspreis erhalten. 
Bei grossen deutschen Zufuhren werden die 
ausländischen Einsender aber in den deutschen 


Auktionen, entsprechend den Preisen für deutsche 


Ware, nur geringere Preise erhalten können 


- und damit vielleicht in solchen Perioden, in 


welchen der deutsche Markt die Auslandszufuhr 


durchaus entbehren kann, mit Beschickung des 
deutschen Marktes etwas zurückhalten. 

somit der beste sich selbst regulierende Schutz 
für die zur Verfügung stehende Zahlungskraft 
_ gegenüber dem Ausland und die Preisbewegung 


Es ist 


auf dem deutschen Markt geschaffen. 


Y %; Die 


Entschliessung der hiesigen In- 


7 teressenten, die deutschen Zufuhren vorerst 


nicht zu versteigern, sondern zu verteilen, hat 


"allerdings die Durchführung dieser Art der 
Handhabung hinsichtlich der Auslandszufuhren 
verzögert. 


Es war nicht angängig, die Aus- 
landsfische allein in die Auktion zu stellen, weil 
bei der Warenknappheit ständig der höchste 


- Schweden, 
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Abrecbnungspreis erreicht werden würde und 
alsdann ohnehın eine Verteilung der Ware ein- 
zusetzen hätte. Aus diesem Grunde wurde vom 
Reichskommissar für Fischversorgung, solange 
die deutschen Zufuhren verteilt werden, auch 
eine Verteilung der Auslandszufuhren angeordnet. 

Da die dänischen Ausfuhrhäuser eine 
möglichst grosse Menge auf den deutschen 
Markt bringen wollen, steht zu erwarten, dass 
die Knappheit der deutschen Anfuhr bald durch 
grössere Auslandszufuhr ergänzt und, wenn der 
dänische Fang nicht versagt, ausgeglichen wird. 

Mit den schwedischen und holländischen 
Ausfuhrhäusern sind schon seit einiger Zeit 
Verhandlungen im Gange, um auch von diesen 
eine Beschickung des deutschen Marktes zu er- 
reichen. Diese Verhandlungen, insbesondere 
mit den holländischen Reedern, konnten jedoch 
noch zu keinem günstigen Ergebnis gebracht 
werden, da für die Auslandsreedereien die 
Gegenlieferung von Kohle von grösster Be- 
deutung ist und den holländischen Reedern 
schliesslich ein ablehnender Bescheid gegeben 
werden musste, da der Stand der deutschen 
Kohlenversorgung im allgemeinen die Gegen- 
lieferung von Kohlen an die Reeder nicht zu- 
lässt. Die Verhandlungen werden nunmehr 
fortgesetzt, um möglichst auch ohne Kohlen- 
lieferung eine Zufuhr aus Holland zu erreichen, 
soweit die Preisforderungen der ausländischen 
Interessenten dies ermöglichen.- 

Für die nächste Zeit wird es Aufgabe der 
Zentralstelle sein müssen, zum Schutze des 
freien Inlandshandels und um diesen den ver- 
schiedensten Bestrebungen nicht zur Angriffs- 
fläche werden zu lassen, für möglichste Gleich- 
mässigkeit der Preisbewegung auf den deutschen 
Fischmärkten durch zweckentsprechende Zu- 
führung von Auslandsfischen Sorge zu tragen. 
Ein abschliessendes Urteil über die Betätigung 
des freien Inlandshandels mit Fischen und 
Fischwaren wird sich erst geben lassen, wenn 
die gemeinsame Versteigerung deutscher und 
ausländischer Zufuhren einige Zeit stattgefunden 
hat und ein klares Bild des Versorgungsstandes, 
d. h. des Bedarfs auf der einen und der Bo- 
darfsdeckung auf der anderen Seite, ergibt, 


Winke und Hinweise. 


Die Frage der Goldbestände. 

Die Bank von Spanien verfügte seit April 
1919 über einen Goldbestand von 2231 Mill. 
Pesetas, der sich bis Mitte August auf 2371 Mill. 
Pesetas erhöhte. Die „Semana Financiera‘“ führt 
dazu aus, dass es im Laufe des Krieges einen 
Augenblick gab, in dem das gelbe Metall an 
Wert einzubüssen schien. Einige Länder, wie 
sträubten sich gegen weitere Gold- 
einfuhr, während gleichzeitig bei einigen Krieg- 
führenden das Verhältnis der Geldbestände zum 
Notenumlaufeine ausserordentliche Verschiebung 
erfuhr. Die internationalen Wechselkurse unter- 


575 DEUTSCHE WIRTSCHAFTS-ZEITUNG | 576 


lagen heftigen Bewegungen und gestalteten sich 


insbesondere für Spanien so günstig, dass der 


Peseta eine beherrschende Stellung gewann, 
dank welcher ungewöhnliche Beträge Gold ihren 
Weg nach Spanien fanden. Von der Ansicht, 
dass einer intakten Goldreserve keine allzugrosse 
Bedeutung zuzumessen sei, kam man in den 
betroffenen Ländern bald wieder ab. Das Gold 
wird nach wie vor seine Rolle als Barmetall 
und Hauptgrundlage desinternationalen Wechsel- 
verkehrs spielen, zumal Spanien wird aus seinen 
bedeutenden Goldbeständen die entsprechenden 
Vorteile zu ziehen wissen. 

Diese Ausführungen der „Semana Finaneiera“ 


treffen nicht ganz den Kern der Bedeutung der 


Goldreserve. Es ist richtig, dass sämtliche 
kriegführenden Länder im Laufe des Konflikts 
.nach Kräften bestrebt waren, die im eigenen 
Lande befindlichen und sonst erreichbaren Gold- 


bestände an sich zu ziehen und bei ihren Zentral- 


Finanz-Iostituten anzusammeln. Dies geschah 
aber nur teilweise zur Intakthaltung der Noten- 
deckung, Dringender war für diese Länder die 
Notwendigkeit, Gold als Deckung für Finanz- 
und besonders Warenkredite an die von der 
Natur begünstigten Rohstoffländer, wie Amerika 
und einige Neutrale, abzwzeben. Daher eine 
förmliche Goldverstopfung, z. B. bei Schweden, 
Spanien (z. Zt. etwa 70 v. H. reine Golddeekung), 
Argentinien usw. Diese anormalen, den Besitzern 
gelbst unbequemen, weil in ihrer Uebertreibung 
schädlichen, Goldanhäufunrgen werden mit dem 
Wiedererwachen des unbehinderten internatio- 
nalen Warenaustausches in normaer Weise ab- 
fliessen und die einzelnen Goldpegel sıch all- 
mählich wieder der Norm nähern. Das aber 
ist der Kern der Frage: den internationalen 
Kredit eines Landes bestimmt auf die Dauer 
nicht der äussere Schein von Wohlhabenheit, 
sondern innere Momente, wie Produktions- 
Möglichkeit und -Fähigkeit, Durchbildung der 
arbeitenden Massen, Qualität der Erzeugung 
USW. USW. 

Sehen wir doch, wie selbst England, das 
Land der Pre-tige-Politik, der Entwertung seiner 
Währungsgeltung in den Vereinigten S:aaten von 
Amerika mit Gelassenheit gegenübersteht. Das 
Pfund Sterling ist gegen den Dollar von 4,86 
Frieden-parität auf rund 4,10 gefallen. Die 
Engländer stellen sich einfach auf den Stand- 
puukt, dass diese Herabseizung der Kaufkraft 
des Pfund Sterling nıcht so sehr England, als 
vielmehr Amerika schädigt, dessen Export durch 
diese Verteuerung des englischen Eınkaufs em- 
pfindlich leiden müsse. Es liege deshalb lediglich 
im Interesse der Amerikaner, den Pfundkurs zu 
heben und stabil zu halten. Dieser Standpunkt 
ist, wenn auch nicht aufrichtig, so doch gewiss 
vertretbar und eine weitere Stütze unserer Gold- 
argumeniation, denn gerade England hat es 
während des Krieges versianden, die Gold- 
bestände nicht nur seiner Besitzungen, sondern 
auch aus Russland, Fraukreich und Belsıen für 
sich nutzbar zu machen. Es kann also nieman- 
dem einfallen, einen Mangel an Goldreserve für 


Verantwortlicher Schriftleiter: Dr. Hermann Deite. Berlin W 30, Goltzstrasse 23, 
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den Rückgang der Pfunddevise verantwortlich 


zu machen. Die Währungsinflation der über- 


paritätischen Länder ist vielmehr durch die 


Gunst der Umstände künstlich geschaffen und 
muss, wie gesagt, nach Eintritt normaler inter- 
nationaler Verhältnisse langsamer oder schneller 
ihren Ausgleich finden. 


Das, was die Engländer von ihrem Pfund 


sagen, trifft selbstverständlich auch für die 
deutsche Mark zu. 


Wenn Deutschland auch 


auf absshbare Zeit einen Grossteil seiner Er-_ 


zeugung und Erzeugungskraft der Erfüllung 
der Friedensbedingungen widmen muss, so 


bleiben doch die Grundlagen seiner inter- 
nationalen Gelturg, die Qualität der Arbeit, 
Zielbewusstsein, Solidität, 
Produktivität, unverändert, 
sich nicht 


nur das Ausland, sondern auch 


Erfindungsgeist und- 
und dessen sollte 


Deutschlandselbst bewusstsein. Mehr geistiges 


Rückgrat, mehr Selbstvertrauen! Das 
ist es vor allem, was unsere Geltung draussen, 
d. h. unseren Kredit, wieder heben kann. 


Bücherschau. : 
Eduard Fuchs, Der Weltkrieg in der 
Karikatur. Mit eıwa 700 Textbildern und rund 


100, vielfach doppelseitigen, zum Teil farbigen 
Beilagen. 
rung 1—15. 
München. 


Verlag von Albert 
— Das neue kulturhistorischhe Werk 


von Eduard Fuchs beschränkt sich nicht iwa 
auf die karıkaturistische Behandlung des jazt 


überwundenen Weltkrieges, sondern ist dem 
allgemeinen Problem : ‚Der Krieg in der Ka- 
rikatur‘‘ gewidmet. 


mit den Kriegen des 16. Jahrhunderts und wird 


bis zum Vorabend des Weltkrieges fortgeführt. ee 3 
Auf dieses grosszügige Dokumentwerk sollan i 
‚dieser Stelle um so mehr hingewiesen wrdenn, 


In 30 Lieferungen zu 1 M. Liefe- 
Langen, 


- 


Der vorliegende erste 
Band, dessen Bilder gut ausgewählt und im 
Druck vortrefflich wiedergegeben sind, beginnt 


als der Verfasser gerade die wirtschaftliche 


Entwicklung in den Vordergrund seiner B- 
Er geht dabei von den 


trachtungen stellt, 


Grundsätzen aus, dass der Krieg nicht nur ein 


Mittel der Geldwirtschaft, 


treffenden Länder zugleich die Methode und 


sondern auch deren’ 

fast unausschaltbare Konsequenz ist und dass 
andererseits die jeweilige wirischaftliche Höhe 
der betreffenden Epocne und auch der be- 


das zeitliche wie das räumliche Ausmass aller Ka 


Kriege formte, Dr. Ladenthin, Berlin. 


“ Dr. Walter Pinner, Demokratie oder Sozia- 
Demokratischer Verlag, Zehen 
— Nach Ansicht des Ver 
fassers sind die Zeiten des Kapitalismus als Br 


demokratie? 
dorf 1919. 238. 
Klassenherrschaft und Klassenkampf allerdings 


vorbei. Eine neue Wirtschafisordnung sei im 
Werden. 


wirt,chaft, sondern durch den gemeinsamen 


Willen von Arbeiterschaft und Bürgertum der 


sozialen Gleichheit den Weg zu bahnen. 


en gen ER ‘ 


Aber es gelte, nicht durch Vergesell- es 
schaftung der Produktionsmittel, durch Zwangs- 


% N Te & 
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Bilanz per 31. Januar 1919. 
Are Aktiva. | Male Me 14 
Grundstücke............. re ee Han 160 272127 
abzügl. Hypothek ...... sersenenee« 49 R30)— | 110442197 
Gebäude -„-—-„m.-.—. nn. ne, na rn oe HE ee 357 98702 
Er Abschreibung m... .. “is Senesennee e 27 987 0” 330 000 Scpeing, 
SE RE RR 1i— 
Handwerkzeuge sr sa sune+%» Deere ee 1 Nr 
ee armen ern 18415181 
18 410/81 
Abschreibung ».......e-+..r0r... .[_18415)81 1 
ar ar EEE 351 UU0 — 
Zugang ........: EEE HERE „3.690160 
354 Hy 60 
RE N 29 110/06 
32558054] 
Abschreibung «......... EUELE nn 39 580154] 286 000|— 
Tagesbauten für Schachtanlagen ........ ea 1i— 
Diamanten ....:..2.0.... pe 2... 14490195 
ERROR PETERTR 152/30 14 338165 
Babe Maschinen „u .0 00 encneeccen ana 153 WU — 
Zugang ...... HE NE RRET 47 497102 
x. zUu 4y7U2 
Abgang NR EC RENTE rauen anes 1 500 En 
A 198 997 v2 
Abschreibung......... STR IRE 23 99702] 170 000) 
Schachtbau-Maschinen ...0». ... „oe. »0 L 117 uvuUV 5: } 
3 URAN ........ are aan ci 29 131,40 | 
1140131 w | 
2:1,7:2:) 7 Pur nee 51 757/18 
, 1094377)22 
Anschreibung 220.200... 132 377 22| 962 000 — 
 Fabrikations-Konto........... er N 603 139/04 
Patent-Konto........... TE N ; 1i— 
- Modelle und Zeichnungen........ EN | 1— 
Pferde und Wagen...... ER ENEELT AR _ 
he deu eg er . 3601 — 
: 3611 — 
BEBBEHFBIBUng 2. 2 as ena seen 360 — 1i— 
- Utensilien.........- green ern 1— 
een 220...| 820 365158 
& Eee ER IE ER NR IRRE 4 966140 
Be St > 825 332|48 
a BBIanX eines eesshneensensns sun. 68347137] 818 985/61 
ER RENTE ee : 27 874147 
Verschiedene Debitoren ...er2.2.2222200.. 712 847102 
- Konte in Ausführung begriff, Arbeiten .... 2893 223109 
Beenoktem seen 2 104 390|85 
 *BEinzahlungen auf ausländ. Beteiligungen.. 1888 717/06 
 *Depot-Konto: bei uns als Sicherheit hinter- 
Belege Obligabionen ...2oeeuneeererecne 302 500| - 
"  *Zu Kautionszwecken hinterlegt bzw. 
den Banken als Sicherheit verpfändet 
RR A SERIEN ı 1113750) — 
Gewinn- und Verlüst-Konto: 
Verlust-Vortrag aus 1917/18 . 1 687 775,53 
re Verlust für 1918/19. 543 928,31 _| 2331 703|84 
: 11 153 718190 
£ Yan : Passiva. ; vl. en) NM. 4 
N A 4 500 0001 — 
 Rückständige Dividende ..........:.....- 4701 — 
Bankschulden......... N 6 152 551/44 
keditoren ............ BEN Masken ana nere 500 69716 
Bas Konlor. 2. een ee «1 302 500 — 
 Aral-Kosto .............. N RO 1113750 — sr 
Eee i [11153 718190 
Be 
5 Gewinn- und Verlust-Konto. 
er - Debet. AL M 4 
- Verlust-Vortrag aus 1917/18 ......... 1 687 778153 
‚ Gebäude-Konto ......... Abschreibung] 27 987102 
„  Handwerkzeug-Konto.... E 18 415181 
„ Bohrwerkzeug-Konto .... ne 39 58054 
. Fabrikmaschinen-Konto .. a 28 997102 
‚Schachtbaumaschinen-Kto. k 132 37712: 
- Pferde- und Wagen-Konto = 360] -- 
 Eiffekten-Konto ...........Kursverlust| 8590|-| 256 30761 
_ General-Unkosten-Konto: Steuern, Ge- | 
bälier, Reisen, Kohlen Versicherungen. 
Insertionen , Handlungs - Unkosten 
Frachten, Beamtenversicherungen etc... 559 182196 
FARBE K000i. Be ST 382 737155 
 Lohn-Konto (Fabrik) ..... 20... 0.0». _]L..848 00288 


ER | 3234 0U6j83 
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Kredit. 


Per Gewinn aus Geschäftsbetrieb . en 
„ Saldo: Verlust-Vortrag aus 1917/18 ...|1687775153 
Verlust pro 1918/19 ...] 543 928131 


u + Ak eh 
1 002 30269 


2231 703184 
3 234 UU6|53 


Nordhausen, den 14. August 1919. 


Ciefbau- und Kälteindusirie-Aktiengesellschaft 
vormals Gebhardt & Koenig. 


Der Verstandı W. Zaeriuger. L. Binger. 


Vorstehende Bilanz nebst Gewinn- und Verlustrechnung haben 
wir geprüft und mit den ordnungsmässig geführten Büchern der 
Gesellschaft übereinstimmend gefunden. 

Berlin, den 25. August 1919. 

„Revision“! Treuhand-A ktien-Gesellschalt. 


Dr. Libbertz, 


ppa. Preumayr. 


In den Aufsichtsrat wurde in der Generalversammlung vom 


1. Oktober 1919 nenugewählt: 


Herr Generaldirektor Arthur Jacob, Duisburg. 


Zeitzer Eisengiesserei 
und Maschinenbau- 
fictien-Gesellschaft, Zeitz. 


Bilanz für 1918/19. 


Vermögen. M | 4 
Grundstücke und Ge- 
Bader n...... 1 350 000|— 
Maschinen, Utersil. 
und Werkzeuge.. 1— 
Geschirre und Auto- 
mohllo.. ..5..... 1— 
Modelle u.Zeichnung. 1— 
Bestände.......... 1 910 347/96 
Laufende Rechnung .| 2 644 29537 
Wertpapiere einschl 
‘ Reichsschatzwechs.| 3 202 3771 — 
Kasse......... ....| 183368255 
Wechsel: 2. 60 364/60 
9 30 070148 
Verbindlichkeiten, 97 
Aktien-Kapital......i 1324 000 — 
Teilschuld-Verschr. 
1900....] 242 0001— 
do. 1907....]| 814 5001 — 
Reserve-Fords...... 971 027116 
Extra-Reserve-Fond:| 200 000] — 
Dispositions-Fonds..| 300 000— 
‚, Diviienden - Ergän- 
zungs-Fonds ..... 100 000— 
Kriegs-Fürsorge-Fds. 55 218182 
Dividende, noch nicht 
abgehoben....... 10 8841 — 
Teilschuld-Verschrei- : 
bungs-Zinsen ... 16 042/50 
Teilschuld-Verschrei- 
bun:s-Tilgung ... 7153175. 
Laufende Rechnung. 1 306 517155 
Anzahlungen für 
Aufträge... : »..... 1 523 590175 
Delkredere ........ 170 89280 
Beamten - Pensions- 
Bonds... ser. us 134 284/65 
Zur. Verwendung im 
Interesse d. Arbeit] 124559135 
Gewinn und Verlusti 1 469 399|15 


| 9 300 07.148 
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Druckarbeiten jeder Art 


insbesondere Börsenberichte, Börsenzeitungen, 

Geschäftsberichte, Werke, Kurstabellen, Statuten, 

Formulare, Prospekte, Preislisten u. Kataloge etc, 

SPEZIALITÄT: Anfertigung sämtlicher Wert-.. 

papiere in vornehmster Ausführung auf eigenem 
gexchütztem Papier. 


Ad. Haussmann, Berlin SW., Kochstr. 67 
Buchdruckerei u. Verlags-Ansfalf Fernspr.: Ztr. 8813 u. 8523 
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Gewinn- und Verlust- 
Rechnung für 1918/19. 


Soil. M J 
Handlungs- Unkosten 
Steuern u. Kriegs- 
unrerstützungen..| 899 761/92 
Wertpapiere ....... 154 864175 
Abschreibungen ....| 343 050]21 
Reingewinn ....... 1 469 39915 
2 867 Dres 
Haben. M 4 
Fabrikations-Gewinn| 2 394 892] 46 
ZINSEN 2... nes ee 96 574)46 
Uebertrag a. 1917/18] 375 609111 


2807 076103 
Die vorstehende Gesamtbilanz, 
sowie Gesamtgewinn- und Verlust- 
rechnung habe ich geprüft und 
mit den Büchern der Zeitzer Eisen- 
giesserei und Maschinenbau-Actien- 
Gesellschaft, Zeitz, übereinstim- 
mend gefunden. 


Leipzig, den 25. August 1919. 
Richard Kiepsch, 


| peim Landgericht zu Leipzig be- 


eideter Sachverständiger für kauf- 

männische Geschäftsführung und 

vom Rate der Stadt Leipzig be- 
eideter Bücherrevisor. 


Die Auszahlung der für das Ge- 
schäftsjahr : 1918/19 festgesetzten 
Dividende von 25% und des Bonus 
von 15% erfolgt ab heute 
mit M. 120.— für eine Aktie je 

M. 800.— Nr. 1—3200 gegen 

Einlieferung des Gewiun- 

anteilscheins Nr, 47 
und M. 480.— f.r eine Aktie je 

M. 1200.— Nr. 3201-3920 

gegen Einlieferung des Gewinn- 

anteilscheins Nr. 23 
bei der Bank-Commandite Simon 

Katz & Co, Berlin W.9, 

Vossstrasse 13, 
bei dem Bankhause J. Loewen- 

herz, Berlin NW., Univer- 

sitätsstrasse 3b, und 
bei der Gesellschaftskasse 
in Zeitz. 

Zeitz, den 18. September 1919. 


Der Vorstand, 
Gaudlitz. Laxy. 
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| Die Reihsgründung 


Seheimrat Prof. Dr. €. Brandenburg 
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f ies nahezu ein Jahrhundert umfpannende Werf bedeutet einen Marfftein der 
hiftorifchen Forfhung. In glänzender Darftellung, geftüßt auf die Fülle des neu 
erfchloffenen Materials, gibt es ein lebendiges Bild jener für Deutfchlands Gefhichte 
grundlegenden Epoche. Gerade heute, wo jeder von ung weiß, daß der Gieg in dem 
ung aufgezwungenen Riefenfampfe unfer Volf und unfere Regierung vor neue gewaltige 
Aufgaben ftelfen wird, verdient die Entflehungsgefhichte unferes Neiches befondere 
DBeadhtung. Denn nur ihre Kenntnis wird ung bewahren, falfche Ziele anzuftreben, die 
das Werf unferer Väter und unferes größten Staatsmannes beeinträchtigen fönnten. 
©o ift „Die Reihsgründung” nicht nur ein hiftorifches Meifterwerf, fondern zugleich 
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Aufsätze. 


Aufsichtsrat und Betriebsrätegesetz. 


Von Rechtsanwalt Dr. Wilh. Esslinger, München. 


I. 


Der Entwurf eines Gesetzes über Betriebs. 
räte bestimmt in $ 34, Ziffer 12: 


Der Betriebsrat hat in Unternehmungen, 
für die ein Aufsichtsrat besteht, einen oder 
mehrere Vertreter in den Aufsichtsrat zu 
entsenden, welche mit den übrigen Mitgliedern 

des Aufsichtsrates gleiche Rechte und Pflichten 
haben, jedoch keine Vertretungsmacht und 
keinen Anspruch auf eins andere Vergütung 
als eine Aufwandentschädigung zu haben 
brauchen.  _ 
Soll die Mitwirkung der Arbeiter in den 
Aufsichtsräten von Nutzen sein, so wird das in 


. Aussicht genommene Gesetz sich nicht damit 


begnügen dürfen, nur über die Wahl und die 
Rechtsstellung der Arbeitervertreter Bestim- 
mungen zu treffen. Vielmehr wird die ganze 
Einrichtung des Aufsichtsrates der Neuerung 
angepasst werden müssen. Sonst bleiben die 
Arbeitervertreter ein Fremdkörper im Auf- 
sichtsrat. Der Zweck des Gesetzes, zur Ent- 
stehung eines Vertrauensverhältnisses zwischen 
Unternehmern und Arbeitern beizutragen, 
würde nicht erreicht, wenn die Arbeiter die 
Empfindung haben könnten, dass ihre Ver- 
treter im Aufsichtsrat gewissermassen das 
fünfte Rad am Wagen bilden würden. Eine 
gefährliche Enttäuschung der Massen könnte 


I. 


RE Die Arbeiter wollen teilnehmen an der 


„Kontrolle‘‘ der Unternehmungen. Der Auf- 
sichtsrat erscheint ihnen als das Organ, welches 


diese Kontrolle in der Hand hat. Zu dieser 


Auffassung macht von vornherein die Bezeich- 
nung ‚Aufsichtsrat‘‘ geneigt. Aber auch die 
tatsächliche Uebung in sehr vielen Fällen recht- 
fertigt diesen Glauben. Trotzdem entspricht 
er eigentlich nicht ganz dem Gesetze. Uuter 
der Kontrolle eines Unternehmens kann ein 
Doppeltes verstanden werden: Seine tatsächliche 
Beherrschung oder die formelle Ueber wachung 
der Ordnungsmässigkeit der Geschäftsführung, 
Das Handelsgasetzbush denkt ersichtlich mehr 
an die letztere Funktion. Im Gegensatz zu - 
dem Verwaltungsrat älteren Rechtes soll der 
Aufsichtsrat nicht selbst massgebenden Einfluss 
auf die Gesohäftsführung haben, _sondern ihre 
Ordnungsmässigkeit überwachen. Dabei ist 
vor allem an die Erhaltung des Grundkapitals 
wie überhaupt der finanziellen Solidıtät des 
Unternehmens gedacht. Das gese:izgeberische 
Problem, wie es in der öffentlichen Meinung 
diskutiert wurde und zu den Vorschriften über 
den Aufsichtsrat geführt hat, ging dahin: 
Wie kann unsolider Geschäftsgebahrung von 


‚Aktiengesellschaften vorgebeugt werden? Es 


haudelte sich darum, das Sparkapital, welches 
in Aktien seine Anlage sucht, vor Verlusten 
durch ungetreue oder allzu waghalsige Geschäfts- 
führung zu bewahren. In derselben Richtung 
bewegte sich auch in der Folgezeit die schier 
unübersehbare Literatur in Broschüren und 
Zeitschriften, welche die Reform des Aufsichts- 
rates zum Gegenstand hatte. Wieder und wieder 
wurde geltend gemacht, dass diese oder jene 
Fälle von Zusammenbrüchen grösserer Aktıen- 
gesellschaften gezeigt hätten, dass die gesetz- 
lichen Bestimmungen über den Aufsichtsrat 
ungenügend seien. Auf der anderen Seite haben 
Männer der Praxis, wie Riesser und Rathenau, 
dargelegt, dass die gesetzlichen Bestimmungen 
über die Kontrollpflichten des Aufsichtsrates 
wörtlich genommen sogar viel zu weit gingen, 
da es für die Aufsichtsratsmitglieder ganz un- 
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möglich sei, sich über alla wichtigeren Geschäfte 
der Gesellschaft zu unterrichten. Darüber, 
dass der Aufsichtsrat gerade in der Funktion, 
an die der Gesetzgeber in allererster Linie 
gedacht hat, der ständigen Beaufsichtigung 
ordentlicher und getreuer Finanzgebarung, in 
der Hauptsache versagt hat, sind sich die 
berufensten Kritiker einig. 

Dagegen sind es zwei andere Funktionen, 
in denen er vielfach — praeter legem — sich 
ala vom privatwirtschaftlicken Standpunkt aus 
nützlich erwiesen hat: In der gelegentlichen 
Beratung der Geschäftsleitung in grundlegenden 
Fragen und in der Herstellung und Aufrecht- 
erhaltung nützlicher Beziehungen. 


In ersterer Hinsicht ist es ohne weiteres 
einleuchtend, dass erfahrene Persönlichkeiten 
des Wirtschaftslebens, die, ohne sich im Gehetze 
der täglichen Arbeit für den Betrieb zu befinden, 
doch in ständiger Fühlung mit den Interessen 
des Unternehmens steben, oft einen ungetrübteren 
Blick für die grösseren wirtschaftlichen Zu- 
sammenhänge, in die das Unternahmen verknüpft 
ist, haben werden, als die Geschäftsleitung 
selbst. Der Nutzen einer solchen Beratung wird 
umso grösser sein, jemehr das Kollegium als 
„Senat‘‘ zusammengesetzt ist und wirkliche 
Erfahrung in den Personen früherer Direktoren, 
Angehöriger verwandter Geschäftszweige usw., 
verkörpert. 

Für die beaufsichtigende wie für die be- 
ratende Tätigkeit gibt das finanzielle Interesse 
des Aktionrärs die einzige Richtschnur. Das ist 
selbstverständlich. Die Aktiengesellschaft ist 
eine reine Kapitalgesellschaft, ihre Leitung kann 
und darf nur nach den finanziellen Interessen 
des Aktionärs erfolgen. 

Nicht ganz so klar liegen die Dinge bezüg- 
lich der Aufsichtsratsmitglieder, welche zu dem 
Zwecke in das Kollegium gewählt worden sind, 
um „Beziehungen‘‘ herzustellen. In den Auf- 
sichtsrat eines industriellen Unternehmens wird 
der Direktor der Bank, mit welcher es in 
ständiger Geschäftsbeziehurg steht, gewählt; in 
den eines anderen ein ständiger Grossabnehmer 
oder ein wichtiger Lieferant von Rohstoffen. 
Beziehungen sind ihrer Natur nach immer 
etwas zweiseitiges. Die Persönlichkeit, die sie 
herstellt, muss auf beiden Seiten Interessen 
haben. Von ihr kann also nicht ohne weiteres 
erwartet werden, dass für ihre Stellungnahme 
immer nur das finanzielle Interesse des Aktionärs 
massgebend sein wird. Der Bankdirektor, 
welcher über die Aufnahme einer Obligationen- 
anleihe oder über die Ausgabe neuer Aktien im 
Aufsichtsrat mitberät, wird den Gedanken an 
seine Bank und das ihr bevorstehende Geschäft 
unmöglich ausschalten können. Der Abnehmer 
und der Lieferant haben bezüglich des be- 
treffenden Geschäftes geradezu entgegengesetzte 
private Interessen wie die Gesellschaft, und 
wenn auch die Geschäfte selbst im allgemeinen 
nicht vom Aufsichtsrat bekandelt werden, so 
kann darum doch diese natürliche Interessen- 
kollision in Fragen hereinspielen, die dem 
Kollegium unterbreitet werden müssen. 
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Vielfach handelt es sich auch von vorne- 
herein weniger um die Herstellung nützlicher 
Beziehungen im Interesses der Aktiengesellschaft 
als darum, im Interesse des anderen Teiles, der 
in Geschäftsverbindung mit der Aktiengesellschaft 
steht, diesem eine Maohtposition innerhalb der 
Organisation der Gesellschaft selbst zu schaffen. 
Das Aufsichtsratsmitglied will das Mandat sua 
gratia erlangen und ausüben, oder es will 
geradezu die Interessen eines anderen Unter- 
nehmens oder einer Körperschaft wahren und 
vertreten. Derartige Verhältnisse werden häufig 
sogar vertragsmässig festgelegt, so namentlich 
bei gemischtwirtschaftlichen Unternehmungen. 
Eine Stadtgemeinde lässt sich z. B. eine be- 
stimmte Anzahl von Aufsichtsratssitzen von dem 
Elektrizitätswerk, das ihr den Strom liefert, 
garantieren. Sie will nicht das finanzielle 
Interesse des Aktionärs dadurch wahren, sondern 
das Interesse ihrer Bürger an ordnungsmässiger 
und billiger Belieferung mit elektrischem Strom. 
Das Interesse der Aktiergesellschaft steht hier 
in zweiter Linie; es fällt mit dem der Gemeinde 
nur teilweise zusammen, insoweit nämlich auch 
der Verbraucher an der Erhaltung einer ge- 
wissen finanziellen Leistungsfähigkeit des Lie- 
ferers interessiert ist. 


Die Arbeitervertreter im Aufsichtsrat werden 
run eine nsue Kategorie derjenigen Aufsichts- 
ratsmitglieder bilden, die, vom Standpunkt der 
Gesellschaft gesehen, dazu da sind, nützliche 
Beziehungen aufrecht zu erhalten, die aber 
selbst in erster Linie ihr Amt als Machtposition 
im Interesse ihrer Auftraggeber betrachten 
werden. Allerdings besteht auch zwischen den 
Interessen der Arbeiter und der Arbeitgeber 
eine weitgehende Gemeinschaft. Ebenso wie 
etwa der Vertreter der Verbrauchergemeinde 
in dem vorhin angeführten Beispiel ein Interesse 
an der Leistungsfäbigkeit der liefernden Gesell- 
schaft hat, und vielleicht noch mehr, müssen 
die Arbeitervertreter an der Gesunderhaltung 
des Unternehmens interessiert sein. Es kann 
zur sozialen Erziehung beider Teile nur bei- 
tragen, wenn durch gemeinsame Tätigkeit im 
gleichen Kollegium dieser Gesichtspunkt lebendig 
wird, der sonst meist nur in Reden und Zeitungs- 
aufsätzen ein phrasenhaftes Dasein führt. Auf 
der anderen Seite darf die Interessenkollision 
nicht übersehen werden. Sie besteht von Natur 
und wird daher immer bestehen. Sie wird sich 
aber in der ersten Zeit ganz besonders stark 
fühlbar machen, und kein Mensch kann wissen, 
wie lange die ‚„Anlaufperiode‘‘ dauern wird. 
Dieser Gesichtspunkt kann nicht gegen die Ein- 
richtung selbst herangezogen werden. Man hat 
sich Jahrzehnte hindurch nicht daran gestossen, 
dass andere Vertreter fremder Interessen im 
Aufsichtsrat sassen und ihre Funktion oft über- 
wiegend als Machtposition im Interesse der 
anderen Unternehmung aufgefasst haben. Man 
kann jetzt nicht den Arbeitern sagen, derartiges 
gehe nicht, man könne nicht zwei Herren 
dienen. Das wäre um so weniger gerechtfertigt, 
als es sich hier um die Herstellung einer ‚‚Be- 
ziehung‘‘ handelt, die nicht nur im Interesse 
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der einzelnen Gesellschaft, sondern im allge- 
meinen sozialen Interesse von der grössten Be- 
deutung ist. 

III. 

Fragen wir uns, wie die gesetzlichen Be- 
stimmungen abzuändern sein werden, um den 
Verhältnissen Rechnung zu tragen, so ist vor 
allem wichtig, sich der Möglichkeiten gesetz- 
licher Einwirkung bewusst zn werden. Wie ein 
Aufsichtsrat wirkt, das hängt von den Persön- 
lichkeiten ab, die in ihm sitzen. Es hat also 
wenig Zweck, sich von einer Aenderung gesetz- 
licher Bestimmungen über die Verpflichtungen 
des Aufsichtsrates, über seinen Geschäftsgang 
usw. viel zu versprechen. Man kann die Ver- 
pflichtungen kaum weitergehend festsetzen, als 
es der $ 246 des HGB. getan hat. Es wurde 
schon oben bemerkt, dass damit die Absicht 
des Gesetzgebers nicht erreicht wurde. Aber 
auch die sind im Unrecht, die, weil es sich eben 
um eine Personenfrage handelt, jede Gesetzes- 
änderung verwerfen. Es kommt darauf an, das 
Gesetz nach Möglichkeit so zu gestalten, dass 
die geeignetesten Persönlichkeiten gewählt 
werden. Dabei ist die persönliche Eignung nicht 
nur unter dem Gesichtspunkt der erforderlichen 
Tätigkeit zu beurteilen, sondern man muss auch 
darauf bedacht sein, dass eine gemeinsame 
erspriessliche Tätigkeit ermözlicht wird. Die 
immer noch in den Aufsichtsräten sehr häufigen 
repräsentativen Persönlichkeiten (Generäle und 
Ministera.D.,hochadeligeRittergutsbesitzer usw.) 
sind nicht nur deshalb in der Regel vom Uebel, 
weil sie von den Geschäften nichts verstehen, 
sondern künftighin vor allem deshalb, weil ein 
Arbeiter des Betriebes sich zwar recht wohl mit 
anderen im Betriebe oder in ähnlichen Betrieben 
wirtschaftlich tätigen Männern wird verständigen 
können, aber schwerlich mit jenen Vertretern 
des ancien r&gime. Soweit die letzteren nicht 
nur den Zweck haben, der Gesellschaft nach 
aussen bin durch ihren Namen grösseren Glanz 
zu verleihen, soweit sie vielmehr der ‚Be- 
ziehungen‘‘ wegen in den Aufsichtsrat gekom- 


' men sind, bedeutet ihre allmähliche Entfernung 


und künftige Fernhaltung zugleich die Er- 
füllung einer Forderung der Sauberkeit, die 
längst hätte erhoben werden sollen. Glaubt 
man denn wirklich, die Minister, Oberpräsiden- 
ten und anderen hohen Beamten, denen dia 
betreffende Aktiengesellschaft während ihrer 
Amtszeit manchmal Wichtiges zu verdanken 
hatte, hätten während ihrer Amtszeit nie einen 
Gedanken an die Möglichkeit einer Altersver- 
sorgung durch Aufsichtsratstantiemen gehabt? 
Und wenn die Herren das auch alle von sich 
weisen werden, so würde es doch der einfachste 
politische Anstand gebieten, dass sie den bösen 
Schein vermeiden würden. In erhöhtem Masse 
gilt dasselbe von den vielen Parlamentariern, 
die in den Aufsichtsräten der grösseren Aktien- 
gesellschaften -sitzen und die kaum sich ein- 


' bilden können, dass man sie lediglich ihrer 


geschäftlichen Erfahrungen gewählt 


"habe. 


wegen 


Das Mittel, hier Ordnung zu schaffen, kann 
nicht wohl in einer gesetzlichen Bestimmung 
über „Incompatibilität“ gefunden werden. Man 
kann es einem Parlamentarier oder pensionierten 
Beamten seiner jetzigen oder früheren Stellung 
wegen nicht verbieten, einen Sitz im Aufsichts- 
rat einer Aktiengesellschaft anzunehmen, mit 
der in ibn vielleicht wirklich schwerwiegende 
wirtschaftliche Interessen verbinden. Aber man 
kann die Stellung als Aufsichtsrat so reizlos 
machen, dass die Wahl in den Aufsichtsrat 
nicht mehr als Belohnung für gute Dienste 
gelten kann. Dies kann durch zwei Mittel ge- 
schehen: durch gesetzliche Einschränkung der 
Bazüge und durch gesetzliche Verpflichtung zu 
wirklicher Arbeit. Das erste Mittel ist das 
wirksamere; aber auch das andere ist nicht 
ganz zu verwerfen, wenn auch selbstverständ- 
lich das Gesetz in dieser Beziehung keinen ab- 
soluten Zwang erreichen kann. 

Man wende nicht ein, dass durch Be- 
schneidung der Bezüge gerade die fähigsten 
Köpfe ferngehalten werden könnten. Das ist 
nicht richtig. Wer ‚an der Gssellschaft grosse 
wirtschaftliche Interessen hat, wird ihr gerne 
seine Kraft im Aufsichtsrat leihen, mag er nun 
dafür eine grössere oder geringere Vergütung 
erhalten. Sua res agitur. Der Aufsichtsrat 
ist von Haus aus hervorgegangen aus dem 
Kollegium der Hauptpartizipanten. Das eigene 
Interesse an der Verwaltung des eingelegten 
Vermögens veranlasst die Hauptbeteilisten zur 
freiwilligen Uebernahme des Amtes. Die hohen 
Tartiemen bewilligt man sich, weil man die 
Macht dazu hat. Aber die Hauptbeteiligten 
würden auch ohne sie sich in den Dienst des 
Unternehmens —- ihres Unternehmens — stellen 
und sie werden immer den arbeitenden Teil 
und das Rückgrat des Kollegiums bilden. 
Ebensowenig wird die Höhe der Tantiemen 
für einen früheren Direktor des Unternehmens, 
der etwa seine Pension von demselben bezieht, 
massgebend sein; es wird ihm eine Ehren- und 
Herzerssache sein, auch künftighin seine Kräfte 
dem Unternehmen zu widmen, selbst wenn die 
besondere Vergütung hierfür nur eine mässige 
sein wird. Eine Beschneidung der Aufsichts- 
ratsbezüge wird also die Persönlichkeiten, 
deren Tätigkeit vor allem von Wert sein wird, 
nicht abschrecken, dagegen jene dekorativen 
Mitglieder — sehr im Interesse der wirklichen 
Arbeit und der öffentlichen Sauberkeit — in 
wirksamer Weise fernhalten. 

Da es beim Wandel der Zeiten nicht zweck- 
mässig ist, feste Sätze als Höchstbetrag für 
die Bezüge von Aufsichtsratsmitgliedern vor- 
zuschreiben, so dürfte sich das Verfahren 
empfehlen, welche dis Satzung der Zeiss-Werka 
in Jena für die Bezüge der Vorstandsmitglieder 
angewendet hat; sie dürfen nach Abbe’s sinn- 
reicher Bestimmung nicht mehr Gehalt beziehen 
als ein gewisses Vielfaches des durchschnitt- 
lichen Arbeitslohnes, der im selben Jahre in 
der Fabrik gewährt wird. Dementsprechend 
wäre etwa zu bestimmen, dass bei Gewährung 
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fester Bezüge an Aufsichtsratsmitglieder nicht 
mehr als der doppelte Betrag des durchschnitt- 
lichen Arbeitslohnes an ein Mitglied des Auf- 
sichtsrates bezahlt werden darf, bei Gewährung 
von Tantiemen nicht mehr als der dreifache 
Betrag. Für die Vertreter der Arbeiter, ferner 
für Beamte, die bei gemischtwirtschaftlichen 
Unternehmungen eine öÖffentlich-rechtliche ju- 
ristische Person im Aufsichtsrat vertreten, 
wäre es angemessen, 
Aufsichtsratsbezug, insoweit er dieEntschädigung 
für anderweitigen Verdienstentgang übersteigt, 


einer Hilfskasse oder Pensionskasse oder einem . 


ähnlichen Zwecke unmittelbar zuzuführen ist. 
Es wäre eine Zurücksetzung, würde man diesen 
Personen nicht dieselbe Vergütung gewähren, 
wie den anderen Aufsichtsratsmitgliedern. Aber 
sie sollen von ihrem Amt keinen persönlichen 
Vorteil haben. Besonders bei den Arbeiter- 
vertretern ist dies notwendig, um zu verhüten, 
dass Misstrauen zwischen ihnen und ihren 
Wählern entstehe. Es ist nicht nur der Neid 
des gewöhnlichen Arbeiters gegen seine höher 
besoldeten Führer (Gewerkschafissekretäreusw.), 
der oft in verhänrgnisvoller Weise das Ver- 
trauen zwischen beiden Teilen untergräbt; der 
Arbeiter hat auch das nicht so ganz unberech- 
tigte Gefühl, dass mit der Annäherung an 
bürgerliche Lebenshaltung eine veränderteinnere 
Einstellung zu den Dingen sich leicht anbahnt. 


IV. 


‘Nach geltendem Recht stehen die Kontroll- 
befugnisse des Aufsichtsrates nicht dem ein- 
ze!nen Mitglied zu, sondern nur dem Kollegium; 
das einzelne Mitglied kann sie nur ausüben 
auf Grund Auftrags seitens des Kollegiums. 

Dieser Rechiszustand, der ohnehin zu be- 
rechtigter Kritik schon Anlass gegeben hat, 
kann unmöglich belassen werden, wenn Arbeiter- 
vertreter in den Aufsichtsrat kommen sollen. 
Denn sie werden darin immer in der Minder- 
heit sein. Hat das einzelne Mitglied des Auf- 
sichtsratess ohne Mehrheitsbeschluss des 
Kollegiums keine Kontrollbefugnisse, so wird 
leicht die ganze Einrichtung zur unwürdigen 
Komödie und schafft nichts als Verbitterung. 
Allerdivgs besteht, wenn jedes einzelne Mit- 
glied, auf eigene Faust Berichte und äbnliche 
Ausarbeitungen vom Vorstand verlangen kann, 
die Gefahr, dass die Geschäftsleitung durch die 
Aufsicht in übermässiger Weise gehemmt werde; 
dem könnte vorgebeugt werden durch eine Be- 
rtimmung, welche die Vorstandschaft ermäch- 
tigen würde, gegenüber dem Verlangen ein- 
zelner Mitglieder nach Berichten, Zusammen- 
stellungen und dergleichen zeitraubenden Ar- 


beiten das Plenum des Aufsichtsrates anzurufen. 


Es wäre nicht zu befürchten, dass diese Ein- 


schränkung die Befugnisse des einzelnen Mit- 


gliedes illusorisch machen würde. Ueberdies 
bleibt dem einzelnen Mitglied uneingeschränkt 
das Recht, 
von Büchern und Geschäftspapieren über die 


Dinge zu unterrichten; dass mit dieser Befugnis. 
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zu bestimmen, dass der | macht. 


sich selbst durch Einsichtnahme 
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kein Missbrauch getrieben werden kann, 
dafür sorgt schon die beschränkte Zeit, 


' die dem einzelnen zur Verfügung steht. 


Daneben wird es sich empfehlen, die von 
vielen Kritikern des Aktienrechtes längst ge- 
forderte Verteilung von Ressorts auf die ein- 
zelnen Aufsichtsratsmitglieder vorzuschreiben. 
Dadurch wird die Verantwortlichkeit des ein- 
zelnen erhöbt und eigentlich erst wirksam ge- 


aber nicht auf das Re:sort beschränkt werden. 
Sollen die Arbeitervertreter selbst dem Be- 


trieb angehörige Arbeiter sein? Es ist klar, 


dass sie dann erhöhtes Vertrauen bei ihren 


Die Befugnis, sich über die Angelegen- 
heiten der Gesellschaft zu unterrichten, darf 


Wählern geniessen werden. Aber ebenso sicher 


ist, 
nicht der richtige Mann sein wird, die geschäft- 


lichen Angelegenheiten einer grossen Gesell- 
Er wird den - 


schaft überblicken zu können. 


Beratungen der Grosskaufleute, Fachmänner 


. und Fınanzgrössen, die seine Kollegen im Auf- 
nicht folgen können, 
wenn sie sich mit kurzen Worten über Dinge 


sichtsrat sein werden, 


dass ein einfacher Arbeiter in aller Regel 


verständigen, die für ihn unendlich kompliziert 


und fremdartig sind. Das richtige wäre offen- 


bar, die Arbeiter würden einen Mann aus dem 
Betriebe selbst und daneben einen Geschäfts-- 


mann, Anwalt oder Bücherrevisor, zu dem sie 


Vertrauen haben, wählen. Dann würde auch 
der dem Arbeiterstand angehörige Vertreter 


4 


durch das Zusammenarbeiten mit dm andren 


allmählich mehr in das Verständnis der Ge- 


schäf:e eingeführt, als wenn er sıch — allenfalls 
zusammen mit einem oder mehreren Kollegen, 


denen es ebenso ergeht — unter lauter Personen 


anderer Vorbildung und anderer Interessen 
fremd und verloren füblen wird. Man wird 
den Betriebsräten nicht vorschreiben dürfen, 


dass sie neben einem der ihrigen auch einen 


geistigen Arbeiter wählen sollen. Aber man 


wird ihnen diesen Ausweg offen lassen müssen neh, 


und gut tun, die gesetzliche Bestimmung so zu 
fassen, dass er ihnen nahegelegt wird. 


Wenn es auch unmöglich ist, die Aufsiohtes { 1% 


ratsmitglieder zu zwingen, dass sie ds ber- 


nommene Amt auch tatsächlich ausfüllen, so 
kaun doch das Gesetz wenigstens bestimmen, 


dass niemand mehr Aufsichtsräten angehören e Br 
darf, als nach menschlichem Ermessen die Zeit 


eines einzelnen gestatten kann. Es ist und 
bleibt Unfug, wenn einzelne Finanzgrössen 


zwanzig und mehr Aufsichtsräten angehören. Ber 


Es mag sein, dass sie in der geringen Zeit, 


die sie neben ihren sonstigen Berufsobliegen- BR 
heiten für die einzelne Gesellschaft erübrigen, 
' ihr doch von grossem Nutzen sind. Aber dieser 


Nutzen wiegt den Schaden nicht auf, der im 
Verantwortlichkeitsgefühl ihrer Kollegen durch 


die blosse Tatsache entsteht, dass Aufsichts- 4 


ratsmitglieder — und überdies so hoch an- 
gesehene Persönlichkeiten, wie es solche Vielfach- 
Aufsichtsräte zu sein pflegen — es mit den 


gesetzlichen Kontrollpflichten nicht für unverein- 3 


bar halten, der einzelnen Geseilschaft so wenig 


Ze 


u A 
7 


[2 


“ 


und zu Künsteleien drängen. 


Zeit zu widmen. Jede zahlenmässige Fest- 


legung hatselbstverständlich etwas willkürliches; 


trotzdem würde eine gesetzliche Bestimmung 
des Inhalts, dass niemand mehr als — sagen 
wir — 5 Aufsichtsräten angehören dürfe, 
wesentlich zur Besserung der Verhältnisse und 
namentlich zur Erböhung des Verantwortlich- 
keitsbewusstseins beitragen. 

Die Wahlperiode der Arbeitervertreter 
wird man, um den Anschauungen der hinter 
ihnen stehenden Kreise entgegenzukommen, 
auf nicht länger als ein Jahr festlegen dürfen. 
Im Interesse der Einheitlichkeit erscheint es 
daher geboten, für den ganzen Aufsichtsrat 
die einjährige Wahlperiode (unter Gestattung 
der Wiederwahl) einzuführen. 

Für ein wirklich arbeitendes Kollegium 
ist eine zu grosse Mitgliederzahl immer vom 
Uebel. Die aussercrdentliche Vergrösserung 
der Zahl der Aufsichtsratsmitglieder bei manchen 
Gesellschaften beruht auch überwiegend auf 
der Zuwahl von Persönlichkeiten, die ihres 
dekorativen Wertes oder ihrer „Beziehungen“ 
wegen gewählt worden sind. Wird die Zahl 
der Arbeitervertreter. — wie nicht anders 
möglich — ziffermässig begrenzt, so muss 
auch die der übrigen Aufsichtsratsmitglieder 
nach oben hin begrenzt werden, damit ein 
gewisses Verhältnis gewahrt bleibt. 


V. 


Wenn die Mitwirkung der Arbeitervertreter 
entsprechend den Entwurf des Betriebsräte- 
gesetzes auf „Unternehmungen, für die ein 
Aufsichtsrat besteht‘‘ beschränkt bleibt, so ist 
zu befürchten, dass diejenigen Gesellschaften 


mit beschränkter Haftung, welche bisher einen 


Aufsichtsrat hatten, ihn abschaffen werden, und 
dass Neugründungen, für die die Aktiengesell- 
schaft die gegebene Rechtsform wäre, statt 
dessen aus Scheu vor der ungewohnten Ein- 
wirkung der Arbeitervertreter, als Gesellschaften 
mit beschränkter Haftung obne Aufsichtsrat oder 
als Kommanditgesellschaften mit künstlicher 
Hilfskonstuktion ins Leben gerufen werden. Man 
mag die gesetzliche Neuerung für richtig halten 
oder für falsch. Aber wenn das Gesetz kommt — 
und das ist wohl anzunehmen — dann soll es 
einheitliche Verhältnisse schaffen und darf nicht 
von vornherein seiner Umgehung Tür und Tor 
öffnen und die Entwicklung der Gesellschafts- 
formen von ihrer naturgemässen Bahn ablenken 
' Die Grenzlinie, 
die unser Recht zwischeh der Aktiengesellschaft 
und der Gesellschaft mit beschränkter Haftung 
gezogen hat, ist ohnehin sehr anfechtbar. Es 
ist — trotz der erschwerten Uebertragung des 
Geschäfstanteiles einer G.m. b.H. — nicht recht 
einzusehen, dass ein Millionenunternehmen, an 
dem ein grösserer Kreis von Personen durch 
Geschäftsanteile beteiligt ist, keinen Aufsichts- 
rat zu haben braucht, wenn es in der Form 
der G. m. b. H. betrieben wird. Es ist daher 
veranlasst, zu bestimmen, dass jede Unternehmung 
von einem gewissen Umfang an einen Außsichts- 
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rat. haben muss, wenn an ihr Personen nur 
mit Kapital beteiligt sind, gleichviel in welcher 
Rechtsform die Unternehmung konstituiert ist. 


vI. 


Bei Gelegenheit der durch das Betriebs- 
rätegesetz notwendigen Gesetzesänderung wird 
man auch gut tun, eine damit an sich nicht 
zusammenhängende Reform zu verwirklichen, 
über deren Angemessenheit eine gewisse 
Klärung in der Literatur eingetreten ist: die 
Einführung des Proportionalwahlrechts für die 
Wahl der Aufsichtsratsmitglieder durch die 
Generalversammlung*). Esist schon oft darauf 
hingewiesen worden, wie sehr das Aktienrecht 
während seiner ganzen geschichtlichen Ent- 
wicklung durch die jeweiligen politischen An- 
schauungen der Zeit beeinflusst worden ist. 
Der politische Makrokosmos spiegelt sich in dem 
Mikrokosmos der Körperschaft, und so bedarf 
es für unsere Zeit kaum einer besonderen Be- 
gründung, dass es beim Vorhandensein mehrerer 
Gruppen von Aktionären unbillig ist, wenn 
eine, die vielleicht eine ganz geringe Mehrheit 
hat, die sämtlichen Sitze im Aufsichtsrat, so- 
weit sie auf Wahl durch die Generalversammlung 
beruhen, für sich in Anspruch nimmt. Zweck- 
mässig wird es auch sein, bei der immer 
grösseren Bedeutung der gemischt-wirtschaft- 
lichen Unternehmungen eine gesetzliche Be- 
stimmung zu treffen, welche dem Bedürfnis 
der beteiligten Öffentlichen rechtlichen Körper- 
schaften nach angemessener Vertretung im 
Aufsichtsrat, unabhängig von der Höhe ihrer 
Kapitalbeteiligung, Rechnung trägt, wiewohl 
besondere Missstände aus dem Mangel einer 
gesetzlichen Bestimmung sich bisher nicht er- 
geben zu haben scheinen*). Im übrigen wird 
man gut tun, das Gesetz nicht mit Reformen 
zu belasten, über welche noch keine Ueber- 
einstimmung der Meinungen erzielt ist und die 
nicht durch das Betriebsrätegesetz veranlasst 
werden. 

vl. | 

Im Folgenden wird der Versuch gemacht, 
die vorgeschlagenen Aenderungen in der Form 
eines Gesetzentwurfes zusammenzufassen und 
zu formulieren. 

$ 1. 


Eine Unternehmung, an welcher eine 
Person mit Kapital beteiligt ist, die für die 
Verbindlichkeiten der Unternehmung nicht un- 
beschränkt persönlich haftet, muss einen Auf- 
sichtsrat haben, wenn eine der nachfulgenden 


Bedingungen erfüllt ist: 


1. wenn das Grundkapital (Stammkapital) 
M. 500 000.— oder mehr beträgt, 
2. wenn der Wert der Anlagen und Betriebs- 
mittel M. 500 000.— oder mehr beträgt, 

3. wenn mehr als 50 Arbeiter und Ar- 
gestellte beschäftigt sind. 


*) vel Sonutag: Die Aktiengesellschaften im Kampfe 
zwischen Macht und Racht, Be:lin 1:18. 

**) vgl. Prınzel: Der Aufsichtsrat bei gemeinwirtschaft- 
lichen Un:ernehmungen. Gruchot's Beitz. 68, S. 55. 
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In Unternehmungen, für welche ein Aut- 
sichtsrat besteht, wählt der Betriebsrat zwei 
Personen in denselben. 
nehmung mehr als 1000 Arbeiter und An- 
gestellte, so ist auf jedes angefangene weitere 
1000 ein weiterer Vertreter zum Aufsichtsrat 


Die Zahl der Aufsichtsratsmitglieder ist 
mindestens fünf und höchstens fünfzehn; die 
Zahl soll ungerade sein. 


Beschäftigt die Unter- 
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NR, | 

. Die Mitglieder des Aufsichtsrates erhalten 
für ihre Tätigkeit nach Massgabe des Gesell- 
sohaftsvertrages eine Vergütung, welche in 


Re 


| festen Bezügen oder in einem Anteil am Jahres- 
| gewinu bestehen kann, aber im ersteren Falle 


das Doppelte, im letzteren Falle das Dreifache 
des Durchschnittslohnes des Vorjahres für einen 
Arbeiter im Betriebe nicht übersteigen darf. 
Soweit die Gesamtbezüge eines Arbeiters oder 
Angestellten, welcher Mitglied des Aufsichts- 
rates ist, unter Einrechnung seines sonstigen 


zu wählen bis zur Höchstzahl von fünf. Von Arbeitseinkommens sein vorheriges Arbeits- 


den Vertretern des Beiriebsrates im Aufsichtsrat 
muss einer im Betriebe beschäftigt sein und 
das aktive und passive Wah 
rat haben. 


Die übrigen Mitglieder des Aufsichtsrates a 
werden Aktiengesellschaften von der Die Mitglieder des Aufsichtsrates haben bei ER 
Generalversammlung, 
beschränkter Haftung von der Gesellschafter- 
versammlung, bei Unternehmungen, welche in 
anderen Rechtsformen betrieben werden, von 
den mit Kapital Beteiligten nach den Grund. 
sätzen des Verhältniswahlrechtes gewählt. 


Der Aufsichtsrat wird jeweils auf ein Jahr 
Die Bestellung zum Mitglied des 
Aufsichtsrates kann auch vor Ablauf dieser 
Zeit widerrufen werden; der Widerruf bedarf 
einer Mehrheit von 
Versammlung. 


gewählt. 


Niemand darf mehr als fünf Aufsichtsräten 
angehören. 


Der Aufsichtsrat überträgt jedem seiner 
Mitglieder eine besondere ständige Geschäfts- 
aufgabe; er muss sich durch die Berichte der 
einzelnen Mitglieder auf allen Gebieten unter- 
richtet erhalten. ; | 
Jedes Mitglied des Aufsichtsrates ist, auch 
ausserhalb seiner besonderen Geschäftsaufgabe, 
jederzeit berechtigt, sich über den Stand der 
Angelegenheiten des Unternehmens zu unter-- 


gemischt-wirtschaftlichen Unterneh- 
mungen kann ein Teil der Mitglieder des Auf- 
sichtsrats durch staatliche oder kommunale 
Organe nach näherer Bestimung des zugrunde 
liegenden Vertrages oder Gesetzes bestimmt - 
werden. 


einkommen um mehr als !/; übersteigen, sind 
sie nickt an ihn selbst, sondern an eine von 


Irecht zum Betriebs- | ihm zu bestimmende Kasse für Arbeiter- oder 
Angestelltenwohlfahrtszwecke auszuzahlen. Ent- 


sprechendes gilt von Beamten, die als solehe — 
insbesondere bei gemischt- wirtschaftlichen Unter- 


nehmungen — zu Mitgliedern des Aufsichts- 
rates gewählt oder ernannt worden sind. 
$ 10. 


Im übrigen gelten für den Aufsichtsrat die x 
Bestimmungen der $$ 244, 246, 247, 248, 249 a 
Abs. 2, 3, 4, $$ 312—315 HBG. $ 249 HGB. 
erhält folgenden Absatz 1.: A 


Gesellschaften mit der Erfüllung ihrer Obliegenheiten mit der 


grössten Sorgfalt zu verfahren. DR 
$ 312 HGB. erhält folgenden Absatz 4: Ser 
Mitglieder des Aufsichtsrates, welche ‚vonat 3 
Arbeiter- oder Angestelltenvertretungen gewählt 
sind oder bei gemischt-wirtschaftlichen Unter- 
nehmungen Öffentliche Interessen zu wahren 


haben, handeln nicht widerrechtlich, wenn sie 


aufgehoben. 


Die Prüfung auf Berufseignung. = 
Von Dr. Oskar Spohr, Karlsruhe 1. B. 2 


Die Not der Zeit macht es erforderlich, 
unsere Produktion zu steigern, und zwar ver- 
langen es die herrschenden Umstände, dass die 
Produktionssteigerung ohne Mehraufwand Bun 
-Kräften des einzelnen erzielt wird. Das heisst, 
wir müssen die Arbeitskraft des einzelnen Be 
Menschen richtiger aufhützen. Dies ist natür- 
lich nur möglich, wenn dieselb 


e bisher falsch 


in Fragen, in denen ein Konflikt zwischen den FE 
ihnen anvertrauten besonderen Interessen und Be 
den privat-wirtschaftlichen Interessen des Unter- 
nehmens besteht, sich zum Nachteil des Unter- 
*/s der dafür zuständigen | nehmens enischeiden. en... 

S$ 243, 245 HGB, $ 52 GmbHG. wrden 


An 


richten und Berichte von der Geschäftsleitung ausgenutzt wurde. Ist dies nun der. Fall? u 
über die Angelegenheiten der Unternehmung zu Man muss diese Frage ganz allgemein schn 


verlangen. 


Die Geschäftsleitung kann im Falle 
der Arbeitsüberlastung gegenüber dem Ver- . 


langen eines einzelnen Aufsichtsratsmitgliedes überzeugender tun. 


nach schriftlichen Berichten die Entscheidung Zwecks Lösung der Aufgabe, die durch 


des Aufsichtsrates anrufen. schnittliche Arbeitsleistung eines Menschen auf Be 


gefühlsmässig mit ja beantworten, Die fl- 


genden Zeilen sollen dies jedoch noch etwas : en 


‘ Der Aufsichtsrat ist befugt, der ‚Gesohäfts- ihr höchstes Mass zu bringen, muss man zu- 


leitung in Fragen vo 
zu erteilen. 


n Bedeutung Anweisungen 


nächst nach den Fehlern der bisherigen M- 
'thoden sehen. Diese können bestehen. ——_ 


4 


 dauernder Unlust verrichtet. 


2 
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a) in einer falschen Arbeitsweise, 
b) darin, dass nicht die für diese Arbeits- 
weise geeignete Person verwendet wird. 

Obwohl gelegentlich die Arbeitsweise der 
Person angepasst werden kann, ergeben sich 
zunächst zwei getrennte Aufgabenkreise. Die 
erste Aufgabe, also die Festellung der richtigen 
Arbeitsweise, ist mehr Sache der Technik. Die 
Auffindung der geeigneten Person dafür, jedoch 
mehr Sache der psychologischen Forschung. 
Auf den Ergebnissen beider Gebiete wird sich 
dann die wissenschaftliche Betriebsleitung, wie 
sie z. B. Taylor vorgeschwebt hat, aufzubauen 
haben. Was die Feststellung der einzelnen 
Arbeitsweisen betrifft, so lässt sich für jedes 
Gebiet der Teohnik reiches Material beibringen, 
aus dem hervorgeht, dass auch auf diesem Wege 


"noch viel Gewinn zu erzielen ist. 


Der grösste Gewinn für die Menschheit 
liegt jedoch in der Auswahl der geeigneten 
Person für eine bestimmte Arbeit. Die Men- 


schen sind einander nicht gleich, weder in ihrer 


Grösse, ihren pbysischen Kräften und Geschick- 
lichkeiten, noch in ihren geistigen Fähigkeiten. 
Die Arbeit, die dem einen dauernd Freude 
macht und von ihm mit Leichtigkeit ausgeführt 
wird, macht einem anderen unsägliche Mühe, 
so dass derselbe sie mit Widerwillen und 
Die selbstver- 
ständliche Folge davon ist, dass der erstere 
bedeutend mehr leistet wie der zweite Für 
eine andere Tätigkeitsart verhalten sich viel- 
leicht die Befähigungen der beiden Personen 
umgekehrt. Wena es nun gelingen würde, für 
jede Tätigkeit den richtigen Menschen zu finden, 
oder was dasselbe ist, für jeden Menschen, die 
ihm am besten liegende Arbeit, so würde 
dadurch einerseits mehr Freude am Leben und 
am Arbeiten geschaffen und gleichzeitig damit 
nebenhergehend, oder als Folge der grösseren 
Arbeitsfreude, auch die Leistung der mensch- 
lichen Arbeitskraft bedeutend gesteigert, denn 
welchen Einfluss die Arbeitsfreudigkeit auf die 


Leistung des einzelnen ausübt, ist besonders 
"in der jetzigen Zeit, wohl jedem Arbeitgeber 


klar geworden. 
Wie will man nun die Eignung der ein- 


zelnen Personen erkennen können? Nun, so 


wie die Leistungen ein und derselben Person 
bei verschiedenen Arbeitsweisen der Massstab 
für die bessere oder schlechte Arbeitsweise ist, 


‚so ist, ganz allgemein gesprochen, der Grad 


der Ermüdung der einzelnen Person bei ein 


und derselben Arbeitsweise das Kriterium ihrer 


Eignung. j 
Man müsste also den einzelnen Menschen 
die einzelnen Arbeiten probeweise verrichten 


lassen und hierbei ihren Ermüdungsgrad fest- 


stellen, der sich übrigens jedem Menschen selbst 


schon mehr oder weniger stark in Form eines 
 Unlustgefühles kenntlich machen würde, 


Nun 


sind jedoch einmal die Arbeitsarten so unend- 


lieh zahlreich und erfordert andererseits eine 


‚jede dieser Arbeiten eine mehr oder weniger 


lange Uebung, so dass dieser Weg der Prüfung 
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der Berufseignung nicht beschritten werden 
kann. Er würde sich übrigens von den bis- 
herigen praktischen Verhältnissen wenig unter- 
scheiden, denn augenblicklich ist es ja noch so, 
dass Geld, Beruf des Vaters und sonstige zu- 
fällige Umstände die Berufswahl bestimmen, 
und dass oft, nachdem jahrelange Mühe auf 
den gewählten Beruf verwendet worden ist, 
der Betreffende seinen Beruf wechselt, weil er 
sich in demselben nicht wohl fühlt, weil der- 
selbe ihm nicht liegt. Die Berufseignung muss 
elso in viel kürzerer Zeit festgestellt werden 
können, sagen wir in Stunden oder Tagen. 
Dies setzt voraus, dass man 

1. ein System der hauptsächlichsten Berufe 

aufstellt, | 


2. diese auf ihre grundsätzlichen Erforder- 
nissen untersucht, dass man 

3. diese grundsätzlichen Erfordernisse auf 
möglichst wenig gemeinsame Elemente 
zurückzuführen sucht, und dass man 
alsdann 

4. jeden einzelnen Menschen auf das Vor- 


handensein dieser Elemente nach Zahl 

und Stärke prüft. 

Dann mird man jedem einzelnen sagen 
können, zu welcher allgemeinen Berufsklasse 
und vielleicht auch zu welchem speziellen Beruf 
er sich eignet. Diese Prüfung müsste nach 
Absolvierung der Einheitsschule (Vorschule) 
vorgenommen werden, damit schon die Wahl 
der speziellen Schule richtig getroffen werden 
kann. 

Während von einer Prüfung auf Berufs- 
eignung vor dem Kriege eigentlich nicht ge- 
sprochen werden kann, hat der Krieg dieser 
Frage ebenfalls praktische Bedeutung verliehen. 
Die Heeresverwaltung hatte solche Prüfungs- 
methoden für Kraftfahrer, Flieger und für 
Funkentelegraphisten aufgestellt. Später sind 
noch Methoden der Berufseignungsprüfung für 
Kanzleiangestellte, Elektroingenieure, Strassen- 
bahnführer, Schriftsetzer, Telephonistinnen, 
Schiffsführer und Eisenbahnbeamte hinzuge- 
kommen, 

Es würde den Rahmen dieses Aufsatzes 
überschreiten, wenn hier sämtliche der bisher 
verwendeten Methoden aufgeführt und nachher 
beschrieben werden würden. Immerhin ist es 
notwendig, an Hand einiger Beispiele dem 
Leser ein Bild, eine Vorstellung von der Art 
und Weise zu geben, wie man oft mit ganz 
einfachen Mitteln und in ganz kurer Zeit diese 
Prüfung vornehmen kann. 

Z. B. Die Prüfung der Eignung für den 
Schrittsetzerberuf von Lipmann. Zunächst 
wird ein ärztliches Zeugnis gefordert, welches 
sich auf folgende Informationen stützt: 1. Der 
Beruf des Handsetzers erfordert gute Gesund- 
heit, gute Augen (Glas schliesst nicht aus), 
Mindestgrösse 1,55 m. Der Beruf muss im 
stehen ausgeübt werden. 2. Der Maschinen- 
setzer arbeitet an der hauptsächlich in Betracht 
kommenden sogenannten ‚Linotype‘'-Maschine 
im sitzen, an dem ‚,Typograph‘‘ im stehen. 
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Die Person muss von kräftiger Konstruktion 
sein, gute Nerven, gute Augen und Ohren 
haben und auch geistige Anstrengungen aus- 
halten können. | 

Dann die psychologische Eignungsprüfung. 

1. Die Prüfung der Rechtschreibung. Da 
eine sichere Beherrschung der Rechtsprechungs- 
und Satzzeichenregeln als besonders wichtige 
Eigenschaft des Setzerpersonals gilt, so muss 
diese Prüfung, die sich auch als Massenversuch 
durchführen lässt, möglichst vorweggenommen 
werden, und die weiteren Prüfungen im allge- 
meinen nur an denjenigen Bewerbern durch- 
geführt werden, die hierbei genügendes geleistet 
haben. 

2. Lesen undeutlichen und lückenhaften 
Textes (besonders dazu konstruiert). Man lässt 
diesen Text laut vorlesen und zählt die dabei 
gemachten Fehler und die dabei gebrauchten 


Hilfen und stellt die zum Vorlesen im ganzen 


gebrauchte Zeit mit der Stoppuhr fest. 

3. Buchstabieren. Hierbei kommt es darauf 
an, wie Auffassung und Merkfähigkeit sich ver- 
halten, wenn die Reproduktion des gemerkten 
sprachlichen Inhaltes nicht in der gewöbnlichen 
Weise erfolgt, sondern durch seine Zerlegung 
in einzelne Buchstaben erschwert und verlang- 
samt wird. (Diese Abteilung der Methode wird 
auch bei der Eignungsprüfung von Maschinen- 
schreiberinnen eine grosse Rolle spielen.) 

4. Abschreiben eines schwierigen Satzes, 
um zu ermitteln, in wieviel Merkteile der Prüf- 
ling den Satz zerlegt (in möglichst wenige, d.h. 
dass er sich grosse Stücke merkt). 

Endlich wird für Maschinensetzer noch eine 
Prüfung an der Schreibmaschine gemacht, wo- 
bei hauptsächlich auf die Auffassung des Prüf- 
lings von dem Wesen des Maschinenschreibens 
geachtet wird. 

Im allgemeinen wird dann die Eignung 
oder Nichteignung festgestellt an Hand der 
Ergebnisse: ' 

1. Zahl der Rechtschreibungs- und Satz- 
zeichenfehler in einem Diktat. 

2. Zahl der Fehler und der erforderlichen 
Hilfen beim Vorlesen eines undeutlichen und 
lückenhaften Textes. 

3. Zahl der Auffassungsakte und Fehler 
beim Abschreiben ‘eines Textes. _ 

4. Dauer des Vorlesens beim Abschreiben 
eines Textes, 

5. Dauer des Vorlesens, Buchstabierens 
und Abschreibens, und ausserdem noch für 
Maschinensetzer:; 

6. Dauer des Sohreibens auf der Schreib- 


maschine nach vorheriger gleichmässiger, gleich- _ 


langer, aber kurzer Einübung. 
Seibstverständlich ist damit die Methode 
noch lange nicht ausgebaut. Trotzdem sind die 
Erfolge geradezu glänzend. Von den als ‚‚geeig- 
net‘‘ Bezeichneten erhielten alle Prüflinge aus 
der Praxis später bis auf einen Fall (bei dem 
mangelhafte Bildung ein Hemminis bildete) die 
Prädikate ‚sehr zufriedenstellend‘“, „gut geeig- 
net‘‘, „einer der ersten an der Setzmaschine‘' usw. 


Aehnlich ist die Prüfung im sächsischen 
Eisenbahndienst, z. B. für die Lokomotivführer- 
eignung. : 

„Der Prüfling wird vor das grosse Bild 
einer zweigleisigen Bahnstrecke gestellt. Inner- 
halb dieses Bildes leuchten nun teils gleichzeitig, 
teils nacheinander an verschiedenen Stellen und 
in verschiedenen Farben acht elektrische Lampen 
auf; die eine bedeutet ‚‚ein Hindernis auf dem 
Geleis‘‘, die andere das Signal ‚‚Freie Fahrt‘', 
eine dritte das Signal „Halt‘‘, die vierte ‚eine 


‚offene Wagenschranke‘‘, die fünfte ‚einen auf 


dem anderen Geleise entgegenkommenden Zug“ 
usw. 

Gleichzeitig hat der Prüfling noch auf zwei 
Zeigerapparate zu achten, von denen der eine 
die Stellung des Kesselwasserstandes, der andere 
diejenige des Wasserdrucks andeuiet. Während 
der etwa eine Stunde dauernden Prüfung hat 
nun der Prüfliog einmal auf die Lichtreiza ihrer 
Bedeutung entsprechend durch Verstellen der 
Regler und Bremshebel möglichst rasch zu rea- 
gieren, ferner die Zeigerapparate durch recht- 
zeitige Hebelstellung vor dem Ueber- und Unter- 
schreiten der Grenzmarken zu bewahren. Die 
Reaktion-zeiten, d. h. die Zeiten, die zwischen - 
dem Erscheinen eines Lichtes und der ausge- 
führten B»wegung vorgehen, werden in Tau- 
sendstelsekunden gemessen und falsche Reaktionen 
werden protokolliert. Daneben wird die körper- 
liche Ausdauer untersucht: Man lässt den Prüf- 
ling lange Zeit hindurch ein Gewicht in be- 
stimmtem Rythmus heben und stellt durch Auf- 
zeichnung des Ergogrammes fest, wieviel der 
einzelue leisten kann, ob er besser eine schwere 


Arbeit kurze Zeit oder eine mittlere Arbeit 


längere Zeit hindurch aushält, ob er im Zu- 
stande der Ermüdung imstande ist, sich noch 
einmal aufzuraffen und trotz der Ermüdung 
weiter zu arbeiten. — Man misst ferner die 
Reaktion auf Schreckreize entweder durch Re- 
gistrierung der Atmung oder der Zitterbe- 
wegungen; bei manchen Menschen tritt kaum 
eine Veränderung ein, wenn plötzlich ein Knall 
er:önt, ein blendendes Licht aufblitzt oder der 
Stuhl, auf dem er sitzt, stark erschüttert wird; 
bei anderen wird nur der Atem kurz angehalten 
und es tritt ein momentanes Zittern der Hände 
ein, bei noch anderen zeigt sich eine lang an- 
haltende Störung, die natürlich auch auf eine 
Störung der Aufmerksamkeit hindeutet und die 
im Ernstfalle die Fähigkeit, schnell und richtig 
zu handeln, wesentlich herabsetzen und die Ge- 
fahr im entscheidenden Augenblick erhöhen wird. 
Um zu untersuchen, wieweit der Prüfling 
imstande ist, Raumstrecken und Geschwindig- 
keiten abzuschätzen, wird. folgende Methode 
verwendet: Auf einer grossen Kreisscheibe läuft 
ein Zeiger, dessen Weg oben sichtbar, in der 
unteren Hälfte aber verdeckt ist. An einem 
Punkte des verdeokten Teiles der Scheibe ist 
eine verstellbare Marke angebracht. Der Zeiger 
läuft zunächst auf der offenen Hälfte und ver- 
schwindet dann unter der Deckung; der Prüf- 
ling hat in dem Augenblick, in dem er die 
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Marke durch den Zeiger für erreicht hält, den 
Zeiger zu arretieren. Das Fehlermass ist die 
Zahl der Grade, um die er sich geirrt hat. 

Diese Untersuchung kann sowohl für den 
Lokomotivführer, wie für den Fahrtdienstleiter 
in Betracht kommen, die beide häufig zu unter- 
scheiden haben, wenn ein sich bewegender Zug 
oder Wagen, deren Weg nicht unmittelbar be- 
obachtet werden kann, einen bestimmten Punkt, 
z. B. eine Weiche, erreicht hat“. 

Den interessantesten Versuch hat aber 
William Stern bei seiner Prüfung von Kan- 
didatinnen für den Strassenbahnführerinnen- 
beruf gemacht. Er berichtet darüber wie folgt: 


Folgende Fähigkeiten sollten geprüft werden: 


1. Intelligenz, insbesondere im Sinne einer 
schnellen und richtigen Auffassung für neu- 
artige Anforderungen und im Sinne einer an- 
gemessenen Selbstkritik der eigenen Leistungen. 
Zu ihrer Prüfung diente das Verhalten der Be- 
werberinnen vor dem Hauptversuch (bei der 
Instruktion) und nach dem Hauptversuch (bei 
der Selbstkritik). 

2. Aufmerksamkeit und Reaktion und zwar: 

a) die Fähirkeit, längere Zeit hindurch 
einer Kette fortwährender wechselnder Eindrücke 
ohne Nachlassen der Aufmerksamkeit zu folgen 
und auf bestimmte Glieder der Kette, deren 
Auftauchen unregelmässig erfolgt, möglichst 
schnell zu reagieren; im einzelnen konnte hier 
die Schnelligkeit und Richtigkeit der Reaktion, 
‚sowie der Zeitablauf der Aufmerksamkeit (ihre 
Stetigkeit, Sprunghaftigkeit, Ermüdbarkeit) be- 
stimmt werden. 

b) Die Fähigkeit, bei aussergewöhnlichen 
Reizen, welche jene Kette unterbrachen (sogen. 
Gefahrreizen), eine andersartige Reaktion schnell 
und sicher zu vollziehen. 

c) Die Fähigkeit, auf mehrere Anforderungen 
(Normal- und Gefahrreize) gleichzeitig zu rea- 
gieren. 

Die Versuchsanordnung besteht im wesent- 
lichen aus einem langen, mit beliebigen Buch- 


staben versehenen Papierstreifen, der durch- 


elektromotorischen Antrieb mit gleichmässiger 
Geschwindigkeit wagrecht in einem Spalt vor- 
beigeführt wird. Vor diesem Spalt sitzt der 
Prüfling und sieht hier immer nur je einen 
‚Buchstaben nach dem anderen an seinem Auge 
vorüberziehen. Seine Aufgabe ist, auf bestimmte 
Buchstaben (in unserem Versuch auf s, a, g,) 
mit einem sofortigen Druck des rechten Zeige- 
fipgers auf einen Telegraphentaster zureagieren. 
Dieser Tasteudruck bewegt elektrisch einen 
Schreibstift, der auf dem vorbeiziehenden 
Streifen den Augenblick der Reaktion auf- 
zeichnet. Der wagrechte Abstand dieser Marke 
von den Buchstaben, auf den reagiert wurde, 
lässt sich auf dem Streifen messen und in 
Zeitwerte bis auf Fünfundzwanzigstelsekunden 
genau umsetzen. Somit sind von dem Streifen 
sowohl Richtigkeit wie Schnelligkeit der Reaktion 
direkt ablesbar. 

Diese Aufgabe erschien mir aber für 
unsere Zwecke zu leicht; insbesondere entbielt 
sie noch nicht jenes Moment, das für den Fahr- 
dienst von ausschlaggebender Wichtigkeit ist; 


auch auf unerwartet auftretende Reize anderer 
Art sofort eingestellt zu sein und in besonderer 
Weise zu reagieren. Deshalb fügte ich ‚‚Gefahr- 
reize‘‘ mit neuartiger Reaktionsaufgabe ein. 
An verschiedenen Stellen des Streifen wurden 
in die schwarze Buchstabenreihe rote Buch- 
staben eingestreut, auf die nicht mit der rechten 
Hand, sondern mit der linken und nicht durch 
Tasterdruck, sondern durch rasches Umlegen 
eines längeren Hebels zu reagieren war. Weiter 
wirkte erschwerend, dass als Normalreize nur 
bestimmte Buchstaben (nämlich s, a, g,) ohne. 
Rücksicht auf die Farbe, als Gefahrreıze aber 
alle roten Buchstaben galten. Erschien daher 
einer der drei Buchstuben s, a, g, in roter 
Farbe, so bedeutete er einen Doppelreiz; es war 
darauf sowohl rechts am Taster als links am 
Hebel zu reagieren. (Damit sollte die Aufgabe 
des Fahrers, gelegentlich mehrere Bewegungen 
gleickzeitig auszuführen, nachgeahmt werden.) 
Man erkennt zugleich, dass das blosse Verstehen 
dieser etwas verwickelten Forderung einen 
nicht ganz geringen Grad von Auffassungs- 
fähigkeit voraussetzt; deshalb konnte die In- 
struktionalsIntelligenzprüfung verwertet werden. 

Der für unsere Versuche benutzte Streifen 
enthielt 416 Buchstaben, die mit einer 
Geschwindigkeit von 0,8 Sekunden für jeden 
Buchstaben am Auge vorbeizogen. An sieben 
Stellen war die Buchstabenreihe durch grössere 
Pausen getrennt, teils um eine zu starke 
Anstrengung des Auges zu verhindern, teils 
um das Verhalten des Fahrers nachzubilden, 
der ja auch bei jeder Haltestelle eine kurze 
Entspannung seiner Aufmerksamkeit vollziehen 
kann. Zuweilen befand sich ein schwarzer 
Normalreiz in unmittelbarer Nähe eines roten 
Gefahrreizes, so dass besonders schneller Wechsel 
der Reaktion, also Geistesgegenwart gefordert 
war. Im ganzen dauerte das Vorüberziehen 
des Streifens am Auge 6!/s Minuten. — Genügend 
Zeit, um bei dieser anstrengenden Aufgabe 
unter Umständen schon eine Ermüdung hervor- 
zurufen. Der Streifen enthielt 404 schwarze 
Buchstaben, darunter 68 Normalreize: 22 s, 
18 a, 28 g, ferner 12 rote Gefahrreize, darunter 
4 Doppeireize: 1 s, 1 a, 2 g. Es musste also 
68 mal mit der rechten Hand allein, 4 mal mit 
beiden Händen zugleich, 8 mal mit der linken 
Hand allein, im ganzen 80mal reagiert werden. 


Versuchsleiter (V/.) war ich selbst. Die 
Versuchspersonen (Vp.) wurden von der eben- 
falls anwesenden Berufsberaterin ins Zimmer 
geführt, darauf ging die Instruktion folgender- 
massen vor sich: 


V!.: „Wir wollen einmal prüfen, ob Sie 
gut aufpassen können. Setzen Sie sich hier vor 
diesen Spalt. Sie werden an diesem alle mög- 
lichen Buchstaben vorbeiziehen sehen, sohwarze 
und manchmal auch rote, alle durcheinander. 
Zuweilen wird eine kleine Pause eintreten, in 
der keine Buchstaben kommen; dann kommen 
wieder welche, immer müssen Sie gut auf- 
merken. Jedesmal wenn ein s, ein a, eing 
schwarz oder rot sichtbar wird, sollen Sie 
ganz schnell auf diesen Taster drücken. Also 
auf welche Buchstaben?‘ (Vp. wiederholt.) 
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„Und was sollen Sie dann tun? (Vp. zeigt es.) 
„Nun passen Sie wohl auf, es kommt noch 
etwas anderes. Manchmal kommen auch rote 
Buchstaben; und auf jeden roten Buchstaben 
müssen Sie mit der linken Hand diesen Hebel 


schnell hin und her bewegen, sehen Sie: so!“ . 


(es wird vorgezeigt) ,‚Was sollen Sie also 
machen?‘ (Vp. wiederholt.) WV/. Also: auf jedes 
s, a, g, ganz gleich von welcher Farbe, drücken 
Sie auf auf den Taster, bei jedem roten Buch- 
staben, ganz gleich welcher es ist, ziehen Sie 
den Hebel. Nun wollen wir sehen, ob Sie mich 
ganz verstanden haben.“ 


Zeigte schon dis Art, wie die Vp. diese 
Belehrung aufnahm, mehr oder minder deutlich 
ihre Auffassungsfähigkeit, so trat. diese noch 
viel bezeichnender bei der nun folgenden Probe 
in die Erscheinung. Ich liess beide Hände in 
die nötige Bereitschaft an Taster und Hebel 
bringen und sagte: „Was machen Sie, wenn 
sichtbar wird: ein schwarzes #4? ein rotes w? 
ein schwarzes w? ein schwarzes g? ein rotes s? 
ein schwarzes 9? ... .“ 

Diese Einübung wurde fortgesetzt, bis 
angenommen werden konnte, dass die ganze 
Aufgabe wirklich verstanden war. Es zeigten 
sich hierbei ausserordentliche individuelle 
Unterschiede: manche Frauen hatten sofort und 
ohne Besinnen überall die richtige Anordnung 
von Bewegung zum Reiz; andere waren erst 


ganz verwirrt oder ganz verständnislos; nament- 


lich die etwas weniger selbstverständlichen 
Fragen, wie: „schwarzes w?‘‘, auf welches gar 
nicht, und ‚rotes s?‘‘, auf welchen beidhändig 
zu reagieren war, führten zu zahlreichen Fehl- 
griffen; und es bedurfte mehrmaliger Wieder- 
holung und Erläuterung der Instruktion, ehe 
das Verständnis erreicht war. Hier haben wir 
also eine Intelligenzprüfung, deren Ergebnis 
deshalb als bedeutsam betrachtet werden kann, 
weil die Aufgabe mit den praktischen Intelligenz- 
anforderungen des Berufs eine gewisse Aehnlich- 
keit besitzt. 


War die Instruktion bestanden, so fand der. 


oben geschilderte eigentliche Versuch statt. 
Während dessen konnten die Berufsberaterin 
und ich seitlich die Streifen nebst den eben 
erzieltenReaktionsmarken verfolgen; wir bekamen 
schon einen ungefähren Eindruck über Zahl 
und Art der gemachten Fehler und die Geschwin- 
digkeit der Reaktionen. Nach Schluss des 
Versuchs wurden nur noch zwei Fragen an die 
Vp. gerichtet: „War es schwer?‘‘ und „glauben 
Sie, dass Sie alles richtig gemacht haben?“ 
Die erste Frage wurde durchweg verneint; die 
Frauen fürchteteten augenscheinlich alle, dass 
es für den Ausfall ihrer Bewerbung ungünstig 
sei, wenn sie diese Aufgabe schon schwierig 
fänden, Die zweite Frage förderte wieder 
grosse individuelle Verschiedenheiten zutage; 
die eine oder andere konnte: sich ziemlich 


genaue Rechenschaft darüber geben, ob sie. 


Fehler und was für welche sie begangen habe; 
eine andere wiederum befand sich in starker 
Selbsttäuschung über die Güte ihrer Leistung‘. — 

Wenn also die Prüfung auf Berufseignung 


allgemein durchgeführt werden soll — und die. 
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Not der Zeit erfordert es — 80 ist noch eine 


gewaltige Arbeit zu leisten. Jeder einzelne 
Beruf muss in seine einzelnen, 


voneinander 


verschiedenen Arbeitsarten zerlegt,und für die 
sich ergebenden Arbeitselemente muss eine 
passende Prüfungsmethode gefunden werden. 


Ich möchte betonen, dass die Prüfung auf 


wendigsten ist. Sie ist imstande, nicht nur 


die Arbeitsfreudigkeit zu steigern, sondern auch 


die Produktion. Sie trägt dadurch zur Be- 
seitigung der Klassengegensätze bei. 


glücklicher. 


Winke und Hinweise. 


Massnahmen und Einrichtungen zur Förderung = 


des Exportes. 
(Bericht des Schweizerischen Bankvereins) 


. Berufseignung eine der wichtigsten und not- 


Sie macht _ 
uns Menschen nicht nur reicher, sondern auch. 


In unserem letzten Berichte (D.W.Z. Nr. 17. 
vom 1. September d. Js.) haben wir das Problem 


des Ausfuhrhandels in allgemeinen Zügen b- 
Wir vervollständigen unsere Aus- 


handelt. 
führungen heute durch eine kurze Wiedergabe 


der während der letzten Jahre zur Förderung 


des Exportes von den verschiedenen 
gemachten Anstrengungen. 


Die grössten Fortschritte sind seit dem Kriege 


Ländern 


wohl iin den Vereinigten Staaten und in England 


erzielt worden. 
schon vorher über einen vorzüglich organisierten 


Konsulardienst; sie haben ihn vervollständigt 
und verstärkt, um daraus ein nützliches Hilfa- 
mittel für ihre wirtschaftliche Entfaltung zu 


machen. 


In den Vereinigten Staaten haben die Ar 
EN« 3,0% 
scheinend ohne grosse Schwierigkeiten und mit tz 
durchschlagendem Erfolg, eine Organisation ins 


Regierung und private Vereinigungen, 


Leben gerufen, welche die ganze Welt umfasst. 


Trade Commissioners und besondere Missionen ee 
haben alle Erdteile durchquert und die haupt- 
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sächlichsten Absatzgebiete schon seit langer Zeit 


studiert. 


Sie haben ihre Aufmerksamkeit vor-- y 


nehmlich auf die Märkte des lateinischen Amerika Re: AL 
gerichtet, die vorübergehend von Deutschland, 


England, Frankreich und den andern Ländern 
Europas, die direkt oder indirekt durch die 
Anforderungen des Krieges in Anspruch genom- 


men waren, aufgegeben wurden. e 


Vermöge einesausgezeichnetenInformations- 


dienstes konnten die Kaufleute und Industriellen 


Diese beiden Länder verfügten G E 34 


der Vereinigten Staaten die gemachten Beobach- Se 
tungen und Erfahrungen sehr rasch ausnützen. 
DieNeuorientierungunddieGeschäftsausdehnung 


der grossen New-Yorker Banken, die sich auf | 5 
allen bedeutenden Piätzen etabliert haben, ver-r 


er 
Ä 


schafften den nordamerikanischen Industriellen re 
und Exporteuren den Kredit, den sie für irre 


Geschäfte mit der überseeischen Kundschaft 
Sie haben sich dergestalt uf diesen 
Plätzen eine überwiegende Stellung gesichert, 


brauchten. 


die sie zu behaupten bestrebt sein werden. 


Später haben die Vereinigten Staaten ihre 
‚Blicke nach dem Osten gerichtet und schliesslich 


PR. 
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auch nach Europa, und der Vorsprung, den sie 


‚dabei gewonnen haben, scheint ihnen neue Er- 


folge sichern zu wollen. Ueberall haben die 
Bemühungen der Regierung bei den Privat- 
unternehmungen kräftige Unterstützung ge- 


funden, vornehmlich seitens der Banken, diesich 


rasch den Bedürfnissen ihrer Landesangehörigen 
anzupassen wussten, indem sie Spezialdienste 


- einrichteten, die den Zweck haben, die Arbeit des 


Kaufmanns, des Exporteurs und des Industriellen 
wirksam zu unterstützen. 

Die vereinten Anstrengungen der Exporteure 
haben gleichfalls grosse Fort:chritte erzielt. Die 


Regierung, die lange Zeit den Trusts und an- 


deren Kapitalvereinigungen feindlich gegenüber- 
stand, hat unlängst das Trustgesetz abgeändert, 
indem sie die Pomerene-Webb Bill die Grup- 
pierung von Exportfirmen gestattete, deren 
Hauptziel darin bestehen dürfte, Waren zu be- 
sonders vorteilhaften Preisen nach den aus- 
ländischen Märkten zu liefern. 


Ausser der Intervention des Staates, welche 
hauptsächlich in den Arbeiten des Bureau of 
Foreign and Domestio Commerce in Washington 
ihren Ausdruck fand, erwähnen wir die Tätigkeit 
des seit dem Kriege ins Leben gerufenen National 
Foreign Trade Council, ferner der National 


Association of Manufacturers, der American 


Exporters’ and Importers’ Association, der 
American Manufaoturers’ Export Association,usw. 
Unter den Banken sind die National City Bank 
of New York und die Guaranty Trust Co. her- 
vorzubeben, die im Auslande ein ganzes Netz 
von Filialen gegründet haben, sei es direkt, sei 
e8 durch Vermittlung befreundeter Banken, wie 
der Mercantile Bank of the Americas und. der 
International Banking Corporation, welch letz- 
tere hauptsächlich im fernen Osten arbeitet. 

- Das Philadelphia Commercial Museum und 
andere Handelsmuseen leisten ebenfalls sehr 
gute Dienste. 


In England waren die Regierung und die 


Berufsverbände unermüdlich bestrebt, ihre neuen 


‚Methoden zur Förderung. des Exportes den 
‚neuen Verhältnissen anzupassen. Die Vertretung 


im Auslande wurde vervollständigt, einerseits 
durch die Ernennung von 13 Trade Commissi- 
oners, die sich ausschliesslich mit den Kolonial- 


‚märkten zu befassen haben, und anderseits durch 
_ die Ernennung von Commercial Attach6s, welche 


auf alle fremden Märkte, die eine Zukunft haben, 
gesandt wurden. Die von diesen Kundschaftern 
gelieferten Berichte sind wertvolle Informations- 
quellen; sie vervollständigen in nützlicher Weise 
die eigentlichen Konsularberichte, obschon auch 
die Tätigkeit der Konsuln mehr und mehr die 
Bedürfnisse des Handels und der Industrie be- 
rücksichtigt. Alle diese Berichte werden rasch 


zur Verfügung der Interessenten gestellt, sei e8 
durch Vermittlung des ausgezeichneten Board 
of Trade Journal, dessen Programm vor einem 
oder zwei Jahren stark erweitert wurde, sei es 
 . durch das neue Zentralbureau, das in dem 


Department of Overseas Trade (Development and 


Intelligence) errichtet wurde, um eine Doppel- 
Bpurigkeit in der Arbeit 


des Board of Trade 


Bo ‚und des Foreign Office zu vermeiden. 
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Seit 1915/16 wurden zu wiederholten Malen 
umfassende Untersuchungen über die industrielle 
und kommerzielle Zukunft des Landes angestellt; 
die Ergebnisse dieser ausserparlamentarischen 
Erhebungen, die von besonders kompetenten und 


in ihrem Urteil unabhängigen Geschäftsleuten 


vorgenommen wurden, sind in eingehenden, oft 
ausgezeichneten Berichten niedergelegt, welche 
einen ungewöhnlichen Weitblick und ein voll- 
ständiges Verständnis der Erfordernisse der Lage 
verraten. Viele der in diesen Berichten ent- 
haltenen praktischen Vorschläge sind bereits in 
Ausführung begriffen. 

Ausserdem war man nicht ohne Erfolg be- 
strebt, den Handelsverkehr zwischen dem Ver- 
einigten Königreich und den verschiedenen 
Teilen des britischen Reiches auszudehnen, und 
es ist daraus eine Handelspolitik hervorge- 
gangen, die in Zukunft leicht weiter verfolgt 
werden könnte, um das britische Weitreich von 
dem Auslande wirtschaftlich unabhängig zu 
machen. 

Sehr bald erkannte die englische Regierung 
die einzigartige Gelegenheit, den von den Zen- 
tralmächten momentan freigelassenen Platz ein- 
zunehmen, zuerst in England und dann im 
Ausland. Mehrere Industrien, vor allem das 
chemische Gewerbe, sind in ihrer Entwicklung 
durch Subventionen unterstützt worden, welche 
die Regierung freigiebig bewilligte. 

Man erkannte auch frühzeitig die Not- 
wendigkeit einer Neugestaltung des Bank- und 
Kreditsystems. Schon im August 1914 haben 
die von der Bank von England ergriffsnen 
und von der Regierung unterstützten Mass- 
nahmen, vornehmlich diejenigen, die sich auf 
die vor dem Moratorium gegebenen Akzepte 
bezogen, den Platz London vor einem Zusam- 
menbruch bewahrt und die Fortführung der 
Geschäfte sichergestellt. In 1916 wurde 
mit Unterstützung der Regierung die British 
Trade Corporation mit einem Anfangskapital 
von Lstr. 2 000 000.— gegründet zum Zwecke 
der wirksamen Unterstützung des britischen 
Handels. Die bis jetzt erzielten Resultate sind 
allerdings nicht von Belang, aber trotzdem 
wird die Zukunft des Unternehmens günstig 
beurteilt. 


Unlängst ist von führenden englischen 
Banken die British Overseas Bank gegründet 
worden. Sie verfolgt in der Hauptsache ein 
ähnliches Ziel wie die British Trade Corporation; 
sie hofft, an Stelle der deutschen Ueberseebanken 
treten und dem Exporthandel den langfristigen 
Kredit, dessen er bedarf, einräumen zu können. 
Die alten englischen Ueberseebanken haben 
ihren Geschäftskreis gleichfalls erweitert, indem 


sie namentlich ausserhalb Europas zahlreiche 


Niederlassungen gründeten. 


Von den durch die Privatinitiative ins 
Leben gerufenen Institutionen nennen ‘wir vor 
allem die Federation of British Industries, 
welche die Entsendung von besonderen Studien- 
kommissionen ins Ausland beabsichtigt, die mit 
reichlicheren Mitteln ausgerüstet werden sollen, 
als es die offiziellen Missionen sind. Die Londoner 
Handelskammer hat gleichfalls verschiedene er- 
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folgversprechende Massnahmen getroffen und 
die Zahl ihrer Korrespondenten im Ausland 
vermehrt. 

In Frankreich hat der Grosshandel stets 
selbst über die zur Finanzierung des Exportes 
nötigen Mittel verfügt, oder sie bei den Banken 
verhältnismässig leicht gefunden. Was man ihm 
vielleicht vorwerfen könnte, ist eine gewisse 
Aengstlichkeit und ein zu weit gehendes Be- 
streben, die Risiken zu begrenzen. _ 

Was die Handelsfirmen mittleren Ranges 
und die Industriellen anbelangt, die finanzielle 
Unterstützung nötig hätten, so scheint es, dass 
solche immer auf zahlreiche Schwierigkeiten 
gestossen sind. Es hält für sie schwer, die 
langfristigen Kredite zu erhalten, die sie zur 
Finanzierung ihrer Verkäufe im Auslande be- 
nötigen. Ausserdem können sie sich nur in 
ungenügender Weise Auskunft über die wirt- 
schaftliche Lage der fremden Länder und über 
die daselbst zu machenden Geschäfte verschaffen. 

Um diesem Uebelstand abzuhelfen, hat die 
Regierung am 28. Mai d. J. der Deputierten- 
kammer einen Gesetzentwurf über die Gründung 
einer Banque Nationale du Commerce Ext6rieur 
unterbreitet, die 

a) in Frankreich eine Zentralorganisation 
zur Mobilisierung des langfristige Kredites, und 

b) in den Importländern Agenturen und 
Filialen errichten würde. 

Das Anfangskapital würde Fr. 100 000 000 
betragen, wovon vorerst nur ein Teil einbe- 
zahlt werden würde. Dasselbe könnte in der 
Folge verdoppelt werden. Das Finanzministerium 
ist ermächtigt worden, für dieses Institut ?/s 
der von der Bank von Frankreich an den Staat 
zu entrichtenden Supplementarabgabe zu ver- 
wenden, nach Abzug des zur Förderung des 
Ackerbaukredites vorgesehenen Beitrages. Diese 
Zahlungen sollen wie folgt verwendet werden: 

1. als Subvention ein Betrag von höchstens 

Fr. 2000000 jährlich, in der Annahme, 

dass diese Subvention während 5 Jahren 

zu bezahlen ist und nach dieser Frist auf- 
hört, wenn den Aktionären der Banque 

Francaise du Commerce Extörieur eine 

Netto-Dividende von über 7 pCt. ausbe- 

zahlt wird, oder wenn der Gesamtbetrag 

der Reserven Fr. 25 000 000 erreicht hat; 
2. für den Rest als zinsloser Vorschuss, so- 
lange der durch Staatsbeiträge errichtete 

Spezialreservefonds Fr. 25000000 nich 

erreicht haben wird. 

Man wird die Entwicklung des neuen 
Institutes abwarten müssen. Wenn es durch 
wirklich kompetente Personen geschäftsmässig 
geleitet wird und keinen politischen Einflüssen 
ausgesetzt ist, und wenn es, bei Einräumung 
von Krediten, die ausserhalb des Geschäfts- 
betriebes der eigentlichen Depositeabanken 
liegen, die nötige Vorsicht in der Verteilung 
und dem Umfange der Risiken beobachtet, 
dürfte ein wohltätiger Einfluss auf die Entwick- 
lung des französischen Aussenhandels nicht 
. ausbleiben. 

. Laut dem vom Ministerium des Auswärtigen 


veröffentlichten Jahrhuch von 1917 umfasste 
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das französische Konsularkorps zu dieser Zeit: 
40 Generalkonsuln, 53 Konsuln erster Klasse, 
75 Konsuln zweiter Klasse, 15 Ersatzkonsuln 
erster Klasse, 4 Ersatzkonsuln zweiter Klasse, 
67 Vizekonsuln, 126 Konsularkanzler und 42 
Kanzlei-Attach&s, somit im ganzen 422 Personen. 


Wie anderwärts hat die Mehrzahl eine 
klassische Bildung genossen, indem von 500 


Agenten nur 44 eine eigentliche kaufmännische 


Schulung hinter sich hatten. 


Seit einiger Zeit ist man ernstlich damit 


beschäftigt, die Exportorganisationen auszu- 
bauen. So hat Ende Juli der Senat, mit einigen 


Abänderungen, einen Gesetzentwurf genehmigt, 


der schon von der Deputiertenkammer ange- 
nommen worden war und deu Ausbau des Office 
National du Commerce Extörieur zum Zwecke 
hat, indem er diesem finanzielle Selbständigkeit 
verleiht. Im Weitern enthält dieses Gesetz eine 
Neugestaltung der Organisation der Handels- 
Attachös, deren Zahl bedeutend erhöht werden 
soll, unter gleichzeitiger Schaffung kommer- 
zieller Handels-Agenturen. Der dem Office 


National, dessen Tätigkeitsgebiet erweitert wird, 


zugewiesene jährliche Kredit wird von Fr.300000 
auf Fr. 500000 erhöht. Es wird ein Ausschuss 
für den Exporthandel errichtet, mit der Aufgabe, 
die für den Aussenhandel nützlichen Erhebungen 
anzustellen. In diesem Komitee sitzen Vertreter 
der Export-Syndikate, der grossen landwirt- 
schaftlichen Verbände und der Handelskammern. 


Trotz seiner bürokratischen Einrichtung, 


hat das durch Gesetz vom 4. März 1898 


geschaffene Office National du Commerce 
Exterieur dem französischen Handel gute Dienste 
geleistet. Sein Hauptzweck besteht darin, den 
französischen Industriellen und Kaufleuten 
Handelsauskünfte aller Art zu beschaffen, die 
zur Entwicklung des Aussenhandels und zur 
Vermehrung der Absatzgebiete in den fremden 
Ländern, den französischen Kolonien und in 
den unter französischem Protektorat stehenden 
Gebieten beitragen könnten. Es gibt den 
Interessenten u. a. unentgeltliche Auskunft 
über folgende Punkte: 


Nachweis von Absatzgebieten ; Bezeichnung. 


von Agenten und Vertretern im Auslande; 
französische und ausländische Zollstatistik und 


Zolltarife; öffentliche Arbeiten und Submissionen. 


im Auslande; Berichte über die Rohstoffmärkte 
mit Rücksicht auf den französischen Bedarf; 


Marktlage; Handelsverträge, Konventionen und 


Abmachungen; Ursprungserklärungen (Konsular- 
fakturen, Ursprungszeugnisse, usw.); Vor- 
schriften für die französischen Handelsreisenden 


und ihre Mustersammlungen ; Auskünfte über 


die Tarife für Eisenbahn, Ses- und Flusstrans- 


porte, Hafengebühren,; Post und Telegraphen- 


taxen; Auskünfte über das Ansehen und die 
kaufmännische Ehrenhaftigkeit der Agenten 
und ausländischen Firmen; Angabe von An- 
wälten oder Vermittilern 


für die Entwicklung des französischen Aussen- 
handels beschlossen worden. Das Office National 


zum Einzug von 
bestrittenen Forderungen im Ausland, usw. . 

Um dem Office National seine Aufgabe zu 
erleichtern, ist die Schaffung eines Registern 


I 


veröffentlicht eine Anzahl von Blättern zur 
Verbreitung der ihm zukommenden Berichte, 
u. a. den Moniteur Officiel du Commerce, der 
die Handelsberichte der diplomatischen und 
Konsularagenten bekanntgibt. 

Bis jetzt hatte die Pariser Handelskammer 
in der Leitung des Office National, in Ansehung 
der beträchtlichen Subvention, welche sie ihm 


seinerzeit für eine Dauer von 20 Jahren be- 


willigt hatte, einen überwiegenden Einfluss aus- 
geübt. Sie verzichtet nun auf ihr Uebergewicht 
und namentlich auf ihre Verantwortlichkeit und 
ihre finanzielle Beteiligung zu Gunsten des 
Staates. 


Das Office erleichtert nach Möglichkeit die 
Unterbringung junger Franzosen im Auslande 
und in den Kolonien. Es wird dabei von einem 
ausgedehnten Netz von Conseillers du Commerce 
Exterieur unterstützt, die auf den Vorschlag 
des Handelsministers vom Präsidenten der 
Republik aus den in Frankreich und im Aus- 
lande wohnenden Industriellen und Kaufleuten 


(hauptsächlich Exporteuren) auf 5 Jahre ernannt 


werden und die zur Aufgabe haben, sowohl das 


‚Office als die Privatfirmen über die für die 


heimische Industrie und den Handel in Betracht 
kommenden Absatzgebiete zu unterrichten, 
Diese Conseillers scheinen entschlossen, sich 
gebietsweisein Verbänden zusammenzuschliessen, 
um die für die Entwicklung des Handelsverkehrs 
ihrer Gegend mit dem Auslande wirksamsten 
Mittel und Wege zu studieren. Die Conseillers 
von Bordeaux und Lyon haben bereits solche 


Gruppen gebildet; Marseille folgt diesem Bei- 


4 


spiel. 5 

In Frankreich ist aus privater Initiative 
im Jahre 1915 die Association Nationale d’Ex- 
pansion Economique hervorgegangen, welche 
eine umfassende Erhebung über die französische 
Produktion und die fremde Konkurrenz an- 
gestellt hat; dieselbe erstreckt sich auf alle 
hauptsächlichen Zweige der industriellen und 
kommerziellen Tätigkeit. Die von ihr unter- 


 nommenen Arbeiten werden in einem viertel- 


jährlich erscheinenden Fachblatt veröffentlicht ; 


gleichzeitig bietet letzteres eine Menge von In- | 


formationen über die industrielle, kommerzielle 
und landwirtschaftliche Tätigkeit, soweit solche 


die Entwicklung der französischen Produktion 


und die Möglichkeit ihres Absatzes im Auslande 


. betrifft. 


Neben den mehr oder weniger officiellen 
Kommissionen, die zumStudium der ausländischen 
Märkte ins Leben gerufen wurden, haben einige 
der wichtigsten Handelskammern (Marseille, 
Bordeaux und Lyon) besondere Missionen nach 
Süd-Amerika, nach Nordafrika, in den nahen 


und fernen Osten entsandt, um an Ort und 


Stelle die der Ausdehnung ihrer Geschäfte 


Auswärtigen hat 


förderlichen Mittel zu prüfen. 


Im Einverständnis mit dem Ministerium des 
das französische Handels- 
ministerium in der Schweiz (in Zürich), in 


_ England, in Spanien, in Rumänien und im Osten!) 


u : ı Alexandrien, Kairo, Beirut, Athen, Saloniki, 
Konstantinopel und Smyrna. 
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eine Reihe von Handelsbureaux (offioes commer- 
ciaux) errichtet, die unter der Kontrolle der 
diplomitischen Agenten stehen und von den 
französischen Institutionen des Landes in wirk- 
samer Weise unterstützt werden. Der Haupt- 
zweck dieser Handelsbureaux besteht darin, 
vollständige und praktische Angaben über jeden 
Artikel zu sammeln, für den der betreffende 
Bezirk ein für die französischen Fabrikanten 
und Handelsleute interessantes Absatzgebiet 
bildet. Die Bureaulokalitäten werden gleich- 
zeitig als Musterzimmer, Korrespondenz- und 
Auskunftsbureaux benützt. 


In Italien ist man eifrig mit der Neuge- 
gestaltung des Konsulardienstes beschäftigt. 
Dieses Land hat Berufs- und Honorarkonsuln, 
letztere auf den weniger bedeutenden Plätzen. 
Man macht indessen gewissen Konsuln den Vor- 
wurf, dass sie oft nicht genügend vorbereitet 
sind, um die Bestrebungen der Kaufleute und 
Industriellen tatkräftig unterstützen zu können. 
Deshalb wurde schon vor dem Kriege beschlossen, 
ihnen Handelsaitach6s (addetti commereciali) bei- 
zugeben, die in technischer Hinsicht und kom- 
merziellen Fragen Bescheid wissen. Einige 
solcher Handelsattachös waren bereits vor dem 
Kriege ernannt worden; seitdem ist ihre Zahl 
erhöht worden; die Rekrutierung eines tüchtigen 
und kompetenten Personals stösst jedoch auf 
grosse Schwierigkeiten. Die neulich zur Vor- 
bereitung der Nachkriegszeit ernannte Kom- 
mission hat nun einen Plan zur Förderung des 
Exportes ausgearbeitet. Sie beantragt nament- 
lich die Schaffung eines Osservatorio di politioa 


'commerciale und eines Komitees für Handels- 


informationen; ferner die Bildung einer inter- 
ministeriellen Kommission für wirtschaftliche 
Betätigung im Auslande und schliesslich eine 
Reform des gesamten Konsularwesens. Genaue 
Details über diese letztere Neuerung fehlen uns 
noch. Das Osservatorio würde dem Handels-, 
Industrie- und Arbeitsministerium zugeteilt und 
das Bureau für Volkswirtschaft und auswärtigen 
Handel, das bisher dem Handelsministerium 
angegliedert war, in sich aufnehmen. Es würde 
die Funktionen dieses Bureaus übernehmen, 
soweit das Studium und die Lösung von Pro- 
blemen auf dem Gebiete der internen Volks- 
wirtschaft in Frage kommen. Was die Probleme 
der auswärtigen Volkswirtschaftspolitik anbe- 
langt, würde es sich darauf beschränken, sie 
zu studieren und ihre Ausführung der zu diesem 
Zwecke errichteten interministeriellen Kom- 
mission zu überlassen, 


Das ‚„Osservatorio‘‘ würde die individuellen 
Bestrebungen verfolgen und unterstützen und 
den ihm zugehenden Informationen vermittelst 
eines besonderen Blattes die nötige Verbreitung 
geben. Was das beim Handslsministerium er- 
richtete Komitee für Handelsinformationen an- 
belangt, so ist demselben nur die Ausübung 
einer Kontrolle zugedacht, m. a. W., es hätte 
einfach den Gang dieses Dienstzweiges zu über- 
wachen. Die sämtlichen gesammelten Angaben 
würden von der im Ministerium für auswärtige 
Angelegenheiten zu bildenden Wirtschaftskom- 
mission verwertet ; letztere müsste die Gründung 
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und Entwicklung von 
nehmungen im Auslande veranlassen, die Trans- 
portprobleme zu Lande und zu Wasser studieren 
und die Wegleitung in Vorschlag bringen, die 
den diplomatischen und Konsularvertretern, so- 
wie den Attach6ös, für alles was sich auf den 
auswärtigen Handel bezieht, zu geben ist. 

Kurzum, dieses weitschichtige Projekt, mit 
seiner etwas komplizierten und bureaukratischen 
Organisation, hat die Zentralisierung der wirt- 
schaftlichen Auskünfte und Studien im Hinblick 
auf ihre rasche Verwertung zum Zwecke. 

Unlängst wurde eine bedeutende italienische 
Bank gegründet zur Förderung des Aussen- 
handels. Das neue Institut geniesst die Unter- 
stützung der bedeutendsten Banken des Landes. 

Verschiedene Handelsmuseep, unter anderen 
dasjenige von Neapel, verdoppeln gleichfalls 
ihre Tätigkeit. 

Belgien verfügt seit langem über ein 
Konsularkorps, das, dank seiner Tüchtigkeit, 
der Geschäftswelt vor dem Kriege wertvolle 
Dienste leistete und dessen jäbrliches Budget 
mehr als 6 Millionen Franken betrug. Es ist 
trotzdem ernstlich davon die Rede, es ent- 
sprechend der durch den Krieg geschaffenen 
Lage zu reorganisieren. Zahlreiche Handels- 
attach&s sollen demnächst ernannt werden. 


Das Mus&e Commercial in Brüssel gibt einen 
Ueberblick über die in Belgien und im Auslande 
zur Förderung des belgischen Handels gemachten 
Anstrengungen. Man ist allmählich von der 
ursprünglichen Zweokbestimmung des reinen 
Handelsmuseums (permanente Musterausstellung) 
abgekommen, angesichts der Schwierigkeit, die 
Mustersammlungen beständig zu vervollstän- 
digen; das Brüsseler Handelsmuseum wurde 
mehr und mehr zum Sammelpunkt für Handels- 
informationen des Landes. Nach dieser Richtung 
hat es dem belgischen Handel wertvolle Dienste 
geleistet und scheint dazu berufen, bei dem 
wirtschaftlichen Wiederaufbau des durch eine 
mehr als vierjährige Okkupation ruinierten 
Landes sehr nützliche Dienste zu leisten. 


Die Konsularberichte, die durch das wöshent- 
lich erscheinende Handelsbulletin (Bulletin com- 
mercial)!) rasch zur Kenntnis der Interessenten 
gebracht werden, sind mustergültiig und ent- 
halten zahlreiche und wertvolle Hinweise. Bei 
ihren Besuchen in der Heimat stellen sich die 
Konsularagenten ohne weiteres zur Verfügung 
der interessierten Kreise, — eine Spezialrubrik 
in den zuständigen Organen meldet ihre An- 
kunft —, um ihnen mündlich jede Auskunft zu 
geben, die von Wert für sie sein könnte. Be- 
sondere Räume sind für solche Zusammenkünfte 
im Handelsmuseum reserviert. 

In Deutschland hat der Ausfuhrhandel 
während des Krieges begreiflicherweise keine 
Fortschritte gemacht. Dieses Land besass aber 
schon lange vorher eine mächtige und im ganzen 
gut ausgebildete Organisation zur Förderung 
des Exportes, die den meisten andern Ländern 


1) Wochenschrift des dem Ministerium für Auswärtige 
Angelegenheiten angegliederten Bureau Öfficiel de Ren- 
seignements commerciaux (Staatliches Handelsmuseum). 


italienischen Unter- | 
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zum Vorbild diente und durch ein Natz von 
überseeischen Banken, deren Gründung meistens 
auf die Jahre 1870 bis 1880 zurückgeht, wirk- 
sam unterstützt wurde. Diese Banken haben 
bei der Einführung der deutschen Produkte 


auf dem Weltmarkt eine hervorragende Rolle 


gespielt. Viele unter ihnen, die den englischen 
Banken, namentlich im fernen Osten’ und in 


Süd-Amerika eine lebhafte Konkurrenz machten, 


sind seit dem Kriege zwangsweise liquidiert 
worden. 

Der Konsulardienst Deutschlands ist trotz 
der lebhaften Kritik, der er in den letzten 
Jahren häufig ausgesetzt war, hervorragend 
gut organisiert. Immhin leisteten die den Be- 
rufskonsuln beigegebenen Handelssachver- 
ständigen nicht immer alles das, was man von 
ihnen erwartet hatte, sodass man hinsichtlich 
ihrer Auswahl und ihrer Funktionen weitgehende 
Aenderungen vorzunehmen gedenkt. Ausserdem 
wurde beim Auswärtigen Amt eine Zentral- 


stelle zur Entgegennahme und systematischen 


Verwertung der Handelsinformationen ge- 
schaffen. Die vor dem Kriege in diesem Sinne 
unternommenen Versuche hatten nicht den er- 
hofften Erfolg wegen des Widerstandes, auf 
den sie bei verschiedenen ministeriellen Ab- 
teilungen stiessen. 

Später als die meisten andern Länder hat 
Deutschland gleichfalls mehrereHandelskammern 
im Ausland errichtet, darunter eine in Genf. 
Es besteht die Absicht, deren Zahl zu erhöhen, 
wobei die in den verschiedenen neutralen 
Ländern während des Krieges geschaffenen 
wirtschaftlichen Vertretungen als Ausgangs- 


punkte dienen sollen. Die Arbeitgeberverbände, 
u. a. der Industrieverband und der Handels- 


vertragsverein, haben von jeher bei der Förderung 


des deutschen Aussenhandels eine hervorragende_ 
Rolle gespielt; sie verfügten in allen Weltteilen 


über regelmässige Korresponienten oder erst- 
klassige Vertrauensleute. 

Wie in Deutschland, so ist auch in Oostor 
reich - Ungarn die Neuorganisation des 
Aussenhandels durch den Krieg verzögert und 
schliesslich durch die Aufteilung der Doppel- 
monarchie ganz verhindert worden. Die neu- 
entstandenen Staaten waren genötigt, ihre 
Vertretungen im Auslande erst zu schaffen. 
Immerhin haben die Tschecho-Slowakei, 
Polen und Jugoslavien von Anfang an der 
Vertretung ihrer wirtschaftlichen Interessen im 
Auslande grosse Bedeutung beigelegt und schon 
eine Anzahl, mehr oder weniger offizielle, 
Handelskammern und Vertretungen im Ausland 


ins Leben gerufen, vornehmlich in der Schweiz. 


und in verschiedenen andern neutralen Ländern. 


Vor dem Kriege verfügte Ossterreich-Usgarn 
über ausgezeichnete Handelsmuseen (die 
Gründung des ersten, in Konstantinopel, reicht 
bis in das Jahr 1872 zurück) und über wert- 
volle Konsular- und Handelspublikationen (u.a. 
Das Handelsmuseum). 

Holland hatseitdem Kriege einige Handels- 
attach6s, u. a. in Washington und London, er- 
nannt. Für die Besetzung dieser Posten wurden 
keine besonderen Fähigkeitsausweise verlangt; 


die Regierung zog bei ihrer Auswahl lediglich 
die Erfahrungen der Kandidaten sowohl im 
Handel alsin der in- und ausländischen Handels- 
gesetzgebung in Betracht. 

Holland verfügt bereits seit 14 Jahren über 
eine Art Konsularzentrale, „Afdeeling voor 
Handelslichtigen‘‘ genannt, die anscheinend sehr 
gut funktioniert und der Handelswelt gute 
Dienste leistet. Vor einigen Monaten ist ein 
neues, den gegenwärtigen wirtschaftlichen Ver- 
hältnissen besser angepasstes Konsularreglement 
in Kraft getreten, das es ermöglichen wird, die 
gegenwärtige Organisation, die nach allgemeiner 
Ansicht, trotz der grossen Zahl von Handels- 
konsuln, noch viel zu wünschen übrig lässt, zu 
ändern und zu vervollständigen. Holland, ein 
Kolonialland ersten Ranges, verfügt über guie 
Handelsbanken, die von jeher in hobem Masse 
zur Entwicklung des niederländischen Handels 
im Auslande beitragen konnten. 

Die drei skandinavischen Länder be- 
sitzen gleichfalis eine sehr starke Vertretung 
im Auslande, wie aus nachfolgender Tabelle 
hervorgeht: A 


| Schweden] N orwegen| Dänemark 


Konsularagenten........... 620 674 560 
hiervon: 

Berafskonsuln ............ 24 34 10 

Handelsattachäs............ ER ° 3 keiner 


Diese Dienstzweige haben während des 
Krieges keine nennenswerten Aenderungen er- 
fahren, abgesehen vielleicht von Schweden, das 
mehrere neue Stellen für Handelsattach6s ge- 
schaffen hat. Eine neuerliche königliche Ver- 


„ordnung (8. Mai 1919) hat in Schweden eine 


besondere Kommission ernannt, die Vorschläge 
für die Verbesserung der gegenwärtigen 
Organisation zu machen haben wird. Ausser- 
dem haben sich die Interessenverbände enger 


‘ zusammengeschlossen. Norwegen i$t im Begriffe, 


ein Netz von eigentlichen Exportbanken zu 
schaffen. So. wird gemeldet, dass die Union 
Bancaire Norve&gienne d’Outre-Mer mit Sitz in 
Rio de Janeiro und unter der Bezeichnung 
Banco Escandinavo-Brazileiro, eine Bank mit 
einem Anfangskapital von 5 Millionen Kronen 
gegründet hat, deren vornehmlicher Zweck 
darin besteht, den Handelsverkehr zwischen 
Brasilien und Norwegen zu fördern. Weitere 
Gründungen gleicher Art sind geplant. 


Was die überseeischen Länder anbelangt, 
erwähnen wir vor allem die Anstrengungen, 
die Brasilien, die argentinische 
Republik und namentlich Japan im Laufe 
der letzten Jahre gemacht haben, um sich einen 
Platz auf dem Weltmarkt zu sichern. Zahl- 
reiche Sonderabordnungen sind von diesen ver- 
schiedenen Staaten ins Ausland geschickt worden, 
um die neuen wirtschaftlichen Verhältnisse an 
Ort und Stelle zu studieren. Ueberdies haben 
die japanischen Banken und Schiffahrtsgesell- 


schaften den Kreis ihrer Tätigkeit erheblich 


erweitert. Japan ist für die ganze europäische 
und selbst für die amerikanische Industrie einer 
der . gefährlichsten Konkurrenten geworden. 


605 DEUTSCHE ER RTSEHRAFTS-ZEITUNG 606 


| 


Indem es sich unsern Handels- und Finanz- 
methoden anpasst und sich ihrer mit unermüd- 
licher Ausdauer bedient, schafft es sich nach 
und nach einen hervorragenden Platz auf dem 
Weltmarkt. 

Die Schweiz verdankt ihrer Exportin- 
dustrie zum wesentlichen Teil ihre Wohlfahrt 
und ihren Reichtum. Die Zukunft des Export- 
handels ist für uns eine Lebensfrage. 


Bis jetzt hat man sich bei uns auf 
individuelle Massnahmen beschränkt. Unsere 
Konsularorganisation lässt sehr viel zu wünschen 
übrig, und seit 1 oder 2 Jahren ist ernstlich 
von ihrer Umgestaltung die Rede. Unser 
Konsularsystem beruht noch immer auf dem 
Reglement von 1875, dessen Verbesserung gegen- 
wärtig von einer besonderen, dem Politischen 
Departement angegliederten Abteilung für den 
Konsulardienst studiert wird. Man hofft, dass 
das neue Reglement vor Ende des Jahres den 
interessierten Kreisen zur Begutachtung vor- 
gelegt werden könne. 


Angesichts der beschränkten Hilfsquelien 
unseres Landes sind dis meisten unserer Kon- 
sularposten von Handelskonsuln besetzt, die 
ihre offiziellen Funktionen neben ihrem eigenen 
Geschäftsbetrieb ausüben. Im allgemeinen er- 
füllen unsere Konsuln diese Funktionen mit 
grosser Uneigennützigkeit und patriotischer 
Opferwilligkeit, und man muss ihre Verdienste 
durchaus würdigen. Indessen sind viele unter 
ihnen durch ihre persönliche Beschäftigung sehr 
stark in Anspruch genommen, so dass es ihnen 
oft an Zeit gebricht, unsere Exporteure in ihren 
Bemühungen zu unterstützen, und selbst nütz- 
liche Anregungen zu machen. 

Unsere Gesandtschaften im Auslande, deren 
Zahl sich im Laufe der letzten 20 Jahra all- 
mählich erhöht hat, besorgen ebenfalls Konsular- 
funktionen ; aber die Diplomaten, die meistens 
Juristen sind, haben selbst das Empfinden, dass 
es notwendig ist, für den kommerziellen Teil 
ihrer Mission von Fachleuten unterstützt zu 
werden. Man nimmt deshalb die Verallge- 
meinerung des Systems der Handelsattach6s 
ernstlich in Aussicht. Bis jetzt ist ein einziger 
solcher Attach& in London, 

Angesichts der von unsern hauptsäch- 
lichsten Konkurrenten anhaltend gemachten An- 
strengungen und der von ihnen erzielten Er- 
folge ist zu hoffen, dass unsere Behörden, im 
wohlverstandenen Interesse unseres Export- 
handels, sich entschliessen werden, so rasch als 
möglich vorzugehen. Es kann sich natürlich 
für unser kleines Land nicht darum handeln, 
die im Auslande zur Förderung des Handels 
angewandten Methoden blindlings zu folgen. 
Auch ist nicht davon die Rede, das gegen- 
wärtige System aufzugaben, sondern es all- 
mählich auszubauen und zu verbessern. 

Handel und Industrie wünschen vor allem, 
dass man mebr Gewicht als bisher auf rasche 
und häufige Konsular- undHandels-Informationen 
lege. Ihre Verbreitung sollte einer Zentral- 
stelle übertragen werden, die über die nötige 
Kompetenz und Gewandtheit zur Uebernahme 
dieser schwierigen Aufgabe verfügt. Wir er- 
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wähnen in dieser Beziehung die nützliche Vor- 
arbeit, welche das Schweizarische Nachweir- 
bureau für Bezug und Absatz von Waren in 
Zürich, das im Jahre 1915 mit Unterstützung 
der Eidgenossenschaft (Politisches Departement) 
beim Vorort des Schweizerischen Handels- und 
Industrievereins errichtet wurde, leistet. Im 
übrigen sollten wir darnach trachten, aus den 
Erfahrungen der halben Million Schweizer, die 
im Auslande niedergelassen sind und daselbst 
oft leitende Stellungen einnehmen, Nutzen zu 


ziehen, indem wir ihnen erlauben, sich dem 


Heimatlande nützlich zu erweisen. Der Zusam- 
menschluss diesar Schweizer im Auslande zum 
Zwecke der Förderung des Wohles des Vater- 
landes ist ein Problem von höchster Wichtigkeit. 

Die für die diplomatische und Konsular- 
vertretung von der Schweiz ausgegebenen 
Summen sind entschieden ungenügend, wenn 
man die von unsern Gesandtschaften und Kon- 
sulaten geleisteten Dienste und die bedeutenden 
Interessen, die unsere Vertreter im Auslande 
wahrzunehmen haben, berücksichtigt. 

Zu bedauern ist, dass trotz der genauen 
Vorschriften des zurzeit gültigen Reglements 
wenige schweizerische Minister oder Konsuln 
den eidgenössisehen Behörden Jahresberichte 
über die finanzielle und wirtschaftliche Lage 
ihrer Bezirke einsenden. Die spärlichen, von 
Zeit zu Zeit im Schweizerischen Handelsamts- 
blatt erscheinenden Berichte sind unzureichend 
und oft allzu veraltet, um unsern Kaufleuten 
und Industriellen nützliche Dienste zu leisten. 
Unsere Handelsvertretung im Auslande solite 
imstande sein, namentlich während der Ueber- 
gangszeit, wertvolle Dienste zu leisten; unsere 
Industrie- und Handelskreisse haben in dieser 
Zeit das höchste Interesse, zuverlässige, rasche 
und genaue Informationen zu erhalten über die 
Neuorientierung von Handel und Industrie, wie 
solche sich in allen Ländern der Welt vollzieht. 

Für die Schweiz spielt die Frage der 
Wechselkurse sowohl bei der Ein- als Ausfuhr 
eine wichtige Rolle, indem eine starke Ent- 
wertung der fremden Devisen den Export sehr 
schwierig gestaltet. Mehr noch als der all- 
mähliche Rückgang der Wechselkurse bilden 
ihre unvermittelten Schwankungen, im einen 
wie im andern Sinne, für den Auslandhandel 
ein schweres Hindernis. Es ist deshalb zu 
hoffen, dass die unlängst, unter dem Patronat 
der hauptsächlich interessierten Kreise, ge- 
gründete Schweizerische Genossenschaft für 
Warenaustausch mit Sitz in Bern, guten Erfolg 
habe. Ihr Hauptzweck besteht darin, gegen 
Tauschartikel die Ausfuhr nach denjenigen 
Ländern zu erleichtern, die Waren brauchen, 
aber im gegenwärtigen Moment mit Geld bezw. 
Devisen zu bezahlen nicht in der Lage sind. 
Es handelt sich hier um einen kühnen Plan, 
dessen Durchführung mit grossen Schwierig- 
keiten verbunden und nicht ohne gewisse (ie- 
fahr ist. Hoffentlich gelingt es, einen Teil der 


im Laufe der letzten Jahre fabrizierten und 


aufgestapelten Waren abzustossen. 


Verantwortlicher Schriftleiter: 


.der einzelnen Kräfte hinarbeiten, 


gehend die Frage, was vom Staate und von den 


Dr. Hermann Deite, B.-Schöneberg, Innsbrucker Strasse 36. | AR er 


Die Zukunft unseres Exporthandels ist un- 
sicher, da sie in weitgehendem Masse von der 
Handels-- und Zollpolitik abhängt, wie sie 
zwischen den hauptsächlichen ehemaligen Krieg- 
führanden festgelegt werden wird. Immerhin 
steht schon heute zweifellos fest, 
Industriellen und Kaufleute grosseAnstrengungen 


dass unsere 


machen müssen, um ihre Stellung im Auslande 


zu behaupten und, soweit möglich, zu verbessern. 


Die - hauptsächlichsten Handelsverträge 
zwischen der Schweiz und dem Auslande sind 
während der letzten Jahre gekündigt worden; 
ihre Erneuerung kann nur auf neuen Grund- 


heute schwer fällt. Unsere Produzenten und 
Exporteure müssen auf einen Zusammenschluss 


- lagen erfolgen, deren Tragweite zu überblicken 


um dadurch 


die Produktions- und Verkaufspesen, bezw. den 


Gestehungspreis im Auslande immer mehr hrr- 
Mehr als je wird Produktion im 


abzudrücken. 
grossen und serienweise die Losung sein müssen. 


Wir wollen nicht unterlassen beizufügen, R Se 
dass trotz des Fehlens einer eigentlichen Ex - 
portbank die Industriellen und Exporteure ei 


unsern Handelsbanken bisher immer die Unter- 


stützung und den Kredit gefunden haben nd Ser 


auch weiterhin finden dürften, deren sie zur 


Finanzierung ihres Exporthandels bedurfien. 
Es wird notwendig sein, dass wir, vielleicht 


mehr als dies bisher geschah, unsere Blicke 
auf die neutralen und die überseeischen, 
hältnismässig neuen Länder richten und von 


ver 7, 2% 


diesen namentlich auf die, deren landwirtschaft- z 


liche und industrielle Verhältnisse im Laufe : 
der letzten 5 Jahre tiefgreifende NErRONISES Den FR 


erfahren haben. 


Unser Land wird nur dann den volle r 
Nutzen ernten, auf den es vermöge seiner Er- 
fabrungen und seiner Organisation Anspruch 
ihre An- 
strengungen .verdoppeln und in diesem Be- 


hat, wenn Handel und Industrie 


streben von den Behörden aufs wirksamste En Er 


unterstützt werden. 


Bücherschau. 


Budde, Krieg und Hausbesitz. 
Simion Nachf., Berlin 1915. 54 8. 


Koch, Städtische Ansiedelungs- 
bauungsfragen. Deutscher Kommunal- Verlag 
G.m.b.H., Berlin-Friedenau 1916. 52S. 1.50M. 
— Obwohl der im Druck vorliegende Vortrag 
des Kasseler Oberbürgermeisters Koch bereits 
im Juni 1914 gehalten wurde, sind die Dar- 


1 ‚20 ei M. i \ \ 
und Be- 


R R: S " 


legurgen durch den Krieg nicht veraltet. Ver- 6 Be 
fasser hebt die Uebelstände, die unserem Wh" 


wesen anhaften, scharf hervor und erörtert ein 


Stadtverwaltungen zur Abhilfe geschehen kann, 


Dernburg, Krieg, Wohnungsfrage und Real- 
Berlin AE 


kredit. 


Carl Heymanns Verlag. 
51 8. 


ı1M. 
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TEIFTIT Die in der heutigen Generalversammlung auf 5% fest- 


; | gesetzte Dividende gelangt mir M. 50.— ausser bei unserer 
Verlag von Quelle & Meyer in Leipzig Gesellschaftskasse, in BEFÜM vei dem Bankhause 
(re Rn annernnntnene 


\ A. Falkenburger, in Dresden bei der Deutschen 
Die Dflege | ae onue na Auen 
Be rc | Dresdner Strickmaschinenfabrik 
der männlichen Jugend E Irmscher & Witte, Aktiengesellschaft. 


vor und nach dem Kriege Der Vorstand: Rich. Irmscher. Erich Witte. 


- Von 


Unitäts-Direktor 5. Bauer 
dirka 120 Seiten ssss#0004,00,, Gebunden M. 2.80 


| Das Problem der Jugendpflege, insbefondere in: 
ferer männlihen Fugend, ift während des Krieges 
ein brennendes geworden und heifcht gebicterifch 
eine Zöfung, denn auf ihr ruht ja in gewiffen F 
Sinne die Zukunft unferes Volkes. Die vorliegende |. 
auf freier praktifher Erfahrung beruhende Arbeit . 
will die grundlegenden Fragen herausarbeiten. Sie F 
: 

m 

n 

u 


abs von ENBEL. 5 

I Bir 

| Deutliche Bolkshochlihule 
| der Zukunft 


Eine Denffhrift. Don Dr. Werner Bit 
34 Seiten. Geheftet ca. M.1.— 


legt die Zage und das Bedürfnis der Jugend uns 
feret Zeit Elar, feine Hoffnungen und Sorgen; und 
äeigt, wieviel Unfiherheit in unferen Erziehungs» 
äielen vorhanden ift, ihre nachteiligen Wirkungen. | 


Se bisherige dDeutfche Literatur zur Boltshohfhulbewegung 
nimmt meift die dänifhe Bolfshahfhule zum Vorbild 
und trifft Damit nicht den Kern des dDeutfchen Broblems. In 
Dänemark handelt es fih um die völtifhe Bewegung eines 
Heinftaatlihen Bauernftaides, die ihre Ziele in Erztehungs= 
anftalten für Jugendlige verwirklicht. Demgegenüber geht 
die vorliegende Schrift von der Darausfegung aus, daf es fin 
Deutfhland heute in erfter Linie darauf antommt, der indu= 
firfellen Arbeiterfhaft Die Möglichkeit zu einer ihren neuen 
Rechten und Derantwortlichfeiten entfprehenden vertieften 
Geijtesbildung zu geben. In fnappen Zügen wird das inhalte 
liche und organffatorifhe Programm einer den heutigen deutfchen 
Derhältniffen entjprehenden DBolfshohfgulbewegung unter 
Derwertung englifcher Anregungen entwidelt. Die Dentfchrift 
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Berlag von Quelle & Meyer in Leipzig 
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G NERREE SURPS NUEEDS TEE SUEFDE UTENR! SER NUEHTRC TEEER NERZR SOSER GERA OPEN TUERERS TORE TER TUE TEHDS TEENS TTHERS SUEEERS SEHEN: NER 
ERLEBTEN ST REEL FORERSEZEE AREA FTOTETIEIT ENDET EITERKEIOTREREIER ; . 


” 


gr 5 m erhält ein befonderes Intereife Dadurch, da; fie fih ganz fn der 

Er ; E Rictung der Doltshochfhulpolitit de8 Breufffhen Kultug- 

F . | e_ ERenilchten „Amrlihen SARfıhlten an De 

si i } [) 5 

I Polniihen Wind er 
i 5 2 e DO im d Yi l \d) e (6) eich l dh te n ED DIDI DILDO IIOLDO. WERLDEELDLDTEDIDNDEDN. GEB IDN DENN DOELDN DET DECO 
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E: ER 302 Seiten Berlag von Quelle & Pieyer in Leipzig 
= re v 

£  Seheftet M. 3.50, gebunden M. 5. Derion und Derfönlichkeit 
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„Zu erzählen verfteht Carl Buffe. Man hat bei ihm 
‚zum erftenmal wieder das Gefühl, gleichfam in einem 
zufällig zufammengefommenen Kreife von Zuhörern 
zu figen, aus denen heraus, dur) dag Sefpräd an- 
geregt, fi einer ganz ungezwungen Iöfl, um den 
Zaufhenden ringsum eine Sefhichte zum beffen zu 
geben. Etwas von der Sefeltfhaftsfphäre- wird 
lebendig, aug ber die erften echten Novellen zur Zeit 
DBoccacciog geboren wurden.” Weftermanne Monatshefte. 


Bon Prof. Dr. F.Niebergall 
175 Seiten. In Leinendband WM. 4.— 


„Ein. eigenartiger eis ift es, dem DVerfaffer gu folgen bei dee Löfung 

iner Yufaabe, den Begriff ber Perfönlichkeit zu faffen, Ausgehend von Bels 
pielen aus dem Leben, verhört er den Sprahgebraun, präft unfere Empfindungen, 
führt buch die Wirtlihtelt bes Lebens und zeichnet fo ein Plared Bild von 
| dem hohen Lebensibeal, das In dem Edeltwort Verfönlicheit repräfentiert wird. 
Die Begriffe Perfon und Perfönlichteit fellen zwei Stufen von Werten dar: die 
Perfon mit Eigenart und Eigenrecht Ift bie eine, die Perfönlichtelt als eigens 
Be Befig der Höchften geiftigen Werte Ift die andere. it fhom biefer theoret fie 


für den Ledrer, ß bildet ber zmeite Teil eine lehrreihe Wanderung ducd) 
wichtige Lebensgeblete: der gefellihaftlihe Wertehr, das Serwalproblem, die 

Slkoholfrage, Chr, Kell, 

tung, bei der das 
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Verlag von Duelle & Weyerin Leipzig, Kreuzftraße 14 


WISISSISISTT: Derlag von Duelle & Hieyer in Eeipstg, AEEUSICHERE IE 


5. bis 8, Taufend 
vSllig neubearbeitete und erweiterte Auflage 


Unfere religiöfen Brsieber 


Fine Heicichte des Ehriftentuns in Sebensbildern 


Unter Mitarbeit von: ©. Baumgarten, B. Beß, ©. Llemen, U. Dorner, w., Serrmann, ®, Kirn, 
TS. Rögel, W, Röhler, T. Rolöe, 5. Mahling, I. Wieinhold, A. Weyer, 9. Wiulert, £, Preufchen, 
w. £ Schmidt, KR. Uttendörfer, J. von Walther, R. Wend, $. Wiegand, 8. Ziharnad, 


Serausgegeben von Profefjor Lie. 8. BeB 
2 Bände mit 348 und 347 Seiten mit Buchfchmud fowie 20 Tafeln „ Gebunden IM. 14.— 


1.Band: Mofes und die Propheten, Jefus, Paulus, Origines und | 1. Band: Martin Luther, Uri Zwingli, Johammes Calvin, Spener: 


N 

Ehrpfortomus, Auguftinus, Bernh. von Llairvaur, Sranz von Afftfi, \ Srande=Zinzendorf, Unfere Klaffiter, Schleiermacher, Bismard, Job. 
N 
S 


Dante, Heinrich Seufe, Wichf und us. Sinr. Wicyern, Die Religion zur Erziehung. 


Der Rampfum Deutfchlands Beftand hat das religiöfe Ximpfinden im deutf chen Volke in feinen Tiefen ufger üttelt und 
feine Sehnfucht nach geiftigen Stügen gefteigert. Hier wird dies Buch ein Helfer fein. Don all diefen religiöfen Erziehern 


geht eine frärfende emporziehende Rraft aus, denn fie führen den Lefer zur Duelle wahren Lebens, zur Religion, zu Bott. ; | 


„in foldyes Werk konnte natürlich nur durch) das Zufamimenwirfen einer ganzen Anzahl von Gelehrten gelingen, von denen jeder einzelne _ 


imftande war, die von ihm übernommene Biographie felbftändig aus den urfprünglichen Quellen beraussuarbeiten ... Sie haben uns mit 
einem Werk befchenEt, das feine Stelle in der religionsgefchichtlichen Literatur lange behaupten wird.“ 


Verbreitung. 28 liegt mir aber an diefer Stelle noch ob, aud) feine Bedeutung für höhere Schulen hervorzuheben: es gehört in die Schülerbiblio thef 
der höheren Rlafjen, und den Religionslehrer Fann es ein Vorbild fein für feinen N Unterricht.“ BIER u Säutweien, 


| QUELLE @ MEYER DVERLAGNI IN LEIPZIG | 


| Sedanten zur Hochfchufreform | 


intern tetaeten Dr. @. 9. Beer 


im Minifterium für Wiffenfhaft, Kunft und Bolfebildung 
82 Geiten / Seheftet M. 2.50 


ach) dem Zufammenbrud) unfered Staates und dem Berfagen unferes Erziehungsfhflems ifl eine 
Reform von Srund auf erforderlich, die in erfter Linie auch in unferen Hochfchulen einfegen muß. 
In kritifher Schärfe wird hier von berufenfter Gtelle ein Programm für die Zukunft entwidelt. 
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Erstiockens unserer Produktivität, um auf dem 
gewöhnlichen Wege die Mittel für die Zine- 


Kriegsanleihen und Finanznot, zahlung zu beschaffen. ‚Sodann wird es als 
Eine Erwiderung an Dr. Bendixen ı ungenügend und schädlich hingestellt, wenn 
j : | man wie jetzt verfahre: zur Ergänzung des 

Von Dr. Otto Heyn, Nürnberg. sonstigen Staatseinkommens, um die Lücken des 

Der Wunsch, unserem verarmten Vaterland | Staatshaushalts zu stopfen, eine neue Geld- 


Aufsätze. 


in seiner bitteren Finanznot zu helfen und uns schöpfung vornehme, also die Reichsbank 


unsere Produktivkraft, die durch die Fülle der unter Vermehrung der Geldmenge zur Heraus- 
Steuern, namentlich aber durch das Reichsnot- gabe neuer Noten unter Diskontierung von 
opfer bedroht wird, zu erhalten, führt zu den | Reichsschatzscheinen veranlasse, Eine solohe 
seltsamsten Vorschlägen. So schlägt der Geldschöpfung, heisst es, vermehre und 
bekannte Währungsfachmann und Hamburger | entwerte das Geld jahrein jahraus, ohne die 
Bankdirektor Bendixen vor: „die innere Kapitalschuld zu mindern, führe zu ohronischem 
Anleiheschuld zu tilgen, indem man sie durch | Siechtum und verewige das Elend der Finanzen. 
die Reichsbank in valutarischem Gelde, d.h. in Nur eine kühne Operation könne heilen, nur 
Noten oder Giralgeld, einlösen lässt und da- | eine Massnahme, durch die wir den unaufhalt- 
durch in eine zinslose, nur noch der Form | samen und bis zur Wiederherstellung der pro- 


‚ nach bestehende Schuld an die Reichsbank duktiven Wirtschaft und des internationalen 


verwandelt‘“. Güteraustausches unentbehrlichen Entwertungs- 

Bendixen setzt seinen Plan in der vor prozess des Geldes ‚„‚vorwe gnehmen und 
kurzem erschienenen Sohrift „Kriegsanleihen ihm dadurch zugleich eine Grenze 
und Finanznot‘“‘ (Jena, Gustav Fischer 1919) setzen‘. Geschehe das nicht, so sei ‚weder 


‚näher auseinander. Er geht von dem niedrigen das Ende der Finanznot noch der Entwertung 


Kursstande unserer Kriegsanleiben, der „den | unserer Valuta abzusehen. Noch jahrzehnte- 
Kredit des Reiches und das Vermögen und den lang würden die Finanzen unsere Produktion 


 Arbeitsertrag des Volkes bedrohe‘‘, und ‚ein lähmen und keine Möglichkeit bestehen, unsere 
wirtschaftliches Brandmal des Deutschen Reicheg‘‘ Valuta in ein festes Verhältnis zu den Valuten 


sei, aus, weist dann einerseits den Gedanken an des Auslandes zu bringen“. Möge auch die 
eine Schmälerung der Zinsen oder des Kapitals Valute, noch weiter zurückgehen — es sei ‚‚für 
dieser Anleihen auf dem Wege des Staats- | das Ansehen einer Valuta nicht entscheidend, 
bankerotts aus verschiedenen Gründen weit ab, wie hoch sie steht, sondern wie fest sie ist“. 


und verwirft andererseits: die. Erhebung von | - Bendixen ist sich wohl bewusst, dass er 


Steuern bis zum Weissbluten mit der Folge des | hier ‚eine ausserordentliche Massregel empfiehlt; 


:fuBs. 


——— 


die nicht nur mit den von ihm selbst für nor- 
male Verhältnisse aufgestellten Regeln der 
Geldschöpfung in Widerspruch steht, sondern 
auch ein Uebel ist, und namentlich die Besitzer 
von Geld und Geldforderungen trifft, soweit 
sie nicht imstande sind, ihr Einkommen zu 
vermehren. Aber, meint er, ‚es wäre ein Irrtum 
zu glauben, dass wir im anderen Falle von 
solchen Uebeln verschont bleiben würden‘‘. 


„Denn die Geldentwertung‘‘, heisst es weiter, 


„ist unabwendbar‘. Wir wissen alle, wie weit 
sio heute — Mitte Juni 1919 — schon vor- 
geschritten ist, und müssen uns klar darüber 
sein, dass sie unerbittlich weiter fortschreiten 
wird, solange die Finanznot anhalten wird‘. 
Er erörtert dann die Folgen der Ausführung 
seines Planes, die er in einer grossen Flüssig- 
keit des Geldmarktes erblickt. ,‚Da es sich um 


zurückgezahltes Kapital handelt‘, schreibt er, 


„so werden die Warenpreise davon nicht so- 
fort und unmittelbar beeinflusst. Der Zinsfuss 
wird fallen, die Kurse der Effekten, auch die 
alten Reichs- und bundesstaatlichen Anleihen 
werden steigen, und Kapital zur Aufnahme 
gewerblicher Tätigkeit und auch zur Durch- 
führung grosser sozialer Aufgaben, wie z. B. 
der iuneren Kolonisation, im Uebermass ange- 
geboten sein‘. Exakte Vorausberechnungen über 
das Mass der zu erwartenden Geldentwertung 
seien nicht möglich. Man könne aber vielleicht 
aus dem Umstande einen Schluss ziehen, dass 
die bisher eingetretene Geldentwertung mit der 
bisherigen Vergrösserung der Zahlungsmittel- 
menge, die jetzt das Achtfache betrage, nicht 
annähernd Schritt gehalten habe. Eine starke 
Steigerung der Warenpreise sei insbesondere 
deshalb nicht zu befürchten, weil das neue 
Geld, mit dem die Kriegsanleihen zurückgezahlt 
würden, nichtEinkommen, sondernKapital- 
vermögen darstelle und der Anleihebesitzer, 
der sein Kapital zurückhalte, 
Waren, sondern nach neuer Kapitalanlage 
verlange. Die erste Folge sei daher nicht 
Warenpreissteigerung, sondern Hausse in 
Anlagewerten und starker Druck auf den Zins- 
„Erst wenn die Unternehmungen staat- 
licher oder privater Initiative sich der flüssigen 
Kupitalien bemächtigen, treten diese auf dem 
Warenmarkt als Käufer auf. Aber selbst dann 
wird eine Preissteigerung insoweit nicht statt- 
finden, als die Arbeitslöhne an die Stelle der 
Unterstützungsgelder treten, mit denen bis 
dahin die erwerbslosen Arbeiter ihre Bedürtf- 
nisse befriedigt haben'‘. Ueberdies seien „‚stei- 


nicht nach . 


611 DEUTSCHE WIRTSCHAFTS-ZEITUNG, D 612 


— mn 


gende Preise im Inlande und ein sohlechter 


ET EEE EEE TEE Se GR En EEE EEE EEE 


Bendixen von der Kinlösung der Kriegs 


Stand unserer Valuta im Auslande bei der 
gegenwärtigen Lage unserer Volkswirtschaft 
nicht ein Uebel, eondern willkommene Heil- 
mittel, die uns aus Verfall und Fäulnis zu 
Arbeit und Blüte emporheben müssen‘. Der 
einzelne Kriegsanleihebesitzer erleide kein 
materielles Unrecht, weil er seine allerdings 
noch auf Jahre hinaus unkündbare Obligation 
zu pari zurückbezahlt erhalte, während sie im 
Handel viel niedriger bewertet werde. — 

Dieser Vorschlag ist mir zu „kühn“, als 
dass ich ihm zustimmen könnte. Derartige 
Radikalmittel kann man doch nur in Erwägung 
ziehen, wenn die normalen sich als unausführ- 
bar oder wirkungslos erweisen. Das ist aber 
nicht dargelegt worden. Auch die Wirkungen 
der vorgeschlagenen Operation sind durchaus 
nicht genügend erörtert. Die wenigen, an sich 
richtigen Ausführungen über die unmittelbare 


Beeinflussung des Kapitalmarktes und die nur 


mittelbare Einwirkung auf den Warenmarkt 
reichen nicht aus. 
ungefähr wissen, was wir zu erwarten haben, 
wenn wir ein solches Gewaltmittel anwenden. 


Ein Sprung ins Dunkle könnte uns verderben. 


Bendixen erwähnt bei seinem Vorschlag 
ausdrücklich nur die Kriegsanleihen. Seine 


Erwägungen treffen aber ebenso auf die Er “ 
schwebende Schuld zu, von der wir unszum " 


Zwecke der — zweifellos unbedingt notwen- 


digen — Sanierung unserer Finanzen in erster ER, 


Linie befreien müssen. Es müssten deshalb 
auch die Schatzwechsel 
Allerdings wäre das nur notwendig, 
diese Sohatzwechsel sich im Besitze 


Privaten befinden. 


zahlenden Steuern und die Gewinnbeteiligung 


des Reiches bis auf ein Minimum ausgeglichen 
werden. Ihre Einlösung kann aber auch bei 
Ausführung des Planes schon aus inneren 
Gründen gar nicht in Frage kommen! Würden a 
nun die Kriegsanleihen und die im Besitze von 
Privaten befindlichen Schatzwechsel zu pri 
zurüokbezahlt, so würden dazu etwas 130 bis 


150 Milliarden Mark nötig sein, die innerhalb 
ganz kurzer, duroh technische Momente bedingter 
Frist auf den Mark gelangten. Gehen wir mi 


Wir müssen doch wenigsten 


eingelöst werden. 
soweit 
von 
Die Schatzwechsel im 
Besitze der Reiohsbank (Reichsschatzscheine), 
die als Deckung für die ausgegebenen Banknoten 
dienen, bedrohen uns in keiner Weise und 
kosten auch fast nichts, da die von der Reichs- 
bank gemachten Diskontabzüge duroh die zu 
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leihe allein aus, so kommen ca. 90 Milliarden 


Mark in Frage. 

Die Frage der Kureabei der hierzu erfor- 
derlichen Noten durch die Reichsbank und 
deren Deckung wollen wir hier unerörtert 
lassen. Was aber wäre die Folge? 

Bendixen spricht nur von dem sich ein- 
stellonden Ueberfluss auf dem Kapitalmarkte 


und dessen Wirkungen, die er wenigstens an- 


deutet. Er geht aber vollkommen darüber hin- 
weg, dass schon die Ankündigung, ja nur 
die ernstliche Erwägung der Ausschüttung von 
90 Milliarden Mark materiell ungedeckten oder 
doch nur durch die einzuziehenden Kriegsan- 
leihen und Schatzwechsel gedeckten Papier- 
geldes die grössten Umwälzungen hervor- 
rufen müsste. Würde man nicht ohne weiteres 
die russischen Zustände zum Vergleich ber- 
anziehen, wo die Notenpresse während des 
Krieges ca. 75 Milliarden Rubel auf den Markt 
geworfen hat, und würde man nicht in Antizi- 
pation der erwarteten Folgen ebenso märchen- 
haft erhöhte Preise und Löhne”) auch bei uns 
fordern? Oder würde man nicht wenigstens 
ausrechnen, dass die Geldmenge auf das Drei- 
faohe gesteigert werden müsste, und in Anwen- 
dung der Quantitätstheorie des Geldes wenig- 
stens das Dreifache an Löhnen und Preisen 
verlangen? 

Wenn die Verhältnisse sich so gestalteten, 
dann würde die Wirkung, die Baendixen vor- 
aussieht, und die sich ergeben würde, wenn 
niemand den Kopf verlöre, gar nicht eintreten. 
Es würden vielmehr sofort alle Waren riesig 
verteuert werden, und damit würde zugleich 
der Umlaufsbedarf an Geld und der Bedarf der 
Produzenten an Betriebskapital und Neuanlage- 
kapital so riesig steigen, dass die vermehrte 
Geldmenge absorbiert würde, ohne den er- 
warteten Ueberfluss an Kapital hervorzurufen, 
von dem Bendixen eine so grosse Förderung 
der Produktion erhofft. Natürlich würde auch 
die Valuta gleich auf einen sehr niedrigen 


- Stand — ähnlich der russischen — zurückgehen. 
Denn einerseits würde viel mehr inländisches 


Geld im Auslande zum Angebot kommen, weil 
jedermann darauf Bedacht nähme, sich sichere 
ausländische Werte für das entbehrliche Kapital 


zu verschaffen, und andererseits würde eine 
Nachfrage des Auslandes sich nur zu ganz 


veränderten Bedingungen einstellen, da das 


‚deutsche Geld auf dem Inlandsmarkte bis zum 


äussersten an Kaufkraft eingebüsst hätte und 
%*) Der russische Arbeiter erhält 70 Rubel pro 'Tag. 
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das Vertrauen des Auslandes verloren wäre. 
Ueberdies würde die Baissespekulation sofort 
von neuem eingreifen. Von einer Kredit- 
erteilung des Auslandes würde dann auf Jahre 
hinaus nicht mehr die Rede sein können. 


Etwaige politische Folgen wollen wir über- 
gehen. Aber selbst in dem ganz unwahrschein- 
licben Falle, dass die Entwicklung ruhig ver- 
liefe, eine Panik also vermieden würde, und 
die Verhältnisse sioh so gestalteten, wie Ben- 
dixen sie in ihren Anfängen darstellt, würden 
sich wahrscheinlich bedenkliche Folgen ergeben. 
Die Nachfrage nach Rentenwerten aller Art, 
Obligationen, Aktien, Grundstücken würde riesig 
vermehrt, ihr Kurs bezw. Preis ins Ungemessene 
gesteigert, der Zinsfuss auf ein Minimum 
herabgedrückt, der Produktion ein Ueberfluss 
von Kapital angeboten werden. Wer dächte 
nicht bei solchen Verhältnissen an die Zustände 
nach 1871, an die damalige Ueberspekula- 
tion und Ueberproduktion, die mit dem 
Wiener Krach endigten und uns auf viele 
Jahre hinaus geschädigt haben? Die Sachlage 


ist jetzt freilich insofern eine andere, als für 


eine Ueberproduktion die nötigen Rohstoffe 
fehlen und überdies der Warenhunger in der 
ganzen Welt so gross ist, dass vorerst gar 
nicht genug Waren herangeschaft werden können, 
um den Bedarf zu decken. Würden dann aber 
nicht wenigstens die vorhandenen Rohstoffe 
und ebenso die Produktionsmittel einschliesslich 
der Grundstücke, sowie nach der Wiederein- 
stellung der zurzeit erwerbslosen Arbeiter auch 
die Löbne riesig steigen, so dass die ganze 
Produktion trotz der Verbilligung des Zinses 
stark verteuert würde und deshalb die Waren 
nur noch zu sehr hohen Preisen auf den Markt 
gebracht werden könnten? Und würde nicht 
sohon die Ueberspekulation allein genügen, um 
schwere Missstände herbeizuführen? Auch die 
Valuta würde natürlich stark zurückgehen. 
Denn zunächst würden die Kapitalisten neben 
den inländischen auch ausländische Renten- 
werte in grosser Monge zu erwerben suchen, 
und ausserdem würde ein Teil der zurück- 
gezahlten Anleihebeträge in Anbetracht der 
schlechten Verwertbarkeit auf dem Kapitalmarkte 
dem Warenmarkte zugeführt werden und 
eine grössere Menge ausländischer Waren ins 
Land ziehen, so dass die Zahlungsbilanz aus 
doppeltem Grunde belastet würde. Endlich 
müsste die Steigerung der Warenpreise einen 
ungünstigen Einfluss auf die Beurteilung 
unserer Verhältnisse im Auslande ausüben und 
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würde das Ausland veranlassen, uns auch in 


diesem Falle seinen Kredit zu entziehen bezw. 
vorzuenthalten. 

Neuestens macht Bendixen (in der Zeit- 
sohrift ‚Das neue Hamburg‘, Nr. 18 vom 
4. Oktober 1919) für seinen Plan noch weiter 
Stimmung, indem er behauptet, bei seiner Aus- 
führung wäre dieKapitalflucht vor dem Reichsnot- 
opfer vermieden worden und würde der Kurs der 


Mark nicht so tief gesunken sein, weil das 


Markangebot der Steuerflüchtigen auf den 
Valutamärkten des Auslandes unterblieben wäre. 
Ist das wirklich richtig? 


„Es gibt nur ein Mittel, und zwar ein nie 


versagendes‘‘, schreibt Bendixen, ‚die Kapital- 
flucht zu verhindern, dass ist: davon abzu- 
lassen, das Kapital zu’verfolgen‘“. Zugegeben, 
aber würde nicht das Kapital nach seinem 
Plane einer noch viel schlimmeren Behandlung 
ausgesetzt werden? Würden wir infolge der zu 
erwartenden Panik ähnliche Preise wie in 
Russland bekommen, so würde das Kapital, 
wenigstens soweit es in Geld und festen Geld- 
forderungen (nicht Aktien) besteht, wenn es 
auch dem Nennwert nach dem einzelnen 
Besitzer erhalten bliebe, in seinem realen 


Werte noch weit mehr zurückgehen as 


. auf das, was nach dem Reichsnotopfer dem Besitzer 
verbleiben soll. Würde aber eine Panik ver- 
mieden werden, so würde die Einnahme aus 
dem Kapiltal infolge Herabdrückung des Zinses 
entsprechend heruntergehen (soweit nicht dann 
doch eine Kapitalflucht einträte), und überdies 
würde die gesteigerte Nachfrage nach Arbeits- 
kräften zur produktiven Verwertung des im 
Ueberfluss vorhandenen anlagesuchenden 
Kapitals die Löhne und Preise der Unterhalts- 
mittel derart in die Höhe treiben, dass ein 


Angebot von Waren zu niedrigem Preise gar 


nicht mehr möglich wäre und aus diesem 
Grunde eine stark andauernde Verteuerung 
(die auch auf den Valutakurs zurückwirken 
müsste) einträte. 


Als einen besonderen Vorzug seines Vor- 
sohlages bezeichnet Bendixen, dass eg bei Aus- 
führung desselben, wenn nicht sofort, so doch 
viel früher als sonst möglich sei, den Kurs 
unserer Valuta zu stabilisieren (was aller- 
dings mit den Ausführungen auf Seite 6 der 
eben erwähnten Zeitschrift, wo von einem 
steigenden Markkurse gesprochen wird, in 
Widerspruch zu stehen scheint). Stabilisieren 
können wir den Kurs aber erst dann, wenn wir 
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wissen, zu welohem Kurse sich die von Land 

zu Land hinüber und herüber zu leistenden 
Zahlungen sowohl bei uns als auch bei den 
Ländern, döonen gegenüber die Stabilität her- 
gestellt werden soll, durchschnittlich auf die 
Dauer ausgleichen lassen. Das lässt sich aber 
vorerst noch gar nicht absehen. 
die Verhältnisse noch in der Entwicklung be- 
griffen und weit davon entfernt, ihre endgültige 
Gestalt erhalten zu haben. Für uns gilt das in 
besonderem Masse deshalb, weil wir einerseits 
lange Zeit noch nicht wissen werden, welche 
Zahlungen uns die Entente als Kriegsentschädi- 
gung aufzuerlegen für gut findet, und weil 
andererseits immer noch die Möglichkeit besteht, 
dass uns das Ausland (nicht nur in unserem, 
sondern auch in seinem eigenen Interesse) durch 
die Gewährung von Milliardenkrediten helfen 
wird, aus dem Elend wieder herauszukommen. 


Es muss auch bestritten werden, dass es 
einerlei ist, in welcher Höhe (wenn wir die 
Macht dazu haben!) der Kurs unserer 
Valuta stabilisiert wird. Für den Aus- 
tauschverkehr mit dem Auslande ist das 
allerdings einerlei — vorausgesetzt, dass wir 
unsere Waren und unsere Leistungen unter 
Zugrundelegung der Auslandspreise in ausländi- 
scher Währung oder zwar in Mark, aber unter 


voller Berücksichtigung der eingetretenenValuta- e.: 
Nicht einerlei ist es aber 


differenz verkaufen. 
hinsichtlich der Rückwirkung auf das In- 


land. Das gilt nicht so sehr im Hinblick uf? 
die Staatsfinanzen (obwohl es dem Fiskus nicht 


leicht ist, seine Steuerforderungen bei gesunke- 
nem Kurse und entsprechender Verteuerung der 
Staatswirtschaft hinreichend zu erhöhen), als 
mit Rücksicht auf die sozialen Wirkungen, 
die die korrespondierende Geldentwertung im 


‚Inlande (vorübergehend) auf die Gehalts- und I | 
Lohnempfänger vor der Anpassung ihrer Bezüge 


an die veränderten Verhältnisse und dauernd 
auf den Mittelstand, und damit auf die Schicht 
der Gebildeten ausübt. Diese letzteren, die zum 
grossen Teil auf die Ergänzung ihres Arbeits- 


einkommens durch Zinsbezüge angewiesen ind, 
oder die ausschliesslich von nicht steigerungs- A OR 
fähigen Renten leben, würden schwer zuleiden 
haben, wenn wir gezwungen sein sollten, ns 


dauernd mit einem niedrigen Kurse und dem- 
entsprechend hohen Preisen im Inlande abzu- 
finden. Freilich vom Standpunkt der zeitlosen 


Volkswirtschaft betrachtet, wäre auch das nur AN 


ein „Uebergang‘'. 


Deberall und. 


zu können, die sich eventuell ergeben. 
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* Zweifellos ist unsere Lage äusserst traurig, 
und es hat auch niemand bisher das richtige 
Mittel gefunden, um uns daraus zu erretten. 
Trotzdem sollten wir uns aber davor. hüten, 
solche radikalen Pläne zu verfolgen, wie den 
von Bendixen, dessen Ausführung uns namen- 
loses Unheil bringen und den letzten Rest von 
Vertrauen im Auslande zerstören würde, das 
wir so nötig haben. Die Finanz- und Valuta- 
fragen werden jetzt von den besten: Köpfen er- 
wogen. Vielleicht gelingt es doch noch, einen 
Ausweg aus dem Labyrinth der Nöte zu finden. 
Etwas hat sich ja auch die Situation insofern 
gebessert, als die Gefahren des Reichsnotopfers, 
von denen Bendixen ausging, durch die Be- 
stimmungen über die ratenweise Entrichtung 
des auf den einzelnen entfallenden Steuerbetrags 
unter Abstandnahme von einerSicherheitsleistung 
möglichst abgeschwächt worden sind, und noch 
immer besteht die Hoffnung, dass auch sonstige 
Steuervorschriften gemildert werden, die die 
Produktivität in Frage stellen. Unter allen Um- 
ständen dürfen wir aber kein Mittel, am wenig- 
sten ein so abnormes wie das von Bendixen 
vorgeschlagene, anwenden, ohne uns wenigstens 
in weitem Umfange die Konsequenzen vorstellen 
Dafür 
die nötigen Unterlagen zu schaffen, ist Sache 
desjenigen, der es in Vorschlag bringt! 


Die wirtschaftliche 
und finanzielle Lage in Belgien. 
(Bericht des Schweizerischen Bankvereins in Basel.) 
Allgemeines. 


Der Zeitpunkt ist noch lange nicht ge- 
kommen, eine endgültige wirtschaftliche und 
finanzielle Bilanz des Weltkrieges aufzustellen. 
Es ist jedoch in beschränktem Masse möglich, 
jetzt schon einige Feststellungen in dieser Richtung 
zu machen. In Belgien wurden in den letzten 
Monaten wertvolle offizielle Dokumente ver- 
öffentlichtt. Es schien uns nützlich, ihre 


wichtigsten Punkte in zusammenfassender Weise 


zur Darstellung zu bringen. > 


Für das Jahr 1914 hat Herr Charles 
Clavier, Generaldirektor im Finanzministerium, 
das Volksvermögen Belgiens (Staats- und Privat- 
vermögen) auf rund 56 Milliarden Franken ge- 
schätzt. Andrerseits veranschlagte der Abge- 
ordnete von Brüssel, Herr Wauwermans, 
das belgische Volksvermögen im gleichen Jahre 
auf 50 Milliarden. Während der deutschen 
Besetzung, im Jahre 1916, versuchte Herr 


Dr. Calmon, Mitglied der deutschen Verwaltung 


in Brüssel, die Steuerfähigkeit und Produktions- 


kraft des Landes zu berechnen; er schätzte bei 
dieser Gelegenheit das belgische Vermögen auf 
40 Milliarden Franken. Für das Jahr 1878 
hatte Massalsky dasselbe auf 30 Milliarden 
veranschlagt. 


Nach den Angaben des Herrn Clavier 
lässt sich das belgische Vermögen, pro Kopf 
berechnet, am Vorabend der Feindeeligkeiten, 
mit dem anderer Länder wie folgt vergleichen: 


Italien . Fr; 2003 | Belgien . . Fr. 7247 
Holland . . „ 5000 | England. . „ 7250 
Deutschland. ‚„,„ 6150 | Frankreich. „ 7314 
Ver. Staaten ,„. 6875 | Schweiz . . ,, 10690 


Belgien nahm demzufolge einen guten Rang 
ein. Wir fügen jedoch bei, dass nicht alle diese 
Schätzungen von der gleichen Grundlage aus- 
gehen; wie geben sie somit nur als Anhaltspunkte. 


Was Belgien anbetrifft, so ist das rasche 
Anwachsen des beweglichen Vermögens hervor- 
zuheben, das von Herrn Wauwermans auf 
Fr. 6121529000 für das Jahr 1895, auf 
Fr. 8579 557 000 für 1903 und auf Franken 
13 819 846 000 für 1913 geschätzt wurde Es 
handelt sich aber bei diesen Ziffern nur um 
die an belgischen Börsen notierten Werte. Hier- 
von gehörten indes schätzungsweise rund zwei 
Milliarden Ausländern. Andrerseits war ein 
grosser Teil dieses Aktivums in ausländischen 
Werten angelegt, die durch die Folgen des 
Krieges ganz besonders hart in Mitleidenschaft 
gezogen wurden. \ 


Das Jahreseinkommen des belgischen Volkes 
wurde für das Jahr 1914 auf sechs Milliarden 
Franken (Schätzung Wauwermans), gegen drei 
Milliarden Franken im Jahr 1880 (Herr Ch. 
Graux) veranschlagt. Dagegen schätzte Herr 


: Clavier das Gesamteinkommen auf 5857 Millionen 


Franken, das sind Fr. 570 auf den Einwohner, 
gegen Fr. 500 im Jahre 1880. 

In welchem Masse wurde nun das Vermögen 
und das Einkommen des belgischen Volkes 
durch die schmerzlichen Jahre der Okkupation 
geschädigt? Nach offiziellen Angaben betrug 
die belgische Staatsschuld vor dem Kriege 
weniger als fünf Milliarden Franken; sie er- 
reichte am 12. Juli 1919 nahezu 20 Milliarden 
Franken, wovon Fr. 4157867502 auf die 
konsolidierte Schuld entfielen. Die umlaufenden 
Schatzscheine erreichten weitere Fr. 404000000, 
in welchem Betrag jedoch nicht inbegriffen ist 
der Nennwert (Fr. 3040 341 000) : der für den 
Rückzug der Mark ausgegebenen Schatzscheine, 
deren Lasten Deutschland zu übernehmen hat. 
Andrerseits betrugen die Vorschüsse der Alliierten 
bei Beginn des Waffenstillstandes (11. November 
1918) 4811 Millionen Franken und auf Ende 
Juli letzthin 6116!/s Millionen; der Unterschied 
von 1305!/s Millionen fällt allein Belgien zur Last. 

Die Gesamtverschuldung erreichte somit 
rund 20!/s Milliarden Franken. Seitdem wuchs 
sie weiter an, denn die Liquidierung des Krieges 
beanspruchte beträchtliche Mittel, 

Bis jetzt wurde der Grossteil der Kriegs- 
schuld im Ausland gedeckt, und zwar mittelst 


sis 


> 


kurzfristiger Anleihen (Schatzscheine, Vorschüsse, 
usw.). Diese für ein kleines Land wie Belgien 
recht beträchtliche Schuld ist indes verhältnis- 
mässig gering im Vergleich zu derjenigen der 
meisten andern kriegführenden Staaten, Frank- 
reichs insbesondere. 

Die Ermittlung der genauen Summe der 
durch den Krieg verursachten direkten und 
indirekten sachlichen Verluste wird wohl je 


kaum möglich sein, ganz abgesehen von den 


unersetzlichen Menschenopfern: Getötete, Ver- 
stümmelte, infolge Entbehrungen geschwächte 
Erwachsene und Kinder, Tuberkulose, Geburten- 
rüokgang, Auswanderung gelernter Arbeiter, usw. 

Schon zu Beginn der Besetzung wurden 
die Rohstoffe, die Fabrikate und die maschinellen 
Einrichtungen beschlagnahmt, um vielfach nach 
Deutschland verbracht zu werden. Der Zentral- 
ausschuss der belgischen Industriellen, der von 
der Regierung zur Durchführung einer Erhebung 
über die durch Belgien erlittenen Schäden be- 
auftragt wurde, hat letzten Frühling das bezüg- 
liche Ergebnis veröffentlicht. Er kommt auf 
einen Gesamtverlust von 35 Milliarden Franken, 
die sich wie folgt verteilen: 


Belgische Verluste: 


1. Staatsdomänen ............. ER 
darunter: 

Instandsetzung der Steatseisenbahnen, 
der S:hiffe, der Post und das Tele- 
graphenwesens...... NER A . 

Deffentliche Werke .......2...2.2..... 

Mestungen u. 

Universitäten, Observatorien, Meteorolo- 
gische Institute. .....uocacececeecc 

Militärverwaltung, Gesundheitsamt .... 

Parlament...... 

Justizgebäude ....u2.2200002cnenunen 


2. Staatslinanzen ..nneoarecuereeneneune 
für Kriegsausgaben, Unterstützungen, | 
Löhne, Zinsendienst der Staatsschuld | 

3. Verkebrsunternehmungen (konzession.). f 
dür Zerstörungen bei den konzessionierten 

und Lokalbahnen ....... a 

RN PIOVIDSEN ee le ge 
Kriegskontributionen ........22..0... 

5. Gemeinden .......... RN HAND 
Betrag der Bussen, Kontributionen, 
Wiederherstellung der Schäden an 

den Gemeindestrassen 

67, Industries 4, a, s 
Zerstörungen und Beschlagnahmungen 
Ausgaben für Unterstützung u. Unter- 


Haltung 0 a 497 
Ausbeutungs- u. Gewinnausfall währen | 
Zeit der Besetzung ...2c00........ 1121 
Produktionsausfall ....2.220000200... 656.5) 
Verschiedenes (Industrien, die bis jetzt 
noch nicht Rechnung abgelegt haben, 
DE N 1 268.5 
7.3. Landwirtschaft 20.0.0. a 1 602 
Sach-chäd-n an Staats-, Gemeinde- und 
Privar-Waldungen.. 222222... 792 
Wegnatme von Pferden, Vieh, Geflügel, 
11 1, PER RS REN Kr 787 
Austodungen „u... 2.0 ea 23 
8. Privatschäden .......... U EEE 8150 
Zerstörung von 85000 Gebäuden, 
Mobiliar, Waren, usw....... RAT EERN 
Gesamtsumme zirka ............ 
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' nützige Arbeit des „Comitö National de Secours 
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Nicht alle Industrien haben in gleichem 
Masse gelitten. Die Eisen- und Stahlindustrie, 
dann die Textilbranche, das Baugewerbe, die Ru 
Glasindustrie und die Töpferei scheinen am N 
härtesten betroffen worden zu sein. Dagegen 
war der Zustand der Koblenbergwerke wesent- 
lich befriedigender, als erwartet worden war. 
Der Friedensvertrag von Versailles gewährt “ 
Belgien bedeutende Entschädigungen, doch tet 
heute schon fest, dass eine vollständige Wieder- u 
gutmachung der Kriegsschäden unmöglich ist. Au 
Die Rückgabe des Materials gestaltete ich ie 
jetzt befriedigend; der Grossteil der wegge- 
nommenen Maschinen befindet sich auf dem 
linken Rheinufer, somit im Besetzungsgebiet 
der alliierten Truppen. a 
Sehr gross war die Arbeitslosigkeit während 
des Krieges, da die Industrie-Unternehmen 
planmässig ihrer Rohstoffe und Maschinen be- 
raubt worden waren. Erst im Jahre 1919 ° 
setzte die industrielle Tätigkeit langsam und 
unter Schwierigkeiten wieder ein. Bei Unter- 
zeichnung des Weaffenstillstandes zählte man 
im ganzen 800000 Arbeitslose, das ist die N 
Mehrheit der Industriearbeiter. Im letzten 
Februar gab es noch 720000. Vor dem Kriege 
war die Arbeitslosigkeit in Belgien gering; die Se 
Arbeitsbörsen waren in hohem Masse bestrebt, 
den Arbeitsmarkt zu regeln. Ende 1913 te 
trug die Zahl der vom Staate anerkannten 
Arbeitsbörsen 49; im Jahre 1916 setzten ur 
14 und 1917 bloss 6 ihro Tätigkeit fort. Seit 
dem Waffenstillstand haben alle ihre Funktionen 
wieder aufgenommen. Sie wurden mit einer 
zweifachen Aufgabe betraut, nämlich einer- 
seits damit, den Arbeitslosen Beschäftigung zu 
finden und andrerseitsüber die Aufrechterhaltung 
oder Aufhebungder Nahrungsmittelunterstützung 
zu beschliessen. Die Tätigkeit dieser Börsen 
trug viel zur Wiederaufnahme der Industrie- 
arbeit bei, die im Zunehmen begriffen ist. Die 
Zahl der Arbeitslosen erreichte im September1919 
nur noch 200 000. Während bei Beendigung 
des Krieges im Monatsdurchschnitt von der 
Regierung rund 57 Millionen Franken für 
Unterstützung verwendet wurden, betrugen 
dieselben im verflossenen Monate nur mehr 
15 Millionen. 4 
In dieser Beziehung sei an die uneigen- 


et d’Alimentation‘“ erinnert, das kurz nach iM 
Kriegsausbruch gegründet wurde und während 
der Kriegsjahre die Verteilung der Arbeitslosen- 


'unterstützungen, die eine Gesamthöhe von einer 


Milliarde Franken erreichten, durchführte. Im 
Februar 1915 veranlasste dieser Ausschuss 
eine erste Arbeitslosenzählung,, die 650 000 
auswies. Die Lage verschlechterte sich in der. 
Folgezeit zusehends, und als der Waffenstill- 
stand unterzeichnet wurde, arbeitete nur noch. 
ein Teil der Arbeiter der Bergwerke, der einzigen 
Industrie, die während des ganzen Krieges einiger- 
massen regelmässig beschäftigt ar... 
Kurz nach dem Waffenstillstand waren die 


fi 
> En 


Kosten der Lebenshaltung äusserst hooB 


Im Vergleich zu den Vorkriegspreisen konstatierte 
man eine Erhöhung von über 600 pCt. Dank 
den strengen Massnahmen des Ernährungsamtes, 
konnte die Teuerung im vergangenen August 
auf 350 pCt. zurückgeführt werden. Die Roh- 
stofflager und Lebensmittelvorräte werden lang- 
sam ergänzt. Um den hohen Lebenskosten ent- 
gegenzuwirken, kaufte die Regierung direkt im 
Ausland ein, und bestimmte vielfach die Ver- 
kaufspreise des Zwischenhandels. Sie setzte 
bisweilen Höchstpreise fest, deren Nachteile, 
wie überall wo diese Preispolitik befolgt wurde, 
nicht ausblieben. Ferner wurde eine strenge 
Kontrolle durchgeführt, um jeden künstlichen 
Aufschlag zu verhindern. Der Aufkauf be- 
deutender Lager, die von den Amerikanern in 
Europa angelegt worden waren, trugen ebenfalls 
zur Verbilligung der Lebenskosten bei. Seit 
November 1918 unterlag der Brotverkaufstrengen 
Bestimmungen; nachdem genügende Bestände 
angelegt worden waren, ermässigte man den 
Preis des Brotes und verwendete wieder Weiss- 
mehl. Der An- und Verkauf von Brotfrüchten 
untersteht, nach wie vor, einer eigens hierfür 
geschaffenen selbständigen Organisation. Sehr 
energische Massnahmen wurden auch getroffen 
zur Verhinderung jeden Steigens der Fleisch- 
preise, die eine ungewöhnliche Höhe erreicht 
hatten, da der Viehbestand des Landes um 
40 bis 60 pCt. zurückgegangen war. Von 
85 Franken pro Kilo, unmittelbar nach dem 
Waffenstillstand, verbilligte sich der Preis von 
Ochsenfleisch allmählich bis auf 12, 10 und 
schliesslich 8 Franken. 

Zur Erleichterung ihrer Versorgung mit 
Rohmaterialien und zur Belebung der wirtschaft- 
lichen Tätigkeit sohlossen sich die belgischen 
Industriellen zu Syndikaten und Konsortien 
zusammen. 

Dank diesen Massnahmen gingen die Lebens- 
mittelpreise allmählich zurück, blieben aber 
noch immer sehr hoch. Nichtsdestoweniger 
konnten lokale Arbeitsniederlegungen nicht 
verhindert werden. Allgemein gesprochen waren 
jedoch die Arbeiterbewegungen in Belgien 
seltener und weniger heftig als in den meisten 
übrigen Ländern. Lohnerhöhungen bilden die 
Regel; sie ersohweren wegen ihrer Höhe oft 
die Verkäufe im Auslande. Beträchtliche 
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Teuerungszulagen wurden, wie andernorts, den . 


Staatsangestellten bewilligt, was das Budget 
stark belastet und den jährlichen Fehlbetrag 
wesentlich erhöht hat. 

Man musste, wie andernorts, zur fundierten 
oder schwebenden Anleihe Zuflucht nehmen. 
Die Einziehung der in Belgien in Umlauf 
befindlichen Mark war eines der schwierigsten, 
durch den Krieg gestellten Probleme; seine 
Lösung wurde ermöglicht durch die Währungs- 
anleihe, die in Form von 5 proz. Schatzscheinen, 
auf 3 Jahre fest, schon im Dezember 1918 zur 
Ausgabe gelangte. Im April letzthin wurde 
eine zweite 5 proz. innere Anleihe, die während 
15 Jahren unkündbar ist, zur nationalen Wieder- 


‚berstellung mit Erfolg aufgelegt; sie erbrachte 
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rund 1!/s Milliarden Franken. Neue Anleihen 
drängen sich auf; man besprioht zurzeit ihre 
Form. Es ist sowohl von einer inländischen 
ale von einer Anleihe im Auslande, voraus- 
sichtlich in den Vereinigten Staaten, die Rede. 

Die Herabsetzung des stark gestiegenen 
Notenumlaufs ist nicht minder wichtig, über- 
schritt er doch im September 1919 4'!/s Mil- 
liarden Franken gegenüber 975 Millionen am 
Vorabend des Krieges. Hierzu ist notwendig, 
dass der Staat seine beträchtliche Schuld an die 
Nationalbank abträgt. 

Der Anleihenweg wird nicht genügen, man 
fasst bereits eine durobgreifende Finanzreform 
ins Auge. Vor dem Kriege bestanden in Belgien 
vier direkte Steuern!), die aber nur wenig ein- 
brachten; ihr Jahresertrag erreichte kaum 
100 Millionen Franken. Im Monat April 1919 
wurde eine Kriegsgewinnsteuer beschlossen 


von 20 bis 80 pCt. des steuerbaren Betrages, 


dessen Höhe auf Grund des Durohsohnitts- 
ertrages der zwei letzten Friedensjahre bestimmt 
wird. Für das laufende Jahr schätzt man den 
bezüglichen Steuerertrag auf rund 100 Millionen. 

Vergangenen Juli legte der Finanzminister 
der Kammer einen Gesetzentwurf vor, der ein- 
schneidende Aenderungen vorsieht für die 
Stempelsteuer, die Register-, Handänderungs- 
und Patentgebühren. 


Da diese neuen Abgaben nicht genügen, 
um das Gleichgewicht des Budgets wieder her- 
zustellen, beabsichtigt die Regierung die Ein- 
führung einer Einkommensteuer. Der bezüg- 
liche Entwurf ging der Kammer bereits zu; 
er wurde aber von der vorberatenden Kommission 
zurückgewiesen, die der Kammer einen eigenen 
Entwurf unterbreitete. Letzterer fusst auf der 
Abgabe auf Grund des wirklichen Einkommens 
und nicht auf der Höhe des Mietzinses der 
benützten Gebäulichkeiten, wie dies im Regie- 
rungsvorschlag vorgesehen war. Nach dem 
neuen Projekt würden die Einkommen in drei 
Gruppen eingeteilt: 1. Einkommen aus Grund- 
besitz, 2. Einkommen aus beweglichem Ver- 
mögen und 3. Arbeitseinkommen. Für das 
Einkommen aus Vermögen würde der Steuer- 
satz auf 3 pCt. festgesetzt; die Staatsrenten, 
die Provinz» und Gemeindeanleihen wären 
steuerpflichtig, mit alleiniger Ausnahme der 
Anleihe zur nationalen Wiederherstellung, für 
die bei ihrer Ausgabe die Steuerfreiheit aus- 
drücklich gewährleistet wurde. Das wird not- 
wendigerweise eine Entwertung der alten An- 
leihen zur Folge haben, zumal ihr Ertrag 
ohnehin wenig lohnend ist. Was das Arbeits- 
einkommen anbetrifft,' würde es mit einem 
Steuersatz von 4 pCt. belegt, während für die 
gemischten Einkommen (Verbindung von Arbeits- 
und Vermögenseinkommen) ein mittlerer Satz 
von 6 pCt. zur Anwendung käme. 


!) Die gegenwärtigen direkten Steuern sind: Die Steuer 
auf Grundbesitz, einschliesslich Gebäude, die Patentsteuer, 


die Steuer auf die tatsächlichen Einkommen und die Personal- 
'stener. ! 
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Aussenhandel. 

Sehr reich an natürlichen Hilfsquellen, 
ausgestattet mit einer vorzüglichen wirtschatt- 
lichen Ausrüstung (Schiffahrtswege, Eisenbahn- 
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netz, Schwerindustrie), war Belgien vor dem. 


Kriege das Ideal eines Industrielandss. Ende 
1913 wurde seine Bevölkerung auf etwas über 
7'/a Millionen Einwohner geschätzt, d.h. 257 
Einwohner auf den Quadratkilometer. 


Die wirtschaftliche Wohlfahrt Belgiens war 
stets eng verknüpft mit der Entwicklung seines 
Aus- und Durchfuhrhandels. 

Belgien ist zur Versorgung seiner Bevöl- 
kerung mit Nahrungsmitteln und Rohstoffen 
in hohem Masse von der ausländischen Zufuhr 
abhängig; vor dem Kriege wurde regelmässig 
mehr ein- als ausgeführt, wie aus nachstehender 
Tabelle hervorgeht, die die Entwicklung des 
Spezialhandels seit 1831 veranschaulicht. 


Spezialhandel ö Eintahr- | Gesamt- 
Balziens Einfuhr | Ausfuhr ER | hands 
Durchschnitt n 
read in Tausend Franken 
1831—40 180397 | 128189 52208] 308 586 
1841—50 216 826 167166 49660] #83 992 
: 1851—60 373 984 | 350 657 28277 | 729591 
1861—70 741 855. 596671| 145184|1 338526 
1871—80 1413111 1097 994| 3151172511105 
1881 — 90 1509 220/1307 105] 202115 |2 816 325 
1891 —(0 1833683 | 1568704| 264 979 | 3402 387 
1901—10 3163295 12474666 | 688 639 | 5 637 951 
1901 23220 992 | 1828232] 392 760 | 4049 224 
1902 2 380 683 |1925490| 455193 |4 306 173 
1903 2 656 37012110338] 546 032 | 4 766 708 
1904 2782220 |2 183261 598 959 |4 965 481 
1905 3068337 12333676] 73466115 402013 
1806 3454017 |2793840| 660 177 | 6 247 857 
1907 377362312848 1%5| 925498 |6 621 748 
1908 3327 433 | 2506 444 | 820 989 | 5 833 877 
1909 3704 316 /)2809 723] 894593 | 6 514.039 
1910 4264 961 | 3407 428| 857533 |7 672389 
1911 4508473 | 3580 350| 928 123 | 8 088 823 
1912 4.958.009 | 3 951 479 | 1 006 530 | 8 909 488 
- 1913 5 049 859 | 3 715 814 | 1 334 045 |8 765 673 
Vor dem :Kriege: stand Belgien an der 


Spitze der industriellen Nationen, soweit der 
'verhältnismässige Gesamtumfang seines Handels- 
'verkehrs in Betracht kam. 

Seit Beginn des 20. Jahrhunderts stieg die 
Ziffer der Ausfuhr regelmässig, abgesehen von 
einem vorübergehenden Rückschlag im Jahre 
1908, der auf die damalige Welthandelskrisis 
zurückzuführen war. Sie erreichte ihren{Höhe- 
punkt imJahre1912 (3951'/s Millionen Franken). 
‘Deutschland, oder vieimehr der deutsche Zoll- 
‘verein, stand seit langer Zeit als Käufer 
belgischer Erzeugnisse an erster Stelle; er 
nahm 1913 für 940 Millionen’Franken belgischer 
Produkte auf, gegen 1007!/s Milllonen 
Jahre 1912 und. 426!/; Millionen in 1900. 
Frankreich kommt in zweiter Linie; in kleinem 
Abstande folgt Grossbritannien. Nach diesen 
drei Ländern sandte Belgien hauptsächlich 
Rohprodukte und Halbfabrikate. 

Mit Bezug auf die Einfuhr, die”seit der 
Gründung Belgiens die Ausfuhr stets weit 
überschritt (das Jahr 1831 bildet die 'einzige 


im 


Fall für die Vereinigten Staaten, Argentinien, 


brach. Der belgische Aussenhandel, auch. mit 


da die Wiederauffüllung der Warenlager und 


DD 
nur teilweise benützt worden, zumal die belgische 
‚Industrie bei den heimischen Banken einen 
beträchtlichen Teil der für. die. Wiederinst 


4 


Ausnahme), war die Steigerung seit 1900 
ebenfalls gleichmässig,; die Höchstsumme rund 
5050 Millionen) wurde während des letzten Re 
Friedensjahres erreicht. Frankreich nimmt a‘ 
hier die erste Stelle ein, aber nur unter 
Berücksichtigung der Edelmetallbewegung, an- 
sonst Deutschland an der Spitze stehen würde. Sr 
Grossbritannien, die Vereinigten Staaten, die i 
Niederlande, Argentinien und Russland fflgen 
mit erheblich kleineren Ziffern. , IK 

Gegenüber Deutschland, Frankreich, er 
Schweiz, Brasilien usw. überstieg die Ausfuhr N 
belgischer Erzeugnisse die Einfuhr in ie mich 
beträchtlichem Masse. Das Gegenteil war der 


Russland, Britisch-Indien, Australien, Rumänien 
und Belgisch-Kongo, welche Länder den Gross- 
teil der Nahrungsmittel lieferten, deren Belgien 
bedurfte. Andrerseits verzeichnete man nur Du 
einen unbedeutenden Ueberschuss der Einfuhr BR 
für Grossbritannien und die Niederlande. A 
Im Jahre 1913 erreichten die rohen der 
halbverarbeiteten Produkte nahezu die Hälfte 
des ein- und ausgeführten Gesamtwertes. Bei 
der Ausfuhr entfielen 35 bis 40 pCt. des aus- N 
geführten Wertes auf die Fertigfabrikate und ih 
bei der Einfuhr 20 bis 25 pCt. auf die Kasse 
der Nahrungsmittel, Ns FO 
Der Ueberschuss der Einfuhr war in der. 
Hauptsache auf die Rohstoffe, einschliesslich u 
einiger Sorten in ungenügender Menge erzeugter A 
Brennmaterialien (Koks, Fettkohle), die Halb- 
fabrikate und die Lebensmittel, zurückzuführen. 
Dieser Uebersehuss, der seinen Höchstbetrag 
im Jahre 1913 erreichte (1334 Millionen Franken), 
wurde mehr als ausgeglichen durch die soge- 
nannten „unsichtbaren‘‘ Exporte; das sind die 
Erträgnisse der Schiffahrt, der Versicherungen, 
der Kapitalanlagen im Ausland usw. Der 
Kongo trug ebenfalls dazu bei, vor allem 
während: der letzten zehn Friedensjahre, die 
wirtschaftliche Lage des Landes zu verbessern. 
Der Kriegsausbruch brachte diesen bewun- 
derungswürdigen Aufschwung Belgiens plötzlich 
zum Stillstand. Während mehr als vier Jahren a 
lag das Wirtschaftsleben des Landes vollständig 


den neutralen Staaten, schrumpfte auf ein 
Mindestmass zusammen, ausgenommen jedoch 
der Handel mit Deutschland, über den bis jetzt 
nichts veröffentlicht wurde. > 
Seit dem Waffenstillstand hat sich Belgien 
energisch an die Arbeit gemacht. Wohl ist EN 
das Gleichgewicht noch nicht wieder hergestellt, 


die Wiederinstandsetzung der. Eisenbahnen, 
der Schiffe, der Eisen- und Stahlindustrie, der 
Textilfabriken usw. ganz beträchtliche Anstren- 
gungen erfordern. Die Käufe im Ausland 
wurden durch die von Grossbritannien und den 
Vereinigten Staaten eröffneten Kredite wesen 

lich erleichtert. Diese Kredite sind indessen 


setzung ihrer Betriebe benötigten langfristigen 
Kredite erhielt. 

Seit mehreren Monaten macht sich 
ein ernstes Bestreben seitens der am Aussen- 
handel interessierten Kreise bemerkbar, die 
nichts unversucht lassen, um allmählich den 
vor dem Kriege auf den Weltmärkten einge- 
nommenen hervorragenden Rang wieder zurück- 
zugewinnen. Spezialmissionen wurden ins Aus- 
land gesandt, nach dem fernen Osten, nach 
Nord- und Südamerika, um namentlich die 
Aufnahmefähigkeit der verschiedenen Märkte 
zu studieren. Das Konsularwesen wurde wesent- 
lich verbessert; zahlreiche Handelsattaches 
wurden nach Ländern gesandt, die für die 


_ belgischen Industrien als aussichtsreiche Absatz- 


gebiete in Frage kommen. Man versucht mit 
allen Mitteln, die Gestehungskosten herabzu- 
mindern, um gegen die fremde Konkurrenz umso 
wirksamer auftreten zu können. Schutzmittel 


sind in Aussicht genommen, um das ausländische 
Dumping-System zu bekämpfen. Belgien ist auf 


bestem Wege, Erfolge zu erzielen. Dies geht 
mit aller Deutlichkeit aus nachstehender Tabelle 
hervor, die auf Grund einer kürzlich veröffent- 
lichten Statistik des Finanzministeriums die 
Ziffern des Spezialhandels Belgiens während 
der ersten acht Monate des laufenden Jahres 
wiedergibt. 


Ear, - n. | Ueber- 
ne Einfuhr!) Ausfuhr schußd. 
pez1a ande Einfuhr 
8 Monate: Deklar. Deklar. 
Januar— August 1919 Menge Wert Aenes Wert Da, 
en no TE Teens 
1000 kg | 1000 Fr.| 1000 kg | 1000 Fr.| 1000 Fr. 
1. Lebende Tiere. . . 19917 | 67524 318| 10851 66239 
2. Lebensmittel und Ge- ; 
ER UNE REED 403 520 | 800566 | 168687 | 203572] 596 994 
3. Rohstoffe u. veredelte 
Bobstofle ... . . |11287121| 706475 |3911366| 401423 | 305 052 
4. Fabrikate. . . ... 343 107 11094577 | 208152 | 196 7711| 897 805 
Samme 2.053665 12668942 14 288523] 802 851 11 866 090 
..3. Unverarbeitetes u. ge- 
münztes Gold u. Sılber ‚15 7172 6 3129 4044 
Gesamtsumme 2.053 680 1267611414 288529} 805 980 |1 870134 


!) Die vom Comite& National de Secours et d’Alimentation Belge 


'eingeführten Warenmengen sind in diesen Zifiern nicht inbegriffen. 


Die Summe der Einfuhr beträgt somit für 


Fe die ersten acht Monate des laufenden Jahres 


2676 Mill. Franken, diejenige der Ausfuhr be- 


ziffert sich auf 806 Millionen; somit besteht 
ein Ausfall von 1870 Millionen, was die Ziffer 
der Friedensjahre um ein Bedeutendes übersteigt. 


Immerhin verdient die Tatsache, dass Belgien 


bis Ende August bereits für 197 Millionen 
Fertigfabrikate und für 4011/s Millionen Roh- 


' stoffe und Halbfabrikate ausführen konnte, fest- 


gehalten zu werden. Diese erfreuliche Entwick- 


‚lung hat günstig auf den belgischen Wechsel- 


kurs eingewirkt, der sich nicht unwesentlich 
. erholen konnte. 


Wir fügen bei, dass für die Uebergangszeit 


‚die Ein- und Ausfuhr sowie die Durchfuhr aller 


Lebensmittel und Waren durch behördliche Ver- 
fügungen geregelt werden; Spezial-Lizenzen 


' sowie die Intervention der durch königlichen 
"Beschluss vom 28. März 1919 bei der National- 
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bank errichteten Devisenzentrale (Comitö des 
Changes) sind unerlässlich, beeinträchtigen aber 
den Verkehr, worüber man sich in den Kreisen 
der belgischen Industriellen bitter beklagt.?) 
Dank diesen Massnahmen hat es die Regierung 
allein in der Hand, dem Handel den Schutz und 
die Freiheit zu gewähren, die dem Landes- 
interesse entsprechen. Ihr steht das ausschliese- 
liche Recht zu, den Einwohnern zu gestatten 
oder zu verbieten, mit dem Auslande Handel 
zu treiben. Gewiss hat der Krieg die belgische 
Industrie in eine sehr schwierige Lage versetzt; 
ihre Wiederaufrichtung wäre ohne bestimmte 
Schutzmassnahmen, hauptsächlich gegeu das aus- 
ländische ‚‚Dumping-System‘“, kaum denkbar. 
Die Bestimmungen des Gesetzes vom 7. November 
1918 werden deshalb, mit einigen kleinen 
Aenderungen, bis zum 1. Juli 1920 in Kraft 
bleiben. Hoffentlich werden sie alsdann end- 
gültig und restlos aufgehoben. 


| Die Aussichten des belgischen Handels 
werden solange ungewiss bleiben, als nicht die 
Richtung der künftigen belgischen Handels- 
politik genauer bestimmt ist. Gegenwärtig 
herrscht ein leidlicher provisorischer Zustand. 
Man darf aber nicht vergessen, dass vor dem 
Kriege Deutschland in den belgischen: Handels- 
beziehungen eine ausschlaggebende Rolle spielte. 
Die Gestaltung des künftigen Verhältnisses 
zwischen diesen beiden Ländern ist deshalb von 
höchster Bedeutung. 

Belgien führte vor dem Kriege vier Fünftel 
seiner Industrieerzeugnisse aus und konnte sich 
so die Mittel zur Befriedigung seiner Nahrungs- 
bedürfnisse beschaffen. 

Die eingetretene Besserung der allgemeinen 
Lage geht klar aus der Wiederaufnahme der 
Schiffahrt und aus der raschen Instandsetzung 
des Eisenbahnnetzes hervor. 

Die allmähliche Rückkehr zu einigermassen 
normalen Verhältnissen ist aus folgender Tabelle 
über den Verkehr im Hafen von Antwerpen, 
in den ersten Halbjahren 1914 und 1919, er- 
sichtlich, 


Verkehr im Hafen von 


Juni 1914 Juni 1919 
Antwerpen 
- Anzahl | Tonnen |Anzahl| Tonnen 

SegTor sarah un, ER 25 5502| 142 34 330 
Dampfschiffe.......... 531/1140362| 8357| 414631 
Summe ..... 556/1145864| 499] 448961 

7 Monate 1914 | 7 Monate 1919 

Summe ..... 4129| 8311 064 | 2404 | 2 608 064 


2) Am 11. September 1919 sandte der Zentralausschuss 
der belgischen Industriellen dem Minister der Volkswirtschaft 
(Ministere des Affaires Economiques) einen Brief gegen diese 
Verordnungen, der auszugsweise wie folgt lautet: 

„Wir huldigen ausnahmslos der Ansicht, dass die Frei- 
zügigkeit des Handels die Grundlage unseres Wirtschafts- 
programmes bleiben muss, um die Lebenskosten nach Möglich- 
keit herabzudrücken, unsere Selbstkostenpreise in den Grenzen 


‘zu halten, die der Weltmarkt erheischt, und um den belgischen 


Konsumenten zu erlauben, die notwendigsten Güter dort ZU, 
kaufen, wo sie am billigsten erhältlich sind,“ 


f 
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Die beabsichtigte Gründung einer neuen 


belgisch-französisch-amerikanischen Reederei- 
gesellschaft mit einem Kapital von 100 Mill. 
Franken sei nebenbei angeführt, wie auch die 
ernsthaften Anstrengungen zur Erweiterung des 
Hafens von Gent und zur Verbesserung des 
Hafens von Antwerpen sowie der Wasserwege 
im Landesinnern. 


Am 11. November 1918 waren 1100 Kilo- 
meter Eisenbahnlinien vollständig zerstört und 
450 Kilometer stark beschädigt. Berücksichtigt 
man die zweigleisigen Linien, so umfassen die 
Wiederherstellungsarbeiten 2200 Kilometer auf 
den Hauptstrecken. Ausserdem waren 350 
Kunstbauten (Brücken usw.) vollständig neu zu 
erstellen. Als im vergangenen Januar die Zivil- 
verwaltung die Leitung der Staatseisen- 
bahnen. wieder übernahm, waren 950 Kilo- 
meter Linien noch nicht betriebsfähig und 240 
Kunstbauten noch neu auszuführen. Im Sep- 
tember rollten 40 pCt. der Personen- und 60 pÜt. 
der vor dem Kriege geführten Güterzüge über 
die in Stand gesetzten Linien. Es bleiben nur 
noch 55 Kilometer Hauptstrecken wieder her- 
zustellen. Vom 1. Januar bis zum 21. Juni 
letzthin sind 67000 Wagen wieder gebrauchs- 
fähig gemacht worden. Die Gesamteinnahmen 
vom August 1919 erreichten 35 304 000 Fr., 
wovon 188304000 Fr. auf den Güterverkehr 
entfielen, gegen 32161 000 Fr.bezw.18499 000Fr., 
im August 1913. Die Verwaltung verfügt un- 
gefähr über die gleiche Anzahl Maschinen wie 
vor dem Kriege; davon ist allerdings die Hälfte 
in Reparatur. Ein Gesetzentwurf, der für das 
Netz der Staatseisenbahnen eine getrennte 
Rechnungsführung vorsieht, wurde diesen Sommer 
der Kammer unterbreitet, 


Die Post eröffnete bereits wieder 1629 
Bureaus von im ganzen 1715, die vor dem 
Kriege bestanden. 


Auch die Landwirtschaft hat unter dem 
Kriege gelitten. Die beträchtliche Verminderung 
des Viehstandes, das Verschwinden der Zug- 
pferde, besonders der Zuchtrasse, sind vorerst 
schwer zu ersetzende Verluste. Die Wälder 
wurden verwüstet. Immerhin zogen die Land 
wirte, im besetzten Belgien wie andernorts, 
Nutzen aus der allgemeinen Preissteigerung 
und dem Warenmangel. 


Die landwirtschaftliche Wiederhersteilung 
des Landes vollzieht sich rasch, besonders seit 
dem Inkrafttreten des Gesetzes vom 8. April 
1919, betreffend die Adoptierung durch die 
Nation, der Gemeinden und Gegenden, die be- 
sonders stark von den Heimsuchungen des 
Krieges betroffen worden sind. Zu diesem 
Zwecke wurde beim Ministerium des Innern 
ein Amt für die verwüsteten Gegenden er- 
richtet. 


Zur Sicherung der raschen Aufforstung der 
durch den Krieg oder durch Reguisitionen zer- 
störten Wälder und zur Hebung des infolge der 
feindliohen Besetzung dezimierten Viehstandes 
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wurden sehr bald Massnahmen getroffen?) or 
Landwirtschaftsminister seinerseits hat wit- 
greifendeVorkehrungen angeordnet,umdieFrucht- | 
barkeit des Bodens zu fördern, dessen Ertrag 
fähigkeit mangels Zuführung organischer Sub- 
stanzen beträchtlich zurückgeblieben war, AN 

Im Jahre 1919 waren die Ernten allgemein Ri 
befriedigend; sie überschritten leicht die Mitte- 
ernten der letzten Friedensjahre. Das trifft 
hauptsächlich zu für Weizen, Roggen, Hafer 
und Gerste. 

Die wirtschaftliche Wiederaufrichtung wurde 
namentlich beschleunigt durch die tatkräftige ve 
Mithilfe des Ministers für Volkswirtschaft, dm 
ein Rat von auserlesenen Fachmännern aus dem 
Gebiete des Handels, der Industrie, der Koeüsreı 
und der Finanz zur Seite steht. 

Industrielle Lage. Na, 

Es ist uns leider nicht möglich, eine voll- 
ständige Uebersicht über den Stand der Industrie 
zu geben. *) Wir müssen uns auf wenige all- 
gemeine Bemerkungen beschränken. Die belgische 
Industrie, ihrer Maschinen und Rohstofflager 
beraubt und von jeglicher Verbindung mit dem 
Ausland abgeschnitten, hat unter der Besetzung 
des Landes gewaltig gelitten. Eine grosse Zahl 
von Fabriken ist systematisch zerstört worden. in Mr 

Die Metallindustrie, als die bedeutendste 
des Landes, wurde am stärksten in Mitliden- 
schaft gezogen. Verschont blieben allein der 
unter Zwangsverwaltung gestellten Werke, die 
Kriegszwecken dienstbar gemacht wurden. Ang 

Trotz der im Friedensvertrage ausdrück- 
lich vorgesehenen Schadenersatzansprüche, be- 
stehend in der Rückgabe oder im Ersatz des 
weggenommenen oder zerstörten Materials, wer- 
den mehrere Jahre verstreichen, bis die 
Leistungsfähigkeit der Industrie die vorkriegs- 
zeitlichen Ziffern wieder erreicht haben wird. 

Das Werk der Wiederherstellung ist 
schwierig, weil die belgische Industrie sowohl 


3 He 


. hinsichtlich ihrer Versorgung mit Mineralien He 


und Brennstoffen, als auch des Absatzes seiner 
Erzeugnisse stark vom Auslande abhängig ist. 
Die Transportverhältnisse nach dem Ausland 
sind noch immer unregelmässig und die künf- 
tige Handelspolitik der Länder, die ehemals 
die besten Abnehmer der beldischen Eisen- und 
Stahlindustrie waren, bleibt ungewiss. RE RE 
Arbeiterunruben sind seltener als anders- N, 
wo. Dagegen trugen die Lohnerhöhungen und 
die allgemeine Einführung des Achtstunden- 
tages, seit Frühjahr 1919, wesentlich zur 
Steigerung der Gestehungskosten bei. BeiAn- 
lass der kürzlichen Besprechung des Voran- 
schlages des Volkswirtschafts - Departements 
(Affaires Economiques) in der Kammer be- 


8) In dieser Hinsicht sei an die glückliche Initiative 
verschiedener schweiz. Bauernvereinigungen erinnert, die ihre 
Mitglieder einluden, nach Kıäften zur Wiederherstellung der 
Landwirtschaft Belgiens beizutragen. Me, 

4) Wir verweisen in dieser Hinsicht auf die ‚kürzlich ii 
erschienene ausgezeichnete Abhandlung des Ministeriums für ur 4 
Industrie, Arbeit and Versorgung (Verwaltung des Bergbaus Sen 
und Aufsicht tiber die Arbeit), betitelt: La situation. des 
industries belges au ler juin 1919; Brüssel AAN LA 
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% merkte der Minister, dass in teilweiser Aus- | nach Frankreich, und der Rest wandert in 
führung des Friedensvertrages bereits eine andere Länder. 

Summe von 2084 Millionen eingegangen sei. . Die belgische Kohlenerzeugung, die am 
‚ 5069 von 9797 verschwundenen Maschinen | wenigsten unter den Kriegsereignissen zu 
sind zurückerstattet worden. Die Elektrifizie- leiden hatte, gestaltete sich während des Krieges 
rung eines Teiles der belgischen Eisenbahnen | ziemlich normal, wie aus folgender Tabelle 


wird ernstlich erwogen. hervorgeht: . 
Die Baumwollindusrie, die schon seit langem | ROTER III III; 
in Belgien heimisch ist, hat auch als Ausfuhr- Becken!) 1918 | 1917 | 1916 | 1915 | 1914 | 1913 
industrie einen bedeutenden Aufschwung ge- 
nommen. Sie ist, mit Ausnahme des Kohlen- Koblen-Erzeugung in Tonnen 
bergbaus, die erste belgische Industrie, die Conchant de Mons [3 281 720|3 869 680|3 705 540)8 310 20013 578 84014 406 550 
sich entschlossen an die Aufgabe des Wieder- Centre REN, > 2 soil wojan2 cn 2573 4302701 5503 458 640 
aufbaus beranmachte. Während des Krieges | Amel. - ja ne 67120 RAND AL una 
wurde der Grossteil ihrer maschinellen Ein- arena 3112 5308 155 510/4 223 350|4 007 5204 135 070)5 998 480 
richtungen zerstört. Das ist der Hauptgrund, Summe. . |18 821 930114 919 100116 962 SIol14 1 5006 IA 05022 su 590 
warum die Neubelebung dieses Erwerbszweiges | ‚nzahl d. Arbeiter: AHuani der Achalten 
auf schwere materielle und finanzielle Schwie- Couchant de Mons | 29074| 30610! 28077| 2809| 30974! 32287 
rigkeiten stösst. Centre ..... 20269| 20644| 23238) 22667| 21081) 21876 
Die belgischen Spinnereien hatten im nn IS Sen ed Eh se ge an Bi 
“ = . AINUN I u 2 7 
‚Jahre 1914 ungefähr 1 750 000 Spindel, a 25123) 250081 32803 | 295531 so12s| 38423 
jeden Monat ungefähr 4 bis 4'/s Millionen Summe, . | 110110| 111695 125092 | 123808| 129 157| 145837 
Kilogramm Garne erzeugten. Die Arbeiterzahl | 3 
schwankte zwischen 15000 und 17 000. 11040 Tonnen, und 63670 Tonnen in 10187 ou beschäfiigte OL Arbeiter 
Während des Krieges arbeiteten die bel- | im Jahre 1917 und 812 in 1918. 
gischen Spinnereien verhältnismässig kurze Die mittlere Ausbeute erreichte somit un- 


Zeit (meistens bis Ende 1915), bei einem gefähr zwei Drittel der normalen Förderung. 
Wochenbetrieb von nur 24 Stunden, bis zur Die Verminderung betrifft hauptsächlich die 
Aufarbeitung ihrer Vorräte. ' Kohlenbecken von Charleroi, Namur und 
Erwähnenswert ist, dass Belgien bereits Lüttich, die nur die Hälfte ihrer normalen Er- 
wieder begonnen hat, Baumwollgarne nach zeugung lieferten. Das Arbeiterproblem war 
Grossbritannien auszuführen. auch hier für die Produzenten mit allerlei 
Produzentenvereinigungen (die ‚Textile“und | Schwierigkeiten verbunden. 
„Union ootonnidre‘ u. a.) wirkten regulierend Seit dem Waffenstillstand vollzog sich der 
auf die Verkaufspreise ein und erleichterten den | Aufschwung rasch. So erreichte die Gesamt- 
Bi internationalen Konkurrenzkampf. Schon im ' förderung im Juli letzthin bereits 68,8 pCt. 
£ ‘Mai dieses Jahres arbeitete bereits der zehnte der monatlichen Durchschnittsproduktion des 
Teil der verfügbaren Spindeln; im Juni war Jahres 1913. Die Verminderung der Zahl der 
....@8 bereits ein Fünftel, im Juli die Hälfte, und Arbeitsstunden und der Mangel an Transport- 
ni im August arbeiteten bereits drei Fünftel der mitteln gestalten jedoch die Steigerung der 
+. Gesamtspindelzahl. Erzeugung äusserst schwierig. Die Zahl der 
er Die Baumwollweberei spürte die fremde ! Arbeiter ist nahezu normal und bleibt nur 


Konkurrenz in empfindlicher Weise und be- wenig hinter dem Durchschnitt des Jahres 1913 
Be gegnete oft Schwierigkeiten, für sich Ausfuhr- zurück. 
bewilliguugen zu erhalten. Ihre Lage hat sich Nachstehende Tabelle vergleicht die Ent- 
gebessert, seitdem ein Ministererlass die Aus- wicklung während der ersten sieben Monate 
fuhr bis auf weiteres gänzlich frei gab. des Jahres 1919 mit derjenigen des Jahres 1913. 
Die Glasindustrie, deren vorzügliche Er- RE RETTET NETTE 
....  zeugnisse und geschickte Arbeiterschaft welt- 
„) bekannt sind, ist vom Kriege stark betroffen 
N worden; ihr Wiederaufleben ist ferner durch 


| 
Durch- |Erzeug. im Proz.- 
A Bahnitden| Monats- Erzeugung Satz im 
Kohlen-Distrikte |izeusung pr.! Durchsch. | im Juli |Julil91p 

Monat im | d.1 Halb- 1919 ar 


Br eine mehr als vier Monate dauernde Arbeits- Note Tornan inpoh: 
 miederlegung aufgehalten worden, deren Haupt- | Mainaut .......... 1 347 030 1.027 3601212460 | 90.0 
grund Lohnstreitigkeiten bildeten. Der Betrieb Oonchant 3a Mouse 3842001  30040| 3485601 95,7 
' in den meisten Glashütten war während des Oentre  ...,% 4... 308880 233 780 2853101 9.9 
Krieges stillgelegt. Gänzliche Fabrikzerstörungen Charleroi . ,..... | HÄRGERA UNE Düren LEONSRLS aa Pleyeer 
sind selten, aber einige Unternehmungen wurden | Namur ........... 66420) 38770, 48890 | 74.7 
a ae hädi Kätbioh:4...0,% ..u0 498260 | 332350| 885070) 77.3 

arg beschädigt. Sr a an 

0 Frankreich und China sind gegenwärtig Kap hu SLR IS URe kun DIEAR, 

die besten Kunden dieser Industrie. Die monat- Belgien ..... '1910710 11407 170| 1659 450 | 86.8 


liche Erzeugung erreicht bereits 1 500 000 qm; 
vor dem Kriege betrug sie 3750000 qm. 
Von dieser Produktion. werden etwa 10 pCt. 
m Lande selbst verbraucht, 20 pCt. gehen 


7. 


Nach dieser Tabelle ist die Lage in den 
Kohlenbeoken von Mons und Centre nahezu 
normal. Für das Gebiet von Charleroi beträgt 
das Produktionsverhältnis 85,2 pOt.; für das 


631 


Lütticher, das am meisten gelitten hat, nur 
77,3 pCt. 

Im ersten Halbjahr 1919 erreichte die 
mittlere Erzeugung 1407 170 t im Monat; die 
Gesamt-Arbeiterzahl (im Innern und an ‘der 
Oberfläche) betrug 135401 (147 471 im Juli 
1919). Die Lagerbestände sind leicht im Ab- 
nehmen begriffen. 

Nachstehend geben wir eine Zusammen- 
stellung der Entwicklung im ersten Halb- 
jahre 1919. 


Lager auf 


Kohlen Netto- | Ense des | Anzahl der 
Erstes Halbjahr 1919 Erzeugung | Haibjahrs | Arbeiter 

Provinzen in Tonnen (im Innern 

und an der 

Hainant: Oberfläche) 

Couchant de Mons ..... ||1802650| 219840 32 463 
Ventro. ne as KUası 1402680| 1675101 283465 

Oharleroi..... Orkan 2958860 | 818860 42 377 

Namur, a. 2 yindın 232 610 72 890 3 630 

Lüttich: 

Lüttich-Seraing .......- 1611320) 176370) 27485 

Plateau von Herve..... 382790 | 27970 4904. 

Limbourg seen 52 160 2350 1077 
Summe Belgien: 

Erstes Halbjahr 1919..... 8443 070 14857900) 135401 

5 N 1918..... 75629601 625040) 117450 

A 1914A..... 11 463270 147 226 


” 
1) 1268180 Tonnen am 1, August 1919, 


Kokereien bestehen nur in den Provinzen 
Heinaut und Lüttich. Die Zahl der Koksöfen 
betrug vor dem Kriege 2554, wovon 2383 am 
1. Juni 1914 in Betrieb standen. Am 1. Juni 
1919 zählte man nur noch 2185 Oefen, von 
denen bloss 643 in Tätigkeit waren. 369 Oafen 
sind vollständig zerstört und 1192 mehr oder 
weniger stark beschädigt worden. 

Die gegenwärtige Kokserzeugung steht 
anhaltend unter der Produktion vor dem Kriege; 
die ersten fünf Monate des laufenden Jahres 
erbrachten nur 183 152 t, gegenüber 1 262 637 
Tonnen im entsprechenden Zeitraum des Jahres 
1914. Die Ausfuhr von Kohlen, die mehr als 
15 pCt. flüchtiger Substanzen enthalten, wurde 
kürzlich durch einen Erlass des Ministers für 
Volkswirtschaft untersagt. Ihre Verwendung 
als Hausbrandkohle ist ebenfalls verboten, da 
die volle Ausbeute für die Gaswerke und die 
Industrie bestimmt ist. 

In der Herstellung von Briketts, die 1913 
durchschnittlich mehr als 1900 Arbeiter be- 
schäftigte, ist nur eine langsame Besserung zu 
konstatieren, trotzdem die Zahl der beschäftigten 
Arbeiter im Mai 1919 2058, gegen 1897 im 
Mai 1914 betrug. Die Produktion übersteigt 
bereits um ein geringes die Vorkriegsziffern, 

Eine kürzlich durchgeführte Erhebung des 
Ministeriums für Industrie, Arbeit und Lebens- 
mittelversorgung zeigt, dass die in einigen 
Produktionszweigen noch herrschende Untätig- 
keit teils der Zerstörung der Fabriken und der 


Wegnahme der Maschinen, teils dem Rohstoff- 


mangel zuzuschreiben ist. Andere behaupten, 
dass der Mangel an Schiffsraum und die Höhe 
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Arbeitskräften. 


deren Reglierung mit dem Inkrafttreten d 


der Frachten, die ungenügenden Verkehrsmittel, 
der ungünstige Wechselkurs und die Unsicher- 
heit auf den fremden Märkten die volle Wieder- 
aufnahme der Geschäfte beeinträchtigen. un 
der Kleinindustrie beklagt man sich dasüben Er 
dass die Kriegsschäden noch nicht vergütet pa 
wurden, was den Mangel an verfügbaren 
Kapitalien fühlbar machte und die Arbeits- 1 
losigkeit vermehrte. Dieses amtliche Dokument 


ist eine Bestätigung dafür, dass die Verteilung 


von Arbeitslosenunterstützungen an die Arbeiter 
gewisser Industrieen, die Einschränkung der 


‘Arbeitsstunden und der Syndikalismus der 


Arbeiter der Wiederaufnahme des normalen 
Wirtschaftslebens schaden. EN 

In den Zink-, Blei- und Silberwerkstätten BEN 
ist die Stockung allgemein und hauptsächlich 
den hohen Lohnforderungen zuzuschreiben; die 
frühere Blüte dieser Gewerbe beruhte auf den 
niedrigen Kohlenpreisen, den mässigen a a. u 
kosten und den reichlich vorhandenen, billigen 
Ihre Zukunft scheint stark ge- “ EUR 


fährdet. 

Im Baugewerbe nimmt, trotz der zahlreichen 
zerstörten Gebäude, die Tätigkeit nurlangsam zu. 
Die hohen Löhne und Baumaterialpreise erklären a 
die ziemlich allgemeine Zurückhaltung. Re 

Im allgemeinen haben sich die Löhne ver- 
doppelt, bei einzelnen Unternehmungen sogar Ich 

verdreifacht. Wenn man sich die allgemeine ı 
Einführung des Achtstundentages und der eng- 
lischen Arbeitswoche vergegenwärtigt, so darf 
man sich nicht wundern, wenn die Produktions- 
kraft abnimmt, während die Gestehungskosten > 
stark anschwellen. 


Die belgische Industrie verlor während des 
Krieges fast alle auswärtigen Absatzmärkte. 
Die Wiederaufnahme des Ausfuhrhandels voll- 
zieht sich nur langsam, Gewisse Industrien, 
die ausschliesslich auf den Absatz im Auslande 
angewiesen sind, müssen auf diese Verkäufe 
verzichten. Die Forderungen der Arbeiter 
machen ihnen vorderhand den Wettbewerb auf 
dem Weltmarkte unmöglich. 

Das Generalinspektorat des wirtschafelishen 
Wiederaufbaus machte kürzlich einige Angaben 
über die Ergebnisse der Zurückerlangung der 
von den Deutschen gemachten Kriegsbeute. Bi 

Von finanziellem Interesse sind tolgandB) 
Punkte: EN 
Rückerstattung an die Banken Fr. 1674600 400° Be 

„ von Kautionsgeldern ‚, 456 288 FAN 

„ von Guthaben » 880 a 16 " 
Durch Beschlagnahme (Zwangs- | 

verwaltung) weggenommen ‚„ 2055 908. 84 

Ein Betrag von Fr. 28154 521, der bei 
der Nationalbank deponiert ist, bleibt an die 
Eigentümer zu verteilen. Man erwartet d 
baldige Rückerstattung von Fr. 2 084 558 36 


Friedensvertrages fällig wird. 

Die Liquidierung der deutschen Zentra 
ist ebenfalls anhängig; wichtige Rechtsfragen 
scheinen noch der Erledigung zu harren STERN 


- 


# 
ip 


TH 


Das industrielle Gründungsfieber setzt sich 
ununterbrochen fort. Kapitalerhöhungen be- 

- stehender Gesellschaften bilden die Regel, und 
werden von den günstigen Verhältnissen auf 
dem Geldmarkt gefördert. 


Das Gesetz vom 16, März 1919 ermächtigt 
die belgische Regierung, ‚‚für alle Verluste der 
Bankengruppen einzustehen, sofern letztere auf 
Veranlassung der Belgischen Nationalbank ge- 
bildet wurden zum Zwecke der Beschaffung von 
Auslandskrediten zugunsten von Industriellen 
und Kaufleuten, sowie zum Ankauf von Roh- 
stoffen, Maschinen, Werkzeugen und aller zur 
Hebung des Wirtschaftslebens des Landes not- 
wendigen Gegenstände“. Diese Garantie darf 
jedoch 700 Millionen Franken nicht übersteigen. 

Im März letzthin wurde unter den Auspizien 
der Belgischen Nationalbank die Socistö Nationale 
de Credit ä l’Industrie gegründet zum Zwecke, 
der nationalen Industrie mittel- und langfristige 
Kredite zu gewähren, deren diese bedarf, um 
der ausländischen Konkurrenz die Spitze zu 
bieten. Das Noteninstitut hat sämtliche Aktien 

(25 Millionen Franken) gezeichnet, um sie unter 
seine Aktionäre zu verteilen. Der Staat über- 
nahm seinerseits die Garantie der Verpflichtungen 
der Gesellschaft, soweit solche in mehr als fünf 


‚Jahren fällig werden. 


Finanzielle Lage. 

Am Ende des Krieges ist die Finanzlage 
Belgiens wesentlich besser, als die der meisten 
am Kriege beteiligten Staaten. Dessen unge- 
achtet wird die finanzielle Liquidation des 
Krieges, die kaum begonnen hat, langwierig und 
mähsam sein. 
Drei wichtige Finanzprobleme beanspruchten 
'und beanspruchen noch heute die allgemeine 


 . Aufmerksamkeit: 


a) Die Sanierung der Landeswährung. 

b) Die. Abrechnung über die Kriegskosten 
und die Valorisation der deutschen Kriegsent- 
schädigung. 

j c) Die Wiederherstellung eines normalen 
Staatshaushaltes und die regelmässige Deckung 
der ausserordentlichen Ausgaben. 


Sanierung der Währung. Beträchtliche 
Mengen deutscher Noten (solebe der Reichsbank 
und der Reichsdarlehenskasse) wurden während 
der Besetzung in Umlauf gebracht. Den Wert 
der Mark setzte man auf Fr. 1.25, somit etwas 


höher als die Münzparität, fest; dadurch ver- 


 sehlechterte sich der Geldumlauf, und die Agio- 


Abwicklung die 
worden ist. 
Rückkehr der Regierung nach Brüssel vor- 
bereitet; mit ihrer Ausführung wurde bereits 
Ende Dezember 1918 begonnen. 


>) 


tage trat | 
_ Gleichzeitig entzog Deutschland. dem Lande alles 


in allen möglichen Formen auf. 


belgische Geld. Der Rückzug dieses Papierum- 
laufs“ bedeutet. die umfangreichste Operation 
auf dem Gebiete der Staatsfinanzen, zu deren 
Finanzverwaltung berufen 
Diese Operation wurde kurz nach 


Die Trans- 
aktion ist aber noch nicht vollständig beendet. 
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Eine Anleihe zur Sanierung der Währung 
(Schatzscheine, 5 pCt. auf drei Jahre fest) kam 
zur Ausgabe, die teils in Mark, teils in Franken 
eingezahlt werden konnte. Die Summe des ge- 
zeichneten Kapitals erreicht Fr. 3 040 342 700. 
Hiervon wurden Fr. 1 121470342 in Franken 
einbezahlt, welcher Betrag zur Bestreitung der 
allgemeinen Ausgaben der laufenden Rechnung 
des Staatschatzes gutgebracht wurde. Die Mark- 
Einzahlungen auf, diese Anleihe erreichten 
Fr. 1 930 809 863. 


Nach einer vom Staatskassier auf den 
12. Juni 1919 aufgestellten provisorischen 
Uebersicht betragen die in den Kassen der 
Nationalhank angesammelten Noten, Silber-, 
Nickel, Zink- und Kupferstücke deutscher 
Währung M. 6071558526, die zum festen 
Kurs von Fr. 1.25 übernommen wurden; die 
bei den Sammelstellen liegenden deutschen Noten 
und Geldstücke betragen M. 9332308 und 
wurden zu 70 Rappen zurückbezahlt. Der Ge- 
genwert dieser beiden Summen beziffert sich 
auf Fr. 7 595 980 772. 


Die zur Rückzahlung der Mark ausgegebenen 
belgischen Noten erreichen natürlich die Höhe 
obiger Summe bei weitem nicht. Aber trotz- 
dem trug diese Ausgabe zur Steigerung des 
Papiergeldumlaufes wesentlich bei,obwohl weder 
gegen den Kassenbestand der Nationalbank, 
noch gegen die auf die Anleihe’zur Wiederher- 
stellung der Währung einbezahlten Markbeträge, 
noch gegen den Grossteil der von Deutschland 
zurückerstatteten Summen belgische Noten aus- 
gegeben wurden. 


Zur Beschleunigung der Einziehung der 
Mark hat die Nationalbank kürzlich mit der 
belgischen Regierung ein Abkommen getroffen, 
nach welchem sie dieser, gegen Uebergabe von 
Staatsschatzscheinen, einen zinsfreien Vorschuss 
von 5.8 Milliarden Franken gewährt. 

Die finanzielle Sanierung verlangte eine 
andere, nicht weniger wichtige Massnahme: das 
ist die Uebernahme durch die Regierung von 
1867.83 Millionen interprovinzialer Kassascheine, 
die während der Besetzung ausgegeben wurden, 
zwecks Beschaffung der Mittel zur Leistung der 
von Deutschland im Betrage von 2280 Millionen 
Franken auferlegten sechs Kriegskontributionen. 
Unter Berücksichtigung der verfallenen Zinsen 
usw. hat somit die belgische Regierung inter- 
provinziale Anleihen in einer Gesamthöhe von 
2347.8 Millionen Franken zu übernehmen, die 
allerdings zu Lasten Dautschlands zu buchen sind, 

Die Entwicklung‘:des belgischen Staats- 
haushaltes für das Jahr 1919 im Vergleiche 
zu dem ordentlichen Budget des Jahres 1914 
geht aus untenstehender Tabelle hervor. 

Diese Ziffern berücksichtigen die ausser” 
ordentlichen, durch den Krieg verschuldeten 
Lasten nicht, über die getrennt Rechnung ge- 
führt wird. ? 

Hieraus ergibt sich ein beträchtliches”An- 
wachsen der ordentlichen Ausgaben einerseits, 


at 


und eine nicht weniger bemerkenswerte Ver- 
minderung in allen Rubriken der ordentlichen 
Einnahmen andrerseits. Der mutmassliche Aus- 
fall für das Jahr 1919 stellt sich dergestalt auf 
550 Millionen Franken, gegen nur 5°/, Millionen 
für 1914. 


Dies betrifft aber nur den ordentlichen 
Voransohlag, d. h. die regelmässigen Ausgaben, 
die alljährlich wiederkehren dürften. Die Summe 
der ordentlichen Ausgaben ist angewachsen in- 
folge der eingetretenen Salärerhöhungen, der 
Vermehrung der Zahl der Angestellten und der 
Verteuerung aller Materialien, Zubehör, usw. 
Der Krieg hat den Sinn zur Sparsamkeit 
nicht gefördert. So haben z. B. alle Regie- 
betriebe (Eisenbahnen usw.) mit Verlust ge- 
arbeitet. Die Verminderung der Ein- 
nahmen ist den Zöllen und besonders den 
Eisenbahnen zuzuschreiben; es ist jedoch nicht 
ausgeschlossen, dass die definitiven Ereignisse 
etwas günstiger ausfallen werden, als vorgesehen 
ist. Die meisten andern Einnahmen erreichen 
zusammen die Ziffern des Jahres 1914. 


! 
| 
\ 


Allgemeiner Voranschlag!) | 1919 1914 
Ausgabe nach dem Voranschlag: | in Franken 
Staatsschuld ............-».. ' 240270 980 | 220 153 898 
Dotationen ....:.....2.2... } 6165 000 5 624 759 
AT nen RER ' 44567800] 32286 800 
AUSwärtigen ......222200...- | 8548476] 5118291 
Inneres „u. no u ' 11.130 070 8249 660 
Wissenschaft und Kunst .... || 58394855| 46793 948 
Industrie, Arbeit und Verpro- | 

viantierung...son.o02000.. 40 256 550 | 26 897 600 
Bisenbahn, Schifahrt, Post und 

Telegraph .........2......- 499 202331 | 301 336 790 
Kolonien: ......0...00 20 1 520 304 1442 925 
Krieg und Polizei .......... 93289455 | 101 179455 
Pinsbion ul 30 796 2560| 26 544.050 
Oeftentliche Arbeiten und Land- 

wirtschaft „os cseceeunne ne 85175615) 35189 424 
Volkswirtschaftedpartement .. 20 081 730 _ 
Unsiehere Forderungen und ; 

Rückzahlungen ........... 7 615 000 23820 000 
Summe der ordentl. Ausgaben |11147 008896 | 813 587 600 
Einnahmen nach dem Voran- 

schlag: 

Grundsteuer ....2o.er 222 00.. 89 000 000 | 30 362 000 
Personalsteuer .............. 23 000 000 | 27 257 0U0 
Patentöi.. lin nun 24 010 000 9 500 000 
Einkünfte oder Gewinne.... 13 000 000 | 18000 000 
Kraftwagen ................ 700 000 1 500 000 
Schaustellungen, Kinematogr. 1200 000 500 000 
Bergbau-Gebühren ;........-. 30 090 29 000 
Tolle sic. an. TAN 41525 700! 72.031 000 
‚Verbrauchssteuern............ 27 868000 | 94703500 
Verschiedenes. . 7 402 500 1 652 500 
Register- u. Frbschaftssteuern 113000 000 | 98713 000 
Regiebetriebe.. ............- 204 600 800 | 409 685 955 
Kapital und Einkommen..... 58 060 305 | 83769 645 
Rückzahlungen.............. 45 968 624 9 609 924 
Summe d. ordentl. Einnahmen |! 598 845 429 | 807 313 524 


‘ 3) Rinige Ziffern dieser Budgets wurden nachträglich ge- 
ändert. 
Zu diesen Summen kommen die ausser- 
ordentlichen Ausgaben, die die Goa a RE 
in folgender Weise erhöhen : ; 
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. sisohen Wortlaut übersetzt): 


Vo EBERLE RAR 


Voranschlag 199 | ma 
in Franken BETEN. 
Ordentl. u.ausnahmsweiseAusg. ||1 147 008896] 813587600 = 
Ausserordentliche Ausgaben .. 209 763 031 | 17867935 
Gesamtausgaben ...... 1366 771 927| 992266955 


In diesen Gesamtausgaben sind die eigent- 
lichen Kriegsausgaben nicht verrechnet. 
Diese teilen sich in zwei Gruppen; die Kosten, 
die auf das Jahr 1919 entfallen und die rück- 
ständigen Kosten. Letztere umfassen ebenfalls 
die ordentlichen Ausgaben der Kriegsjahre. 

Der Gesamtbetrag der genannten KERN GR 


setzt sich wie folgt zusammen: NA 


Kriegsausgaben: in Franken N 
Ordentliche Ausgeben für 1919.........»- 255864279 
Ausserordentliche Ausgaben für 1919 ..... 2200078640 
Rückständ’ge ordentliche Ausgaben ....... | 2757728929 
Rückständige ausserordentliche Ausgaben .. | 1012660000 ° 
Summe „u. nenne 8524110318 


In diesen Ziffern sind die in den letzten 
Jahren genehmigten hohen Entschädigungen 
für die Teuerung inbegriffen. Bi 

Die Rückstände früherer Jahre, die 3770 a 
Millionen Franken erreichen, setzten sich u.a | 
wie folgt zusammen: EL 

Der Zinsendienst der ' öffentlichen Schuld EN 
beanspruchte, direkt oder indirekt, eine Ge- 
samtsumme von Fr. 
Fr. 720 924 658 auf den Zinsendienst 
direkten Schuld entfielen. 

Die Rückstände der verschiedenen Ve 
waltungszweige erheischen Fr. 718377 444 
die der Teuerung für 1919 Fr. 198410609 
und die Rückstände für Löhne und Gehälter % 
Fr. 647 199 018. N 

Die endgültige Festsetzung der Kriegs iR 
kosten Belgiens ist noch nicht möglich. 


Das allgemeine Budget für 1919 veran- R 
schlagt sie auf Fr. 8524 110318. Aber diese 
Ziffer enthält wahrscheinlich nicht die mittell- 
baren Kosten, wie die Kriegskontributionen 
bezw. die interprovinzialen Kassascheine, die 
vonder belgischen RegierungmitFr.2347 800 000 4 
übernommen werden sollen, noch die Kosten 
der Sanierung der Währung, Letztere können 
vorerst noch nicht festgesetzt werden. Andrer- 
seits verlangt der Art. 232 des Friedensver- 
trages die Gutmachung aller Schäden „eauseE 
ä la population de chacune des puissanoee 
alliöss et assocides et A ses biens.... et, d’une 
facon gön6rale, tous les dommages tels qu’ils u 
sont defınis ä l’annexe I‘. Diese Beilage führt ed 
zehn Klassen wiedergutzumachender Schäden 
auf; die zwei ersten umfassen alle die de ER: 
Personen zugefügten Schäden; die zwei letzten k 
sind wie folgt umschrieben (nach dem Ko Er 


1 230 329 720, wovon 
der ’ EN 


9. Schäden an allen Besitztümern, wo sie auch ee 
sind, im Eigentum einer der alliierten oder vereinigten Mächte 
oder ihrer Staatsangehörigen sich ang: ar (ausgenommen. 


er nn nn 
nn 


Einrichtungen und Materialien von Heer und Flotte), die 
fortgenommen, mit Beschlag belegt, beschädigt oder zer- 
stört worden sind durch Handlungen Deutschlands oder seiner 


Verbündeten auf dem Festland, im Meere oder in der Luft, 


oder Schäden, die verursacht wurden in direkter Folge von 
Feindseligkeiten oder von jeglichen Kriegshandlungen. 

10. Schäden, die verursacht wurden unter der Form 
von Kontributionen, Bussen oder gleichartigen Eintreibungen 
durch Deutschland oder seine Verbündeten zum Nachteil der 
Zivilbevölkerung. 

' Die Militärausgaben geben zu keinen Wieder- 
gutmachungen Anlass; aber „in Ausführung 
der früher von Deutschland gegenüber Belgien 
eingegangenen Verpflichtungen inbezug auf die 
vollständige Wiederherstellung und Zurück- 
erstattung, macht sich Deutschland, darüber 
hinaus, verbindlich zur Verrechnung der ander- 
seits vorhergesehenen Schäden, und, infolge 
der Verletzung des Vertrages von 1839, die 
Rückzahlung aller Summen vorzunehmen, die 
Belgien bei verbündeten und vereinigten 
Regierungen bis zum 11. November 1918 ent- 
liehen hat, einschliesslich 5 pCt. Zins pro Jahr 
auf genannte Summen. Die Höhe dieser 
Summen wird durch den Ausschuss für Wieder- 
gutmachungen festgesetzt werden, . .“ 


_ Die Entschädigung, die Deutschland auf 
Grund des Vertrages von Versailles bezahlen 
muss, wird das ordentliche Budget keineswegs 
erleichtern; diese Eınnahme ist bestimmt für 
die Sohadloshaltung der Betroffenen, zur Rück- 
zahlung der behördlichen Requisitionen, für 
den Wiederaufbau der zerstörien Städte und 
Fabriken, für die Neuausrüstung der Häfen 
und Eisenbahnen, sowie für Pensionen an Fa- 
milien gestorbener Soldaten oder an Mılitär- 
und Zivilinvalide. Vor dem 1. Mai 1921 
müssen 2'/s Milliarden an Belgien entrichtet sein. 


Die belgische Regierung beschäftigt sich 
intensiv mit der Frage der ständigen 
‚Deckung der Kriegkosten; verschiedene 
neue Steuern wurden bereits eingeführt; andere 
Steuerquellen sollen erschlossen werden. Er- 
schwert wird die Herstellung des Gleichgewiohtes 
. des Voranschlages dadurch, dass man über die 
Wirkung einiger wirtschaftlicher und finan- 
zieller Bestimmungen des Friedensvertrages nur 
ungenügend aufgeklärt ist. N 

Die nebenstehende Darstellung gibt einen 
Ueberblick über die belgische Staats- 
schuld, wie sie aus dem allgemeinen Voran- 
schlag für 1919 hervorgeht. 

Dank seiner Betriebsamkeit, seiner wirt- 
schafılichen Blüte und seines grossen Reich- 
tums, erfreute sich Belgien vor dem Kriege 
eines ausgezeichneten Kredits. Seine militärischen 

asten waren unbedeutend. Das Gleiche gilt 
' von den Koloniallasten. Sieht man von den 
Eisenbahnen und der Post ab, so erreichte das 
 Staatsbudget kaum eine halbe Milliarde Fanken. 
Die Ausgaben und Einnahmen glichen sich 
regelmässig mehr oder weniger aus. Die 
öffentliche Schuld setzte sich zusammen aus 
3'/a Milliarden Franken 3°/oiger Renten und 
220 Millionen 2!/,°/,iger Renten, aus den 
Niederlanden herrührend, was einer Verschul- 
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dung pro Kopf von Fr. 500 entsprach. Als 
Aktivum standen dieser Schuld 2932 Millionen 
Franken gegenüber, die dag in den Staats- 
eisenbahnen investierte Kapital ausmaochten. 
Das jährliche Zinserfordernis der belgischen 
Schuld betrug vor dem Kriege 120 Millionen ; 
es wurde in der Hauptsache duroh den Be- 
triebsüberschuss der Eisenbahnen, von denen 
4300 km von insgesamt 4600 km dem Staat 
gehörten und von ihm betrieben wurden, nahe- 


. zu gedeckt. 


Der Kurs der 3°/,igen belgischen Rente 
entsprach im ganzen demjenigen der 3 '/igen 
französischen Anleihe. 
nen 

Belgische Staatsschuld. | 
1. Schuld vor dem Kriege: 
 Konsolidierte Schuld.................. 4 097 000 000 


Indirekte Schuld.......ecececncccece ' 830 000 000 
Obligationen der „Defense nationale“ .. ! 56.254.000 
Schatzscheine .....crnoaceeceacncne. 404 000 000 

Summe nel. 4 887 254 000 


2. Schuld zur Bezahlung der Eintreibungen | 
Deutschlands: | 


Interprovinziale Kassascheine .......... | 2.847 800 000 
3. Schuld, zum Umtausch der Mark auf- | 
genommen: | 
Anleihe zur Sanierung der Währung (in 
Mark einbegahlt) ..cooceoooeccccee.. 2 000 000 000 
Schuld an die Belgische Nationalbank .. | 5 800 000 000 
DEI nenn ! 7.800 000 000 
' } 
4. Eingegangene oder noch einzugehende | 
Schuld zur Ausführung der Budgetver- 
pflichtungen: 
Anleihe zur Sanierung der Währung (in 
belg. Franken einbezahlt) ........... | 1 040 000 000 
Anleihe der nationalen Wiederherstellung | 1450 000 000 


stillstand bis zum 12, Juni 1919 .... | 1255 0N0.000 


Ausländische Anleihe!) ............... 500 000 000 
Schatzscheine. „......4uucnenaaennenen 510 000 000 
Summe ... 22 4745 000 000 
Gesamtsumme ........ 19 780 054 000 


%) Noch nicht abgeschlossen: 

Der Zentralausschuss für das Budget der 
öffentlioben Schuld schätzt den mutmasslichen 
Betrag der Lasten des Voranschlages über die 
öffentliche Schuld, nach Ausführung der Budget- 
verpflichtungen, auf 687!/, Millionen Franken 
für 1919, gegenüber 220 Millionen für 1914. 
Dies unter der Annahme, dass das Jahr 1919 
Vorteil ziehe aus der Zahlung von 1!/s Milliarden 
an die Kriegsschäden und ohne Berüsksichtigung 
der Lasten, die das Gesetz betreffend die 
Wiedergutmachung bringen wird. 

Durch Erfüllung des Friedensvertrages 
können vermutlich rund 270 Millionen der 
öffentlichen Schuld im Voranschlag gestrichen 
werden, was die jährliche Last Belgiens von 
687 auf 417 Millionen herabmiudern würde; 
es ergäbe sich somit gegenüber dem Vorjahre 
nur mehr eine Zunahme von 200 Millionen 
Franken. Diese Summe wird ab 1920 nooh 


 anwachsen um die Zinslasten der weiteren An- 


leihen, die insgesamt 415®/, Millionen Franken be- 
anspruchen dürften. 


rom 
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Diese Lasten sind nicht übertrieben, und 
ein Vergleich mit den meisten andern Staaten 
fällt ganz zu Gunsten Belgiens aus. | 
darf nicht ausser Acht gelassen werden, dass 
' das Land Belgien in der Kriegszeit verarmt 
ist und dass eine grosse finanzielle Anstrengung 
notwendig sein wird. 

Beizufügen ist ferner, dass die Anleihe zur 
Sanierung der Währung und die interprovinziale 
Anleihe, welch letztere im Grunde genommen 
einer Zwangsanleihe entspricht, mit Kapital 
und Zinsen gänzlich auf Deutschland abgewälzt 
werden können. Die Rückzahlung dieser Kassa- 
scheine wird durch die von Deutschland zu 
leistende Kriegsentschädigung ermöglicht werden. 
Andrerseits wird die seit dem Waffenstillstand bei 
den verbündeten Mächten eingegangene Schuld, 
ausschliesslich nach Massgabe der von Deutsch- 


land dem Lande zu leistenden Entschädigungen, 


zurückgezablt werden. Endlich wird ein grosser 
Teil der alten Anleihen der Eisenbahnver- 
waltung überbürdet werden können, die den 
Zinsen- und Tilgungsdienst zu übernehmen hätten. 

* . R 

Zusammenfassend kann gesagt werden, dass 
Belgien sich von dem Ruin und allem Kriegs- 
elend rasch erholt; die Industrien haben die 
Arbeit nach und nach wieder aufgenommen 
die Lebenskosten gehen zusehends zurück und 
die Arbeiterbewegungen sind weniger stark als 
anderwärts, Der Ausfuhrhandel nimmt langsam 
wieder zu. 

Ordnung kehrt auch nach und nach in die 
Finanzlage zurück. Die Sanierung der Währung 
ist beinahe ganz durchgeführt und zwar dank 
der werktätigen Mithilfe der glücklicherweise 
unversehrt gebliebenen Belgischen Nationalbank 
Die Sociöt& Gen6rale de Belgique betätigte sich 
während dcs Kriegs, im vollen Einverständnis 
mit der Nationalbank als Notenbank, was dazu 
beitrug, eine sonst. nnvermeidliche allgemeine 
Katastrophe und Stilllegung des wirtschaftlichen 
und finanziellen Lebens zu verhüten. 

Der belgische Kredit hat kaum unter den 
Verhältnissen gelitten; die Kurse der belgischen 
Renten vergleichen sich vorteilhaft mit den- 
jenigen der meisten andern erstklassigen 
Staatspapiere. Ein grosser Geldüberfluss 
herrscht auf dem beigischen Markte; er be- 
wirkte viele neue Emissionen uud erlaubte 
dennoch der Nationalbank, den offiziellen 
Diskontosatz auf 4 pCt. und am 1. Oktober 
sogar auf 3!/s pCt. für akzeptierte Wechsel 
herabzusetzen. 

Die Tendenz zur Konzentration machte 
sich auch bei den belgischen Banken stark 
geltend. Die meisten Institute erhöhten in 
mehr oder minder starkem Masse ihre Eigen- 
kapitalien. Zahlreiche englische und amerika- 
nische Banken setzten sich in Brüssel oder 
Antwerpen fest. 

Eine lebhafte Tätigkeit macht sich an den 
Börsen von Brüssel und Antwerpen bemerkbar, 
zumal sich das Ausland stark an belgischen 


Verantwortlicher Schriftleiter: 


Immerhin 
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‘ Werten interessiert; stellenweise scheinen die { 


Industrie- und Kolonialwerte allerdings ein 
übertrieben hohes Niveau erreicht zu haben. 
Auf den meisten Märkten wird der belgische 
Franken mit Verlust notiert, was infolge des 
beträchtlichen Defizites der belgischen Handes- 
bilanz nicht sonderlich überrascht. Immerhin 
verzeichnet die belgische Valuta eine allmähliche Se 
und erfreuliche Erholung. EN 
Kurz, Belgien ist auf dem besten Wege, N 
den Platz wieder einzunehmen, der ihm gemäss 
seiner Vergangenheit, seiner geographischen 
Lage, seiner Reichtümer, seiner natürlichen 
Hilfsquellen und der Tatkraft seiner BevolEHrnEs RN 
zukommt. e 


Bücherschau. an 


Herbert von Beckerath, Kapitalmarkt und EN 
Geldmarkt. Gustav Fischer, Jena 1916. 1978. 
4,50 M. — Ausgehend von einer Untersuchung 
über Begriff und Wesen des Kapitalmarktes und 
Geldmarktes als der gedachten Einheit markt- 
mässiger Kreditvorgänge und über den Ggen- 
satz zwischen Kapitalmarkt und Kreditmarkt 
als eines Gegensatzes der Verwendung der R 
kreditierten Beträge, behandelt Verfasser im u e 
Hauptabschnitt seiner ökonomischen Studie de 
Bedeutung des Kreditmarktes in der modernen TR 
hochkapitalistischen Volkswirtschaft, mit bson- 
derer Berücksichtigung der Wechselbeziehungen Wr 
zwischen der Lage des Kreditmarktes und dr 
Höhe der Zinssätze zu dem dauernden Zustand 
der Volkswirtschaft und zu ihren Wandlungen 
und Erschütterungen im Laufe längerer und 
kürzerer Zeitabschnitte. Gewisse Grundzüge 
der kriegswirtschaftlichen Gestaltung der Kredit- 
verhältnissse werden im Anhang einer kurzen 
Betrachtung unterzogen. er 


Moritz Loeb, Schürer des Weltbrandes. "Haas 
und Grabherr, Augsburg, 1498. — Die Frage 
nach der Schuld am Kriege wird zur Zeit auch = 
in einem Teil der deutschen Presse einseitig zu 
Gunsten der Verbandsmächte behandelt. Da 
dürfte es von Bedeutung sein, sich einmal mit 
der politischen Laufbahn solcher Persönlich- 
keiten aus dem gegnerischen Lager vertraut zu 
machen, die Verfasser des vorliegenden Büch- 
leins mit Recht als Schürer des Weltbrandes - 
bezeichnet und zu denen er ausser der schönen 
Königin Maria von Rnmänien folgende Männer 
rechnet: Sir Arthur Nicolson, Maurice Barrds, 
' Salvatore Barzilai, die Brüder Buxton, Miljukow, 
den Kadettenführer, Aristide Briand, Joneseu, ge 
Filipeseu, Costineseu, Sir George William 
Buchanan, Sir Edward Carson, Lord. Hardinge, _ 
Lord Kitchener, Leonida Bissolati, Graf Okuma, - 


Roosevelt und Alexander. Feodorowitsch Trepow. Bi 
12 ganzseitige Bildnisse beleben die flott ge- 
schriebenen Aufsätze. Die eigentlichen Krieg 
hetzer, die Grey, Northeliffe, Iswolsky, Church; 
u.2. hat Verfasser bereits in seinem B 


, „Eduards einstige Erben‘ behandelt. r 


Dr, Hermann Deite, B.- ‚Schöneberg, Innsı THUSBER SEHE Strasse 36. 


; 


Hildebrandt. Bodo Walter. 


tigen 


 schlossenen Dividende von 7% = 


ar MIET URE re, u 
En II 


[I 1 2 2 > 
tree nee nam ran erwogen nen nenne eng Brand nnn 


erh Soll. M. 4 Haben. M. 4 
Soraemals Albert Wrede: |mmaraeee...:...1 4020raleillarikanet.....] 50@0000|. 
- böthen (Anhalt) 448 1 Gebäuden... ....... 2 075 138/06 ]|Gesetzl. Rücklage ..| 2 350 000 — 

N -  jArbeiter-Wohnhäus. | 376 233/58/]|Spezial-Rücklage ...ı 350 000) — 

Bilanz am 31. August 1919. | Gleise ...... Ba 55 128/20] |Rückl.f.Aussenständ.] 78.0001 — 
Balve. 17 Ni Licht-, Heig- und Rückl. f. Talonsteuer||| 24 113) — 
Grundstücke ....... 248 016,90 | _Wasserleit.-Anl... 86 900/66||| Unterstützungskasse | 132 608/50 
Gebäude 2220... 1 121 877130 | Kraftanlage ....... 5. 359/28][141/, % Anleihe v.1899| 164 500— 
Maschin. u. Apparate] 20000|— | Werkzeugmaschiner | 75175/891114"/,% Schuldverschr. 
Kartoffelverwertgs.- Inventar ...... ....f 136896/— 1 von 1907........| 58345001— 

Anlage ...... ..:1 20 0001 — | Werkzeuge........ 85 855/80/1141/5% Schuldverschr. 

' Elektrische Anlage . 1/— | Mobilien u. Utensilien 5 696160] von 1912........] 5700001— 
Schienengleis ...... ' 1l— | Zeichnung. u.Modelle 1/—- ||| Hypotheken auf Ar- 
Utensilien......... 1:— | Pferde, Wag.u. Autos| ‚1- beiter-Wohnh. ...| 163500|— 
PB 1)— | Vorräte, sowie fertige 4!1/4% Anleihe - Tilg. 

Effekten En 786 2131 — | u. halbfert. Waren 7 450 000 - von 1899....... : 3 0001— 
N BA 11 060175 I Kassebestand ...... 190 488/71 11 41/,% Schuldv.-Tilg. 
Aussenstände ...... 358 273/64 | Wertpapiere und Be- von 1807........ 6 500 — 
Guthaben b. Bankier teiligungen ...... 1 088 510/20||14!/,% Schuldv.-Tilg | ' 

u. b. d. Reichsbank| 835 73140 | Baukonto (begonnene von 1912........ 29 5001 — 
Beteiligungen...... 7500|—] Bauten in Fürth u. 4!/, % Anleihe-Zinsen 
Versicherungsprämie, Anzahlungen)....| 264 0001 — von 1899........ 3 542150 
Bivorausbezahlt .... 77 928125 | Aussenstände...... 6 948 396 23]}141/,% Schuldv.-Zins. 

REES: ) 3486 605,4 Bürgschaften ...... 284 540, — or Au R hi: A 7 205162 
v.-Zins. 

Passiva. AM |4 | von 1912... .... 7813112 
Aktien-Kapital ....1 2000 0001 — | Nicht eingelöste Ge- 
Hypothekenschulde: | 585.000 — | winnanteile...... 5 000|— 
Ordentl. Rücklage..| 200 000|— Ganzer we 5.633 002170 
Unterstützungsfonds 10 0001 — | jAkzeptations - Konto] 3 222 242|65 
Talonsteuer-Rückl. . 4 000, — Bürgschaften ......| 284540 
Kriegsgewinnsteuer - | i Gewinn-u.Verl.-Kto.| 1.006 765176 
Re ea 24 000. 19.572 833|85 1057233386 

gehoben ..... az 1 220 — Gewinn- und Verlust-Reck nung. 

Buchschulden ...... 251 64056 | 
Gewinn....... 2] .189 844/68 Sy er, m a 

— | Unkosten ......... 1 965 712]12|1|Vortrag ........... 247 739142 

: 3486 606/24 | Abgaben ....... ...] 1622 839|16,||Waren-Konto....... 4975 92765 
- Gewinn- und Verlast-Konto. en Gear = 037/32 
PT Zinsen.Skonti,Provis. 76.217128 
An Repureturen ...| ° 7a21014| Abschreibungen ... | 15350514 

„ Hypothekenzins. 97 787160 Gewinn...... ER | 7 Ei ER 
» Geschäftsunkost | 233 1801191 i 15.223 66707 5 223 667107 
'» Abschreibungen | Gotha, den 1. Oktober 1919. 
; auf Immobilien] i 
und Mobilien..| 6315349| Gothaer Waggontabrik Aktien-Gesellschaft. 
5 BReingewinn ...] 189844 68 A.Kandt | 
586 176/70 ws 
Ei edit. AL 4] .. , Die auf 71/,% festgesetzte Dividende gelangt mit M. 75.— für 
‘ Per ne den lee "E a bei der Beekeose 
aus 1917/18...| 240°8119 | pei der Bankiirma A, Ephraim, Berlin, Grosse 
5 3 
» Robgewinn..... Zu Präsidentenstr. 9, sofort zur Auszahlung. 


Vorstehende Bilanz nebst Ge- 
winn- und Verlust-Konto haben 


wir geprüft und mit den ordnungs- 


 mässig geführten Büchern der 
Gesellschaft übereinstimmend ge-| 


fanden. Ber 


Cöthen (Anhalt), 
den 29. September 1919. 


Dr. Albert Jena. A. Lederer. 


Herm. Schley, 
vereideter Bücherrevisor. 


' Die Auszahlung der in der heu 
Generalversammlung be- 


?0M. pro Aktie für das Geschäfts- 
‚ jahr 1918/19 erfolgt sofort gegen 


Einreichang des Gewinnanteil- 
scheines Nr. 1 Reihe 4 bei der 


Direotion der Disconto- 
Gesellschaft, Berlin W. 8, 


| und bei der Gesellschafts. 
 kasse in Cöihen. 


Cöfhen: (Anhalt), 


den 22. Oktober 1919. 
Der Vorstand. 


Mälzerei Actien Gesellschaft | 


| Verlag 
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Bilanz am 30. Juni 1919. 


Nienburg a. S., den 28. Oktober 1919. 


Nienburger Eisengi 


esserei und Maschinenfabrik. 


H. Hesse. 


von Quelle a Meyer in Leipzig 


defoldungspoliit und Zamilienfland | 


Bon Oberlehrer Friedrich Rommel 


48 ©eiten » » Geheftet M.1.50 
„Der DBerfofler feht fih zunächft kurz und fnapp, unter Anführung 


autoritativer An 


) 

Sieh 
f 

Dorfäläge 


Entwidfung 
uf 


ten, mit den befte 

befoldung auseinander und entf 

eutihen Landen übliche Befoldung, fowohl der Entftehung, wie der 
ie Pit 


den Theorien der Beamten» 
det fi) dahin, daß bie in den 


‚ vorwiegend als Interhalterente und 


dalent der geleifteten Arbeit aufzufaflen fei... Die 
E d maßvoll und wohlbegründet und dürfen wohl bie : 
= indie eilen, auf der e# gelingen fann, die gefamte Beamten- 

= Ihaft zu einigen.“ | 


Humboldtmühle Aktiengesellschaft 


Bechnungsabschluss 
am 30. Juni 1919. 
Aktiva. M 4 
Grundstücks-Konto 456 800| — 
Maschinen-Konto...| 434 14816 
Gebäude-Konto ....| 57781439 
Utensilien-Konto .. 1— 
Wagen-, Pferde- und 

Geschirr-Konto... 1— 
Graben-Konto ..... 1l— 
Anschlussgleis-Kto.. 1— 
Kassa-Konto....... 18 576151 
Effekten-Konto ... 616 800) — 
Sack-Konto. .......| 2834 835/— 
Kohlen-Konto ..... 29 696130 
Materialien-Konto... 2 306— 
Konto-Korr.-Konto .| 255 289 9» 
2621 268135 


Passiva. M 4 
Aktien-Kapital-Kto. | 1500 0001 — 


Reservefonds-Konto.| 200 000/— 
Talonsteuer- Reserve- 
Konto ..... ER 15 0001 — 
Wagen-, Pferde- und 
Geschirr-Konto . 12 4001 — 
. Dividenden-Konto.. 3 9601— 
Konto-Korr.-Konto 643 449107 
Gewinn-u.Verlust-K.| 246 459128 
2:621 268185 
Gewinn- und Verlust-Konto, 
Soll, RED 
Abschreibungen .... 62 345/52 
Gesamtunkosten ...| 737 42022 
Gewinn 22.22.22... 246 459/28 
1 046 225/02 
Haben, MA 4 
Vortrag ...........4 51872168 
Miete-Konto....... 1595| — 
Zinsen-Konto....... 33 294164 
Waren-Konto ...... 959 462175 


1 046 225/02 

Die für das Geschäftsjahr 
1918/19 auf 10% festgesetzte 
Dividende ist mit M. 100 sofort 
zahlbar in Berlin bei der 
Deutschen Bank und der Ge- 
sellschaftskasse, in Mag- 
deburg bei der Mitteldeut- 
schen Privat-Bank Aktien- 
gesellschaft. 

Berlin, den 22. Oktober 1919. 


Der Vorstand ı 
Max Friedländer. 


Staat und 
Sejellihaft : 
inder Öegenwart | 


von 


Prof. Dr. U. Bierfandt 


162 ©. Gebunden M. 1.50 


Diesübera.ıs felfelnde Büchlein ftellt 
ie in den Dienit der neuen bürger- 
Iihen Gefinnung. Es ift eine Bus ) 
N logifche Einleitung in die Dolitit, | 
die uns bisher leider gefehlt 5 x 
\ re der mir doch fo dringend be= fi 
fen. 
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Wefens, Wertes und Wirkens fiher gewiß fit... 
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Cutber und Deutjchland 


Von 


Geheimrat Profejjor Dr. €&. Marks 
49 Seiten + Gebeftet M. 1.— 


Die Srage „Was war £uther für Deutichland“, was ift er uns no 
heute, die wir mitten im Ringen um unfere Beftände fteben, ift von 
grundlegender Bedeutung für jeden, der den Sinn des Gedenkjahres 
erfaffen will. Deshalb .ijt au der Biftoriker berufen, das ent. 
kbeidende Wort zu fprecben, um jo entf&beidender, wenn es von 
der hohen Warte des Verfaifers aus erfolgt. Mit einem zufammen- 
faffenden Bilde der deutfcben feelifcben Cage von 1517 und einer 
Schilderung der innerlihen Sufammenhänge des damals In fie ein- 
tretenden Genius mit ihr beginnt die Betrabtung. Lutbers innere 
Entwichlung und die entfbeidende Macdt, die fie für gang Deuti&- 
tand gewann, werden umriffen, das Deutibe an diefem Wefen und 
djefem Wirken, nab Lit: und Schatten, hervorgehoben. So- 
dann wird Lutbers Rircbe in ihrer deutfchen Eigenart und in Ihrer 
Stellung Zur proteftantifben Gefamtwelt fowie in ihrer Bedeutung 
für Deutfclands fernere Entwicklung überjbaut und gezeigt, wie 
in Staat, Gedanke und Dicbtung, in allen Bereichen der geiltigen 
und materiellen Rultur der proteftantifcbe Teil Deutfchlands führend 
und maßgebend geworden ift. Daneben wird dem Ratholisismus 
volle Geredtigkeit. Er und der Proteftantismus find heute die 
beiden Ströme, die längit ineinandergefluteten. Deutjcbland ift zur 
wnauflöslihen Einheit geworden, au die Ronfeffionen find in Nord 
und Süd; unlösbar durcdeinandergewacdfen. (Dit diefem verföhn. 
fiben Ausblick Icbliefst die Schrift, die in Luthers Perjönlichkeit den 
Quellpunkt des Neuen und das unerfcböpflid ftrömende Mufterbild 


ICHBRRARER 


on 


AHTRUNDRTÜONKUINE 
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Ana 
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= deutiben Menfcbentums erblickt. 
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 Zeitfragen i 
deutfcher Zationalerziehung 


Sechs Borlefungen von Profeffor Dr. E.Meumann- 


herausgegeben von Beorg Anfchüt 


143 Seiten. Geheftet M. 2.60, gebunden M. 3.20 ee 


„Darin, wie Ernft Meumann als einer der Berufenften die Wege und Ziele diefer Lebensfrage des Deutfchtums aufdedt, 
weht Bichtefcher Gefft.. Tief ergriffen von der inneren Not der Zeit, vor allem aber von der Derftändntsloftgteit und dem 
Haß in aller Welt gegen deutfches Getftesleben, ruft er das Dolk auf zu einem Selbftbewußtfein, das fi ftolz des eigenen 
Meumanns fhönes Bud, in pfohologifhen Tiefen fhürfend und auf 
Höhen, mit weitem Umblid und Ausblid ins DBollsleben aeleitend tft eine pädagogifhe Babe fm weiteften und 
beften’Sinne de8 Wortes, verfaßt von einem Meifter der lebendigen Rede Es will nicht mur den-Führern I 
und Lehrern des Dolfes gereicht fein, fondern möchte an dag Gewiffen Alldeutfehlande rühren.” 
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Verla”: Quelle & Meyer, Leipzig. -- Druck von Ad. Haussmann, Berlin SW. 63, Kochstrasge 67, a - . Er 


Defer-Zeitung. IE 


| Verlag von Quelle & Meyer in Leipzig I} 


|Die Kleinwohnung 


Studien zur Wohnungsfrage MM 


von ar, VRR a ae 
 Baudirektor Prof. £. Shumader MW 
112 Seiten mit 70 Abb. auf Tafeln x Geb. M. 1.50 EI 


Die Frage nadı der Reform der kleinen Wohnung 
ift eine der Kernfragen für die Aufwärtsentwik- 


um foziale Fragen fhıledthin, jaum den Punkt, an ME 
dem alles foziale Bemühen anzufeßen hat. Aber I 
es ift nicht nur das Ziel, audı der Weg führt durch EU 
6ebiete, in denen fi volkswirtfhaftlihe und bau- 


aus den Erfahrungen der Praxis einer Großftadt 
1 heraus gezeigt und dargelegt wie fih in dielr A 
' Frage‘>wirtfhaftliher Zwang, organifatoriihe EU 
[3] Forderungen und geftaltende Abfihten in natür- 14 
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lihem Fluß miteinander milhn. 
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lung unferes Dolkes. Sie it nicht etwa eine ardi- E, Er | 
tektonifche Liebhaberei, fondern eshandeltfihhier U 


lihe Überlegungen mannigfaltig und eng durd- B 4 : $ 
dringen. In welher Weife, wird hier von autori- 
tativer Seite an Hand einer Fülle von Abbildungen FU Er, 
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DEUTSCHE WIRTSCHAFTS- __DEUTSCHE WIRTSCHAFTS-ZEITUNG _ 


dtahlwerk Becker A.-G., Willich (Ahld) 


Wir laden hiermit die Herren Aktionäre unserer Gesellschaft 
zu einer am 29. November d. J., 3 Uhr nachmittags, 
im Geschäftshause der Deutschen Bank zu Düssel- 
dorf stattfindenden 


ausserordentlichen Generalversammilung 


ein. 
Tagesordnung : 


1. Aenderung der 88 2, 17 Abs. 1, 19 Abs. 2, 21d des Gesell- 
schaftsvertrages. 

82: „Zweck der Gesellschaft und Gegenstand des Unter- 
nehmens ist die Betreibung von Handelsgeschäften 
jeder Art und insbesondere die Errichtung und der 
Betrieb von Werken zur Herstellung von Stahl jeder 
Art, sowie von bergbaulichen und 
anderen damitin Verbindung stehen- 
den Betrieben und die Beteiligung an ähnlichen 
Unternehmungen.“ 

„Der Aufsichtsrat besteht aus mindestens drei Mit- 

gliedern.“ 

Die Mitglieder des Aufsichtsrats erbalten jedoch 
einen Anteil am Geschäftsgewinn i in Höhe von zehn 
Prozent desjenigen Reingewinns, der nach Vor- 
nahme sämtlicher Abschreibungen und Rücklagen, 
sowie nach Abzug von 5°/, Dividende verbleibt, 
mindestens aber eine Gesamtvergütung 
vonFünfzigtausend Mark. Die Tantieme- 
steuer geht zu Lasten der Gesellschaft.“ 
Zu den Obliegenheiten des Aufsichtsrats gehören ins- 
besondere auch: d. die Genehmigung zur Anstellung 
von Prokuristen und senstigen Beamten, wenn deren 
Jahresgehalt fünfzehntausend Mark übersteigt.“ 
2. Ausgabe von nom. 6 Millionen Mark neue Aktien, unter Aus- 

schluss des Bezugsrechts der Aktionäre. 


Aktionäre, die an dieser ausserordentlichen Generalversammlung 
teilzunehmen beabsichtigen, wollen ihre Aktien nebst zwei gleich- 
lautenden Verzeichnissen derselben spätestens bis zum 
23. November d. J. an einer der nachbezeichneten Stellen 
hinterlegen oder die anderweitige Hinterlegung durch eine amtliche 
Bescheinigung, aus welcher die Nummern der hinterlegten Aktien 
ersichtlich sind, dem V’öfstande nachweisen. 


Hinterlegungsstellen sind: 
unsere Gesellschaftskasse in Willich, 
die Deutsche Bank, Berlin, und ihre Zweigstellen, 
die Berliner Handelsgesellschaft, Berlin, 
der Barmer Bankverein, Barmen, und seine 
Zweigstellen, 
die Essener Kreditanstalt, Essen-Ruhr, 
das Bankbaus J. Frank & Co., Crefeld, 


817 I: 
S 19 II: 


gald: 


die Deutsche Nationalbank, Bremen, und ihre 
Zweigstellen, 

der Chemnitzer Bankverein, Chemnitz, und seine 
Zweigstellen, 


die Industrielle Bankgesellschaft, Düsseldorf; 
für die Schweiz ı unsere Generalagentur in Zürich, 
Centralhof, Nueschelerstr. 1. 


Willich, den 3. November 1919 
Der Vorsitzende des Aufsichtsrats: 
Wilh. P$eiffer, Kommerzienrat. 


Vereinigte Königs- und Laurahütte 
Aktien-Gesellschaft für Bergbau und Hüttenbetrieb. 


In der heutigen Generalversammlung, in welcher ein Aktien- 
kapital von 19177200 Mark mit 31962 Stimmen vertreten war, 
wurde die vorgelegte Bilanz für das Geschäftsjahr 1918/19 und 
die Deckung des sich nach ihr ergebenden Jahresverlustes von 
10724 439,92 Mark aus den vorhandenen Rücklagen genehmigt. Ein 
Gewinnenteil gelangt für das abgelaufene Jahr nicht zur Verteilung. 

Das satzungsgemäss ausscheidende Aufsichtsrats-Mitglied Herr 
Rittergutsbesitzer Klewitz, Klein-Lübars, wurde wieder gewählt. 


Berlin, den 31. Oktober 1919, 


Der Vorstand. 
gez. Hilger. 


Wir laden hiermit die Herren Aktionäre unserer Gesellschaft 
zu der am 29. November d. J., im unmittelbaren Anschluss an 
die um 3 Uhr nachmittags stattfindende ausserordentliche 
Generalversammlung, in Geschäftshause der Deutschen 
Bank zu Düsseldorf tagenden 


12. ordentlichen Hauptversammlung 


Tagesordnung: 


. Vorlage des Geschäftsberichts, der Bilanz, der Gewinn- und 
Verlustrechnung für das Geschäftsjahr 1918/19. 
Beschlussfassung über Genehmigung der Bilanz und der Gewinn- 
und Verlustrechnung und über Verwendung des Reingewinns. 
Entlastung des Aufsichtsrats. 

Entlastung des Vorstands. 

Wahlen zum Aufsichtsrat. 

. Wahl des Bilanzprüfungsausschusses. 


Aktionäre, welche an dieser Hauptversammlung teilzunehmen 


ein. 


eSPn pp m 


beabsichtigen, wollen ihre Aktien nebst zwei gleichlautenden Ver- 
zeichnissen spätestens bis zum 23. November d. J. an 
‚einer der nachbezeichneten Stellen hinterlegen oder die anderweitige 


| 


Hinterlegung durch eine amtliche Bescheinigung, aus welcher die 
Nummern der hinterlegten Aktien ersichtlich sind, dem Vorstande 
nachweisen. 


Hinterlegungsstellen sind: 
unsere Gesellschaftskasse in Willich, 


die Berliner Handelsgesellschaft, Berlin, 

der Barmer Bankverein, Barmen, 
Zweigstellen, 

die Essener Kreditanstalt, Essen-Ruhr, 

das Bankhaus J. Frank & Co., Crefeld, 

die Deutsche Nationalbank, Bremen, 
Zweigstellen, 


Zweigstellen, 
die Industrielle Bankgesellschaft, Düsseldorf, 


Centralhof, Nueschelerstr. 1. 
Willich, den 3. November 1919. 


Der Vorsitzende des Aufsichtsrats: 
Wilhn, Pfeiffer, Kommerzienrat. 


Die auf 5 /, festgesetzte Dividende ist sofort zahlbar za 
strasse 16/18 


Ft ; : ditgesellschaft auf Aktien, Berlin 
W 8, Mohrenstr. 58/59 x 
BEE N. Hetfft & Co,, Berlin NW7, Unter den 


Linden 52. 
Berlin, den 8. November 1919. - 


Aktiengesellschaft. 


Befoldungspoliit und Familienfland | 


Bon Oberlehrer Friedrich Rommel 
48 Geiten » = Geheftet M.1.50 : 
„Der Derfoffer fetzt fi zunächft furz und fnapp, unter Anführung 


autoritativer Anfihten, mit den beftehenden Theorien der Beamten» 


Da auseinander und entjdeidet fih dahin, daß die in den 

deutihen Landen übliche Befoldung, fowohl der Entftehung, wie der 
bisherigen Entwidlung nad, vorwiegend ale Unterhaltsrente und 
nicht ale Aquivalent der geleifteten Arbeit aufzufaffen fei... Die 
Vorfcläge find maßvolf und woblßegrünbet und dürfen wohl bie 
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otahlwerk Becker A.-G., Willich (Ahle) 


für die Schweiz ı unsere Generalagentur in Zürich, 


Verlag von Quelle & Meyer in Leipzig | 


der Chemnitzer Bankverein, Chemnitz, und seine . 


bei dem Bankhause A. Falkenburger, Berlin W 8, Tauben- RN 


C. Schlesinger-Trier & Co., Comman- 


Erste Berliner Malzfabrik 


Zinie barftellen, auf der es gelingen fann, die gefamte Beamten- F w 
Concordia. Zeitihrift der Zentralftelle für Boltewoplfahrt 3 
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die Deutsche Bank, Berlin, und ihre Zweigstellen, WA: 


XV, Jahrgang. 


BERLIN, den 15. November 1919. 
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Aufsätze. Karren | 
Die Zahlungsbedingungen 
im Textilgewerbe. 

Eine der bemerkenswertesten wirtschaftlichen 
Folgeerscheinungen der Kriegszeit ist die Ver- 
sehärfung der Zahlungs- und Lieferungs- 
bedingungen, die nahezu in allen Geschäfts- 
zweigen Platz gegriffen hat. Sie ist besonders 
fühlbar da in die Erscheinung getreten, wo der 
Mangel an Ware das bisherige Verhältnis von 
Lieferer und Abnehmer völlig verschoben und 


‘ den früher um die Gunst der Kundschaft wett- 


eifernden Verkäufern die Möglichkeit gegeben 
hat, ausser den Preisen auch den übrigen Inhalt 
des Kaufvertrages mehr oder minder einseitig 
vorzuschreiben. Vom Standpunkt der Volks- 
wirtschaft aus können die Wirkungen dieses Tat- 
bestandes nicht ohne weiteres und nicht in jeder 
Hinsicht als ungünstig bezeiehnet werden, aber 


zweifellos ergeben sich für die Abnehmer Nach- 


teile, die den vielfach erhobenen Widerspruch 
aus ihren Kreisen begreiflich genug erscheinen 


. lassen. 


Es geschah auf Grund solcher Klagen, dass 
sich dr Deutsche Industrie- und 


Handelstag vor einigen Wochen mit einem. 


Rundschreiben an seine Mitglieder, die Handels- 
kammern, wandte, das die Zahlungsbedingungen 
im Textilgewerbe zum Gegenstande hat. Es 


. heisst in diesem Schreiben: 


N Von zwei Handelskammern werden wir darauf hin- 
gewiesen, dass es angezeigt erscheine, einen Abbau der 
überaus harten Zahlungsbedingungen, die sich während 
des Krieges im Textilgewerbe herausgebildet haben, an- 
zustreben. Während früher Zahlungsziele von 30 Tagen 


bis zu 3.Monaten und darüber üblich gewesen seien, sei 
es ja nahezu zur Regel geworden, dass insbesondere von 
Spinnern und Webern. Bezahlung nach Erhalt der 
Rechnung oder doch bei Empfang der Ware gefordert 
werde. Hierdurch werde nicht nur eine ordnungsmässlgo 
Nachprüfung der Güte der gelieferten Waren und die 
Geltendmachung von Mängeln erschwert, sondern diese 
Bedingungen bedeuteten auch eine unerträgliche Härte 
insbesondere für den kapitalschwächeren Abnehmer, für 
den es gerade angesichts des so gewaltig gestiegenen 
Wertes der Waren eine Notwendigkeit bedeute, in 
gewohnter Weise Kredit vom Lieferer zu erhalten. Es 
wird als Aufgabe des Deutschen Industrie- und Handels- 
tags bezeichnet, einheitlich für das gesamte Textil- 
gewerbe die Rückkehr zu den Konditionen der Friedens- 
zeit anzubahnen, 


Der Deutsche Industrie- und Handelstag 
wollte zu dieser Anregung nicht Stellung nehmen, 
ohne seine Mitglieder gehört zu haben, und er- 
bat ihre gutachtliche Aeusserung. Das hierauf 
in breitem Umfange eingegangene Material lässt 
begreiflicherweise eine Verschiedenheit der Auf- 
fassungen erkennen, die namentlich in den wirt- 
schaftlichen Besonderheiten der einzelnenHandels- 
kammerbezirke begründet ist. Gerade deshalb 
sind diese Berichte aber ausserordentlich wert- 
voli und beleuchten das Problem nach allen 
Richtungen. Einige der markantesten “Aeusse- 
rungen sind wir bereits heute in der Lage zu 
veröffentlichen. So schreibt die 
Handelskammer Hannover: 


Die bei den einschlägigen Firmen unstres Bezirks 
angestellten Ermittelungen hinsichtlich der Anregung, 
einheitlich für das gesamte Teextilgewerba die Rückkehr 
zu den Konditionen der Friedenszeit anzubahnen, lassen 
eine einheitliche Stellungnahme nicht zu. 

Von Seiten des Kleinhandels wird auf die 
Härte der während des Krieges eingeführten Zahlungs- 
bedingungen hingewiesen und eine einheitliche Regelung 
im Sınne des Rundschreibens befürwortet. Während 
eine Antwort ganz allgemein die im Frieden in Kraft 
gewesenen Bedingungen wieder einzuführen wünscht, 
laufen andere Antworten darauf hinaus, 30 Tage Ziel 
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mit 2 pCt. Skonto, 60 Tage Ziel mit 1 pOt. Skonto oder 
90 Tage Ziel netto Kasse zu gewähren. 

Eine gegenteilige Stellungnahme wird jedoch fast 
durchweg von den befragten Firmen dsG rosshandels 
und der Industrie vertreten. Es wird von diesen 
Firmen als ausgeschlossen bezeichnet, zurzeit eine 
Aenderung praktisch durchzusetzen. Es sei bei der 
ausserordentlichen Knappheit des Rohmaterials und 
namentlich angesichts des steten Schwankens der Preise 
infolge der veränderlichen Valuta unvermeidlich, in erster 
Linie Kassageschäfte zu machen; dies setzte sich natur- 
gemäss vom Spinner auf den Fabrikanten sowie im 
Handel von dort auf den Grosshändler und Einzel- 
händler fort. 


Nicht unerwähnt lassen möchten wir eine vermit-- 


telnde Stellungnahme, die eine beschränkte Kreditgewäh- 
rung zwar befürwortet, jedoch von gewissen Voraus- 
setzungen, die im folgenden erwähnt werden sollen, 
abhängig macht. 

Auch von dieser Seite würde es mit Freuden 
begrüsst, wenn ein gemeinsames Vorgehen der Handels- 
kammern eine Aenderung der Zahlungsbedingungen 
herbeiführen würde. Doch müsse zunächst erzielt werden, 
dass nicht nur Fabrikanten und Grosssisten der Web- 
warenbranche zu dieser Aenderung veranlasst werden, 
sondern vor allen Dingen in erster Linie der Staat selbst, 
d. h die im Staatsauftrage arbeitenden Wirtschattsstellen 
für Wolle, Ba.mwolle, Kunstspinnstoffe, Beide etc. 
Diese Reichswirtschaftsstellen, welche als Nachfolger der 
Kriegs-Rohstoffabteilung des Kriegsministeriums die Auf- 
gabe zu lösen haben, die Industrie mit einschlägigen Reh- 
stoffen aus Reichsbeständen zu versorgen, verlangen, dass 
ihre Abnehmer die von ihnen zu liefernden Rohstoffe im 
voraus bezahlen, bevor gie die Ware gesehen haben. 
Will der Fabrikant der Vorausbezahlung entgehen, so 
hat er eine entsprechende Kaution zu stellen. Will er 
sich der Vorausbezahlung oder der Kautionsstellung nicht 
unterwerfen, so wird er einfach von der Belieferung 
ausgeschlossen. 

Dem Vorgehen der Reichswirtschaftsstellen ent- 
sprechend, haben auch die Rohstoffhändler für Textilien 
gegenwärtig keine andere Zahlungsbedingung als Voraus- 
bezahlung gegen Faktura. 

Der Fabrikant muss also die Ware bezahlen, ohne 
sie vorher prüfen zu können. — Es berührt eigenartig, 
hierbei festzustellen, dass englische Rohstoffhändler 
bereits dazu übergegangen sind, 30tägige Kredite ihren 
alten Abnehmern, zu denen sie Vertrauen haben, zu 
bewilligen. Solange der Fabrikant gezwungen ist, seine 
Rohstoffe, deren Wert gegenwärtig ausserordentlich hoch 
steht, so dass zur Beschaffung derselben auch ausser- 
ordentlich hohe Summen in Frage kommen,im voraus zu be- 
zahlen solange wırd er nicht in der Lage sein, wenn er nicht 
über ganz bedeutende Kapitalien verfügt, seinen Abneh- 
mern längere Kreditzeit zu bewilligen. Während bei- 
spielsweise ein Waggon Wolle in Vorkriegszeiten 20 bis 
80 000 M. ausmachte, ist für dıesen jetzt der Betrag von 
300 000 bis 500000 M. anzulegen. Bei einem solchen 
Kapitalbedart wird es der Mehrzahl der Fabrikanten 
nicnt möglich sein, die Waren, deren Fertigstellung doch 
auch einige Monate in Anspruch nimmt, nun noch längere 
Zeit auf Kredit vergeben zu können, denn auch der 
Fabrikant ist gezwungen, schnell seine Waren flüssig zu 
machen, um wieder Rohstoffo kaufen und die hohen 
Arbeitslöhne bezahlen zu können. Wolle man also dazu 
übergehen, im Textilgewerbe die früneren Zahlun:s- 
bedingungen von 30 Tagen bis zu 3 Monaten wieder 
einzulühren, so müsse man zunächst das jetzige Uebel 
an der Wurzel auszuroden versuchen, d, h. dıe Reichs- 
wirtschaftsstelle veranlassen, dass diese bei Lieferung 
von Rohstoffen zu Kreditgewährung übergehen. 

Im übrigen bemerkt diese Antwort, dass die 
schroffen Zahlungsbedingungen, die teilweise von Ver- 
bänden der Textilindustrie für sch in Anspruch genom- 
men sind, schon vielerlei Milderung gefunden haben. 
Gegenwärtig seien von den meisten Fabrikanten-Verbänden 
alten Abnehmern gegenüber die sogenannten Uebergangs- 
Bedingungen eingeräumt worden, d. h. 14 Tage nach 
Empfang der Rechnung netto Kasse. Da anzunehmen 
sei, dass binnen 14 Tagen die Waren in den Besitz des 
Käufers gelangt sind, so habe derselbe auch Gelegenheit 
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zur Prüfung der ihm gelieferten Waren und zu eventu- 
ellen Reklamationen. — 

Die Rückkehr zu den Konditionen der Friedenszeit, 
d. h. 30 Tage bis 6 Monate Ziel wird auch von dieser 
Seite unter keinen Uinständen für richtig gehalten. Bei 
den unklaren Vermögensverhältnissen der Kunden, die 
durch den langen Kıi g veranlasst sind, wird es viel- 
mehr für richtig gehalten, für die nächsten Jahre, so- 
lange nicht wieder normale Verhältnisse Platz gegriffen 
haben, einen 30tägigen Kredit als ausreichend anzusetzen. 
Eine längere Kreditgewährung, über 30 Tage hinaus, sei 
schädlich für unsere ganze Wirtschaftsführung. Ganz 
besonders müsste darauf hingewiesen werden, dass in den 
Detailgeschäften nur Barzahlung eingeführt würde und 
eine Kreditgewährung, wie sie häufig von Detaillisten der 
Kundschaft geradezu aufgedrängt wird, als unstatthaft 
erklärt würde. — 4 


Handelskammer Görlitz: 


Die Spinner und Weber bedtrfen heuts bei einem 
Rohstoffpreis, der auf das Fünfzehn- bis Zwanzigfache 
des Friedenspreises gestiegen ist, bei Löhnen, die sich 
800 pÜOt. und mehr erhöht haben, und bei einer ähnlichen 
Steigerung aller Unkosten und Lasten ‚mindestens des 
vier- bis sechsfachen Kapitals als in Friedensseiten, um 
ihren Betrieb aufrechtzuerhalten. Wohl haben »ich in- 
folge der bei der Abnahme der fertigen Waren jetzt 
herrschenden Zahlungssitte die früher viel Kapital er- 


. fordernden Aussenstände verringert. Sehr ins Gewicht 
fällt diese Verringerung aber der bedeutend gestiegenen 


Warenwerte wegen nicht; vielmehr ergibt sich eine ver- 
mehrte Kapitalanspannung: 


1. aus der notwendigen Bereitstellung von Kapital für - 
das zu erwartende Reichsnotopfer; 

2. aus der Wegkesteuerung der sogenannten _Kriegs- 
gewinne; 

3. aus den Kursverlusten von Wertpapieren (Kriegsan- 
anleihen) und dem dadurch bei den Banken vermin- 
derten Kredit; s 

4. aus der Tatsache, dass grosse Anzahlungen beim 
‚Reich für später zuzuteilende Rohstoffe oder Halb- 
fertigwaren aus Reichs- und Heeresbeständen im vor- 
aus geleistet sind und noch jetzt geleistet werden 
müssen, deren Gegenwerte aber erst 3 bis 6 Monate 
später in den Besitz des Fabrikanten kommen; 

5. aus dem Umstande, dass infolge der heravgesetzten 
Arbeitszeit, infolge der Störungen, hervorgerufen durch 
Kohlen- und Lichtmangel, die Fabrikation längere 
Zeit erfordert als früher, und dass die im freien 
Händel zu erwerbenden Rohstoffe, falls es. sich — 
was meistens der Fall ist — um Auslandsware handelt, 
viele Monate vor dem Empfang bezahlt werden müssen. 

Viele Kapitali-n liegen fern-r jetzt noch fest, die 
der Fabrikant im Kriege nach Spanien, Holland usw. 
für Rohstoffe gezahlt hat, und deren Gegenwerte infolge 
der politischen Verhältnisse heute noch nicht einge- 
gangen siud. 

Auch die Kammgarnspinnereien, die wichtigsten 

Lieferanten der Tuchfabrikation, benötigen, wenn sie die 


„teuren Rohstoffe für den Fabrikanten erwerben wollen, 


Vorschüsse gewöhnlich in Höhe des halben Rechnungs- 
betrages; die Kammgarne dagegen werden erst in 4 bis 
5 Monaten geliefert. | 
Aus allen diesen Grüuden erscheint uns ein Zurück- 
gehen auf die frühere Kreditwirtschaft auf absehbare 
Zeit hinaus ausgeschlossen, fails die Textilindustrie sich 
durch die bestehenden Schwie:igkeiten hindurchbringen 
will. Auch im Einzelhandel, wo sich früher ein grosses 
Borgunwesen bemerkbar machte, haben sich die Ver- 


‚hältnisse gebessert, Der Einzelhändler verlangt jetzt 


ebenfalls sofortige oder kurzfristige Zahlung, und die 
Käufer haben sich hieran gewöhnt. Der Forderung auf 
Abschaffung der jetzt bei Spinnern und Webern üblichen 
Zahlungsbedingungen kann deshalb zurzeit nicht nach- 
gekommen werden. 

Es ist aber anzustreben und liesse sich wohl durch- 
führen, eine Milderung in der Weise eintreten zu lassen, 
dass der Abnehmer zur Prüfung der Ware genügend Zeit 


. erbält. Als ausreichend kann zurzeit, wo ein gleich- 


zeitiges Hineinströmen grosser Warenmengen in das 
Lager des Käufers infolge der Warenknappheit ausge- 
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schlossen ist, eine Frist von acht Tagen bezeichnet werden. : 


‚ Wir empfehlen, auf eine Zahlungsbedingung des Inhalts: 
„Zahlung acht Tage nach Empfang der Ware“ als an- 
gemessen hinzuwirken. 


Handelskammer Liegnitz: 


Auch in unserem Bezirke machen sich die harten 
Zahblungsbedingungen, die sich während des Krieges im 
Textilgewerbe herausgebildet haben, bemerkbar. Von 
einer grösseren Spinnerei und Weberei unseres Bezirkes 
wird uns zwar dazu mitgeteilt, dass der Verband der 
Deutschen Kammgarnspinner gemeinsam mit dem der 
Weber in seiner letzten Sit&ung in Leipzig am 3. Ok- 
tober d. Js. beschlossen hat, an den bisherigen Kriegs- 
zahlungsbedirgungen nicht nur festzuhalten, sondern 
diese noch insofern zu verschärfen, als !/, des Wertes 
der gekauften Ware sofort bei Auftragserteilung und 2/, 
entweder beim Empfang der Ware oder dem der Rechnung 
zu bezahlen ist. Als Grund hierfür wird angegeben, 
dass der Wert der Robmaterialien heute das Zwanzig- 
fache des Frieden:preises beträgt. Der Spinner muss 
dem Wollhändler, besonders dem Ausländer den ganzen 
Wert der Ware oder mindestens die Hälfte sofort bei 
Erteilung des Auftrages bezahlen. Da nun 3—4 Monate 
vergehen, beror die Rohwolle in Form von Garn an die 
Weber verkauft werden kann — der Transport dauert 
jetzt durchschnittlich 2 Monate, und die Kämmereien 
brauchen mindestens 4 Wochen Lieferzeit —, so werden 
derartig grosse Ansprüche an die Kapitalkraft der Spinner 
gestellt, dass sie solchen nicht mehr gewachsen sind, 
sondern einen Teil der Lasten auf die Weber abwälzen 
müssen, in deren interesse es doch liegt, dass die 
Spinnereien möglichst ‘grosse Posten Garn spinnen, um 
die Webereien versorgan zu können. Schon heute ist 
das bei weitem nicht der Fall. Die Nachfrage der 
Weber übersteigt die Leistungsfähigkeit der Spinner um 
das Zehnfache. 

Der Zustand wird sich erst bessern, wenn sich die 
Weber an den Kapitallasten der Spinner beteiligen. 
Durch Warenkredit lässt sich der gegenwärtige Zustand 


nicht wirksam beseitigen. Durch die vom Weber ge- 


forderte Anzahlung schützt sich der Spinner auch etwas 


gegen das Risiko eines Konjunkturrückganges, d. h. gegen’ 


die damit Hand in Hand gehenden Streichungsversuche 
der getätigten Abschlüsse, 

Die Weber sollen nach Mitteilung der berichtenden 
Firma in der eingangs erwähnten Sitzung erklärt haben, 
dass sie die Grürde für die verschärften Zahlungsbe- 
dingungen der Spinner voll anerkennen müssten und in 
ihrem Verbande versuchen wollten, die Zustimmung 
sämtlicher Mitglieder zu erreichen. 

Diesen Ausführungen stehen aber die Antworten 
aus Händler- und auch Industriekreisen unseres Bezirks 
gegenüber, die über die zurzeit bestehenden überaus 
harten Zahlungsbedingungen Klage führen. Wenn, rein 
theor+-tisch genommen, bei der Zahlungsweise bei Empfang 
der Ware oder auch vorher wohl die Möglichkeit besteht, 
die gelieferten Waren zu bemängeln und dcm Lieferanten 
zur Verfügung zu stellen, so ist aber doch diese Mög- 
lichkeit in der Praxis so gut wie ausgrschaltet; denn 
ist die Ware einmal bezahlt, so weigert sich der Lieferant 
in den meisten Fällen dieselbe wieder zurückzunehmen, 
und es bleibt dem Abnehmer weiter nichts übrig, als 
den langwierieen Weg der Klage zu beschreiten. Ist 
dagegen die Ware noch nicht bezahlt, so muss der Lie- 
ferant den Klageweg beschreiten, falls er mit der Be- 
mäpgelung der Ware nicht einverstanden ist. Von allen 
Seiten wird dafür eingetreten, dass die durch die Kriegs- 
gesellschaften eingeführte Massnahme: „Erst Geld, dann 
Ware“ möglichst bald aus dem Geschäftsverkehr wieder 
verschwindet. 

Fraglos spielt die Kreditbeschaffusg bei dem so ge- 
waltig gestiegenen Warenwert und bei dem immer reger 
werdenden Geschäftsleben die grösste Rolle, vor allem 
aber, wenn das Betriebskapital durch Vermögensabgabe 
noch erheblich geschmälert wird. Wenn das Wirtschafts- 
leben wieder gesunden soll, so muss auch der Kredit- 
bewilligung eine ganz ausserordentliche Aufmerksamkeit 
zugewendet werden. Allgemein wird es für notwendig 
erachtet, dass Zahlungsziele von 30 Tagen bis zu 3 Mo- 
naten, wie dieses früher üblich war, wieder gewährt 
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werden. Werden diese Zahlungsziele wieder von dem 
Fabrikanten gewährt, so ist auch der Handel in der 
Lage, seiner Kundschaft längere Zahlungsziele zu be- 
willigen. Dieses ist aber für den Handel natürlich nicht 
eher möglich, bevor der Fabrikant nicht von seiner 
früheren Forderung auf kurzfristige oder Vorausbezahlung 
abgeht. Für besonders wichtig wird die Einführung der 
früheren Zahlungsziele den kapitalschwächeren Abnehmern 
gegenüber gehalten angesichts der so enorm gestiegenen 
Werte der Waren. Wir befürworten. daher, dass der 
Deutsche Industrie- und Handelstag einheitlich für das 
gesamte Textilgewerbe die Rückkehr zu den Bedingungen 
der Friedenszeit wieder anbahnt, die dahin gingen; 
„Zahlung innerhalb 30 Tagen“ oder „Zahlung innerhalb 
90 Tagen netto ohne Abzug“. 


Handelskammer Schweidnitz: 


Grundsätzlich halten auch wir einen Abbau der 
Zablungsbedingungen, die sich während des Krieges im 
Textilgewerbe herausgebildet haben, für durchauserstrebens- 
wert, und zwar nicht zuletzt im Interesse der Erhaltung 
des Kleinhandels in Textilwaren, dessen Leistungsfähig- 
keit durch gründliche Warenkenntnis bedingt ist, die sich 
nicht immer mit entsprechender Kapitalkraft gepaart 
findet, sondern sehr häufig auch kapitalschwächeren De- 
taillisten eigen ist. Eine allgemeine Rückkehr zu den 
früher üblichen Zahlungsbedingungen ist aber unter den 
gegenwärtigen Verhältnissen nicht möglich, da die not- 
wendigen Voraussetzungen dazu völlig fehlen und auch 
für absehbare Zeit fehlen werden. 

Die früher in dem Verkehr zwisehen den Fabri- 
kanten (Spinnern und Webern) einerseits und ihren Ab- 
nehmern (Grossisten und Kleinhändlern) andererseits 
üblichen Zahlungsbedingungen beruhten nicht zuletzt auf 
der grossen eigenen Kapitalkraft der Verkäufer und der 
Leichtigkeit der Krediterlangung von ihren Lieferanten, 
insbesondere auch des Auslandes, beim Bezug der Roh- 
stoffe und Halbfabrikate. Hierin sind im Laufe des 
Krieges ganz ausserordentliche Wandlungen eingetreten, 
die auch nach Beendigung des Krieges fortbestehen. Die 
gewaltige Steigerung der Preise für alle Rohmaterialien, 
Hilfsstoffe, Arbeitslöhne, die Erböhung des Aufwandes 
für Reparaturen und notwendige Betriebsänderungen und 
Neuanschaffungen usw.hat zurFolge, dass derFabrikant jetzt 
ein sehr viel grösseres Kapıtal in seinem Betrieb fest- 
legen muss als früber, selbst wenn er zu ganz beträcht- 
lichen Betriebseinschränkungen übergeht. Während ihm 
ferner früher neben dem Bankkredit auch ein teilweise 
sehr erheblicher Warenkredit beim Bezug seiner Rohstoffe 
und Halbfabrikate zur Verfügung stand, ist dieser jetzt 
gänzlich in Wegfall gekommen. Der Spinner z. B. muss 
heute die ein Vielfaches des Friedenspreises kostende 

" Rohbaumwolle bar bezahlen, lange bevor er sie am Lager 
hat und mit der Verarbeitung beginnen kann. Inzwischen 
muss er nicht nur den allgemeinen Aufwand für die Auf- 
rechterhaltung des Betriebes (Betriebsstoffe usw.), sondern 
vor allem auch die sehr hohen Arbeitslöhne auslegen. 
Er ist daher nicht in der Lage, seinen Kunden Spielraum 
für die Bezahlung der Waren 'zu gewähren. Es wird 
jetzt sogar in vielen Fällen vereinbart, dass der Weber 
den Spinner bei Erteilung eines grösseren Auftrages mit 
einer grösseren Anzahlung zur Beschaffung des Roh- 
materials unterstützt. Infolgedessen und aus den 
anderen oben bereits erwähnten Gründen ist auch der 
Weber gezwungen, sehr viel grössere Mittel im Betrieb 
festzulegen, die früher zur Gewäbrung von Kredit an die 
Abnehmer, Grossisten und Detaillisten, verfügbar 
waren. Be h 

Die Kapitalknappheit, die ais die Hauptursache der 

- verschärften Zahlungsbedingungen ‘anzusehen ist, wird 
sich durch die Vermögenszuwachssteuer und das Reichs- 
notopfer noch wesentlich vergrössern; besonders die 
Betriebskapitalien der Einzelfirmen und offenen Handels- 
gesellschaften werden, im Gegensatz zu den Aktiengesell- 
schaften, dadurch eine starke Schmälerung erfahren und 
für eine Kreditgewährung an die Abnehmer immer unzu- 
länglicher werden. 

Die ordnungsgemässe Nachprüfung der Güte der 
gelieferten Ware und die Geltendmachung von Mängeln 
wird durch die jetzt üblich gewordenen Zahlungsbedingun- 
gen nicht erschwert, da begründete Beanstandungen selbst- 
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verständlich auch nach erfolgter Bezahlung der Ware 
anerkannt werden müssen. 


Nicht unerwähnt lassen möchten wir, dass die im 


Verkehr mit Textilwaren jetzt bestehenden Zahlungs- 
bedingungen zum Teil erst unlängst durch die beteiligten 
Verbände neu geregelt worden sind. Es dürfte sehr schwer 
halten, eine Abänderung der gefassten Beschlüsse durch- 
zusetzen, so lange die Voraussetzungen dafür völlig fehlen. 


Handelskammer Leipzig: 


. Dass Bedingungen, wie Vorausbezahlung der Ware 
vor Abgang, Anzahlung eines Drittels oder Viertels 
des Kaufpreises in bar hei Auftragserteilung oder 
Rechnungslegung, Ausschluss jeder Beschwerde über 
die Beschaffenheit der Ware usw., die sich im Textil- 
gewerbe in der letzten Zeit vielfach herausgebildet haben, 


für manche Firmen, und insbesondere für die kleineren, 


unter Umständen eine Härte und schwere Belastung be- 
deuten, ist ohne weiteres zuzugeben, und es erscheint 
angebracht, dass diese Bedingungen sobald wie möglich 
fallen gelassen werden, zumal es auch für die leistungs- 
fähigeren Firmen schwieriger werden wird, solche Be- 
dingungen einzuhalten, sobald durch die hohen Steuern, 
besonders auch das Reichsnotopfer, die Betriebskapitalien 
eine starke Verminderung erfahren. Ob man auch ferner- 
hin an der sofortigen Kassezahlung festhalten kann und 
soll, lässt sich u. E. zur Zeit noch nicht entscheiden, 
eine Rückkehr zu den langfristigen Zahlungsbedingungen 
der Friedenszeit mit Zahlungszielen von 3, 4 und 6 und 
sogar 9 Monaten halten wir jedoch unter den jetzigen 
Verhältnissen für völlig unmöglich, ausserdem aber auch 
für durchaus unerwünscht und unzweckmässig. 


Bei der ungeheuerlichen Steigerung der Preise für 
die Rohstoffe und bei dem Verlangen der ausländischen 
Lieferanten, den Kaufpreis in der Regel sofort bar zu 
erhalten, ist es ganz unmöglich, dass jetzt auf längere 
Zahlungsfristen zugekommen werden kann, Die Er- 
böhung der Weltmarktspreise — es handelt sich bei den 
heutigen Geschäften schon im Einzelfalle um so hohe 
Werte, wie man sie früher überhaupt nicht gekannt 
hat — und namentlich die Entwertung unserer Valuta 
steigert das Kapitalbedürfnis für alle Industrien, die 
ihre Rohstoffe vom Ausland beziehen müssen, in geradezu 
phantastischer Weise. Es kann deshalb auch den Im- 
porteuren von Textilrohstoffen nicht zugemutet werden, 
dass sie ihrerseits ihren Abnehmern längeren Kredit ein- 
räumen, und an dieser Sachlage wird sich auch in ab- 
sehbarer Zeit nichts ändern, solange eben unsere Valuta 
nicht eine Besserung erfährt. Zudem liegt es sicher im 
Interesse aller wirtschaftlichen Kreise, wenn jetzt jedem 
Einzelnen eine gewisse Beschränkung in seinen Ge- 
schäften auferlegt wird. Wollten oder könnten .die 
Textilfabrikanten wieder wie früher ihren Abnehmern 


längere Kredite gewähren, so ist zu befürchten, dass. 


dann noch in manchen Kreisen eine spekulative Ein- 
kaufstätigkeit sich entwickeln würde, die im Augenblick 
eines Rückganges der hohen Preise zu erheblichen wirt- 
schaftlichen Konflikten führen müsste. Die heutigen 
Zahlungsbedingungen sind der beste Schutz gegen aller- 
hand unsichere und unsolide Gründungen. Es kann aber 
auch den Importeuren und Fabrikanten ‚nicht verdacht 
werden, wenn sie sich gegen die Möglichkeit von Preis- 
rückgängen und die damit im Zusammenhang stehenden 
Annullierungen seitens der Käufer durch kurze Zahlungs- 
ziele sichern wollen. i 
Gavz abgesehen davon, dass also unter den jetzigen 
Verhältnissen längere Zahlungsbedingungen im Textil- 
gewerbe einfach unmöglich sind, würden wir auch eine Rück- 
'kehr zu den Zahlungsbedingungen der Friedenszeit als 
einen bedauerlichen Rückschritt ansehen. Die lange 
Zielgewährung der Friedenszeit war ein Krebsschaden, 
mit dem der Krieg erfreulicherweise aufgeräumt hat, und 
die Erfahrungen während des Krieges haben bewiesen, 
dass die Kassezahlung eder Zahlungsweise mit kurzem 
Ziel, wie ‘sie ın England und Frankreich schon immer 
üblich war, auch in Deutschland sehr gut durchführbar 
ist. Um die grossen Nachteile der Borgwirtschaft zu 
beseitigen und die während des Krieges fast allgemein 


eingeführte verkürzte Zahlungsweise auch für die Frie- |' 


denszeit beizubehalten, haben wir bereits unter dem 


30, Juni 1917 dem Deutschen Industrie- und Handels- 3 


tag eine Eingabe übersandt, in der wir gebeten haben, 
dem Gedanken der verkürzten Kreditbewilligung weiter 
nachzugehen und Massnahmen zu seiner Verwirklichung 
zu ergreifen. Wenn der Kriex auch eiaen anderen. 
Ausgang genommen hat, als es 1917 vorauszusehen war, 


‚ 50 stehen wir doch auch heute noch auf dem Standpunkt, 
dass es im wirtschaftlichen Interesse der Gesamtheit 


liegt, wenn an der verkürzten Kreditbewilligung festge- 
halten wird. Und dieser Ansicht sind wir auch hin- 
sichtlich der Zahlungsbedingungen im Textilgewerbe. 
Wir brauchen auf die Vorteile, die wir ja in unserer 
Eingabe vom Jahrg 1917 schon des näheren 
dargelegt haber, hier nicht noch einmal einzugehen, 
betonen möchten wir nur, dass man mit der verkürzten 
Kreditbewilligung während des Krieges, überall sehr 
gute Erfahrungen gemacht hat, so dass die Beibehaltung 
dieser Einrichtung für die Friedenszeit nur dringend er- 
wünscht ist. 


Handelskammer Chemnitz: 


Einen Abbau der jetzigen scharfen Zahlungsbedin- 
gungen im Textilgewerbe anzustreben, halten die 
Spinner ohne Ausnahme für unmöglich. Solange Spinn- 
stoffe von den Reichsstellen und aus dem Auslande nur 
gegen Vorausbezahlung zu erhalteu seien, müssten sich 


die weiterverarbeitenden ‚Industrien mit der gl-ichen 
‚Zahlungsweise abfinden. Die durchweg. 20 fach höheren 


Warenpreise und die ungeheuere Steigerung aller übrigen 


'Fabrikationsunkosten und Löhne mache den Spinnern 


Aufrechterhalung ihrer immer noch beschränkten Pro- 


duktion nur mit Zuhilfenahme grosser Bankkredite mg- 


lich. Dass Vorausbezahlung der Ware das Recht und 
den Erfolg berechtigter Mängelrüge beeinträchtige, wird 
bestritten. Schon vor dem Kriege sei bei einem grossen 


‚Teile der Spinner und Weber sofortige Zahlung üblich 


gewesen, und in jedem Falle hätte ohne Ausnahme und 
ohne jede Erschwerung die Gel endmaehung von Mängeln 
mit Erfolg bewirkt werden können. Ohne Zweifel be- 
deuteten die jetzigen Zahlungsbedingungen für den 
kapitalschwächeren Abnehmer eine ziemliche Härte. Die 
Erfahrungen hätten jedoch bewiesen und zeigten es täg- 
lich, dass gerade kleinere Firmen, die früher zum Teil 
nur in übler Gewohnheit langfristige Kredite beanspruch- 


ten, sehr pünktlich und sogar noch vor Ablauf eines ein- 2 = 
geräumten Zieles in bar regulierten, während gerade von er 
grossen Firmen die vereinbarten Konditionen unpürktich 


eingehalten würden. Die vorerwähnten, kurz gekenn- 


zeichneten Umstände haben die Spinner veranlasst, sich 5 2 ü 


im „Deutschen Baumwollgarnkontrakt* auf folgende 
Zahlungsbedingungen festzulegen: ar a 
„Die Rechnung wird bei jeder Sendung ausge- 


stellt. Die Zahlung hat zu erfolgen netto Kasse bei 55 = a 
Erhalt der Rechnung — Wert der Rechnung Aus- Be RA 


stellungsdatum — in barem Gelde, Bankgiro oder 


Postschecküberweisung. Schecks auf Bankplätzee Ks 


werden nach Eingang, bankfähige Wechsel unter 


Zinsenabzug zum jeweiligen Reichsbankzinsfuss unter BER E 
Vorbehalt des Einganges gutgeschrieben. Bigene Ak- BER, 
. zepte oder Wechsel auf Nebenplätze werden ihtt n 


Zahlung genommen. 


Abzüge für Porto- Ueberweisungs- und Werr 


sicherungsgebühr sind unzulässig. 


Vor völliger Bezahlung fälliger Rechnungsbeträge = BR | 
ist der Verkäufer zu keiner weiteren Lieferung Vor] 


pflichtet.* j 


Die weiterverarbeitende Industrie ist in ihrer BE EIER 
Stellungnahme zum Abbau der jetzigen Zahlungsbedin- 


gungen keineswegs einheitlicher Meinung. Während die 
Weber im allgemeinen kleine Erleichterungen, wie 


Zahlung nach Empfang der Ware, für wünschenswert er- BR 
streben, erkennen sie doch die Notwendigkeit der jetzt 

üblichen Zahlun: sbedingungen im Hinblick auf die nun 
einmal bestehenden Verhältnisse durchweg an und lehnen 


Aenderung ihrerseits solange ab, als sie selbst zu ihnen 


. seitens der Spinner verpflichtet sind. Etwa den gleichen 3: 
Standpunkt vertreten de Zwirnereien. 5 


Wesentliche Erleichterung in den Zahlungsbedin- 5 


K gungen haben diejenigen Industriegruppen des Textil- 
..gewerbes bereits eintreten lassen, die beim Absatz ihrer 
. Erzeugnisse auf den Kleinhandel in grösserem Masse an- 


. » 


gewiesen sind. So hat sich der Verband Deuts cher Sure, Er 
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Möbelstoff- und Mokettwebereien in 
seinen Bedingungen auf 30 Tage mit 5 pOt. festgelegt 
und ist sogar bereit, nach Würdigkeit längeres Ziel zu 


gewähren. Die Stoffhandschuhindustrie, die. 


Wirkwarenfabrikantenvereinigung Chemnitz 
undder Verein Dentscher WirkereienStutt- 
gart haben beschlossen: „30 Tage Datum Faktura netto 
oder 'sofortige Zahlung nach Empfang der Ware“ für die 
Zukunft beizubehalten. Der Handel begrüsst den Ab- 
bau der Zahlungsbedingungen durchweg, da er sich dadurch 
_ eine wesentliche Verstärkung bei der bereits wieder not- 
wendigen Kreditgewährung an seine Abnehmer verspricht. 


Als Ergebnis der Rundfrage wäre nach all’ dem 
festzustellen, dass die Spinner und Weber und mit ihnen 
eine grosse Zahl andere Betriebe Erleichterung in den 
Zahlungsbedingungen zurzeit als’undurchführbar ablehnen, 
Wenn auch die weiterverarbeitenden Industriegruppen 
des Textilgewerbes und der Handel einen Abbau der 
jetzigen „überaus harten* Zahlungsbedingungen herbei- 
wünschen, so wird doch fast allgemein die- Wiederein- 
führung der Friedenszahlungsbedingungen mit ihren mehr- 
monatlichen Zielen auch von ihnen im Interesse des ge- 
samten Textilgewerbes allgemein abgelehnt. 

In Anlehnung an das Gesamtergebnis unserer Rund- 
frage hat unser Hauptausschuss nach eingehender Beratung 
zur Sache folgenden Beschluss gefasst: 

Abgesehen davon, dass es keine Handhabe geben 
dürfte, auf die Regelung der Zahlungsbedivgungen in 
' irgend einem Sinne einwirken zu können, erscheint der 
Handel kammer mit Rücksicht auf die bestehenden Ver- 
hältnisse eine Erleichterung der Zuhlungsbedingungen 
undurchführbar. Solange Spinner und Weber auf Ver- 
sorgung durch Reichsstelle und Ausland angewiesen sind 
und ihre Spinnstoffe bezw. Garne im Voraus bezahlen 
müssen, werden sich die weiterverarbeitenden Industrien 
sowohl wie der Handel ebenfalls mit den scharfen Zablungs- 
bedingungen abfinden müssen. Nur die Wiederkehr ge- 
ordneter Wirtschaftsverbältnisse und das zwischen Ver- 
käufer und Käufer notwendige Vertrauen dürfte berufen 
sein, im Laufe der Zeit Erleichterungen in den Zahlungs- 
bedingungen zu schaffen. 


Handelskammer Plauen: 


Die von der Kammer angestellten Erörterungen 
haben zu einem einheitlichen Ergebnis nicht geführt. 
Die Ansicht, für das gesamte Textilgewerbe die Rück- 
kehr zu den Konditionen der Friedeuszeit zu fordern, 
wird durchaus nicht von allen hierüber um gutachtliche 
Aeusserung befragten Gewährsfirmen geteilt. Wie nicht 
anders zu erwarten war, stehen sich die Meinungen aus 
Industrie und Handel auf diesem Gebiet diametral 
gegenüber. ERS 

Aus den Kreisen der Einzelhändler mit 
Textilien wird betont, dass die veränderte Marktlage 
eine Ablegung der Kriegskonditionen, wie z. B. sofortige 
Kasse, Berechnung der Verpackung usw. und die Rück- 
kehr zu den Bedingungen der Vorkriegszeit erfordere. 
Die Rechnungsbeträge müssten tunlichst wie früher in 
der Weise beglichen werden, dass 

80 Tage nach Ablauf des Lieferungsmonats 4 pCt. 
60 ” ” ” % ” ” 3 pCt. 
0. „ 5 F e a 2 pCt. 
120 DER } e.) 9 „ % 
‘dem Käufer in Anrechnung gebracht würden. Die Tat- 
sache, dass die B:+seitigung dieser Vereinbarungen im 
Laufe der Kriegsjahre von den Händlern ohne sonder- 
lichen Widerspruch getragen worden sei, müsse in erster 
Linie dem Umstand zugeschrieben werden, dass durch 
das allmähliche Zusammenschmelzen der Warenläger in 
reichlichem Masse Geld flüssig und zur sofortigen Be- 
zahlung neuer Einkäufe verfügbar gemacht wäre. Selbst 
auf schwachen Füssen stehende Geschäftsleute hätten 
damals beträchtliche Kapitallen freibekommen. Jedoch 
habe dieser Zustand naturgemäss nicht lange angehalten, 
da die Preise in kurzer Zeit eine ungeahnte Höhe er- 
klommen hätten. Demzufolge erfordere gegenwärtig ein 
"mittleres $escbäft der Textilbranche, das vor dem Kriege 
mit 500,0 M. ein ansehnliches, gut sortiertes Lager 
' unterhalten und Zahlungsbedingungen „30 Tage nach 
Ablauf des Lieferungsmo: ats“ ohne Schwierigkeiten ent- 
sprochen habe, bei schnellem Umsatz und mit demselben 


z 
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Warenlager mindestens das fünffache Betriebskapital, 
wobei Zahlungsbedingungen wie die jetzt üblichen un- 
bedingt in grossem Massstabe zum beschleunigten Rück- 
gang des Geschäfts. beitrügen. Besonders würden die 
Modewarengeschäfte in Mitleidenschaft gezogen, da sie 
im allgemeinen einen flotten Umsatz nicht verzeichnen 
können. Sie geraten den grossen kapitalkräftigen Waren- 
häusern und Konsumgenossenschaften gegenüber in Nach- 
teil, weil infolge der riesigen Verteuerung aller Waren 
ihr Betriebskapital knapp geworden ist, und sie zur 
Ausschaltung ganzer Warengruppen vom Ein- und Ver- 
kauf genötirt sind. In neuerer Zeit kommt noch hinzu, 
dass die Kundschaft mit dem Erscheinen grösserer 
Warenmengen auf dem Markt wieder anspruchsvoller 
hinsichtlicb der Auswahl geworden ist, so dass die 
Händler wohl oder übsl zur Haltung grosser Läger ge- 
zwungen sind. Damit werden wiederum grössere Be- 
träge festgelegt, wodurch die meisten Abnehmer zur Be- 
achtung der seitens der Lieferanten festgesetzten scharfen 
Zahlungsbedingungen nicht in der Lage sind. Zu solchen 
Lieferungsklauseln vermögen die Einzelhändler sich um- 
soweniger zu verstehen, als seitens der Kundschaft von 
ihnen bereits wieder Kredit gefordert wird. Ferner 
findet in diesen Kreisen Beanstandung, dass bei den kurz- 
gehaltenen Zahlungsfristen die Nachprüfung der Waren 
und die Geltendmachung von Mängelrügen sehr erschwert 
ist. Berechtigte Beschwerden werden von den Lieferren 
vielfach zurückgewiesen, da sie in der Regel schon im 
Besitz der Zahlung sind, und demzufolge alle Ansprüche 
ablehnen zu können glauben. Weiterhin wird noch be- 
mängelt, dass in den Abnahmebedingungen sehr oft noch 
das Verla: gen zu finden ist, dass bei Abnahme von 
....m Stoff .... m Papierstoff in Kauf genommen 
werden müssen. Hiergegen wenden sich die Einzel- 
handelskreise mit allem Nachdruck, da es keinesfalls ge- 
billigt werden kann, dass Gebräuche, wie sie in ver- 
gangenen Jahren durch die Kriegsgesellschaften einge- 
führt worden sind, auf die gegenwärtige und kommende 
Zeit übernommen werden. Schliesslich wird jedoch auch 
in diesen Kreisen nicht verkannt, dass die Fabrikanten 
hinsichtlich der Zahlungsbedingungen in der gleichen 
schwierigen Lage sich befinden wie sie selbst. Sie legen 
der Industrie deshalb nahe, dass sie ihrerseits mit dem- 
selben Recht von ihren Lieferanten verlangt, von Be- 
dingungen Abstand zu nehmen, die immerhin in der 
Kriegszeit verständlich waren, jedoch nunmehr einer 
Berechtigung entbehren. Sie können deshalb auch einer 
Anzahl von Fabrikanten ihre Anerkennung nicht ver- 
sagen, die wenigstens „30 Tage Ziel netto* als Zahlungs- 
bedingung seit einiger Zeit gelten lassen. 

Die aus der Industrie zu dieser Angelegenheit 
befragten Gewährsfirmen äussern sich dahin, dsss dıe von 
den Händlern zum Ausdruck gebrachte Anregung über 
einen baldigen Abbau der scharfen Zahlungsbedingungen 
einer gewissen Begründung nicht entbehrt. Es ist dieser 
Forderung aber entgegenzuhalten, dass der Fabrikant im 
Laufe der Krieg:jahre zur allmählichen Verschärfung 
der Zablungsbedingungen direkt gezwungen wurde, da 
auch er von seinen Lieferanten in steigendem Masse mit 
harten Zahlungsbedingungen bedacht wurde. Wenn dem- 
nach hente einerseits die Fahrikanten ein Abbau der Be- 
dingungen mit einer gewissen Berechtigung gefordert 
wird, so darf doch andererseits nicht verkannt werden, 
dass er derartigen Wünschen solange nieht gerecht werden 
kann, als er selbst Zuges ändnisse seiner Lieferanten 
nicht zu erwarten hat. Dafür ist aber zurzeit wenig 
Aussicht vorhanden, denn die Erzeuger der Halbfertig- 
fabrikate haben sich zu mächtigen Konventionen. zu- 
sammengeschlossen und halten an den Zahlungsbedingungen 
unter Ablehnung jeder Zielgewährung (besonders die 
Spinner) fest, weil sie die Wolle und Kammzüge eben- 
falls umgehend bar bezahlen müssen. Bei irgendwelchem 
Entgegenkommen in der gewünschten Richtung können 
diese Unternehmen ihre Betriebsweise unmöglich noch 
wirtschaftlich gestalten. Dass auch die Lieferanten alle 
Rohmaterislien, Rohwolle, Kammzüge schon bei der 
Bestellung, also nicht erst bei der Ablieferung in- 
bar bezahlen müssen, ist bedingt durch das gewaltige 
Risiko, dass mit dem Erweıb der Ruhstoffe angesichts 
der riesigen Wertsteigerung verbunden ist. Durch die 
schlechte Bewertung des deutschen Geldes im Ausland 
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kostet die Rohwolle das Zwanzigfache des Friedens- 
preises, weshalb auch die Arbeiterschaft dieser Firmen 
unmöglich voll beschäftigt werden kann. 

Ferner mussberücksichtigt werden, dass der Fabrikant 
nicht immer die Ware sofort nach ihrer Fertigstellung 
absetzen kann, und dass schliesslich doch Zielüber- 
schreitungen der Kundschaft von ihm io Kauf genommen 
werden müssen, weil er im eigenen Interesse nicht all- 
zuscharf vorgehen kann. 

Voraussetzung für den Abbau der Krieg:konditionen 
wäre demnach, dass die Spinner zu entsprechenden Zu- 
geständnissen veranlasst würden, um dem Yabrikanten 
seine Stellungnahme zu dieser Frage zu erleichtern. 
Aus den oben angeführten Gründen erhellt aber, dass es 
für den Spinner ganz unmöglich ist, ein Ziel von zwei 
oder drei Monaten, selbst von kürzerer Zeit, einzuräumen. 
Solange das Ausland nicht den geringsten Kredit gibt, 
und die Rohmaterialhändler den Textilindustriellen eben- 
falls nur ihre Waren gegen sofortige Kasse (netto) ver- 
kaufen, solange kann auch nicht daran gedacht werden, 
dass die Spinner und Fabrikanten ihre Erzeugnisse gegen 
ein längeres Ziel abgeben. 

Im übrigen ist z. B. in der Tuchbranche seitens 
der Berufsverbände ein 14-tägiges Ziel vom Tage der 
Rechnungsausstellung an gerechnet als Uebergsngskon- 
dition aufgestellt worden. Diese Bedirgung bedeutet das 
grösstmöglichste Entgeg nkommen im Verhältnis zu den 
seitens der Rohmateriallieferanten gesteliten, insofern 
als die Warenempfä: ger nunmehr ihre Tuche inne: halb 
der Frist erbalten und in Augenschein nehmen können, 
während die Rohmaterialienhändler von den Fabrikanten 
sofortige Bezahlung fordern, ohne ihnen die bestellten 
Waren zuvor zu liefern. Dabei ist noch zu bedenken, 
dass wohl bei sämtlichen Fabrikanten das eigene Be- 
triebskapital nicht mehr ausreicht und grosse Bankkredite 
bereits von ihnen in Anspruch genommen werden 
mussten. 

Nach alledem glaubt die Kammer, den Ansichten 
der Industriefirmen zuneigen zu ‘sollen und hält dem- 
entep'echend gegenwärtig die Zeit noch nicht für ge- 
kommen, für das gesamte Textilgewerbe dis Rückkehr 
zu den Konditionen der Friedenszeit anzustreben, 


Handelskammer Zittau: 


Von den Fachverbänden des Textilgewerbes sind 
bereits in letzter Zeit allseitig Bemühungen in Gang 
gesetzt worden, eine Erleichterung der Zahlungsbe- 
dingungen seitens der Spinner herbeizuführen. Zurzeit 
tagt in Berlin eine Kommission der Vertreter der 
Spinnereien und des Gesamtverbandes der Deutschen 
Baumwollwebereien, die die Aufgabe hat, die in Friedens- 
zeiten üblichen Zahlungsverhältnisse wieder einzuführen. 
Ob dies allerdings möglich sein wird, ist fraglich. Die 
Webereien machen geltend, dass die Bedingung „Zahlung 
bei Erhalt der Rechnung* nur dazu führe, dass sich 
zwis hen Spinvereien und Webereien der zum Teil un- 
berufene, aber sehr zahlungsfähige Händler eindränge, 
der dann seinerseits wohl dazu imstande ist, dem Weber 
längere Zahlungsfristen zu bewilligen, dafür aber die 
Gespinste sehr im Preise verteuern. Die Gefahr, dass 
mit der sofortigen Zahlung Beanstandungen der Ware 
unmöglich gemacht werden, ist im Verkehr zwischen den 
Spinnereien und Webereien nicht stichhaltig, da der noch 
bestehende Vertrag zwischen Spinner- und Weberver- 
bänden Schlichtungsausschüsse vorsieht, die bisher alle 
Beanstandungen gewissenhaft erledigt haben. Im übrigen 
soll nicht verkannt werden, dass durch die kurzen Zahlungs- 
fristen die Prüfung der Waren auf ihre vertragsmässige 
Qualität hin zum mindesten ausserordentlich erschwert 
wird. : 

Es muss nun zwar zugestanden werden, dass die 
Spinnereien augenblicklich am Verkauf von Gespinsten 
einen verhältnismässig grossen Nutzen haben; dafür ist 
aber auch die Gefahr bei den Rohstoffeinkäufen im Aus- 
lande, die nur gegen vorherige Zahlung abgeschlossen 
werden können, sehr beträchtlich. Die den Spinnereien 
zur Verfügung stehenden Mittel: würden deswegen in 
vielen Fällen nicht ausreichend sein, um grössere Ankäufe 
im Auslande vornehm n zu können, wenn sie nicht ihren 
Ahnehmern unbedingt jede Stundung verweigerten. 
Immerhin sollte von ihnen verlangt werden können, dass 
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sie wenigstens Wechsel in Zahlung nehmen. wodurch 
als Kreditgeber auch Bsnken herangezogen würden, die 
jetzt über grosse flüssige Mittel verfügen. Damit wäre 
den Spinnern wie Webern in gleicher Weise gedient 
und die Einfuhr von Rohstoffen würde richt durch die _ 
Tatsache eingeschränkt, dass die Zahlungsmittel der beiden 
vertrarschliessenden Teile nicht ausreichen. 


Ganz ähnlich liegen die Verhältnisse zwischen den 
Webern und ihrer Kundschaft. Wie schon ausgeführt, 
müssen die Weber an die Spinner zum Teil schon bei 
Erhalt der Rechnung zahlen. Ehe die Garne nun ver- 
webt werden und die Ware zum Verkauf gelangen kann, 
vergehen fast 4 Monate. Da ausserdem die Werte der 
Robstoffe und Halbfabrikate äusserst hoch sind, würden 
au h bei den meisten Webern die Betriebskapitalien nicht 
ausreichen, wenn ‘sie nicht ihrerseits sich durch die 
Stellung möglichst kurzer Zahlungsfristen die zur Fort- 
führung ihrer Unternehmen benötigten Gelder zu sichern 
suchten. 

Nach allem erscheint es ziemlich ausgeschlossen, 
dass die früheren Zahlungsziele jetzt schon wieder ein- 
treten könuten. Gerade die Textilindustrie hatte vor 
dem Kriege mit fast uferlosen Zahlungsbedingungen zu 
kämpfen. Es war keine Seltenheit, dass von den Ab- 
nehmern Ziele bis zu 12 Monaten in Anspruch genommen 
wurden. Ist doch s hr wohl bekannt, dass durchaus nicht 
kleine Geschäfte mit so langen Stundungen ihr Leben 
gefristet haben. Daher ist nur zu begrüssen, dass 
dieser Uebelstand einmal aus der Welt geschafft wo:den ist. 
Bei der jetzigen Knappheit an Materialien liegt aber 
auch die Schuld an d«ım Bestehen der scharfen Be- 
dingungen bei den Abnehmern selbst mit, die freiwillig 
oder mindestens der Not gehorchend, jede, wenn auch 
noch so harte Massnahme in Kauf nehmen, um nur 
Waren zu bekommen. Angebot und Nachfrage werden 


mit der Zeit von selbst die Preise und Zahlungsbe- 


dingungen wieder regeln. Auch die Lieferanten werden 
von selbst bei einer Besserung der Verhälinisse wieder 
zu einem Ziel von 30 Tagen Kassaskonto oder 90 Tagen 
netto, das bei einem angemessenen &eschäftsverkehr als 
durchaus richtig anzusehen ist, zurückkommen. Nur 
dürfen dann die Abnehmer nicht die Lieferanten mit 
dem Scheckbuch in der Hand zur Hergabe von Waren 
durch sofortige Bezahlung bei Erteilung des Auftrages 
nötigen. 


Handelskammer Worms: 


Die Angaben der beiden Handelskammern über die 
Härte der Zahlungsbedingungen, die während des Krieges 
sich herausbildeten, sind zutreffend. 

Bei den Lirferanten ist während des Krieges, be- 
sonders aber in diesem Jahre, immer mehr in Uebung 
gekommen, bei Lieferung von Waren sofortige Zahlung, 
häufig bei Erhalt der Faktura, in manchen Fällen sogar 
Vorausbezahblung d. h. bei Erteilung des Auftrags, zu 
fordern. Diese Bedingungen konnten viele Lieferanten 
bei der grossen Warenknapphet selbstverständlich sehr 
leicht durchsetzen, denn der Warenmangel war und ist 
jetzt teilweise noch so gross, dass der Käufer ohne 
weiteres, nur um Ware zu erhalten, auf diese Bedin- 
gungen eingeht. € 

Kapitalkräftigen Firmen war es auch ein leichtes, 
diesen Antorderungen zu genügen. Da während des 
Krieges ohne Zweifel infolge der reichlichen Verdienste 
vieler erwerbenden Stände stets grosse Barmittel zur 
Hand waren, ist das früher teilweise übertriebene Kredit- 
wesen sehr zusammengeschrumpft uud die meisten Kauf- 
leute verfügten stets über grössere Barmittel, so dass es 
ihnen in den meisten Fällen ein leichtes war, die Waren 
sofort zu bezahlen. 

In der letzten Zeit haben jedoch die Preise eine 
derartige Höhe erreicht, dass bei vielen Firmen trotz 
des guten Geschäftsganges die verfügbaren Kapitalien 
zur Füllung des zum Geschäftsbetrieb nütigen Lagers in 
etwa dem früheren Umfang, nicht mehr auszureichen 
beginnen. Deshalb muss in manchen Fällen, wenn 
seitens der Lieferanten die bisherige Bedingung „Bar- 
zahlung‘“ verlangt wird, auf den Einkauf mancher verhält- 
nismässig grosser Warenposten verzichtet werden. Es 
ist deshalb erklärlich, dass der Kreditbedarf im Waren- 


'handel wieder stärker wird. Dieses Bedürfnis hat ohne 
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Zweifel zu den Anträgen der beiden Handelskamme’n 
den Anlass gegeben. Solange jedoch die Nachfrage das 
Angebot übersteigt, wird wohl wenig Aussicht bestehen, 
dass die den Käufern hart erscheinenden Zahlungsbedin- 
gungen geändert werden. Deshalb dürften die Bemü- 
hungen um Abänderung derselben zunächst vielleicht 
wenig Erfolg haben, jedenfalls aber auf starken Wider- 
stand bei den Liefe’anten stossen. 

Denn die Kreditgewährung mit kürzeren oder 
längeren Fristen ist und war nur eine Folge der Tat- 
sache, dass das Angebot die Nachfrage überstieg und der 
Lieferant, um einen Geschäftsabschluss zu tätigen, ab- 
geseren von den Preisen, bei den Zahlungsbedingungen 
dem Käufer Erleichterangen bot, um das Geschäft über- 
haupt zu Stande zu bringen. 

Es werden also, wenn die Möglichkeit besteht, 
dass durch Zuführung von Rohstoffen usw. alle Fabrika- 
tioeszweige wieder in vollem Masse Beschäftigung 
finden, durch die dann grösser werdende Konkurrenz, die 
Zahlungsbedingungen sich automatisch einigermassen 
mildern. Ob jedoch die Rückkehr zu den alten Kondi- 
tionen möglich ist, oder ob diese Konditionen überhaupt 
wieder Platz greifen werden, erscheint angesichts der 
Tatsache, dass sich die meisten Fabrikanten zu Kartellen 
zusammengeschlossen haben und aus diesem Grund ihre 
Bedingungen leicht durchsetzen können, zweifelhaft und 
hängt ganz von der heute schwer übersehbaren Entwick- 
lung der wirtschaftlichen Verhältnisse ab. 

Wir halten es für erwünscht, dass die Zahlurgs- 
bedingungen, welche während der Kriegszeit im Textil- 
gewerbe eingeführt worden sind, soweit gemildert werden, 
als das berechtigte Interesse der Industrie an einem 
geregelten Zahlungsverkehr zulässt, dass jedenfalls die 
Härten wieder beseitigt werden, welche in den Kondi- 
tionen infolge der Warennot der Kriegszeit Aufnahme 
gefunden haben. 
u. a, auf die Ausführungen in Nr. 1 der Zeitschrift 
„Die Trxtilwoche“ vom 8. Oktober 1919 betr. „Die 
Neuaufrollung der Konditionsfrage“. 


Dagegen würden wir es aus volkswirtschaftlichen 
Gründen nicht für erwünscht halten, wenn die Entwick- 
lung in das entgegengesetzte Extrem verfiele und die 
Kreditgewährung im Textilgewerbe einen Umfang 
annehmen würde, welcher mit den Grundsätzen einer 
volkswirtschaftlich gesunden Kreditwirtschaft nicht 
verträglich wäre. Wie die Dinge in nächster Zukunft 
sich entwickeln werden, ist nicht abzusshen. Es erscheint 
nicht ausgeschlossen, dass die Zunahme des Produktions- 
umfangs auf der einen Seite, die Verminderung der 
Kaufkraft auf der anderen Seite in absehbarer Zeit das 
heutige Verhältnis von Angebot und Nachfrage umkehrt 
und einer Entwicklung zu Gunsten der Kreditwirtschaft 
Vorschub leistet, weiche nicht mehr als volkwirtschaftlich 
gesund zu bezeichnen wäre, 

Wenn wir deshalb uns dafür aussprechen, dass der 
Deutsche Industrie- und Handelstag für die Abstellung 
der Härten in den Kriegskonditionen sich einsstzt, halten 
wir es hinwiederum für notwendig, dass der Entwicklung 
pach der Seite einer übertriebenen Ausdehnung der 
Kreditgewährung vorgebeugt wird. 

Die Frage muss also u. E. mit einer gewissen Vor- 
sicht angefasst werden und die Handelskammern werden 
ebenso wie der Deutsche Industrie- und Handelstag bei 
ihrer Stellungnahme zu Gunsten der Milderung der 
Kriegskonditionen einer zuweitgehenden Wiedereinfüh- 
rung der Kreditgewährung gegenüber Zurückhaltung 
bewahren müssen. 


Handelskammer M.-Gladbach: 


Wenn Spinner und Weber heute Bezahlung nach 
Erhalt der Rechuung oder bei Empfang der Ware fordern, 
so ist dies unter derzeitigen Verhältnissen durchaus ge- 
rechtfertigt, da sie ihr Robmaterial ebenfalls zu solchen 
Bedingungen, teilweise sogar noch zu härteren, nämlich 
der Voreinsendung des Rechnungsbetrages, k»ufen und 
bezahlen müssen. Solche Zahblungsbedingungen sind unter 
heutigen Verhältnissen nicht nur Eigentümlichkeiten der 
Textilindustrie, sondern dürften sich mehr oder weniger 
auch in den meisten andern Zweigen finden; wir weisen 
auch darauf hin, dass eine Reihe von Kriegszesellschaften 
- nicht ohne vorherige Einsendung des Geldes liefern. Die 


Wir verweisen in dieser Beziehung . 


— 


Textilindustrie ist aber ihrerseits in einer besonderen Not- 
lage, weil sie ihren Roh-toff heute zu so aussergewöhnlich 
hohen Preisen kaufen muss, von den gewaltig gestiegenen 
Gestehungskosten, Löhnen, Kohlen und allen Betriebs- 
materialien abgesehen, dass sie nicht auch noch „kapital- 
schwächeren Abnehmern, für die es gerade angesichts des 
so gewaltig gestiegenen Wertes der Waren eine Not- 
wendigkeit bedeute, in gewohnter Weise Kredit vom 
Lieferer zu erhalten“, einen Teil ihres B-triebskapitals 
für längere Zeit überlassen kann. Dazu sind eben heute 
die meisten Spinner und Weber „angesichts des so ge- 
waltig gestiegenen Wertes der Waren* überhaupt nicht 
mehr in der Lage. Gewiss ist es vor dem Kriege in der 
Textilindustrie, namentlich in der Weberei, übl:ch gewesen, 
lange Zahlungsziele zu gewähren. In einzelnen Zweigen 
dehnten sich diese auf 6, 9 und längere Monats aus und 
waren dann noch mit allen möglichen Zahlungserleichte- 
rungen für den Abnehmer belastet. Es waren dies 
Zahlungsbräuche, die jeder deutsche Kaufmann als einen 
Hohn auf das reelle deutsche Warengeschäft bezeichnen 
musste, und die auch gerade wir — vergl. dazu nur unsere 
alljährlichen Ausführungen in unsern Jahresberichten — 
von jeher aufs schärfste bekämpft haben. 

Dass der Krieg mit diesen geschäftlichen Unsitten 
aufgeräumt hat, ist wenigstens eine gute Seite desselben, 
und im Interesse des reellen Warengeschäfts ist daher 
nur zu wünschen, dass eine Rückkehr zu den frühereu 
Verhältnissen ausgeschlossen ist. Aus diesem Grunde 
müssen wir auch energisch dagegen Widerspruch erheben, 
dass etwa der Deutsche Industrie- und Handelstag, dem 
Antrage der zwei Handelskammern entsprechend, die Rück- 
kehr zu den Konditionen der Friedenszeit anzub+hnen 
sucht. Es soll nicht bestritten werden, dass in einzelnen 
Fällen bei Festsetzung der Zahlungsbedingungen etwas 
gar zu einseitig vorgegangen wird. Es dürfte aber, da 
die meisten Erzeuger und Verbraucher im Laufe des 
Krieges sich in Organisationen zusammengeschlossen 
haben, mit Sicherhett damit zu rechnen sein, dass un- 
nötige Härten durch Verhandlungen zwischen diesen be- 
seitigt werden. 


Handelekammer Cöln: 


Die von zwei Handelskammern in Anregung ge- 
brachts Anbahnung des Abbaues der noch aus dem 
Kriege herrührenden harten Zahlungstedingungen im 
Textilgewerbe verdient ohne Zweifel weitgehends Be- 
achtung. Die Begründung, die die betreffenden Kam- 
mern ihrem Antrage beigegeben haben, entspricht den 
tatsächlichen Verhältnissen. Auch die Lieferungs- und 
Zahlungsbedingungen der linksrheinischen Gruppe 
des Verbandes rheinisch - westfälischer Baumwoll- 
spinner E. V. enthalten die Klausel „Zahlung bei Erhalt 
der Rechnung*, und aus Interessenkreisen witd uns be- 
richtet, dass auch Fabrikanten bezw. Verbände anderer 
Textilindustriezweige zum Teil dem Verhalten aus- 
ländischer Firmen folgend, ähnliche Konditionen stellen. 

Es bedarf keiner Frage, dass kapitalschwächere 
Firmen, wie in der Begründuug des Antrages auch zum 
Ausdrucke gebracht worden ist, im Hinblick auf die 
gewaltige Wertsteigerung aller Verbrauch‘grgenstände 
auf immer grösser werdende Schwierigkeiten beim 
Warenbezuge stossen müssen; es steht wei:erhin fest, 
dass das Zahlungsverlangen vor Erhalt der Ware zu 
einer Anhäufung von Prozessen führen muss. Zum 
mindesten ebenso zu bedauern ist aber auch die Tat- 
sache, dass derartige vor dem Kriege nur iı Ausnahme- 
fällen angewandte, im Verkehr bekannter Firmen unter- 
einander völlig unbekannte Zahlungsbedingungen das 
geschäftliche Vertrauen, das Vertrauen des einen Kauf- 
mannes zum anderen, unterbinden und letzten Endes 
die Kreditwirtschaft, die vor dem Kriege wesentlich zum 
Aufschwung unserer Volkswirtschaft beigetragen hat, 
und für die Gesundung unseres Wirtschaftslebens drin- 
gend erforderlich ist, gänzlich untergraben werden. 
Durch straffe Einengung der Mängelrüge, durch einseitige 
Festlegung der Fracht- und Verpa“kungsberechnungen, 
der Bestimmungen über Lieferzeit usw. werden die 
Verhältnisse noch verschärfe. Während des Krieges 
hat sich der Handel an die hier beanstandeten Zah- 
lungsbedingungen gewöhnen müssen und auch gewöhnt. 
Er bat sie unter Berücksichtigung: der schweren Kriegs- 
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verhältnisse hingenommen und infolge der grossen 
Flüssigkeit der Zahlungsmittel während des Krieges 
im grossen und ganzen auch einhalten können. Heute 
aber, nachdem der Krieg hinter uns liegt und die baldige 
Rückkehr zu normalen Verhältnissen erwünscht erscheint, 
“ liegt von allgemeinen wirtschaftlichen Erwägungen aus, 
bei denen auch die Gefahr der Verschlechterung der 
Qualität zu berücksichtigen ist, die dringende Not- 
wendigkeit vor, Abhülfe im Sinne der Anregung der 
beiden Antragsteller zu schaffen. 

Man darf jedoch anderseits nicht übersehen, dass 
das Verhalten der hier in Frage kommenden Produzenten 
und ihrer Verbände in mancher Beziehung begründet, 
im allgemeinen sogar gerechtfertigt ist. Es mag sein, 
dass die Zeitverhältnisse den einen oder den anderen 
Fabrikanten oder Verband veranlasst haben, ohne zwin- 
genden Grund und lediglich unter Ausnutzung der be- 
stehenden Woarennot zu Zahlungsbedingungen über- 
zugehen, die das Wort ‚rigoros* verdienen. Es ma 
auch sein, dass die Praxis der Kriegsgesellschaften, die 
sich mit der Kondition „Zahlung nach Empfang der 
Ware“ nicht begnügten, vielmehr monatelange Voraus- 
bezahlung für häufig minderwertige Lieferungen von 
sogenannter Beute- und Reichsware verlangten, hier und 
da Schule gemacht hat und ohne sachliche Berechtigung 
zu übertriebenen Forderungen geführt hat. Im allge- 
meinen aber wird zugegeben werden müssen, dass die 
Produzenten nur notgedrungen jene Massnahmen er- 
griffen haben. 

Während in normalen Zeiten Kreditgeschäfte auf 
Grund Vertrauens zur Person des Beziehers und zu 
unsereren allgemeinen Verhältnissen abgeschlossen wer- 
den konnten, ist dies heute ausserordent ich erschwert 
und vielfach unmöglich gemacht infolge der vielen un- 
lauteren Elemente, die sich im Handel eingeschlichen 
haben. Hierzu kommt, und das ist wohl als Grund- 
ursache anzusprech-n, dass der deutsche Markt von Roh- 
stoffen so gut wie entblösst ist, und die Spinner und 
sonstigen Fabrikanten ihre Rohmaterialien aus dem Aus- 
lande im besten Falle nur gegen sofortige Kasse, wenn 
nicht gar unter Vorausbezahlurg, erhalten können, da 
im Auslande jedes Vertrauen zu Deutschland infolge 
der bei uns herrschenden politischen und sozialen Ver- 
hältnisse erschüttert ist. Dass der Produzent unter 
solchen Umständen und angesichts der fortwährend 
steigenden Arbeitslönne urd allgemeinen Spesen nicht 
Kredite ins Unermesslicbe geben kann, vielmehr um 
seine eigenen Mittel nicht zu überspannen, auch von 
seinen Beziehern die Anpassung an die einmal gegebenen 
Verhältnisse verlangen muss, liegt auf der Hand. Ge- 
nau so ist das Verhältnis vom Grosshändler zum Klein- 
händler. Hier treten noch erschwerend hinzu die Er- 
fahrungen des letzten Jahres der Art, dass der Klein- 
händler bei Aufruhren vollständig ausgeplündert wurde 
und heute mittellos dasteht. Hier gibt es für den Fa- 
brikanten bezw. Grosshändler nur die Möglichkeit der 
Rückversicherung und die heisst „möglichst kurzes Ziel“. 


Im Rohstoffhandel sind von jeher andere, schärfere 
Zahlungsbedingungen üblich gewesen als im Handel mit 
Fertigfabrikaten und wenn auch Spinner und Weber im 
Interesse der Flüssigbaltung ihrer Betriebsmittel jetzt 


auf einen schnelleren Zahlurgseingang angewiesen eind, . 


so müsste doch ein Abbau der gegenwärtigen scharfen 
Bedingungen möglich und ein Ziel zu fioden sein, das 
auch den Abnehmerkreisen gerecht wird. Als. Mindest- 
forderung dürfte anzusehen sein, dass Zahlung erst nach 
Eingang und Richtigvefund der Ware zu leisten ist. 


Handelskammer Solingen: 


Sämtliche Firmen der Textilindustrie unseres Bezirks, 


die sich zu der an den Deutschen Industrie- und Handels-- 


tag gelangten Anregung geäussert haben, sind der Ansicht, 
dass vorderhand eine Rückkehr zu den Zahlungssitten 
vor dem Kriege nicht möglich sei. 

Die Industrie arbeitet fast ausschliesslich mit aus- 
ländischen Rohstoffen. Diese sind im Preise um das 
Zehn- bis Zwanzigfache gestiegen und müssen durchweg 
im voraus bezahlt werden. Auch die Kriegsgesellschaften 
fordern für die von ihnen überwiesenen Rohstoffe Vor- 
ausb:zahlung. Diese Forderung war schon während des 
Krieges üblich und wird heute in unverminderter Schärfe 
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durchgeführt. Eine Firma erwähnt folgende Bedin- 
gungen, die ihr bei Zuweisung von Woll- und Baum- 
woligarnen aus Lägern der Kriegsgesellschaften vor- 
geschrieben wurden: „Die Bezahlung hat in verlustfreier 
Kasse ohne jeden Abzug sofort, spätestens innerhalb 
10 Tagen nach Absendung der Rechnung zu erfolgen. 
Nach erfolgter Zahlung wird die Ware sofort 


. zur Verfügung gestellt und lagert auf Rechnung und 


Gefahr des Käufers. i 
Alle Gespinste sind fachmännisch geordnet und 


begutachtet, sie werden nach Muster, jedachohnejeg- 


liche Gewähr für ihre Beschaffenheit oder Probe- 
mässigkeit verkauft. a: 
Gewichtsreklamationen werden nicht berücksichtigt*. 
Diese Bedingungen sind noch schärfer als die vom Aus- 
land gestellten. Die Spinner und Weber erhalten die 


sogar Monate später, als die Zahlung erfolgt ist, und es 
vergeht wiederum ein längerer Zeitraum, bis die fertige 
Ware abgeliefert werden kann. Da es sich hierbei in 
der Regel um grosse Summen handelt, werden beträcht- 
liche Mittel im Betriebe festgelegt. Hinzu kommt, dass 
Löhne, Gehälter, Kohlenpreise und sonstige Unkosten 
ganz erheblich gestiegen sind und durchweg sofort ent- 
richtet werden müssen. Dadurch wird das Betriebskapital 
auf das äusserste angespannt. Wir werden darauf auf- 


\ 


ausländischen Rohstoffe oft erst mehrere Wochen oder 


merksam gemacht, dass Aktiengesellschaften der Textil- 


industrie heute vielfach gezwungen sind, ihr Aktien- 
kapital zu erhöhen, um die nötigen Betriebsmittel zu 
gewinnen und den Betrieb ausnutzen zu können. Wenn 
das geplante Reichsnotopfer Gesatz wird, ist mit einer 
weiteren Verschärfung des Mangels an Betriebsmitteln 
zu rechnen. Fe 


In gleich angespannter Lage befindet sich die Tex- 
tilveredelungs- (Färberei- und Appretur-) Industrie. Zahl- 


reiche Drogen und Öhemikalien sind nur aus dem Aus- 
lande und nur gegen vorherige Bezahlung zu beschaffen, 


Auch der Bedarf an inländischen Erzeugnissen kann nur 
Insbesondere 


gegen sofortige Bezahlung gedeckt werden. 
forderen die staatlichen Kriegsgeselischaften sofortige 
Zahlung. Die Löhne machen in der Veredelungsindustrie 
25—380 pCt des Umsatzes aus, so dass der Veredelungs- 


hergang mit ganz erheblichen Baraufwendungen belastet 


wird. Infolgedessen muss auch diese Industrie sofortige 


oder kurzfristige Z>hlung fordern, wodurch wieder die 


Textilindustrie getroffen wird. 
Die Textilindustrie wird 


dit gewähren. 


seitens des Auslandes wird aber erst dann eintreten, 


wenn dort wieder Vertrauen zu unserer Arbeitskraft und 


Leistungsfähigkeit Wurzel gefasst hat. Ausserdem ist 
es erforderlich, dass die deutschen staatlichen Rohstoff- 
organisationen ihre Zahlungsbedingungen ändern. 


ihren Abnehmen erst 
dann Kredit einräumen können, wenn die ausländischen 
Rohstofilieferer dem deutschen Spinner und Weber Kre- 
Eine Aenderung in der Kreditgewähung 


} 


Dem Vernehmen nach sind bereits Ansätze zu 


einem Abbau der scharfen Zahlungsbedingungen des Aus- 
landes zu beobachten. 


der Vorausbezahlung in einer Reihe von Fällen ver- 


zichtet und ihnen bekannten, vertrauenswürdigen deutschen. 
Nach den uns 


Firmen offenes Zahlungsziel eingeräumt, 
zugegangenen Miıteilungen sind auch in eirigen deutschen 
Textilzentren bereits Milderungen eingetreten. 


nach Erhalt der Rechnung“. 


Als Vorteil der jetzigen Zahlungsbedingungen wird 
von industrieller Seite hervorgehoben, dass zunächst Ver- 
luste durch Konkurs der Käufer vermieden werden. 
Ferner würden immer nur die Mengen eingekauft werden, 


die rasch weiterverkauft und vor allem sogleich bezahlt Er 


werden könnten. Die Zahlungsbedingungen machten für 
die meisten Käufer das Anlegen grosser Läger unmöglich, 
die infolge nicht vorauszusehender Preisstürze zu grossen 
Verlusten führen könnten. 
kannt, dass die Ziıhlungsbedingungen in vielen Fällen 


sowohl für kapitalkräftige als auch für kapitalschwache _ B- 
Firmen ausserordentlich hart sind, und die Berechtigung 


der aus den Kreisen des Kleinhandels stammenden 


“ G@egenströmung wird nicht bestritten. 


Wie uns berichtet wird, haben = 
in letzter Zeit englische Rohstofflieferer auf die Forderung 


Andererseits wird nicht ver- 


Dee 
Zahlungsbedingungen lauten dort jetzt: „Zahlbar 14 Tage 


Der Wunsch nach einer Milderung der Zahlungs- 
bedingungen wird natürlich auch von dem hiesigen 


' Kleinhandel geteilt. Wir glauben indes, so sehr wir ihn 


als begründet anerkennen müssen, mit Rücksicht auf die 
in den vorstehenden Darlegungen geschilderten Verhält- 
nisse nicht, dass seine Verfolgung zurzeit Aussicht: auf 
Erfolg bietet. 


Schliesslich sei noch ein Schreiben wieder- 


gegeben, das der 


Gesamtverband Deutscher Baumwollwebereien 


in dieser Angelegenheit an den Deutschen In- 
dustrie- und Handelstag gerichtet hat: 


Aus Ve:bandskreisen erhalten wir das Rund- 
schreiben des Deutschen Industrie- und Handelstages an 
seine Mitglieder vom 24. September 1919 betreffend 
Zahlungsbedingungen im Textilgewerbe. Unseres Er- 
achtens trägt die in diesem Rundschreiben aufgestellte 
Forderuug, im Textilgewerbe zu den Friedenskonditionen 
zurückzukehren, den tatsächlichen Verhältnissen keine 
Rechnung, wenigstens soweit die Baumwollindustrie in 
Frage kommt. In dieser Industrie, namentlich in der 
Spinnerei und in der Weberei, liegen die Verhältnisse 
heute so, dass für unabsehbare Zeit die gewünschten Er- 
leichterungen der Zuhlungs- und auch der Lie'erungs- 
bedingungen den Lebensinteressen dieser Industrie direkt 
widersprechen würden. Auf dem deutschen Baumwoll- 
markte herrschen noch immer kriegswirtschaftliche Ver- 
hältnisse, 


Für die Spinnerei bleibt vorerst die Beschaffung 
auch nur der notwendigsten Mengen Rohbaumwolle bei 
dem Stande der amerikanischen Preise und dem chroni- 
schen Tiefstande unserer Valuta ein Finanzgeschäft von 
so grossen Dimensionen, dass selbst die kapitalkräftigsten 
Unternehmen ein Kreditgeben an ihre Kunden nicht ins 
Auge fassen können, Die Baumwolle kostet zurzeit un- 
gefähr das 25 fache des Friedensprei:es. Abgesehen von 
den jetzt durch die hohen Preise neu aufgekommenen 
Konsortialgeschäften, bei denen der Spinner befreundete 
Weber heranzieht, die ihm durch Vorschüsse auf das zu 
liefernde Garn helfen müssen, die Rohbaumwolleinfuhr 
zu finanzieren, kann heutzutage der Spinner nur dadurch 
die gewaltigen laufenden Mittel für seine Rohstoff- 
beschaffungX aufbringen, dass er sofortige Kasse bei Er- 
halt der Rechnung verlangen muss. Ganz gewiss ist 
eine solche Regulierung für die Weberei, insbesondere 
für die grössere Zahl mittlerer und kleinerer Unternehmen 
— im Gegensatz zu den gemischten Betrieben der Spinn- 
weberei, die sich in diesen schwierigen Zeiten jedenfalls 
günstiger stehen — ausserordentlich hart urd erschwert 


ihnen unzweifelhaft den Wiederaufbau. Trotzdem ist 


kaum anzunehmen, dass sich vorläufig diese Verhältnisse 
grundlegend ändern können, jedenfalls nicht früher, als 


kis sowohl auf dem innerdeut-chen Markte als auf dem 


Weltmarkte normalere Zustände sich einstellen. So sehen 
sich denn auch die Webereien gezwungen, ihre Zahlungs- 
und Lieferungsbedingungen diesen zugespizten Marktver- 
hältnissen anzupassen. Für sie kommt ausserdem hinzu, 
dass ihr Produktionsprozess durchnittlich erheblich länger 
dauert wie das Spinnen, und sie infolgedessen die teuren 
Garne, für die sie seinen Kredit bekommen, länger ver- 
zinsen müssen, bis sie dass bewertete Kapital durch 
Verkauf der fertigen Ware wieder hereinbekommen. 
Ihre Betriebskapitalien werden ausserdem fast durchweg 
mit mindestens dem zehnfachen Friedensbetrage in An- 
spruch genommen durch die ausserordentlichen Lohnstei- 
gerungen in Verbindung mit der Verkürzung der Arbeitszeit 
und dem Nachlas$en in der Arbeitskraft, das noch verschärft 
wird durch das überwiegende Arbeiten auf dem Einstuhl- 
system, das in den meisten Zweigen der Weberei ein 


produktives Arbeiten zurzeit ausschliesst. Die Weberei 


kann daher ebenso wenig wie dieSpinnerei ihrer Kundschaft 
Kredite einräumen, dazu reichen ihre Kapitalien nicht 
aus. Es kommt aber hinzu, dass die gegenwärtigen 
innerdeutschen Marktverhältnisse für die Baumwollweberei 
noch insofern besonders ungünstige sind, als die Baum- 
wollwarenkonpjunktur wegen des Einfalltores im Westen 


DEUTSCHE WIRTSCHAF 


und der hierdurch hereinströmenden Mengen an Fertig- 
waren ausserordentlichen Schwankungen unterworfen ist. 
Als Folge davon macht sich, wie der verflossene Sommer 
bereits deutlich gezeigt hat, in den Kreisen des Handels 
eine grosse Nervosität geltend, die vielfach dazu führt, 
dass der Gross- und Kleinhandel bereits wieder versucht, 
Friedensgewohnheiten wieder einzuführen, indem in b:>- 
trächtlichem Umfange versucht wurde, festabgeschlossene 
Lieferungen inländischer Fabrikanten im grossen Umfange 
unter dem Vorwande nicht mustergetreuer oder ver- 
späteter Lieferung oder aus sonstigen durchsichtigen 
Gründen nicht abzunehmen, Bei den heutigen schwierigen 
Produktionsverhältnissen und den gewaltigen Kapital- 
erfordernissen der heimischen Webereiproduktion muss 
sich aber der heimische Fabrikant hiergegen mit allem 
Nachdruck schützen. Er kann dies aber im wesentlichen 
nur dadurch, dass er sofortige Bezahlung verlangt. Ge- 
wiss ist zuzugeben, dass Mängelrügen sich hierdurch im 
einzelnen Falle erschweren können, ausgeschlossen sind 
sie. aber keineswegs, denn nach wie vor gelten die Be- 
stimmungen unseres BGB. und H6B., die dem Käufer 
weitgehende Möglichkeiten geben, berechtigte Beanstan- 
dungen durchzusetzen. Endlich kommt hinzu, dass 
während des Krieges und jetzt in der Uebergangszeit 
vielfach neue Gross- und Kleinhandelsfirmen ent- 
standen sind, die als intensire Käufer auftreten, 
über deren Kreditwürdigkeit indessen sichere Unter- 
lagen in vielen Fällen nicht zu erhalten sind. In den 
heutigen schwierigen Zeiten ist aber auch die Kredit- 
fähigkeit selbst angesehener Textilhandelsgeschäfte nicht 
absolut sicher zu beurteilen, denn auch von diesen 
Firmen werden viele Engagements eigezangen, deren 
Abwicklung sie mindestens vorübergeh-nd in Schwierig- 
keiten bringen können. Aus allen diesen Gründen er- 
scheint es durchaus gerechtfertigt, dass die Weberei vor- 


‘erst keinen Kredit an ihre Kundschaft geben kann. 


Auch die Weberei ist sich ebenso wie die Spinnerei der 
dadurch geschaffenen Schwierigkeit für den Handel be- 
wusst. Sie verkennen auch keineswegs, dass die scharfen 
Lieferungs- und Zahlungsbedingungen die Wiederbelebung 
des Absatzes erschweren müssen. 


Wie die Verhältnisse aber namentlich für die 
kommende Wintersaison liegen, kommt eine zwingende 
Gewalt in Frage, die ein grösseres Entgegenkommen 
ausschliesst und aus diesem Grunde erscheint die 
Mahnung des Deutschen Handelstages für die Gegen- 
wart und die unmittelbare Zukunft als unangebracht, 
wenn auch selbstredend die Weberei im eigenen Inter- 


esse bestrebt bleiben wird, ihrer Kundschaft so weit 


entgegenzukommen, wie die eignen Produktivkräfte es 
gestatten. 


So sehr alle diese Berichte und Asusserungen 


in der Grundtendenz und im einzelnen von ein- 
ander abweichen, so lassen sieh doch einige 
Gesichtspunkte ziemlich übereinstimmend fest- 
stellen. Der eine ist die mehr oder minder ent- 
schiedene Abneigung gegen einen Rückfall in 
die Gepflogenheiten übermässigar Kreditwirt- 
schaft, wie sie vor dem Kriege im Textilgewerbe 
gang und gäbe waren. Die Beseitigung dieser 
. Zustände wird offenbar allenthalben als ein 
Vorteil angesehen. Andrerseits besteht ersicht- 
lich auch bei der Industrie der Wunsch, zu Ver- 
hältnissen zu kommen, die es gestatten würden, 
den Abnehmern wieder mehr Entgegenkommen 
zu bezeigen, als es gegenwärtig der Fall zu. 
sein pflegt. Ist an diesem guten Willen der 
Lieferer nieht zu zweifeln, so darf man hoffen, 
dass die fortschreitende Konsolidierung unserer 
Wirtschaft auch im Textilgewerbe zu einem 


billigen Ausgleich zwischen den auseinander- 
gehenden Interessen von Käufern und Ver- 
käufern führen wird. Durch vorsichtige An- 
bahnung dieses Ausgleichs würde sich der 
Deutsche Industrie- und Handelstag ein wesent- 
liches Verdienst erwerben. 


Die Wirkungen der Geldentwertung. 


Von Hofrat Dr. Josef Gruntzel, 
Ordentlichem Professor an der Exportakademie in Wien. 


Die Frage der Geldentwertung im Innern und 
ausserhalb der Landesgrenzen ist das hervorstechendste 
wirtschaftliche Problem des Tages. Aber soviel dar- 
über geredet und geschrieben wird, so geriog ist 
vielfach die Einsicht in die Zusammenbänge, aus 
denen beraus es verstanden und beurteilt werden 
muss. Die leidenschaftslose theoretische Erörterung, 
die der Verfasser kürzlich über „Den Geldwert* 
und „die Grundsätze für die Beurteilung der Geld- 
entwertung* veröffentlicht hat*), ist deshalb von 
besonderem Wert. Ihr sind die nachstehenden Aus- 
führungen entnommen. 


Die Geldentwertung findet drei Angriffs- 
punkte vor: die Ware und ihre beiden Pro- 
duktionsfaktoren Arbeit und Kapital. Bei 
jedem sind zwei Möglichkeiten der Wertschaffung 
und Vernichtung vorhanden: Erzeugung und 
Verbrauch im Inlande und Einfuhr und Aus- 
fuhr gegenüber dem Auslande. In manchen Fällen 
wirkt die Geldentwertung zunächst auf das 
innere Verhältnis zwischen Erzeugung und Ver- 
brauch und erst dadurch indirekt auf den 
Aussenverkehr, manchmal aber, wie bei der 
Entwertung gegenüber fremdem Gelde, betrifft 
sie in erster Linie das äussere Verhältnis 
zwischen Einfuhr und Ausfuhr und macht sich 
erst mittelbar auf die Inlandsquelle der Verschie- 
bungen geltend. Die Wirkungen kreuzen, 
stärken und schwächen sich so vielfältig, dass 
sie praktisch nicht immer auseinandergehalten 
werden können. Sie sind auch nicht so aufzu- 
fassen, dass sie immer sicher zu erwarten und 
ihrem Grade nach berechenbar wären. Ihr 
Eintritt ist nicht mechanischer Natur, sondern 
hängt von der Machtstellung der anbietenden 
und nachfragenden Wirtschaftssubjekte zuein- 
ander ab. Auch hier sucht jede Kraft den Ort 
des geringsten Widerstandes. Ein Markt wird 


auch umso widerstandsfähiger sein, je weniger 


er von den Wegen des Weltverkehrs berührt 


wird. In der nachstehenden Schilderung sind 


also nur die Wege gezeichnet, welche sich für 
die Veränderungen ergeben können, aber nicht 
ergeben müssen, denn bei der innigen Ver- 
knüpfung aller Fäden des Wirtschaftslebens 
kann eine Wirkung sehr leicht durch eine von 
stärkeren Kräften getragene Gegenwirkung 
nicht bloss kompensiert, sondern EDER? über- 
kompensiert werden. 


*) als Heft 57 der Finanz- und Volkswirtschaftlichen 
Zeitfragen, herausgegeben von Georg von Schanz und 
Julius Wolf; Verlag von Ferdinand Enke, Stuttgart 1919; 
88 Seiten, 8, ‚so M. 
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Auf die Produktion sind die Einwirkungen 
zunächst überwiegend günstig, erst bei längerer 
und gründlicher Beobachtung lassen sich die 
endgültigen Nachteile feststellen. Sie erhält 
durch die Geldentwertung eine Anregung, weil 
der Tauschwert des Erzeugnisses eine Erhöhung 
erfährt, welche bei der Bestimmung der Kosten 
für Arbeitslöhne, Rohstoffe usw. nicht be- 
rechnet wurde. Der Unterschied zwischen den 
Selbstkosten (Arbeit und Kapital) und dem 
Verkaufspreis (dem in Geld ausgedrückten 
Tauschwert) vergrössert sich und vermehrt 
dadurch für den Erzeuger den Einzelgswinn. 
Diese Verbesserung kommt aber nicht allen an 
der Wertschaffung beteiligten : Wirtschaftssub- 
jekten in gleicher Weise zugute Vor allem 
lässt sie die Eigenwirtschaft, die auch in un- 


‘ seren Kulturländern noch vorkommt, ziemlich 


unberührt, denn der Bauer, der im wesent- 
lichen mit Familie und Gesinde nur verbraucht, 
was er erzeugt, und nicht mehr erzeugt als 
er verbraucht, ist am Tauschwert überhaupt 
nicht interessiert. Die erhöhte Kaufkraft trifft 
ferner mit voller Kraft die verbrauchsfertigen 
Erzeugnisse, die Ganzfabrikate, und erst im 
Wegs der Abteilung dadurch, dass die Er- 
zeuger bei erhöhter Nachfrage ihre Produktion 
vergrössern und nun selbst eine erhöhte Nach- 
frage nach den erforderlichen Materialien ent- 
wickeln, auch auf die Kapitalsgüter, wie Halb- 
fabrikate, Roh- und Hilfsstoffe, Maschinen, 
Geräte usw. Bei dieser Weiterleitung schwächt 
sich die ursprüngliche Kraft bedeutend ab, 

denn mit der Vergrösserung der Produktion 
verbessert sich das Ausbeuteverhältnis für die 
schon vorhandenen Roh- und Hilfsstoffe und 


das Ausnützungsverhältnis für di ige schon ein- 


gestellten Maschinen und Geräte’ in mannig- 
faltiger Weise. Andererseits geben freilich 
die Preise im Grosshandel viel leichter nach 
als im Detailhandel, wo sie durch mancherlei 
konventionelle Einflüsse stabilisiert sind. Die 
allgemeine Verteuerung aller Waren und 
Leistungen bleibt nicht genau bei dem durch 
die Geldentwertung gegebenen Verhältnisse 
stehen, sondern greift im Gefolge heftiger In- 
teressenkämpfe stark über, so dass schliesslich 
nicht mehr der frühere Gleichgewicht szustand, 
sondern ein neuer erreicht wird, bei welchem 
das allgemeine Preisniveau durchschnittlich 
höher ist. Die Folge davon ist eine gewisse 
Verringerung des Verbrauches im ganzen. Der 
Einzelgewinn ist zwar grösser, die Umsatzmenge 
aber geringer; da der Gewinn des Unternehmens 
immer ein Produkt aus Einzelgewinn und Um- 
satzmenge ist, so zeigt sich im Enderfolg doch 


eine Zurückschraubung auf einen Zustand, der 


schlechter ist, als er ohne die Geldontwertung 
gewesen wäre. 

Im Verbrauche ergeben sich Verschie- 
bungen zunächst in dem Masse, in welchem sich 
das Einkommen vergrössert oder vermindert, 
dann aber auch nach der Weise, in welcher von 


- dem betreffenden Wirtschaftssubjekt das Ein- 


kommen auf das Nutzungsvermögen, dass zum 
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persönlichen Verbrauche bestimmt ist, und das 
Erwerbsvermögen, welches der Schaffung neuer 
Werte dienen soll, verteilt wird. Die an der 
Warenherstellung als Unternehmer unmittelbar 
beteiligten Produzenten und Händler werden 


zum grossen Teile ihr Einkommen vermehren 


und diese Vermehrung nicht dem persönlichen 
Verbrauch zuwenden, sondern neue Kapitals- 
güter, wie Rohstoffe, Maschinen, Werkzeuge usw. 
anschaffen. Die festbesoldeten Bevölkerungs- 
kreise und die freien Berufe, bei denen sich die 
Vermehrung des Einkommens in einer Ver- 
stärkung der Nachfrage nach Gegenständen des 
täglichen Lebensbedarfes zu äussern pflegt, 
werden durch die Geldentwertung in ihrem 
Geldsinkommen nicht so rasch besser gestellt, 
So zeigt denn auch hier die Geldentwertung 
zunächst eine günstige Rückwirkung auf die 
Entfaltung der Produktivkräfte eines Landes. 
Allmählich setzen aber die abgeleiteten Ein- 
kommen eine Erhöhung durch. Die auf diese 
Weise angebahnte Teuernng der Lebensmittel 
wird noch verstärkt durch die gesteigerte An- 
ziehungskraft des Landes mit Geldentwertung 
auf den Fremdenverkehr. Süditalien haben 
Engländer mit Vorliebe auch aus dem Grunde 
aufgesucht, weil sie dort billiger leben konnten 
als daheim. In Spanien haben sich, besonders 
in Barcelona, viele Franzosen angesiedelt, weil 
sie dort ihre Rentenbezüge besser ausnützen 
konnten als in Frankreich. So entsteht wieder 
eine Teuerung, die zwar nicht so gross zu sein 


braucht, um die Lebenshaltung auf die hohe . 


Stufe eines Goldwährungslandes zu bringen, 
aber noch gross genug ist, um das frühere 
Verhältnis der Produktionskosten zu stören. 
Die anfängliche Förderung schlägt also auch 
hier in einen dauernden Nachteil um. 

Die Anschauungen über die Wirkung der 
Geldentwertung auf den Aussenhandel sind 
voll von Widersprüchen, die sich daraus er- 
klären, dass eben nur einzelne Seiten der ganzen 
Frage beleuchtet wurden. Nach der Anschauung 
der sogenannten klassischen Nationalökonomie 
musste die Geldentwertung die Einfuhr ver- 
grössern, weil die Warenpreise im Inlande ge- 
stiegen sind und daher ausländische Ware auf 
den Markt locken, die Ausfuhr dagegen ver- 
mindern, weil der höhere Inlandspreis etwa 
bestandene Ausfuhrmöglichkeiten verringert 
oder vernichtet. Die praktische Erfahrung 
zeigt so sehr das Gegenteil, dass jene Länder, 
welche durch den Uebergang zur Goldwährung 
ihre Geldentwertung beseitigen wollten, den 
heftigsten Widerstand gerade aus den Kreisen 
der exportierenden Produzenten erfuhren. Die 
klassische Anschauung wäre richtig, wenn es 
nur eine Geldeniwertung gegenüber den Waren 
gäbe, sich also nur die Kaufkraft im Verhältnis 
zur Ware verändern würde, das Geld im In- 
lande und Auslande aber auf derselben Grund- 
lage bliebe, also unter den heutigen Verhält- 
nissen bezüglich des Goldpreises der Waren. 
Die Regel ist aber eine Verbindung dieser 
Geldentwertung mit der zum fremden Gelde, 


eine Senkung der Kaufkraft für die Ware und 
eine Verschlechterung des (heute im Goldkurse 
zum Ausdruck kommenden) Wertverhältnisses 
zum ausländischen Gelde. Nehmen wir an, 
infolge der Geldentwertung würden für eine 
bestimmte Warenmenge statt 100 nunmehr 110 
Geldeinheiten in Gold gezahlt. Steht Gold 
ohne weiteres oder durch jederzeit einlösbares 
Papiergeld zur Verfügung, sc wird natürlich 
ausländische Ware, die nach wie vor 100 oder 
doch nicht ganz 110 Geldeinheiten in Gold 
kostet, vorgezogen, denn die Umwandlung der 
inländischen Geldeinheiten in äusländische ver- 
ursacht keine Schwierigkeiten. Ist aber nicht 
mehr Goldgeld, sondern nur Papiergeld im 
Umlaufe, so kann die ausländische Ware nur 
mit inländischer Ware bezahlt werden, weil 
ein nicht sofort einlösbares Papiergeld im 
Auslande nicht angenommen wird. In diesem 
Falle wird in der obigen Annahme, dass die 
Kaufkraft des inländischen Geldes um 10 pCt. 
gesunken ist, die Ware, die im Auslande 100 
Geldeinheiten wert ist, mit einer Ware ge- 
tauscht, die im Inlande 110 der gleichen Geld- 
einheiten wert ist, d. h. die importfördernde 
Wirkung der Geldentwertung bei freiem Gold- 
verkehr hebt sich auf, sobald aus einem Lande 
kein Gold mehr abfliessen kann und nur Pa- 
piergeld im Umlaufe ist. Wenn aber weiter 
in dem Lande mit Papiergeld das ausländische 
Gold mit 120 statt wie früher mit 100 Geld- 
einheiten bezahlt wird, also eine äussere Geld- 
entwertung mit 20 pCt. Agio besteht, so er- 
hält eine inländische Ware, die im Auslande 
vor der Geldentwertung 100 Geldeinheiten in 
Gold wert war, auch nach der Geldentwertung 


- 100 Geldeinheiten in Gold, die aber nunmehr 


120 Geldeinheiten in Papier gleichstehen. Im 
Inlande wird zwar der Preis dieser Ware auf 
dem Umwege über den Aussenhandel, wie wir 
gleich sehen werden, auch hinaufgedrängt, aber 
nur allmählich, weil die Produktionskosten 
zunächst noch auf der früheren Höhe gehalten 
werden, so dass er sich in einem gegebenen 
Augenblick vielleicht auf 110 Geldeinheiten 
stellen wird. Der Unterschied zwischen dem 
Auslandspreis von 100 Geldeinheiten in Gold 
gleich 120 Geldeinheiten in Papier und dem 
Inlandspreis von 110 Geldeinheiten in Papier 
wirkt nunmehr als Ausfuhrprämie, fördert also 
den Export und nicht den Import. Umgekehrt 
steigt der Preis für die ausländische Ware auf 
dem inländischen Markte, weil aus dem gleichen 
Grunde für die inländische Ware mehr Geld- 
einheiten des inländischen Papiergeldes, ver- 
körpert in der zum Austausch nach dem Aus- 
lande bestimmten Ware, gegeben werden müssen 
als früher ; die Verschiebung der beiderseitigen 
Tauschwerte wirkt hier wie ein Einfuhrzoll. 
Bei diesem Vergleiche ist aber nicht zu über- 
sehen, dass in Wirklichkeit Schutzzoll und Ex- 
portprämie nur die im Warenwert verkörperte 
Arbeit begünstigen, die Geldentwertung aber in 
roher Weise den ganzen Warenwert erfasst, 
also nicht bloss das Fabrikat, sondern auch 
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den Rohstoff an der Einfuhr hindert und in 
der Einfuhr nicht bloss das heimische Fabrikat, 
sondern auch den der fremden Konkurrenz 
dienenden Rohstoff prämiert. Im Wege der 
Einwirkung des Aussenhandels wird die Pro- 
duktion in drei verschiedene Interessenten- 
gruppen geteilt. Diejenigen Erzeuger, welche 
ihre Rohstoffe im Inlande finden und ihre Er- 
zeugrisse im Inlande absetzen, erfahren die 
Anregung, die oben geschildert wurde. Die- 
jenigen, welche inländische Rohstoffe verar- 
beiten und ihre Erzeugnisse im Auslande ab- 
setzen, machen ein besonders gutes Geschäft, 
weil zu der direkten Anregung der Produktion 
noch die in der Geldentwertung gelegene Ex- 
portprämie hinzutritt. Diejenigen aber, welche 


ausländische Rohstoffe beziehen und ihre Er- - 


zeugnisse im Inlande verkaufen, werden doppelt 
stark behindert, weil sich ihre Kosten erhöhen 
und die Verkaufspreise durch jene Ersatzmittel 
gedrückt werden, 
Materialien verfertigen lassen. Länder mit 
Geldentwertung sind aber meistens Agrarländer, 
in denen die dritte Gruppe eine verhältnis- 
mässig geringe Rolle spielt; freilich wird da- 
durch das Aufkommen dieser wichtigen In- 
dustrien auch dauernd behindert. 

Der Arbeitsmarkt bekommt die Geld- 
entwertung in gewöhnlichen Zeiten nur all- 
mählich und spät zu spüren, denn in jedem 
Wirtschaftsgebiete sind mehr oder minder grosse 
Reserven von menschlichen Arbeitskräften vor- 
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die sich aus inländischen 


die Neigung von den Charaktereigenschaften | 


des Besitzers ab. Was bei einer Vermehrung 
des Papiergeldes vom Staate an Arbeiter und 
kleines Beamte mehr bezahlt wird, steigert 


immer nur den Verbrauch und fördert nicht 


die Kapitalsbildung. Die bäuerliche Bevölke- 
rung hält zwar wenigstens zum Teil das Geld 


zurück, bevorzugt aber so stark die Anlage in 


Grund und Boden, dass sie es bis zu einer 
sich hierfür bietenden Gelegenheit unfruchtbar 
liegen lässt. 


ternehmungen. 


für das vom Ausland hereinströmende oder an 
dasselbe abzugebende Metallgeld. In den Zeiten 


Zu unmittelbar fruchtbringendem 
Kapital bringt es die Geldentwertung bei hohen 
Einkommen und Gewinnen unpersönlicher Un- 
Dabei dienen die Banken als 
Sammel- und Abgabestellen, namentlich auch 


-der bei Haushaltungen und Unternehmungen 


wachsenden Barvor.äte saugen sie schwamm- 


artig auch die kleinen Ueberschüsse auf, ver- 


einigen sie zu grossen Beträgen und führen 


sio an die Orte des Bedarfes. Den Zu- und 


Abfluss aus diesen Staubecken regelt der Zins- 


fuss, in erster Linie der Diskontsatz, nämlich 


der auf dem wichtigsten Kapitalsmarkte ich 


bildende Leihpreis. Ist der Vorrat reichlich, 


so wird der Zinsfuss von der führenden’Noten- 
bank ermässigt, die Kreditgeschäfte werden 


erleichtert und Handel und Industrie in ihre 
Entfaltung begünstigt. 
hoher Zinsfuss dem Unternehmungsgeist Zügel 
an. 


Zwischen Geldentwertung und Zinsfuss 


Umgekehrt legt ein 


gibt es also Zusammenhänge, nur ist die Be.” 
wegung keine zwangläufige. Eine starke und 
dauernde Geldentwertung beeinflusst auch das 
Verhältnis zwischen Sach- und Geldkapital, 
denn sie begünstigt den Erwerb von Sachen, 
‘ die einen langen Gebrauch gestatten, we 
‚Häuser, Grundstücke, Juwelen, Wohnungsein- 
richtungen, Antiquitäten u. dgl., weil dsGeld 
an Wert verliert. Auch die Verleihung von 
Geldkapital kann aus diesem Grunde gehemmt wir 
werden, denn das Leihkapital kann man ich 
wenigstens veranschaulichen als die Hingabe 
von Gegenwartsgütern gegen Zukunfisgüter; 
bei der Geldentwertung ist aber die Ggen- 
leistung in unberechenbarem Sinken, der 
Sekuldner ist im Vorteil gegen den Gläubiger, 
was den: letzeren zur Zurückhaltung drängen 
wird. Auch der Zufluss von Kapital aus dm 
Anslande wird gehemmt, weil sich die fremden 
Kapitalisten der für sie besonders empfindlichen 
Geldentwertung nicht aussetzen wollen, und 
sich daher vorsichtsweise die Verzinsung und 
Rückzahlung in Ka 


handen, welche die durch die Erweiterung der . 
Produktion veranlasste Steigerung der Nach- 
frage ganz oder teilweise auffangen, also nor- 
malerweise die Löhne nicht drücken, in Zeiten - 
des Aufschwungs aber deren Aufwärtsbewegung 
hemmen. Ferner besteht kein direkter Zu- 
sammenhang zwischen Arbeitslohn und Waren- 
preis, weshalb die Erhöhung der Arbeitslöhnenicht 
unmittelbar durch dieErhöhung der Warenpreise, 
sondern nur unmittelbar auf dem Wege des 
Verkaufes veranlasst wird, indem nämlich Le- 
bensmittel und andere Bedarfsartikei für die 
Arbeiter teuerer werden, die dann eine Er- 
höhung der Löhne erst in schwierigen Kämpfen 
durchsetzen müssen, weil sie mit den bisherigen 
das Auslangen nicht mehr finden. Das gilt 
in noch grösserem Masse für alle höheren 
Festbesoldeten, weil bei denselben die Not nicht 
so drückend ‘und daher die Entschlossenheit 
zum Kampfe nicht so gross ist. In dieser Be- 
ziehung spielen aber die Machtverhältnisse der 
einzelnen Bevölkerungsschichten im Staate eine 
entscheidende Rolle. Im Weltkriege hat aus 
politischen Gründen die Geldentwertung mit 
einer masslosen Erhöhung der Arbeitslöhne 
geradezu begonnen. 

Der Kapitalsmarkt wird von der Geld- 
entwertung unmittelbar nur dann betroffen, 
wenn die vermehrten Tauschmittel in die Hände 
von Wirtschaftssubjekten gelangen, welche die 
Möglichkeit und Neigung haben, diese Tausch- 
mittel in Sparmittel zu verwandeln. Die Mög- 
lichkeit hängt von der Höhe des Einkommens, 


einer ausländischen Gold- 
währung bedingen, was für die inländische 
Volkswirtschaft nicht bloss kostspielig, sondern 
auch damütigend ist. ' . BE 
Alle diese Wirkungen machen sich geltend, 
sobald die Geldentwertung einsetzt, und solange 
sie fortschreitet. Der grösste Uebelstand liegt 
jedoch darin, dass der Geldwert, nachdem er 
einmal seine angestammte Grundlage verlassen 
‚hat, beständigen Schwankungen ausgesetzt 
ist. Wie lebhaft diese Schwankungen sind, 
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1 


möge elaae’ Uebersicht: der Kurse für Schecks 
auf Paris in Madrid während einer längeren 
Reihe von Jahren dartun: 


höchster niedrigster durchschnittlicher 
Kurs in Prozenten des Aufgeldes für 100 Franks 

1891 14,10 2,20 6,687 

1892 21,— .. 11,—. 15,345 

1893 23,85 14,45 18,929 

1894 23,022 10,25 19,654 

1895. 22, — 6,95 14,591 

1896 26,95 17,80 20,688 

1897 33,90 23,60 29,605 

..1898 115, — 20, 54,156 

1899 34,60 17,— 24,590 

1900 34,40 24,40 59,545 

1901 43,45 30,50 38,316 

- 1902 39,10 30,75 35,768 

1903 37,80 3l,— 35,143 

3 1904 40,— 34,— 37,730 
= Bei jedem Rückschlage kehren sich zu- 


nächst im Aussenhandel und durch seinen Ein- 
fluss in der Produktion und im Verbrauch die 


E Cr früheren Vorteile und Nachteile um. Wir 
F. haben die Wirkungen der Geldaufwertung 
= vor uns, die auch ohne vorangegangene 


R Geldentwertung im Laufe des Weltkrieges in neu- 
tralen Ländern, besonders in Spanien, durch die 
aussergewöhnliche aktive Zahlungsbilanz und in 
den ostasiatischen Gebieten, namentlich in China 
| und Britisch-Indien, durch die Verteuerung 
E% des Silbexs eingetreten sind. Die für den Ex- 
er x port arbeitenden Erzeuger erhalten bei gleichen 
gr  Produktionskosten niedrigere Preise im Ars- 
lande und werdsn dadurch in ihrer Konkurrenz- 
fähigkeit gelähmt. Die für den Inlandsmarkt 
arbeitenden Erzeuger erfahren eine stärkere 
Konkurrenz seitens jener ausländischen Unter- 
nehmupgen, welchs die gleichen oder gleichen 

. Verwendungszwecken dienenden Waren ber- 
stellen und in das Land importieren. Eine 
Anregung wird sich bei jenen Erzeugern be- 
merkbar machen, welche ausländische Roh- 
: materialien kaufen und für den Inlandsverbrauch 
5 verarbeiten, denn ihre Kosten verbilligen sich, 
während die von früherher eingeführten Ver- 
kaufspreise noch bestehen bleiben. Ein aus 
den Schwankungen an sich entspringender und 
wohl am meisten ins Gewicht fallender Nachteil 
aber ist, dass infolge des zeitlichen Ausein- 
anderfallens von Einkauf, Bezug, Herstellung 
und Absatz der Ware eine Unsicherheit der 

- kaufmännischen Kalkulation entsteht, für welche 
sich alle am Handel und an der Erzeugung 
beteiligten Wirtschaftssubjekte eine Risiko- 
prämie berechnen, so dass beispielsweise die 
vom Auslande bezogenen Waren weit höher im 
Preise stehen, als sich dies durch die Höhe 
dss Agios rechtfertigen liesse. Die Verteuerung 
der importierten Waren wirkt aber preis- 
 _ erhöhend auf alle irländischen Erzeugnisse und 
amit schliesslich auch auf deren Herstellungs- 
kosten, so dass die aus der Geldentwertung 
N theoretisch abzuleitende Exportprämie praktisch 
nicht zur vollen Geltung kommt. Auch die 
£: Een abewegung | gegenüber -dem ‚Anslande 
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wird stark beeinflusst. Beim Steigen des Agios 
wird ausländisches Kapital angelockt. Wenn 
jemand für 100 Geldeinheiten seines Landes A 
nicht mehr wie früher 100 Geldeinheiten des 
Landes B, sondern 150 bekommt, so kann er 
hoffen, im Falle dieses Agio von 50 pCt. auf 
30 pCt. zurückgeht, für die seinerzeit erhaltenen 

150X100 _ 8 A 
Tas ee 
Geldeinheiten einzutauschen, ausser der Ver- 
zinsung also noch einen Kapitalsgewinn zu er- 
zielen. Das inländische Kapital sucht aber 
auch aus gleichen Erwägungen beim Fallen 
des Agio ausländische Anlagen, wodurch der 
inländische Kurs der Staatspapiere und sonstigen 
Anlagepapiere gedrückt wird. Ferner werden 
durch die beständigen und das allgemeine In- 
teresse ‚erregenden ‚Schwankungen des Geld- 
wertes weite Kreise der Bevölkerung zu blossen 
Valutaspekulationen verleitet, weil sich in 
solchen Fällen am Tauschmittel mehr und 
müheloser verdienen lässt als an der Ware, 
was aber auf die gesamte Volkswirtschaft de- 
moralisierend wirkt. 


150 B-Geldeinheiten nunmehr 


Winke und Hinweise. 


Kommen wir zu einem Abbau der Preise? 

Die Frags der Teuerung und ihra Ursachen: 
sowie die Aussichten für den Abbau der Preise 
steht für alle Kreise des Volkes im Mittelpunkt 
des Intsresses. Nehmen doch eine ganze Reihe 
anderer wichtiger Probleme, mit denen wir 
heute ringen, daraus ihren Ursprung! Ganz 
besonders braucht aber die Industrie Klarheit 
über die Frage, wann und ob mit einem Abbau 
der Preise für die wichtigsten Rohstoffe und 
Lebensmitteibedürfnisse zu rechnen ist. Die Tat- 
sache, dass für den Preisabbau vielfach Vor- 
schläge gemacht wurden, die entweder den 
Dingen nicht auf den Grund gehen, sondern 
an der Oberfläche haften, oder von einseitig 
politischem Standpunkt diktiert sind, hat den 
Verband Sächsischer Industrieller veran- 
lasst, eine ‘auf dem Gebiete der national- 
ökonomischen Wissenschaft anerkannte Autorität, 
Herrn Geh. Regierungsrat Dr. Julius Wolt, 
ord. Professer an der Technischen Hochschule 
zu Berlin um Erstattung eines Gutachtens zu 
ersuchen. 

Das Gutachten, das nunmehr vorliegt, be- 
handelt zunächst die Ursachen der Teuerung 
als eine Welterscheinung, die in sachverstän- 
digen Kreisen in der Hauptsache zurückgeführt 
wird auf die ausserordentliche Steigerung der 
Nachfrage nach Waren, auf die Erhöhung der 
Einzeleinkommen und auf die ungeheure Ver- 
mehrung der Zahlungsmittel. Für die Ursachen 
der Teuerung in Deutschland sind zunächst 
dieselben Gründe geltend zu machen wie für die 
Weltteuerung. Besonders erschwerend kommen 
aber für uns die Wirkungen der Blockade in 
Bstracht. Was die künftige Preisgestaltung auf 
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dem Weltmarkte betrifft, so kommt als Gegen- 
gewicht gegen die Inflation eine Vermehrung 
der Produktion und des Warenangebotes in Frage. 
Hirsichtlich der Produktionssteigerung ergibt 
eine Untersushung der grossen Weltwarenmärkte 
in ihrer kommenden Gestaltung, dass trotz der 
Knappheit des Materials die Aussichten für die 
Preisentwicklung auf dem Weltmarkt wenigstens 
in einigen besonders wichtigen Rohstoffen nicht 
ungünstig sind. 

Im Anschluss hieran wird die Frage unter- 
sucht, in welchem Umfange Deutschland an der 
Konjunktur des Weltmarktes teilzunehmen ver- 
mag und weiter dis kommende Preisgestaltung 
auf den deutschen Märkten behandelt. Hierbei 
kommt das Gutachten zu dem Schluss, dass die 
Kosten des Lebensunterhaltes in Deutschland, 
wenn nicht alles trügt, in den ersten Friedens- 
jahren nur um ein sehr geringes niedriger sein 
werden, als in der letzten Zeit des Krieges. 
Von den für die Fübrung des Haushaltes ent- 
scheidenden Posten dürften blos Brotgetreide, 
insoweit es aus dem Auslande und im Schleich- 
handel bezogen wird, ebenso Kolorialwaren jeder 
Art und Kleiderstoffe eine wesentliche Er- 
mässigung des Preises erfahren: doch hat 
angesichts des schlechten Standes der deut- 
schen Valuta der deutsche Arbeiter immer 
noch das Dreifache und mehr dafür zu zahlen, 
als der Arbeiter des korkurrierenden Auslandes 
zu zablen hat. Wer da glaube, dass zufolge 
der von der Regierung vorgenommenen Ver- 
billigung der Lebenshaltung für 3 Monate ganz 
von selbst ein allgemeiner Abbau der Preise 
stattfinden werde, befinde sich in einem grossen 
Irrtum. Es gibt tatsächlich keinen anderen 
Weg zum Abbau der Preise, als die Produkti- 
vität der deutschen Volkswirtschaft. Nur Ar- 
beitsdisziplin, Arbeitseifer, höchste Auspannung 
aller Kräfte sind geeignet zur Vermehrung und 
Verbilligung der Ausfuhrwaren unserer Valuta 
den Rücken zu stärken, auf diese Weise billigere 
Lebensmitteleinfuhren aus dem Ausland zu er- 
möglichen und das Preisniveau in Deutschland 
in Uebereiostimmung mit dem Preisniveau des 
Weltmarktes zu bringen. Im übrigen wird aber 
für Deutschland das Wort gelten: Mit Herab- 
setzung der Produktionskosten steht und fällt 
die deutsche Volkswirtschaft. 


Die Produktionsgemelnschaften. 
Neue Formen industrieller Zusammenarbeit. 


Die anerkannten Vorteile des Gross- 
betriebs gegenüber den Klein- und Mittel- 
betrieben haben schon früher dazu geführt, dass 
sich Einzelbetriebe zu Gemeinschaften (Ein- 
und Verkauf-, Liefer-, Produktivgemeinschaften 
u. dgl.) zusammengeschlossen haben, um auf 
diesem Wege der Vorteile des Grossbetriebs 
teilhaftig zu werden. Vornehmlich im Hand- 
werk sind derartige Zusammenschlüsse zustande 
gekommen. Dagegen hat die Klein- und Mittel- 
industrie diesen Weg bisher noch wenig be- 


schritten. Je mehr aber die Fabrikations- 
Methoden und Mittel vervollkommnet und einem 
bestimmten Erzeugnis angepasst — speziali- 
siert — werden und je notwendiger dement- 
sprechend eine immer feinere Arbeitsteilung 
und der Spezialisierung der Fabriken selbst 
wird, desto mehr zeigt sich, dass auch die 
Klein: und Mittelindustrie gegenüber den Gross- 
betrieben nur noch wettbewerbfähig ist, wenn 
sie sich wie das Handwerk in geeigneter Form 
zusammenschliesst. 

Denn bisher war in vielen Fällen nur der 
Grossbetrieb in der Lage, jede Spezialisierung 
der Fabrikation in vollendeter Weise durch- 
zuführen und dadurch Höchstleistungen zu 
erzielen. Es zeigt sich nämlich, dass die Spe- 
zialisierung, d. h. die Beschränkung auf ein 
oder verhältnismässig wenige Erzeugnisse zwar 
in fabrikatorischer Hinsicht höchst vorteilhaft 
ist, dass sie andererseits aber auch Nachteiie, 
besonders wirtschaftlicher Art, zur Folge haben 
kann. 

Die Spezialisierung führt zur Massenfabri- 
kation. Der Absatz einer Massenerzeugung 
erfordert aber im allgemeinen verhältnismässig 
grosse Vertriebskosten, zumal wenn nur ein 
einziges Erzeugnis in Massen hergestellt wird, 
so dass die Vertriebseinrichtungen nicht gleich- 
zeitig für mehrere Erzeugnisse ausgenutzt 
werden. Die Beschränkung auf ein oder wenige 
Erzeugnisse kann ferner Beschäftigungslosigkeit 
bei Konjunkturschwankungen, beim Aufkommen 
von Neuerungen, beim Wechsel der Mode u. dgl. 
zur Folge haben. | 

Umgekehrt bietet die Vielseitigkeit einer 


Fabrik den Vorteil gleichmässiger Beschäftigung; 


ferner können die allgemeinen Unkosten und 
die Vertriebskosten auf mehrere Erzeugnisse 


verteilt werden, so dass das einzelne Erzeugnis 


eine verhältnismässig geringe Belastung an 
solchen Kosten zu tragen hat. Viele Erzeug- 
nisse stehen endlich in einem derartigen tech- 
nischen und wirtschaftlichen Zusammenhang, 
dass die Herstellung in einem Betriebe oder 
wenigstens unter einheitlicher Leitung vorteil- 
haft ist, so z. B. die Stahlerzeugung und Ver- 
arbeitung in einem sogenannten gemischten 


Werk, die Herstellung gewisser Anlagen, wie 


Zuckerfabriken, Brauereien, Transportanlagen, 
die Herstellung sämtlicher Teile eines Erzeug- 
nisses, z. B. einer Uhr, einer Schreibmaschine 
usw. In allen diesen Fällen bietet die ein- 
heitliche Herstellung in einem Wcrk ver- 
schiedene Vorteile. 

Aus diesen Gründen besteht das Bestreben, 
möglichst viele Erzeugnisse, die sich in tech- 
nischer oder wirtschafilicher Hinsicht ergänzen, 


in einem Werk zu vereinigen und den Grund» 


satz der Spezialisierung hierbei in der Weise 


zu verwirklichen, dass jedes Erzeugnis für sich 
in einer Spezialabteilung hergestellt wird. 


Dieses Bestreben lässt ständig neue Gross- 
betriebe entstehen, indem leistungsfähige und 
kapitalkräftige Unternehmen sich ausdehnen, 


sei es, dass sie ihren Fabrikationsplan durch 


Aufnahme neuer Erzeugnisse erweitern, sei es, 
dass sie’sich andere Unternehmen angliedern, 
sei es, dass gleichstarke Unternehmen sich 
fusionieren. 

Der Grossbetrieb hat andererseits aber 
auch wieder Nachteile hervortreten lassen. 
Je grösser ein Betrieb wird, desto verwiokelter, 
schwerfäliiger wird seine Organisation, desto 
umfangreicher die Kontrollmassnahmen und 
desto grösser die inneren Reibungen. Ein 


grosser Teil des Nutzens der spezialisierten 


und vollkommenen Fabrikation geht auf diese 
Weise wieder verloren. 

Deshalb geht die Entwicklung neuerdings 
vielfach nach der Richtung, dass Betriebe nicht 
mehr zu völlig einheitlichen Unternehmungen 
verschmolzen werden, sondern sich nur bis zu 
einem gewissen Grade zusammenschliessen und 
eine Zusammenarbeit und Zentralisierung nur 
soweit durchführen, wie die besonderen Ver- 
hältnisse es jeweils zweckmässig erscheinen 
lassen. Mehrere Betriebe teilen sich so in die 
Herstellung verschiedener Erzeugnisse, dass 
jeder Betrieb ein oder mehrere bestimmte Er- 
zeugnisse, die von keinem anderen der betei- 
ligten Betriebe hergestellt werden, als Spezialität 
fertigt. Der Kreis der zusammengefassten 
Erzeugnisse oder Fabriken wird dabei so gewählt, 
dass eine bestimmte geschlossene Produktions- 
aufgabe möglichst gut durchgeführt werden 
kann, z. B. die Herstellung gewisser vollständiger 
Anlagen (etwa einer Zuckerfabrik, einer Trans- 
portanlage o. dgl.), oder die Herstellung ver- 
schiedener von einem bestimmten Abnehmer- 
kreisgebrauchter Erzeugnisse (z.B. verschiedener 
landwirtschaftlicher Maschinen oder verschie- 
dener Typen von Kraftwagen, Ventilatoren 
o. dgl.), oder die Herstellung der verschiedenen 
Einzelteile eines Erzeugnisses (z. B. einer 
Taschenuhr, einer Schreibmaschine oder dgl.). 
Man strebt danach, aus Spezialfabriken, die 
jede für sich nur eine bestimmte Teilaufgabe 
in bestmöglichster Weise ausführen können, 
durch Zusammenschluss einen vollkommeneren, 
leistungs- und wettbewerbsfähigeren Produk- 
tivorganismus zu bilden. Daher die Bezeich- 
nung Produktionsgemeinschaft.e. Um diesen 
Zweck voll zu erreichen, verständigen sich die 
Betriebe nicht blos über die Herstellung, 
sondern auch vor allem über den Vertrieb, 
etwa dahingehend, 

dass die an der Gemeinschaft beteiligten 
Firmen sich Anfragen oder Aufträge auf ihre 
Spezialitäten gegenseitig überweisen, 

oder ihre Spezialitäten voneinander zum 
Wiederverkauf beziehen und sich hierfür die 
Meistbegünstigung einräumen, 

oder dass eine der beteiligten Firmen, die 


. über eine ausgedehnte Vertriebsorganisation 


verfügt, den Vertrieb für alle anderen Firmen 
mit besorgt, 
oder dass eine besondere gemeinsame Ver- 
triebsstelle eingerichtet wird. 
Zu diesen Massnahmen kommt dann viel- 


fach noch die gemeinsame Unterhaltung von 
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Verkaufsvertretern, von Muster- und Ersatz- 
teillagern, Richt- und Ausbesserungswerkstätten 
und dergl., 

der gemeinsame Einkauf, 

die gemeinsame Anstellung gewisser erst- 
klassiger Kräfte, z. B. Konstrukteure, Betriebs» 
organisatoren, Propagandisten o. dgl., 

die gemeinsame Vornahme von Versuchen, 

der gemeinsame Erwerb von Patenten usw. 

Kurz, man ahmt die Organisation und 

Arbeitsweise des Grossbetriebs nach und 
trachtet so, dessen Vorzüge zu erlangen, sucht 
andererseits aber die aus der Zentralisierung 


und Zusammenballung entsprivgenden bekannten 


Nachteile des Grossbetriebs, die Schematisierung 
und Bürokratisierung und das Uebermass von 
Koxtrolleinricehtungen dadurch zu vermeiden, 
dass man, wo immer möglich, die Dezentrali- 
sierung beibehält. Vor allem bleibt die Unter- 
nehmer-Initiative in den einzelnen Betrieben 
erhalten und gerade bei der Fabrikation, auf 
deren Verbilligung es hauptsächlich ankommt, 
kann diese Initiative sich in den einzelnen 
Betrieben voll entfalten. 

Zusammenschlüsse auf dieser Grundlage 
sindneuerdingsin verschiedenen Industriezweigen 
entstanden, so für Werkzeugmaschinen, Trans- ' 
portanlagen,Papierverarbeitungsmaschinen, land- 
wirtschaftliche Maschinen, Textilmaschinen, 
Kraftwagen, Metallwaren, Emaillewaren, in der 
Ziegel-, Textil, Osl- und anderen Industrien. 

Auch im Auslande scheint diese Organisa- 
tionsform in rascher Entwicklung begriffen zu 
sein. So haben sich in England derartige 
Organisationen für die Herstellung und den 
Vertrieb von Werkzeugmaschinen, elektrischen 
Maschinen, Stahlwerkserzeugnissen u.a. gebildet. 


-Auch aus Frankreich, Schweden, Dänemark, 


Holland, der Schweiz wird über gleichartige 
Bestrebungen berichtet. In Amerika wird ein 
ähnlicher Weg ja seit langem schon in den 
Trusts beschriitten. Die Trusts bezwecken zwar 
in erster Linie die Ausschaltung des Wettbe- 
werbs und die Regelung der Preise, betonen 
aber auch doch stets die Verbesserung und 
Verbilligung der Herstellung und des Vertriebs 
durch Spezialisierung der Trustbetriebe, durch 
Zentralisierung des Ein- und Verkaufs und 
dergl. mehr. Und viele Trusts haben ja auch 
in dieser Hinsicht grosse Erfolge gehabt. Ein 
Unterschied zwischen Trust und Produktions- 
gemeinschaft besteht übrigens auch darin, dass 
die Produktionsgemeinschaft die kapitalistische 
Verschmelzung, wie sie in den Trusts vorliegt, 
vermeidet, und: dass sie die Unternehmer- 
Initiative des einzelnen Fabrikanten möglichst 
voll erhalten wollen, 

Im einzelnen sind die Aufgaben wie auch 
die äussere Form der Produktionsgemeinschaften 
sehr verschieden. Einige verfolgen nur einen 
Teil der oben erwähnten Aufgaben, andere 
Einige haben die Form 
eines Vereins, andere die einer Gesellschaft 
(Aktien-Gesellschaft, Ges. m. b. H., Kommandit- 
gesellschaft), wieder andere beruhen lediglich 


auf einem Vertrag usw. Abgesehen von ver- 
schiedenen Entwicklungsstufen hängen Auf- 
gabenkreis und Form natürlich von den be- 
sonderen Verhältnissen ab. Bei manchen 
Organisationen ist auch die Befürchtung nicht 
zu unterdrücken, dass sie ihre Ziele zu weit 
gesteckt haben, wenigstens für den Anfang, 
oder dass sie nicht den zweckmässigsten Weg 
zur-Durchführung ihrer Aufgaben eingeschlagen 
haben. Es ist nicht möglich, die verschiedenen 
Organisations-- und Rechtsformen, die zahl- 
reichen Voraussetzungen und Gesichtspunkte, 
die bei der Bildung von Produktionsgemein- 
schaften zu prüfen und zu beachten sind. hier 
ausführlich zu behandeln. * Der Ausschuss 
für wirtschaftliche fordgung ‘welcher die Ent- 
wicklung der Produktionsgemeinschaften genau 
‘verfolgt, ist jedoch gern bereit, von Fall zu 
Fall Auskunft zu erteilen. 

Die Bildung von Produktiousgemeinschaften 
kann wesentlich erleichtert werden durch die 
Mitwirkung einer neutralen Vermittlungsstelle, 


die etwa durch eine vertrauliche Umfrage fest- 


stellt, welche Firmen gegebenenfalls zum An- 
schluss an eine derartige Gemeinschaft bereit 
sind, und mit welchen Erzeugnissen und die 
dann die Firmen zu Verhandlungen zusammen- 
führt. Andernfalls finden die in Betracht 
kommenden Firmen erfakrungsgemäss nicht 
leicht zusammen. Bis auf weiteres ist der AwF 
auf Wunsch bereit, auch diese vermittelnde 
Rolle zu übernehmer, wie er das in eirigen 
Fällen bereits mit Erfolg getan hat. 

Die Entstehung der Produktionsgemein- 
schaften zeigt, wie die Wirtschaft aus sich 
selbst ohne gewaltsame konstruierende Eingriffe 


von aussen und von .oben herab die notwen- 


digen Neugestaltungen organisch entwickelt. 
DieProduktionsgemeinschaften bringen gewisser- 
massen die Planwirtschaft von unten her, 
indem sie zunächst die Zusammenarbeit der 
Einzelbetriebe als Grundlage der Wirtschaft 
planmässiger, sachlicher gestalten. Die ein- 
zelnen Produktionsgemeinschaften wieder werden 
sich in Verbänden, Kartellen, oder anderen 
Organisationsformen zu zweckmässiger Zu- 
sammenarbeit vereinigen müssen, soweit sie 
sich nicht von vornherein, wie bisher vielfach, 
innerhalb der bestehenden Verbände bilden. 
Auf jeden Fall wird der Gedanke des Zusam- 
menschlusses 
tivgemeinschaften beim Wiederaufbau unserer 
Wirtschaft eine wichtige Rolle spielen. 


Bücherschau. 
Karl Wasserrab, Soziologische National- 


Ökonomie. Einleitungsheft. Duncker & Humblot, 


München 1917. 49 8. Mit der vom Ver- 
fasser geforderten Neuordnung des volkswirt- 
schaftlichen Unterrichts kann man sich einver- 
standen erklären. 
Zusammenhang der Volkswirtschaftslehre mit 
dem Volkswirtschaftsleben hält es der Verfasser 


Verantwortlicher Schriftleiter: Dr. Hermann Deite, B.- „Schöneberg, Inns] Innsbrucker Strasse 36. 


der Einzelbetriebe zu Produk- 


Ausgehend von dem innigen 


.. nationaler 


'gesellschaftliche Hygiene, 
‘ dieser Vorgänge in Produktion und Umsatz 


. Gustrie, 


: durch, wohin, wonach, "wonächst (!), woneben, 


. die Auf- und Abwärtsbewegungen der Wäh- 


an, 


mit einer Einführung 10:88 ; 
Volksgliederung und = 3 


für wünschenswert, 
die heimisch-nationale 
Volkswirtschaft der Gegenwart zu beginnen, 
deren wichtigste Zustände mit Einschluss interr- 


Beziehungen und Vergleichungen 
namentlich wirtschafts- und sozialstatistisch zu (ve 
beleuchten seien. Dieser wirtschaftlichen Ana- 
tomie oder Morphologie soll zunächst die wirt- 
schaftlich-gesellschaftliche Physiologie, ämlich 
die allgemeine Volkswirtschaftslehre, folgen, 

die nächst den Grundlagen und Grundbegriffen 

des Güterlebens namentlich die Vorgänge und 
Begleiterscheinungen in Erwerb und Verbrauch 
oder den Stoffwechsel der wirtschaftenden Ge- 
sellschaft darstellt, alsdann die wirtschaftlich- 
d. h. die praktisch 
Nationalökonomie, die grundsätzlich die Hebung 
mit Rentabilität bei Landwirtschaft und no- 
Handel und Verkehr erörtert. Die 
besondere Behandlung der sozialen Frage 
(Pathologie) und Sozialpolitik (Therapie) st 
nach Ansicht des Verfassers unvermeidich,h 
weil aus den Grundvorgängen oder Haupt 
prozessen der Volkswirtschaft, namentlich dr 
Einkommensgestaltung, trotz. ihrer Förderung 


‚durch die Volkswirtschaftspolitik auch patholo- a 


gische Erscheinungen hervorgehen, weiche 
therapeutische Massnahmen erfordern. Dieall- 

seitige Erforschung dieser Erscheinungen ver- 

langt die Zuhilfenahme der Soziologie. End 
lich bietet die Weltwirtschaft einen wichtigen ee, 
Machtfaktor der Gegenwart sowie einen weiten = 
Ausblick in die Zukunftsentwicklung. Die vor-- 
liegende Arbeit, dienach Aussage des Verfassers 
auf langer akademischer und praktischer Tätig- 
keit sowie auf 15jährigem Durchdenken beruht, 
soll „‚ein brauchbares Mittel für Vorlesungen‘ 
darstellen. Um so mehr befremdet es, dass 
der wichtige Vorschlag des Verfassers, ‚die 
heimisch-nationale Volkswirtschaft der Gegen- 
wart an erster Stelle zu behandeln, so ganz 
unberücksichtigt geblieben ist. Statt mit diesen 
greifbaren Dingen beginnt der Verfasser in 
üblicher Weise mit begrifflichen Auseinander- 
setzungen und schwächt dadurch die Teilnahme 
für den Gegenstand gleich zu Anfang erheblich 
ab. In gleichem Sinne wirkt allerdings auch 
der einförmige Stil. Das Wort „zumal“ 
steht fast in jedem Absatz, beinahe ebenso 
häufig sind Nachsätze, die mit wobei, wo- 


woran, worauf, worin, wozu beginnen. Hoffent- 
lich werden solche Unschönheiten vor Heraus- 
gabe des Hauptwerks ausgemerzt. = 

Dr. Ladenthin, Berlin. 2 


-W. Jutzi, Markwährung und Auslagen a er 
rungen im Kriege. G. D. Baedeker, Essen 1916. 
81 S. — Verfasser erörtert die Gründe, welche 


rungen der einzelnen Länder während des 
Krieges veranlasst haben, und gibt Massnahmen 

wie einem weiteren 'Sinken. ‚der Mark- 
währung begegnet werden kann. u: 


E = 2. Zeihnungspreis. 
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1. Die Anleihe beträgt Fünf Milliarden Mark in Fünf Mitionen Anleihefheinen zu Eintaufend Mark, rüdzahlbar innerhalb 80 Jahren 
nad) untenfiebendem Tilgungsplane. Sie ift eingeteilt in fünf Reihen (A, B, C, D, E). Jede Reihe enthält 2500 Gruppen (1 bis 2500), jede 


Gruppe 409 Hummern (1 bis 400). 


2. Halbjährli findet eine Gewinnverlofung nah untenfiehendem Gewinnplane ftatt. | 

3. Dom 1. Januar 1940 an fieht dem Inhaber das Reit zu, unter Einhaltung einer Ründigungsfeift von einem Jahre die Rüdzahlung zum 
fennwert zuzüglich des Zufhlags von 50 Mark für jedes verfloffene Kalenderjahr unter Abzug von 10 v.5. des Gefamtbetrags zu verlangen. 

4. Sollte vor dem 1. Januar 1939 eine neue gleihartige Spar-Prämienanleihe zur Ausgabe gelangen, fo haben die Inhaber der Stüde 


diefer Anleihe das Zeihnungsvorredt. 


5. Die Inhaber der Stufe genießen die untenfiehenden Steuerbegünfligungen. 


Gewinnplan: 

5 Gewinne zu 1000000 Mart = 5000000 Marl 
5 2 „= 500.000. „. -—=#2500.000 : „ 
5 f- 7800000 -„ : — 1500000, 
5 S =. 200000 „ ==. 1000000‘ „ 
0, „. 15000 „ = 150000 „ 
20 nr » 10000 „ = 2000000  „ 
50 „ ” 5000 „ = 2500000 „ 
100 je = 255000 „ = 2500000 „ 
200°  „ 7 10000 „ = 2000000 „ 
300 # = 5000 „ = 150000 „ 
400 „ „ 800 „ = 120000 „ 
20022, Fr 2000 „ = 800000 "„ 
1000 1.000 = 100000 „ 


[24 » 
Im ganzen jedes Halbjahr 

2509 Gewinne über zufammen 25 009 000 Mark. 
 Gewinnverlofungen finden am 2. Januar und 1. Juli jedes Yahres, 


erfimals im März 1920, ftatt. Bei jeder Berlofung werden 2500 Ge- 
winne im Gejamtbetrage von Sünfundzwanzig Millionen Mark gezogen. 


- Die gezogenen Gruppen und Nummern gelten für fämtliche fünf Reihen. 


Sie werden im „Deutfchen Yteichdanzeiger” befanntgemadt. Ein mit 
einem Gewinn gezogenes Stüd nimmt auch ferner an den Geminn- 


ztehungen bis zu feiner Tilgung teil. Ein und dasfelbe Stüd Tann 
jedodh in jeder Ziehung nur einmal gewinnen. Die Gewinne werden 
von dem auf die Verlofung folgenden 1. März oder 1. September an, 
je der en Verlofung vom 1.April 1920 an unter Abzug von 100.9. 
ausgezahlt. 


Tilgungspian: 
Tilgung Bonu3 

Sm den Jahren äbeli jährliher übel im jährlier 

Glenn ee, est Eee en 
1920—1929 50 000 50 000 000 | 25 000 1000 25 000 000 
1930—1939 75 000 75 000 000 | 37 500 1000 37 500 000 
1940—1949 |100000 | 100 000 000 | 50 000 1000 50 000 000 
1950—1959 75 000 75 000 000 | 37 500 2000 75 000.000 
1960—1999 50 000 50 000 000 | 25 000 4000 | 100 060 000 


Die Tilgungsauslofungen finden am 1. Juli jedes Dahres, erjtmals 
am 1. Juli 1920, im Anfchluß an die Gemwinnverlofung ftatt. Zur Felt: 
ftelung der zu tilgenden Stüde (50.000, 75.000 oder 100 000) werden 
jedesmal 4, 6 oder 8 Nummern gezogen.! Die gezogenen Nummern 
gelten für ale Gruppen und Reihen. Sie werden im „Deutfchen Reichs» 
‘anzeiger” befanntgemadt. Dedes gezogene Stüd wird zum Nennwert 
zurüdgezahlt mit einem Bufchlag von 50 Marf für jedes bis zur Fälligkeit 
verflofiene Yahr; Die Stüde jeder zweiten gezonenen Nummer erhalten 
außerdem den im Tilgungsplan angegebenen Bonus. Die Tilgungs- 
fummen mit Zufehlag und Bonus werden von dem auf die Auslojung 
folgenden 29. Dezember an gegen Aushändigung des Stüdes ausgezahlt. 


Steuerbegünftigungen: - 


ergibt, unterliegt nicht der Befititeuer (Vermögenszumachäiteuer). 


a) Befreiung eines Befiges bis zu 25 Stüd von der Nachlaffteuer und bezüglich derfelben Stüde von der Erbanfalliteuer. Keine Nachlaß: oder 
 Erbanfallitener für Die auf den Namen Dritter bei der Neichsbanf oder anderen vom Neich3minijter der 
auf fünf Jahre und mehr oder auf Todesfall hinteriegten Stüde (bis 10 Stüd für jede einzelne dritte 


| b) Der Bermögenszumans, der fih aus dem Befite der Anleiheftücde gegenüber dem bei der Erwerbung der Stüde anzunehmenden Vermögenswert 


Tsinanzen noch zu benennenden Stellen 
Berfon). 


Der Veberfchuß des Beräuferungsmertes über ven Tilgungswert bleibt frei von der Kapitalertraggiteuer. 


©) Die dem Befizer der Stüde auf Grund der vorftehenden Beftimmungen zuftehenden Leiftungen fowie der aud Dem Verlauf der Stüde erzielte 
Gewinn unterliegen im Gewinnjahre weder der Cinfommenfteuer nod der Kapitalertragsiteuer. 


zum Kündigungämerte bewertet. 


3, Annahmeftellen. Zeihnungsftelen find die Neihsbant und die im offiziellen 
Beihnungsprofpelt aufgeführten Geldinftitute. Die Zeihnungen können aber 
auch durd Vermittlung jeder Bank, jedes Bankiers, jeder Sparkaffe und 
Kreditgenoffenfhaft erfolgen. — Beihnungen werden 


von Montag, den 10., 
bis Mittwoch, den 26. November 1919 mittags 1 Uhr 
entgegengenommen. $rüherer Beiänungsiäluß bleibt vorbehalten, 


Der Preis für jedes Spar- Prämtenftül beträgt 1000 M. 
Hiervon find 500 M. in 59, Deutfher Reihsanleipe zum Nennwert berednet und 
500 M. in bar zu begleichen. e : 
Die mit Sanuar—Juli-Binfen auögeftatteten Reichsanleiheftüde find mit Zins» 
nn deinen, fälig am 1. Yult 1920, bie mit April—Dltober-Zinfen audgeftatteten 
7 Stüde mit Zinsfgeinen, fällig am 1. April 1920, einzureihen. Den Einlieferern 
von 5%, NReichanleife mit April—Ditober-Binsfheinen werden auf ihre alten 
- Anleifen Stüdzinfen für 80 Tage = 1,25 9], vergütet. 


3, &iherheitsbefellung. Wei der geihnung hat jeder Zeiner eine Stherheit von 10%], 


be3 gezeichneten Betrages mit 100 M. für jebes Prämienftüd in bar zu hinterlegen. 


teilung findet tunlihft- bald dem Beihnungsfluß ftatt. 
Dertelung befämmt das Meidsfnangmiikertum 


ee EEE ee & 
0 Berlin, im November 1919. 


d) Bei jeder Art der Befteuerung werden die Anleihefcheine bei einer Stüdzahl bis zu 50 Stüd höchftens zum Nennwert, vom 20. Jahre ab 


Seihnungsbedingungen: 


5. Bezahlung. Die Zeiner find verpflichtet, die zugeteilten Beträge bis zum 
29. Dezember d. 9. zu begleihen. Die Begleihung bat bei derjenigen Stelle zu 
erfolgen, bei der die Zeihnung angemeldet worden tft. 

Sollen 5%), Schuldbudforderungen zur Begleihung verwendet werden, jo tft 
fogleih nah Erhalt der Autetlung ein Antrag auf Nusreihung von Schuldvers 
- foreibungen an die Reihsjhuldenverwaltung, Berlin SW. 68, Drantenftraße 9294, 
zu rihten. Der Antrag muß einen auf die Begleihung der Spar-Prämienftüde 
binweijenden Vermerk enthalten und fpäteftens am 20. Dezemher b. 3 bei der 
Neihöfhuldenverwmaltung eingehen. Vordrude zu folden Anträgen mit Forms 
vorfhriften find bei allen Zeihnungs- und Bermittlungsftellen zu haben. Daraufhin 
werben Schuldverf&reibungen, die nur zur Begleihung von Spar-PBrämienftüden 
geeignet find, ohne Zinsbogen ausgereiht. Die Ausreihung erfolgt gebührenfrei 
und portofrei als Neichsdienftfage. Diefe Schuldverjreibungen find fpäteftens 
bis zum 20. März 1920 den in Abfag 1 genannten Zeihnungs= oder Vermittlungs> 
ftelen einzureichen. 


6. Ausgabe der Stüde. Die Ausgabe der Prämienftüde erfolgt im Februar 1920; 
Schuldbuggläubiger erhalten erforderlibenfals bis zur erften @eminnverlofung 
ö im März n. 3. dur ihre Vermittlungsftelen Nummernaufgabe. Bwiihenigeine 

| find nit vorgejehen. « 


7. Umtaufdy der Ariegsanleihen. Die Reihabant wird, fomeit möglich, unentgeltli 
Stüde von höherem Nennwert ala 500 M. in Heine Stüde taufden. 


Reihsfinanzminifterium 
-  Anbeibe-Abtsikung. 


Bilanz per 30. Juni 1919. 
Aktiva. 


M. 4 
Grundstücke-Konto.| 121 900/31 
Gebäude-Konto .... 471 621/49 
Maschinen-, Utens.- 
u. Inv.-Kto...... 183 828/76 
-Steine-Konto ...... 21.482157 
Photo-Vorlagen-Kto. 1— 
Lithographien-Kto. . 1— 
Stempel- u. Schnitte- 
Konto-......... 1— 
Malereien-u. Reprod.- 
Rechte-Konto.... 1— 
Patente- u. Muster- 
schutz-Konto .... 1— 
Fuhrwerke-Korto .. 11— 
Feuerwehr-Ausr.-Kt. 1— 
Beteiligungs-Konto . 1— 
Effekten-Konto ....| 2469 083110 
Kassa-Konto....... 33 265131 
Wechsel-Konto ....! 216 693176 
Konto-Korrent-Kto. | 2 688 018178 
Rohmaterial-Konto .| 313 740/81 
Waren-Konto ...... 144 343 15 
6 663 956 04 
Passiva. M 4 
Kassa-Konto....... 2.000 000] — 
Ges. Reservefds.Kto.| 200 000|— 
Hypotheken-Konto .| 1191 976/50 
Währgs.-Verlust-Kt.| 469 693/75 
Konto-Korrent-Kto..| 1 395 562/49 
Delkredere-Konto ..| 121 500/— 
Interims-Konto .... 98 394156 
Dividenden-Konto .. 7 200ı— 
Arb. -Unterst.-Fonds- 
Kapital-Kto...... 17 955197 
Steuern-Konto ..... 25 830125 
Talonsteuer-Res.-Kt. 8000| — 
Erneuerungs-Kto. ..| 150 000 — 
Uebergangs- und Er- 
satz-Konto ...... 307 303151 
Saldo 2.722... 670 569 01 
6 663 986104 


Gewinn- und Verlust-Konto 
per 30. Juni 1919. 


Debet. M. 
Handl.-Unkost.-Kto.] 239 494161 
Gehälter-Konto ....| 270 449184 
Reparaturen-Konto . 16 851|34 
Kranken-, Inval.- u. 

Angest.-Vers-Kto. 47 827109 
Urfall-Vers.-Kto.... 21 765109 
Steuern-Konto..... 50 041178 
Grundst.-u. Gebäude- 

Unk.-Kto..... ER 34 023/63 
Fuhrwerks -Unk.-Kt. 26 419129 
Abschreibungen ....| 454 788172 
Gewinn - Saldo pro 

1918/1997, .227%.. 670 569/01 
1 832 »3)40 

Kredit. AM | 

Gewinn-Vortrag vom 
Vorjahre........ 87 001147 
General-Ertrags-Kto.| 1 745 22893 
1 832 230/40 


Berlin, den 18. Oktober 1919. 
Berlin-Neuroder Kunstanstalten 


Actiengesellschaft, 
Budwig. 
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! Berfag von Quelle & Mener in Leipzig ; 


Befldeutfhland 
zur Römerzeit 
Bon Profeffor Dr. Dragendorff 


124 Geiten mit zahlr. (bb. 
‚Gebunden M. 1.50 
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Bilan--Konto ultimo Juni 1919. 


M 4 
Grundstücke ....... 96 432164 
Gebäude .......... 627 913|26 
Arbeit.-Wohnhäuser 157 5001 — 
Oefen..... ER E 85 400 — 
Maschinen......... 64 679/40 
Inventar .......... 1— 
Elektr. Licht- und 
Kraftanlage ...... 1l— 
Formen u. Modelle. 1— 
Bahngleise-Anlage.. 1— 
Eisenbahnwagen.... 15 052/80 
Pferde u. Wagen .. 9 7201 — 
Materialien ........| 216 150158 
Wären. iu se 227 203125 
Wechsel .......... 4 14095 
Kasse....2...%..20% 7 641165 
Vorausbez. Feuer- 
versicherung ..... 21 502) — 
Effekten .......... 2 359 582150 
Debitoren ......... 1 448 439175 
5b 342 362178 
M. 4 
Aktien-Kapital..... 2 600 000|— 
Prioritäts- Anleihe ..| 1158 000 — 
Reserve-Fonds ..... 260 000! — 
Dispositionsfonds... 21 707/40 
Konto-Korrent-Res.. 20 0001 — 
Talonsteuer-Reserve 22 758 — 
Obligations-Tilgung 28 340 — 
Prioritäts-Anl.-Zins. 20.092150 
Nicht eingel. Divid. 13 470 — 
Unterstützungskasse 6 08414 
Kreditoren.........| 614757165 
Reingewinn........ 577 153/09 
23 5 342 362178 


Die auf 15°), = 150 Mark 
pro Dividendenschein No. 33 pro 
1918/19 festgesetzte Dividende ge- 
langt von heute ab bei uns 
serer Gesellschaftskasse 
in Königszelt oder in Berlin 
der Nationalbank für 
Deutschland, Herren Jac- 
quier & Securius, Schle- 
singer-Trier & Co., Kom= 
manditgesellschaft auf 
Aktien, derMitteldeutschen 
Creditbank und Herren Gebr. 
Arnhold, Französischestr. 33 e, 
in Meiningen bei der Bank 
für Thüringen vorm. B. Mi. 
Strupp A.-G. und deren 
Filialen, in Dresden bei 
Herren Gebr. Arnhold, in 
Breslau bei Herren Marcus 
Nelken & Sohn zur Auszahlung. 
Den Dividendenscneinen ist ein 
arithmetisch geordnetes Nummern- 
Verzeichnis beizufügen. 


Königszelt i. Schles., 
den 31. Oktober 1919. 


Die Direktion. 
Kempcke. Rauchfuss. 


Stoffwechlelund Diät 


bon Gefunden und Kranten 
Bon 
Seh. Med.-Rat Prof. Dr. E.M. Ewald 


128 Geiten mit zahlr. Abb. 
Gebunden M. 1.50 


Berlag von Quelle & Meyer, Leipzig 
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-„TSCHAFTS-ZEITUNG 


Berlag von Quelle 8 Meyer in Leipzig 


2% : Im 
volnifhen Wind 


Dftmärfifhe Sefhichten 


302 ©eiten 
Seheftet M. 3.50, gebunden M. 5.— 
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„zu erzählen verfteht Carl Buffe. Man hat bei ihm 
zum erftenmal wieder dag Gefühl, gleichfam in einem 
zufällig zufammengefommenen Kreife von Zuhörern 
zu figen, aus denen heraus, dur) das Sefpradh an- 
geregt, fi) einer ganz ungezwungen löft, um den. 
Zaufhenden ringsum eine Sefhichte zum beften zu 
geben. Etwas von ber Gefellihhaftsfphäre- wird 
lebendig, aug der die erften ehten Novellen zur Zeit 
DBortactiog geboren wurden.” Weftermanne Monatshefte. 


Die 
Deutliche Bolkishochlchule 
der Zukunft e: 


Eine Denkfärift. Don Dr. Derner Bidt 
34 Seiten. Geheftet ca. M.1.— 


He bisherige deutfche Literatur zur Bolfshochfchulbewegung 
‚nimmt meift die dDänifhe Bolfshahfhule zum Vorbild 
und trifft damit nicht den Kern deg deutfchen Problems. In 
Dänemark handelt e3 fih um die völfiihe Bewegung eines 
Fleinftaatlihen Bauernftandes, die ihre Ziele in Erziehungs- 
anftalten für Jugendliche verwirklidht. Demgegenüber geht 
dfe vorliegende Schrift von der Borausfegung aus, daf es in 
Deutfchland heute in erfter Linie Darauf anfommt, der indu= 


- ftrtellen Arbeiterfhaft die Möglichkeit zu einer ihren neuen 


Rechten und DBerantwortlichfeiten entfprechenden vertieften 
Geiftesbildung zu geben. In fnappen Zügen wird dag inhalt- 
liche und organifatorifche Programm einer den heutigen deutfchen 
Derhältnijfen entfprehenden Bolfshohfhulbewegung unter 
Derwertung englifher Anregungen entwidelt. Die Dentfhrift 
erhält ein befonderes Intereffe Dadurch, dafs fie fih ganz in der 
Richtung der Dollshohfehulpolitit des Preußifchen 
minifteriumd bewegt, wie fie in den in gleihem DBerlag ver- 
öffentlihten „Amtlihen Schriftftüden zur Boltshohfhulfrage” 
zum Ausdrud fonımt. | a: 


ultus= 
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|QUELLE © MEYER ON VERLAG IN LEIPZIG 


Deutih:-Oflafrifa 


im Weltfriege 


Wie wir lebten und Fä üpfien 


Bon 


Gouverneur Scheimrat Dr. Sind ©Ocdhnee 


447 Seiten mit 29 Abbildungen anf 6 farbigen und 48 ichwarzen Tafeln fowie 5 Karten. 
Geheitel M. 15.— = In gediegenem Einband nad) fünflleriichem Entwurf gebunden M. 20,— 


er legte Gouverneur von Deutfch-Dftafrifa fegt hier deutfhber Rolonialarbeit ein 
bleibendeg Denkmal. Bon unferem folonialen Leben und Streben, der wirtfchaftlichen 


und völfifchen Eigenart des Landeg, feiner Berwaltung und Verteidigung fowie feiner Erfchließung h 


gibt er an Hand wertvollen Abbildungsmaterialg ein abgerundetes Bild, und erfi fo wird eg 
verftändlich, wie e8 der unermüdlichen Tätigkeit des Gouverneurs und feiner wenigen Gefreuen 


gelingen Fonnte, das von der Außenwelt völlig abgefchloffene Land jahrelang zu erhalten. Die 
Schilderungen der Kreuz: und Querzüge der Verteidiger durch die ganze Kolonie, durch Portu 
giefifch-Afrifa und Rhodefia unter Lettow:VBorbedg Führung find voll Abenteuer und von un: = 


mittelbarem Reiz einer Entdedungsfahrt. 
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 Ausdem amerikanischen Patentrecht. 
r Von Rechtsanwalt Dr. Werneburg, Berlin-Schöneberg. 


Das deutsche Patentgesetz kennt im Gegen- 
-satz zu dem nordamerikanischen, englischen 
. (neuerdings auch demösterreichischen,russisch en, 

- norwegischen und holländischen) Patentrecht 
x den Erfinder überhaupt nicht, sondern ledig- 
lich den Anmelder einer Erfindung, ein Grund- 
u satz, der den Vorteil bat, dass das deutsche 
. Patentamt der oft schwierigen Nachprüfungs- 
frage enthoben ist, wer der geistige Urheber 
' einer Erfindung gewesen ist. Die Entscheidung 
„der Frage, wem das Patent in Wirklichkeit zu 
"erteilen ist, wer also der wahre Erfinder ist, 
soll eben vor den ordentlichen Gerichten ge- 
 .. ‚troffen werden, nicht vom Patentamt; diesem 

gegenüber gilt also der erste Anmelder der Erfin- 

"dung solange als Erfinder, bis dieser Streit zu 
„Gunsten eines anderen entschieden worden ist. 
0. Dagegen steht nach amerikanischem Recht 
 * nur dem wirklichen Erfinder ein Anrecht auf 
das Patent zu, so dass also die reine formale An- 
meldung nach ihm gänzlich bedsutungslos ist. 
Zwecks Durchführung dieses Grundsatzes er- 
fordert das amerikanische Patentgesetz bei 
jeder Anmeldung die eidesstattliche Erklärung 
des Anmelders und Erfinders, dass er sich 
mach bestem Gewissen für den ersten und 
‚alleinigen Erfinder des angemeldeten Gegen- 
standes hält. Das ist der grundlegendste 
Unterschied zwischen dem deutschen und dem 

‚amerikanischen Patentrecht. _ 

Die Frage, welche Erfindungen überhaupt 
_ patentierbar sind, entscheidet der 8 4886 der 
Revised Statutes, Nach dieser Bestimmung 

kann jede Person, die ein neues und nützliches 
_ Verfahren, eine neue und nützliche Maschine, 
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Aufsätze. ein neues und nützliches Erzeugnis oder eine 


neue und nützliche Stoffzusammensetzung oder 
neue und nützliche Verbesserungen an solchen 


erfunden oder entdeckt hat, die vor der Er- . 


findung oder Entdeckung noch nicht anderen 
in diesem Lande bekannt geworden oder von 
ihnen benutzt wurden und noch nicht vor der 
Erfindung oder Entdeekung oder seit mehr als 
zwei Jahren vor- der Anmeldung im Inlande 
oder Auslande patentiert oder in einer öffent- 
lichen Druckschrift beschrieben ist und im In- 
lande nicht seit mehr als zwei Jahren vor der An- 
meldung Öffentlich benutzt oder feilgeboten ist, 
bei Zahlung der gesetzlichen Gebühren und 
nach vorgeschriebenem Verfahren ein Patent 
dafür zu entnehmen, es sei denn, es würde er- 
wiesen, dass auf die Anmeldung verzichtet 
würde. Demnach muss also das Moment der 
Neuheit und Nützlichkeit gegeben sein, um 
eine Erfindung nach amerikanischem Recht 
patentierbar zu machen. Der Begriff der Neu- 
heit ergibt sich aus dieser Gesetzesbestimmung 
selbst; denn es wird hier ja ausdrücklich auf 
die verschiedenen in Betracht kommenden Zeit- 
punkte verwiesen, die für die Vorbenutzung 
oder Vorpatentierung derselben Erfindung in 
Betracht kommen. Nützlichkeit der Erfindung 
liegt vor, wenn sie einen techrischen Fortschritt 
gegenüber den zurzeit bestehenden Zuständen 
aufweist. Patentierbar sind nach dieser Be- 
stimmung des amerikanischen Patentgesetzes 
Verfahren, Maschinen, Vorrichtungen, Erzeug- 
nisse — also Fabrikationsgegenstände, die einen 
Fortschritt zeigen —, Stoffe und Stoffverbin- 
dungen, die auf chemischem oder mechanischem 
Wege aus zwei Elementen zusammengesetzt 
werden, falls sie neu und nützlich sind; Ver- 


Pe 


besserungen sind ebenfalls dann patentierbar, 


wenn sie das Reat eines technischen Fort- 


schrittes zeigen und nützlich sind, wobei in 


letzterer Hinsicht der praktisch erzielbare Vor- 
teil in erster Linie ausschlaggebend ist. 

Zu jeder Patenanmeldung gehört ausser 
der Anmeldung noch ein Gesuch des Erfinders. 
Die Patentanmeldung erfordert ausser diesem 


Gesuch um Erteilung des Patentes und der 


Zahlung der "gesetzlichen Anmeldegebühr von 
15 Dollars, die Beschreibung der Erfindung 
mit den Patentansprüchen (spesification), die 
erwähnte eidesstattliche Versicherung des Er- 
finders (affirmation vor einem diplomatischen 
oder konsularischen Vertreter der Vereinigten 
Staaten), Zeichnungen, falls die Erfindung 
durch solche darstellbar ist und Modelle und 
Proben, falls solche verlangt werden. Das Ge- 
such um Erteilung des Patentes ist an den 
Commissioner of Patents zu richten und muss 
von dem Erfinder unterzeichnet werden. In 
dem Gesuch muss der volle Vor- und Zuname 
des Erfinders, seine Staatsangehörigkeit, sein 
Wohnort, seine Briefadresse, die Bezeichnung 
der Erfindung sowie die Angabe enthalten 
sein, dass die Erfindung in der Beschreibung 
dargestellt ist. 

Durch die Patenterteilung wird von dem 
Erfinder das ausschliessliche Recht zur Her- 
stellung, zum Verkauf und zur Importierung 


‚des patentierten Gegenstandes vom Tage der 


Patentausgabe an auf die Dauer von 17 Jahren 
erworben; wer vor der Patentierung die Er- 
findung bereits benutzt hat, kann daraus 
keinerlei Rechte herleiten und muss die fernere 
Benutzung einstellen, ein Moment, durch welches 
ein bemerkenswerter Unterschied zu dem 


deutschen Patentrecht geschaffen wird, das ein 


Recht des Vorbenutzers an der Erfindung 
kennt, selbst dann, wenn die Erfindung von 
einem anderen zum Gegenstand eines Patente3 
gemacht wird. 

Der Erfinder muss in seinem Gesuch um 
Erteilung des Patentes, ferner insbesondere 
aber auch das bezeichnen, was er als patentiert 
beanspruchen will, mit anderen Worten also 


den Patentanspruch, von dem ja eben der Um- 


fang des Schutzes abhängig ist. Das bestimmt 
der $ 4888 der Revised Statutes, nach welchem 
der Erfinder den Teil, die Verbesserung oder 
Kombination, den oder die er als seine Er- 
findung in Anspruch nimmt, besonders deut- 
lich bervorheben und deutlich beanspruchen 
soll. Stellt der Erfinder mehrere Patentan- 
sprüche, was ihm an sich freisteht, so muss 
jedem Anspruch eine Erfindung in dem oben 
bezeichneten Sinne zugrunde liegen. 

Das Verfahren vor dem Patentamt besteht 


nach amerikanischem Recht zunächst in dem 


Prüfungsverfahren. Die gesetzlichen Bestim- 
mungen der S$ 4893, 4894 und 4903 der Re- 
vised Statutes enthalten Vorschriften über die 
Anstellung einer Prüfung, die Pflicht der Pa- 
tenterteilung, wenn die Prüfung das Recht des 


- Anmelders auf das Patent ergibt, die Amen- 


dierungsfrist von einem Jahr, die Pflicht des 
Patentamtes, eine Zurückweisung seines Patentes 


seitens des Anmeit 
der Rechtiage einzutretc 
eine sehr eingehende insofern, ® 
nur auf die Neuheit, Nützlichkeit 18 
findungscharakter der Erfindung, sondef 
auf die formelle Richtigkeit der gegebeneil 
Unterlagen erstreckt. 
Das Berufunsgverfahren vor der Berufungg 
kammer findet statt, wenn ein Anspruch zw 
mal aus den gleichen, die Patentfähigkeit d 
Anmeldungsgegenstandes berührenden Grün® 
den zurückgewiesen ist, (Erfindungsmangel, 
Mangel an Neuheit oder an technischem Fort- 
schritt, offenkundige Vorbenutzung usw.) oder 
wenn eine zweimalige Aufforderung zur Aus- 
scheidung nicht einheitlicher Teile erfolgt ist. 
Wie bereits bemerkt wurde, gibt nach 
amerikanisohem Patentrecht das Recht des Er- 
finders Anspruch auf Patenterteilung, nicht die 
Patentanmeldung. Wenn nun von mehreren 
Erfindern für ein und dieselbe Erfindung Er- 
teilung des Patentes beansprucht wird, 80. 
findet nunmehr das Kollisionsverfahren zwecks 
Ermittelung des Prioritätsrechts statt; es ist 
geregelt in den Bestimmungen der $$ 4904 ft 
der Revised Statutes. Uebrigens kann ein 
Kollisionsverfahren auch über eine schwebende 
Anmeldung und ein bereits ausgegebenes Patent 
eröffnet werden, ferner auch zwischen einen 
ersten Anmeldung und einem Gesuche um Neu- 
ausgabe eines zur Erteilung gekommenen Pa- 
tentes. Zweoks sofortiger Beendigung des 
Kollisionsverfahrens kann der Erfinder auch 
auf den betreffenden in Kollision befindlicher 
Patentanspruch ganz verzichten und die An- 
meldung insoweit rückgängig machen, falls er 
auf die Durchführung dieses Verfahrens keinen 
Wert mehr legt. Das Kollisionsverfahren er- 
fordert die sogenannte eidesstattliche Vor- 
erklärung, die seitens eines deutschen Erfinders 
über folgende Tatsachen gemacht werden muss: 
dass der Anmelder. die in der Eröffnungsver- 
fügung dargelegte Erfindung gemacht hat, ob 
die Erfindung je patentiert wurde, wann und 
wo, das Datum und die Nummer eines jeden 
Patentes, ferner, wann die Erfindung in den 
Vereinigten Staaten eingeführt wurde, wobei 
anzugeben ist, unter welchen Verhältnissen die 
Einführung geschah und an welchen Daten, $ 
letztere Angaben müssen sich prozessual be- 
weisen lassen. In einer Patentstreitsache Risse. 
gegen Föttinger wurde durch Urteil ds Bo- 
rufungsgerichtes Columbia vom 4. 1. 1915 die 
ersten Unterlagen der deutschen Anmeldung in 


"bezug auf die Erfindungsoffenbarung als unge- 


nügend angesehen, dem deutschen Erfinder je- 
doch das Datum seiner ersten Erfindung, mit 
der eine Zeichnung hinterlegt wurde, als Tag 
der ersten praktischen Ausführung seines Er- 
findungsgedankens zuerkannt, demgemäss wurde 
dem deutschen Erfinder von dieser Entschei- 


Be \ 


f 
J 


B 


eben hat, dass 
iches Erfinderrecht 
seiner Erfindung besitzt; 
zunächst eine Zulassuugsver- 
der er zugleich zur Zahlung der 
ssgebühr von 20 Dollars innerhalb von 
sechs Monaten aufgefordert wird, später dann eine 
vollständige Patenturkunde mit einer gedruck- 
ten Patentschrift. Die Anmeldung gilt als ver- 
fallen, wenn nicht die Schlussgebühr innerhalb 
des Zeitraumes von sechs Monaten eingeht, je- 


‘ doch kann eine so verfallene Anmeldung jeder- 


zeit innerhalb einer Frist von zwei Jahren vom 
Datum der Zulassungsverfügung an auf Antrag 
erneuert werden. 

Die Uebertragung des Patentrechtes ist wie 
nach deutschem so auch nach dem ameri- 
kanischen Patentrecht zulässig. Bemerkenswert 
ist für letzteres insbesondere die Bestimmung 
des $ 4898 Abs. 1 der Revised Statutes, nach 
welcher eine Uebertragung gegenüber einem 
späteren Käufer, der für das Patent eine nam- 
hafte Entschädigung zahlt, nichtig ist, es sei 
denn, dass die Uebertragung innerhalb dreier 
Monate vom Datum des Uebertragungsschrift- 
stückes an patentamtlich eingetragen wurde; 
ein vor der Anmeldung der Erfindung erkauftes 
Recht zur Benutzung, Herstellung und Feil- 
bietung des Erfindungsgegenstandes bleibt be- 
stehen, was besonders bemerkenswert ist, weil 
ein eigentliches Vorbenutzungsrecht sonst nicht 
besteht. Auch die Erteilung von Lizenzen ist 
wie nach deutschem Recht unbeschränkt statt- 
haft,so dass hierin keinerlei Unterschiede zwischen 
letzterem und dem amerikanischen Recht bestehen. 

Zulässig ist ferner unter bestimmten Voraus- 
setzungen die Neuerteilung eines Patentes zwecks 
Heilung eines Mangels in der Beschreibung oder 
einer zu weiten Beanspruchung der Erfindung, 
vorausgesetzt, dass dieser Mangel durch Zufall 
oder Versehen entstanden ist. Das Gesuch um Neu- 
erteilung muss von dem Erfinder gestellt sein und 
eine eidesstattliche Erklärung nebst Ausfertigung 
eines beglaubigten Auszuges aus der Patentroile 
enthalten. In der eidesstattlichen Erklärung 
muss angegeben werden, dass der Gesuchsteller 
in Wahrheit glaubt, sein Patent sei unwirksam 
oder ungültig unter Angabe dieser Gründe; falls 
die Gründe in einer fehlerhaften oder ungenü- 
genden Beschreibung bestehen, so sind diese 
Mäpgel im einzelnen namhaft zu machen. Falls 
die Gründe in einer zu weiten Fassung der An- 
sprüche bestehen, sind die zu Unrecht bean- 
spruchten Teile im einzelnen anzugeben. Die 
Mängel sind im einzelnen namhaft zu machen, 
von denen behauptet wird, dass sie durch Un- 
achtsamkeit, Zufall oder Versehen entstanden 
sind und die Ursache oder Art und Weise ihrer 
Entstehung ist anzugeben. 

Das amerikanische Patentgesetz sieht dann 
noch in $ 4917 der Revised Statutes eine aus- 


rückliche Verzichterklärung auf das Patent 
vor. Es bestimmt nämlich hier, dass dort, wo 
infolge von Unachtsamkeit, Zufall oder Versehen 
und ohne jegliche Absicht eines Betruges oder 
einer Täuschung mehr beansprucht wurde, als 
dem Erfinder kraft seiner Erfindung zukam, 
das Patent für den Teil gültig sein soll, der 
dem Erfinder in Wahrheit und nach dem Ge- 
rechtigkeitsgrundsatze nooh zusteht, voraus- 
gesetzt, dass dieser Teil ein wesentlicher Teil 
des ursprünglich patentierten Gegenstandes ist. 
In diesem Falle erscheint nämlich eine ausdrück- 
liche Verzichterklärung des Erfinders auf das 
Patent um deswillen am Platze, weil in diesen 
Fällen, in welchen infolge von Unachtsamkeit, 
Zufall oder Versehen mehr beansprucht ist, als 
dem Erfinder mit Rücksicht auf den Stand der 
Technik zukommt, dieser Umstand zum Gegen- 
stand einer Einrede gegen die Gültigkeit des 
Patentes überhaupt im Patentrechtsstreit ge- 
macht werden kann. 

Im Gegensatz zu dem deutsehen kennt das 
amerikanische Patentrecht weder ein Einspruchs- 
noch ein Nichtigkeitsverfahren, sondern nur die 
Verletzungsklage zwecks Geltendmachung des 
erworbenen Patentrechtes. Die in dieser Hinsicht 
anwendbaren Vorschriften der !$ 4919—4922 
der Revised Statutes bestimmen, dass der Patent- 
inhaber Schadenersatzansprüche einklagen und 
das Gericht die festgestellie Schadenssumme 
je nach den besonderen Umständen bis zum 
dreifachen Betrage erhöhen kann, wobei die 
Gerichte im übrigen ermächtigt werden, Streitig- 
keiten, durch die Patentrechte beeinträchtigt 
werden, nach dem Billigkeitsverfahren abzu- 
urteilen; die Ansprüche des Patentinhabers auf 
Schadensersatz und entgangenen Gewinn ver- 
jähren in sechs Jahren vom Tage der Hinter- 
legung der Klageschrift ab zurückgerechnet. 
Der & 4920 der Revised Statutes zählt dann 
schliesslich noch die wichtigsten Einreden auf, 
die von dem beklagten angeblichen Patentver- 
letzer in dem Prozess gegen die Klage vorge- 
bracht werden können, so z. B., dass die von 
dem Patentinhaber hinterlegten Unterlagen 
zwecks Täuschung der Oeffentlichkeit weniger 
als die volle Wahrheit über die Erfindv.ag oder 
mehr enthalten, als zur Erzielung des gewünsch- 
ten Erfolges nötig ist, dass der Patentinhaber 
das Patent erschlichen oder sich ungerecht- 
fertigterweise ein Patent für eine Erfindung 
verschafft habe, die tatsächlich von einem 
anderen erfunden wurde, der sich auch kein 
Versäumnis in der Ausführung und Vervoll- 
kommnung habe zuschulden kommen lassen, 
dess der Patentinhaber nicht der ursprüngliche 
und erste Erfinder eines wesentlichen Teiles 
des patentierten Gegenstandes sei oder dass die 
Erfindung bereits vor mehr als zwei Jahren 
von der Patentanmeldung Öffentlich benutzt 
oder feilgeboten worden sei. 


Die industrielle Reklame. 
Eine kritische Würdigung ihrer Mittel in 


Hinsicht auf den unlauteren Wettbewerb. 
Von Rudolf Schick, Berlin, 


Die Reklame soll die Aufmerksamkeit der 
Verbraucher auf bestimmte Produkte hinlenken 
und bewirken, dass der Konsument seinen Bedarf, 
den verschieiene Firmen gleich gut befrie- 
digen könnten, bei einer bestimmten Be- 
zugsquelle deckt. Es soll also nicht so sehr die 
Kauflust erregt, sondern auf die Firma, die die 
begehrte Ware vertreibt, hingewiesen werden. 
Die Reklame wird also in der Absicht unter- 
nommen, dem einzelnen Betriebe den Absatz zu 
sichern, oder durch die Notwendigkeit erzwungen, 
den Betrieb, namentlich in schlechten Zeiten, 
durch gesteigerte Anstrengungen im Hereinholen 
von Aufträgen aufrecht zu erhalten. Hier liegen 
die Wurzeln der Reklame, soweit sie wirtschaft- 
liehen Zwecken dient. Die blosse Ankündigung 
genügt oft gerug nicht, den einzelnen Betrieb 
bekannt zu machen, und aus der Erweiterung 
der einfachen Ankündigung durch besonders 
ersonnene Mittel entsteht die Reklame. Nicht 
nur der Wunsch, sondern dis wirtschaftliche 
Notwendigkeit zwingt zum Kampf gegen die 
Wettbewerber. Das alte Wort: ‚Die Reklame 
ist dem Geschäfi, was der Dampf für die 
Maschine ist: die grosse bewegende Kraft‘, gilt 
heute mehr als je. 

Als besonders kennzeichnend und, worauf 
es hier vor allem ankommt, als einwandfrei vom 
Standpunkte des Rechtes und der Sitte seien 
einige neuere Formen der Reklame erwähnt: 
vielmalige Wiederholung eines einfach ge- 
haltenen Textes im Anzeigenteil derselben Zei- 
tungsnummer; eindringiiche Anreden, erläutert 
durch Abbildungen ernsten Charakters, die, 
soweit mir bekannt, zuerst in ausländischen, 
namentlich in englischen und französischen 
Blättern aufkamen. Hierher gehört ferner die 
künstlerische Aufmachung der Auslagen, das 
Herausstellen, der Fabrikation ins Schan- 
fenster, z. B. die Herstellung von Schaum für 
Konditorwaren und von Zigarretten, die Anord- 
nung von Arbeitsplätzen an Druckereimaschinen, 
Fuhrwerken und dergleichen. 

Auch durch das Unterlassen jeder An- 
preisung und selbst jeder Ankündigung wird 
Reklame gemacht, die allerdings nur für alt 
eingeführte Geschäfte mit sicherem Kundenkreis 
in Frage kommt und als besonders vornehm gilt. 

Eines der wirksamsten Mittel des Wettbe- 
werbes ist das Warenzeichen, dass überaus 
häufig zur Reklame benützt wird und so oft 
zu unlauterem Wet:bewerb und sittenwidrigem 
Handeln Veranlassung gibt. Denn der Hersteller 
von Waren, der im Besitze eines geschützten 
Zeichens — Wortmarke, Bildzeichen, Ausstatt- 
ung — den Markt betritt, muss bald die üble 
Erfahrung machen, dass ihm, namentlich wenn 
er mit der Reklame für sein Zeichen Erfolg hat, 
der unlautere Wettbewerb auf dem Fusse folgt, 
jener Proteus, der nach Kohlers Worten in 


. Zeichenrolle eingetragen sind. 


die Früchte sei 
Brauch, Waren mit e 
ist schon einige Jahrhunder. 
die Waren als aus einer bastimmte 
stätte herrührend zu kennzeichnen. 
für den Absatz wichtig. Der Käufer einer 
einem Zeichen (einer Marke, Fabrikmarke) ver- 
sehenen Ware erwartet die gleiche Qualität, 
die er von seinen früheren Einkäufen kennt. 
Die Marke hat sozusagen eine symbolische Be- 
deutung im Verkehr. Durch ihre Erscheinung 


‘wirkt sie auf das Gedächtnis des Käufers und 


bringt ihm die Firma des Zeicheninhabers mit 
ihren Waren in Erinnerung. 

Auf diese von der Erfahrung stets von 
neuem bestätigte Tatsache sind die Bemühungen 
des Bestellers zurückzuführen, sein Zeichen mit 
Hilfe dsr Reklame mehr und mehr bekannt zu 
maehen. Nicht nur auf den Waren, auch 
auf Briefen und Formularen bringt er sein 
Zeichen an. An allen Anschlagsäulen, in allen 
Bahnhofshallen, im Anzeigenteil der Zeitungen 
führt er den Verbrauchern sein Warenzeichen 
vor. Die für solche Reklame aufgewendeten 
Geldbeträge beweisen zur Genüge den hohen 
Wert eines gut eingeführten Warenzeichens. 

Tatsächlich machen denn auch ziemlich 
alle Zweige der Industrie von den Vorteilen des 
Warenzeichens Gebrauch. An erster Stelle steht 
die Nahrungs- und Genussmittelindustrie. Die 
Zahl der für sie eingetirsgenen Zeichen ist 
Legion. Auch die chemische Industrie verwendet 
so zahlreiche Warenzeichen, dass den Käufern 
z. B. pharmazeutischer Waren vor der grossen, 
mit den vielen Zeichen verbundenen Reklame 
oft genug bange wird. Gerade auf diesem Ge- 
biete wirkt die Reklame oft übertreibend und 
verwirrend. Warenzeichen sind ferner in der 
Metall- und Textilwaren-Industrie weit ver- 
breitet. — 

Neben den „eingetragenen‘‘ Warenzeichen 
sind zahlreiche Marken ete. im Gebrauch, die 
vicht in die vom Patentamte in Berlin geführte 
Diese Zeichen 
sind insofern gegen die „eingetragenen’” im 
Nachteil, als sie den durch das Gesetz zum 
Schutz der Warenbezeichnung vom 12. Mai 1894 
gewährten Schutz nicht geniessen, Vogelfrei 
sind jedoch auch diese Zeichen nicht. Be- 
nutztein Wettbewerber ein derartiges Zeichen, 
so kann ihn der ursprüngliche Benützer wegen 
unlauteren Wettbewerbes verklagen, weil solche 
Benutzung nur zum Zwecke der Täuschung der 
Verbraucher unternommen sein kann. Dies 
wäre selbst dann anzunehmen, wenn es sich um. 
einwandfreieWaren handelt, weildie Verbraucher 
über die Herkunft der Waren zum Schaden des 
ursprünglichen Herstellers irre geführt werden, 

Nicht alle Zeichen sind eintragungsfähig. 
Hierher gehören vor allem die „Freizeichen”, 
dass sind Zeichen, die infolge des allgemeinen 
Gebrauches keine Unterscheidungskraft besitzen 


ATEN- 
en ist zum 
Sharmazeutische 


f, die das Gesetz von der 
Asschliesst, gehören ferner Waren- 
welche ausschliesslich in Zahlen, Buch- 
Beben oder sonstigen Wörtern bestehen, die 
Angaben über Art, Zeit und Ort der Herstellung, 
üper die Beschaffenheit und Bestimmung, über 
’reis, Mengen- und Gewichtsverhältnisse der 
Nare enthalten. Auch Zeichen, welche in- oder 
ausländische Staatswappen oder Wsppen eines 
inländischen Ortes, einer inländischen Gemeir de 
oder eines Gemeindeverbandes enthalten, sind 
nicht eintragungsfähig; desgleichen Zeichen, 
die ärgerniserregende Darstellungen oder solche 
Angaben enthalten, die ersichtlich den tatsäch- 
lichen Verhältnissen nicht entsprechen und die 
Gefahr einer Täuschung begründen. Alle diese 
nicht eintragungsfähigen Zeichen sind auch für 
die Reklame ungeeignet beziehungsweise ver- 
boten. 

Eine sehr wichtige Bestimmung des Gesetzes 
erklärt auch solche Zeichen für unzulässig, die 
sich nur durch geringe Abweichungen von 
älteren Zeichen unterscheiden. 

Man sieht, welche grosse Bedeutung für ein 
brauchbares zur Reklame für die Herstellungs- 
stätte der Ware geeignetes Zeichen seine 
Unterscheidungskraft hat, d.i. seine Fähigkeit, 
auf das Gedächtnis und die Phantasie der Ab- 
nehmer einen von den für gleiche oder gleich- 
arıige Waren auftretenden Marken deutlich 
verschiedenen Eindruck zu machen. Aus diesem 
Grunde verwendet der Hersteller oft viele Mühe 
und Kosten auf die Erlangung eines geeigneten 
Zeichens, Bildzeichen wird oft eine künstlerische, 
dem Geschmack der Abnehmer angepasste Form 
gegeben. Die Warenzeichenbeilage des Reichs- 
anzeigers, in welcher die eingetragenen Zeichen 
veröffentlicht: werden, liefert zahlreiche und 
bemerkenswerte Beispiele. So findet man 
Drachenzeichen für Firmen eingetragen, die 
den Transport nach China betreiben, u. a. m. 

Die Unterscheidungskraft bildet denn auch 
die Grundlage für die Prüfung, der jedes an- 
gemeldete Zeichen im Patentamte unterworfen 
wird. Sie spielt auch im Verkehr eine wichtige 
Rolle, weil durch sie die Wahrscheinlichkeit 
der Verwechselung mit älteren, für gleiche oder 
ähnliche Waren eingetragenen Zeichen bestimmt 
wird. Hier ist dem unlauteren Wettbewerb 
ein weites Feld eröffnet, dass er durch seine 
Reklame mit Eifer und — leider — auch mit 
Erfolg bearbeitet. Er rechnet richtig mit dem 
Umstande, dass der Käufer der Ware die Ver- 
gleichung des ehrlichen Zeichens oder der ehr- 
lichen Ausstattung mit den Nachahmungen nur 
sehr selten an nebeneinanderliegenden Stücken 
vornehmen kann, dass vielmehr diese Verglei- 
chung in den meisten Fällen nur an Hand der 
allein vorliegenden Nachahmung, dass heisst 
also aus dem Gedächtnis und überdies mit der 


ım Verkehr gebotenen Eile geschieht, die kleine 
Untersöhiede in der Art, wie Zeichen und Aus- 
stattungen im Verkehr auftreten, leicht übersehen 
lässt. Gleiche Aufmachung, Form und Farbe 
der Waren oder deren Verpackung, gleiche oder 
ähnliche Namen und Firmen der Hersteller oder 
der Händler begünstigen die Verwechselung 
und damit die Täuschung der Kundschaft über 
das Herkommen der Ware. Der gewöhnliche 
Durchschnittskäufer ist nun einmal weder be- 
sonders kundig, noch besonders aufmerksam 
und wird beim Kauf namentlich von nicht 
übermässig wertvollen Waren, die am häufigsten 
vorkommen, eben nur die übliche Sorgfalt auf- 
wenden. Dass der redliche Verkäufer dabei zu 
Schaden kommt, liegt auf der Hand. 

Eine wirksame Massnahme, diese Schädi- 
gungen abzuwehren, oder doch einzuschränken, 
ist durch die Eintragung der Defensivzeichen 
gegeben. Diese Zeichen, die dem Hauptzeichen 
ähnlich gewählt werden, sind nicht dazu be- 
stimmt, vom Inhaber im Verkehr verwendet zu 
werden, sie würden in solchem Falle nur Ver- 
wirrung in seinen Kundenkreis tragen. Der 
alleinige Zweck der Defensivzeichen ist, zu 
hindern, dass die Wettbewerber diese Zeichen 
für sich eintragen lassen. In manchen Fällen 
wird es möglich sein, für ein Warenzeichen den 
Geschmacksmusterschutz zu erwerben, der im 
Gesetz betreffend das Urheberrecht an Mustern 
und Modellen vom 11. 1. 1876 geregelt ist. 

In das weite Gebiet des als unlauterer 
Wettbewerb anzusehenden Reklame-Unfuges fällt 
auch die Patentanmassung, deren sich ein Wett- 
bewerber schuldig macht, der in Öffentlichen 
Anzeigen, auf Aushängeschildern, auf Em- 
pfehlungskarten oder in ähnlichen, an einen 
unbestimmt grossen Kreis von Personen gerich- 
teten Kundgebungen eine Bezeichnung anwendet, 
die geeignet ist, den Irrtum zu erregen, dass 
die darin erwähnten Gegenstände durch Patent 
geschützt seien. Ferner gehört hierher die 
unberechtigte Führung von Auszeichnungen, 
Medaillen u. dergl. wle sie auf gewerblichen 
Ausstellungen verliehen werden. Nur dann ist 
solche Anführung berechtigt, wenn die Aus- 
zeichnung von zuständiger Stelle nach wirklicher 
Prüfung als ernstgemeinte Anerkennung ver- 
liehen ist. Nach diesem Gesichtspunkte sind 
auch die nicht seltenen Ankündigungen von 
Kurpfuschern zu beurteilen, die sich zur Ueber- 
nahme von Heilungen erbieten. 

Sehr zahlreich sind die Formen, in welchen 
sachlich unbegründete Mitteilungen über die 
geschäftlichen Verhältnisse eines Wettbewerbers 
auf dem Wege der Reklame verbreitet werden. 
Solche Mitteilungen können sich beziehen auf 
Entstehung, Alter, Erwerb, Umfang, Absatz, 
Bedeutung, Ruf und Kundenkreis des auge- 
griffenen Geschäftes. Sie können auf Etiketten, 
Hüllen und Photographien, auf Kapselver- 
schlüssen und Verpackungen angebracht Bein... 

Wie in allen Lebensverhältnissen liegen die 
Dinge auch hier; dem redlichen Hersteller stehen 
verhältnismässig weniger Mittel zu Gebote, seine 


--— also in fünf Jahren — 14 Linien. 


Wetibewerber. Die schwindelhafte Reklame des 
letzteren setzt sich über die Sittenwidrigkeit 
seines Handelns hinweg und geht bis hart an 
die Grenze des Betruges. 


Die Bedeutung des Automobils 
als öffentliches Verkehrsmittel. 
Von Paul Fleischfresser, Charlottenburg. 


Es soll hier nicht gesprochen werden von 
der Tätigkeit des Autofahrzeugs als Einzelbe- 
förderungsmittel, wie man es in grösseren Orten 
in Form von Taxfuhrwerken antrifft, auch 
nicht von Fahrzeugen automobilen Charakters 
zur Beförderung grö:serer Mengen von Personen, 
wie sie der Automobilomnibus darbietet, so 
grosse Bedeutung beide auch im Verkehrsleben 
der grossen Städte haben mögen. Als 
Arbeitsfeld soll hier vielmehr gelten das Auto- 
mobil und in weiterer Beschränkung das Auto- 
mobil zur Bewältigung grösserer Verkehrs- 
anforderungen in einem gegebenen Moment und 
in einzelnen Fahrzeugen von Ort zu Ort, es soll 
hier also betrachtet werden der interlokale 
Automobilverkehr, sowohl zur Bewältigung des 
Personen- als auch des Lastverkehrs. 


Die Einstellung des Automobils in diesen 
Aufgabenkreis ist verbältnismässig erst recht 
spät erfolgt. Das lag zum einen Mal daran, 
dass ja das Automobil erst in letzter Zeit, im 
Vergleich zu anderen Landverkehrsmitteln, 
„erfunden“ und konstruktiv so durchgebildet 
wurde, dassesersteinmal überhaupt als Verkehrs- 
mittel praktisch in Frage kommen konnte, zum 
andern auch wohl in der begreiflichen Abneigung 
der Verkehrsobjekte, wenn man so sagen darf, 
also in erster Reine der Menschen, gegen das 
neue Fahrzeug, das ja, besonders in der ersten 
Zeit, Abneigungsmomente genug in sich trug — 
vom ästhetischen Standpunkt bis zu dem reinen 
Gefahrmoment. 


Ein grosses Verdienst um die allgemeine 
Verwendung des Automobils in der Form des 
Omnibusses hat sich die bayerische Post er- 
worben. Mit der Eröffnung von rein auto- 
mobilen Verkehrsstrecken, dieHandin Hand ging 
mit der Ablösung der früheren Personenpost 
und so gewissermassen rein automatisch zur Be- 
nutzung zwang, hat sie so eigentlich recht dieVer- 
wendbarkeit diesesneuenVerkehrsmittelsauch für 
dauernden und intensiven Betrieb dargetan. 


Die erste Linie hat die bayerische Post- 
verwaltung im Jahre 1908 eröffnet. In Betrieb 
befanden sich wohl schon seit dem Jahre 1903 
Automobillinien von anderer Seite. Die Ent- 
wicklung war aber meist nicht sonderlich günstig; 
bis zum Jahre 1907 waren es denn auch erst 
Vom 
Jahre 1908 wächst dann die Zahl der Linien 
ständig; sie hat bis vor dem Kriege gegen 370 
betragen, auch war eine erhebliche Anzahl 
neuer Linien für 1914 projektiert; die dann 


‘Waren bekannt zu machen, als dem unlauteren | 


wesen die grösst 
sich die Militärverwa 
etwaigen sonstigen Zugri 
ein vertragsmässiges Ueberlassung 
der Einrichtung der Subvention gesich 
dem Fabrikanten bezw. dem Erwerber YV 
Automobilen besonderer Art laufende Anschaf- 
fungs- und selbst Betriebsprämien für eine gewisse 

Reihe von Jahren gewährt wurden, wogegen 

der Milıtärverwaltung im Bedarfsfalle ohne 

weiteres ein Zugriffsrecht erwuchs. Kurzum, 

die Entwicklung war jedenfalls die, wie wir es 

ja alle erlebt haben, dass eines Tages nahezu 

alle irgendwie brauchbaren automobilen Ver- 

kehrsmittel zugunsten der Landesverteidigung 

dem Verkehr entzogen waren. . 

Nach und nach, bei der immer mehr sich 
binziehenden Dauer des Krieges hat sich dann 
wohl die Militärverwaltung veranlasst gesehen, 
eine gewisse Anzahl von Wagen wieder dem 
Verkehr zuzuführen; es geschah dies aber ganz 
im Rahmen militärischer Verwaltungseinrichtung 
in Form von inmobilen (Heimat-) Kraftwagen- 
kolonnen, und diese Kolonnen fanden, wie dies 
ja schon aus dem Bestehenbleiben der militäri- 
schen Organisation ausgesprochen war, in erster 
Linie militärische Verwendung. Erst Notstände 
in unseren sonstigen Öffentlichen Verkehrsmitteln, 
insonderheit der Eisenbahn führten nach und 
nach dazu, die auch jetzt noch rein militärischen 
Lastkraftwagen auch dem privaten Verkehr — 
als Gegensatz zum militärischen genommen — 
dienstbar zu machen. | 


Lastkraftwagen, denn um diese handelte $ u er 
es sich immer nur. Die oft sehr leistungsfähigen 


Personenomnibusse verkehrten weiter allein für 
militärische Bedürfnisse. 2 
Auf ihnen beruhte aber gerade im Frieden 


die grosse Bedeutung des Automobils für den Aner 


interlokalen Verkehr. 


Um welche Werte es sich dabei handelt, ER 
mag aus den folgenden Ausführungen ersehen 


werden. . | Bat 
Die bayerische Post hat im Jahre 1912 

auf einer Betriebslänge von nahezu 2000 km 

2!/s Millionen Personen befördert, und das, 


trotzdem die -Verkehrsverhältnisse in disem 
Jahre wegen der ungünstigen Witterung nicht 


gerade günstig waren. Die Entlastung, die diese 
Linien dem Etat brachten, ist in den Einnahmen 
ausgesprochen, die 1912 — trotz des Ausfalls 
bei dem Saisonbetriebe 


1,884 Millionen M. waren. Das gesamte Be- 
triebskapital wurde 1912 mit oa. 4°/s Millionen _ 
Mark angesetzt. 


eine geringe Anzahl von Lastwagen. Ra. 
Ausser diesen Betrieben in Öffentlicher 


Regie bestanden aber in Bayern noch mehrere Be, 
Privatlinien, dazu kamen die zahlreichen Linien 


in den Fremden- 
verkehrsgegenden, z. B. der Gegend um Ober- 
ammergau— Partenkirchen— Schliersee, Reichen- ICH 
hall—Berchtesgaden u. a. von 100000 M. — 


Im Betriebe sıanden 185 S: 
Personenwagen, 63 Personenanhängewagen und Er 


kuch 
Welche Be- 
ökale Automobil- 
nat, mag man dar- 
nach einer Untersuchung 
‚ wie schon angedeutet, 1914 
5/0 Linien bestanden, von denen 
; die bayerische Post nur 101 kamen. Von 
diesen 370 Linien waren nun fast 200 im Privat. 
besitz, von denen naturgemäss schwer Angaben 
über Rentabilität, Beförderung usw. zu erhalten 
waren. So war es nur möglich, für 119 Betriebe 
wirklich brauchbaresMaterialhereinzubekommen, 
wobei allerdings zuberücksichtigenist,dass gerade 
im Jahre der Untersuchung eine sehr grosse 
Zahl Neugründungen vorgenommen war, für 
“ die noch keine abschliessenden Zahlen vorlagen 
(etwa 100). Legt man dissen 370 Linien, die, 
wie erwähnt, für 1912 ungünstigen Ergebnisse 
der bayerischen Postverwaltung zugrunde, und 
setzt man weiter, in Rechnung stellend, dass 
unter diesen 370 Betrieben eine ziemliche 
Anzahl kleinerer Betriebe mit den bekannten 
. wirtschaftlichen Nachteilen des Kleinbetriebes 
gegenüber den Grossbetrieben, die allerdings 
gerade beim Automobilbetrieb aus verschiedenen 
Gründen nicht so ausgesprochen sind wie bei 
anderen Unternehmen, dıe Ergebnisse der 
bayerischen noch um etwas herab, und macht 
man weiter in Rücksicht darauf, dass ein Teil 
| — allerdings mit dem erwähnten ungünstigen 
Ergebnis für 1912 — Sommerlinien mit höherer 
Frequenz war, so ergibt sich immerhin eine 
Gesamtbeförderung auf allen Linien von etwa 
7 Millionen Personen. Bei einem Durchschnitts- 
beförderungssatz pro Person von 8 Pf. hätten 
dann diese 370 Linien eine Beförderungseinnahme 

. von ca. 56 Millionen M. gehabt. 


Die Bedeutung dieser Zablen wächst gerade 

jetzt, wo die darniederliegenden Verhältnisse bei 

BER, der Eisenbahn wieder einmal so recht in die 
/ | Erscheinung treten. Ist man doch z. B. im 
Ben Bezirk eines behördlichen Krafiverkebrsamtes 
im Östlichen Teile Deutschlands daran gegangen, 
Personen auf Lastkraftwagen auch grosse Strecken 
insLandhineinüberWochenhindurchzubefördern. 


Was aber für die möglichst baldige Wieder- 
aufnahme desFriedensomnibusverkehrs spricht, 
ist folgendes: 

Die harten Friedensbedingungen, die enorme 
Belastung, die uns durch sie, die uns 
weiter durch Verzinsung unserer inneren Schuld 
— an eine Amortisation wird ja in absehbarer 

' Zeit überhaupt nicht zu deaken sein — auferlegt 
. wird, wird uns zur grössten Sparsamkeit, wie 
überall, so auch im Verkehrswesen zwingen. 
Eine Neuanlegung von Eisenbahnen wird mit 
den grössten Widerständen der betreffenden 
Ressorts zu rechnen haben. Dazu kommen die 
unsinnigen Forderungen der Arbeiter und An- 
gestellten, die einmal die Anlegung, sodann 
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” den Unterhalt und Betrieb verteuern. Hier 


wird mehr noch, als es schon im Frieden der 
Fall war, das Automobil in seiner Gestalt als 
Personenomnibus zur Aushilfe berufen sein, 

Daneben wird man sich mehr dem Lasten- 
transport zuwenden können und müssen. Dass 
Lastentransporte durch das Automobil möglich 
sind, war schon im Frieden erwiesen, wenn 
auch damals, weil ja der schnelle Eisenbahn- 
transport ohne Beschränkung zur Verfügung 
stand und Güter, die die hohe Eisenbahnfracht 
etwa nicht vertragen konnten, bezw. deren Ver- 
sendung nicht sonderlich eilig war, immer noch 
den Wagen- bezw. den Wassertransport hatten, 
das Lastauto für eine Beförderung von Ort zu 
Ort nur verhältnismässig wenig im Gebrauch 
war. Das haben schon die erwähnten inmobilen 
Heimatkolonnen bewiesen, wenngleich es auch 
bei ihnen nicht auf kaufmännische Grundsätze 
ankam und ein Gewinn nicht herausge- 
wirtschaftet zu werden brauchte. 

Heute sind wir aber doch so weit, dass 
schliesslich jede, wirtschaftlich nur einiger- 
massen erträgliche Beförderungsart willkommen 
geheissen wird. 

Die frühere Preisspannung zwischen den 
verschiedenen Betriebsmitteln besteht heute 
zum grossen Teil nicht, und wenn später ein- 
mal der so wünschenswerte Abbau eingetreten 
sein wird, so wird sich das Lastenauto in dieser 
Uebergangszeit so gut eingeführt haben, wird 
vielleicht über eine feste, treue Kundschaft ver- 


‚fügen, dass es die wieder aufgelebte Konkurrenz, 
besonders aber infolge des schnelleren Umlaufs 


des Betriebskapitals wird ertragen können. 
Schliesslich ist auch das Zusammenwirken 
von Personenomnibus und Lastwagen, nicht 
aber etwa so verstanden, als ob beide in einem 
und demselben Wagen oder doch demselben 
Zuge vereinigt sein sollten, wenn auch dieser 
letztere Weg aushilfsweise gegangen werden 
kann und auch im Frieden hier und da ge- 
gangen war, sondern in getrennten Fahrten, 
ein Ausweg. Der Ueberschuss aus dem Per- 
sonentransport kann dem Lastentransport über 
die ja immer schwere Uebergangs- und Ein- 
führungszeit hinweghelfen. Später werden dann 
beide an ihrem Teil zur Rentabilität des Unter- 
nehmens selbständig aus sich heraus beitragen. 


Winke und Hinweise. 


Ein Jahresrückblick. 


Ueber: ‚Das erste Revolutionsjahr und. 
die Industrie‘ schreibt die ‚Sächsische In- 
dustrie‘“‘, Organ des Verbandes Sächsischer 
Industrieller Folgendes: 

„In vielen grösseren Städten des Reiches 
und in Sachsen ist der Jahrestag der Revolution 
durch ‚Gedächtnisfeiern‘‘ begangen, sind Ver- 


sammlungen der Mehrheitssozialisten und-der 


Unabhängigen, in denen führende Persönlich- 
keiten der sozialdemokratischen Parteien po- 
litischo Reden hielten und zumeist auch 
künstlerische Vorträge stattfanden, abgehalten 
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worden. In all diesen Versammlungen hai 
man den 9. November als einen „denkwürdigen 
Tag‘ bezeichnet und im wesentlichen für die 
heutigen traurigen wirtschaftlichen Zustände 
das alte System verantwortlich gemacht. Es 
verdient dabei festgehalten zu werden, dass in 
diesen Gedächtnisreden auch dieheuteregierenden 
Männer sich lediglich als Vertreter der Arbeiter 
fühlen und daher auch nur von diesen sprechen. 
Reichsminister Dr. David hat seinen Zuhörern 
zwar mitgeteilt, dass, während die Sozial- 
demokratrie bis dahin nur Arbeiterforderungen 
zu vertreten hatte, sie vom Augenbliok der 
Ueberoahme der Regierung en die Interessen 
der Gesamtheit wahrzunehmen gehabt habe. 
Aber kein geringerer als der Reichskanzler 
Bauer bedauert es im ‚Vorwärts‘, dass 
durch die Unfähigkeit des Proletariats „‚die 
Stellung des Bürgertums gefestigt‘‘ worden sei, 
woraus das Bürgertum wohl seinerseits den 
Schluss ziehen darf, dass der erste Beamte des 
Deutschen Reiches, der das Vertrauen des 
ganzen deutschen Volkes, auch des Bürgertums, 
geniessen soll, sich selbst ebenfalls lediglich als 
Vertreter einer Klasse fühlt und den dringenden 
Wunsch hat, dass dieser einen Klasse, nämlich 
dem Proletariat gegenüber, die möglichste 
Schwächung des Bürgertums und seine endgültige 
Unterdrückung herbeigeführt werde. 

Auf die wirtschaftliche Seite ist man 
in diesen Vorträgen, wenn man nach den 
Zeitungsberiehten urteilen soll, weniger ein- 
gegangen. Man steht ja anf dem Standpunkt, 
dass das ganze Elend unserer heutigen Tage 
vom alten „‚fluchbeladenen‘‘ System verschuldet 
sei. Nur der Abgeordnete Scheidemann hat 
darauf hingeweisen, dass nicht alles, was vor 
dem 9. November liegt, schlecht und reform- 
bedürftig gewesen sei. Er erwähnt das vor- 
bildliche Post- und Eisenbahnwesen, 
die unbestechliche Beamtenschaft und die 
Arbeitsfreude, die im ganzen Volke vor- 
handen gewesen sei. Er hätte noch mehr er- 
wähnen können, was früher besser war, wenn 
er die wirtschaftliche Bilanz der Revo- 
lution gezogen haben würde. Denn diese 
Bilanz des ersten Revolutionsjahres bleibt, 
selbst wenn man sich auf den Standpunkt stellt, 
dass auch ohne die Revolution sehr schwere 
Zeiten für unsere Volkswirtschaft eingetreten 
wären, noch furchtbar genug. Die „Sozialistischen 
Monatsbefte‘“ selbst unternehmen es, diese 
Bilanz, wie folgt, zusammenzustellen: 

Entwertung des Geldes. 

Diese katostrophale Entwertung der 
deutschen Valuta ist zweifellos in der grossen 
Hauptsache dem Konto der Revolution zur 
Last zu schreiben. Auch heute scheitert das 
Zustandekommen der Anleihekredite daran- 
dass das Ausland kein Vertrauen zur Wieder- 
berstellung geordneter Verhältnisse in 
„Deutschland, d. h. zur Sicherung der ge- 
liehenen Kapitalien, haben kann. 

Der zweite Passivposten sind die 
Lebensmittelpreise, die eine geradezu 


Produktion. 


Der vierte Passiv 
lorene Arbeitslust. 


Nimmt man hinzu, dass die Schu 
des Reiches ungeheuerlich ist und damit 
Steuerlast des Bürgers ins Unerträgliche 
wächst, dass alle staatlichen Betriebe mit 
Verlust arbeiten, dass die Unterbilanz der 
preussischen Eisenbahnen im Revolutionsjahr 
1919 mindestens 3,9 Milliarden Mark betragen 
wird, so hat man ein Bild von der wirtschaft- 


lichen Bilanz des ersten Revolutionsjahres. 


Gewiss ist es richtig und soll nicht in 
Abrede gestellt werden, dass wir auch ohne _ 
Revolution uns auf schwere Zeiten hätten ein- 
richten müssen, dass während des Krieges sich 
die Arbeitsmittel verschlechtert haben, dass die 
Arbeitsleistungen schon während des Krieges 
aus verschiedenen Gründen (Unterernährung, 
Ueberspannung der Arbeitskraft usw.) gesunken 
sind. Aber es wird auf der anderen Seite 
doch gerade von den ‚Sozial. Monatsheften‘* 
als Tatsache hervorgehoben, dass die Revolution 
moralische Kräfte, die den Rückgang der 
Arbeitsleistungen hätten aufhalten können, 
nicht hervorzubringen vermochte, dass der Ruf, 
dass Sozialismus Arbeit für die Gemeinschaft sei, 
überall, auch in Kohlenrevieren ungehört ver- 
hallte. „Von dem Pfliehtgebot“, so schreiben die 
„Sozialistischen Monatsbefte“ wörtlich, „dass, 
z. B. die Aerzte bestimmt, während einer Epi- 
demie ohne Rücksicht auf die Erhaltung ihres 
Lebens bis zur Erschöpfung ihrer Kräfte zu 
arbeiten, um der Ausbreitung der Krankheit 
entgegenzutreten, war in den Kohlenrevieren 
nirgendwo die Rede.’ 


Wenn nach den sozialistischen Rezepten 
weiterregiert, wenn dieser sinnlose Vernichtungs- 
kampf gegen das Kapital und gegen die indi- 
vidualistische Wirtschaftsordaung weitergeführt 
wird, muss es weiter abwärts gehen. Denn 
was der Sozialismus anstrebt, die Herbeiführung 
der sogenannten „kollektivistischen Gesellschafts- 
ordnung”, würde einen „Rückschritt’” in 
wirtschaftlicher Hinsicht bedeuten, würde auch 
nur eine Vorstufe zum Kommunismus sein. 
Darüber kann gar kein Zweifel bestehen, dass 
Sozialismus, konsequent durchgeführt, zum 
Kommunismus führen muss und dass bisher die 
Gedanken von sozialistischer Wirtschafisführung 
auch dort, wo sie durchgesetzt worden sind, 
nur den Beweis erbracht haben, dass sie zer- 
stören, aber nicht aufbauen können. Die 
radikalen Sozialisten sind zweifellos konsequent 
in sozialistischem Sinne, wenn sie sich mit dem 
nicht zufrieden erklären, was die Revolution 
gebracht hat, und doch sehen sogar die Mehr- 
heitssozialisten klar, dass es auf diesem Wege 
nur ein Abwärts, aber niemals ein Aufwärts 
geben kann. 


nung 
von Einzel- 
n werden von der 
ehmurgsgeist, dem Fleiss 
en des Einzelunternehmens 
- In der sozialistischen Gesellschaft 
8 nur von Kommissionen abhängige Betriebs- 
eiter und ‚‚Beauftragte“, von Versammlungen 
abhängige Betriebsräte, denen das wirksamste 
Mittel im Aufwärtsstreben, die Freiheit der 
Unternehmungslust, die Freiheit der Arbeit, 
fehlt. Sozialismus mag politisch die Freiheit 
von manchen Schranken bedeuten, die unter dem 
früheren kaiserlicben Deutschland bestanden 
haben, und die nun jetzt beseitigt sind. Wirt- 
schaftlich bedeutet Sozialismus nichts anderes 
als Zwang, Gebundenheit, vielköpfige Herr- 
schaft, Unselbständigkeit in der Entschliessung 
und in der Verantwortung. 

Darum hat die Industrie auch, als die 
Revolution hereinbrach und mit ihr die soziali- 
stischen Gedanken des marxistischen Programmes 
auf sie losgelassen werden sollten, protestiert 
undauf die verhängnisvollen Folgen hingewiesen, 
die mit der Durchführung oder Vorbereitung 
dieser Gedanken verbunden sein müssen. Sie 
musa leider sagen, dass sie recht gehabt hat. 
Alle schönen Reden, die heute in Versammlungen 
gehalten werden, wie schön es doch sei, dass 
man in Deutschland ein „fluchbeladenes System‘ 
beseitigt, dem Volke die Freiheit gebracht habe, 
vermögen nicht darüber hinwegzutäuschen, dass 
es wirtschaftlich seit Ausbruch der Revolution 


abwärts gegangen ist in einem rasenden Tempo 


und auf Gleisen, auf die dieser Absturz nicht 
gekommen wäre, wenn die Revolution nicht alle 
Schranken niedergerissen, das durch den Krieg 
ohnehin geistig und körperlich geschwächte 
Volk in einen Taumel von -Hoffnungen 
und Träumen versetzt hätte, aus denen das 
Erwachen aufs neue lähmend wirken muss. 
Wir fürchten, dass, wenn die Arbeitslust wieder 
erwacht sein wird, es alsdann an dem anderen 
Faktor der Produktion, am Kapital und an 
Unternehmerfreude fehlt, so dass ein Aufsteigen 
aus der schleichenden Krisis nicht möglich ist. 

So tobt heute am Ende des ersten Revolu- 
tionsjahres der Sozialismus noch genau so wie 


an seinem Anfange, nur in anderer Form, gegen 


das deutsche Kapital, diessn neben der Arbeit 
unentbehrlichsten Faktor der Produktion, und 
während draussen an den Grenzen Deutschlands 
das ausländische Kapital sich rüstet, 
um Deutschland zu einer Kolonie zu machen, 
erdrosselt und erstickt man in Deutschland die 
Kräfte, die diesem Beginnen entgegenwirken 
könnten. Aber die Unentwegten, die Herrschen- 
den von heute, nennen das „Segnungen der 
Revolution, befreienden Sozialismus, Demokrati- 
sierung des Wirtschaftslebens‘‘, und wie die 
Schlagworte sonst lauten, die man dem Volke 
vorredet. Wird .es noch lange diesen Traum 
der revolutionären Erfolge träumen? Wir 


rohten, dass dann die Bilanz des zweiten 
Revolutionsjahres für das deutsche Wirtschafts- 
leben noch katastrophaler sich darstellen wird 
als die des ersten! Die Industrie, die in 
diesem wirtschaftlichen Dingen vielklarer 
sieht, als die Politiker und Theoretiker der 
jetzigen Regierung, hat jedenfalls keinen 
Anlass, sich der Errungenschaften 
derRevolution zu freuen, noch weniger 
an dem Optimismus teilzunehmen, den der 
verantwortlicheLeiter der Politk, Reichskanzler 
Bauer, vor kurzem noch unbegreiflicher Weiss 
im Munde geführt hat.‘ 


Gegen die Verschleuderung deutschen Gutes. 

Der Aussenhandelsausschuss des Deut- 
schen Industrie- und Handelstags 
ist am 20. Oktober dafür eingetreten, dass die 
Preise für Verkäufe ins Ausland unter Berück- 
sichtigung der dort herrschenden Preise mög- 
lichst hoch bemessen werden, und zwar für 
Länder, deren Geld nicht oder weniger als das 
deutsche im Kurse gesunken ist, in ausländischer 
Valuta, sonst in Mark, aber unter voller Berück- 
sichtigung des Kursstandes unserer Valuta, für 
Länder, deren Geld noch mehr als das deutsche 
im Kurse gesunken ist, in Mark, aber, soweit 
tunlich, mit entsprechenden Aufschlägen. 

Der Präsident des Dsutschen Industrie- und 
Handelstags hat sich daraufhin an die Handels- 
kammern und die Fachvereine mit einem Auf- 
ruf gewandt, dem wir folgende Ausführungen 
entnehmen: 

„Die bis vor noch nicht langer Zeit in wirt- 
schaftlichen Kreisen allgemein gehegte Befürch- 
tung, Deutschland werde wegen seiner schlechten 
Rohstoffversorgung, seiner hohen Löhne und 
anderer hiermit in Zusammenhang stehender 
Faktoren die Wettbewerbsfähigkeit auf dem 
Weltmarkt auf absehbare Zeit hinaus nicht 
wieder erlangen, hat sich insofern nicht bewahr- 
heitet, als uns nieht dadurch Gefahr droht, dass 
wir zu wenig exportieren, sonderu dadurch, dass 
der niedrige :Kursstand das Ausland zu über- 
grossen Einkäufen und zwar zu Preisen veran- 
lasst, die mit einer Vergeudung unseres Volks- 
| vermögens gleichbedeutend sind. 

Ist der Geldkurs eines Landes im Weichen 
begriffen, so gibt das an sich bereits für das 
Ausland einen Anreiz zu Einkäufen, weil damit 
gereohnet werden kann, dass der Gegenwert am 
Tage der Bezahlung leichter und billiger zu be- 
schaffen ist, als es den Verbältnissen am Tage 
des Vertragsschlusses entspricht. Noch schärfer 
aber wird der Reiz, wenn nicht nur die allge- 
meine Entwicklung des Geldwertes im ungünsti- 
gen Sinne verläuft, d.h. wenn sich die Kauf- 
kraftim Inland und die Bewertung des Zahlungs- 
mittels im Auslande gleichmässig ungünstig 
gestaltet, sondern wenn die Bewertung im Aus- 
lande schneller bergab geht als die Kaufkraft 
im Inlande. Ist z. B. die Kaufkraft der Mark 
| im Inlande von 100 Gold-Pfennigen auf 60 Gold- 
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Pfennige gesunken, und bewertet sie demgemäs 
auch das Ausland, was z.B. in der Schweiz 
einem Kurs von 75 Centimes entspräche, so hat 
der Schweizer, der deutsche Waren kauft, zu- 
nächst die Aussicht, da-s die deutsche Valuta 
noch weiter sinken und er die von ihm benötig- 
ten Markzahlungsmittel zu einem noch billigeren 
Kurse als zu 75 Centimes erwerben kann. Darin 
liegt für das verkaufende Land schon ein wesent- 
licher Nachteil; der Nachteil verschärft sich 
aber noch, wenn, um bei dem gegebenen Beispiel 
zu bleiben, die Mark im Inlande auf 60 Gold- 
Pfennige, im Auslande dagegen nur auf 30 Gold- 
Pfennige bewertet wird. Hier hat der Schweizer 
Käufer nicht allein die Aussicht, dass die allge- 
meine Entwertung der Mark noch weiter fort- 
schreitet, sondern er hat bereits am Tage des Ab- 
schlusses einen erheblichen Gewinn. Für 1000M. 
bekommt er in Deutschland so viel, wie man 
für 600 Gold-Mark kaufen kann; er braucht 
indes, um diese Summe aufzubringen, in der 
Schweiz nur 800 Gold-Mark oder die ent- 
sprechende Summe in Franken zu bezahlen. 

Durch seine traurige Wirtschaftslage und 
infolge des geringen Kredits, den Deutschland 
jetzt im Auslande geniesst, besteht zurzeit eine 
wesentliche Spanne zwischen der Kaufkraft der 
Mark und ibrer Auslandsbewertung. Rechnerisch 
genau ist die Spanne allerdings nicht festzu- 
stellen, weil es für die Gestaltung der Kaufkraft 
einer Währung im eigenen Lande nur allgemeine 
Anbaltspunkte gibt. Wir können aber aus ein- 
zelnen Sıichproben entnehmen, dass die Spanne 
recht beträchtlich ist, und zu dieser Erkenntnis 
ist das Ausland ebenfalls gekommen, weil es 
sonst nicht eine so lebhafte Einkaufstätigkeit 
entfalten würde. Man kann sagen, dass das 
bisher feindliche Ausland an sich aus psycho- 
logischen Gründen Einkäufen in Deutschland 
abgeneigt sein würde, und dass es nur deshalb 
diese Gründe zurückstellt, weil es wesentliche 
Verdienste zu erzielen hofft. Diese Entwicklung 
ist aber, so sehr Deutschland an einer Steigerung 
der Ausfuhr zu gesunden Preisen gelegen sein 
muss, geradezu verhängnisvoll, da wir infolge 
der im In- und Auslande verschiedenen Mark- 
bewertung zur Bezahlung unserer Einfuhrwaren, 
nach Weltmarktpreisen gerechnet, stets eine 
grössere Menge anderer Waren oder selbst die 
gleichen Waren ausführen müssen, und wir so- 
mit nie erwarten können, bezüglich unserer 
Handelsbilanz und unserer Zahlungsbilanz zu 
einigermassen GERSELSHER Verhältnissen zu ge- 
langen. 

Für Deutschland besteht indes nicht nur die 
Gefahr, dass es seinVolksvermögen verschleudert, 
sondern auch die Gefahr, dass das Ausland, in 
der Befürchtung, mit deutschen Waren über- 
schüttet zu werden, besondere Abwehrzölle zum 
Schutze seiner eigenen Industrie einführt. Das 
würde selbstverständlich für uns insofern von 
Vorteil sein, als jedenfalls der überschnellen Ver- 
geudung deutscher Werte und Waren ein Riegel 
vorgeschoben würde, auf der anderen Seite ist 
es aber höchst bedenklich für uns, wenn sich 


markte fernz 


zu angemessenen Preisen, 
leicht vereitelt werden kann, u. 
versucht, eine wirtschaftliche Maue 
ihm und uns zu ziehen. 


Nun gibt es wohl ein Mittel, das vorliegenne ig 


Problem zu lösen, und zwar besteht es darin, 


‘dass — wie auch auf einzelnen Gebieten bereits 


geschehen ist — durch geeignete behördliche 
Organisationen die Ausfuhrpreise geprüft werden, 
und man in dem Falle, dass zu niedrige Preise 
gefordert sind, die Ausfubr verbietet. Es er- 
scheint indes nicht zweckmässig, ähnliche Vor- 


'schläge zu machen, um nicht eine neue Knebe- 


lung des Wirtschaftslebens eintreten zu lassen, 
bezw.um dieWeiterentwicklung indieser Richtung 
zu verhüten. Es muss aber etwas geschehen, 
und aus diesem Grunde ist an alle an der Aus- 
fuhr beteiligten Kreise die dringende 
Aufforderung zu richten, bei der Preis- 
bemessung nicht von. den Inlandspreisen auszu- 


gehen, sondern die Weltmarktpreise zu 5 


berücksichtigen und von ihnen nur so viel abzu- 
weichen, wie erforderlich ist, um denWettbewerb 
zu bestehen und früher vorhandene Geschäfts- 
verbindungen wieder herzustellen. Dabei ist 
Wert darauf zu legen, soweit angängig, den 
geforderten Betrag in Auslandswährung 
zu berechnen, weil ja nun einmal, so traurig 
das sein mag, der Kurs der deutschen Mark. 
weniger stabil ist als der der ausländischen 
Zablungsmittel. Anders liegen die Verhältnisse 


allerdings hinsichtlich der Gebiete, in denen de 
Valuta noch schlechter steht als bei uns, d.h.in 


erster Linie hinsichtlich der Gebiete des ehe- 
maligen Oesterreich-Ungarns, Russlands und 
Polens. 
noch stabileren Markkurs zu berechnen, dabei 
aber auch streng bei den Weltmarktpreisen. zu 
bleiben. 


für unsere Volkswirtschaft von Tag zu Tag 


grösser, und es ist notwendig, dass alle Be- 


teiligten demgemäss ihre Massnahmen, bei denen £ 
ja die privatwirtschaftlichen Rücksichten mit 

den allgemein-wirtsohaftlichen wie kaum jemals 

zusammenstimmen, treffen. 
Auslande gegenüber auf feste Preise halten; 
Waren zu verschleudern, das erträgt unser ge- 
schwächter Wirtschaftskörper nicht mehr.“ 


Uebergang von Aktienmehrheiten in feindlichen Besitz. e 
Der Ausverkauf des deutschen Volksver-r 


mögens vol!zieht sich in besonders bemerkens- 
werter Weise auch auf dem Effektenmarkt, 


wo neben dem neutralen auch das feindliche Su 
in starkem Masse als Käufer von 
Industriepapieren auftritt. Ueber die Bedeutung. e 


Ausland 


dieses Vorganges sowie über die Möglichkelig 3 


Hier empfiehlt es sich, den immerhin > ze 


‘Die Gefahr, ausgeplündert zu werden, wird. Fa 


Wir müsen dm 


N ae 


n die Haudels- 


unserer bisherigen Feinde, 
ten deutscher Gesellschaften zu 
‚ verdient schärfste Beachtung. Ver- 
B wäre allerdings, sich grundsätzlich gegen 
eine Beteiligung feindländischen Kapitals an 
deutschen Unternehmungen zu wenden, denn 
dadurch gewinnt der Feindbund ein gewisses 
Iateresse daran, die Forderungen an Deutsch- 
land nicht zu überspannen, um nicht des 
eigenen Geldes verlustig zu gehen und die 
Rohstoffversorgung.nicht allzusehr zu behindern, 
damit die Werke, von denen er Aktien oder 
dergl. besitzt, zu arbeiten und zu verdienen 
imstande sind. Auf der anderen Seite können 
aber die Beteiligungen der bisherigen Feinde 
von Nachteilen begleitet sein und zwar insbe- 
sondere dann, wenn der ausländische Kapitalist 
nicht deshalb Anteile an deutschen Anlagen 
erwirbt, um wie der deutsche Aktionär bei 
guter Entwicklung desUnternehmensentsprechend 
zu verdienen, sondern um Bestrebungen zu 
verfolgen, die nach der entgegengesetzten 
Richtung liegen. Es kann sowohl der Fall ein- 
treten, dass der Aktionär die Industrie seines 
eigenen Landes durch ungünstige Beeinflussung 
der deutschen Industrie schützen und fördern 
will, wie auch der Fall, dass zwar nicht die 
Industrie des Landes, dem der Aktionär ange- 
hört, bevorzugt werden, sondern dass aus irgend- 
welchen Gründen auf die Entwicklung der 
Industrien anderer Länder im günstigen Sinne 
eingewirkt werden soll. Zur Durchführung 
solcher Bestrebungen ist es denkbar, dass eine 
Aktienmehrheit erworben wird, um das Unter- 
nehmen, wenn nicht stillzulegen, so doch in 
der Entwicklung zu behindern, damit dadurch 
die Wettbewerbsfähigkeit ausländischer Unter- 
nehmungen — sei es im Lande des auslän- 
dischen Aktionärs selbst, sei es in anderen 
Ländern — erhöht wird. Ferner kann der 
Zweck verfolgt werden, das deutsche Unter- 
nehmen wenig verdienen zu lassen, damit der 
Hauptverdienst irgendwelchen Vermittlern, die 
mit dem ausländischen Aktionär in naher 
Fühlung stehen, zufliesst. Sodann kann der 
Wunsch, Einblick in die technischen Anlagen 
zu gewinnen, für den Erwerb einer Aktien- 
mehrheit massgebend sein, und endlich könnte 
der ausländische Aktionär auch von dem Be- 
streben geleitet werden, Rohstoffe zu so hohen 
Preisen unterzubringen, dass dadurch der Ver- 
dienst des deutschen Unternehmens von vorn- 
herein zugunsten des ausländischen Aktionärs, 
und ohne dass für die deutschen Aktionäre 
etwas Nennenswertes bliebe, fortgenommen wird. 
In allen diesen Fällen, in denen das Interesse 
des ausländischen Aktionäre nicht mit dem 
seiner Gesellschaft und dem des deutschen 
Aktionärs übereinstimmt, ist zu versuchen, seine 


"Beteiligung zn verhindern, oder sollte das nicht 


möglich sein, seinen Einfluss zu brechen. 

Den ausländischen Kapitalisten vom Erwerb 
deutscher Aktien abzuhalten, ist unseres Er- 
achtens aber fast ausgeschlossen, denn selbst 
ein Gesetz, in dem der Erwerb deutscher 
Aktien an gewisse Voraussetzungen geknüpft 
ist, würde durch die Zwischenschiebung von 
Strohmännern in seiner Wirkung durchbrochen 
werden. Es kommt deshalb darauf an, Mittel 
und Wege zu finden, den Einfiuss des Aus- 
länders, der nun einmal deutscha Aktien er- 
worben hat, und der seineu Aktienbesitz zum 
Nachteil des Unternehmens und der anderen 
Aktionäre geltend machen will, tunlichst 
auszuschalten. 

Ein Weg, der zur Erreichung dieses Zieles 
wiederholt beschritten ist, besteht darin, den 
Aufsichtsrat und den Vorstand zu nationalisieren, 
d. h. zu bestimmen, dass die betreffenden 
Stellen nur von deutschen Staatsangehörigen 
besetzt sein dürfen. Indes ist nicht zu ver- 
kennen, dass dieser Weg insofern unzweck- 
mässig ist, als nur in Ausnahmefällen das Ziel 
erreicht werden kann, in der Mehrzahl der 
Fälle dagegen nur die Folge eintritt, dass nicht 
der Ausländer selbst in den Aufsichtsrat ge- 
wäblt wird, sondern für ihn ein unbedingt er- 
gebener „Strohmann‘“. Der Kapitalist, der die 
Aktienmehrheit besitzt, kann nämlich solange 
Generalversammlungsbeschlüsse herbeiführen, 
bis der Aufsichtsrat eine seinen Wünschen ge- 
neigte Zusammensetzung findet, oder die bis- 
herigen Aufsichtsratsmitglicrder sich den 
Wünschen des ausländischen Grossaktionärs 
willfährig zeigen. Ausserdem kann aber der 
Ausländer auf Grund seiner Mehrheit die Ein- 
berufung von ausserordentlichen Generalver- 
sammlungen beantragen, in denen dann 
Beschlüsse gefasst werden, die denen des Auf- 
sichtsrats zuwiderlaufen und die Mitglieder 
zwingen, ihr Amt niederzulegen oder — wie 
im vorberigen Falle — nachzugeben. Es muss 
deshalb ein Mittel gesucht werden, dass auch 
den Einfluss des ausländischen Aktionärs in 
der Generalversammlung zu brechen vermag, 
und dieses Mittel bestebt darin, mit einem 
ausserordentlich weitgehenen Stimmrecht aus- 
gestattete Vorzugsaktien zu schaffen, die in 
die Hände von Vertrauensleuten gelegt werden. 

Nach $ 252 Abs. 1 Satz 4 des HGB. ist 
es gestattet, den Aktien einer bestimmten 
Gattunng ein höheres Sıimmrecht beizulegen, 
das ganz allgemein und ohne dass es erforderlich 
wäre, bestimmte Fälle in dem Gesellschafts- 
vertrage aufzuführen, bei denen e3 Geltung 
haben soll, gegeben werden kann. Diese Vor- 
schrift ermöglicht es, etwaigen von Ausländern 
gefährdeten Unternehmungen also Vorzugs- 
aktien zu schaffen, die entweder mit einem 
erhöhten Stimmrecht allgemein ausgestattet 
sind oder die ein erhöhtes Stimmrecht nur in 
Fragen der Besetzung des Aufsichtsrates und 
Vorstandes, der Aenderung des Zweckes der 


Gesellschaft oder jeder Massnahme haben, die 
das Unternehmen einem ausländischen Einfluss 
unterwirft. Damit ist das Mittel gefunden, 
schädliche Bestrebungen eines ausländischen 
Aktionärs zu beseitigen, denn es bedarf nur 
der Herausgabe eines ganz geringen Betrages 
von Vorzugsaktien, die allerdings mit einem 
sehr hohen Stimmrecht ausgestattet sein müssen, 
um jeden Generalversammlungsterrorismus eines 
Ausländers zu beseitigen. Den geschilderten 
Weg ist bekanntlich die Hamburg-Amerika- 
Linie dadurch bereits gegangen, dass sie bei 
einem Aktienkapital von 180 Mill. M. Stamm- 
aktien 5 Mill. M. Aktien mit einem erhöhten 
Stimmrecht, aber unter Ausschluss des Bezugs- 
rechtes der Aktionäre herausgegeben und in 
befreundetse Hände, soviel man weiss, in die 
Hände der Hamburg-Südamerikanischen Dampf- 
schiffahrts-Aktiengesellschaft, gelegt hat. Eben- 
so schlägt der Aufsichtsrat der Hamburg- 
Südamerikanischen Dampfschiffahrts - Aktien- 
gesellschaft seiner Generalversammlung jetzt 
die Ausgabe von 5 Mill. M. Vorzugsaktien mit 
erhöhtem Stimmrecht vor und hat vermutlich 
die Absicht, diese 5 Mill. M. Aktien in die 
Hände der Hamburg-Amerika-Linie zu legen. 
Wenn nun — die angedeuteten Austausoh- 
absichten als vorhanden vorausgesetzt — irgend- 
ein Ausländer durch Strobmänner die Aktien- 
mehrheit bei der Hamburg-Amerika-Linie er- 
wirbt, so tritt die Südamerikanisobe Dampf- 
schiffahrts-Aktiengesellschaft als Inhaberin der 
Vorzugsaktien auf und paralysiert die Mehrheit 
des Ausländers. Umgekehrt. wird verfahren, 
wenn ein Ausländer bei der Hamburg-Süd- 
amerikanischen Dampfschiffahrts- Aktiengesell- 
schaft Quertreibereien zn machen sucht. So 
schützen sich die beiden Unternehmungen 
gegenseitig vor widrigen Einflüssen, ohne dass 
besondere Kosten dadurch entstünden, da ja 
beide Gesellschaften Aktionäre werden und jede 
Gesellschaft die von ihr aufzubringenden Di- 
videnden aus den Dividenden der anderen Ge- 
sellschaft decken kann. 


Das angedeutete Ziel kann man übrigens 


auch auf einem eıwas anderen Wege, nämlich 
dadurch erreichen, dass man die Wirksamkeit 
eines Beschlusses der Stammaktionäre allgemein 
oder in einzelnen Fällen von der Zustimmung 
der Vorzugsaktiionäre abhängig macht. In 
dieser Richtung bestimmt $& 251 des HBG., 
dass die Beschlüsse der Generalversammlung 
der Mehrheit der abgegebenen Stimmen be- 
dürfen, soweit nicht durch das Gesetz oder 
den Gesellschaftsvertrag eine grössere Mehr- 
heit oder sonstige Erfordernisse vorgeschrieben 
sind. Zu den sonstigen Erfordernissen gehört 
nach Ansicht namhafter Juristen auch die 
Uebereinstimmung von Beschlüssen der Stamm- 
aktionäre mit denen der. Vorzugsaktionäre. 
: . Der Deutsche Industrie-- und Handelstag 
bittet seine Mitglieder, in ihren Bezirken dahin 
zu wirken, dass offenen oder verschleierten 
Aktienankäufen von Ausländern grösste Be- 
achtung geschenkt wird, und dass gegebenenfalls 


. Inlande und ihrer Bewertung im Au 


zurzeit um 
den Ausländern 
unserer Valuta, d. h. ins 
Spanne zwischen der Kaufkrax 


Erwerb von Aktien sehr erleichtert wira: 


Die Lage der Deutschen in Spanien. 


Der Vertrauensmann des Handelsvertrags- 
vereins in Barcelona schreibt: 

Der Krieg hat den meisten in Spanien an- 
sässigen deutschen Firmen onorm geschadet. 
Die schwarzen usw. Listen und die zu hunderten 
herumlungernden amerikanischen, französischen 
und englischen Spione hatten das geschäftliche 
Leben der Deutschen ganz unterbunden. Briefe 
kamen nicht mehr an, oder denen, die ankamen, 
fehlten entweder die darin angekünd'gten Ordern 
oder Rimessen. Die spanischen Banken kündigten 
allen Deutschen ihre Konti und nahmen keine 
Tratten deutscher Firmen an. Die Fabrikanten 
akzeptierten nur noch Orders auf angenommene 
oder fingierte spanische Namen, und auch diese 
kaum. Die Spediteure weigerten sich, von 
Deutschen Waren anzunehmen, ja, e8 ging 80 
weit, dass Kohlenbändler Deutschen keine Kohlen 
mehr lieferten und Schneiderinnen und Hut- 
macherinnen für deutsche Frauen nicht mehr 
arbeiteten, weil ihnen sonst der Pass zur Reise 
nach Paris verweigert wurde. 

All dies geschah anf Druck der Alliierten, 
da die grosse Masse der Spanier im Grunde 
ihres Herzens deutschfreundlich ist. 

Nur die wenigen deutschen Firmen, die 
in Spanien fabrizierten und ihre Fabriken in 
spanische Aktiengesellschaften mit spanischem 
Namen umwandelten, während sie selbst osten- 
tativ austraten, konnten einigermassen weiter- 
arbeiten, mussten sich aber gefallen lassen, : 


wie alle anderen, dass ihre Geschäftsbücher 


von den englischen und französischen Konsulats- 
beamten revidiert wurden, um festzustellen, ob 
auch wirklich kein deutsches Kapital mehr darin 
arbeite oder sie an deutsche Firmen verkauften, 
denn da kamen auch sie unweigerlich auf die 
schwarze Liste. ; 
Diese wenigen deutschen Firmen, die unter 
verkappter Fiagge segeln konnten, haben 
während des Krieges nicht unerheblich verdient; 
hierzu kamen evtl. noch die kleinen Händler 
und kleinen Industriellen, besonders der Haus- 
industrie, die mehr oder weniger ihr Leben 
verdienen konnten, weil ihre Gesohäfte zu unter- 
binden den Alliierten nicht der Mühe lohnte, 
oder aber weil sie ihren Betrieb verbergen 
konnten. i 8 
Aber die grosse Menge aller in Spanien 


ansässigen oder zugewanderten Deutschen hat 


in dem fast fünf Jahre dauernden Kriege brach- 
liegen ‚müssen, bar jeden Verdienstes, und viele 
früher angesehene Leute haben sich der Hilfe 


/ 


n schien. Waren 
en Lande, wo grosse 
elt gezeitigt wurden und 
st winkte; dies war gewiss der 
r leider nicht für uns Deutsche. 

»* Nun kam der langersehnte Waffenstillstand 
und endlich der Friede, und jeder atmete auf. 
Jetzt hiess es, werden die Verbiudungen wieder- 
hergestellt werden, denn Geschäftsbriefe liefen 
einigermassen regelmässig ein, jetzt werden wir 
anfangen können, etwas zu verdienen, um uns 
von den langen Leiden zu erholen, und unsere 
Finanzen wieder in Ordnung bringen. 

Aber die Enttäuschung kam bald. 

Bei den hohen Preisen hier in Spanien, der 
fortwährend fallenden Valuta in Deutschland 
und schliesslich bei den geringen Vorräten an 
fertigen Waren in Deutschland konnte man 
weder von Spanien nach Deutschland, noch 
umgekehrt grössere Geschäfte zustande bringen. 

Die jetzt von Hamburg regelmässig ein- 
laufenden Schiffe der ‚„Sloman-Linie‘‘ brachten 
anfangs etwas deutsche Ware herein, die sofort 
Absatz fand. Aber jedes ankommende Schiff 
bringt schon weniger, und es scheint bald der 
ganze Warenverkehr ganz zu versiegen, da die 
Vorräte in Deutschland, auf die sich alle Welt 
stürzte, ausverkauft zu sein scheinen. 

Auch hieran haben nur wenige Deutsche 
profitieren können, die etwas Stahlwaren, 
Bijouterieartikel, Bleifedern, sonstigen Klein- 
kram und etwas Farben und Medikamente früh- 
zeitig aufgekauft hatten. 

Waren auf Lieferung aus Deutschland zu 
erhalten, besonders Maschinen aller Art, wird 
täglich schwieriger, die Agenten hier klagen 
sehr darüber und behaupten, dass viele Fabri- 
kanten die Preise fortwährend erhöhen, fest- 
gemachte Offerten nicht akzeptieren, Kontrakte 
nicht einhalten, andere wiederum weder Preise 
noch Lieferungstermin geben wollen und heute 
Mark, morgen Schweizer Franken oder Peseten 
verlangen und somit das Geschäft ganz unter- 
binden; die bekannte Reellität der deutschen 
Firmen soll in Frage gestellt sein, was.einen 
harten Schlag für die Anslandsdeutschen bedeuten 
würde, 3 

Wir haben mithin noch einen schweren 
Winter vor uns, und es ist ungewiss, was dieser 
hüben und drüben noch bringen kann. 


Bücherschau. 


W. Gelesnoff, Grundzüge der Volkswirt- 
schaftslehre. Nach einer vom Verfasser für die 
deutsche Ausgabe vorgenommenen Neubearbei- 
tung des russischen Originals übersetzt von 
Dr. E. Altschul, B. G. Teubner, Leipzig 1918. 
613S. 10 M. — Das vorliegende Buch besitzt 


eine Reihe von Vorzügen, die es empfehlens- 


dä 
rt erscheinen lassen. Aus Vorträgen hervor- 
gegangen, die der Verfasser seinerzeit vor einer 
mannigfaltig zusammengesetzten Zuhörerschaft 
gehalten hat, stellt das Werk mehr ein Lese- 
als ein Lehrbuch dar und füllt somit eine Lücke 
in der deutschen Literatur aus. Es ist dem 
Verfasser gelungen, den umfassenden Erkennt- 
nisstoff möglichst verdichtet, einfach und allge- 
mein verständlich zu gestalten. Statistische 
Angaben sind auf das Notwendigste beschränkt, 
rein theoretische Darlegungen in mathematischem 
Gewande gänzlich vermieden worden. Dass die 
zeitgemässen Probleme der Arbeit, des Arbeits- 
lohnes, der Beziehungen zwischen Unternehmer 
und Arbeiter (Arbeitsvertrag) besonders aus- 
führlich behandelt werden, dürfte allgemein 
begrüsst werden. Der Verfasser vertritt keinen 
einseitigen Standpunkt, sondern nimmt zu den 
verschiedenen Lehrmeinungen kritisch Stellung, 
um so möglichst zu einem Ausgleich zu gelangen. 
Er schildert ausserdem nicht nur die Licht- 
sondern auch die Schattenseiten der kapitalisti- 
schen Wirtschaftsordnung. Manche der er- 
wähnten wirtschaftlichen Reformen, z. B. das 
Genossenschaftswesen, hätten wohl noch ein- 
gehender berücksichtigt werden köansn. Immer- 
hin ist das Werk zur Einführung in das Studium 
der Volkswirtschaftslehre wohl geeignet. 

Dr. Ladenthin, Berlin. 

A. Adler, Leitfaden der Volkswirtschafts- 
lehre. Achte verbesserte Auflage. J. M. Geb- 
hardts Verlag. Leipzig 1919. 2898. 6M. — 
Der zum Gebrauch an höheren Fachschulen und 
zum Selbstunterricht bestimmte Leitfaden be- 
rücksichtigt die durch den Krieg verursachten 
Aenderungen unseres Wirtschaftslebens an- 
merkungsweisa eine wirtschaftswissenschaftliche 
Durchdringung aller dieser Erscheinungen wird 
freilich noch nicht geboten. Die statistischen 
Angaben sind möglichst auf den neuesten Stand 
gebracht worden. Ein besonderer Vorzug des 
Werkes besteht darin, dass im „Geschiehtlichen 
Ueberblick‘‘eineReiheder bedeutendsten national- 
ökonomischen Forscher der jüngsten Zeit und 
ihre wichtigsten Leistungen erwähnt werden. 
Dieser Teil des Buches sollte auf eine möglichst 
breite Grundlage gestellt und alsdanı gesondert 
veröffentlicht werden. — Es fällt mir auf, dass 
der Amerikaner D. Raymond als Vorläufer 
Fr. Lists erwähnt wird, während die viel 
wichtigeren französischen Schriftsteller de Tolle- 
nare, St. Chamans, Chaptal, Louis Say, Ferrier 
ungenannt bleiben. (Vergl. Ernst Ladenthin, 
Zur Entwickelung der nationalökonomischen 
Ansichten Fr. Lists von 1820—1825, Wien 
1912, und Fritz Borckenhagen, National- und 
handelspolitische Bestrebungen in Deutschland 
(1815—1822) und die Anfänge Fr. Lists, Berlin 
1915.) — Bei Karl Marx wird vermerkt, dass 
Sis mondi schon viel früher die Mehrwerttheorie 
dargelegt habe. Sollte dies nicht noch mehr 
für Thomas Hodgskin zutreffen? (Vergl. Carl 
Koepp, Das Verhältnis der Mehrwerttheorien von 
Karl Marx und Thomas Hodgskin, Wien 1911.). 
Dr. E. Ladenthin, Berlin, 


| 
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Leopold von Wiese, Freie Wirtschaft. 
Neue Geist-Verlag, Leipzig 1918. 84 S. 2,50 M. 
— Zweck dieser Schrift ist es, durch Kritik 
des Rathenauscken Systems und durch die Auf- 
weisung der unerlässlichen und bleibenden 
Kräfte, die in der liberalen Ordnung ruhen, 
vor einem geringschätzigen Beiseiteschieben 
dieser Wahrheiten und Werte zu warnen. Ver- 
fasser versucht zu zeigen, dass der Markt mit 
seiner freien Preisbildung und die Herrschaft 
des freien gesellschaftlichen Bedarfs über die 
Produktion diejenigen Bestandteile einer libe- 
ralen Wirtschaftsordnung sind, die auch der 
sozialistischeStaat nicht ungestraft aufgeben darf. 


Georg Lüttke, Die Vernichtung unseres Wirt- 
schaftslebens durch die Sozialisierung. Ernst 
Siegfried Mittler und Sohn, Berlin 1919. 36. 
— Verfasser ist der Ansicht, dass die in Deutsch- 
land vorgeschlagene Sozialisierung mit wahrem 
Sozialismus nichts zu tun hat. 
lichung‘“‘ lasse nicht etwa eine Erhöhung der 
Produktivität, sondern im Gegenteil eine Ver- 
ringerung des Ertrags der Volkswirtschaft er- 
warten, sie könne auch nicht aus finanzpoli- 
tischen Erwägungen gerechtfertigt werden. 
Verfasser schliesst mit der Hoffnung, dass nicht 
einmal auf dem Grabstein des deutschen Volkes 
stehen werde: ‚‚Es ist an Sozialismus gestorben.‘‘ 


Artkur Travers-Borgstroem, Der Triumph 
der Organisation und inr Siegespreis. Ueberseizt 
von Dr. Franz Heinemann. Art. Institut 
Orell Füssli, Zürich 1916. 65 S. IM. — 
Den Siegespreis der modernen Idee zum natio- 
nalen Organisieren aller Produktionsmittel er- 
blickt Verfasser in der : Verstaatlichung des 
Kredit- und Finanzwesens. Hauptziel dieser 
Massnahmen soll sein, in Verbindung mit 
anderen Mitteln die Kluft zwischen Kapital und 
Arbeit zu überbrücken. Selbstredend sollen 
auch dem Einkommen des Staates neue Quellen 
erschlossen werden. 


Rudolf Dalberg, Die Entwertung des Geldes. 
2. Aufl. Carl Heymanns Verlag. Berlin 1919. 
8M. — Wir haben dem vorliegenden Werke 
bei seinem ersten Erscheinen eine ausführiiche 
Besprechung gewidmet, so dass wir bei der 
3. Auflage nur das Neue zu erwähnen brauchen. 
Eine Auseinandersetzung mit der Literatur ist 
eingefügt, die statistischen Belege sind vermehrt 
und auf die Gegenwart fortgeführt worden. Die 
Disposition ist schärfer gegliedert, der Text 
aber nur wenig geändert worden. Neu hinzuge- 
kommen ist der Anbang, der die wichtigsten An- 
sichten der älteren Wissenschaft und historische 
Parallelen zur Kriegskreditinflation enthält. 
E. L. 


Leopold Koväcs, Die Unabhängigkeit des 
Banknotenumlaufes vom Golde. Deutsche Vereins- 
Druckerei und Verlagsanstalt, Graz 1916. 783S. 
3 M. — Ausgehend von der: Knappschen 
Chartaltheorie bemüht sich Verfasser nachzu- 
weisen, dass die Realität der inländischen Wäh- 
rung nicht vom Grade der Edelmetalldeckung 


Die ‚‚Verstaat-. 


dienen kön 
fassers sind in- 
mittel sowie in- und au 
ganz verschiedener Natur 
Abhängigkeit von einander gebr= 
Verfasser fordert eine Reform unseres% 
wesens, namentlich Aenderung der Bestimmung 


über die Golddeokung der Banknoten. Das Ba 


flüssig und anregend geschriebene Buch be- 
handelt also wirtschaftliche Tagesfragen von 
grösster Tragweite und dürfte in weiteren 
Kreisen Beachtung finden. RL 


Lund Erler, Börse und Notenumlauf der 
Gegenwart. !|Franz Siemenroth, Berlin 1916. 
488. 1,50. — Der Hauptwunsch des Verfassers 


geht dahin, dass, falls die im $ 17 des Bank- 


ae und $ p) des Darlehnskassengesetzes 
vorgesehene Eındritteldeokung des Banknoten- 
umlaufs nicht genügt, eine entsprechend 
stärkere Hinzuziehung der Wechseldeckung 
unter Berücksichtigung des $ 2 der am 14. Aug. 
1916 erlassenen Abänderung des Bankgesotzes 
soll erfolgen können. 


Hans Otto Schultz, Devisenhandelapoliag 
Ferdinand Enke, Stuttgart 1918. 105 8. 
4,80 M. — Der "den Lesern der DWZ. wohl- 
bekannte Währungspolitiker Hans Otto Schultz 
gibt in der vorliegenden Arbeit eine kritische 
Darstellung der deutschen Devisen 
nisation im Rahmen der internationalen Vor- 
gänge und Massnahmen. Im ersten Teil werden 
die allgemeinen im Verlauf des Krieges Aauf- 
getauchten Probleme und die ausländischen 


Organisationen, im zweiten Teil die deutsche RN 5 


Regelung behandelt. Verfasser ist der Ansicht, 


dass im Gegensatz zu aller Wirtschafts- und a 
' Handelspolitik bei der Regelung des Devisen- r 


handels die Verstaatlichung und Organisation 
das einzig Gebotene sei. Mit Rücksicht auf 
die internationale Bedingtheit der nationalen 
wirtschaftlichen Bedürfnisse, ‚Ansprüche und 
Leistungen müsse eine restlos konzentrierte 
Devisenkontingentierung auch nach dem Kriege 
beibehalten werden. 
den Luxus leisten, 
rein privatwirtschaftlichem Gutdünken ab- 


bröckeln zu lassen. Die auf archivalen Studien en 


beruhende Schrift dürfte gerade jetzt für das 


Verständnis der Kreditgeschäfte der Uebergangs- ar BR 


wirtschaft zeitgemäss sein. RB.L. 


Sigmund Schilder, Die auswärtigen Ele 2 


anlagen vor und nach dem Weltkrieg. Handels- 
vertragsverein Berlin 1918. 53 S. — ‚Verfasser 


schildert die Kapitalsanlagen von Land zu ER 


Land bis zum Weltkrieg als das Musterbild einer 
durch staatliobe Hindernisse möglichst se 
gehemmten, zwischenstaatlichen wirtschaftlichen 


Betätigung und betont ihre die Ausfuhr för- je a” 


dernde und namentlich die Ausfuhrgeschäfte 
lohnender machende Wirkung. Mit Nachdruck 
weist er auf die unrichtige Vers 


Wir könnten uns. nicht Re 
den Auslandskredit nach 


apitalsanlagen- 
hierzu mehr welt- 
er Art war, wurde zwar 
olkswirtschaft vor dem Welt- 
arkt, aber während des Weltkrieges 
gen Verlusten ausgesetzt. Doch sind nach 
Ansicht des Verfassers in Anbetracht der Unbe- 
rechenbarkeit, die den weltpolitischen Ent- 
wicklungen eigen, hieraus nur schwer bestimmte 
Folgerungen für die Zukunft abzuleiten. Be- 
friedigend zu lösen wäre die Frage der aus- 
wärtigen Kapitalsanlagen überhaupt nur unter 
der Voraussetzung, dass für absehbare Frist 
zumindest ein europäischer Friedenszustand als 
ziemlich gesichert gelten könnte. 


Friedrich Schwartz, Städtischer Grund- 
kredit und Tilgungshypothek. J. Gutientag. 
Berlin 1915. 91 S. 2,50 M. — 


Joh. Vietor Bredt, Welche Umstände ver- 
teuern das städtische Bauland? Carl Heymanns 
Verlag, Berlin 1915. 60 S. 1,50 M. — Kurz 
vor dem Kriege war auf Anregung des Reichs- 
tags vom Reichskanzler eine Immobiliarkredit- 
Kommission eingesetzt worden, welche über die 
einschlägigen wirtschaftlichen Zustände ver- 
handeln und die Ursachen der aufgetretenen 
Missstände angeben sollte. Für die dem Kreise 
der Hypothekenbanken angehörenden Sachver- 
ständigen war der Bericht dem Direktor der 
Preussischen Central-Bodenkredit-Aktiengesell- 
schaft, Dr. Schwartz, übertragen worden, den 
dieser in der vorliegenden Schrift veröffent- 
licht. In einem zweiten Aufsatz legt derselbe 
Verfasser die Bedeutung der Tilgungshypothek 
für die städtischen Grundstücke und die 
Sicherheit der städtischen Hausbesitzer dar. — 
Einen weiteren Bericht erstattete der Marburger 
Professor der Rechte Joh. Vietor Bredt, 
und zwar über die Frage: Welche Umstände 
verteuern das städtische Bauland? Verfasser 
kommt zu dem Ergebnis, dass die Bodenpreise 


nicht, wie es z.B. von Ad. Wagner, Damaschke, 


Pohlmann, Eschwege, Eberhardt und Fuchs 
behauptet wurde, eine Folge fehlerhafter Ge- 
setzesbestimmungen sind. Die Grundstücks- 
preise seien keine künstliche, sondern eine na- 
türliche Erscheinung. Der Wert eines Grund- 
stücks beruhe auf seinem Nutzen und zeige 
sich im wirtschaftlichen Verkehr ganz unab- 
hängig vom Willen des Eigentümers. Der Preis 
aber sei nichts als der Ausdruck für diesen 
Wert. Daher könne der Eigentümer keines- 
wegs die Preise nach Belieben steigern, sondern 
sei an den tatsächlichen Wert gebunden. 
Wilhelm Umratb, Zins-Staatsmonopol, Ka- 
pital- und Bodenverwendungsamt. Wilhelm Brau- 
müller, Wien 1918. 40 S. — Eine Kapital- 


 ertragssteuer bedeutet wohl nur den ersten 


Schritt, um die vom Sozialismus geforderte Ab- 
schaffung des arbeitslosen Einkommens zu er- 
reichen. Die Regierung eines volkstümlichen 


Arbeitsstaates, dem Deutschland ja zugeführt 
werden soll, wird nicht verfehlen, diese Steuer 
zweckentsprechend auszubauen. Da der Staat 
nicht nur der grösste Geldbedürftige, sondern 
auch der grösste Geldnehmende und Geld- 
verzinsende ist, liegt der Gedanke nahe, dass 
der Staat gleichberechtigter Teilhaber an Boden- 


. und Kapitalrente wird, jenen Einnahmequellen 


unseres Wirtschaftslebens, die er selbst erst er- 
schlossen hat. Von sozialistischer Seite ist 
daher auch die vom Verfasser der vorliegenden 
Schrift näher begründete Forderung aufgestellt 
worden, dass Boden- und Kapitalbesitz ihren 
Ertrag mit dem Staat zu teilen haben. W. Um- 
rath denkt sich nun die Verwirklichung dieses 
Gedankens folgendermassen: Bei konsumtiver 
Kapitalverwendung, bei der ein Risiko des 
Verlustes ausgeschlossen ist, würde der (Normal-) 
Zinssatz zwischen Kapitalisten und Staat gleich- 
mässig geteilt werden. Bei produkiiver Kapital- 
verwendung mit Verlustmöglichkeit würde an- 
stelle des Normalzinssatzes ein um ein Viertel 
höherer festgesetzt sein, bis zu dem die Tei- 
lung in Kapitalisten- und Staatsanteil erfolgen 
würde. Ein Kapitalverwendungsamt hätte über 
die Indienststellung der Kapitalien zu verfügen 
und zwar nach volkswirtschaftlichen Gesichts- 
punkten, um eine allen Ansprüchen genügende, 
möglichst geschlossene Staatswirtschaft zu er- 
reichen und, soweit der Auslandsverkehr 
wünschenswert erscheint, um dabei unsere Un- 


'abhängigkeit vom Auslande za wahren. Die 


Ssaaısbank soll nicht nur die vom Kapital- 
verwendungsamt getroffenen Verfügungen über- 
wachen, sondern auch alle anderen Banken und 
Sparkassen, welche nach Ansicht des Verfassers 
die Geschäftsabwicklung wie bisher zu besorgen 
hätten, kontrollieren. — Staatlich geregelter 
Kapitalzins und Kapitalverwendung setzen 
gleichbeeinflusstee Grundrente und Bodenver- 
wendung voraus. Um den Ertrag aus Boden- 
besitz gleich dem aus Kapitalbesitz zur Hälfte 
dem Staat zufliessen zu lassen, müssten allem 
Grundbesitz im Kataster Grundreutenwerte zu- 
geschrieben werden, die den Kapitalwerten der 
gegenwärtigen jährlichen wirklichen oder mög- 
lichen Pachtzinse entsprechen. Ein Boden- 
verwendungsamt hätte u. a. die Aufgabe, dahin 
zu wirken, dass unsere Bodenproduktion ent- 
sprechend unseren Bedürfnissen unter Berück- 
sichtigung der geographischen Lage, der Boden- 
und Klimaverhältnisse geregelt wird, um uns 
nicht in vermeidbare Abhängigkeit vom Aus- 
land kommen zu lassen. Verfasser erwartet 
von der Durchführung des Zins- und Staats- 
monopols in Verbindung mit der geregelten 
Kapital und Bodenverwendung wirtschaf.liche 
und soziale Vorteile, insbesondere eine ge- 
rechtere Einkommensverteilung und eine Stär- 
kung des Staatszugehörigkeitsgefühls. EL. 
R. Kampf, Der Grundstückswert. Erster 
Teil, Haude u. Spenersche Buchhandlung, 
Max Paschke. Berlin 1916. 4 M. — In knapper 
und gemeinverständlicher Form werden die bei 
Ermittlung des Werts ländlicher und städtischer 


\ 


Ei 


des N 


Grundstücke zu beachtenden Umstände vor- 
geführt. Der Verfasser behandelt die mit 
Grundstücken zusammenhängenden rechtlichen 
und wirtschaftlichen Fragen, erörtert die ver- 
schiedenen Begriffe des Wertes der Grund- 
stücke, kennzeichnet die wertbegründenden 
Eigenschaften, gibt Richtlinien für ein praktisches 
Verfahren zur Bemessung des Wertes und 
erläutert dieses schliesslich durch praktische 
Beispiele, 


S. Zuckermann, Der Warer austausch zwischen 
Russland und D-utschland.. In 12 farbigen 
Tafeln. Mit deutschem und russischem Text. 
2. Auflage. Verlag: Russischer Kurier. Berlin 
1916. — Trotz der ungünstigen politischen 
Lage ist man schon seit längerer Zeit eifrig 
bemüht, die Handelsbeziehungen zwischen 
Deutschland und einzelnen Teilen Russlands 
‘wieder herzustellen. Um Anhaltspunkte dafür 
zu gewinnen, wie sich künftig der Woarenaus- 
tausch zwischen beiden Ländern entwickeln 
wird, geht man am besten von den Verhält- 
nissen vor dem Kriege aus und berücksichtigt 
nach Möglichkeit die inzwischen eingetretenen 
Veränderungen, Ein sehr brauchbares Hilfs- 
mittel dürfte hierfür das vorliegende Werk von 
S. Zuckermann, dem Herausgeber des Russischen 
Kuriers, seir, das den Warenaustausch zwischen 
Russland und Deutschland auf Grund der amt- 
lichen Statistiken der beiden Länder möglichst 
genau erfasst und anschaulich darstellt. Die 
Statistik lässt erkennen, dass Russland uns 
früher in der Hauptsache landwirtschaftliche 
Erzeugnisse und Rohstoffe lieferte und dafür 
deu:sche Fertigerzeugnisse bezog. An dieser 
Tatsache dürfie sich wenig geändert haben. 
Leider ist nicht ersichtlich, welche Landesteile 
Russlands unsere Hauptlieferanten und Haupt- 
abnehmer gewesen sind. Man darf wohl an- 
nehmen, dass die Aufnahme des Warenaus- 
tausches mit der Ukraine, die ja über grosse 
Mengen wertvoller Rohstoffe verfügt, von 
denen ein Teil bereits für deutsche Rechnung 


verkauft ist, nicht allzugrossse Schwierigkeiten ° 


und daher deutscherseits mit Nach- 
E.L, 


Henri Hauser, Frankreichs Handel urd 
Industrie und die Konkurrenz des Au-landes. 
Uebersetzt von Luise Dietrich, eingeleitet und 
bearbeitet vonHermannCurth, Gustav Fischer, 
Jena 1919. 76 S. 3,50 M. — Auf Betreiben 
der frarzösischen Handelskammern und einiger 
Parlamentarier ist im Herbst 1915 die Asso- 
ciation nationale d’Expansion &conomique ge- 
gründet worden, die sofort eine Enqu&ie über 
die jetzige und künftige Lage der französischen 
Volkswirtschaft veranstaltete und mit deren 
Bearbeitung den Historiker Henri Hauser von 
der Universität Dijon betraute. Der hier in 
deutscher Uebersetzung vorliegende allgemeine 
Bericht Hausers gibt ein gutes Bild von den 
Bestrebungen, von den Hoffnungen und Befürch- 
tungen, welche der Krieg in den vorzüglich 
am Weltmarkt interessierten Wirtschaftskreisen 


bereiten 
‚druck gefördert werden wird. 


von Curth und We 
4. Abt.: Frankreich fin 


Otto Brandt, Die Lehrling 
Eisengiessere en. Denkschrift des 
deutscher Eisengiessereien. "BR. Oldenbo 
München 1919. 


Emil Sax, Die Verkehrsmittel in Volks- 
und Staatswirtschaft. Zweite, neu bearbeitete 
Auflage. 1. Bd. Allgemeine Verkehrslehre. 
Julius Springer, Berlinı918. 1988. 10M. — Ein 
wissenschaftliches Ereignis bedeutete es, als vor 
nunmehr vierzig Jahren das zweibändige Werk 
von Emil Sax über die Verkehrsmittel in Volks- 
und Staatswirtschaft erschien, in welchem der 
Verfasser als erster das gesamte Verkehrswesen 
einer volkswirtschaftlichen Betrachtung unter- 
zog. Die vorliegende Neubearbeitung des Werkes 


sucht der inzwischen erfolgten grossartigen 


Entfaltung der Verkehrsmittel in technischer 
und territorialer Hinsicht und den Fortschritten 
der nationalökonomischen Durchdringung der 
Erscheinungen auf dem Gebiet des Verkehrs- 
wesens Rschnung zu tragen und diesen wissen- 
schaftlichen Entwicklungsgang gewissermassen 
zum Abschluss zu bringen. Ein Vergleich 
zwischen den in beiden Auflagen des Buches 
niedergelegten wirtschaftlichen Erkenntnissen 
bleibe einem besonderen Aufsatz vorbehalten. 
Schon hier sei festgestellt, dass die neue Bear- 
beitung des Werkes tiefgründige theoretische 
Darlegungen enthält und daher unter ähnlichen 
Schriften mit an erster Stelle steht. In dem 
bisher veröffentliohten ersten Bande sind die 
das Gesamtgebiet betreffenden Erkenntnisse zu 
einer allgemeinen Verkehrslehre vereinigt, die 
als Grundlage der Erörterungen der einzelnen 


‚Verkehrsmittel vorangestellt ist. In den beiden 


Hauptabschnitten werden die Verkehrsmittel in 
ihrer Gesamtheit als wesentliche Gestaltungs- 
kraft der wirtschaftlichen Entwicklung und die. 
gemeinsamen Merkmale ihrer wirtschaftlichen 
Eigenart, sowie als Gegenstand der Gemeinwirt- 
schaft behandelt. Im Anhang wird die Gemein- 
wirtschaft in der Wasser-, Gas- und Elektrizi- 
tätsversorgung und der Luftverkehr dargestellt. 
Das Studium der „Allgemeinen Verkehrslehre“‘, 
die leider in einem etwas schwerfälligen Stil 
geschrieben ist, sei besonders auch den Prak- 
tikern empfohlen. Dr. Ladenthin, Berlin. 
Rene Widemann, Eisführunug in die Buch- 
haltung. Art. Institut Orell Füssli, Zürich 1916, 
80 S. 1,50 M. — Das vorliegende Büchlein ist 
als Hilfsmittel im Buchhaltungsunterricht ge- 
dacht zur Erklärung der allgemeinen Grund- 
lagen und inneren Zusammenhänge der Buch- 
haltung. In methodologischer Hinsicht ist die 


vom Verfasser vertretene Erklärungsart der 


doppelten Buchführung bemerkenswert, doch 
kann auf deren Richtigkeit und Zweckmässigkeit 
hier nicht näher eingegangen werden. 


a Er Pr I RER TEFEFNG 
Verantwortlicher Schriftleiter: Dr. Hermann Deite, B.-Schöneberg, Innsbrucker Strasse 36. 
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E rat und Vorstand „ 15 709.98 


AR En 


600 - 
ET 8UU LLO 
SERRERTEREETEE 2376 548 


1076 548 
BR schreibungen . „nee. euere. 106 548 


Bisenbahnwägen .......::.--.se0r.. 


2 REF: 
230 000) — 


6 4uU 
EN 11 500 


17 9LU 
*/e Abschreibung... ...cerrer eco. 1900 


I I 118818 


„ Eisenbahnanlage.............2.:.. +... 
„ Gilaubersalzanlage...... PR EI ER = 
„ Arbeiterwohnhäuser........ rar RR 16 000 — 
"f. Abschreibung... .:...c.0...... 10001— 
'„ Liegenschaften der Askania.......-.. 45 LUU|— 
Je Abschreibung ........ er... +. 1000| — 
s Automobil ...........r2es0cesur 0 
« Geschäftsanteile Friedriershütte ..... 
*/. Abschreibung .........» TER 
„ Feuerversicherungs-Vorauszahlungen . 13 081/45 
„ Warenbestsnde........ ee Dre 843 588/27 


482 57626 
5 619 147193 


„= Forderungen einschl, Bank-Guthaben. 


Verbindlichkeiten. 4 AM 4 

Per Aktienkapital ...... BEE ER ‘ 3 000 000|—- 

REG een nenn 1 690 000 — 

„ Ermeuerungsschein-Steuer ........-.- 14 0001 — 

s. Gläubiger...... De see 440 528118 
,„ Rückstellung für Erneuerung der ver- 

_ brauchten Fabrikeinrichtungen..... 45 000 — 


„ Gewinn- und Verlust-Rechnung: . 


Vortrag vom 30. Juni 1918 ..... .| 148773172 
Gewinn 1918/19... naeaeenneen .|_614571191 

763 345165 
Abschreibungen «..........-.:. 0. 337 725188 


= 425 619170 
1. Gewinnanteil 4°/, 
von 8 000 000.— M. 120 000.— 
Erneuerungsschein- 
Steuer.......... „..6000— 
Rücklage für Wohl- 
fahrtszwecke .... „ 30 000.— 
Vergüt. an Aufsichts- 


 —— 


2. Gewinnanteil 4%/, „ 120 000.- 
Vortrag aufneuesJahr „ 133 909.77 425 619175 


5 615 147/93 


Leopoldshall, den 30. Juni 1919. 
Der Aufsichtsrat. 


Franz Griebei Wilhelm Knopf. Dr. von Badewitz. Jean George. 


Der Vorstand. 
Linnemann: Dr. Sickermann. 


Die für das Geschäftsjahr 1918/19 auf 8 pCt. festgesetzte 
Dividende gelangt sofort bei dem Bankhause A. Reissner Söhne, 


"Berlin zur Auszahlung. 


Vereinigte Königs- und Laurahütte 
Aktien-Gesellschaft für Bergbau und Hüttenbetrieb. 


In der heutigen Generalversammlung, in welcher ein Aktien- 
'kapital von 19177200 Mark mit 81962 Stimmen vertreten war, 
wurde die vorgelegte Bilanz für das Geschäftsjahr 1918/19 und 
die Deckung des sich nach ihr ergebenden Jahresverlustes von 
10724 439,92 Mark aus den vorhandenen Rücklagen genehmigt. Ein 


 Gewinnanteil gelangt für das abgelaufene Jahr nicht zur Verteilung. 


- Das satzungsgemäss ausscheidende Aufsichtsrats-Mitglied Herr 
Rittergutsbesitzer Klewitz, Klein-Lübars, wurde wieder gewählt. 
Berlin, den 31. Oktober 1919. 


Der Vorstand. 
ger. Hilger. 
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Dividendenscheines für 1918/19. 


Bilanz-Konto, 30. Juni 1919 


Aktiva. | # 
Grundst.u. Fabrikanl | 1 000 000) — 
Bahnanlage-Konto .. 45 000) — 
Wohnhaus-Konto... 76 000 Der 

1121 uuU — 

Abgang u. Abschr.| 121 0001— 

1 u0U vLU| — 

Pferde-u.Wagen-Ko. 1l— 
Bergwerks-Konto...] 1 474.000 — 
Feuerversich.-Konto 54 703103 
Unfallversich.-Konto 3 610/32 
Kassa-Konto....... 6 553,60 
Eff kten-Konto.....ı 489419 — 
Konto-Korrent-Kto. | 2 308 623,46 
Fabrikations-Konto .| 356 208184 


5693 11928 
Passiva. M. | 
Stamm-Aktien ..... 4.000 000) — 
BReservefond-Konto .| 400 0001 — 
Spez.-Beservefd.-Ko — _ 
Talonst:-Reservefond 12 000|— 
Dividende-Konto ... 3888| — 
Allg. Unterstütz.-Fd. 85 787193 
Konto-Korrent-Kto. 833 751114 
Gewinn- u. Verl.-Kt.| 307 692j18 


5.693 11925 
Gewinn- u. Ver!ust-Konto, 


Dedet. Al. Pr 
Betr.-Unkost.-Konto 120 544130 ' 
Reparatur-Konto ... 70 857157 
General-Unkost.-Kt 358 491164 
Abschreibungen .... 54 766 — 
Gewinn- u. Verl.-Kt.| 30769218 


nnd nn ne een rennen 


912 391159 


| 


18 


Kredit, M. 
Gewinn-Vortrag.... 51511 
Fabrikations-Konto .| 739 499/62 
Dividende-Konto ... 90 — 
Bergwerks- Ausbeute 47 400 — 


Die für das Geschäftsjahr 1918/19 
auf 6% festgesetzte Dividende ge- 
langt für die Aktien a M. 300,— 
Nr. 1—10000 mit M. 18,— und 
für die Aktien & M. 1200, — 
Nr. 10 001—10 832 „nit M. 723,— 
bei den Herren Jacquier & Securius, 

Berlin, 
„ der Berliner Handels-Beselischaft, 


Berlin und 
„. Geselischaftskasse, 
Stassfurt, zur Auszahlung. 
Stassfurt, den 8. November 1919. 


Stassfurter Chemische Fabrik | 
vormals Vorster 8 Grüneberg |: 


Actien-Gesellschaft. 


{ 
\ 


e”- 


—_ ale 


Be nokoladen- 8 Cacao-Industrie, 
fktiengesellschaft. 


Die Auszahlung der für 1918/19 auf 20 pCt. festge- 
setzten Dividende erfolgt von heute ab bei der Gesellschafts- | 
kasse, der Berliner Handelis-Gesellschaft und den 
Herren Georg Fromberg & Co. gegen Einreichung : 


Berlin-Tempelhof, den 27. November 1919. 


„Saroffi“ Chokoladen- & Gacao-Indusfrie, 
Aktiengesellschaft. 
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Beologifhe Aus: 
flüge in der Mark 


Brandenburg 
Don Öberlehrer Kurt Hucke 


155 Seiten mit 57 Abbildungen 
In Originalleinenband Nr. 3.20 


»Wa8 der Verfaffer bezwedt, das 
geslogifhe Studium der Jeimat 
dur Aufopfie auf Wanderungen 


gemein wertvolles, fondern auch 
ein unerwartet rei3volles Ziel... 
Wie der Verfaffer fein Ziel er: 
reicht, fcheint uns befonders glüd: 
lich gelungen. Die (17) einzelnen 
Exrkurfionen geben zuerft ge: 
fhloffene Bilder, und fhlieglich, 
weit nicht geographifh, fondern 
geologifch geordnet, eine ordent: 
liche inführung in die - Solge 
der Hormationen. Nran Eann wohl 
zufammenfaffend abfchliegen mit 
dem Urteil, daß der neue Verfuch 
geglückt ift, und mit dem Wunjch, 
daß das Bud) recht viel benugt 
werde,* Tiglihe Runsfchau. 


Ausführliche Profpelte un: 
entgeltlich und pojtfrei 


Verlag don Que 
in Leipzig 


Staat und 
Sejellihaft | 
nn der Gegenwart | 


von 


Prof. Dr. U. Bierfandt 


162 ©. Gebunden M. 1.50 


Diesübera.s fejleinde Büchlein ftellt 
id in den Dienft der neuen bürgere K 
igen Gefinnung. €s ift eine is 


A logie Einleitung in die Politit, R 
die. uns bisher leider gefehlt ne F 
y der wir dod} fo dringend ber IE 

rien. k 
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i Verlag von Duelle & Meter in Leinsis 7 — 


Weftdeutfhland 
zur Römerzeit 
Bon Profeffor Dr. Dragendorff 


124 Seiten mit zahlr. bb, 
„ Gebunden M. 1.50 
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Seheimrat 


Bom Erde 


„Wer hofft, aus bdiefer padendben und hinreißenden Studie, die Bismard mitten 
bineinftellt in umnfere puifierende Gegenwart, nun nah Buchftaben ablefen gu 
fönnen, was tolr gu tun haben, tird die Schrift enttäufcht aus der Hand legen. 
Mer fih aber mic Ihr a Ran in Bismardices Denken und Bismardiches 
Sein, bee wird aus Ihr die Kraft fehöpfen, dazu beizutragen, daß ber große 
Moment kein Eleines Geflecht findet, das feiner nicht wärbig Ift, an dem wird 


Eine Krieggrede. 


Berlagsbuhhandlung von Quelle & Mener, Leipzig 


ar Br: Kb 


Bismard ald Ergieher wirken, indem er ihn 
febendigem Staatsempfinden von ben Bedbärfniffen de 
Laffen und felbft zu fuchen und felbft su ei, mas und no 
fehlt an dem genialen Weitbltd des Einzigen und feiner Bübruns: 
mehr baranf angemwiefen und dasu verpflichtet, einig und einträchtt 

starbeiten und zufammenzuftehen in Nat und Tat.” Kölnifhe ger 


Teragabudhanllung One (Of 
Der rote Aufruhr in Finnland 


1918. Eine Schilderung auf Örundlage offizieller Arkunden. Bon Henning Böderhjelm. / 132 Seiten. Geh. M. 3.20. Geb. 1.4.30. 


Art die neue ‚politiihe Bewegung fft, dfe jeht aud in Deutfehlend Verbreitung 
fügt, — Die deuffhen Iruppen in Siunland haben das TuRkInN Dolt nd feine Rule 
tur vor einem fiheren Untergang gevettet, Darin waren fih alle denkenden Menfhen 
in Finnland von Anfang an im Maren. Nad) der Lektiire des hier angezeigten Buches 


„Bte eine foldhe ‚Diktatur des Proletariats‘ In der Braris augfieht, darüber gab ung 
der rote Aufruhr in Finnland eine anfhaulihe Belehrung, Eine folhe Diktatur Bes 
deutet in Wirklichkeit Loslaffung und Aufftachelung der beftialifhen Injtinfte der Men 
fhen. Ste bedeufete ganz einfad Tyrannei der fhlimmften Elemente des Dolfes ... 
&8 dürfte für deutfche Lefer lehrreich fein, aus diefem Bud zu erfahren, von welder 


ernten meer EDER rt rer 


ER TEREE TE er 
ver EEE SEHE FE 


1.Band: Mofes und die Propheten, Jefus, Paulus, Origines und 
Ehryfoftomus, Auguftinus, Bernh. von Llairvaur, Stanz von Affifi, 
Dante, Heinrich Seufe, Wiclif und Zus. 
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5. bis 8. Taufend j 
Döllig neubearbeitete und erweiterte Auflage \ 


Unfere religiöfen Erzieber 


Line Beichichte des Chriftentums in Lebensbildern 


Unter Mitarbeit von: ©. Baumgarten, 8. Beß, ©. Llemen, U. Dorner, W, Herrmann, ©, Rirn, 
I. Rögel, W. Röhler, T, Rolde, 5. Mabling, 3. Meinhold, A. Meyer, 9. Mulert, £. Preufchen, 
W, £. Schmidt, RK. Uttendörfer, I. von Walther, R, Wend, S. Wiegand, L, Zfcharnad, 


Herausgegeben von Profefior Lie. 3. Beß 
2 Bände mit 348 und 347 Seiten mit Buchfchmuc fowie 20 Tafeln « Gebunden M. 14.— 


wird e8 hoffentlih aud in Deutjohland der Fall fein,” Leipziger Tageblait.. 
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N I. Band: Martin Luther, Ulrich Zwingli, Johannes Calvin, Spener- 
N Srande:Zinzendorf, Unfere Rlaffiter, Schleiermacher, Bismard, Joh, 
N ine. Wichern, Die Religion zur Erziehung. ! 


Der Kampf um Deutfchlands Beftand hat dns religiöfe Empfinden im deutfchen Dolke in feinen Tiefen aufgerüttelt und 
feine Sehnfucht nach geiftigen Stügen gefteigert, Hier wird dies Buch ein Helfer fein. Don all diefen religiäfen Erziehern 
geht eine ftärfende emporziehende Kraft aus, denn fie führen den Lefer zur Ouelle wahren Lebens, zur Religion, zu Bott, 


„ein folhes Werk Eonnte natürlich nur durch das Zufammenwirken einer ganzen Anzahl von Belehrten gelingen, von denen jeder einzelne 
imftande war, die von ihm Üübernommene Biographie felbftändig aus den urfprünglichen Quellen herauszuarbeiten „+. Sie Haben uns mit ° 


einem. Werk befchenEt, das feine Stelle in der religionsgefchichtlichen Literatur Tange behaupten wird.“ 


Die hriftliche Welt. 


„Das Buch foll ein Hausbudh fein, ein ‚„Erbauungsbuch‘ für folche, die ein Verftändnis für Tebendige Religion haben. Ich wünfche ihm die weitefte 
Verbreitung. !£6 Tiegt mir aber an diefer Stelle noch ob, auch jeine Bedeutung für Höhere Schulen hervorzuheben: es gehört in die Schhlerbibliothef 
der höheren Rlajfen, und dem Religionslehrer Fann es ein Vorbild fein für feinen Firchengefchichtlichen Unterricht.” Blätter f. Höb. Schulwegen, 
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Verlag: Quelle & Meyer, Leipzig, — Druck von Ad. Haussmann, Berlin SW. 68, Kochstrasse 67. 
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Beilage: Handels-Hochschul-Nachrichten 
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20 as deutsche Volk kann sich erretten — 
rd sich durch Qualitätsarbeit erretten. 
Zu den vielen Faktoren, die hierbei mit- 
zuwirken berufen sind, muss noch mehr als 
bisher deutsche Geistesarbeit treten. Das 
E Kapital der Bildung ist der einzige Fundus, 
‘ der uns verblieben ist. Mit diesem Pfund 
müssen wir wuchern im besten Sinne des Wortes. 
Wir müssen geistige Werte ausführen, die wir 
an Waren binden. - 

In diesen Zeilen soll nun untersucht 
werden, wie die höhere kaufmännische Fach- 
bildung zum wirtschaftlichen Aufbau Deutsch- 
lands. beitragen kann, insbesondere wie sich 
die Handels-Hochschulen um die Lösung dieser 
Aufgabe verdient zu machen haben. 

Zunächst muss einmal 
erden, dass die höhere kaufmännische Bildung, 
wie sie seit Jahrzehnten auf unseren deutschen 

a ndels-Hochschulen vermittelt wird, sich in 
köRtoren,. Handelsredaktionen und wirtschaft- 
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kaufmännischer Praxis, von betriebs- 
wissenschaftlicher For schung und 
Anwendung hat sicheine Wandlung zu- 
gunstender Theorieund der Forschung 
vollzogen, wie wir sie nur noch auf den tech- 
nischen Wissensgebieten beobachten können. 
Sehr treffend wird diese Tatsache aufgehellt 
durch das Urteil, das ein hervorragender Bank- 
organisator äusserte, als er nach der Ursache 
seiner raschen Erfolge gefragt wurde: ‚‚Dort 
diesen Büchern, also der Wissenschaft, ver- 
danke ich es. Was in ihnen als Forschungs- 
ergebnisse niedergelegt ist,habe ich angewendet. ‘‘ 
Dieses Urteil wird bald allgemein werden. 
Denn der Krieg zwingt uns, dass wir viel 
schärfer rechnen, viel zuverlässiger kalkulieren, 
viel feiner buchen, viel zweokmässiger Statistik 
führen müssen, um den geldlich-wirtschaftlichen 
Aufbau unsrer Unternehmungen zu durch- 


. leuchten, um auf Grund der gewonnenen Ergeb- 


nisse viel rascher und wirtschaftlicher als früher 
disponieren zu können. Alle fabrikatorischen 
Vorgänge müssen fortan viel schärfer nach 
Dauer und Stellung im Produktionsgange, nach 
Aufwand und Erfolg beobachtet und auf- 
gezeichnet werden. 


Alle Zahlen und Werte werden künftig viel 
schärfer erfasst und ausgedrückt werden müssen. 
Wie wir von der Milliardenrechnung wieder auf 
die Millionenrechnung im Sinne eines Fort- 
schrittes zurückkommen müssen, so werden wir 
im gewerblichen und kaufmännischen Rechnungs- 
wesen von der Prozent- und Promillerechnung im 


-| Sinne des Fortschrittes vorwärtsschreiten müssen, 


nn] 


sondere die 
liche 
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Solche kaufmännische Fein- und Qualität 
arbeit erfordert entsprechend geschulte Kräfte. 


.Der Menge, der Zahl nach sind sie vorhanden. 


Aber es fehlt ihnen im Gros die Hochwertig- 
keit der Leistung, die Gabe zu selbständigem, 
nachdenklichem Arbeiten: Die kaufmännische 
Kraft ersten Ranges ist immer noch gefragt. 
Darum kommt es nicht bloss darauf an, dass 
sich der angehende Kaufmann überhaupt 
eine Fachbildung verschafft,sondern vielmehr 
darauf, dass er sich den höchsten Grad 
dieser Bildung erringt. 

Ich sehe ss darum mit einigem Belsiken 
wie die grosse Masse unserer Handels-Hoch- 
schulstudenten unter allem Umständen in 
kürzester Zeit zur Prüfung drängt. Ich kenne 
und würdige die Gründe und bewundere den 
Fleiss und die Energie dieser Strebenden, 
Aber es ist kaum möglieh, in der kurzen Spanne 
Zeit — verkürzte Ferien und Semester, einge- 


schobene Zwischensemester — sich Kenntnisse 


zu erarbeiten, vermöge deren der so Geprüfte 
den kommenden Aufgaben gewachsen ist. Es 
wird zu überlegen sein, ob nicht durch beson- 
dere Fortbildungsgelegenheiten ermöglicht 
werden muss, Lücken und schwache Stellen in 
der Berufsbildung auszugleichen und von der 
Praxis verlangtes Spezialwissen nachträglich zu 
vermitteln. 

Zu diesen meinen Plänen werde ich noch 
durch weitere Umstände gedrängt: 

1. Da unsere Studenten, auch noch in 
kommenden Semestern, nicht mehr mit der 
vollwertigen und ausgeglichenen Allge- 
gemeinbildung wie in der Vorkriegszeit zur 
Hochschule kommen, entbehrt das Fachwissen 
der breiten und sicheren Grundlage. So- 
lange noch KNotprüfungen oder erleichterte 
Prüfungen abgehalten werden, solange ist wit 
diesem Mangel zu rechnen. Hieraus ergibt sich 
weiter, dass auf manchen Hochschulgebieten 
die alten Ziele kaum erreicht werden können. 
Diese Unterwertigkeit der Hochschulbildung 
ist zurzeit auch schwer behebbar, weil die 
Auditorien, Uebungen, Seminare und Institute 
überfüllt sind. An eine Beschäftigung mit dem 
Einzelnen kann zurzeit kein Hochschullehrer 
denken. Diese Tatsache benachteiligt alle 
Hochschuldisziplinen. 

2. Die wirtschaftswissenschaftliche, insbe- 
betriebswissenschaft- 
Ausbildung leidet aber noch da- 
durch, dass die meisten der zu lehren- 
den Wissensgebiete geringe Stabilität 


keit eigen. 
wissenschaftlichen u 
deren Stand nach kurzer 8 
dieser Mangel an Beharrungsve 
in Friedenszeiten ein immerwähren 
und zeitverzehrender Ansporn, wieviel me 


erst in einer Zeit wie der unsrigen, in der unsre 


Wissenschaft den höchsten Grad der Boweglich- 
keit und Flüssigkeit erreicht hat! Einzelne 


Spezialgebiete, wie z. B. der Zahlungsverkehr, zaN 
erfordern eine volle Manneskraft, um sie restlos 


für den akademischen Lehrbetrieb erforschen 
und kontrollieren zu können. Die wissenschaft- 


lichen Beobachtungsgebiete müssen immer enger 


abgegrenzt werden. Ein Gesatz jagt das andere. 


Dem Kaufmann ist es oft gar nicht möglich, 
‚die Hochflut der für sein Gewerbe erlassenen 


Bestimmuugen zu übersehen, geschweige denn, 


diese alle zu befolgen. Unsere Regierung stellt 
in dieser Hinsicht ungeheure Anforderungen, 
ohue dafür besorgt zu sein, dass die vonihren 


Verordnungen betroffenen gewerblichen Kreise 


die Möglichkeit haben, sich Kenntnis.und Be- ar 
lehrung verschaffen zu können. Wird hier nieht La 
rechtzeitig eingegriffen, dann sind Folgen aller- 
schlimmster Art unausbleiblich. So schnell wie 3 
das kaufmännische Wissen veraltet kaum ein \ 
Deshalb ist es in hohem a er- Ba 


anderes. 
neuerungsbedürftig. 


EEE: 
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Weiter zwingt uns hierzu ein Umstand der = 


in seiner Allgemeinheit eine Folge unserer neuen 
Zeit ist. Die kaufmännischen und technischen 


Angestellten arbeiten täglich acht Stunden ei 
wesentlich höherem Entgelt. Hierdurch werden 9 


unsere privaten und Öffentlichen Betriebe und ER M 
damit die gesamte deutsche Volkswirtschaft nicht 
unerheblich belastet, vor allem im Hinblick au? 


den Export, 
möglich wäre, wenn unsre Valuta auch nur an- 
nähernd auf ikren Friedenskursen stände. Wie 


in solchen Fällen immer, so muss auch hier ein = 
wirtschaftlicher Ausgleich stattfinden. Man wird 
ihn vorwiegend in der Qualität der Arbeits- 
leistung suchen. Wir sagten ja bereits, dass 
der Betrieb um seiner selbst willen 


arbeit erfordert. Diese ist von Beamten zu 


leisten, die nun ihr Höchstes und Bestes an 
Mit. Durch- 
schnittsleistungen ist dem Betriebe nicht mehr 
Auch das Tempo der Arbeiten wird 


Geistesarbeit herzugeben haben. 


gedient. 


beschleunigt werden müssen. Die Arbeitsqualiät 


der, nebenher gesagt, gar nicht 


Be 


en. Für diese sorgt 
sleiter im Betriebsinter- 
« Denn ein Ueberlasteter kann 
Qualitätsarbeit vollbringen. 

Soweit mechanische Arbeit zu leisten ist, 
werden Bureaumaschinen eingestellt werden 
müssen: Was eine Maschine leisten kann, darf 
niemals ein Mensch leisten. ‘ Weitgehendste 
Mechanisierung der Betriebsarbeit ist die Folge 
und steigert die Produktivität der Kontorarbeit,. 
Und wo mechanische Arbeit von Menschen ge- 
leistet werden muss, da ist die Arbeitsteilung 
des Kontordienstes so weit zu führen, dass höchste 
Produktivität durch das Arbeitssystem möglich 
ist. (Taylorsystem.) 

Kontrollen, die es auf Richtigkeit und Menge 
der Arbeitsergebnisse absehen, müssen möglichst 
selbständig, aber nicht lästig wirkend, in den 
Arbeitsgang eingebaut werden. 


Aus dem bisher Gesagten ist zunächst 
folgendes als Ergebnis festzustellen: 

1.Mangelan ausreichenderVer- 
arbeitung und Vertiefung wirt- 
schaftswissenschaftlicher Kennt- 
nisse während der Studienzeit; 

2. relative Unterwertigkeit der 
allgemeinen und der Hochschul- 
bildung; 

3. geringe Stetigkeit der Wirt- 
schaftswissenschaft; 

4. wirtschaftlioher Ausgleich 
zwischen ArbeitszeitundArbeits- 
entgelt. | 

Um diesen Ergebnissen Rechnung zu tragen, 
muss die kaufmännische Arbeits- 
kraft durch beste Vorbildung nicht 
nur qualitativ gesteigert, sondern 
durch periodische Fortbildung 
dauernd auf der Höhe gehalten 
werden. Der Fortbildung ist besondere Auf- 
merksamkeit zu widmen. Deshalb sind Fort- 
bildungsgelegenheiten zu schaffen, 
in denen die in der kaufmännischen Praxis 
Tätigen nach Bedürfnis ihre theoretischen Kennt- 
nisseerweitern, vertiefen und dem Stande neuester 
Ergebnisse und Forderungen anpassen können. 

Der Fortbildungstrieb war bereits vorhanden, 
wird aber angesichts der eben dargestellten Um- 
stände von neuem aufleben. Es.ist nun ein 
glückliches Zusammentreffen, dass die acht- 


ige Arbeitsdauer auch die erforderliche Zeit 
für solche Fortbildung hergibt. Bisher scheiterten 
die hier geplanten Einrichtungen vielfach daran, 
dass die Zeit für den Besuch nicht abgerungen 
werden konnte. 

Als Träger für die kaufmänni- 
schen Fortbildungskurse kommen in 
erster Linie Handels-Hochschulen in 
Frage. Wo solche nicht bestehen, wird man 
die höheren Handelsschulen interessieren müssen, 
die Angelegenheit in die Hand zu nehmen. Immer 
aber wird die Kaufmannschaft des Ortes oder 
eines Bezirkes mitzuwirken haben. Vielfach wird 
es dieKaufmannschaft allein übernehmen müssen, 
Einrichtungen für die Fortbildung zu organi- 
sieren. Die Gesellschaft für wirtschaftliche Aus- 
bildung in Frankfurt a. M. wird von neuem 
berufen sein, eine rege Tätigkeit für die Fort- 
bildung zn entfalten. 


Mit viel Vorbedaoht sind die Dozenten 
auszuwählen. Zunächst steht eines fest: 
neben Männern der Wissenschaft sind Männer 
der Praxis heranzuziehen. Denn das Fachwissen 
kann vom Fachmanne am ehesten erweitert und 
vertieft werden. Besondere didaktische Bofähi- 
gungen sind an den Vortragenden deshalb nicht 
zu stellen, weil die Hörerschaft nicht ungleich- 
artig zusammengesetzt ist wie die Studenten- 
schaft der Handels-Hochschulen, nnd weil die 
geistigen Bedürfnisse der Angehörigen eines 
Berufes in der Regel gleich gerichtet sind. Der 
lehrende Praktiker wird von seinen zuhörenden 
Praktikern auch am besten verstanden werden. 

Die Vortragsstoffe sind dem Bedürfnis der 
Mehrheit anzupassen. Regeln lassen sich hier 
nicht aufstellen. Im Vordergrunde werden aber 
sicher Bushhaltung mit Bilanz und Kontrollein- 
richtungen, Geschäftsstatistik und Kalkulation 
sowie Steuerfragen stehen. Das Werbewesen 
wird besonders zu pflegen sein, für das aber 
Vorträge allein nicht genügen. Darum müssen 
Ausstellungen veranstaltet werden, in denen in 
wechselnder Folge das wichtigste aus dem Werbe- 
gebiet dargestellt wird. Die Vortragsreihen 
müssen kurz bemessen werden, höchstens auf 
eine Dauer von sechs bis acht Wochen. Bei 
dieser Länge lassen sich vor und nach Weih- 
nachten Kurse einrichten. 

Ueber wichtige Zeit- und Tagesfragen sowie 
über gewerbliche Sondergebiete müssen Einzel- 
vorträge von Fachautoritäten gehalten werden. 
Ob der Vortrag immer die zulängliche Lehrform 
sein wird, ist zu bezweifeln. Es werden auch 
Uebungen und Bespreohungen eingerichtst werden 


_ 


müssen, um die Fortzubildenden aus der Pas 
vität des Hörens heraus- und in eine fruchtbare 
Aktivität hineinzuführen. Auf diese Weise kommt 
auch der „lehrende Bildungsträger“ am ehesten 
ineinenGeisteszusammenhang mitseinenBildun g8- 
beflissenen. 

Die Handels-Hochschulen werden sich also 
einerseits mit der Fortbildung der Kauf- 
leute zu befassen haben, andererseits der ver- 
änderten Zeitverhältnisse zufolge dazu über- 
gehen müssen, ihren Studienplan zu erweitern. 
Hierbei ist zunächst festzustellen, dass die 
Ausbildung nach der alten Dreiteilung: Waren-, 
Industrie- und Bankbetrieb, Domäne einer jeden 
Hochschule bleiben muss. 
hat jede Hochschule Höchstes und Bestes zu 
leisten. Auf diesen Gebieten muss eine mit der 
anderen rivalisieren. Darüber hinaus gibt es 
aber eine Reihe Geschäftszweige, deren hoch- 
schulmässige Pflege in betriebswissenschaftlicher 
Richtung entweder noch gar nicht in Angriff 
genommen oder, wenn schon geschehen, noch 
nicht auf der Höhe steht: Versicherung-, Buch- 
handel, Export und Verkehr. Da es unwirt- 
schaftlich wäre, wenn die Hochschulen planlos 
vorgingen, hätten sie sich über die neuen Lehr- 
gebiete zu verständigen, welches von ihnen sie 
in besondere Pflege nehmen wollen. Ent- 
scheidend hierfür können sein: örtliche Verhält- 
nisse (Leipzig Buchhandel, Hamburg Export) 
oder vorhandene Institute an anderen Hoch- 
schulen. Nur dann ist es der einzelnen Hoch- 
schule möglich, Vollkommenes zu leisten, wenn 
sie sich nur eine einzige solche Spezialaufgabe 
stellt. Darüber hinaus lagern sich aber Stoff- 
gebiete ab, die wiederum allen Hochschulen 
gemeinsam sind: Steuer und Werbewissenschaft. 
Die steuerwissenschaftliche Ausbildung der 
Kaufleute und die Ausbildung besonderer Steuer- 
anwälte wird wohl Aufgabe aller Hochschulen 
werden müssen. Dagegen erscheint mir die 
Werbewissenschaft nur Lehrgut einzelner Hoch- 
schulen werden zu können, und zwar deshalb, 
weil der akademische Lehrbetrieb für diesen 
Gegenstand nur im Rahmen eines Instituts 
erfolgreich durchgeführt werden kann. 


Die meisten Handels-Hochschulen haben in 
ihren Lehrkreis auch die Ausbildung von 
Bücherrevisoren gezogen. Die Leipziger 
war die erste Hochschule, die regelmässig 
Bücherrevisorenkurse einrichtete. Köln folgte 
mit einem Treuhänderseminar und Berlin seit 
kurzem mit einem Seminar für Kontroll- 
beamte, 


BR 


Auf diesen Gebieten 


ist, muss au6 
ausgestaltet  werdeis, 
laufen, blosse Abhaker ® 
liegt der Schwerpunkt in der rö 
und Nachprüfungsarbeit. Hinzutrete 

eine umfassende Ausbildung in der Besteuerun 


käufmännischer Betriebe in der Richtung, dass 


der Revisor als Berater wirken kann. 

: Weiter muss der moderne Revisor alle 
wirksamen Kontrolleinrichtungen beherrschen 
und vor allem wissen, welche von ihnen für 
den gegebenen Fall am vorteilhaftesten sind. 
Die Kontrolltechnik ist am leichtesten lehrbar, 
wenn sie im Betriebe an Ort und Stelle studiert 
werden kann. Es macht sich somit notwendig, 
die Ausbildung der Revisoren teilweise in die 
Bureaus der Revisoren oder Treuhand- 
gesellschaften zu verlegen. Nur bei aller- 
bester Vorbildung ist der Revisor befähigt, 
seine höchste Aufgabe zu erfüllen, nämlich 
rückständige Buchhaltungs- und Kontrollein- 
richtungen umzugestalten, vor allem den spezi- 
fischen Anforderungen des jeweiligen Betriebes 
anzupassen. In konsequenter Fortsetzung dieses 
Gedankens müssen wir dahin kommen, dass wir 
nicht nur einen einzigen Typ von Re- 
visoren ausbilden, sondern Revi- 
soren für den Warenhandels-, Bank- 
und Industrie- oder Versicherungs-, 
Verkehrs-, Buchhandels- usw. Be- 


trieb. Denn die Tätigkeit eines Bankrevisors - 


ist eine ganz andere als die eines Fabrikrevisors. 
Es wird viel unwirtschaftliche Arbeit geleistet, 
wenn derart grundverschiedene Revisorentätig- 


keit nach einem einzigen Ausbildungsplan vor- : 


genommen wird. Die Revisoren treten zwar 
nicht unfertig in ihren Beruf ein, aber die 
spezielle Befähigung, durch die sie ihre Berufs- 
stellung begründen, müssen sie sich erst in 
harter Praxis erwerben. Hierfür könnte die 
Ausbildung erhebliche bessere Dienste leisten, 
indem Spezialrevisoren vorgebilaet würden. 


Dass sich unsere Handels-Hochschulen mit 
den Universitäten gemeinsam an der Erfor- 
schung und Pflege bestimmter Ex- 
portgebiete zum Wiederaufbau des deut- 
schen Handels beteiligen, darüber wird zurzeit 
verhandelt. Auch hier haben wir eine Gebiets- 
teilung zu beobachten, die als die einzige mög- 
liche Vorbedingung für die Lösung komplizierter 
Aufgaben angesehen wird. + 


a 


herrscht in der 
nkrisis, deren Ursache, 
ungen in Kürze zu zeigen, 
eresse sein dürfte. 

r dem Kriege waren England und Deutsch- 
nd, in geringerem Masse auch die Vereinigten 
Staaten, die bedeutendsten Kohlenproduzenten, 
auf die der Weltmarkt rechnen konnte. Die 
Mobilisation entblösste die Kohlenwerke plötzlich 
eines guten Teiles ihrer Arbeitskräfte. So 
nahm die Zahl der Arbeiter und die 
Leistungsfähigkeit zusehends ab. Die Kriegs- 
industrien beanspruchten stets mehr Brenn- 
material, und zwar in einem Zeitpunkte, wo 
wichtige Kohlenzentren brachlagen. Die Ver- 
sorgung der Industrien und des Hausbrandes 
wurde immer schwieriger. Die neutralen 
Staaten, deren Kohlenförderung absolut unzu- 
reichend ist, fühlten sehr bald die Ein- 
schränkungen der ausländischen Ausfuhr. 
Frankreich selbst, dessen ergiebigste Kohlen- 
gebiete besetzt oder zerstört waren, sah sich 
mehr und mehr auf das Ausland angewiesen. 
Dasselbe gilt für Italien, das zu Friedenszeiten 
mehr /als 90 pCt. seines Jahresverbrauchs an 
Kohle jeinführte. 


- In den europäischen Produktionsländern 


_ “verschärfte sich die Lage, je länger der Krieg 


dauerte; man rationierte auch hier sehr früh 
den internen Verbrauch und regulierte die Ver- 
käufe an das Ausland. u 

Man rechnste bestimmt darauf, dass die 
aus der ungenügenden Konlenförderung sich 
ergebenden Schwierigkeiten nach Einstellung 
der Feindseligkeiten allmählich verschwinden 
würden, das umsomehr, als die momentane, 
Frankreich selbst allerdings schwer treffende 
Unterbrechung der Förderung in den Gruben 
Nordfrankreichs, keinen entscheidenden Einfluss 
auf den Weltmarkt ausübt. Dieser Ausfall 
wird übrigens durch die Steigerung der ameri- 
kanischen Produktion mehr als ausgeglichen. 
Andererseits sind die belgischen Kohlenzechen 
glücklicherweise sozusagen unversehrt ge- 
blieben. Dagegen werden die Bergwerke in 
Schlesien, Polen und in der Tschecho-Slowakei 
durch die politischen und sozialen Wirren, so- 
wie durch die hinsichtlich der nächsten Zukunft 
herrschends Unsicherheit an der regelmässigen 
Ausbeute gehindert. 

Ueberall sind die Forderungen der Arbeiter 
die Hauptursache der starken Produktions- 
abnahme. Die tägliche Arbeitszeit wurde von 
9 auf 8 und 7 oder 6'!/, Stunden herabgesetzt. 
Trotz der beträchtlichen Lohnsteigerungen, die 
im Laufe des letzten Jahres bewilligt wurden, 
macht sich bei den Grubenarbeitern eine grosse 
Unzufriedenheit bemerkbar. In den Vereinigten 
Staaten, in England wie auch in Deutschland 
brachen mehr oder weniger lang dauernde 
General- oder Teilstreike aus. Die Gruben- 


"arbeiter verlangten eine wesentliche Verbesserung 


ihrer Existenzbedingungen, die in einigen Ge- 
genden wirklich zu wünschen übrig liessen. 

Die radikalen Elemente fordern fast über- 
all die Verstaatlichung der Bergwerke. Die 
Conföderation Gön6rale du Travail in Frank- 
reich, zum Beispiel, macht daraus eine ihrer 
wichtigsten Forderungen. Auch in England 
wurde die Verstaatlichung ins Auge gefasst. Eine 
spezielle königliche Untersushungskommission, 
die vom Richter Sankey präsidiert und mit der 
Prüfung der Frage beauftragt wurde, sprach 
sich, ohne einen einstiimmigen Bericht erstatten 
zu können, eher für die Verstaatlichung aus. 
Aber dis gegenwärtige Regierung weist sie 
schlankweg ab. Auch machen alle Gruben- 
besitzer, in den Vereinigten Staaten wie in 
England und in Deutschland, dagegen Opposition. 

Der Arbeitsertrag in den Bergwerken ist 
zufolge der gesteigerten Ansprüche der Arbeiter 
stark zurückgegangen. Die Zustände in Eng- 
land sind in dieser Hinsicht bezeichnend. Im 
Jahre 1913 förderten 1110000 englische 
Grubenarbeiter 292 Millionen Tonnen Kohle; 
gegenwärtig erzeugen dagegen 1225000 Arbeiter 
nur 225 bis 230 Millionen Tonnen. Die jetzige 
Arbeitsleistung pro Mann ist demnach von 
monatlich 19,8 Tonnen auf 16,3 Tonnen ge- 
sunken. 

Die Erhöhung der Löhne, die sich seit 1913 
verdoppelten, wenn nicht verdreifachten, die 
Kürzung der Arbeitszeit und die allgemeine 
Verteverung aller Materialien bewirkten eine 
beträchtliche Steigerung der Kohlenpreise. In 
den Kohleneinfuhrländern wurden die Preise 
zudem durch die wesentliche Erhöhung der 
Frachten, zu Land und zu Wasser, stark be- 
einflusst. 

Die Kohlenvorräte der Industrie wurden 
während des Krieges allmählich aufgebraucht; 
ihre Auffüllung ist derzeit ausgeschlossen. Zu- 
dem wurde hinsichtlich der Instandhaltung der 
Bergwerksanlagen allgemein gekargt; oft wurde 
die Kohlenerzeugung erhöht oder wenigstens 
auf dem Friedensniveau aufrechterhalten, ohne 
jegliche Rücksichtnahme auf eine rationelle 
Ausbeutung. 

Die Statistiken über den Weltkohlenmarkt 
sind nicht in allen Punkten beweiskräftig. Sie 
berücksichtigen die durch die Friedensverträge 
bedingten territorialen Verschiebungen noch 
nicht. 

Eine kürzlich vom United States Shipping 
Board veröffentlichte Statistik schätzt die Vor- 
kriegsproduktion der Welt auf rund 1450 bis 
1500 Millionen Tonnen, wovon 950 Millionen 
durch die Vereinigten Staaten und Gross- 
britannien erzeugt wurden; die gegenwärtige 
Erzeugung wird auf nur mehr 1000 bis 1100 
Millionen Tonnen veranschlagt. Vor dem Kriege 
schätzte man die gesamte Kohlenausfuhr der 
Welt auf 160 Millionen Tonnen. 

Der jährliche Weltbedarf beträgt, nach der 
gleichen Quelle, zurzeit rund 180 Millionen 
Tonnen, wobei allerdings die Vereini Sr 


nicht inbegriffen sind. Die verfügbaren Kohlen- 
vorräte, ohne diejenigen in den Vereinigten 
Staaten, werden auf 97®°/, Millionen Tonnen 
veranschlagt. Es ergäbe sich somit ein Fehl- 
betrag von jährlich 82 Millionen Tonnen, der 
sich aber auf 62!/s Millionen verringern würde, 
wenn die Kohlenausfuhr aus den Vereinigten 
Staaten, die vor dem Kriege nur 19'/, Millionen 
Tonnen betrug, berücksichtigt wird. Seit der 
Aufmachung dieser Statistik verschlechterte 
sich die Lage. Die Ausfuhr aus England und 
Deutschland hat stark abgenommen. Die Ver- 
einigten Staaten wurden zum grossen Versorger 
des Weltmarktes. Wird ihr Ueberschuss das 
enorme Defizit ausgleichen? Nach menschlicher 
Voraussicht, unmöglich. 

Im Bewusstsein der Schwierigkeit des 
Problems, setzte die Friedenskonferenz eine 
interalliierte Kohlenkommission ein, die sofort 
die Notwendigkeit einer allgemeinen Rationierung 
des Kohlenverbrauchs klar erkannte, Aber 
diese Erkenntnis zeitigte bis jetzt noch keine 
praktischen Erfolge. Darum drängt sich die 
zwangsweise Rationierung auf. 

Die Kohlenproduktion der Welt, die im 
letzten Friedensjahr auf rund 1!/a Milliarden 
Tonnen geschätzt wurde, ging in den Jahren 
1914 und 1915 mässig zurück, stieg aber in 
der Folge allmählich wieder. Im Jahre 1918 
hatte sie das Friedensniveau wieder erreicht. 

England, Deutschland, Frankreich, Belgien, 
Oesterreich-Ungarn und Russland erzeugten 1913 
595 Millionen Tonnen; 1918 förderten dieselben 
Länder nur 430 Millionen und 1919 schätzungs- 
weise knapp 360 Millionen Tonnen zutage, also 
rund 60 pCt. der Vorkriegsausbeute. — Die 
allmähliche Wiedereinholung der Vorkriegs- 
produktion ist vor allem der grösseren Ausbeute 
in den Vereinigten Staaten zuzuschreiben. Auch 
in Japan, in den englischen Besitzungen, in 
Spanien, den Niederlanden usw. nahm die Kohlen- 
förderung zu, aber, vom Standpunkte des Welt- 
marktes aus, nur in unbedeutender Weise, 
zumal das geförderte Brennmaterial der meisten 
dieser Länder minderwertiger Qualität ist. 

Auf Grund einer kürzlich vorgenommenen 
Schätzung dürfte der gegenwärtige Ausfall der 
Kohlenausbeute, im Vergleich zu den Vorkriegs- 
ziffern, 25 pCt. in den Vereinigten Staaten, 
35 pCt. in Grossbritannien, 40 pCt. in Deutsch- 
land, mehr als 50 pCt. in Frankreich, 25 pCt. 
in der Tschecho-Slowakei und 5 pCt in Belgien 
betragen. Ueber die Förderung in andern 
Ländern ist eine Orientierung schwierig. 

Die jährlich zur Ausfuhr verfügbare Kohlen- 
menge auf dem Weltmarkte betrug vor dem 
Kriege 160 Millionen Tonnen. Hiervon lieferten 
Grossbritannien 74 Millionen, Deutschland 35 
Millionen, die Vereinigten Staaten 22 Millionen, 
| Belgien 6 Millionen, Japan 4 Millionen, Süd- 
_ "afrika wenig mehr als 2 Millionen und Kanada 
und Australien je rund 2 Millionen Tonnen. 

Zwei Mittel vor allem kommen für die 
Milderung der Brennmaterialkrisis in Betracht: 


der Produktion und Sparsamkeit im | 


und Heiz 
preis durch 
und mechanischer 
verbilligt werden. 

Zur Einschränkung des ® 
wurde schon manches unternomm 
überall hat man ein wenig rationie 
kontingentiert. Halbamtliche und amtlic 
Stellen sind in den meisten Produktions- und 
Verbrauchsländern errichtet worden; sie übar- 
nehmen die Verteilung und die Ordnung der 
Ein- und Ausfuhr, den Ankauf im Ausland und 
die gerechte Verteilung der verfügbaren 
Mengen im Innern. Aber die grösste und 
natürlichste Wirkung haben eben doch stets die 
Verkaufspreise, die höher stiegen als je vorans- 
zusehen war. 

Ueberall versuchte man die Abhängigkeit 
vom Auslande möglichst abzuschütteln. Man 
begünstigte die heimische Produktion von 
Brennmaterialien (Steinkohle, Anthrazit, Braun- 
kohle, Torf). Diese Mehrerzeugung dürfte 
mancherorts, angesichts der zu hohen Selbst- 
kosten und der mittelmässigen Qualität der 
Produkte, keine dauernde sein. Zur Schaffung 
motorischer Krafı, für die Beleuchtung und 
sogar für die Heizung, hat man die Kohle vor- 
teilhaft durch die Wasserkraft ersetzt. In 


dieser Hinsicht wurde während des Krieges 
in allen Ländern mit reichen Wacserkräfen. 
Bedeutendes geleistet. Umfangreiche Projekte 


zur Nutzbarmachung der Wasserkräfte wurden 
in Italien, in der Schweiz, in Spanien, Skandi- 


navien und Südfrankreich ausgearbeitet und 
zum Teil verwirklicht. 


Die Metalle in unserer Wirtschaft. 

Die Herstellung hochwertiger Fertigfabrikate 
für die Ausfuhr ist bekanntlich abhängig von 
dem Vorhandensein der nötigen Rohstoffe, Dabei 
spielen für die deutsche Veredelungsindustrie - 
die sogenannten Sparmetalle eine besondere 
Rolle. Hierunter versteht man vor allem Kupfer, 
Zink, Zinn, Aluminium, Nickel und Blei. Mit 
Ausnahme von Zink bezogen wir vor dem 
Kriega alle diese Stoffe überwiegend aus dem 
Auslande, und zwar hauptsächlich aus Am erika, 
teilweise auch aus Russland und Spanien, und 
bezüglich Aluminiums aus der Schweiz. Während a 
des Krieges war es daher notwendig, diesg 
Metalle der Beschlagnahme und der Zwangs- 
bewirtschaftung zu unterwerfen. Inzwischen 
sind die hierauf bszüglichen Verordnungen 
durchweg aufgehoben worden. Auch die Höchst- 
preise sind ausser Kraft gesetzt. Trotzdem haben 
die zuständigen Stellen unter Benutzung der 
mit der Metallbewirtschaftung im Kriege be- 
trauten Kriegsmetall-A.-G. die erforderlichen 
Massnahmen getroffen, um Erschütterungen des 
Marktes zu vermeiden und eine allgemeine 
Ueberleitung herbeizuführen. DieseBestrebungen 
sind vom besten Erfolg begleitet gewesen. Mög- 


”* mit den unbedingt er- 

n zu angemessenen Preisen 

u versorgen. Dabei standen in 

inie die Anfertigung von Bedarfssegen- 

den für die Eisenbahn und Post, für Hütten 

“ und Bergwerke, für das Ernährungsgewerbe 
sowie für diejenigen Betriebe, die in der Lage 
sind, hochwertige Ausfuhrerzeugnisse herzu- 
stellen. 

Die oberste Spitze für diese Verteilung 
bildete die Reichsstelle für Sparmetalle, 

die dem Reichswirtschaftsministerium untersteht, 
N Für die Bedarfsprüfung selbst war eine um- 
fassende Organisation tätig in Gestalt von 
etwa 70 Metallberatungs- und Verteilungs- 
‘ stellen als freie Organisation der Industrie 
und des Handwerks, Nach dem von den 
Stellen angemeldeten Bedarf überwies die Reichs- 
stelle monatlich ein bestimmtes Kontingent an 
die Verteilungsstellen, die ihrerseits die Weiter- 
verleilung an die Endverbraucher besorgten. 
Der Bedarf wurde von Fall zu Fall sorgfältig 
geprüft nach der volkswirtschaftlichen Wichtig- 
keit der Fabrikation und der besonderen Dring- 
lichkeit. Der Endverbraucher erhielt dann 
einen Schein, in dem Menge und Bestimmung 
‚des ihm zugebilligten Metalles genau be- 
zeichnet waren. Nach einer Nachprüfung 
durch die Metallscheinkontrolle wurde ihm von 
der Kriegsmetall-A.-G. aus deren Bestän- 
den unmittelbar sein Quantum zugewiesen, 
wenn er es nicht vorzog, auf Grund seines 
Scheiness seinen Bedarf durch Einfuhr 
aus dem Auslande zu decken. Dazu lag je- 
doch im allgemeinen keine Veranlassung vor, 
da die Kriegsmetall-A.-G. ihre Preise unter 
Weltmarktspreisen hielt, sie ihnen jedoch 
nach und nach immer mehr näherte, um jeden 
Preissprung nach erfolgtem Ausverkauf ihrer 
Lager zu verhindern. Bei Knpfer ist das z.B. 
vollständig gelungen, während bei Zink, wo wir 
selber im Inland grosse Mengen erzeugten, es 
nicht nötig war. Hier hat die Kriegsmetall- 
A.-G. dadurch sich einen Einfluss auf die Preise 
gesichert, dass sie mit ihren nicht unbedeutenden 
Vorräten in die Zinkhüttenvereinigung 
eingesprungen ist. Ende September hat die Ver- 
teilung durch Kontingentschein aufgehört. Die 
geringen noch vorhandenen Vorräte dienen in 
erster Linie dazu, die schon erteilten Kontingent- 
Scheine noch zu beliefern. 

Hand in Hand mit der Inlandversorgung 
mussten die Bestrebungen gehen, die knappen 
Bestände dem Inlande auch zu erhalten, 
d. h. dafür zu sorgen, dass keine Sparmetalle 
als Rohstoffe das Land verliessen. Hierbei hat 
der Dachverband B ausgezeichnete Dienste ge- 
leistet, der paritätisch aus Arbeitgebern 
und -nehmern aus den Gebieten des Bergbaues, 


Handels zusammengesstzt ist. 


ütten-, der Halbzeugfabrikation und der 
falbzeugverarbeitung sowie des einschlägigen 
Es verdient Be- 
achtung, dass alle massgebenden Beschlüsse 
dieses Verbandes, die sich auf die Metall- 
bewirtschaftung bezogen, einstimmig ge- 
fasst worden sind. Dieser Dachverband hat vom 
Reichskommissar für die Ein- und Ausfuhr 
die Gesamtbewilligung der Ein-und 
Ausfuhr für das Gebiet der S armetalle 
einschliesslich der Halbfabrikate erha ten sowie 
auch für die Schmuckwaren aus Silber. Als 
Aussenhandelssteile hat der Verband 4 Aussen- 
handelsnebenstellen gegründet: für Kupfer, 
Zink, Blei und Schmuckwaren. Im allgemeinen 
sind Ausfuhrbewilligungen für Rohmetalle von 
dem Dachverband lediglich für Zink zur 
Beschaffung von Auslandsguthaben gewährt 
worden. 

Durch die Massnahmen der amtlichen 
Stellen in Verbindung mit den Arbeiten des 
genannten Selbstverwaltungskörpers der betei- 
ligten Kreise ist es gelungen, auf dem Gebiete 
der Metallbewirtschaftung auch das sogenannte 
„Loch im Westen‘ praktisch weniger schädlich 
zu halten, als dies bei sonstigen Wirtschafts- 
zweigen der Fall war. Denn bei einer Anzahl 
von Metallen, bei denen die eigene Produktion 
den Bedarf nicht annähernd deckte, entsprachen 
die Inlandspreise den Preisen des Auslands, so 
dass die Verschiebung nach dem Ausland keinen 
Gewinn verspricht. Bei den übrigen versucht 
man durch geeignete Mittel ein ungesundes 
Abströmen zu verhindern. Was die inländische 
Metallgewinnung anlangt, so gestatten 
die gegenwärtigen Weltpreise auch weiterhin 
einen lohnenden Abbau der im Kriege in 
Deutschland ersohlossenen Vorkommen. Das 
gilt namentlich für Kupfer, aber auch für 
Aluminium, das nach neuen Verfahren in 
steigendem Masse aus deutschen Rohstoffen 
gewonnen werden soll. 


Die Notstandsversorgung mit Textilien. 

Nachdem die Hoffaung auf eine Verbilligung 
der Textilwaren durch eine verstärkte Einfuhr 
fehlgeschlagen ist, hat sich die Reichsregierung 
entschliessen müssen, besondere Notstandsmass- 
nahmen zur Versorgung der minderbemittelten 
Bevölkerung mit Kieidungsstücken zu treffen. 
Diese Notstandsversorgung muss sich darauf 
erstrecken, die noch vorhandenen Bestände zu 
erschwinglichenPreisen denjenigenBevölkerungs- 
kreisen zuzuführen, die sonst in schwere Not- 
lage kommen würden. Da die Bestände ver- 
hältnismässig nur gering sind, hält sich die 
Notstandsversorgung in engen Grenzen. Zu- 
gedacht war die Aufgabe zunächst der Reichs- 
bekleidungsstelle, die sich zur geschäftlichen 
Durchführung der Reichstextil-A.-G. bedient hat, 
und einem Kommissar des Reichswirtsebaft=—- 
ministeriums. Da aber die beiden Stellen auf- 
gelöst bz. liquidiert werden sollten, musste eine 
neue Organisation geschaffen werden. Zu diesem 


Zwecke wurde die Textil-Notstandsverso 
G. m. b. H. gegründet unter Beibehaltung de 
besonderen Kommissars des Reichswirtschafts- 
ministeriums, der schon mit der Reichsbe- 
kleidungsstelle tätig gewesen ist. Gesellschafter 
dieser Textil-Notstandsversorgung ist nur das 
Reich. Aus formellen Gründen ist zunächst die 
Reichsstelle für Textilwirtschaft als Gesellschaf- 
terin eingetreten. Die Gesellschaft arbeitet auf 
rein gemeinnütziger Grundlage, Geschäftsan- 
teile sollen mit 5 pCt. verzinst werden, während 
alles bei ihrer Auflösung etwa vorhandene Ver- 
mögen in die Reichskasse zurückfliessen soll. 
Sie erhält als Betriebskapital einen Reichskredit 
von zunächst 500 Millionen, vom 1. Januar 1920 
ab nur noch 250 Millionen Mark. Dem Kommissar 
ist ein Beirat beigegeben, der zu allen wichtigen 
Entscheidungen zu hören ist, und in dem Ver- 
treter der beteiligten Behörden, der Länder, 
derKommunalverbände, derIndustrie, des Handels 
und der Arbeiterschaft angemessen vertretensind. 
Die ganze Notstandsaktion ist zunächst nur für 
den kommenden Winter geplant, und der Ge- 
sellschaftsvertrag enthält in dieser Richtung 
besondere Bestimmungen. Zur Verwendung als 
Notstandswaren sollen in erster Linie die noch 
bei der Heeresverwaltung und bei der Reichs- 
textil-A.-G. vorhandenen Bestände gelangen. 
Daneben ist die Gesellschaft ermächtigt, auch 
Neuanschaffungen im In- und Auslandezu machen. 
Dies wird, soweit das Ausland in Frage kommt, 
im Hinblick auf die bohen Weltmarktpreise und 
den schlechten Stand der deut»-chen Valuta, im 
Irland aber wegen des Mangels an Waren und 
der ebenfalls infolge der hohen Erzeugungskosten 
stark steigenden Preise nur in geringem Um- 
fange möglich sein, so dass die Befürchtungen 
von Handel und Industrie, dass ihnen in der 
Notstandsversorgung eine unangenehme Kon- 
kurrenz entstehen wird, unbegründet erscheinen. 
Unmittelbare Zuschüsse aus Reichsmitteln zur 
Verbilligung der Notstandswaren sind im Hin- 
blick auf die finanzielle Lage des Reichs nicht 
in Aussicht genommen. Dadurch, dass die Not- 
standsversorgung gewisse Bevorzugungen hin- 
sichtlich der Preisfestsetzung bei der Uebernahme 
der Waren geniesst, und die Waren, soweit an- 
gängig, ohne verteuernde Zwischenglieder an die 
Verbraucher gelangen, besteht die Möglichkeit, 
sie zu erschwinglichen Preisen zu liefern. — Die 
Verteilung der Ware erfolgt in der Hauptsache 
auf zwei verschiedenen Wegen. Einmal durch 
Vermittlung der Reichskleiderläger, die Organi- 
sationen des Kleinhandels auf genossenschaft- 
licher Grundlage sind, an den Textil-Einzelhandel, 
dann, soweit volkswirtschaftlich besonders wich- 
tige Betriebe in Frage kommen, unmittelbar an 
diese Betriebe. Eine Mitwirkung und Kontrolle 
durch die Kommunalverbände ist in grossem 
Umfange unbedingt erforderlich und vorgesehen 
‘ dergestalt, dass die Kleinhändler Ware nur auf 


"m _ Grund eines vom Kommunalverband ausgestellten 


Berechtigungsscheines abgeben dürfen, und dass 
den Kommunalverbänden über jede Zuteilung 
von Waren an die Kleinhändler ihres Bezirks 
Be ng zugeht. Sie sind so in der Lage, zu 


Der 
abgegrenzt 
ohne Rücksicht 
nur aus Arbeiterkreise 
auch Beamte, Privatangesteli 
Personen des Mittelstandes untes 
Berücksichtigung der Kriegsbsschädigte 
hinterbliebenen und kinderreichen Familien 
sorgt werden sollen. Bei den engen Grenzen, 
die der ganzen Notstandsversorgung gezogen 
sind, kann naturgemäss nicht jeder, der an sich 
im vorgedachten Sinne als wirtschaftlich schwach 
angesehen werden muss, bedacht werden. Es 
ist nur möglich, die schlimmsten Notstände zu 
verübten. Im allgemeinen will die Notstands- 
versorgung nur Stoffe liefern und auf eigene 
Anfertigung von Kleidungsstücken verzichten. 
Nur soweit solche noch vorhanden sind, sollen 
sie ausgegeben werden. 

Das Kabinett hat sich vorbehalten, dass 
diese ganze Aktion zunächst nur bis zum 1. April 
nächsten Jahres gelten soll. Erst wenn sich 
herausstellt, dass dieses Vorgehen noch weiter 
notwendig ist, soll ein neuer Beschluss des 
Kabinetts herbeigeführt werden. 

Die Schwierigkeiten in der Durchführung 
liegen in der Natur der Sache, in der Natur 
der zu erfassenden Ware usw. Es treten aber 
auch erhebliche äussere Schwierigkeiten _auf. 2 
So begegnet die Notstandsversorgung natur 
gemäss gewissen Widerständen aus den Kreisen 
des Handels. Oben wurdeschon erwähnt, dass die 
Aktion im Rahmen der Gesamtwirtschaft vor sich 
gehen soll, dass der Handel dadurch nicht aus- 
geschaltet wird. Aber auch von seiten der 
Industrie ist ein gewisser Widerstand zu über- 
winden. Es steht jedoch zu hoffen, dass auch 
die Interessenten, deren Besorgnisse unbegründet 
sind, die Notlage weiter Bevölkerungskreise 
anerkennen und den Massnahmen der Regierung 
dasjenige Verständnis entgegenbringen werden, 
das die Sache erfordert. 


Zur Lage der Lederindustrie 
veröffentlicht die ‚Sächsische Industrie‘‘ nach- 
stehende interessante Ausführungen: 

„Man kann wohl sagen, dass die Lohn- 
und Preisverhältnisse in der gesamten Leder- 
industrie ganz ungeheuerliche geworden sind. 
Wer noch für 200 Mark eine einfache Leder- 
koffertasche erstehen kann, der soll sich glücklich 
schätzen, denn bei den heutigen Lederpreisen 
und den seit dem 1. Oktober d. J. durch Reichs- 
tarif bestimmten Lohnsätzen ist die Herstellung 
einer ganz einfachen Ledertasche zu diesem 
Preis ganz unmöglich! Nicht nur der Konsument, 
sondern die gesamte Lederindustrie hat hier- 
unter zu leiden. Und besonders schwer wird 
die letztere betroffen im Augenblick, da sie 
sich erst von ihrer, während des Krieges 
geleisteten Heereslieferung auf die Friedens- 
produktion wieder umstellen musste und sie 
nun heute für ihre teueren Waren nur wenig 
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endeZahlen: 
fund kostete auf 
on ca. 1100 M. Im 
hatte die gleiche Haut ca. 
im zweiten Kriegsjahr ca. 100 M. 
Welche Gerbereien sind mit ihren 
itteln in der Lage, bei diesen Preisen ihre 
Produktion in dem alten Umfang aufrecht zu 
erhalten. Dazu müssten sie ein verzehnfachtes 
Betriebskapital zur Verfügung haben; aber wenn 
sie auch das hätten, wer wagte, sich bei einer 
durchschnittlichen Gerbdauer von 8 bis 10 
Monaten auf derartig ungeheuer teuere Rohware 
festzulegen! So hört man auch schon, dass 
Gerbereibetriebe sich entschliessen müssen, um 
nicht ein allzu grosses Risiko zu übernehmen, 


ihre Betriebe noch weiter einzuschränken und 


evtl. still zu legen. Neue Arbeiterentlassungen, 
weitere Arbeitslosigkeit! Die Lederindustrie 
muss es mit schärfstem Protest zurückweisen, 
wenn sie für diese Verhältnisse, für diese Er- 
höhung der Preise sämtlicher Lederwaren ver- 
antwortlich gemacht werden soll. Nicht darf 
man ihr den Vorwurf machen, dass sie die 
Aufhebung der Zwangswirtschaft gefordert habe 
und dass dadurch die Verteuerung eingetreten 
sei. Die "Zwangswirtschaft von Häuten und 
Ledör liess sich gar nicht mehr aufrecht erhalten, 


“nachdem die Regierung keine Macht mehr hatte, 


ihre Verordnungen durchzusetzen. Der Schleich- 
handel im inneren Lande hatte einen derartigen 
Umfang angenommen, dass verordnungstreue 


‚Firmen keine Waren mehr erhalten konnten. 


Das offene Loch im Westen musste jede plan- 
volle Bewirtschaftung über den Haufen werfen 
und hat es getan. Der ausserordentlich niedrige 
Stand unserer Valuta bedingt ein immer stärkeres 
Abfliessen der guten deutschen Rohware ins 
Ausland zum Schaden der eigenen Industrie, und 
dadurch mussten sich die Preise auf die heutige 
ungeheuere Höhe erheben. Die Zwangsbowirt- 
schaftung ist illusorisch geworden. Es ist wie 
ein Strom, dessen Ufer zu enge sind, und der 
nun alles mit sich reissend über die Ufer tritt 
und sich seinen Ausweg sucht. Eine Besserung 
ist nur zu erwarten, wenn os gelingt, die Grenzen 
im Westen zu schliessen und für Häute-Produkta 
wie auch für Fertigfabrikate Richtpreise zu geben, 

Hat hierzu die Regierung nicht die Kraft, 
so kann es nichts anderes geben als den völligen 
Zusammenbruch unserer Lederbewirtschaftung.‘‘ 


Messeeinigung in Schweden, Zersplitterung 


in Deutschland. 


Von derständigen Ausstellungskommission 
für die Deutsche Industrie wird uns geschrieben: 


Aehnlich wie Deutschland hat auch Schweden 
unter einer weitgehenden Messezersplitterung zu 
leiden. Neben der schwedischen Messe in 
Gotenburg besteht seit einigen Jahren eine 


5 südschwedische Messe in Malmö, da- 
ist für das nächste Jahr eine nord- 
schwedische Messe in Sundsvall in Vorbereitung. 
Diese Zersplitterung hat erklärlicherweise dazu 
geführt, dass aus der Industrie heraus Be- 
strebungen zu einer Vereinheitlichung der 
schwedischen Messen erwachsen sind. Seit dem 
April sind diese Erörterungen dauernd fort- 
gesetzt worden und kürzlich in ein entscheidendes 
Stadium getreten. Ein auf dem Malmöer 
Handelskammertag im September ernannter 
Sachverständigenausschuss hat nach näherer 
Prüfung der Angelegenheit sich grundsätzlich 
für eine Beseitigung der bestehenden Konkurrenz 
und für die Schaffung einer einheitlichen natio- 
nalen Jahresmesse mit dem Sitz in Gotenburg 
ausgesprochen. Die Neuorganisation soll aller- 
dings nach dem Vorschlag des Ausschusses erst 
1921 in Kraft treten, da die Vorbereitungen 
für die drei Messen, des Jahres 1920 bereits zu 
weit vorgeschritten sind. Der Ausschuss will 
sich indessen bemühen, zwischen den drei Messe- 
leitungen einen Ausgleich zustande zu bringen, 
der eine zeitliche Kollision der drei Veran- 
staltungen vermeiden soll. 

Die Schlussfolgerungen, die sich aus diesem 
Vorgehen Schwedens auch für Dautschland er- 
geben, liegen auf der Hand. Während ein 
Land mit bestehender Volkswirtschaft wie 
Schweden auch auf dem Gebiete des Messe- 
wesens seine ganzen Kräfte zusammenfasst, wird 
in Deutschland von einer Stadt nach der anderen 
für sich eine Messe in Anspruch genommen. 
Lediglich Magdeburg hat in Würdigung der 
von der ständigen Ausstellungskommission für 
die Deutsche Industrie gemachten dringenden 
Vorstellungen bisher auf den Messeplan ver- 
zichtet, dagegen halten Frankfurt a. M., Köln, 
Breslau unentwegt an der Absicht fest, neben 
Leipzig je zwei Allgemeinmessen im nächsten 
Jahre durchzuführen. Dazu kommen die Dan- 
ziger Messe und der neuerdings von Hamburg 
betriebene Plan einer Uebersee-Messe. Die 
Mahnungen der ständigen Ausstellungskom- 
mission, Frankfurt und Köln sollten sich zu- 
nächst wenigstens dahin verständigen, dass jede 
der beiden Städte im kommenden Jahr ihre 
Messe nur einmal durchführt, die Industrie also 
nicht zur Beschickung von allein vier westdeut- 
schen Messen genötigtwird, hatleider bisherdenge- 
wünschten Erfolg noch niehtgehabt. Um so dring- 
licher wird die Frage der Allgemeinregelung des 
deutschen Messewesens unter dem leitenden 
Gesichtspunkte, dass über kommunale Interessen 
hinaus, die Bedürfnisse der deutschen Industrie 
als des eigentlichen Trägers jeder Messe zur 
Geltung gelangen müssen. Der Gesamtvorstand 
der Ständigen Ausstellungskommission für die 
Deutsche Industrie wird sich in Kürze mit der 
Frage zu befassen haben, ob noch weitere Er- 
hebungen — gegebenenfalls auch die Ein- 
berufung einer Reichsmessekonferenz durch die- 
Ständige Ausstellungskommission — notwendig 
erscheinen oder ob die Industrie, wenn die Ver- 
ständigungsversuche versagen, zu Abwehrme 
nahmen übergshen soll, 


Die steuerliche Bewertung der Grun 


R. Kuczynski schreibt in Heft 1 einer ne 
Zeitschrift „Unsere Finauzen“, die von ihm in zwang- 
loser Folge herausgegeben und verfasst wird (Verlag 
Gesellschaft und Erziehung G. m. b. H., Berlin.): 


Ist agrarisch wieder Trumpf? 
Mehr denn je! 


Unter den vielen Liebesgaben, die den 
Agrariern vor der Revolution immer wieder 
auf Kosten der Allgemeinheit beschert wurden, 
war eine der kostbarsten die Besteuerung ihrer 
Güter nach dem Ertragswert. Während alle 
andern Grundstücke nach dem „gemeinen Wert‘‘, 
d. h. dem normalen Verkaufswert versteuert 
werden mussten, wurden die landwirtschaft- 
lichen Grundstücke nach dem 25 fachen ihres, 
meist unterschätzten ‚„Reinerirags‘' bewertet. 
Die früheren Machthaber waren grossenteils 
an dieser Liebesgabs persönlich interessiert. 
Mit ihrem Sturze schien der stärkste Wider- 
stand gegen eine gerechte Besteuerung des land- 
wirtschaftlichen Bodens beseitigt. Tatsächlich 
sahen denn auch alle Gesetzentwürfe nach der 
Revolution ursprünglich die Besteuerung 
sämtlicher Grundstücke nach dem vollen 
gemeinen Wert vor. Aber nur allzubald be- 
kamen die Agrarier wieder Oberwasser. Um 
zu ermessen, was sie schon heute erreicht haben, 
genügt es, sich folgende Tatsachen zu vergegen- 
wärtigen: 

1. Der ursprüngliche Entwurf der 
Reichsabgabenordnung, die die Grundlage 
unsrer ganzen Steuergesetzgebung bilden soll, 
forderte die Besteuerung der landwirtschaftlichen 
Grundstücke nach dem vollen gemeinen Wert. 

2. Der Entwurf eines Erbsohaftssteuer- 
gesetzes vom 16. Juni 1919 und der Entwurf 
eines Gesetzes über das Reichsnotopfer vom 
26. Juli 1919 schreiben auch die Besteuerung 
der landwirtschaftlichen Grundstücke nach dem 
gemeinen Wert vor. Die Begründung zum 
Erbsohaftssteuergesetz erklärt: 

„Die Begünstigung, die in der Berechnung nach dem 


Ertragswert liegt, wird unter den heutigen Verhältnissen 
nicht mehr aufrechterhalten werden können.* 

Die Begründung zum Reichsnotopfergesetz 
sagt: 

„Ganz abgesehen davon, dass die Feststellung des 
Ertragswertes, die auf Grund des dauernden Reinertrages 
eines landwirtschaftlicben Besitzes bei ordnungsmässiger 
Bewirtschaftung. erfolgt, in der Praxis zu ganz unbaltbaren 
Schätzungen führt, lag in dieser Ertragsbewertung eine auf 
die Dauer unzulässige Bevorzugung des landwirtschaftlichen 
Grundbesitzes gegenüber allen sonstigen Vermözensteilen.* 

Nachträglich wurde aber in beide 
Gesetzentwürfe der Satz eingeflickt: 

„Bei Grundstücken, die dauernd land- oder forstwirt- 
schaftlichen (oder gärtnerischen) Zwecken zu dienen bestimmt 
sind, einschliesslich ihres Zubehörs, ermässigt sich der Wert- 
ansatz um ein Viertel.“ 

Die Begründungen enthalten nur lahme 
Entschuldigungen für diese „unzulässige Bevor- 
zugung des landwirtschafilichen Grundbesitzes 


"gegenüber allen sonstigen Vermögensteilen‘, 


die, nach dan Berechnungen des Reichsfinanz- 
ministeriums, den Gesamtertrag der beiden 
um volle 5 pCt. vermindert. Immer- 


abgaben 
besagt in $S 152 
„Bei der Bewertung 
Wert zugrunde zu legen. 
Soweit es sich um Steuern vo 
lich der Erbschaftssteuer) handelt und dı 
gesetze nichts anderes vorschreiben, ist bei de 
von Grundstücken, die dauernd der Land- oder For:twir® 
der Viehzucht, dem Wein-, Obst- oder Gartenbau zu dienen b 
stimmt sind, das fünfundzwanzigfache des Reinertrags 
vicht zu überschreiten, den ein ordentli:her Unternehmer 
von den Grundstücken nach ihrer wirtschaftlichen Bestim- 
mung bei gemeinüblicher Bewirtschaftung und unter gewöhn- 
lichen Verhältnissen im Durchschnitte nachhaltig erzielen kann.* 
Nachdem also das Reichsfinanzministerium 
noch unter dem 26. Juli verkündet hatte, ‚‚dass 
die Feststellung des Ertragswertes, die auf Grund 
des dauernden Reinertrages eines landwirtschaft- 
lichen Besitzes bei ordnungsmässiger Bewirt- 
schaftung erfolgt, in der Praxis zu ganz unhalt- 
baren Schätzungen führt“ und die bisherige 
Bewertung nach dem fünfundzwanzigfachen des 
Reinertrags ‚‚eine unzulässige Bevorzugung des 
landwirtschaftlichen Grundbesitzes gegenüber 
allen sonstigen Vermögensteilen‘‘ bedeute, wird 
in dem endgültigen Entwurf der Reichsabgaben- 
ordnung vom 6. August in schroffstem Gegen- 
satz zu dem ursprünglichen Entwurf der 
Reichsabgabenordnung vorgeschrieben, dass 
die Besteuerung höchstens nach dem fünf- 
undzwanzigfachen des Reinertrags erfolgen 
eineBevorzugung des landwirtschaftlichen Grund- 
besitzes, wie sie vor der Revolution in keinem 
einzigen Gesetz anzutreffen war. 


4. Inzwischen hatten die Ausschussberatun- 
gen über den Erbschaftssteuergesetzentwurf be- 
gonnen, der, wie gezeigt, immerhin noch eine 
Besteuerung der landwirtschaftlichen Grund- 
stücke nach °/, des gemeinen Wertes vorsah 
und die Heranziehung zum Ertragswert grund- 
sätzlich verwarf. Indes was sind Grundsätze? 
Am 20. August wurde das Erbschaftssteuergesetz 
mit folgenden Bestimmungen über die Bewer- 
tung von Grundstücken in zweiter und dritter 
Lesung angenommen: 

„Der Wertfeststellung ist der gemeine Wert (Verkaufs- 
wert) zugrunde zu legen. 

Bei Grundstücken, die dauernd land- oder forstwirt- 
schaftlichen oder gärtnerischen Zwecken, sowie bei behauten 
Grundstücken, die Wohnzwecken oder gewerblichen Zwecken 
zu dienen bestimmt sind, und bei denen die Bebauung und 
Benutzung der ortsüblichen Bebauung und Benutzung ent- a 
spricht, wird der Ertragswert zugrunde gelegt. 

Als Ertragswert gilt bei land- oder forstwirtschaftlichen 
oder gärtnerischen Grundstücken das fünfundzwanzigfache des 
Reinertrags, den sie nach ihrer wirtschaftlichen Bestimmung 
bei ordnungsmässiger Bewirtschaftung mit entlohnten fremden 
Arbeitskräften nachhalıig gewähren können. 

Die der Land- und Forstwirtschaft oder der Gärtnerei 
dienenden Gebäude und Betriebsmittel werden nicht besonders 
veranlagt, sondern sind in der Veranlagung des Ertragswerts 
einbegriffen. 

Bei bebauten Grundstücken, die Wohnzwecken oder 
gewerblichen Zwecken zu dienen bestimmt sind, gilt als 
Ertragswert das fünfundzwanzigfache des Miet- oder Pacht- 
ertrags, der in den letzten drei Jahren im Durchschnitt er- 
zielt worden ist oder im Falle der Vermietung oder 


von den 
remde Arbeits- 


erSteuerpflichtige 
t des Ertragswerts der 
er Veranlagung zugrunde 
» Dieses Recht erlischt, wenn es nicht 
is zum Ablauf der mit der Z ıstellung des Steuer- 
3 eröffneten Rechtsmittelfrist geltend gemacht wird.“ 


Das Organ des ‚Deutschen Bauernbundes“ 
bemerkt dazu (Nr. 32 vom 15. August): Ä‚‚Die 
Regierungsvorlage hatte noch die Bestimmung 
der Wertbemessung nach dem gemeinen Wert 
enthalten. Diese Bestimmung durch den Ertrags- 
wert zu ersetzen, war die wichtigste Auf- 
gabe, die den parlamentarischen Vertretern 
der Landwirtschaft?) neben der Siedelungsvor- 
lage während der jetzigen Tagung der National- 
versammlung gestellt war.“ Und die Lösung 
dieser „Aufgabe‘‘ feiert es als eine „wahrhaft 
staatsmännische Tat‘. Ich glaube mich denn 
auch meinerseits keiner Uebertreibung schuldig 
zu machen, wenn ich diesen Beschluss der 
Nationalversammlung, dem sich nur die beiden 
sozialdemokratischen Parteien widersetzt haben, 
für überaus bedeutungsvoll halte. 

Die Tragikomödie, die sich hier auf Kosten 
der Allgemeinheit abspielt, ist noch nicht be- 
endet. Der Gesetzentwurf für das Reichsnot- 


opfe ördert die Besteuerung nach °/, des ge- 
einen Wertes, Wer aber den agrarischen 
Einfluss in der bei uns alleinherrschenden Partei 


kennt, kann unschwer das Schicksal dieser Be- 
stimmung voraussagen.?) 


Wenn einmal die innerpolitische Geschichte 
‘der deutschen Republik geschrieben wird, wird 
in dem ersten Abschnitt ‚Unter der Herrschaft 
des Zentrums“ das Kapitel ‚Der Sieg der 
Agrarier in der Steuerpolitik‘‘ besonders inter- 
essant sein. Ich sage absichtlich nicht ‚‚be- 
sonders lehrreich‘. Denn ein Volk, das immer 
„wieder auf denselben Leim kriecht, ist politisch 
unbelehrbar. 


a 


>> 


2) Durch die Gleichstellung der „bebauten Grundstücke, 
die Wohnzwecken oder gewerblichen Zwecken zu dienen 
bestimmt sind‘, mit den landwirtschaftlichen Grundstücken 
wird die Sache nicht besser, sondern schlechter. Denn den 
Vorteil davon haben im wesentlichen nur die Villenbesitzer, 
da in den Städten fast nur sie bei der Besteurung nach dem 
Ertragswert besser fortkommen als bei der Besteuerung nach 

m dem gemeinen Wert. 

Wird nach dem Ertragswert veranlagter Grundbesitz 
innerhalb zehn Jahren nach dem für die Berechnung der 
Steuer massgebenden Zeitpunkt zu einem Preise veräussert, 
der um ein Viertel höher ist als der veranlagte Wert, so hat 
eine Neuveranlagung zu erfolgen. Der Neuveranlagung ist 
als Wert des Grundstücks der Verkaufspreis abzüglich der 
nach dem Erwerbe gemachten besonderen Aufwendungen 
zugrunde zu legen, jedoch nicht über den gemeinen Wert 
zur Z-° des Erwerbes hinaus. 

2) Die Verfassung kennt übrigens solche Vertreter nicht. 
Sie sagt vielmehr — recht naiv: „Die Abgeordneten sind 
Vertreter des ganzen Volkes.“ 

8) Optimisten möchte ich auf folgende Ausführungen 
in der „Kölnischen Volkszeitung‘ Nr. 653 vom 21. August 
verweisen: „Nachdem nunmehr heim Erbschaftssteuergesetz 
der Ertragswert bei dauernd land- und forstwirtschaftlich be- 


Aus dem bolschewistischen Russland. 


Sofort nach Ausbruch des Krieges begann 
in Russland die Entrechtung der Deutschen, 
die dann im Verlauf des Krieges immer weitere 
Fortschritte machte. Die Rechtsberaubung 
lässt sich in drei Gruppen einteilen, sie ist 
1. persönlicher, 2. vermögensrechtlicher und 
3. prozessualer Art. 


Was die persönliche Entrechtung anbetrifft, 
so bestand dieselbe darin, dass die Deutschen 
keine leitenden Stellungen einnehmen durften, 
dass sie ausgewiesen und verhaftet wurden. 
Auch der Gebrauch der deutschen Sprache im 
öffentlichen Verkehr, in Läden usw. wurde 
verboten. Der Raub der Eigentumsrechte 
geschah durch folgende Massnahmen: die den 
„feindlichen Ausländern‘‘ gehörenden Handels- 
und Fabrikunternehmen wurden liquidiert, die 
ihnengehörendenAktienmussten verkauft werden, 
der Grundbesitz wurde ihnen untersagt, das 
Zahlungsverbot an die „feindlichen Ausländer“ 
wurde mit Schärfe durchgeführt, sodann ver- 
loren die Deutschen das Recht auf die von 
ihnen angemeldeten Patente. Es wurde auch 
gegen die deutschen Firmen ein Handels- und 
Vertragsverbot erlassen. Einschränkungen 
prozessualer Art bezogen sich auf Verlust des 
Rechtsschutzes vor den Gerichten, auch in den 
Nachlasssachen konnten die Deutschen weder 
persönlich ihre Rechte vertreten, noch durch 
andere sich vertreten lassen. Das sind die haupt- 
sächlichsten Massnahmen gegen deutschen Ein- 
fluss während des Krieges. 


Sobald die Räteregierung ans Ruder kam, 
erklärte sie alle früheren Gesetze für ungültig 
und ersetzte sie durch neue Dekrete. Diese 
gehen von den verschiedensten Stellen aus. Da 
die Verfasser oft jeglicher Bildung entbehren, 
so sind diese Erlasse unlogisch, unklar und 
widersprechen oft einander. Das erste Ziel, 
das sich die Räteregierung steckte, war, so 
bald wie möglich alles zu nationalisieren. Alles 
wird als nationales Eigentum erklärt, erst die 
Banken, dann Handel und Gewerbe, Immobilien, 
Wohnungseinrichtungen, Bibliotheken, öffent- 
liche und private Kunstsammlungen usw. 


Ein weiterer Schritt, den Lenin und der 
Justizkommissar Stutschka, beide ehemals dem 


nutzten Grundstücken die Grundlage der Besteuerung bildet, 
dürfte e3 selbstverständlich bei den übrigen Steuergesetzent- 
würfen genau geradeso werden. Hier haben unsere 
Zentrumsabgeordneten wieder einmal gezeigt, wie sie 
praktisch für die Landwirtschaft arbeiten.“ („Zentrums‘ 
und „praktisch“ im Original ge-perrt.) Aber auch rechts und 
links vom Zentrum denkt man ebenso. Am 13. August er- 
klärte der volksparteiliche Abgeordnete Dr. Becker 
in der Naticnalrersammlung, über die Bewertung des land- 
wirtschaftlichen Besitzes werde ,‚kein Streit mehr sein, nach- 
dem die Frage im Erbschaftssteuergesetz gelöst ist“. Und 
am gleichen Tage sagte der demokratische Abgeord- 
nete Henrich: „Nachdem wir bei der Erbse 
davon abgesehen haben, den landwirtschaftlich 
Boden nach dem gemeinen Wert zu besteuern, vie 
Ertragswert an die Stelle gesetzt haben, ist es ei 
verständliche Folge, dass wir es auch bei dem Ras 
tun müssen.“ 


TV 


- Klienten empfangen dürfen. 


Rechtsanwaltsstande angehörend, unternahm 


war der, alle früheren Gerichte aufzulösen und 


statt ihrer neue einzusetzen. In diesen neuen 
Gerichten fungieren als Richter Leute, von 
denen nur gesunder Menschenverstand, Lesen- 
können und Namenunterzeichnen verlangt wird. 
Die übrigen Kenntnisse ersetzt das revolutionäre 
Gewissen. 


Den Anwaltsstand haben die Bolschewisten 
auch abgeschafft und die Anwälte durch Rechts- 
verteidiger ersetzt, die fest angestellte Beamte 
des Staates sind und kein Honorar von den 
Der Bildungs- 
zensus für die Reohtsverteidiger ist der nämliche 
wie der für Richter, s 


Natürlich hat sich der Charakter der 
Klagesachen und ihre Beurteilung vollständig 
geändert. Erkennen doch die Bolschewisten 
keine Schuldforderungen mehr an und erklären 
alle Schulddokumente für nichtig. 


Es gibt nur noch Klagen der Arbeitnehmer 
gegen die Arbeitgeber, wobei der Ausgang des 
Prozesses schon von Anfang an klar ist, da die 
Göttin der Gerechtigkeit die Binde von ihren 
Augen gestreifthat und sieht, dasssieauf dereinen 
Seite einen Proletarier, auf der anderen einen 
Bourgeois vor sich hat. 


Den Hauseigentümern, denen die Häuser 
noch nicht nationalisiert sind und gegen welche 
Mieter klagen, geht es ebenso. Sie wissen 
auch, dass sie einen günstigen Ausgang der 
Klage nicht zu erwarten haben. Bei Schaden- 
ersatzklagen entscheidet meist die Kleidung. 
Wer ärmer gekleidet ist, bekommt recht. 


Beweismaterial ist meist unnütz, da es nach 
der Meinung der Richter die Verhandlung nur 
komplizierter macht. Das Erbschaftsrecht ist 
auch abgeschafft; der alleinige Erbe ist der 
Staat, der von sich aus, falls nötig, den mittel- 
losen Hinterbliebenen eine Unterstützung ge- 
währen kann. 


Alle diese Verfügungen und Zustände bleiben 
natürlich nurbestehen, solange die Bolschewisten 
Herren sind. Wo sie vertrieben sind, werden 
sofort die alten Gesetze und dis alte Gerichts- 
barkeit eingeführt. 


Im Baltikum und in den übrigen Rand- 
staaten sind auch die früheren Gesetze wieder 
geltend. Dessen ungeachtet würden sich An- 
sprüche von Deutschen dort nicht geltend machen 
lassen, da die Stimmung in diesen Staaten noch 
zu chauvinistisch ist und ausserdem dort noch 
immer wohl zu der Ausflucht gegriffen werden 
wird, dass ja noch kein rechter Vertrag zwischen 
dem betreffenden Lande und Deutschland bestehe. 
Erst wenn das gesundete Russland einen Vertrag 
mit Deutschland abgeschlossen hat und darin 
die gegenseitigen Privatansprüche besprochen 
sind, kann man hoffen, dass auch die übrigen 
sten Russlands über diesen Punkt einig 
Rechtsanwalt Böhme (Petersburg). 


Weiterführ 
Deutschland, wei 
verstandene Interesse 
geschädigt werden müsste. 
„Times‘‘ in einem längeren 
folgenden Ergebnissen: 


Kaufen wir auch weiterhin keine deutso 

Waren, so wird das folgende üble Folgen haben: 

1, Deutschland wird zum Bankerott und 
zum Bolschewismus getrieben. 


und uns selbst um die Früchte unseres 


2. Wir bringen Frankreich, Belgien usw. 


Sieges, insoweit sie in Kriegsentschädi- 
gung bestehen. 
3. Frankreich wird gehindert, uns die 
gewaltige Kriegsschuld zurückzuzahlen. 
4. Der Verbrauch von Rohstoffen des 
britischen Reiches geht zurück un 
damit auch ihre Erzeugung. 


5. Die Deutschland benachbarten neutralen 
Staaten kommen in die Lage, uns im 
auswärtigen Handel zu verdrängen, 
während wir mit der Versorgung des 
heimischen Marktes und mit Arbeiter- 
schwierigkeiten beschäftigt sind. 


6. Die grossen Gewinne aus Schiffahrt, 
Versicherung und Zwischenhandel, Wi 
wir früher im Handelsverkehr mit 


Deutschland hatten, gehen uns verloren. 


7. Der Gesamtreichtum der Welt vermin- 
dert sich und damit notwendigerweise 
der Reichtum Grossbritanniens. 


8. Der heimische Lebensunterhalt wird 
sich in unerhörter Weise verteuern. . 

9. Schliesslich wird unsere Wettbewerbs- 
fähigkeit gegenüber den Vereinigten 
Staaten auf dem Weltmarkt ernstlich 
gefährdet. 


Macht Deutschland durch unsere Schuld 
bankerott, so müssen zunächst die französischen 
Finanzen in eine sehr kritische Lage kommen. 
Frankreichs Zahlungsfähigkeit ist abhängig 
von derjenigen Deutschlands. Wie sollte Frank- 
reich ohne deutsche Kriegsentschädigung in der 
Lage sein, England die gewaltige. Kriegsschuld 
zurückzuzahlen, die wir wiederum brauchen, 
um unsere Schulden gegenüber den Vereinigten 
Staaten zu begleichen? Es ist nicht zuviel 
gesagt, dass Handel und Industrie Deutschlands 
in gutem Gange gehalten werden müssen, um 
den Ruin Europas zu verhüten. 


Die meisten englischen Industrien sind 
jetzt in so hohem Grade für den heimischen 
Markt beschäftigt, dass sie die ausländischen 
Märkte vernachlässigen müssen. Unmöglich 
können sie gleichzeitig der heimischen und der 
ausländischen Nachfrage genügen. Es bedeutet 
aber eine Politik des kommerziellen Selbst- 


won 


es, dass es 
ene Bedürfnisse 
ischen Artikel nach 
ortiert, sei es, dass es die 
n auf eigene Rechnung wieder 
‚ So wird es ohne Schwierigkeit dann, 
n der Warenhunger der Welt wieder abnimmt, 
die gewachsene deutsche Einfuhr durch Ein- 
fuhrbeschränkungen aller Art im Zaume halten 
können, 


} 


Bücherschau. 


Leo Sympher, Die zukünftige Entwicklung 
der deutschen Wasserwirtschaft. Carl Hey- 
manns Verlang, Berlin 1918. 2,50 M. — Wäh- 
rend des Krieges haben unsere Binnenwasser- 
strassen den an sie gestellten Anforderungen 


der Landesverteidigung und des allgemeinen 


Verkehrs nicht in vollem Umfang entsprochen. 


Zu spät erkannte man, dass manche Woasser- - 


wege schon vor Jahren hätten ausgebaut, andere 
neu angelegt werden müssen. Diess Mass- 
nahmen waren gewöhnlich unterblieben, weil 
die erheblichen Änlagekosten von den betei- 


lig ölksvertretungen nicht bewilligt wurden. 
ine solche kurzsichtige Verkehrspolitik wird 
künftig unmöglich sein, denn die dem all- 


gemeinen Verkehr dienenden Binuenwasser- 
strassen Sowie gewisse Seewasserstrassen sind 
in die Verwaltung des Reiches übergegangen, 
sie werden also von ihm unterhalten und aus- 
‚gebaut. Welche gewaltigen Aufgaben der deut- 
schen Wasserwirtschaft harren, schildert der 
Oberbau- und Ministerialdirektor Dr.-Ing. Leo 
Sympher in seinem in der Deutschen Weltwirt- 
schaftlichen Gesellschaft gehaltenen Vortrags 
über die zukünftige Entwicklung der deutschen 
Wasserwirtschaft. In erster Linie wird der 
Ausbau der Scohiffahrtswege berücksichtigt und 
ihre Bedeutung für das gesamte deutsche Wirt- 
schaftsleben gewürdigt. Zum Schluss erklärt 
S. an der Speisung des Rhein — Hannover — 
Kanals, wie in neuerer Zeit staatliche Wasser- 
wirtschaft im Zusammenfassen vielseitiger Auf- 
gaben betrieben wird. An den Vortrag schloss 
sich eine Aussprache, in der von den Rednaern 
manche Anregungen gegeben wurden. Ausser 
diesen Ausführungen sind drei Karten der vor- 
liegenden Schrift beigefügt. E. I. 
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M. Contag und Fritz Simon, Königsbergs 
Grosssrhiffahrtswege nach Litauen, der Ukraine 
und Polen. Hartungsche Buchdruckerei, Königs: 
berg 1918. 51 S. — Die im Auftrage des Magi- 
strats der Stadt Königsberg und der Handels- 
kammer zu Königsberg verfasste Denkschrift 
behandelt den Ausbau der deutschen und ost- 
europäischen Binnenwasserstrassen im all- 


| 
| 
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en und den Ausbau der Binnenwasser- 
rassen in ÖOstpreussen und seinen Nachbar- 
gebieten im besonderen. Einzelstudien sind 
den Wasserstrassen Königsberg—Tilsit—Kowno 
und Wilna ; Königsberg—Masurischer Kanal— 
Grodno— Kiew und schliesslich Königsberg — 
Nowogrod-Warschau gewidmet. Die politischen 
Ereignisse dürften die Durchführung dieser 
wichtigen Pläne vorläufig unmöglich gemacht 
haben. 


C. Döring, Die Bevölkerungsbewegung im 
Weltkrieg. 11. Oesterreich-Ungarn. Kopenhagen 
1919. Bulletin der Studiengesellschaft für soziale 
Folgen des Krieges Nr. 5. — Im Anschluss an 
seine Schrift über die Bevölkerungsbewegung 
in Deutschland während des Weltkrieges, deren 
Hauptergebnisse wir seinerzeit (XV. Jahrg. 
Sp. 247) mitteilten, veröffentlicht der Verfasser 
nunmehr entsprechende Untersuchungen in bezug 
auf Oesterreich-Ungarn. Erschütternd wirkt 
die Feststellung, dass sich der Gesamtverlust 
dieser Länder auf rd. 5,2 Mill. Menschen be- 
ziffert, von denen annähernd 3,7 Mill. auf den 
Geburtenrückgang und über 1,5 Mill. auf die 
Zunahme der Sterblichkeit entfallen. Beide 
Mittelmächte zusammen haben demnach infolge 
des Krieges nahezu 11 Mill. Menschen verloren. 

E. L. 


Die Oesterreicher im Auslande. 2. Bd. 3. Heft 
der Ergebnisse der Volkszählung vom 31. Dezem- 
ber 1910 in Oesterreich. Bearbeitet von dem 
Büro der statistischen Zentral-Kommission. In 
Kommission bei Karl Gsrold’s Sohn, Wien 1919. 
— Das vorliegende Tabellenwerk, das die öster- 
reichischen Staatsangehörigen im Ausland be- 
handelt, bildet das Gegenstück zum 2. Heft 
desselben Bandes, in welchem die Ausländer in 
Oesterreich dargestellt worden waren. Aus der 
Statistik ergibt sich, dass im Jahre 1910 etwa 
31/a Millionen Oesterreicher im Ausland gelebt 
haben dürften; das ist ein Achtel der Bevölkerung 
von Össterreich, während dieses Land selbst 
nur 583000 Fremde beherbergte. Nur für 
drei Staaten — Ungarn, Liechtenstein, Italien — 
zeigte sich ein Ueberschuss der Einwanderung, 
bei allen anderen Staaten dagegen ein Verlust 
durch Wanderbewegung, am stärksten bei den 
Vereinigten Staaten von Amerika, wo sich über 
2 Mill. Personen österreichischer Abstammung 
befanden; ihnen folgte das Deutsche Reich mit 
über 622000 und Ungarn mit 235 000 Oester- 
reichern. Von den Ausländern in Oesterreich 
stehen die Ungarn an erster Stelle mit über 300 000 
Personen, es folgen die deutschen Staatsange- 
hörigen mit 126000 und die Italiener mit 
79 000 Personen. 


Walter Huth, Die wirtschaftlichen Kräfte 
Deutsch-Oesterreichs und sein Anschluss an_da 
Deutsche Reich. Franz Siemenroth. Berli 
119S. 5 M. — Die Entente hat durch 
Einspruch verhindert, dass der gros 


Gedanke vorläufig verwirklicht werde 
Trotzdem wird man auch weiterbin, ebenso w 
der Verfasser der vorliegenden Arbeit, die wirt- 
schaftlichen Grundlagen von Deutseh-Oesterreich 
eingehend betrachten, um die Gründe und Mög- 
lichkeiten für eine spätere Vereinigung dieses 
Landes mit dem Deutschen Reiche zu erwägen. 
E. L, 


Rückschau über Handel und Industrie der 
Schweiz 1914 — 1918. Herausgegeben vom 
Schweizerischen Bankverein. Emil Birk- 
häuser u Cie., Basel. — Auf die Bedeutung 
dieser inhaltreichen Veröffentlichung wurde 
bereits in dem Aufsatz „Der Aussenhandel der 
Schweiz während des Krieges‘ in Nr. 10 dieser 
Zeitschrift hingewiesen. 


Liederik, Flanderns wirtschaftliche Selb- 


ständigkeit. Deutsch von J. H. Ross. 
J. B. Metzlersche Verlagsbuchhandlung, Stutt- 
gart 1918. 6 M. — Verfasser fordert, dass 


Flandern in allmählicher Entwicklung, mit 
eigener Arbeit und eigenen Geldmitteln, die 
Erzeugnisse seines eigenen Bodens, sowie auch 
fremde Rohstoffe zu Fabrikaten verarbeitet, 
in welchen das Bild seiner eigenen Kultur ver- 
wirklicht und vergeistigt ist. Nicht in den 
politischen Vorkämpfern des Franzosentums 
sieht der Verfasser die Hauptfeinde der Flamen, 
sondern in den Reihen der wirtschaftlichen 
Machthaber. Zweck der vorliegenden Unter- 
suchung ist es, zum Kampf gegen diese Feinde 
von Flanderns Befreiung aufzufordern, Flanderns 
Not klarzulegen und sein Arbeitsvolk selbständig 
zu machen. 


Joseph Meurer, Die neue Volkswirtschaft. 
Berlin 1919. 17 S. — Der bei der Zentrale 
für Heimatdienst tätige Verfasser entwickelt 
seine Gedanken über systematische Volksauf- 
klärung an zwei praktischen Fällen: Aufklärung, 
Beratung und Unterbringung der heimkehrenden 
Westfrontgefangenen sowie Aufgabenkreis der 
Bauernräte und das Arbeitslosenproblem. 


Hellauer, Weltwirtschaftliche Forschung 
vom privatwirtschaftlichen Standpunkte. Georg 
Reimer, Berlin 1917. 28 S. 80 Pf. — In der 
vorliegenden Rede Prof. Hellauers, die dieser 
zur Eröffnung der ‚Kurse für internationale 
Privatwirtschaft“ in der Handelshochschule zu 
Berlin gehalten hat, wird es als wünschenswert 
bezeichnet, dass sich die Privatwirtschaftslehre 
international ausweite. In Lehre und Forschung 
soll ihre Spezialisierung auf Welt- und Auslands- 
wirtschaft durchgeführt werden. Für diese 
Zwecke sei die Schaffung eines „Instituts für 
internationale Privatwirtschaft“‘ erforderlich, 
das, ähnlich eingerichtet und ausgestaltet wie 
das Kieler „Institut für Seeverkehr und Welt- 
aft“‘, dessen ergänzendes Gegenstück 
len soll. Hellauer schildert im einzelnen 
soanisation und Hauptaufgaben des In- 
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Albert Baum, Indust 

technik. Akademisch-Technisch 
Hammel, Frankfurt a. M. 1918. 
Vor diesem ‚Leitfaden‘ sei gewarnt. Geoda 
fülle liegt dem Verfasser ebenso fern wie Ge- 
drängtheit des Ausdrucks. Die wirklich wert- 
vollen Gedanken des Buches hätten sich auf einigen 
wenigen Seiten vereinigen lassen; das übrige 
sind Binsenweisheiten, sowie gespreizte und 
schwulstige Redewendungen, durch die der 
Leser nur gelangweilt wird. Mit der Grammatik 
nimmt’s der Verfasser nicht immer genau. 
Fremdwörter schätzt er zwar sehr, verwendet 
sie aber nicht immer richtig. Nur ein 
Beispiel von Scohaumschlägerei sei angeführt. 
Um dem Leser mitzuteilen (S. 49), dass der 
Vorstand (Direktor) der verkaufstechnischen 
Abteilung sowohl kaufmännische als auch ge- 


‚diegene technische Kenntnisse besitzen muss, 


benötigt der Verfasser nicht weniger als 
11/s Seiten. Der besonders inhaltreiche erste 
Absatz lautet: ‚„‚Der verkaufstechnische Direktor 
ist der Vorstand der verkaufstechnischen Ab- 
teilung, dies müssen wir im Auge behalten und 
davon müssen wir ausgehen, wenn wir disNuf- 
gaben, Funktionen und Befugnisse des ver- 
kaufstechnischen Vorstandes richtig einschätzen, 
verstehen und kritisch würdigen wollen, was 
ja im Rahmen einer industriellen Verwaltungs- 
technik unbedingt erforderlich sein wird und 
uns hier beschäftigen soll.‘ Der Schreiber dieser 
Zeilen besitzt noch die Kühnheit, seinem Geistes- 
erzeugnis folgendes Eigenlob zu spenden: „Man 
wird mir sicher zugeben, dass ich die Dar- 
legungen in mustergültiger Weise klar und 
sicher gehalten habe und somit ein gross- 
zügiges Werk schuf, das allen Geschäftsleuten, 
Industriellen und Ingenieuren in leitender 
Stellung das bringt, was ich zu bieten habe, 
das beste und rationellste Rüstzeug im Kampf 
um die Zukunft unserer deutschen Industrie. 
Dieses Rüstzeug ist die moderne industrielle 
Verwaltungstechnik.‘‘ Dr. Ladenthin, Berlin. 


Manuel Saitzew, Die Kosten der Wasserkraft 
und ihre Abhängigkeit von der Höhe des Arbeits- 
lohnes. Rascher & Cie., Zürich 1919. 1128, 
4,50 Fr, — Aus der Analyse der Energie- 
erzeugungskosten stellt Verfasser zunächst fest, 
in welchem Masse die Betriebskosten einer 
Wasserkraftanlage durch ihre Anlagekosten 
bestimmt werden. Alsdann untersucht er die 
Zusammensetzung der Anlagekosten; .dabei 
kommt es ihm auf die Feststellung an, inwieweit 
die Anlagekosten von der Höhe des Arbeitg- 
lohnes abhängen. Schliesslich prüft Verfasser 
die Frage, ob der Satz vom gleichen Preis der 
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Pe 


. Mün- 
agsgesellschaft. 
idliche Archiv ‚‚Das 
", sich die Aufgabe gestellt, 
Kenntnisse in die weitesten 
tragen und bedient sich dabei der 
ecrausgabe kleiner handlicher Büchelchen, die 
zunächst unsere Hauptnahrungsmittel behandeln. 
Das vorliegende 1. Bändchen ist dem Reis ge- 
widmet und enthält zahlreiche wissenswerte An- 
gaben über den Anbau, die Gewinnung, Ver- 
wendung und wirtschaftlicher Bedeutung dieses 
seit mehr als 5000 Jahren angebauten Nahrungs- 
gewächses, die durch einige Abbildungen und 
£ eine Weltstandortskarte erläutert werden. 


Mathilde Planck, Der Berafsstaat nach 
der Rechtslehre Karl Chr. Plancks. 
Eugen Diderichs. Jena 1918. 1008. 
Inhalt: Vorwort. Der Philosoph und seine Zeit. 
Das Grundeigentumsrecht. Die Berufsgenossen- 
schaften. Volkserziehung. Volksvertretung und 
Regierung, Wege zum Ziel. 


Palestina, Schriften des Deutschen 
ees zur Förderung der jüdischen 
ra-Sipdelung. Berlin 1918 und 1919. 
em „‚Gelobten Lande“ der Vor- 
väter, soll vom i n Volke eine Heimstätts 
jüdischer Kultur und Wirtschaft errichtet werden, 
um in allmählicher Entwicklung einen Teil dieses 
Voikes in sich aufzunehmen. In erster Linie 
handelt es sich um die unter elenden wirtschaft- 
lichen Bedingungen dahinsiechenden und in der 
Entwicklung ihrer nationalen Eigenart gehemm- 
ten Ostjuden. Dieser zionistisch-jüdische Pale- 
stinagedanke hat während des Weltkrieges die 
grundsätzliche Billigung aller grossen Mächte 
gefunden. Nach Ansicht des Deutschen Komitees 
„Pro Palestina‘‘, das im April 1918 gegründet 
wurde, um für die Verwirklichung dieses Ge- 
dankens möglichst im Rahmen des türkischen 
Reiches einzutreten, könnte dessen Förderung 
unter den veränderten Umständen vor allem 
darin ihren Ausdruck finden, dass Deutschland 
die Berechtigung dieser Wünsche rückhaltlos 
anerkennt. Die Schriften dieses Komitees, von 
denen die ersten acht Hefte erschienen sind, 
wollen die deutsche Oeffentlichkeit darüber auf- 
klären, welche Bedeutung das Streben der Juden 
nach Schaffung eines grossen zusammenhängen- 
den Siedlungsgebietes in Palestina gewinnen 
kann für die Ausbreitung deutscher Kultur und 
Wirtschaftsbeziehungen im vorderen Orient, für 
die Erneuerung jüdischer Kultur und jüdischen 
Volkslebens und für den Fortschritt menschlicher 
Wohlfahrt und Gesittung überhaupt. Im 
1. Heft, das einen im April v. J. gehaltenen Vor- 
von Max Cohen-Reuss enthält, wird die poli- 
tische Bedeutung des Zionismus in grossen 


gestellt unter Voraussetzung eines für 
and und die Türkei glücklichen Aus- 
ganges des Krieges. — Carl Ballod, der Vor- 
sitzende des Ausschusses des Komittees, unter- 
sucht im 2. Heft: Palestina als jüdisches 
Ansiedelungsgebiet, die Fragen, ob der Zionis- 
mus heut, angesichts der Emanzipation des Ost- 
judentums durch die russische Revolution und 
Aufhebung des Ansiedelungsrayons für die russi- 
schen Juden, überhaupt noch einen vernünftigen 
Zweck habe, und wenn dies der Fall ist, ob 
dann Palestina nicht zu arm und zu klein ge- 
worden sei, um einem irgend erheblichen Teil 
des auf 14 Millionen Köpfe angewachsenen Juden- 
volkes Unterkunft zu bieten. Die erste Frage 
bejaht B. und bei Beantwortung der zweiten 
Frage kommt er zu dem Ergebnis, dass auf 
Grund der landwirtschaftlichen Produktions- 
fähigkeit Palestina in absehbarer Zeit eine Be- 
völkerung von 6 Millionen Seelen aufnehmen 
könne. B. stellt auch einen Plan für die all- 
mäbliche Durchführung der von ihm vorge- 
schlagenen acker-gartenstädtischen Anlagen auf 
und mashtVorschläge, wiediegewaltigen Kapitals- 
nummern für diesen Zweck zu beschaffen seien. 
— Einen mehr allgemeinen Charakter trägt de 
Aufsatz von Otto Eberhard, Der Zionsge- 
danke als Weltidee und als praktische 
Gegenwartsfrage, (8. Heft). Er stellt im 
einzelnen folgendes dar: Den Zionismus und sein 
Programm, die diplomatisch-politische Form 
Th. Herzis, die praktisch-kolonisatorische Gegen- 
wartsarbeit und die zionistische Kulturarbeit in 
Palestina und in der Diaspora und schliesslich 
den Zionismus in der Weltpolitik unter dem Ein- 
fluss des Weltkrieges. — Die wirtschaftliche 
Bedeutung Palestinas als Teiles der Tür- 
kei wird im 4. Heft von F. C. Endres 
behandelt. Auch die Schrift ist bereits im 
Sommer 1918 abgeschlossen worden. — Im 
5. Heft: Der Boden Palestinas, seine Ent- 
stehung, Beschaffenheit, Bearbeitung 
und Ertragsfähigkeit prüft Max Blancken- 
horn die geologischen Verhältnisse und das 
Klima des Landes und beurteilt in vorsichtiger 
aber doch hoffnungsvoller Weise die landwirt- 
schaftlichen Möglıchkeiten der Zukunft. — Ein 
anschauliches Bild von den wirtschaftlichen, 
allgemein rechtlichen und politischen Nöten d 
Judenvolkes in Russisch-Polen und Galizien g# 
R. Leo im 6. Heft: Das Ostjudenp 
und Palestina. Er schildert auch & 
herigen Versuche der Selbsthilfe: Massna® 
sozialpolitischer Natur und Auswanderung, 

dann die heutige Wanderbewegung n: 
Palestina ausführlicher zu berücksichtigen 
— Eine wesentliche Ergänzung und einen 
gewissen Abschluss der genannten Schriften 
bildet das 7./8. Doppelheft: Palestina und 
die Juden von Davis Trietsch, das eine 
Fülle von Tatsachen und Ziffern, erläuter 
durch acht Kartenskizzen und Schayleikdar 
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Gedanke vorläufig verwirklicht werdef 
Trotzdem wird man auch weiterhin, ebenso w 
der Verfasser der vorliegenden Arbeit, die wirt- 
schaftlichen Grundlagen von Deutsoh-Oesterreich 
eivgehend betrachten, um die Gründe und Mög- 
lichkeiten für eine spätere Vereinigung dieses 
Landes mit dem Deutschen Reiche zu erwägen. 
E. L. 


Rückschau über Handel und Industrie der 
Schweiz 1914 — 1918. Herausgegeben vom 
Schweizerischen Bankverein. Emil Birk- 
häuser u Cie., Basel. — Auf die Bedeutung 
dieser inhaltreichen Veröffentlichung wurde 
bereits in dem Aufsatz ‚Der Aussenhandel der 
Schweiz während des Krieges‘ in Nr. 10 dieser 
Zeitschrift hingewiesen. 


Liederik, Flanderns wirtschaftliche Selb- 


ständigkeit. Deutsch von . Ross. 
J. B. Metzlersche Verlagsbuchhandlung, Stutt- 
gart 1918. 6 M. — Verfasser fordert, dass 


Flandern in allmählicher Entwicklung, mit 
eigener Arbeit und eigenen Geldmitteln, die 
Erzeugnisse seines eigenen Bodens, sowie auch 
fremde Rohstoffe zu Fabrikaten verarbeitet, 
in welchen das Bild seiner eigenen Kultur ver- 
wirklicht und vergeistigt ist. Nicht in den 
politischen Vorkämpfern des Franzosentums 
sieht der Verfasser die Hauptfeinde der Flamen, 
sondern in den Reihen der wirtschaftlichen 
Machthaber. Zweck der vorliegenden Unter- 
suchung ist es, zum Kampf gegen diese Feinde 
von Flanderns Befreiung aufzufordern, Flanderns 
Not klarzulegen und sein Arbeitsvolk selbständig 
zu machen. 


Joseph Meurer, Die neue Volkswirtschaft. 
Berlin 1919. 17 S. — Der bei der Zentrale 
für Heimatdienst tätige Verfasser entwickelt 
seine Gedanken über systematische Volksauf- 
klärung an zwei praktischen Fällen: Aufklärung, 
Beratung und Unterbringung der heimkehrenden 
Westfrontgefangenen sowie Aufgabenkreis der 
Bauernräte und das Arbeitslosenproblem. 


Hellauer, Weltwirtschaftliche Forschung 
vom privatwirtschaftlichen Standpunkte. Georg 
Reimer, Berlin 1917. 28 S. 80 Pf. — In der 
vorliegenden Rede Prof. Hellauers, die dieser 
zur Eröffnung der ‚Kurse für internationale 
Privatwirtschaft‘“ in der Handelshochschule zu 
Berlin gehalten hat, wird es als wünschenswert 
bezeichnet, dass sich die Privatwirtschaftslehre 
international ausweite. In Lehre und Forschung 
soll ihre Spezialisierung auf Welt- und Auslands- 
wirtschaft durchgeführt werden. Für diese 
Zwecke sei die Schaffung eines „Instituts für 
internationale Privatwirtschaft‘‘ erforderlich, 
das, ähnlich eingerichtet und ausgestaltet wie 
das Kieler ‚Institut für Seeverkehr und Welt- 
alt“, dessen ergänzendes Gegenstück 
len soll. Hellauer schildert im einzelnen 
soanisation und Hauptaufgaben des In- 
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Albert Baum, Indusus 
technik. Akademisch-Technische 
Hammel, Frankfurt a. M. 1918. x 
Vor diesem ‚‚Leitfaden‘‘ sei gewarnt. Gedann® 
fülle liegt dem Verfasser ebenso fern wie Ge- 
drängtheit des Ausdrucks. Dio wirklich wert- 
vollen Gedanken des Bucheshätten sich aufeinigen 
wenigen Seiten vereinigen lassen; das übrige 
sind Binsenweisheiten, sowie gespreizte und 
schwulstige Redewendungen, durch die der 
Leser nur gelangweilt wird. Mit der Grammatik 
nimmt’s der Verfasser nicht immer genau. 
Fremdwörter schätzt er zwar sehr, verwendet 
sie aber nicht immer richtig. Nur ein 
Beispiel von Schaumschlägerei sei angeführt. 
Um dem Leser mitzuteilen (S. 49), dass der 
Vorstand (Direktor) der verkaufstechnischen 
Abteilung sowohl kaufmännische als auch ge- 


. diegens technische Kenntnisse besitzen muss, 


benötigt der Verfasser nicht weniger als 
1!/2 Seiten. Der besonders inhaltreiche erste 
Absatz lautet: „Der verkaufstechnische Direktor 
ist der Vorstand der verkaufstechnischen Ab- 
teilung, dies müssen wir im Auge behalten und 
davon müssen wir ausgehen, wenn wir die Auf- 
gaben, Funktionen und Befugnisse des ver- 
kaufstechnischen Vorstandes richtig einschätzen, 
versteben und kritisch würdigen wollen, was 
ja im Rahmen einer industriellen Verwaltungs- 
technik unbedingt erforderlich sein wird und 
uns hier beschäftigen soll.‘ Der Schreiber dieser 
Zeilen besitzt noch die Kühnheit, seinem Geistes- 
erzeugnis folgendes Eigenlob zu spenden: „Man 
wird mir sicher zugeben, dass ich die Dar- 
legungen in mustergültiger Weise klar und 
sicher gehalten habe und somit ein gross- 
zügiges Werk schuf, das allen Geschäftsleuten, 
Industriellen und Ingenieuren in leitender 
Stellung das bringt, was ich zu bieten habe, 
das beste und rationellste Rüstzeug im Kampf 
um die Zukunft unserer deutschen Industrie, 
Dieses Rüstzeug ist die moderne industrielle 
Verwaltungstechnik.‘“‘ Dr. Ladenthin, Berlin. 


Manuel Saitzew, Die Kosten der Wasserkraft 
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und ihre Abhängigkeit von der Höhe des Arbeits. 


lohnes. Rascher & Cie., Zürich 1919. .112S. 
4,50 Fr, — Aus der Analyse der Energie- 
erzeugungskosten stellt Verfasser zunächst fest, 
in welchem Masse die Betriebskosten einer 
Wasserkraftanlage durch ihre Anlagekosten 
bestimmt werden. Alsdann untersucht er die 
Zusammensetzung der Anlagekosten; .dabei 
kommt es ihm auf die Feststellung an, inwieweit 
die Anlagekosten von der Höhe des Arbeits- 
lohnes abhängen. Schliesslich prüft Verfasser 
die Frage, ob der Satz vom gleichen Preis der 


. Mün- 
agsgesellschaft. 
dliche Archiv ‚‚Das 

”, sıch die Aufgabe gestellt, 
Kenntnisse in die weitesten 
tragen und bedient sich dabei der 
?erausgabe kleiner handlicher Büchelchen, die 
zunächst unsere Hauptnahrungsmittel behandeln. 
Das vorliegende 1. Bändchen ist dem Reis ge- 
widmet und enthält zahlreiche wissenswerte An- 
gaben über den Anbau, die Gewinnung, Ver- 
wendung und wirtschaftlicher Bedeutung dieses 
seit mehr als 5000 Jahren angebauten Nahrungs- 
gewächses, die durch einige Abbildungen und 
eine Weltstandortskarte erläutert werden. 


Mathilde Planck, Der Berufsstaat nach 
der Rechtslehre Karl Chr. Plancks. 
Eugen Diderichs. Jena 1918. 1008. 
Inhalt: Vorwort. Der Philosoph und seine Zeit. 
Das Grundeigentumsrecht. Die Berufsgenossen- 
schaften. Volkserziehung. Volksvertretung und 
a Regierung, Wege zum Ziel. 


p Palestina, Schriften des Deutschen 
fees zur Förderung der jüdischen 
ana-Sipdelung. Berlin 1918 und 1919, 

1 em ‚„‚Gelobten Lande“‘ der Vor- 
väter, soll vom : n Volke eine Heimstätte 
jüdischer Kultur und Wirtschaft errichtet werden, 
um in allmählicher Entwicklung einen Teil dieses 
Volkes in sich aufzunehmen. In erster Linie 
handelt es sich um die unter elenden wirtschaft- 
lichen Bedingungen dahinsiechenden und in der 
Entwicklung ihrer nationalen Eigenart gehemm- 
ten Ostjuden. Dieser zionistisch-jüdische Pale- 
' stinagedanke hat während des Weltkrieges die 
grundsätzliche Billigung aller grossen Mächte 
gefunden. Nach Ansicht des Deutschen Komitees 
„rro Palestina‘‘, das im April 1918 gegründet 
wurde, um für die Verwirklichung dieses Ge- 
dankens möglichst im Rahmen des türkischen 
Reiches einzutreten, könnte dessen Förderung 
unter den veränderten Umständen vor allem 
darin ihren Ausdruck finden, dass Deutschland 
die Berechtigung dieser Wünsche rückhaltlos 
anerkennt. Die Schriften dieses Komitees, von 
denen die ersten acht Hefte erschienen sind, 
wollen die deutsche Oeffentlichkeit darüber auf- 
klären, welche Bedeutung das Streben der Juden 
nach Schaffung eines grossen zusammenhängen- 
den Siedlungsgebietes in Palestina gewinnen 
kann für die Ausbreitung deutscher Kultur und 
Wirtschaftsbeziehungen im vorderen Orient, für 
die Erneuerung jüdischer Kultur und jüdischen 
Volkslebens und für den Fortschritt menschlicher 
Wohlfahrt und Gesittung überhaupt. Im 
1. Heft, das einen im April v. J. gehaltenen Vor- 
von Max Cohen-Reuss entbält, wird die poli- 
tische Bedeutung des Zionismus in grosse 


gestellt unter Voraussetzung eines für 
Send und die Türkei glücklichen Aus- 
ganges des Krieges. — Carl Ballod, der Vor- 
sitzende des Ausschusses des Komittees, unter- 
sucht im 2. Heft: Palestina als jüdisches 
Ansiedelungsgebiet, die Fragen, ob der Zionis- 
mus heut, angesichts der Emanzipation des Ost- 
judentums durch die russische Revolution und 
Aufhebung des Ansiedelungsrayons für die russi- 
schen Juden, überhaupt noch einen vernünftigen 
Zweck habe, und wenn dies der Fall ist, ob 
dann Palestina nicht zu arm und zu klein ge- 
worden sei, um einem irgend erheblichen Teil 
des auf 14 Millionen Köpfe angewachsenen Juden- 
volkes Unterkunft zu bieten. Die erste Frage 
bejaht B. und bei Beantwortung der zweiten 
Frage kommt er zu dem Ergebnis, dass auf 
Grund der landwirtschaftlichen Produktions- 
fähigkeit Palestina in absehbarer Zeit eine Be- 
völkerung von 6 Millionen Seelen aufnehmen 
könne. B. stellt auch einen Plan für die all- 
mähliche Durchführung der von ihm vorge- 
schlagenen acker-gartenstädtischen Anlagen auf 
und mashtVorschläge, wie diegewaltigen Kapitals- 
nummern für diesen Zweck zu beschaffen seien. 
— Einen mehr allgemeinen Charakter trägt de 
Aufsatz von Otto Eberhard, Der Zionsge- 
danke als Weltidee und als praktische 
Gegenwartsfrage, (3. Heft). Er stellt im 
einzelnen folgendes dar: Den Zionismus und sein 
Programm, die diplomatisch-politische Form 
Th. Herzls, die praktisch-kolonisatorische Gegen- 
wartsarbeit und die zionistische Kulturarbeit in 
Palestina und in der Diaspora und schliesslich 
den Zionismus in der Weltpolitik unter dem Ein- 
fluss des Weltkrieges. — Die wirtschaftliche 
Bedeutung Palestinas als Teiles der Tür- 
kei wird im 4. Heft von F. C. Endres 
behandelt. Auch die Schrift ist bereits im 
Sommer 1918 abgeschlossen worden. — Im 
5. Heft: Der Boden Palestinas, seine Ent- 
stehung, Beschaffenheit, Bearbeitung 
und Ertragsfähigkeit prüft Max Blancoken- 
horn die geologischen Verhältnisse und das 
Klima des Landes und beurteilt in vorsichtiger 
aber doch hoffnungsvoller Weise die landwirt- 
schaftlichen Möglichkeiten der Zukunft. — Ein 
anschauliches Bild von den wirtschaftlichen, 
allgemein rechtlichen und politischen Nöten d 
Judenvolkes in Russisch-Polen und Galizien g® 
R. Leo im 6. Heft: Das Ostjudenp 
und Palestina. Er schildert auch 4 
herigen Versuche der Selbsthilfe: Massnal 
sozialpolitischer Natur und Auswanderung, 
dann die heutige Wanderbewegung n? 
Palestina ausführlicher zu berücksichtigen 
— Eine wesentliche Ergänzung und einen 
gewissen Abschluss der genannten Schriften 
bildet das 7./8. Doppelheft: Palestina und 
die Juden von Davis Trietsch, das eine 
Fülle von Tatsachen und Ziffern, erläuter 
durch acht Kartenskizzen und Schaylsihdlar 
das Land Linn 


fassend kann man feststellen, dass 
Veröffentlichungen des Deutschen Ko 
Palestina‘‘ zuverlässige Aufklärungen über v& 
schiedene Seiten des Problems einer jüdischen 
Palestinasiedelung geben und daher den betei- 
ligten Kreisen willkommen sein werden. 

Dr. Ladenthin, Berlin. 


Bericht der Royal Commission on Supply 
of Food and Raw Material in Time of War 1903. 
Uebersetzt von Käthe Bruns, bearbeitet und 
eingeleitet von Ernst Schuster und Hans 
Wehberg. Gustav Fischer, Jena 1918. 169 8. 
8,60 M. — Der bereits im Jahre 1905 erstattete 
Bericht der Königl. Kommission für die Unter- 
suchung der Lebensmittel- und Rohstoffversor- 
gung während eines Krieges stellt eines der 
wichtigsten Beweisstücke dar für die frühzeitige 
wirtschaftliohe Kriegsrüstung Englands. Die 
vorliegende Veröffentlichung enthält nur den 
Hauptbericht in Uebersetzung. Was aus dem 
übrigen Inhalt der Protokolle der Kommission 
zur Erläuterung und Kritik zu entnehmen war, 
ist in der Einführung niedergelegt und mit 
einer Darstellung der Geschichte sowie der 
irtschaftlichen und völkerrechtlichen Grund- 
auffassungen der Kommission verbunden worden. 


M. Boghitschewitsch, Kriegsursachen. Art. 
Institut Orel Füssli, Zürich 1919. 4.50 M. — 
Nachdem die massgebenden Vertreter der frühe- 
ren deutschen Reichsregierung ibre Ansichten 
über die zum Kriege führenden Ereignisse in 
Buchform niedergelegt und diese in den Verhand- 
lungen des parlamentarischen Untersuchungs- 
ausschusses ergänzt haben, dürfte es nicht ohne 
Reiz sein, die vorliegenden Ausführungen des 
ehemaligen Serbischen Geschäftsträgers in Berlin 
über die Ursachen des Weltkrieges unter beson- 
derer Berücksichtigung Russlands und Serbiens, 
kennen zu lernen. Der umfangreiche Anhang 
des Buches enthält Dokumente, die z. T. noch 
unveröffentlicht sind. E. L. 


Friedrich Kahl, Die Pariser Wirtschafts- 
konferenz vom 14. bis 17. Juni 1916 und die 
ihr voraufgegangenen gemeinsamen 
Beratungen der Ententestaaten - über 
en Wirtschaftskrieg gegen die Mittel- 
üchte. Gustav Fischer, Jena 1917. 94 8. 
Verfasser des vorliegenden dreizehnten 
Jer kriegswirtschaftlichen Untersuchungen 
em Institut für Seeverkehr und Weltwirt- 
ft an der Universität Kiel, schildert. die 
stehung und Durchführung des Planeg der 


| 


Wirtschaftskrieg. 
reich. Gustav Fische, 
20 M. — Das vorliegende 
bisher erschienenen Bänden des Kie 
über den Wirtschaftskrieg Englands, Russ 
und Japans würdig anschliesst, schildert zu- 
nächst, welchen ganz neuen Wirtschaftsgeist man 
während des Krieges in Frankreich zu fördern 
gesucht hat. Alsdann folgt eine Darstellung des 
Kampfes gegen den deutschen wirtschaftlichen 
Einfluss in Frankreich und auf dem Weltmarkt 
während und nach dem Kriege. Der rechtliche Teil 
der Arbeit behandelt das französische Dekret vom 
27. September 1914 und die sich daran an- 
schliessenden ministeriellen Verordnungen, 
Gesetze usw. Der Anhang enthält Literatur- 
angaben und verschiedene handelspolitische 
Entschliessungen wirtschaftlicher Vereinigungen. 
Das mit ausführlichem Sach- und Firmen- 
verzeichnis versehene Werk dürfte für den 
praktischen Gebrauch derjenigen deutschen 
Unternehmen, die vor dem Kriege Handel 
beziehungen mit Frankreich hatten, 
wertvoll sein wie für wissenschaftliöhe Fo 


Heinrich Pohl, Englischegg#eekrieg 
im Weltkriege. Mit ein 
Urkunden. Puttkammer und Mühlbrecht, Berli 
1917. 518. — Die Darstellung lässt erkennen, 
dass England nahezu das ganze Seekriegsrecht, 
soweit es vor dem August 1914 als inter- 
nationales Gemeingut gelten konnte, allmählich 
in Trümmer gelegt hat. 


E. R. Jaensch, Die Friedensfrage im Zu- 
sammenhang mit Bildungs- und Kulturproblemen 
der Gegenwart. Jobann Ambrosius Barıh, Leip- 
zig 1919. 16S. 0,80 M. Der Titel der Schrift 
lässt mehr erhoffen, als geboten wird, doch ent- 
halten die vor Abschluss des Friedensvertrags 
niedergeschriebenen Betrachtungen des Ver- 
fassers manche Anregung z. B. über den Fort- 
schrittsglauben als Regulativ unseres Handelns 
und über die Geisteshaltung der modernen 
Forscher der Naturwissenschaft. E.L. 


Henri Lambert, Ein neuer Gesichtspunkt 
zur Friedenstrage. Art. Institut Orell Füssli, 
Zürich 1916, 80 S. 
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